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Wie haben in der neueſten Zeit ſo viel von „Programmen“ geleſen, wir 
haben ſo viel von Freiheit und Selbſtregierung gehört, daß wir darin eine 
Aufforderung erblicken müffen, auch unſer eigenes Programm und das, was 
wir unter Selbftregierung verftehen, zunächft wenigftens in feinen Grundzügen 
darzulegen. Wir werden uns Dabei nicht, gleich dem Liberalismus, in eitel 
Phraſen und bombaftifchen Stichworten ergehen, fondern mit concreten Vor: 
fchlägen und ‘Boftulaten zu Tage treten. Als Ausgangspunkt bietet fi von 
jelbft das „Programm“, welches der Führer unferer Partei veröffentlicht Hat, 
und welches wörtlich folgendermaßen lautet: 

„Aufrechthaltung der alten und der durch die Urkunde von 1850 feft: 
geftellten Grundlagen unferer Verfaffung, insbefondere einer felbftftändigen 
efficienten Landesvertretung, ausgeftattet mit den Rechten, welche unferen 
ftändifchen Corporationen durch die ftändifche Geſetzgebung und dem Allge- 
meinen Landtage durch die Urkunde von 1850 zugefichert find, namentlich 
in Beziehung auf Geſetzgebung, RAR und Controlle ber 
Berwaltung. 

Rechts: Eontinuität. 

Reinigung der Verfaffungs-Urfunde von den vieldeutigen, nad) 1848 
fchmedenden Phrafen und Verheißungen. Ausbau unferer inneren Zuftände 
auf der Baſis des alten, jebt hergeftellten Rechtes und des Princips 
corporativer Freiheit und Gelbftregierung der Gemeinden, SKreife und 
Provinzen. 

Keine abftracte Trennung der Yuftiz von der Verwaltung, fondern 
Sicherung einer förmlichen Erörterung und felbftftändigen rechtlichen Ent: 
ſcheidung für alle dazu geeigneten Fragen auch des öffentlichen Rechtes. 

Errettung der Juftiz aus der Gefahr des Verdorrens in Folge der 
Trodenlegung. 

Befchränfung der Polizei auf ihr legitimes Gebiet, im Gegenfag zu 
dem Mißbrauche polizeilicher Befugniffe und ftaatlicher Auffichtsrechte zu 
fremdartigen oder willfürlichen Zweden. 
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Insbeſondere Schuß der Preffe und der Preßgewerbe gegen Willkür, — 
ein Echuß, der eine biscretionäre Gewalt, ausgeübt in feften Formen von 
einer Vertrauen verbienenden felbftftändigen Behörde, nicht ausfchließt; einer 
ſolchen discretionären Gewalt (ohne Willkür) wird Preußen fchwerlich 
entbehren fünnen. 

Ueberhaupt für unfere innere GEntwidelung im Ganzen und Großen 
englifche, nicht franzöfifche Mufter. 

Preußen ein evangeliicher Staat, mit heiligen umfangreichen Pflich— 

- ten gegen die evangelifche Kirche; Parität ald Rechtsbegriff, nicht als 
Surrogat der Religion. Wollberechtigung und volle Freiheit der vömijch- 
fatholifchen Kicche und, über die Gerechtigkeit hinaus, Wohlwollen und 
Fürforge für die römifch-Fatholiiche Kirche. 

Endlich: treue Unterftügung Sr. K. H. des Prinz-Regen— 
ten in Durhführung des Grundſatzes: „daß von einem 
Bruhe mit der Vergangenheit nun und nimmermehr die 
Rede fein ſoll.“ / 

Es wird in diefem Kreiſe überflüffig fein, auf die Principien felbft noch 
näher einzugehen; nur was daraus in dem gegebenen Augenblide für unfer 
Thun und Handeln folgt, das bitte ich in der Kürze eingehender beleuchten 
zu dürfen. 

I. Die Lebensfrage für Preußen und Daher der Gardinalpunft aller 
politijchen Geftaltung und Entwidelung ift die Erhaltung der ungefchwächten 
Kraft und Souveränetät der Krone und des Königthums. Daher feine con- 
ftitutionelle Minifter = Berantwortlichkeit, welche die Fürften mebiatifirt und bie 
Souveränetät hier in das Parlament, dort in das Beamtenthum verlegt; feine 
Nachäffung einer Verantwortlichfeit, von welcher Gneift felbft in Bezug auf 
England mit Recht bemerft (S. 291), „daß Verantwortlichfeit der Minifter 
gegen das Parlament nichts weiter heiße, als Werantwortlichfeit des Parla— 
ments gegen fich felber, und verantwortlich fein nichts Anderes bedeute, als 
das alleinige Entſcheidungs-Recht haben;“ feine parlamentarifche 
Regierung, welche das Königthum zu einem Aushängefchilde herefchender Bar: 
teien berabwärdigt; feine Majoritäts » Herrfchaft, welche die Krone zu einem 
Spielball parlamentarifcher Intriguanten macht; feine Wiederholung des Bür- 
gerkönigthums, welches überall mit der Reſidenz in Glaremont jchließt; Feine 
Nahahmung jener zwijchen Ultramontanismus und Liberalismus balancivenden 
belgifhen Staatsweisheit, welches in ihrer Heimat dem Banferott nabe ift. 
Staaten erhalten fih nur durch die Mittel und Kräfte, durch welche fie groß 
geworden find, und wie Preußens Einheit und Größe aus dem Schoofe feiner 
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Dynaftie und feined Königthums erwachfen, fo ift e8 auch um feine Zukunft 
gefchehen, wenn es feinen Urfprung verläugnet. 

Allerdings darf die hiftorifche Aufgabe des abfoluten Königthums, in 
joweit es ſich um Eoncentration und Gentralifation, fo wie um die Befeitigung 
der Ruinen abgeftorbener Staatsformen und vergangener Gejellichaftszuftände 
handelt, ald vollendet bezeichnet werden, und es ift in diefem inne richtig, 
daß eine Regierung in der Meife Friedrichs d. Gr. — auch abgefehen von 
der Perfon — heute werer väthlich noch möglich fein dürfte; doch ift damit 
die andere Seite der Aufgabe nur um fo fchärfer in den Vordergrund getreten. 

Diefer zweite Theil des gefhichtlichen Berufes des König— 
thums aber ift darin beichloffen, im Gegenfage gegen die aus der Gentrali- 
jation erwachjene, die Krone felbft gefährdende Bureaufratie und zur Befeiti- 
tigung des, den militärifchen Charafter Preußens in der Wurzel aufhebenden 
„Beamtenftaates” aus fich, als dem feften Mittelpunfte, heraus die in ihrer 
patrimonialen und feudalen Form abforbirten und befeitigten Stände in ihrer 
heutigen ftantlihen und ftaatsbürgerlihen Geftalt neu zu erzeugen 
und zu geftalten. 

Um aber dies zu oermögen, bedarf das Königthum vor Allem eines 
“Organs, durch welches die menfchliche Perfönlichkeit des Fürften zu einer, im 
eminenten Sinne, politifchen erhoben, und in welchem die gefammte politifche 
Intelligenz, Erfahrung und Thatfraft des Volkes der Krone vienftbar gemacht 
wird. Ein folches Organ ift der Staatsrath (englifch Geheimrath), Dies 
unentbehrliche Werkzeug und Piedeftal, die unerläßliche Verförperung der unger 
theilten und ungertrennten föniglichen Gewalt und Eouveränetät, der einzige 
Halt der Selbftftändigfeit, forwohl dem Beamtenthum und defien minifteriellen 
Spigen, ald der modernen Volksvertretung gegemüber. Ohne eine folche In: 
ftitution, deren Bedeutung das Faiferliche Frankreich ſtets Fehr wohl zu wür— 
digen gewußt, werden auch die Kronen des Feftlandes dem Schidjal der engli- 
fehen nicht entgehen, je länger defto mehr der Botmäßigfeit der Partei-Regie- 
rung, der Majoritäten und der Bureaufratie zu verfallen. 

Es war das Ende des Königthums und hatte feinen Grund in dem 
Mißtrauen gegen die perfönliche Regierung, daß in England und als dajelbft 
die laufende Verwaltung, welche durch den föniglichen Staatsrath (Privy 
Couneil) geführt werden follte, an einen Fleinen, nur aus Mitgliedern der 
herrichenden Partei beſtehenden Ausfchuß des Staatsrathes, das fogenannte 
Gabinet, überging, und mit Recht bemerft Gineift dabei, „daß diefe aus der 
Praris ftändifcher Negierung hervorgegangene Bildung des Gabinetd dazu 
diente, den Monarchen von einer perfünlichen Berathung und einem geregelten 
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Einfluß auf die laufenden Gefchäfte ganz auszufchließen,“ und im ihrem legten 
Einn nichts Anderes fei, als eine Transaction der regierenden Klaſſen auf 
Koften der regierten, wo jede Partei der anderen geftattet, dad Gabinet an: 
ftatt des „Königs im Staatsrath” als Landes-Regierung zu behandeln. 

Freilich darf man dabei nicht überfehen, weder daß es unrichtig und be 
denflich war und fein würde, wenn man — wie Died bei ung vor 1848 ger 
ſchah — den Staatsrath ald Landesvertretung behandelte und benugte, noch 
daß Niemand eine Gewalt erhalten kann, die fich felbft „beichränfen” will, 
und daß daher Fälle eintreten fünnen, in denen die monarchifche Partei 
auh in Preußen mit Bewußtfein und Gonfequenz die Wege der englijchen 
Tories betreten muß. 

11. Das zweite, nicht minder Wichtige ift die Bewahrung des mi— 
litärifhen Charakters der preußifchen Monarchie, nicht bloß ihrer Terri- 
torial= Verhältnifie halber oder als Selbſtzweck, ſondern vor Allem zur Er: 
füllung ihres hiftorifchen Berufes, der allein einem Staate und einer Dymnaftie 
eine politifche und providentielle Bedeutung verleiht. Erwachfen auf der Grund: 
lage der Marfen und des deutichen Ordenslandes, d. h. ald Vorpoften und 
Vorfämpfer deutſchen und chriftlichen Weſens gegen Heidenthum und Elawen- 
thum, zu einer Großmacht geworden damals, als es ihm gelang, fich ſelbſt 
und damit Deutfchland und das deutſche Fürftentbum von dem nicht mehr 
deutichen, fondern Habsburg = öfterreichifchen Kaiſerthum zu emancipiren und 
Preußen ald ebenbürtigen Vertreter deutſchen Rechtes und deutſcher Freiheit 
und des politifchen Gedanfens der deutichen Reformation zu etabliren, *) fann 
Preußen auch nur in der Feithaltung diefes feines biftorifchen Berufes feine 
Stellung ald_europäifche Großmacht behaupten, und es ift eitel politifche Char— 
latanerie, immer und überall den Militärftant im Munde zu führen, ohne gleich- 
zeitig von den Zweden und Aufgaben diefes Militärftantes zu fprechen. Wie 
in jedem Individuum die Religion der innerfte Kern feiner Perfönlichkeit und 
Action, fo auch in den Staaten und deren Politif, und gleich Sachſen und 
Schweden wird Preußen zu einem gemüthlichen und induftriellen Völkchen 
herabfinfen oder zu einer fchönen hiftorifchen Reminiscenz zufammenfchrumpfen, 
wenn fein Ehrgeiz darin befchloffen ift, Baumwolle zu fpinnen und Reben zu 
halten, zahlreiche wohlbeleibte und wohlgekleidete Beamte zu ernähren und 


gu Berlin in der Behauſung des Marſchalls Schomberg, dort, wo jetzt Se. Kö: 
niglihe Hoheit der Prinz Friedrich Milhelm refldirt, wurde die Abſetzung der katholiſchen 
Jacobiten beſchloſſen, Brandenburgische Truppen ferundirten dem Dranier in den Niederlan— 
den und in England, und Friedrich Wilhelm 1. erhob alsbald nad) der Gonverfion Kur— 
Sachſens, in richtiger Würdigung feiner Aufgabe, den Anſpruch, der Borfigende des Corpus 
Evangelicorum zu werben. 
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feine Geldmänner und Padete möglichft ſchnell und ficher zu befördern. Und 
ift is denn nicht gerade die Politif des „religionslofen“ Staates, welche in 
Preußen dem Ultramontanismus behagt?! 

Ueberdied muß man für die rechten Zwede auch die rechten Mittel wollen, 
Bilding, Intelligenz und Capital, fie find nicht gering zu fehägen, 
doch rächen fie nicht aus, einem Großftaat feine politifche Bedeutung zu ber 
wahren. Materielle Macht und fittliche Energie, eine zahlreiche, fchlagfertige 
Armee und die Gewißheit daheim und draußen, daß fie zu rechter Zeit mar- 
fhiren web, das find die beiten Gründe der Diplomatie. Es war der in- 
ftinctive Gdanfe des „großen Drillfelowebeld der Preußijchen Nation“, wie 
Th. Carlyl; Friedrich Wilhelm I. nennt, aus Preußen ein deutfches Sparta 
zu fchaffen, und ed war in der Hauptfache die Armee Friedrich Wilhelm's I., 
mit welcher Friedrich d. Gr. feine Schlachten ſchlug. Das frangöfifche Weſen 
und Wiſſen, welches Friedrich d. Gr. an die Stelle des deutfchen Willens 
und Könnens etzte, es fonnte faum ausbleiben, daß feine Armee ihr Schidjal 
in Jena erfüllt. „Untergraben Ew. Majeftät den chriftlichen Glauben, dann 
unterhöhlen Sir zugleih damit die Staatswohlfahrt *, wagte ſchon Zieten 
feinem Könige zu fagen. 

Wer alfo einen Militärftaat will, der muß vor Allem wollen einen 
König, der felbft regieren und befehlen und ein Volk, das ge: 
borhen fann und will. Der durch die fünftliche Zufammenjegung des 
Preugifchen Staates geforderte monarchifhe Charakter der Königlichen Gewalt 
muß durch den militärifchen Charakter des Staates noch gefteigert werben. 
Die „parlamentarifche Regierung ift das Grab des Militärftaates”, weil fie 
mit der Gewalt des militärifchen Königthums zugleich den Gehorfam des 
Bolfes und die Disciplin der Armee untergräbt, wie wir Died in Spanien 
täglich vor Augen haben, und es ift in der That die ganze Verwirrung und 
Verblendung unferer Zeit erforderlich, um die allgemeine Wehrpflicht und bie 
Identität des Heeres und des „iwaffentragenden Volkes“ ald Motiv und Ems- 
pfehlung des Parlamentarismus anzuführen. Gerade weil in Preußen Volk 
und Armee mehr iventifch find als irgendwo fonft, gerade um deswillen ift in 
Preußen der Parlamentarismus im Bolfe eben fo unftatthaft, 
als in der Armee. 

“ Nicht minder verderblich aber ift der „Beamtenftaat“, der, wie er 
„den Thron zur Gentralwelle der bureaufratifhen Mafchine und den König 
zum erblichen Präfidenten einer Republik“ heeabwürdigt, jo auch in der Be- 
günftigung der umfelbftftändigen Intelligenz die Bilbung von Stantsmännern 
und Joldatifchen Charakteren gleichmäßig unmöd lich macht. 


— So 


Sodann gehört dazu ein Volf, dad Soldat fein fann und will. Die 
halb Feine Herrfchaft ver Geldmänner, welche, weit entfernt die Armee ale 
befte Schule des Volkes zu ehren und zu pflegen, von einem ewigen Freden 
träumen und die Armeen nur noch als ein nothwendiges Uebel toleiren. 
Keine Verlegung des Schwergewichtd unferer inneren und äußeren Staats— 
funft und Politif in diejenigen Theile der Monarchie, welche, fremd den Tra- 
ditionen des altpreußifchen Weſens und der preußifchen Gefchichte, uiſer Va— 
terland der Gefahr nahe gebracht, fich aus einer Militär - Monacche in eine 
induftrielle Schwäger - Republif zu verwandeln. Keine Bevorzugung der Ins 
duftrie gegenüber dem Aderbau, einer Induftrie, die „unfichere kosmopolitiſche 
Griftenzen ſchafft“ und die förperliche Tüchtigfeit des Soldaten-Volfes unter: 
gräbt. Keine fernere Begünftigung des modernen Schulwefens, welches die 
Erziehung und Ausbildung des Charakters, das Wollen und Können bei 
Seite läßt und die gefammte Volfsbildung in ein Drill-Syftem für Eramina 
aufzulöſen droht. Seine Gefeggebung und Berwaltung, welch: den Bauern: 
ftand verfchwinden und den Handwerker zum Fabrifarbeiter ferabfinfen läßt. 
Kein Regiment, welches das Bolf im Frieden zu einem bequemen Diener 
erzieht und dann für den Krieg die Thaten eines Helden von ihm erwartet. 

IM. Hiermit ift aber drittens von felbft gegeben: Zurüädführung 
des Beamtenftaates und Beamtenthums auf fein redtes Maß und 
feine rechte Stellung, des Beamtenthums, „das ald eine ftreng geordnete und 
feft geichloffene Hierarchie den Play eingenommen, der früher der Armee ge 
hörte”, des Beamtenftaates, der nach oben die Vollgewalt der Krone und nach 
unten alle localen Freiheiten und alle Selbftverwaltung je länger defto mehr 
in fi aufzuzehren droht. In der Mehrzahl jelbft ohne Grundbefig und in 
der ftädtiichen Atmoſphäre lebend, Hat die Bureaufratie — wie died ſchon an 
anderer Stelle jehr treffend näher ausgeführt ift — die Induftrie und das 
bewegliche Vermögen patronifirt, in Verbindung mit dem Gelehrtenftande den 
gefunden Sinn des Volfes zu einer Summe von Doctrinen und die öffentliche 
Meinung zum Nachhall der Lieblings-Vorftellungen der Profeſſoren corrumpirt, 
die alte preußifche Militär: Monarchie in den Staat der Intelligenz metamor- 
phofirt und damit „Intelligenz“ und Geld zu den berrfchenden Mächten er- 
hoben. 

Nicht der Krone, fondern der „Bureaufratie” muß deshalb das ufurpirte 
Terrain wieder abgewonnen werben, nach oben die angemaßte Selbftftändigfeit, 
nah unten die Allmacht und Allgenugfamfeit, Beides mit der Maßgabe, daß 
dem Charakter des Militärftantes entfprechend die Perfönlichfeit das 
herrichende Moment wird und daß „jede Perfönlichfeit diejenige Bedeu- 
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tung und Gewalt hat, welche ihrer Stellung zufommt, nicht mehr und nicht 
weniger.“ — 

Das „Collegial-Syſtem“ iſt nur da an feiner Stelle, wo es nicht 
auf dad Handeln, fondern auf das Rechtfinden anfommt; fonft hemmt 
ed die Energie, fihließt die perfönliche Verantwortlichfeit aus und hindert, 
ebenfo wie die Ueberladung mit den Details, die Ausbildung ftaatsmännifcher 
Perfönlichkeiten. 

In diefem Sinne, und wenn man unter „Volksſtaat“ nichts Anderes 
verfteht, ald die Wiederherftellung der ‘Berfonalität und der Selbftverwaltung 
der unteren reife des Volkes, ift — wie Died von anderer Seite gefchehen — 
die Wiederherftellung eines „volfsthümlichen Militärftaates” durchaus zu em— 
pfehlen, nur daß man auch nidht einmal dem Scheine Raum 
geben darf, als ob der inzwifchen eingetretene Wechfel der 
Anfang jenes volfsthümlihen Militärftaates fei over jemald 
werden könne. 

Was wir jest vor und haben, ift nicht der „Bolfsftaat”, fondern das 
zweite gefährlichere und bedenflichere Stadium des „Beamtenftaates“, das 
Stadium, wo man dem Beamtenftaat das parlamentarifche Mäntelchen um- 
hängt, um unter diefer Hülle die Krone vollftändig zu befeitigen und in der 
Inftitution der verantwortlichen Minifter, als feiner Spige, für das gefammte 
Beamtenthbum die unbedingte Selbftftändigfeit zu gewinnen: Es ift deshalb 
auch nicht von ohngefähr, daß in der legten Bewegung die Juriften mit den 
Städten und in legteren befonderd die jübifchen und chriftlichen Geldmänner 
die Führer gewefen find, die „Geldmänner”, als die reinften Vertreter der 
Geldmacht, die Juriften, ald der „felbftftändigfte”, d.h. ald der von der Krone 
bereit8 am meiften emancipirte Theil des Beamtenthums. Andererfeits ift es 
freilich ebenfo nur das Nefultat einer inneren Nothwendigfeit, daß der parla— 
mentarifche Beamtenftaat überall in dem Imperialismus und der Präfecten- 
Wirthſchaft feinen legten Ausläufer hat. Was heute in den Kammern vor: 
geht, das find häusliche Zwifte der Bureaufratie, Grenz Streitigfeiten zwijchen 
Zuftiz- und Verwaltungs » Beamten, Steeitigfeiten zwifchen dem Theile der 
Bureaufratie, welcher noch eine fociale Baſis hat, und dem, welcher bereits 
von allen focialen Unterlagen abgelöft nur noch auf feinem Gehalte fteht und 
den MHebergang zu dem Commis des franzöfifchen Präfectenthums bildet. Es 
ift nun einmal nicht anders, mit dem altpreußifchen Königthum hört auch das 
altpreußifche Beamtenthum auf. „Jahrhunderte hindurch hat das Haus Hohenzol- 
gen in unermüdlicher Organifation dahin geftrebt, unfern Staatsrath, unfere Minifte: 
rien, unfere Provinzial: Eollegien und Landräthe zum Gegentheil von dem zu machen, 
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was das Wort verantwortlicher Miniſter ausdrückt,“ (Gneiſt, S. 719) und 
es iſt um das preußiſche Weſen und den preußiſchen Rechtszuſtand geſchehen, 
wenn auch bei uns jene Verwechſelung Platz greift, welche die Geſchichte 
Frankreichs im letzten Menſchenalter beſtimmt hat, „die Verwechſelung einer 
parlamentariſchen Verfaſſung mit einer conſtitutionellen Verwaltung“, ein 
Wechſel, „deſſen Eintritt das Schlagwort verantwortlicher Miniſter bezeichnet“ 
(ibid. S. 717). 

Daß der „Beamtenftaat”, fo wie gefchehen, hat um fich greifen und fich 
befeitigen fünnen, hat darin feinen Grund, daß es der Regierung wie der Ari— 
ftofratie an eigenen fchöpferifchen Gedanken und an richtiger Erkenntniß ihres 
durch die Verhältniffe veränderten Berufes gebrach, daß das Bürgertfum in 
Ermangelung jeder Organifation auch der Einheit der Action ermangelte und 
dag man der Unwahrheit Eingang zu verfchaffen wußte, ald ob die Niederlage 
Preußens die Schuld feiner Arijtofratie und die Jenaer Kataftrophe das Ge- 
richt über den Militärftaat gewejen. In der That aber war die Armee das 
Reste, was fiel. Beamtenthum und Bürgerthum waren ſchon längft von 
Franfreich geiftig und moralifch überwunden, bevor die Niederlage bei Jena 
den Sieg ded Franzofenthums auch materiell vollendete. Und wie die Armee 
das Letzte geweſen, das fiel, jo war fie auch das Erſte, das fich felbft und 
an dem fich Preußen wieder aufrichtete, und e8 waren — um mit dem alten 
Blücher zu fprehen — die „Federfuchſer“ und die „Dintenkleckſer“, denen wir 
ed verdanfen, daß das vergofiene Blut nicht befiere Früchte getragen. 

Zu bemerfen ift dabei, daß in jedem Staat Eivil- und Mili- 
tär-Verfaſſung auf denfelben politifchen Gedanken ruhen und 
ruhen müſſen und daß man daher nach den Befrieiungss-Kriegen entweder 
die Eivil-Berfaffung mit dem in der neuen Armee-Organifation vealifirten Ge- 
danfen in Einflang bringen mußte oder Gefahr lief, die Armee durch Den 
Beamtenftaat „acelimatifirt” zu fehen. Und in der That find die Bureaufra- 
tifirung der militärischen Hierarchie, das Verſchwinden der Selbftftändigfeit 
der unteren Stellen, dad Eindringen des franzöftfchen Begriffes der Staats- 
Anwaltichaft jelbft in die Ehrengerichte, das überwiegend auf das Eramen 
und den Grercirs Plaß berechnete Drill: Syftem, der neuerdings laut wer: 
dende Ruf nach ausfömmlichem Gehalte der Subaltern-Offiziere, das Zurüd: 
ftellen der fachlichen Bebürfniffe und Organifation der Armee hinter der Er: 
höhung der Beamten-Gehalte u. dgl. nichts ald eben fo viele Symptome ber 
Gtablirung des „Beamtenftantes” in der Armee. 

Umgekehrt ift der „Volksſtaat“, den Preußen ertragen und mit feinem 
militäriichen Charakter in Einklang fegen fann, in der Hauptfache die Dar- 
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ſtellung des politiſchen Gedankens der Armee auch in der Civil-Verfaſſung. 
Wollen und Können, Männlichkeit und Perſönlichkeit, Gehorfam und Selbft- 
ftändigfeit, Beichränfung des Inftanzenzuges und Befreiung der höchften Stellen 
von den Details, corporative Organifation, allgemeine Dienftpflicht auch wider 
Willen, Standesehre und Standeögerichte und über dem Allen die durch nichts, 
auch durch die Juftiz nicht aufgehobene Macht des Königthums, dem allein 
in der Armee noch das höchfte Richteramt geblieben, und wahrlich nicht zum 
Schaden der Juſtiz. 

IV. Fragt man nun, wie dies zu erreichen, fo ift zunächft in das Auge 
zu fafien, daß — wie ein genialer Gefchichtöforfcher fagt — „Regieren nicht 
bloßes Berwalten von Seiten der Obrigfeiten ift, nicht bloße Aufrechthaltung 
der Außerlichen Ordnung und Schuß des materiellen Mein und Dein; es ift 
die Anführung der Menfchen ducch Lehre, Beifpiel und That in Entwidelung 
und Nügung ihrer Präfte und Fähigfeiten, auf daß folche dem Einzelnen wie 
dem Ganzen zu Statten fommen und Recht und Sitte, Eultur und Wohlftand, 
männliche Gefinnung und Tüchtigfeit im Volke Heranblühen. In diefem Sinne 
und es ift das nicht der fchlechtefte — regiert Jeder mit, übt einen größeren 
oder Fleineren Einfluß auf das Gefammtwohl, der eine Pflicht in der Gefell- 
jchaft zu erfüllen hat und fie auch wirklich erfüllt. 

Hier bedürfen wir feines Geſetzes und Feiner neuen Inftitution, um in 
der Erfüllung unferer Pflichten an der Regierung im weiteften Umfange Theil 
zu nehmen. 

Nicht minder ift feftzuhalten, daß die Freiheit des öffentlichen Lebens 
niemals etwas Anderes fein und niemals duch etwas Anderes erworben wer- 
den fann, als durch wirklich thätige Selbftverwaltung, nicht eine fchnell und 
feicht zu nafchende Frucht, ſondern nur das Refultat ernfter focialer und politifcher 
Arbeit, nur „langfamer Verwirflichung fähig, vor welche der Schweiß gelegt ift.“ 

Was aber fodann die Theilnahme an diefer Verwaltung felbft betrifft, 
fo ift die Grundbedingung jedes Organismus die Gleichartig- 
feit der einzelnen Organe unter fih und mit dem Ganzen, - 
mithin die Ausgleichung der niederen Obrigfeiten und ihrer Geftalt nicht allein 
unter einander, fondern auch mit der gegenwärtigen Form der höchften Obrig- 
feit und — was daffelbe ift — die Fortfegung der als richtig erkannten Form 
der unteren Organe auch in die höheren Regionen und Inſtanzen. Die Fol 
gerungen, welche fich Hieraus ergeben, liegen auf der Hand. Es folgt daraus 
erftend, daß wie an höchfter Stelle, fo auch auf allen anderen Gebieten 
des Staatölebend die patrimoniale und privatrechfliche Form der communalen 
und ftaatörechtlichen Pla machen muß, daß, wie in der föniglichen Gewalt 
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die executive, die legislative und gerichtliche unterſchieden ſind und doch zur 
Erfüllung ihres vollen Begriffes auch wieder vereinigt ſein müſſen, ſo dieſelbe 
Trennung und Verbindung auch nach unten hin ihren Ausdruck finden und 
insbeſondere die Obrigkeit wie in ihrem höchſten Träger, wo ſie mit Gott, ſo 
auch in allen ihren Organen, wo ſie mit den Menſchen unmittelbar in Be— 
rührung tritt, wieder höchſt perſönlich werden muß. Es folgt daraus ferner, 
dag die Selbftregierung — wenn man fie anders ernftlich will — nicht auf 
die unterften Kreife bejchränft bleiben kann, daß die corporative und communale 
Freiheit, jo wie jede Art der Selbftverwaltung unter bureaufratifchen Ober: 
behörden (wie 5. B. unfere Regierungen find) nothwendig verfümmern muß, 
und daß man daher feine andere Wahl hat, al entweder — um und concret 
auszudrüden — Landraths-Amt, Kreistage und ftändifche Gerichtsbarkeit auch 
in den höheren Inftanzen in entfprechender Form herzuftellen, oder aber 
in der Kürze die noch vorhandenen Reſte der Selbftregierung von der Bureau: 
fratie bi8 auf die Wurzel aufgezehrt zu fehen. Es folgt daraus endlich, daß 
die localen Freiheiten ihre Garantie in der Krone und Landes - Vertretung, 
und Krone wie Landes: Vertretung die Baſis ihrer Kraft und Bedeutung im 
der ihnen felbft entfprechenden Organifation der unteren Kreiſe zu fuchen haben, 
Daß insbefondere von einer Selbftftändigfeit der Verwaltung des öffentlichen 
Rechtes nur dann und in fo weit die Rede fein kann, ald die höchfte Inftanz, 
wie in England, in eine Körperfchaft verlegt wird, welche die Bedingungen 
ihrer focialen und politifchen Selbftftändigfeit in fich felber trägt. 

Dabei muß die durch die Entwidelung der Neuzeit doppelt gebotene 
Einheit und Energie der Adminiftration und Executive nicht nur erhalten, fon= 
dern der durch die neueren Verfehrö-Mittel unendlich gefteigerten Goncentration 
aller forialen und politifchen VBerhältniffe gegenüber noch entiprechend gefräftigt 
werden. Zu diefem Zwede ift geboten Trennung der Rechtfindung von der Erecu: 
tive, welche jest in unferen Berwaltungs-Organen, die halb Erecutiv:Behörden, 
halb Gerichts» Behörden für das öffentliche Necht find, verbunden erfcheinen, 
oder, wie man ed anderd ausgedrückt hat, die Trennung der eigentlichen Admi— 
nifteation von der öffentlichen Gerichtöbarfeit, der Findung und Handhabung 
unfered öffentlichen Rechtes: die Handhabung der Executive Durch verantwort- 
liche Individuen, Die Berwaltung des öffentlichen Rechtes durch Eivil-Ge- 
ſchwornen-Gerichté, durch — je nad) der Bedeutung ded Gegenftanded — 
in der Dreitheilung von Kreis, Provinz und Staat auffteigende, aus Beamten 
und ftändifchen Elementen gemifchte Collegien. Es ift Died der einzige — dem 
urfprünglichen Plane des Minifterd Stein entjprechende — Weg, den Bedin— 
gungen der Selbitverwaltung und den Berwaltungs » Bedürfniffen des Gou— 
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vernements gleichzeitig Genüge zu leiſten. Die Maßgabe, auch für die Hands 
babung des öffentlichen Rechtes die gerichtlichen Formen wieder herges 
ftellt. zu ſehen, verſteht ficd) für uns von felbft. Strenge Formen find der befte, 
ia vielleicht Der einzige Schuß des Rechtes und der perfünlichen Freiheit, und 
nur in einem „Beamtenftaat” hat man auf den munderbaren Gedanfen ver: 
fallen können, die Juſtiz von allen feiten Regeln zu entbinden und die Ent- 
fheidungen der moralifchen Ueberzeugung, d. 5. dem bon plaisir der Richter 
zu überlaffen. Der Bureaufratismus — und von diefem find die Gerichts: 
Beamten ebenfalld nur ein Theil — fann nicht Garant gegen fich felber fein. 

Ebenſo kann nach unferer Auffaffung von der heute beliebten Trennung 
der Juſtiz von der Verwaltung nur in einem bureaufratifchen „Beamtenftaate” 
die Rede fein, und heißt jene Trennung dort eben weiter nichts, ald vwerwerf- 
liche Auseinanderreißung des Privat: und öffentlichen Rechtes. In dem Lande 
der Selbjt- Regierung und Verwaltung ift die Staats» Verwaltung wefent- 
ich Juſtiz; ein Verhältnif, das auch anderswo alddann und in dem Maße 
ftattfinden wird, als und fobald die Selbft- Berwaltung wieder Platz greift, 
unbefchabet einftweilen der in Preußen gefchichtlich erwachlenen Unter: 
icheidung der Organe für das Privat: und öffentliche Recht. 

Bei alledem verfteht es fich von felbft, daß die actuellen Zuftände und 
die Factoren der gefchichtlichen Entwidelung Preußens, ja felbft die für Die 
Maſſe des Volkes höchft beveutungswollen Namen nicht aus dem Auge ver: 
loren werden dürfen, und daß daher unter einer ftarfen fouveränen Krone 
ein intelligenter, umverfehrter umd geachteter Beamienftand ald die unerläßliche 
Vorausfegung des ferneren Gedeihens unſeres WBaterlandes betrachtet werden 
muß. Folgerecht darf deshalb auch der Beamtenftand weder aus dem Staatd- 
vath, noch aus dem Landtage, noch aus den Organen der Selbftregierung 
verdrängt werden. Was zu verhindern, ift lediglich die Verknöcherung des 
Beamtenftandes zur Bureaufratie, d. h. zur „Ihätigfeit der Staatsver— 
waltung, ald einer Fremdherrſchaft über der Geſellſchaft“, zu einer Bureaufras 
tie, welche fih als Selbſtzweck und das Volk lediglich als Object ihrer gut 
bezahlten Borfehung betrachtet, welche allmählich Geift und Weſen in den 
Formen ertödtet und fchließlich dem Despotismus verfällt, den fie felbft geübt. 
Es ift zu erwarten, daß der einfichtige Theil des Beamtenftandes felbft die 
Hand dazu biete, durch Verminderung feiner Zahl und feines Maßes eine 
Verbefferung feiner Dualität, jo wie feiner inneren und äußeren Stellung zu 
ermöglichen. Weniger würde auch für ihn mehr fein! 

Hinzutreten muß natürlihb Ausftattung der Corporationen mit 
reellen materiellen Rechten, insbefondere der Steuer» Berwaltung 
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und Gerichtsbarfeit. Die „eigene Wirthſchaft“ ift bei den Gorporationen 
wie bei den Individuen die unentbehrliche Vorausfegung der politifchen Boll: 
berechtigung. Nicht minder ift es die fociale Selbftftändigfeit und. Selbftver: 
waltung, an welcher fich deren politifche Gorrelate entwideln, und wie auf 
dem focialen ®ebiete, fo ift auch auf dem politifchen die Achte dauerhafte Frei- 
heit ausfchließlich die Frucht der politifchen Arbeit. „Arbeit war der urfprüng- 
liche Preis, das Original-Kaufgeld, womit Alles bezahlt worden,“ focialer wie 
politifcher Erwerb, und insbefondere ift e8 „fort und fort der tieffinnige Zug 
der chriftlichen Gefellfchaft, von dem auch ihre Dauer und die Fähigfeit ihrer 
Verjüngung herrührt, daß fie fein angeborenes Recht ohne die unabläffige 
Bewährung und Läuterung durch den Beruf und die That feined Trägers 
hingehen läßt.” (Hirſch: die Zünfte, -S. 29.) Wirflihe Leiftung — nicht 
Dilettantismus zum eigenen WVergmügen — ächte Arbeit des Geifted oder der 
Hände, der Liebe wie der Nothiwendigfeit, ift das Grundelement des ftaatlichen 
wie des perfönlichen Geveibens. „Und wie die Sonne, fo warb und auch 
die Miffenfchaft nicht dazu gegeben, um hineinzubliden, fondern um dabei zu 
fehen und unfer Tagewerk zu verrichten” (John Milton). „Schweiß des An: 
geſichts — welches der leichtefte ift — umd von da an aufwärts Schweiß des 
Gehirns und Schweiß ded Herzens.” Zur Wermeidung von Mißverftänd: 
niffen bemerfen wir hierbei noch ausdrüdlich, daf es felbftverftändlich nicht die 
Abficht ift, jenen Neubildungen die Kreis: und Provinzial-Landtage in ihrer 
jetzigen Geftalt und Totalität zum Grunde zu legen. Im Gegentheil werden 
gerade diefe neuen Organifationen die erwünfchte und pafiende Gelegenheit 
bieten, eine angemeffene Umbildung jener Inftitute für dieſe Zwecke zu bewirken, 
da auf diefe neuen Functionen Niemand bis dahin ein ererbted Privatrecht bat. 
Bon einer neuen Wahlordnung und einem neuen Wahlgefeg, 
wie man dies hier und dort wohl in Ausficht genommen hat, ift heute noch 
nicht zu fprechen. Grft die Baufteine und dann ‘der Bau, erft eine neue Dr- 
ganifation unferes Volkes, insbefondere unferer Städte, und dann auf biefen 
Organismus gegründet und aus ihm fich entwidelnd die entfprechende Ber: 
tretung eines ftändifch geglieverten Volkes. Gorporationen und „Feine Her- 
ven”: jede andere Art von Wahlfreifen und Abgeoroneten wird fchließlich 
überall — wie in Franfreich — damit enden, die Freiheit des Wolfes unter 
dem Despotismus eined großen, durch das allgemeine Stimmrecht des jou- 
veränen Volkes erforenen Wahl-Kaifers zu begraben. Anerfannt mag dabe 
werden, daß unfere gegenwärtige VBolfsvertretung wie unfer Wahlgeſetz mit 
mancherlet Gebrechen behaftet find, doch auch nicht mehr ald das Volk, deſſen 
Mikrokosmus fie find, und jeder Verſuch, die Wahlordnung auf Inftitutionen 
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zu gründen, die unter der Bureaukratie ſelbſt kaum noch etwas bedeuten, würde 
ſchwerlich einen andern Erfolg haben können, als die Landesvertretung und 
die noch vorhandenen ftändifchen Inftitutionen Eins durch das Andere aufzu: 
zehren. Auf was es Hier zumächft anfommt, das ift, die ächte deutſche Ge⸗ 
meinfreiheit und den ariftofratifchen Charakter des gefammten Volkes zu reftau- 
riren und zu dieſem Zwecke auf unterfter Grundlage, aus den beiten, aber 
allen beiten gefellfchaftlichen Kräften und daher aus allen Arten unabhängi- 
gen, auf productive Arbeit gegründeten und in diefer Arbeit lebenden Beſitzes 
eine lebensvolle, durch Kreis: und Provinzial» Verfaffung zur höchften politi- 
ſchen Repräfentation anmwachfende und fich ausbildende politifche Ariftofratie 
zu fchaffen und erwachfen zu laſſen. Das obrigfeitliche Recht follte 
nicht mehr als Privat-Recht des Einzelnen, fondern als poli- 
tifches Recht des Standes betrachtet werden. 

Vielleiht, daß man es nicht weiß, vielleicht, daß man es nicht fehen 
will, wie weit die focialiftifchen Theorieen auch außerhalb Frankreichs bereits 
Eingang gefunden und daß man Heute jchon nicht wenige „Reiſende“ findet, 
welche durch Wort und Schrift — wie in England und Irland, fo in Polen 
und am Rhein — die Blide des Proletariats umd der „arbeitenden Klaſſen“ 
nach Weften zu wenden beflifien find. Man tröfte fich nicht damit, daß man 
in Sranfreich felbft die Ausbrüche des Socialismus einftweilen mit eiferner 
Hand darniederhält; Franfreich Hat ſchon feit Richelieu's Zeiten auswärts und 
daheim nicht felten jehr verfchiedene Dinge getrieben, und der Prinz Napoleon 
hat fehon darauf aufmerkffam gemacht, daß man derartige Dinge in Franfreich 
nicht ald Einfuhr-, fondern ald Ausfuhr » Artikel behandelt. Was aber der 
Socialismus mit unferen Zuftänden zu thun hat? Es ift die Unordnung der 
indufteiellen und gewerblichen Verhältniffe, fo weit es fich um materielle Dinge 
handelt, fein bauptfächlichjtes Motiv und das Proletariat der großen und ge: 
werbreichen Städte fein gefährlichfter Träger. Ueberall hat man der Erkennt: 
niß Raum gegeben, daß das freie Spiel des Egoismus und des großen Gar 
pitald die fleineren Gapitale und die unteren Volksklaſſen verzehrt, überall be: 
ginnt man von „organifchen Berufs» Pflichten“ und von „Harmonie der 
Intereſſen“ zu reden, doch fehlt die Einficht oder der Muth, den Sag auszu— 
forechen, daß es eben die höchfte und edelfte Aufgabe des Staates auf dem 
materiellen Gebiete ift, der Vermittler und Garant jener Berufs : Pflicht und 
diefer Harmonie. der Interefien zu fein. „Alle Volksaufftände und deren un- 
articulirted® Toben klingen — wie ein genialer Engländer fagt — dem Ohre 
der Weisheit ald ftummes Flehen: „Führe mich, vegiere mich, ich kann mich 
ſelbſt nicht führen.“ 
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Die falfche, fchranfenlofe und unorganifche Gewerbefreiheit, die in 
fortgefegter Verläugnung gerade defien, was an dem Begriffe des Staate- 
bürgerthbums das Beſte ift, das Gewerbe ald bloßen freien Privat: Erwerb 
betrachtet; das Fabrikweſen der jegigen Zeit, das gemäß dem herrfchenden 
felbftifch formellen Rechts - Princip den Geift einfeitig materieller Zweckmäßig— 
feit und der bloßen Privaterwerbs-Verhältniſſe an fich trägt, fie dürfen des 
wahrhaft ftaatsbürgerlichen, auf den Staat und das Ganze bezogenen Charak⸗ 
ters nicht länger entbehren. Sie werden dann in der Harmonie der Inter⸗ 
effen die Wahrheit des Satzes erhärten, daß „am Ende in der Befolgung der 
göttlichen Gebote nach den Regeln, welche die Wiffenfchaft des Lebens angiebt, 
das höchfte Einzel-Intereffe ald Harmonie der Intereſſen verwirklicht wird.“ 
„Laßt die Menfchen wiſſen, daß fie Menfchen find, nicht pflügende und häm— 
mernde Mafchinen, nicht privilegirte Verbauungs » Apparate noch fo zierlicher 
Art, fondern Menfchen, von Gott gefchaffen und Gott verantwortlich, die da 
in jedem gemeinften Augenblid der Zeit wirken, was alle Gwigfeit hindurch 
dauern wird.” 

Mit diefer Regelung der materiellen Erwerbs-Verhältniſſe aber ift dann 
ein wichtiger und wejentlicher Schritt auch für die Organifation der Städte 
gethan. Die Affociationen der Neuzeit, die man nicht mit Unrecht die Haupt: 
Hebel und Träger der modernen Entwidelung nennt, fie haben doch ihre 
wefentliche Bedeutung fchließlich darin, daß fie nicht Affociationen blei- 
ben, fondern Eorporationen werden, daß der Staat fich. mit ifnen und 
fie mit fich in Verbindung und Wechfelwirfung fegt, daß er von ihnen die 
neuen gejellfchaftlichen Kräfte, und fie von ihm das neue obrigfeitliche Element 
empfangen. Es ift dies derfelbe Weg, auf dem die alten Gorporationen ent- 
ftanden find ; es ift dies der einzig gefunde Weg, auf dem Gorporationen je⸗ 
mals entftehen fünnen. Die Gorporation ift ja eben nichts Anderes, als eine 
lebensfähige, ftaatsbürgerliche Zwede verfolgende, obrigfeitlich verfaßte Aſ— 
ſociation. | 

Um fo wefentlicher und wichtiger aber ift es, daß der Staat der Bildung 
und Entwidelung der Affociationen mit aufmerffamem Blide folgt und Daß er 
in ihnen die Keime der focialen und politifhen Umgeftaltung unferer commu- 
nalen und öffentlichen Berhältniffe zu finden und zu pflegen weiß. Das 
gemeinfchaftliche Suchen nach einer neuen felbftftändigen, ſocialen Bafis, Selbſt— 
vegierung und Selbftverwaltung, den Bedürfniffen und Anforderungen der Neu⸗ 
zeit gegenüber, Genofjenfchafts = Gerichte für die gemeinjchaftlichen Angelegen- 
heiten: man wird fich nicht täufchen, wenn man biefe Grundzüge alles deut— 
ſchen corporativen Lebens in den Beftrebungen unferer Gewerbtreibenden mehr 
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oder minder deutlich ausgeprägt wiederfindet. Selbft die faft zur Regel wer: 
dende Ausfchliegung der gewöhnlichen Gerichte und Berufung auf ſchieds— 
richterliche Entfcheidung in den gewerblichen Gontracten hat nur diefen polis- 
tifchen Sinn. 

Die alten Gorporationen find gefallen mit dem, was fie hervorgerufen, 
und ed kann nicht die Abficht fein, Todte zu befchwören. Die Corporation 
felbft bleibt immer jung und fie wird und muß fi) — wenn anders der Staat 
feine Schuldigfeit thut — den Bedürfniffen der Neuzeit entfprechend neu ge: 
ftalten. Wie aber ftellen wir uns felbft dazu? Nicht wie die falfchen Con— 
fervativen, welche die „neue Zeit” und deren Gebilde an fich verwerfen; nicht 
wie kurzſichtige Bewunderer der Vergangenheit, welche Induftrie und Mafchinen, 
Gapital und Banfen an fich als vom Uebel behandeln und nicht erfennen fün- 
nen, daß nichts daran böſe ift, als die Selbftfucht und Lieblofigfeit der Men- 
fehen, in deren Gewalt fie gefallen find; nicht wie Jene, die nad) Art der 
falfchen Propheten in Dante's Hölle den Kopf verfehrt auf den Schultern 
tragen, Geficht nach Hinten ftehend, fondern wie vorwärts fchauende Männer, 
welche den Geift von der Form, in welcher er wirkte, zu unterfcheiden wiffen. 
„Der Körper aller Wahrheit ftirbt, doch ift in allem Wefen eine Seele, welche 
nie ftirbt, welche in neuen und immer würdigeren Berförperungen un: 
fterblich lebt” „Das Zunftwefen hat nicht allein eine Theorie, es Hat auch 
feine Geichichte und welche Gefchichte! Die höchfte Blüthe und Kraft unferes 
Städteweſens, die edelſten Keime umferer nationalen Cultur umſchließt das 
mittelalterliche Zunftiwejen.” Wäre dies etwa nur ein zufällige Zufammen- 
treffen geweſen? 

Drganifation der Arbeit: es ift unmöglich, daß die Arbeit und 
die Arbeiter ohne eine folche exiſtiren, und felbft der Communismus in feiner 
ſchlimmſten Geftalt ift doch ein berechtigter Nothfchrei der in der Anarchie ver- 
fommenden Arbeit. Was man den Corporationen genommen, man hat ed dem 
„Beamtenthum“ und der Staats: Polizei beigelegt und in dem vorhandenen 
Nothftande beilegen müffen, jenem in der Retorte der Doctrin deftillicten, 
nihiliſtiſch ausgedörrten, privatrechtlich abftracten „NRechtöftaat, dem der Schalt 
des Polizeiftantes weit über Kopf und Schultern fieht”, und fehwerlich, daß man 
der Steigerung diefer polizeilichen Befugniffe entgeht, fo lange man vor dem 
Gedanken zurüdfchredt, dieſelben durch die eigene Disciplinar » Gewalt und 
Gerichtsbarkeit der Standes⸗Genoſſen zu erfegen. Das polizeiliche Conceſſtons⸗ 
weſen, fo bedenklich und verwerflich es ift, es ift doch ein unentbehrliches 
Surrogat der befeitigten genoffenfchaftlichen Eontrolle. Die Ueberwachung ber 
Börfe durch Polizei Agenten, jo bedauerlich fie erfcheint, fie ift doch ein noth⸗ 
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wendiges Uebel, fo lange es dem Borftande an der obrigfeitlichen Befugniß 
gebricht, den Stod ald Abrechnungsmittel und den Betrug als Börfen-Ufance 
auszufchließen. 

Die mittelalterlihen Zünfte und Innungen, aber fie was 
ven nach ihrer focialen wie politifhen Seite nichts Anderes, 
als die Organifation der Arbeit in dem Organismus des feu- 
dalen Staates. „In demfelben Geifte wie Gefammthänder und Ganerben 
Lehen und Burg, wie Bauern die gemeine Marf, alfo verwalteten jene Körper: 
fchaften damals das flüffigfte, das fcheinbar unfaßbare Ding — das gemein- 
fame Werk.” Sie find gefallen mit dem feudalen Staat; ihrer früheren politi- 
fchen Subſtanz entfleidet, find fie felbft dem äußerlichen Privatdaſein felbft- 
füchtiger Privilegien und Monopole verfallen und darin verfommen und die 
Aufgabe des Staatsmannes der Gegenwart ift nicht die, den Gebilden der 
Vergangenheit fünftlich neues Leben einzuhauchen, fondern Samen und Keime 
des neuen Lebens aufjufuchen und zu pflegen und fo die Organifation 
der Arbeit dem Organismus des modernen Staates und den 
Bedärfniffen der Gegenwart entfprechend neu zu begründen und au geftalten. 

Zwei aber find der großen Kräfte, aus denen der germanifche Rechtsbau 
noch immer heraus- und hervorgewachfen. Sie heißen Obrigfeit und Ge— 
meinfchaft, und zwar find jene beiden Factoren in der Regel fo in einander 
gefugt, daß der monarchifche der prävalivende ift. Haft alles Recht, das dem— 
nächft eine corporative Form gewonnen, insbefondere das der Zünfte und 
Innungen, rührt von den Freibriefen der Kaiſer, Könige und Obrigfeiten ber, 
freilich mit der Maßgabe, daß diefe Freibriefe fchon das fociale Material, 
die fociale Gemeinfhaft als folche vorfanden und eben biefer 
focialen Genoffenfhaft durch die ftaatliche Anerkennung und Ginordnung in 
den politifhen Organismus des Reiches den Charakter einer Rechtögemein- 
fchaft, einer politifchen Corporation verleihen. Ein politifcher 
Stand ift ja eben nichts Anderes, als eine gefeglich und ftaatlih an— 
erfannte Berufs-Genoſſenſchaft. 

Auf dieſelbe Weife und aus denfelben großen Kräften wird deshalb auch 
die „Innung der Zufunft“ heraus: und heranwachſen müffen, modificirt aller: 
dings durch den Kortfchritt der neueren Zeit, welche abweichend von der Anz 
fhauung des Mittelalters in dem Begriffe des „Staatsbürgertfums * ein 
beftimmtes Maß von Rechten und Pflichten des Individuums, unabhängig von 
der Zugehörigkeit zu einer Genoſſenſchaft, anerfennt und ſchützt und jeden Ein- 
zelnen auch ald in unmittelbarer Beziehung zu dem Centrum des Staates 
betrachtet und behandelt. 
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Um ſo mehr aber heißt es das Kind mit dem Bade ausſchütten und 
den Begriff des Staats bürgerthums in ſein Gegentheil verkehren, wenn 
man Staat und Bürgerthum als entgegengeſetzte Pole behandelt, wenn man 
als ſociales und politiſches Axiom proclamirt, daß der Staat ſich nicht um 
das Bürgerthum und das Bürgerthum ſich nicht um den Staat zu bekümmern 
babe, wenn man die gewerbliche Thätigkeit dem Individuum und die ftaatliche 
dem Beamtenthum ausfchließlich überlaffen wiffen will. Es find Died Die 
Garicaturen, die wir mit den Namen „Bureaufratie“ und „bourgeoisie* zu 
bezeichnen gewohnt find und die in ihrer Arbeitstheilung das fociale und po— 
litiiche Leben des Volkes gleichmäßig mit dem Untergange bedrohen. 

Der ächte und tieffte Begriff des Staats bürgerthums ift ja eben, daß 
das Individuum mit feiner ganzen Perfon und Thätigfeit, mit allen feinen 
Rechten und Pflichten auf den Staat, defien Organismus und Aufgaben be: 
zogen wird, dafür aber auch die Garantie feiner focialen und politifchen Exi- 
fteng von ihm und in feinem Organismus fucht und empfängt. Ebenſo muß 
auf der anderen Seite der Staat die Gefammt-Thätigfeit aller feiner Bürger, 
die Thätigfeit der Perſon auf allen Gebieten als feinen Inhalt betrachten und - 
damit die „Geſellſchaft“ zum freien inhaltsvollen Organismus des Staates 
jelbft erheben: ver einzige Weg, um jenen unwahren Gegenfag von Staat 
und Gefellfchaft, in Folge deſſen jener eben der burenufratifche ift, verſchwin— 
den und in der organifchen Beruföpflicht Aller zu einem lebendigen Ganzen 
zufammenwachfen zu laffen. 

Auf diefe Weife werden alddann, wie ſchon an einer anderen Gtelle *) 
treffend bemerkt ift, die gegliederten Berufs: Genoffenfchaften, die Gemeinden 
u. f. w. wieder analog wie im Mittelalter zu organifch-politifchen, zu 
wahrhaften Gorporationen und werben es in noch ungleich großartigerer 
Weiſe; allein fie werden es im umgefehrten Sinne, nicht als ein- 
feitig felbftftändige und particulariftiiche, den Staats » Zufammenhang zer: 
reißende, fondern ald ganz und wahrhaft in dem umfaflenderen höheren 
Staatszweck organifch eingeordnete, als wahrhafte „Glieder 
eines Leibes.“ 

Die Weisheit derjenigen, welche die Menfchen lediglich ald Zahlen und 
dem zufolge die Rechenkunſt ald die Blüthe der Staatskunft betrachten, beginnt 
überall einer befferen Einficht zu weichen und hoffentlich wird auch die Bureau- 
fratie bald zu der Erfenntniß gelangen, daß fie nicht wohl Daran gethan, das 
was allen Ständen gleichmäßig gebührt: Standesehre, geficherte Griftenz, 


*) Deutfche Bierteljahrs : Schrift 1857, 3. Heft, ©. 141. 
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politifche Bedeutung und corporative Verfaffung, allein für fich zu behalten, 
allein für den „Beamtenftaat” in Anfpruch zu nehmen. *) 

Nichts deſto weniger ift heute noch in Bezug auf die Neubildung der 
Genoſſenſchaften und insbejondere die inzwifchen fchon freiwillig entftandenen 
Afforiationen eine doppelte Differenz. Auf der einen Seite der Zweifel der 
Staatögewalt, ob und in wie weit fie dieſe Vereinigungen fich felbft überlaffen 
darf, ob und in welcher Weife fie diefelben anerfennen und in ihren Orga— 
nismus aufnehmen fol? Auf der anderen die Weigerung der Genoffenfchaften 
und ihrer Bildner, irgend eine politifche Bedeutung und Verbindlichkeit anzu= 
erkennen und der Staatögewalt einen näheren beftimmenden Einfluß zu ge- 
ftatten, das Streben nach einer möglichft unmittelbaren politifchen Selbitregies 
rung der atomiftifch aufgelöften, nur für gewiffe ſociale Zwede willfürlich und 
vorübergehend verbundenen Gefellichafts-Maffen (d. h. Demofratie). Unzweifel- 
haft ift indeß jede Aſſociation ohne den Staat eine Affociation gegen den 
Staat und die freie Affociation daher bewußt oder unbewußt das Schiboleth 
aller derer, welche eine neue Staats» Ordnung zuerft neben und dann an 
der Stelle der jegigen aufrichten wollen. 

MWie aber, wenn die VBertheidiger der freien Aſſociation in fofern mit 
fich felbft in Widerfpruch träten, als fie auf der einen Seite die Affociation 
ald die einzige Rettung für die in dem gefellichaftlichen Kampfe unter- 
gehenden Klaffen und auf der anderen Seite Doch ald etwas Indifferen— 
tes, Willfürliches behandelt wiffen wollen? Iſt die Aſſociation oder 
beffer die genofienfchaftliche Organifation in der That die einzige Hülfe für die 
des Schuges bedürftigen Gefellfchaftöflaffen, dann ift dieſe Hülfe nichts Gleich: 
gültiges und Willfürliches mehr, weder für die, denen geholfen werben foll, 
noch für die Staatögewalt, deren heiligfter Beruf der Schuß der Schugbe- 
dürftigen ift. 

Es tritt hinzu, daß die Affociation von noch fo vielen Nullen doch 
niemals eine Eins zu Stande bringt, daß der Affocation der Arbeit ale: 
bald die Affociation des Capitals gegenübertritt und daß, wenn fich auch 
Manches durd; Affociation bejchaffen läßt, doch Autorität, Selbfiverwaltung 
und politifche Bedeutung fchließlich nur in der Staats: Gewalt ihre Quelle 
finden können. Was daher den Affociationen, die wir hier zunächft im Auge 


*) Die Anfchanung, aus welcher dies hervorgegangen, charakterifirt Juſtus Möfer in 
feiner befannten Verordnung „eines fihern Reichsfürſten“, weldhe lautet: Wir von Gottes 
Gnaben x. fügen hiermit zu willen, wes maßen, und nachdem Mir Uns mit Unſerer Fürft: 
lihen Familie und Unferen Räthen der menſchlichen Geſellſchaft entzogen haben, — nur 
aus lauter Canaillen beſteht: Als wollen wir gnädigft u. ſ. w. D. V 
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haben, den Affociationen der capitallofen Arbeit und der, der Fabrik erliegenden 
Handwerker vor Allen Noth thut, das ift der fefte Punkt, wo fie ihren Hebel 
anzulegen vermögen, das ift die Eins, die ihnen felbft eine Bedeutung verleiht, _ 
das ift die Allianz mit dem Capital, durch welches fie der Affociation des 
Geld-Gapitald gewachfen bleiben. Hiermit wird dann zugleich auch die Frage 
entfchieden, ob der Induftrialismus überhaupt das übrige gewerbliche Leben 
in fich aufzehren und alles Gewerbe zur Induftrie machen werde, eine Frage, 
deren Beantwortung — wie ein neuerer National» Defonom, C. Stein, ſehr 
richtig bemerft — davon abhängt, ob es gelingen wird, überhaupt noch indi- 
viduelles Leben zu erhalten; nicht minder liegt hier die Haupt-Aufgabe des 
größeren Grundbefiges in der Gegenwart, die Aufgabe: nunmehr feiner Seits 
zur Cmancipation und Ablöfung der Hörigen und Hinterfaffen 
des Induftrialismus die Hilfreihe Hand zu bieten und fo die 
„Ariftofratie” gerade auf dem Felde zu bethätigen, auf welchem die Welt heute 
derjelben am meiften bedarf. 

Nichts defto weniger erfennen wir e8 als durchaus berechtigt an, wenn 
die Schöpfer und Leiter der neuen Affociationen fich principiell und beharrlich 
weigern, biefelben dem zeitigen Organismus der Bureaufratie ein- 
verleibt und damit in der Geburt verfümmern, zu ſehen. Für meue 
Bildungen bevarf der Staat neuer Organe und eben diefe neuen 
Bildungen find für den Staat und für den Staatsmann der rechte Anfnüpfungs- 
punft zuerft neben und alsdann an die Stelle der im Berfalle begriffenen 
Bureaufratie, einen neuen lebensvollen, den Bebürfniffen der Zeit angemefjenen 
und dienenden Organismus zu gewinnen. 

Auf diefe Weife und nicht anders find auch in früherer Zeit alle leben: 
digen Organifationen enwachfen, nicht als ein fertiger Mechanismus nach 
einer fertigen Schablone, fondern allmälig, je nachdem fich die ſocialen Bildungen 
entfalteten, deren Anerfennung und politifche Formation wie Sanction diefelben 
waren. Und in der That wir haben feine Wahl, entweder eine neue Ber: 
waltungs-Drbnung innerhalb der jegt beftehenden Staats - Ordnung oder 
eine neue Staats-Ordnung und noch manches Andere. 

Nur die Arbeit felbft aber vermag die Arbeit zu organi: 
firen, fowohl die gewerbliche, als die ſociale und politifche, und deshalb muß 
das Wefentlichfte von denen geleiftet werden, welche felbft arbeiten und der 
Arbeit vorftehen. „Die Keime von alledem, was gefeglich angeordnet werben 
kann, müffen bei denen, auf welche fich die Anordnungen beziehen, wirkſam 
vorhanden fein.” Vergebens bemüht man fich, ein menfchliches Chaos, das 
fein Licht in fich hat, durch von außen her Darauf geworfenes Licht zu 
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erleuchten; vergebens ſucht man, eine Maſſe, der ed an innerer Trieb⸗ und 
Bildungskraft gebricht, von außen her zu bilden und zu organifiren. 

Die Regierung felbft ift berufen, von dem, was gefchehen fol, das 
Signal zu geben und die Bewerfftelligung auf allerlei Weife zu überwachen 
und zu fördern. Freiheit, politifche Reform, Antheil an der Regierung, es find 
dies Alles nur Mittel zum Zwede, Symptome, deren Sinn tiefer liegt. „Arbeit 
als Bedingung des Dafeins, würdiges Dafein als Lohn der Arbeit”, das ift 
— wie ein Neuerer fagt — „die Forderung der Zeit, die Idee, welche in ihr gährt.“ 

Es wirde den Raum eined Vortrages überfchreiten, wollte ich heute 
noc auf die Bedingungen und den materiellen Inhalt der fraglichen Organi— 
fationen und Affociationen, fo wie auf das, was ung felbft dabei obliegt, näher 
eingehen. Nur Folgendes fei heute noch kurz bemerft: 

Erſtens, daß in dem focialen und politifchen Leben, wie in der Natur 
eine einfache Form und eine unfcheinbave Regel fich endlos, in den größten 
wie in den Ffleinften WBerhältniffen wiederholen, fo daß „daſſelbe Gejeß der 
Schwere die Form des Thauteopfens und den Lauf der Geftirne bedingt.” 

Zweitens, daß für eine jede focdale Reform ein ftarfes felbftftändiges 
Königthum das unentbehrlichfte Moment. Die in dem franzöftfchen Conſti— 
tutionalismus culminivende politifche Herrfchaft der herrſchenden Gefellfchafts- 
Klaffen ift die ſtets reichlicher fließende Quelle der focialen Noth der beherrfchten 
focialen Klaſſen und es ift nicht von ohngefähr, wenn in dem induftriellen 
und conftitutionellen Mufterftante Belgien heute der vierte Menfch ein öffent: 
licher Almofen-Empfänger ift. *) 

Drittens, daß alle Reformen außer der jittlichen ungenügend find; 
„politifche Reformen können immer nur das Unfraut ausrotten, aber fie laffen 
den Boden leer und was den Menfchen das Unerträgliche ift, Das ift nicht 
diefe oder jene Mißhandlung oder Entbehrung, fondern das en und 
Bewußtſein der Ungerechtigkeit. 











*) Anmerk. Schultze-Delitzſch jagt in feiner Schrift über die „arbeitenden Klaſſen“ 
(S. 45): Die Einwohnerzahl Belgiens betrug nad) der Zählung von 1853 3,830,000 Köpfe, 
weldye fid) auf 908,630 Familien vertheilen. Bon biefen legteren lebten: 89,630 in guten 
oder behäbigen, 373,000 in mehr oder weniger gebrüdten Umftänden und 446,000, alſo 
etwa die Hälfte im Elend. Von den leßteren empfangen 226,000 (nahezu ein Viertheil ber 
ganzen Bevölferung) Unterftügung aus öffentlihen Mitteln, Alſo auf 100 Menſchen 9 
reiche oder wohlhabende, 42 unbemittelte zum Theil dürftige, 49 im Elend, unter denen, ab— 
gejehen von der ſicher flarf in Anfprud) genommenen Privat: Milvthätigfeit, 25 aus öffent- 
lihen Mitteln Unterftügung empfangen. Die zu legterem Zwed verwendete Summe beträgt 
nicht weniger als 14 Millionen Franfen alljährlich. 

MWohlbemerkt es find dies genaue ftatiftifhe Nadweife gelegentlich der Kammerdebatte 
über das neue Wohlthaͤtigleits⸗Geſetz. 


— 23 


Endlich, daß „Reform“ nicht freudig, ſondern ſchmerzhaft iſt. „Kein 
einzelner Menfch fann fich veformiren ohne ftrenges Leiden und ftrenges Thun“, 
gefchweige eine Nation. ine Nation reformiren, das ift die Arbeit eines 
Helden und eines Märtyrers, und jede Reform, die mit Beifall und Popu— 
farität beginnt, fie ift ficher nicht von der rechten Art. 

Ich bitte um die Erlaubniß, falls Sie mit meiner Grundanfchanung 
einverftanden find, in einem zweiten Bortrage dies Alles näher auszuführen. 


Drud von 8. Heinide in Berlin, Defauerftraße 3. 
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Derhandlungen 


des 


Congreſſes deutſcher Abgeordneter 
Weimar 


am 28. und 29. September 1862. 


Weimar 
Hermann Böhlau 
1862. 


Einladung. 


Die unterzeichneten Mitglieder der in Folge eines Beichluffes der Frankfurter Pfingſtverſamm 

fung niebergefegten Kommiffion, welche ben Auftrag bat, eine Zufammenkunft zu veranftalten, 
um über widtige Fragen von gemeinfamem Intereſſe, welde in Ermang- 
lung eines beutfhen Parlaments zur Berathbuug an die Kammern ber 
Einzelftaaten gelangen, eine Berfländigung und ein möglichſt gleiharti:- 
ges Verfahren in den beutfhen Kammern zu fördern, 

faden anmit zu einer Zufammenkunft nah Weimar auf die Tage des 28—30. September ein. 

Eingeladen find alle gegenwärtigen unb geweſenen Mitglieder beutjcher Bolksvertretungen über: 
baupt und die gegenwärtigen und gewefenen Mitglieder ber Lanbtage der ſämmtlichen deutichen Bun 
beslänber insbefondere, welche bie Einigung und bie freiheitliche Entwicklung Deutſchlauds anftr 
ben. Die Erſcheinenden haben fich bei dem Büreau (Abdreffe Herrn Dr. Fries in Weimar) übe 
ihre Mitgliebfhaft auszuweiſen. 

Gegenftände der Verhandlung find: 

1) Welche Stellung ift von Seite der Kammern gegenüber ben Anträgen auf eine Delegirten- 
verfammlung bei ber deutſchen Bunbesverfammlung in Sachen ber gemeinfamen beutfchen Gejetsge- 
bung einzunehmen ? 

2) Die Frage, mie haben fich die dentfchen Kammern gegenüber ber Reorganifation des Zoll: 
vereins zu verhalten ? 

Vorbehalten bleibt bie Bezeichnung weiterer Berhandlungsgegenflände. 

Die Mitglieber der Commiffion werden fih am 26. September in Weimar verfammeln, um 
bie näheren Anträge feſtzuſetzen. 

Die deutſchen Zeitungen werben erfucht, biefe öffentliche Einladung zu verbreiten. 


(Folgen die Unterfäriften. 
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Bormwort des Berausgebers. 


Bei der im Auftrag der ftändigen Commiſſion bewirkten Herausgabe der fieno- 
graphiſchen Protofolle über die hiefige Abgeordneten - Berfammlüng babe ih mir 
erlaubt, die nur Formalien betreffenden Aeußerungen, namentlid über Feſtſtellung 
der Geihäftsordnung, über Unterftügung und Aurüdziehung einzelner Anträge, 
fomie über den Schluß der Debatte, fomweit thunlih, abzufürzen, um damit 
eine unnöthige Ausdehnung der Protokolle zu vermeiden und den Drud zu be 
fchleunigen. 

Ich babe jedoch Sorge dafür getragen, dab dad Manufcript der Stenogra: 
phen-Protokolle noh 4 Moden nah Verſendung der gebrudten Eremplare an 
die Theilnehmer der Verfammlung bier bereit liegt, damit jedem Betheiligten 
die Möglichkeit gegeben ift, Teinerfeits das ihm etwa noch relevant Erſcheinende 
nad dem Wortlaut der Protofolle zu veröffentlichen. 


Weimar, den 3. October 1862. 


9. Fries. 
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Mitglieder- Berzeichniß, 


Adiefes, Gutsbefiger, Abgeordneter aus Hannover. 

Albrecht, Friedrih, Rechtsanwalt, Abgeorbneter von Coburg. 

Albrecht, Oskar, Bürgermeifter aus Waltershaufen, Abgeordneter von Gotha. 

Ammermüller, Fabrikant aus Heidenheim, württembergiſcher Abgeordneter. 

a Butöbefiger aus Templin, Mitglied des Abgeordnetenhaufes in 
Berlin. 

Artaria, Kunftverleger, Abgeordneter aus Baden. 

Aßman 2 —— aus Liegnitz, Mitglied des Abgeordnetenhauſes in 

rlin. | 


Bartb, Dr., Advokat aus Kaufbeuren, bayeriher Landtaggabgeordneter. 

Bajjenge, Kreisrihter aus Lauban, Mitglied des Abgeordnetenhaufes in Berlin. 

Bauermeijter, Obergerichtsanwalt, Abgeordneter aus Hannover. 

Beder (Simmern), Landgerichtsratb aus Coblenz, Mitglied des Abgeordneten- 
baufes in Berlin. 

Beder, Dr. Hermann, Schriftfteller aus Dortmund, Mitglied des Abgeorbneten- 
baufes in Berlin. 

Behm, og erg a. D., aus Charlottenburg, Mitglied des Abgeordnetenhaufes 
in Berlin. 

Behrend, Commercienrath aus Danzig, erfter Vicepräfident des preußiichen Ab: 
geordnetenhauſes. 

Bennig, Amtmann a. D., aus Bentheim, hannoverſcher Abgeordneter. 

Bennigſen, von, Gutsbeſitzer, Mitglied der II. hannoverſchen Kammer. 

Bergfeld, Staatsrath aus Weimar, weimariſcher Landtagsabgeordneter und 
ehemaliges Mitglied des Erfurter Parlaments. 

Berles, Dekonom von Oberniſſa, weimariſcher Landtagsabgeordneter. 

Berlet, Kreisgerichtsvicedirektor, Landtagspräſident aus Gotha. 


VI 


Biedermann, Profeffor a. D., Redakteur der Weimarer Zeitung, aus Weimar, 
— Parlamentsmitglied und ſächſiſcher Landtagsabgeordneter von 
1849 — 1850. 

Bluntj un Dr Univerfitätsprofefjor von Heidelberg, Mitglied der I. Kammer 
in Baden. 

Böcking, Gutsbefiger und Commercienrath aus Trarbah, Mitglied des preußi- 
ſchen Abgeordnetenhaufes. 

Bode, W., Kreisrihter, Abgeordneter in Braunfchmweig. 

Bonaldy, Regierungsadvofat aus Greiz, früheres Parlamentsmitglied. 

Born, Gutsbeliger aus Langenjheid, Mitglied der I. Kammer in Wiesbaden. 

Bran, Buchhändler aus Jena, weimarijcher Landtagsabgeordneter. 

Brater, R., aus Münden, Mitglied der bayerfchen Abgeordnetenkammer. 

Braun, Dr. jur., aus Wiesbaden, Mitglied der naſſau'ſchen II. Kammer. 

Braun, Auguft, Fabrifant, kurheſſiſcher Abgeordneter. 

Brenner, Mühlenbefiger aus Hanau, kurheſſiſcher Abgeordneter. 

Brockhaus, Heinrih, Buchhändler aus Leipzig, Mitglied des fächfiihen Land: 
tag8 von 1842 — 1848, 

Buddeus, Oekonomie-Commiſſar, Landtagsabgeordneter aus Gotha. 

Buff, C., Kaufmann, Mitglied der Bürgerichaft zu Bremen. 

Bunſen, v., Dr.philos., aus Bonn, Mitglied des preußifchen Abgeordnetenhauſes. 


Getto, Gut3befiter aus Trier, Mitglied des preußiſchen Abgeordnetenhauſes. 
Choinanus, Amtsfommifjar, vormaliger weimariſcher Landtagsabgeordneter. 
Cihorius, Theodor, Stadtrath aus Seionia, ſächſiſcher Landtagsabgeordneter. 
Crämer, C., Fabrikant aus Doos, bayerſcher Landtagsabgeordneter. 

Cuntze, H., Finanzrath, Mitglied des Waldeckſchen Landtags. 


Dahlmann, Hermann, Kreisrichter aus Ling am Rhein, Mitglied des preußi— 
ihen Abgeordnnetenhaufes. 
Deltner, C., Fabrilant, von Eßlingen, mwürttembergifcher Abgeordneter, 


Eberlein, R., Kaufmann aus Pösneck, meiningiher Abgeordneter. 

Ebermwein, %., Juſtizrath aus Rudolſtadt, Präfident des Landtags zu Schwarz- 
burg: Rudolftadt bis 1861. 

Ed, von, Prokurator aus Wiesbaden, Mitglied der nafjauifchen I. Kammer. 

Edhard, C. Rehtsanwalt aus Offenburg, Abgeordneter in Baden. 

Egelhaf, Amtspfleger in Gerabrunn, württembergiicher Abgeordneter. 

eorojieen, von, Kreisgerichtsdireftor aus Weimar, mweimarifher Landtagsab: 
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Gongrek deutſcher Abgeordneter 


zu Weimar. 


Erſte Situng 
Sonntag den 28. September. 


Fried aus Weimar. Meine Herren! Die verfammelten deutfhen Abgeord- 
neten im Namen der biefigen Bürger in diefer Stadt freundlich willkommen zu 
beißen, ift mir die jchöne Aufgabe geworden. Laſſen Cie mich diefem Willkom— 
men einen Wunſch und einen Dank hinzufügen. Die Einwohner Weimars, die 
ih bier zu vertreten die Ehre habe, vereinigen fich in dem Wunfche, daß das, mas 
Cie meine Herren bier beginnen, zu dem Segen des Vaterlands gedeihen möge. 

Wenn der Genins der deutichen Nation es vergönnt, daß wirklich Schönes 
aus Ihrem Beginnen erwachſe, dann, meine Herren, haben wir Ihnen den vollen 
Dank auszufpreden dafür, daß Sie den großen Erinnerungen, auf die dieſes 
fleine Land ftolz ift, eine würdig ſich anfchließende hinzugefügt haben. 

Im Namen der ftäbtiichen Behörden übergebe ih der Berfammlung beuticher 
Abgeordneter die Räume des Stadthaufes und erfuhe den Vorfigenden der Com: 
milfion ſolche zu übernehmen. 


Prof. Bluntſchli aus Heidelberg. Meine Herren! Ich babe den Auftrag 
übernommen, im Namen des Einberufungsausichuffes, Ihnen Bericht zu erftatten 
über die Thätigkeit des Ausſchuſſes und die wichtigen Verhandlungen, die in der 
Zwifchenzeit vorgefallen find. Ich werde vielleicht nicht umhin können, aud dabei 
meiner perjönlihen TIhätigkeit Erwähnung zu thun. Sch werde es möglichſt ver: 
meiden, irgend etwas Ueberflüffiges zu jagen, und bemerfe Ihnen nur von vorn: 
berein, daß ich in diejer perjönlihen Beziehung heute viel günftiger geftellt bin, 
al8 ich hierher gefommen bin. 

Es bat nämlich der verfammelte Ausfhuß, welchem ich Rechenſchaft abgelegt 
babe über die Gejchäftsleitung in der Zwiſchenzeit, mir einftimmig meine Ber: 
antwortlichfeit abgenommen und feinen Dank für diefe Geſchäftsführung votirt. 

Congreß deutſcher Abgeordneter. 1 
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In diefer Hinfiht alfo fühle ich mich glücklicherweife nun meiner Laſt enthoben, 
deren Drud ich zuweilen wohl empfunden babe. 

Meine Herren! Es ift in der Pfingftverfammlung zu Frankfurt der Ge 
danfe zuerjt in einem Kreife von Freunden zur Spradhe gekommen und bat zu 
dem Beſchluſſe geführt, eine Bereinigung berzuftellen von den Mitgliedern der 
verjchiedenen deutihen Kammern, die im Wejentlihen derjelben politiſchen Rich: 
tung zugethan find, welche jo bezeichnet wurde: 

„tür freiheitlihde Entwicdelung und für Einigung Deutſchlands.“ 

Man bat wohl geglaubt, daß bier allerlei Intriguen an dieſem Gedanken 
irgend welchen Antheil haben, doc ich weile das mit Entichiedenheit zurüd. Es 
ift nicht3 natürliher, meine Herren, als daß ein-in den PVerhältnifien gegründe: 
tes Bedürfniß auch einen Ausdrud findet und zwar gerade in den Kreijen, Die 
wejentlih darunter leiden. 

Die deutfhen Regierungen, wenn es fih um deutiche Dinge handelt, kom: 
men zufammen; ja es beſteht fogar ein regelmäßiges Inſtitut ihres Zuſammen— 
wirfens in der Bundesverfammlung; aber die deutjchen Kammern find völlig ver- 
einzelt. Dennoch ift es ja möglich und kommt vor, daß gewifle Fragen von all: 
gemein deutſchem Intereſſe, deren Bedeutung weit hinausreicht über die Grenzen 
des betrefienden Landes, in welchem die Kammern tagen, daß derartige Fragen 
in allen deutſchen Kammern zur Sprade fommen; dann beiteht jedesmal die 
Gefahr, daß unter der Einwirkung bejonderer partitularer Momente diefe Fragen 
verihieden behandelt werden, während es doch im mefentlihen allgemeinen Sn: 
terefje liegt, daß fie in gleich einmüthiger Weife durch ganz Deutichland hindurch 
erörtert werden. 

Es fol alſo dafür geforgt werden, daß von Zeit zu Zeit Abgeordnete aus 
den verſchiedenen deutjchen Kammern zufammentreten und fi über diefe gemein: 
famen Vorgänge beiprechen und, womöglid, gemeinfame Anträge beichließen. 

Daß dadurch, meine Herren, etwas jehr Erhebliches gewonnen wird, dürfte 
Jedem einleuchten. Hätten wir eine Inftitution, welche der gefammten deutichen 
Nation die Gelegenheit gäbe, einheitlih ihre Meinung auszufprehen, hätten wir 
ein deutfches Parlament, da wäre dieſes Auskunftsmittel überflüffig ! 

So lange aber ein Parlament nicht eriftirt, ift e8 ein Bebürfniß, über dieſe 
Dinge fich zu befprechen und, wo möglich, zu einigen. 

Die Abfiht war dabei durchaus nicht, einen politiihen Verein zu gründen 
und etwa dadurch dem National: Verein Concurrenz zu machen; RR wie 
es die war, ein bloßes von dem National-Verein abhängiges Organ zu ſchaffen. 
Wir wollen vielmehr eine ſelbſtändige Einrichtung hervorrufen, die ein eigen— 
thümliches Bedürfniß zunächſt der geſammten liberalen Partei in den deutſchen 
Kammern befriedigt. 

Die Abſicht iſt in dem Geſagten, denke ich, klar bezeichnet und die Beſchrän— 
kung der Mitgliedſchaft auf Landtagsmitglieder iſt inſofern völlig weſentlich, ich 
meine dieſe Beſchränkung jetzt in dem weiteſten Sinne, wie ſie in den bisherigen 
Beſchlüſſen gehandhabt worden iſt, ſo daß auch die geweſenen Mitglieder der 
Landtage, des früheren National-Parlaments Zutritt haben. 

Abgeſehen von dem möglichen Inhalt folder gemeinfamen Entjchließungen 
ift aber auch noch von Bedeutung, das perſönliche Sichkennenlernen. 
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Eine Reihe von Vorurtheilen fällt weg, wenn man die Menſchen fieht, wenn 
man ihnen in's Angefiht jchaut. 

Es ift daher ein Hauptzwed diejer Zufammenfünfte, ein Mittel zu bieten, 
daß die Männer wejentlich verwandten Strebens ſich auch perfönlich kennen lernen. 

In Frankfurt wurde jodann eine Commiſſion ernannt mit dem Auftrag fich 
weiter duch Cooptation zu ergänzen und dann die nöthigen Einladungen in bie: 
jem Sinne ergeben zu laſſen. 

Ich wurde zum Vorfigenden gewählt und in der That, ohne daß man es in 
jenem Momente völlig überjehen Fonnte, wurde mir perjönlich eine Laſt aufgela- 
den, für die meine Schultern zu ſchwach waren. 

Es ift an und für fich feine Kleinigkeit, fi mit einer, — ih möchte jagen, 
über ganz Deutſchland zeritreuten Commiſſion in eine Art Einvernehmen zu ſetzen. 
Und wenn man überdem nocd das Vergnügen bat, gar feine Hülfe zu befiten, 
jeinen Secretair noch jelbft maden zu müſſen, jo werden die Geichäfte in ber 
That nicht jehr angenehm. Zulegt kommt no hinzu, dab von Anfang an, aud 
da, wo man ed am Wenigſten erwartet hätte, eine gewiſſe Gereiztheit fich zeigte, 
da man feineswegs überall mit dem ganzen Gang der Dinge einverftanden war. 

Die Nothwendigfeit des Entisideiunnboangs mußte dahin führen, daß aud 
noch anderweitige derartige Uebelftände fih erhoben. Auf der Frankfurter Pfingit- 
verjammlung wurde insbejondere eine Frage angeregt, deren bloße Behandlun 
Ihon geeignet ift, die Gemüther zu erwärmen, die Frage nämlich, inwiefern au 
die Deutich- Defterreicher zu diefen Berathungen und Verhandlungen einzuladen feien. 

Sn Frankfurt felbit hatte man ſich im Princip dafür entichieden, daß fie ein- 
zuladen jeien. 

Die Schwierigkeit entitand nun aber, dies Verhältnig mit Deutich - Defterreih 
irgendiwie zu reguliren. Auch bier wurde mir ganz einfah das Geſchäft aufge: 
tragen, nachdem einige Mitglieder erklärt hatten, fie übernähmen es nicht, und in 
Folge defjen mußte ich e3 übernehmen. 

E3 wird dies nun ein Hauptgegenftand meiner jegigen Berichteritattung fein. 
In Folge deſſen Ichrieb ich im Auftrag des Ausihufles an die Herren Brinz und 
Rechbauer und erklärte ihnen: die Meinung der Pfingftverfammlung jei gewejen, 
die Deutich- Defterreiher gehörten dazu, es jei aber wünſchbar, daß man fich über 
die Verhältnig mit einander näher beſpreche. Unmittelbar darauf erhielt ich eine 
vorläufige Antwort des Herrn Nechbauer, die die Geneigtheit defjelben ausſprach 
und ich erfläre bier üffentlih, bei allen Berhandlungen mit den Defterreichern 
bat mir Herr Rechbauer den Eindrud eines Mannes gemacht, deſſen Herz bei Deutich- 
land ift und der aufrichtig ift in diefen Dingen. Zugleich aber habe ih auch an ihm 
erfahren, wie jchwer es ijt, wenn ein gewifler mächtiger die Verhältniſſe benugender 
Drud ausgeübt wird, bei dem zu Beraten, was anfänglid, fo lange jener Drud 
nicht verfpürt wurde, fih dem Gemüth und dem Kopf ald das Richtige dargeftellt 
batte. Die eigentlihe Antwort kam jpäter. Diejelbe war unterzeichnet von ben 
Herren Brinz und Rechbauer. 

Sie kennen diejelbe aus den Zeitungen. Dem Weſen nah, wenn auch nicht 
der Form nad, haben wir darin eine Art von Ablehnung erkennen müflen, indem 
unfer Vorfchlag, den wir den Herren machten, in ähnlicher Weife wie die Preußen 
duch Cooptation fih zu ergänzen und dann zujammen in bie einberufene Com: 
miſſion einzutreten, nicht angenommen, fondern mit dem Gegenvorichlag erwie- 

1° 


4 


dert wurde, dab man vorber mindeftens, bevor diefe Commiffion beftellt erde, 
einen Zufammentritt veranjlalte von etwa 50 Mitgliedern, 25 feien von uns zu 
beftellen, die ald Kleindeutiche bezeichnet wurden, 25 feien von ihrer Seite zu be 
jtellen, die als Großdeutiche bezeichnet wurden, 

Wir konnten, wie jih von felbit verfteht, auf diefen Antrag um fo wenige 
eingehen, als er im entjchiedenften Wideripruche ftand mit den Beichlüffen der 
Frankfurter Pfingjtverfammlung. 

Wir Eonnten auch einen jolchen Unterihied von „Sroßdeutih” und „Klein 
deutſch“, wie er da formulirt war, nicht als berechtigt erkennen. 

Denn auch unter uns waren in dieſer Frage die Anfichten zum Theil ſehr 
nüancirt. Es ift gar fein Zweifel, meine Herren, dab es jehr viele Mitgliede 
giebt, in denen fortwährend ein gewifjer innerer Kampf ift zwiihen ihrem Gemüth 
und ihrem Kopf. 

Mit dem Herzen find viele großdeutih, mit dem Kopfe halten fie es für 
unmöglich und werden dann aus Noth Eleindeutich. 

ir konnten aljo nicht eine abjolute Echeidung zugelteben, welche die Nation 
nah einem rein zufälligen Barteiworte jpalte. Es fam nur darauf an, eine Ant: 
wort zu geben und dieſe Antwort, die ich nun nicht mehr auf meine eigene Wer 
antwortung übernehmen mochte und fonnte, dieſe Antwort fejtzuftelen und zu 
gleich, da zwei wichtige Dinge vorlagen, die eine Verſammlung vechtfertigten, ver: 
anlaßte ich eine Berfammlung der Mitglieder des Ausſchuſſes. 

Leider ift diejelbe jehr wenig zahlreich ausgefallen; indeſſen waren doch die 
verjchiedenen Theile Deutſchlands dabei repräjentirt; eine Reihe von Mitgliedern 
insbejondere des Nordens, hatte ihre Abftimmung fehriftlich hingefandt; insbejon 
dere die Mitglieder aus Preußen waren damals dur die Kammerverhandlungen 
in die Unmöglichkeit verjegt, eine Reife zu diefem Behuf zu unternehmen. In 
Nücdfiht darauf konnte aud dem Wunſche, der mir aus dem Süden geäußert wor— 
den ift, Rechnung getragen werden, dieſe Verſammlung in Augsburg zu balten 
In der Zmwifchenzeit hatte ih an Herrn Brinz gejchrieben, um nichts zu verfäumen, 
was eine Klärung des Verhältniſſes fördern und eine Verjtändigung erleichtern 
fonnte; dabei aber ausdrüdlih meine Meinung ald bloße Privatmeinung nicht 
als Meinung des Ausichuffes bezeichnet. Ich bemerkte ihm, wir fünnten und wür: 
den meines Erachtens auf feinen Antrag nicht eingehen, aber zu einer freien Be: 
ſprechung, die, wo möglich, während des Juriſtentags zu Wien ftatt finden £önne, 
wo ja ohnehin mande Mitglieder des Ausſchuſſes binreifen würden, zu einer 
freien Beſprechung wären wir unfererjeitS geneigt und ich würde diefen Antrax 
in der Commilfion zur Sprache bringen. 

Mein Brief war vom 6. Auguit datirt, während die Verfammlung in Augs- 
burg, von der ih Herrn Brinz berichtete, am 19. Auguft jtattfand. 

Erſt in Augsburg babe ich eine vom 18. Auguft datirte Antwort des Herrn 
Brinz empfangen, die ich dann den Herren vorgelegt habe, in welcher die Ableb: 
nung viel deutlicher ausgeiprochen war, al& in dem früheren Schreiben Es war 
aljo wenigftens eine Bofition klar gelegt. _ In dem früheren Schreiben Tonnte 
man immer noch die funfzig Mitglieder jo oder jo veritehen, jekt aber war ganz 
beftimmt ausgeſprochen von Herrn Brinz, daß er zu einer Privatbeiprehung, die 
von unjerer Seite mit den Deutich:Defterreihern in Wien gehalten werden follte, 
feine Hand biete, im Gegentbeil, daß er dagegen proteftire. 
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E3 war ferner ausdrüdlich gejagt, feine Meinung fei die, es müſſe vorerft 
eine großdeutiche Partei zwifchen Defterreih und feinen Freunden außerhalb Defter: 
reih3 gegründet werden und nur als jo organifirte Partei könne er in eine Ver: 
handlung eintreten mit uns, anders nicht (Hört, bört!) Das, meine Herren, war 
nun far und darauf haben wir einftimmig in Augsburg angenommen, es jeien 
damit alle weiteren Verhandlungen in diefer Beziehung abgebroden. Wir baben 
einfah angenommen, die Deflerreicher werden jegt zu Feiner weitern Verſamm— 
lung kommen und wir werden den einaefchlagenen Weg nun fortgehen. 

Das wurde dann auch durch ein Schreiben, das damals redigirt worden ift 
und im Namen der dort Verſammelten an Herrn Brinz abgegangen ift, erklärt. 
Nun reiften wir nah Wien. Wir waren in diefem Stadium der Dinge über- 
zeugt, daß die Deutich:Defterreicher feinen Antheil an unſern Verhandlungen neb- 
men wollten, 

In Wien angelangt, war neben Herrn Fries die erjte Perſon, die zu mir 
fam, Dr. Rechbauer, und erklärte mir, von fih aus und obne dazu von mir auf: 
gefordert worden zu fein, er jeinerjeit3 wünfche, im Einverftändniß mit mehreren 
anderen Defterreihern, daß wir in Wien eine Beiprehung über das Verhältniß 
halten. Er jei nicht der Meinung des Herrn Brinz. 

Sie ſehen alfo, der Gegenfag der Meinung unter den Deutich- Defterreichern, 
der früher jchon angedeutet worden war, ift jet ſchärfer bervorgetreten. 

Ich habe darauf erklärt, wir haben annehmen müſſen, fie wollen es nicht; 
wir unfrerfeit3 feien in Wien keineswegs in irgend einer offiziellen Eigenjchaft 
und befinden uns nicht bier als Beauftragte der Pfingftverfammlung, noch der 
Commiſſion, aber als Privatperfonen feien wir noch geneigt, zu einer freien Pri- 
vatbeſprechung zufammenzutreten und einmal dieſe Frage mit den Deutich - Deiter- 
reihern zu verhandeln. So fam die Wiener Beiprehung zu Stande. Die jfämmt- 
lihen Mitglieder der Commiffion, die ih in Wien befanden, betheiligten fich 
— dieſer Beſprechung. Oeſterreicherſeits waren ebenfalls eine Anzahl Mitglieder 
dabei. 

Meine Herren! dieſe wichtige Beſprechung iſt in den Zeitungen vielfältig 
debattirt und darüber berichtet worden. Wie ſchon bemerkt, hatten wir vom 
Anfang an unſererſeits die Erklärung abgegeben, wir betrachteten dieſe Beſprechung 
als eine bloß vertrauliche und dies wurde auch von der anderen Seite acceptirt. 

Allerdings wurde dabei angenommen, es könne fein abſolutes Stillſchweigen 
ktattfinden; aber dad veritand fich doch von jelbft, daß man nit die einzelnen 
Boten nad einfeitiger Auffaffung veröffentlihe und am menigften durfte man 
diefe Berichte in beitimmter Färbung mit Zugabe von entichiedenen Unwaährheiten 
veröffentlichen. (Hört!) | 

Meine Herren! Es ift wohl gerechtfertigt wenn man aud an dieſer Stelle 
darüber Einiges jagt, und ich möchte die Herren, die mit mir an dieſer Beſpre— 
Hung Antheil genommen haben erſuchen, wenn ich etwas Unrichtiges ſage, mic 
zu berichtigen und das, was ich etwa Wichtiges nicht ſagen ſollte, zu ergänzen. 

Zunächſt wurde die jehr wichtige Frage über das Verbältniß zwiſchen Deutjch- 
land und Deutich - Deiterreich zur Sprache gebracht in einer gewiſſen Formulirung 
von vier Möglichkeiten. 

Es gab nad unferer Anficht folgende vier, — ich will fie fo kurz als mög: 
ih, nur mit zwei Worten, andeuten, die erfte, — pojitive Herrſchaft von 
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Deſter reich über Deutſchland, die zweite, negative Herrſchaft, d. h. Be 
binderung jeder Reform in Deutfhland durch Oeſterreichiſches Veto, 
die dritte, Einigung Deutfhlands ohne Defterreih, Einigung des Ge: 
ſammtſtaats Defterreih und ein Bündniß diefer beiden; die vierte, 
Theilnabme der deutihen Länder von Defterreih an der Bundes: 
reform mit den übrigen deutfhen Staaten und in Folge defjen 
relative Trennung von den nihtdeutjhen Ländern. 

Das waren die vier Möglichkeiten, die wir fahen und aufitellten, um ven 
Herren in Wien Gelegenheit zu geben, ſich einmal etwas deutliher auszujprechen. 

Darauf wurde ermwidert, fie feien nicht in der Lage, eine beftimmte Aeuße— 
rung im gegenwärtigen Augenblide über Annahme einer diefer Möglichkeiten zu 
thun und nehmen an, es fönnte auch noch weitere geben, als die vier genannten. 

Sie feien deswegen nicht in der Lage, weil ihre Zuftände völlig unfertig 
feien, eben fo unfertig feien aber auch die Zuftände in Deutichland jelbit. 

Nachdem diefe vorläufige Erörterung beendigt war, wurde umgekehrt von 
öfterreichifcher Seite her die Frage geftellt, was ift die Meinung diejer deutjchen 
Bewegung, handelt e3 fi nur darum, Preußen zu vergrößern, die Herrichaft 
von Breußen über Deutichland berzuftellen, beziehungsmeile um Annerirungs: 
ehr und dergleihen? Dffenbar war eine derartige Beſorgniß in Wien ftark ver: 
reitet. Darauf ift von unjerer Seite erklärt worden, nein, das jei nicht der 
Geift, von dem wir erfüllt feien; es beftebe in den deutjhen Län: 
dern, insbesondere in den größeren und mittleren, durchaus Feine 
Neigung, auf die Selbititändigfeit in allen innern Fragen zu ver 
zihten und etwa unter preußifhe Herrihaft zu geratben, PBreu 
Ben zu werden; im Gegentheil, wir legten den entſchiedenſten 
Werth auf die Selbitftändigfeit auch der einzelnen Staaten in 
allen innern Verhältniſſen; in den äußeren politijden Madtver: 
bältniffen dagegen halten wir eben jo entjchieden die Ausbildung 
einer Einheit für nothbwendig und auch der Bund, oder vielmehr 
der Bundesftaat, der zu ftiften fei, müſſe in dem Bereiche der äu— 
Beren Mahtverhältnifte eben fo fouverän fein und organifirt 
werden, als die einzelnen Staaten in allen anderen Dingen. 

In diefen zwei Hauptlägen find einige Gedanken ausgedrüdt, über die man 
fih ziemlich alkeitig berubigt erklärte. Wenn nun ausdrüdlich berichtet worden 
ift, und er im allererſten Bericht Ichon, die Verſammlung habe fih auch dahin 
erklärt, fie wolle von der preußiſchen Spite nichts willen, jo bat unmittelbar, 
nachdem die erite Aeußerung diejer Art geichehen ift, ein Zulammentritt jtattge: 
funden zwiſchen den Herren Pland, Dr. Rechbauer und mir und wir find über- 
eingefommen, eine von Dr. Rechbauer und mir unterzeichnete Erklärung einzu: 
rüden, daß das nicht wahr fei; daß darüber vielmehr gar feine Diskuffion ftatt- 
gefunden, noch irgend etwas Gemeinfames zu Stande gefommen jei. Im Ge 
gentheil wir haben nach der Natur der Berathung ausdrüdlich erklärt, die Frage 
einer Organiſation der Gentralgewalt im jegigen Augenblid auf fih beruhen 
zu laſſen, darüber nicht zu debattiren und nur das Prinzip ausgejproden, daß 
im Intereſſe der äußeren Macdtverhältniffe, eine ftarfe Gentralgewalt gebildet 
werden müfle, die einen einheitlichen Willen habe und der fih alle Andern un: 
terziehen müſſen; je nachdem Deutjch- Defterreih an dem Bundesftaat Theil nehme 
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oder nicht, werde diejelbe natürlich mehr oder weniger einheitlich und firamm or: 
ganifirt werden können. Ueber diefe Säte find wir von unferer Seite nicht hin- 
ausgegangen. Es mar um jo auffallender, meine Herren, daß troß dieler Er- 
färung, die alfo doch von den Nepräfentanten der beiden Fractionen, die bei- 
ſammen waren, unterzeichnet war, troß diefer Erklärung binterdrein in dem Be- 
richte der Prefie mir die Worte: „Wir wollen von der preußiſchen Spite nichts 
wiſſen,“ noch einmal in den Mund geihoben murden. 

Ich erkläre bier umd ich wünsche, daß wenn ich etwas Unrichtiges erkläre, 
mich die Herren, die mit mir anweſend waren, jofort berichtigen mögen, ich er: 
Häre, ich babe weder dem Sinne noch den Worten nach das gejagt. (Stimmen: 
Ganz richtig!) 

Dann, meine Herren, erklärten die Deutjch: Deiterreicher, nachdem diefe Er: 
Härung abgegeben war, es zeigten fich gewiſſe Anhaltspunkte zu einer Verftändi- 
gung, fie jeien nämlich auch gegen die Delegirten: Berfammlung und für ein Bar: 
Iament, und es freut mich, daß wenigſtens in dem legten Schreiben der Herren 
Berger und Rechbauer an mich, das auch veröffentlicht worden und für dieſe 
Verfammlung zunächſt beftimmt ift, mindeftens diejer Sag nochmals ausdrücklich 
als ihre Meinung erklärt ift. 

Sie erflärten fih alfo für ein Parlament im Gegenfag zu dem jetigen Vor: 
Ihlage von Delegirten:Berfammlungen mit beftimmten, pofitiven Befugniffen und 
in der Meinung, daß ſich alle Länder feinen Beſchlüſſen, ſoweit die Competenz 
deſſelben fich erftredt, unterziehen müffen; und es werde mehrfach behauptet, jo: 
weit in diefer Hinficht Preußen gehen fünne und gehen werde, jomweit würden fie, 
die Defterreicher, auch gehen, fie würden unter feinen Umftänden an DOpferfähig- 
feit hinter Preußen zurücbleiben und fie würden überdem in ihren Anfprücen 
fih beicheidner erweijen, al3 man denke. Es war Far, daß nachdem einmal die: 
fer Gedanke ausgeſprochen war, der handgreifliche Widerfpruch mit der beftehen- 
den Gejammt: Staatsverfaffung von Defterreich zur Sprade kommen mußte, und 
er fam zur Sprade. 

Und da, meine Herren, — es muß das jet gefagt werden nad) allem Ge- 
Ihehenen — haben fämmtlihe Herren, die fih ausgejproden haben von den 
Deutih :Defterreihern, erklärt, fie wüßten ganz gut, daß wenn irgend aus dem 
früher Beiprodhenen Etwas werden folle, aus einer Betheiligung von Deutfch- 
Defterreih an der Bundesreform, dann auch die Gefammt: Staatsverfaffung von 
Defterreih weſentliche und eingreifende Modificationen erfahren müſſe; von Ein: 
zelnen wurde zudem erklärt, ohnehin fei eine Modification der Februarverfaffung 
nothiwendig Ungarns wegen; e3 ſei eine Unmöglichkeit vdiefe Verfaffung zu be: 
halten. Obwohl grade in diefer Beziehung offenbar unter den Herren fehr ver: 
Ihiedene Meinungen vorhanden, und diefelben über das Maß der Modificationen 
augenscheinlich nicht einftimmig waren, fo hat trogdem Niemand von den 
anwejenden Deutfh:Defterreihern die Möglichkeit einer Feſthal— 
tung der Februar:Berfafjung behauptet! Jeder hat zugegeben: Modi— 
ficationen, und zwar weſentliche Modificationen würden ohne Weiteres kommen. 
Es war um fo auffallender, meine Herren, daß dieſes twichtige Zugeftändniß 
dann binterbrein todt geſchwiegen wurde in den Wiener Journalen, um fo auf: 
fallender, als in der Commiflion ein a unferer Berfammlung, Herr Dr. 
Völk, erflärt hat, es fei nur fehr auffallend, daß von allen diefen Dingen, bie 
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jeßt jo unter uns von den Deutich -Defterreichern beſprochen und geäußert werden, 
nie eine Sylbe bis jetzt verlautet babe im öfterreihilhen Neichsrath, daß dort 
das Geheimniß diefer Gefinnung jo vollftändig gewahrt worden jei! 

Die Frage des Ortes fam allerdings da auch zur Sprade und es haben die 
Deutich:Defterreicher in jener Verhandlung bemerkt, fie nähmen Anitoß an dem 
Berfammlungsort Meimar ımd fie würden vorzieben den Berfammlungsort 
Frankfurt, wejentlih aus politiihen Motiven; fie betrachten Weimar als mehr 
oder weniger unter Gothaiihem Einfluß ftebend, Frankfurt dagegen als neutralere 
Stadt, welche große, allgemein :deutiche Neminiscenfen für fih babe. Aber aud 
da wurde ſchon von uns entgegnet, es werde fchwer fein, den Beichluß zu ändern. 
Ich babe vergeflen, zu berichten, wie derfelbe zu Stande gefommen; Sie erlauben 
mir, daß ih es an diejer Stelle einichalte. 

Die in Augsburg verfammelten Mitglieder waren eigentlid durchweg geneigt, 
Frankfurt ald Berfammlungsort vorzufchlagen; ed lagen aber jchriftliche Abſtim 
mungen von 18 Mitgliedern vor, während wir in Augsburg nur 7 Mitglieder 
waren. Dieſe ſämmtlichen ſchriftlichen Abſtimmungen, theils von Koburg aus, theils 
und insbefondere von Berlin aus, mußten unferes Eradtens mit berücjichtigt 
werden; bei einer fo Kleinen Zahl der Verfammlung Eonnten diefe unmöglich fich 
berechtigt halten, in einer fo wichtigen Frage einen Beſchluß zu fallen im Gegen 
fat zu ganz beftimmten Neuferungen einer viel größeren Zahl von Mitgliedern 
des Yusihuifes. 

Sp kam jener Beichluß mit der Mehrheit von 18 gegen 9 Stimmen zu Stande, 
indem auch die Elar vorliegenden fchriftlichen Abftimmungen ebenſo mitgezählt wur: 
den, wie die perfönlihen Abjtimmungen der anmweienden Mitglieder. Diejer Be: 
Ihluß war in die Zeitungen gekommen noch vor der Wiener Beiprehung und war 
dort befannt. Zugleich hatten die Zeitungen aber auch über die beiden Haupt: 
geſchäfte berichtet, welche in Augsburg auf die Tagesordnung der nächſten Zu: 
jammenfunft in Weimar geſetzt worden waren, nämlich: 1) Behandlung der 
Delegirtenfrage, und 2) Behandlung der eat: der Dr: 
ganilation des Zollvereins. Man durfte alio doch wohl in Wien vorausjegen, 
daß diefe Tagesordnung ebenfalls bekannt fei. 

In der Wiener Verfammlung nun kam die Frage des Ortes zur Sprade, 
und ed haben damals die öfterreihischen Mitglieder in obigen Sinne fih für 
Frankfurt gegen Weimar erklärt. Aber, meine Herren, von feiner Seite 
ber ift damals das als eine irgend wefentlihe Bedingung erklärt 
worden, feineswegs! und hinterdrein, nachdem wir noch mit Perjonen bie 
und da Rückſprache genommen haben, bat es mir und Anderen geichienen, als ob 
die Deutich: Defterreiher zwar im Großen und Ganzen, Frankfurt Weimar vor: 
— aber dennoch geneigt wären, wenn auch in etwas geringerer Anzahl, an der Ver— 
ammlung in Weimar Theil zu nehmen. Auch ꝛc. Rechbauer hat in dieſem Sinne 
ſich eäubert und 2c. Berger batte, wie ich e3 nicht anders fallen fonnte, nachdem 
ich in erſucht hatte, an der Einladung Theil zu nehmen und er mir das zugejagt 
hatte, ohne die Frage nochmals anzuregen, mir beim Abgange erklärt: Auf 
Miederfehben in Weimar! Daraus babe ih den Schluß gezogen, er werde 
eben nah Weimar fommen, und wenn er komme, fümen natürli die anderen 
auch mit, aber das habe ih als Gemüthseindrud von Wien mit weggebracht: 
Mehr werden nah Frankfurt fommen, weniger werden nah Weimar kom: 
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men, Frankfurt werden fie vorziehen, Weimar ſchließen fie nicht abjo- 
[ut aus. Und genau das babe ich auch in einem Briefe an ein Ausſchußmit 
alied in Berlin erklärt. Ich habe mich feit den geitrigen Aufichlüffen genauer auch 
auf meinen Brief befonnen und ich glaube, daß in diefer Beziehung meine jebige 
Aeußerung volftändig correct fein wird; ih glaube Herr Schulze: Deligih wird 
mir das beftätigen. (Sefchiebt.) 

Erlauben Sie mir auf ein anderes Intermezzo mit ein Paar Worten zu 
ommen. 

Die Berfammlung des uriftentages hatte allerdings auch ihre politiiche Seite 
und es ift dieſe Seite bei Gelegenheit der Tiihgeiprähe, Toafte u. ſ. f. lebhaft 
hervorgehoben worden. Auch in diefer Beziehung hat es ziemlich bedeutende Miß— 
verftändniffe abgelegt. Meine Herren! Ich hatte im Auftrag der Commillion 
dem Herrn Staatsminifter von Schmerling, der einen Toaft auf den Juriſten— 
tag ausbrachte, zu erwiedern; ich hatte damals vorerft eine Thatſache anerkannt 
md rüdfichtslos anerkannt, die ih für wahr halte und an jedem Orte zu be- 
tennen entfchloffen bin; denn ich bin nun einmal fo, daß ich auch aus politiihen Rüd- 
iichten mir klare Wahrheiten nicht beftreite. Ich babe den Eindrud in Wien em- 
vfangen, daß insbefondere in der Jugend eine lebhaftere, eine entfchiedenere deutichere 
Sefinnung vorhanden ift, als ich irgend erwartet hatte. 

(Stimmen: Sehr wahr!) 

Es ift das eine Thatſache, die nicht blos ih, und ich babe ganz ruhig beo- 
bachtet, ſondern eine ganze Neihe von Juriſten, die an dem Tage Theil aenommen 
baben, bejtätigen werden, für welche es eine ganze Menge Anhaltepunfte giebt. 

Ich babe zweitens, wie es fich nicht anders ziemte, auch unfern Dank in leb: 
bafter Sprache ausgebrüct gegenüber dem Herrn Staat3minifter von Schmerling 
teip. der öfterreichifthen Regierung. Aber gleichzeitig habe ih, meine Herren! 
und das hat man, wie es fcheint, binterdrein volllommen zu ignoriren beliebt, — 
gleichzeitig habe ih, nachdem der Herr Staatsminifter von Schmerling in jeinem 
Toafte das Feithalten an dem biftoriichen Nechte, aljo auch an dem bergebrachten 
Bundesrehhte ald etwas dem Suriftentage und der juriftiichen Gefinnung natürli- 
des und politiih Wichtiges — hatte, allerdings in einer ſehr feinen 
und nobeln Form, wie er überhaupt ganz vortrefflich geſprochen hat, — nachdem 
das geſchehen war, meine Herren! und nachdem von anderer öſterreichiſcher Seite 
her die Gefühlspolitik als die allein wahre, als die allein berechtigte deutſche pro— 
clamirt worden war, hatte ich zwei Dinge gethan: erſtens erklärt, eine bloße 
Gefühlspolitik, fo ehrenwerth fie ſei, tauge nichts, jo wenig als 
eine Bolitif blos des Kopfes etwas wertb fei, die wahre Politik 
befiebe in der Verbindung von Geift und Herz, von Kopf und 
Gemüth. 

Und gegenüber den Andeutungen des Herrn von Schmerling, die wenigſtens 
io verftanden werden fonnten, al3 ob er gewiſſermaßen in dem Verfah— 
ven de3 AYuriftentags eine Belräftigung auch des gegenwärtigen 
bundesrehtlihen Zuftandes erkenne, habe ich erklärt, es fei das be— 
tebende Bundesrecht im entfhiedenften Widerifprud zu den be— 
tehtigten Erwartungen der Nation und es bedürfe einer gründ- 
lihen Eorrectur im Sinne einer einbeitliden Vertretung der Na— 
tion und im Sinne einer einheitliden Madtentwidlung! (Bravo.) 
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Das hat man Alles möglichft verfchwiegen und dann die. ganze Welt mit 

dem Rufe erfüllt: Bluntſchli ift in unfer Lager übergegangen! 
( Heiterkeit. ) 

Nun, meine Herren, kamen wir zurüd. Es war nun äußerft fchwierig, ich 
mwiederhole es, zurüdzugehn auf den früheren Beichluß. Ach fchrieb damals an 
ein Mitglied des Ausſchuſſes nach Berlin, wie die Dinge lagen und daß, während 
ich früher angenommen hatte, die Deutich : Defterreicher nehmen nicht Theil, jo 
mußte ich jet erklären, fie nähmen Theil, fie würden fommen! Zugleich erflärte 
ih, fie würden aber viel lieber und zahlreiher nad Frankfurt als nah Weimar 
fommen und babe auch die Gründe dafür angegeben. 

Meine Herren, nun ift in den Zeitungen die Notiz erichienen, daß die Her: 
ren in Berlin fih in Folge des Wuufches der Deutich » Defterreicher bereit erklärt 
haben, von ihrer frühern Abftimmung abzugeben und auf Frankfurt anzutragen, 
und ich habe damals in der That jede Stunde, jeden Augenblid eine Nachricht 
darüber zu empfangen erivartet, ich babe aber feine Nahricht, nicht die allermin: 
defte, befommen, jo daß ich zulegt meinen mußte, e3 fei das irgend ein Verſehen, 
oder ein Mißverftändnib geweſen. Ich babe feither, und erft geitern bier erfab: 
ren, dab dennoch eine ſolche Beiprehung in Berlin ftattgefunden bat, und daß 
man dort geneigt geweien, das zu thun, daß man dies aber in Berüdfichtigung, 
namentlich) des Umitandes, daß ich erklärt habe, die Defterreidher würden 
auch nah Weimar fommen, wenn auch in geringerer Anzahl, es vorge: 
zogen bat, bei dem früheren Beichluffe zu bleiben. Bon alledem habe ich gar nichts 
erfahren, babe ich nichts gewußt, ſondern nur Briefe befonmen, und zwar meh: 
rere, die ſämmtlich einfad als jelbjiverftändlih Weimar vorausfegten. 

Es ift nun klar meine Herren! daß id nur unter der Vorausfegung auf eine 
Abänderung antragen, oder vielmehr diejelbe als geſchehen betrachten Fonnte, daß 
diejenigen Mitglieder, melde die Mehrheit bei der frühern Abitimmung gebildet 
batten, von ihrer frühern Meinung abgingen. Da ih nah den Acten, die ich 
in den Händen hatte, davon nichts hörte, im Gegentheil, die Vorausfegung als 
rihtig anerkennen mußte, es bleibe feft, hielt id mich durchaus nicht für berech— 
tigt, irgend eine Aenderung zu machen, ungeachtet ich von verjchiedenen Seiten 
ber ebenfalld den Wunsch ausſprechen hörte und zugeihidt befam, es ſei Frank: 
furt zu wählen. Es war nämlich die Zeit ſchon Io weit vorgerüdt, und auch 

ewiſſe Vorbereitungen nothiwendig, jo daß es unmöglid war, eine neue Verſamm— 
ung des Ausſchuſſes zu veranlaſſen, die wahrieinlich jo ausgefallen wäre, wie 
die in Augsburg. 

Nun, meine Herren! ergingen die Einladungen und zwar nad dem früheren 
Beihluffe, nad dem Beſchluſſe, der in Frankfurt gefaßt, und in Augsburg wie 
derholt wurde, allerdings in einer etwas ungewöhnlichen Form, die aber bei der 
Eile, die nothivendig war, kaum anders gemacht werden fonnte, um zum Siele 
zu gelangen. Was in den Zeitungen binterdrein als wirkliche Einladung 
verbreitet wurde, das war in erjter Inſtanz blos der Entwurf, d. b. mit Be: 
zug auf die Unterfhriften Entwurf, mit Bezug auf den Inhalt 
tefttehbender Beihluß, denn man hatte ausdrüdlih in Augsburg beichloffen, 
es dürfe nicht mehr an der Tagesordnung geändert werden, man wolle blos den 
Mitgliedern, die als Einladende bezeichnet worden find, die Möglichkeit offen 
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laffen, ihre Unterfhrift zurüczuziehen, oder zu verweigern, und die, die e3 nicht 
thun, follten als annehmend gelten. 

In dieſem Sinne wurden die Einladungen überallhin in gleicher Weiſe 
erlaſſen; ich bekam rechtzeitig eine einzige Streichung von Herrn Streit in Koburg, 
und in Folge deſſen (ieh ih nun die Einladungen definitiv druden als wirkliche 
Einladung ohne den Zufaß, der fie für die Interfchriften ald Entwurf dem Weſen 
nach bezeichnet hatte. Nachdem die Eremplare zur Verſendung bereit lagen, kam 
von Herren Dr. Berger der Bericht, er fei mit der Faſſung der Einladung nicht 
einverftanden, und deswegen ziehe er feine Unterjchrift zurüd. Ich Eonnte das 
auch noch immer jo interpretiren, er werde doch TFommen; immerhin veranlaßte 
mich das, die vorhandenen Eremplare nicht weiter abzugeben, jondern zu caffiren, 
und neue, ohne den Namen des Herrn Berger druden zu laſſen. Später, einige 
Tage nahher, und offenbar nad politifchen, inzwiſchen vorgefallenen Erwägungen, 
find noch weitere Abjagungen gekommen, die ich, nachdem einmal die Einladungen 
in alle Welt ergangen waren, unmöglich weiter berüdjichtigen fonnte; nämlich die 
Herren von Sauden, Schubert — und einige Tage ſpäter auch die des Herrn 
Rechbauer. 

Darauf war ich am allerwenigſten gefaßt, ich geſtehe es. Erſt hier habe ich 
endlich die letzte Abſage bekommen, von Herrn Veit. 

Meine Herren! nun war auf einmal alles anders, eine vollkommene Aende— 
rung der Dekoration! Bis zu dieſem Moment hatte ich feſt geglaubt, daß die 
Defterreiher auch nach Weimar kommen würden, von dieſem Moment an war es 
klar, daß ſie nicht kommen. 

Als Grund, und mehr in den Zeitungen, als in den Aeußerungen der be— 
treffenden Mitglieder ſelber, wurde erſtens der Ort hervorgehoben; es wurde aber 
zugleich anerkannt, daß das nicht entſcheidend geweſen ſei; der Hauptnachdruck 
wurde vielmehr gelegt auf die Faſſung der Einladung, ſie haben erwartet, man 
werde die deutſche Frage, und insbeſondere das Verhältniß von Deutſch-Oeſter— 
reich aufs Tapet bringen. Sie werden ſehen, meine Herren, wie es unmöglich 
war, etwas Anderes zu thun, als ſchon geſchehen war. Wir, in Wien, ſetzten 
voraus, und gewiß mit Recht, dab die Beihlüffe von Augsburg aller Welt 
durch die Zeitungen befannt feien, und in&bejondere denen bekannt jeien, die fich 
für die Verſammlung intereffiren. Delegirtenverfammlung und Zollvereinsver- 
fafjung waren die Fragen, die zunächſt an die Kammern fommen jollten, und dieje 
waren auf der Tagesordnung. In Wien hat denn aud Niemand darüber eine 
Sylbe geiproden, wir haben gar feine Einwendungen dagegen vernommen. Ueber: 
dies war klar, wie auch der jegige Antrag der Kommiſſion erweift, daß man die 
beiden Fragen gar nicht berühren könne, ohne die deutiche Frage in ihrem Grunde 
aufzurübren. Ebenfo, meine Herren, war ja für den Nothfall dafür geforat, in: 
dem in der Einladung weitere Anträge vorbehalten waren, und wären bie Defter: 
reicher gefommen, jo wäre e3 ganz in ihrer Hand geweien, auch die Frage über 
ihr Verhältniß zu Deutſchland ganz bejonders zur Sprade zu bringen; Niemand 
hätte fie daran hindern können, noch wollen, im Gegentbeil, alle Welt weiß es 
ja, daß unfere ganzen Bemühungen feit Monaten auf diejes Ziel gerichtet waren. 
Anzunehmen, man wolle darauf nicht eingehen, dazu hatte man in der That 
nicht den allermindeften Grund, und deshalb, weil die Sache jo lag, habe ich die 
Ueberzeugung gewonnen, daß das nidht die wahren Gründe find, fon: 
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dern daß vielmehr andre, wefentlih politifhe Motive mit ge 
wirft baben bei dem Entſchluſſe, bei dem zweiten Entihluffe der 
öfterreihiihen Mitglieder, nibt Theil zu nehmen an der gegen 
wärtigen Berbandlung. 

Meine Herren! Dies nun ift der mweientliche Bericht. Wir Mitglieder bes 
Ausſchuſſes find bier ‚einige Tage früber zufammengetreten, und haben Ihnen eine 
Reihe von Süßen, eine Anzabl von Anträgen, möglichft fo vorzubereiten gejucht. 
Wir Haben die Anträge in eine beftimmte Formulirung gebracht, um dadurch den 
Gang der Berathung und Beichlußfaffung zu erleichtern. Aus alledem geht aber 
bervor, und ih wünſche, das als Nefultat diefer Betrachtungen zu behandeln, 
daß, wenn Sie für weitere Zufammenkfünfte, unter Umftänden auch für weitere 
Veſprechungen ſorgen wollen, ſo iſt es unerläßlich nothwendig, daß Sie nicht eine 
ſolche übermäßige Laſt und Verantwortlichtei auf ein einzelnes Mitglied 
laden, ſondern für ein ſtändiges Bureau ſorgen, welchem auch die techniſche 
Geſchäftsleitung übertragen wird. 

Endlih, meine Herren, babe ich noch einen Antrag zu stellen bezüglich der 
Gefchäftsleitung in diefer VBerfammlung. Die Borbereitungsfommiffion bat aud 
die Frage der Präfidentichaft dieſer erfammlung in Erwägung gejogen. Es 
wurde von einzelnen Mitgliedern zunächlt ich in Borichlag gebradt. ih babe aber 
fofort erklärt, dak ich unter feinen Umftänden diejes Präſidium annehmen würde, 
und es hat fih dann der Ausſchuß einftimmig dahin verſtändigt, Ihnen den Bor: 
ihlag durch mich machen zu lafien, daß Sie den Präſidenten des bieji: 
gen Lokalkomite's, der fich bereits viele VBerdienfte um unfere 
Zulammenfunft erworben bat, Herrn Dr. Fries durd Aflamation 
als Ihren Präfidenten erwäblen wollen. Sind Sie damit einverftanden? 

(Alfeitige Zuftimmung ) 

Sodann als Bicepräfidenten — ib weiß nicht, ob Sie mir noch erlauben 
das hinzuzufügen, es fann vielleicht zur Abkürzung der Sade dienen — Ahnen 
vorzufchlanen die Herren von Unrub aus Berlin und Barth aus Bayern. 
Eind Sie mit diefem Vorfchlage einverftanden ? 

(Allfeitige Zuftimmung.) 

Damit, meine Herren! ift meine Aufgabe zunächſt erledigt, und ich bitte 

nun den Herrn Prätidenten, diefe Verhandlung weiter zu führen. 
(Bravo.) 


Hr. Fried, den Borfig übernehmend: Wenn es fi bei der gegenwärtigen 
Mahl des Präfidiums um eine perjönliche Frage handelte, jo würde ich ernitliche 
Bedenken tragen, das Präfidium einer VBerfammlung anzımehmen, in der Berjonen 
gegenwärtig find, die in bervorragenditer Meije an den Geichiden des parlamen- 
tariihen Lebens in Deutichland Theil genommen haben. Ich glaube aber einen 
anderen Ausdrud in der auf mich gefallenen Wahl gefunden zu haben. Sie 
baben weder aus dem Norden, noh aus dem Süden gemäblt. Sie haben ein 
Mitglied aus der Verfammlung newählt, deſſen politiſche Vergangenheit fih in jo 
feinen Näumen bewegt bat, daß Ahnen diejelbe, wenigitend zum größten Theil, 
wohl nicht befannt ift. 

Ich ſehe darin den Ausdrud, daß die Verſammlung entſchloſſen ift, nicht mit 
Majoritäten zu berrichen und die Minorität zu unterdrüden, ſondern daß fie ent: 
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—* iſt, das aufzufinden, was Allen gemeinſam iſt und das zur Geltung zu 
ringen. 
In dieſem Sinne danke ich für die auf mich gefallene Wahl. 
(Bravo.) 


vb. Unruh aus Berlin. Meine Herren! Wenn Sie mir die Ehre erwieſen 
haben, mich zum PVicepräfidenten diejer Berfammlung zu erwählen, jo bin ich 
zweifelhaft, ob Sie dies gethan haben, weil ich Preuße bin, oder obgleich ich 
Breuße bin. Ich nehme feinen Anjtand bier öffentli auszuſprechen, daß ich nicht 
der Anficht des preußiichen Minifteriums bin, wonach e3 ein Verbrechen ift, wenn 
man die preußiihen Intereſſen hinter die deutichen ftellt. 

(Bravo!) 

Sm Gegentheil, wenn eine joldye Collifjion eintreten jollte, meine Herren, jo 
würde ich es für meine Pflicht halten, die deutichen Intereſſen vorzuziehen; allein 
ih fürchte nicht, daß eine ſolche Colliſſion eintrete, weil ich der Meinung bin, 
die ich auch an anderen Orten öffentlich ausgeiproden habe, daß Preußens Inter: 
eſſen, richtig und wahr erfannt und aufgefaßt, in feine Colliſſion mit den deutjchen 
Intereſſen kommen können, jondern mit ihnen zufammenfallen; Preußen ift nichts 
anderes als ein Theil des Ganzen und die Intereſſen des Theiles fünnen die 
Intereſſen des Ganzen in feiner Weije collidiren ! 

Ebendeshalb, meine Herren, werde ich mich immer und gern allen Bejire: 
bungen unterziehen, die dahin gerichtet find, ein einiges und freies Deutſch— 
land, Preußen mit eingeihlojjen, berzuftellen! 

Sch danfe Ihnen für die Wahl. Ä 

(Bravo.) 


Dr. Barth. Meine Herren! Ich bin wohl als Repräfentant des Südens 
gewählt, in diefem Sinne nehme ich die Wahl danfend an und will hoffen, es 
werde unjer gemeinjames Beſtreben jein, dem Gange der deutihen Dinge eine 
ſolche Richtung zu geben, dab auch der Süden mit Freuden mitgeben Fann. 

Mas mich perjönlich betrifft, jo it meine politifche Vergangenheit jeit 1848 
befannt und man wird mir wenigſtens das zugeben, daß ich unter oft ſchwierigen 
Verhältnifien immer Farbe befannt habe. 


Präf. Dr. Fried. Che wir zu den Geſchäften des heutigen Tages über: 
geben, habe ich noch eine jchmerzliche Pflicht zu erfüllen. Es fehlt uns in unjerer 
heutigen Berfammlung ein Mitglied unjerer Commmifjion, deſſen Beltrebungen 
wir wejentlih es mit zu verdanken haben, daß wir hieher gelangt find. Es ift 
der Abgeordnete Buhl aus Deidesheim, der jeit Jahren in dem Sinn gewirkt 
bat, der uns jegt zufammenführt. Leider ift es ihm nicht vergönnt geweien, bier 
mit ung zufammen zu fommen, denn, ehe wir bier zufammen famen, ift er durch 
den Tod abgerufen worden. Sch glaube im Sinne Ihrer Aller zu handeln, wenn 
ih in diejen wenigen Worten den Schmerz der Verſammlung ausprüde, daß er 
uns beute feblt. 

Zur Vervollftändigung des Büreaus wird es erforderli fein, daß Schrift. 
führer ernannt werden. Es haben die Herren Siegel aus Dresden und Ri 
aus Ohrdruf fi) bereit erklärt, diefem Gejchäfte fich zu unterziehen. Ich nehme 
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das Einverftändniß der Berfammlung an, wenn Fein Widerfprud erfolgt. Sie 
find damit einverftanden. In der Bräfenzlifte finden ſich bis jegt 180 Mitglieder 
eingetragen, es iſt bis jegt Fein Zweifel erregt worden gegen die Berechtigung 
irgend eines der eingetragenen Mitglieder. Sollten jpäter während ber 
Berhandlung derartige Zweifel entiteben, jo wird darüber zu fognosciren fein, ob 
der Einzelne berechtigt ift, an der Verſammlung Theil zu nehmen. Weiter, meine 
Herren, jehen Sie, bat die Kommiffion beſchloſſen, die Sitzungen der heutigen 
Berlammlung öffentlih zu balten, fomweit e8 der Raum erlaubt, und daß mir 
gleichzeitig auch Stenographen zugezogen haben; auch das wird fireng genommen 
der Entiheidung der Verfammlung zu unterftellen fein. Ich glaube aber, bei der 
Lage der Sache annehmen zu können, daß Sie auch diefen Schritt der Com: 
miffion genehmigen. 

Die Commilfion bat, jelbitverftändlich vorbehaltlich der Beihlußfaffung der 
Berjammlung, folgende Tagesordnung feitgeftellt: Für die heutige Verfamm: 
lung, 1) Beriht der Commilfton über die Vorarbeiten zu diefer VBerfammlung, 
2) Wahl des Büreaus, 3) Feititellung der Gejhäftsordnung, 4) Antrag der Abgg. 
Lang und Joſeph, die einjeitige Abänderung einzelner Landesverfaffungen betref: 
fend, 5) Anträge der Commiffion, die deutſche Reformfrage betreffend, in Verbin- 
dung mit dem Antrage des Abg. Hölder und Gen. aus Stuttgart, das Bundes: 
gericht betreffend. 6) Antrag des Abg. Hölder, eine Anerkennung der Haltung 
der preußilhen Abgeordneten: Kammer betreffend. 7) Satzungen des deutfchen Ab: 
geordneten: Tage2. 

Wenn Niemand gegen die aufgeftellte Tagesordnung etwas einzumenden bat, 
jo gilt fie für angenommen. — . 

(Nah einiger Verhandlung über die Geichäftsordnung wurde diefelbe in fol: 
gender Faflung angenommen: 

1) Die Nedner, mit Ausnahme der Berichterftatter, dürfen nur in einer 
Folge von nicht über 10 Minuten ſprechen. 

2) Hauptanträge ſowohl ald Nebenanträge werden nur dann zur Dis: 
fuffion gebradht, wenn fie auf Befragen des Vorſitzenden von min: 
deſtens 10 Mitgliedern unterftügt werden. 

3) Berbejjerungsanträge find auf Verlangen des Vorfigenden dem Büreau 
ſchriftlich zu übergeben. 

Zum erſten Gegenſtand der Tages-Ordnung erhielt nunmehr Hr. Dr. Fried— 
leben aus Frankfurt a. M. das Wort.) 


Friedleben. Der Geſchäftsordnung gemäß erlaube ich mir den Antrag zu 
ſtellen, damit erſt die Unterſtützungsfrage geſtellt werden kann, daß die Verſamm— 
lung der Abgeordneten, indem ſie ihr Bedauern ausſpricht, daß die Deutſch— 
ODeſterreicher der Verſammlung nicht anwohnen, nachdem fie den ausführlichen Be— 
richt der Commiſſion vernommen, erklärt, daß die Deutſch-Oeſterreicher keine Ur— 
ſache hatten, ſich hier auszuſchließen. Ich erſuche den Herrn Präſidenten zunächſt 
die Unterſtützungsfrage zu ſtellen. 


Präſident. Ich frage, wird dieſer eben gehörte Antrag, als zum erſten 
Gegenſtand der Tagesordnung gehörend, unterſtützt? 
(Wird genügend unterſtützt.) 
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Zunächſt mache ich von meinem Recht Gebraud, zu bitten, daß der Antrag 
ichriftlich eingereicht werde. 


Benedey. Ich wollte mir im Gegenfah erlauben, darauf anzutragen, daß 
wir das mit Schweigen übergehen und bier feinen Tadel ausſprechen, der Defter: 
reich noch einmal verlegen fann. Wir hoffen, daß in der nächſten Verfammlung, 
wo Defterreicher zufammen kommen, fie jo handeln, daß wir Hand in Hand mit 
ihnen geben fünnen, und daß in der nächſten Berfammlung die Oeſterreicher ung 
zuftrömen und mit uns gemeinfam die Intereſſen des deutichen Baterlandes be: 
iprechen. Laſſen Sie uns aber a aussprechen. 

ravo.) 


v. en Ich werde mich dem anfchließen; ich glaube, wir dürfen feinen 
Tadel gegen DVefterreich ausiprechen, weil wir die Defterreicher nicht gehört haben 
und — ungehört können wir fie nit verurtheilen! 

(Rufe nah: Schluß der Debatte!) 


Präfident. Ih muß Ihnen zunähft ankündigen, da ein Antrag geftellt ift, 
über dieſen Antrag zur QTagesordnung überzugehen. 


Friedleben. Meine Herren, Sie wiſſen recht wohl, daß eine Gegenverjamm: 
lung gegen die hiefige heutige arrangirt wird und daß man hinaus in Das deutjche 
Volk Verdächtigungen jchleudert und gejchleudert hat, als ob die heute hier tagende 
Berfammlung eine fpecifiihe Richtung von vornherein habe. — Gegenüber diejen 
Verdächtiaungen ift es nothmwendig, daß die Berfammlung fich entichieden aus: 
ſpricht. an der Sache jelbft, wie der Herr Berichterftatter der Commilfion Ihnen 
mitgetheilt hat, lag auch nicht die geringfte Urſache ſich auszuſchließen. — Es 
follten bier allgemeine deutſche nn debattirt und darüber beichloffen werden; 
alle fpecifiihen Fragen, meine Herren, waren ausgefchloffen und in der Haupt: 
frage: deutiche3 Parlament und Gentralgewalt, darin müſſen die Patrioten Hand 
in Sand geben, fie mögen fonft auf einem Standpunkt ftehen, auf welchem fie wol: 
len; wer auf dem Boden nicht fteht, ift Fein deutſcher Patriot; deßhalb glaube 
ih, wenn die Defterreicher dies jo aufgefaßt hätten, hätten fie fich bier nicht aus— 
ihließen können; fie mochten manche fpecielle Debatten vermeiden wollen. Aber 
der Herr Berichterftatter der Commiffion hat gefagt, daß ihnen (den Defterreichern) 
die Möglichkeiten vorgeführt worden waren, die hinfichtli der Stellung Deutich:Deiter- 
reich zu Gejammtöfterreich etwa zur Sprache fommen könnten; nicht dieje fpeciellen 
Fragen jedoch find e3, die hier zur Berathung kommen werden; es ift die allgemeine 
deutſche Frage: deutiches Parlament und Gentralgewalt. — Auf diefe Frage hin 
batte wohl nah meinem Dafürhalten feiner das Necht fi auszuſchließen. Er 
mußte fommen, er mußte, wenn er abweichender Anficht bezüglich der QTagesord- 
nung mar, erft recht fommen und fich nicht ausschließen, fondern dagegen jprechen 
und flimmen. — Wenn ich den Antrag ftele, daß die Verfammlung ihr Be: 
dauern ausſprechen möchte, daß aus Deutih-Defterreich Feine Vertreter bier find, 
o ift Hiermit den Defterreihern nicht zu nah getreten, und wenn ich weiter fage, 
uf Grund diefer Berichterftattung, die von den andern Commilfionsmitgliedern 
ils wahr bezeichnet worden ift, erklären wir, daß fein in der Sache liegender 
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Grund für die Deutfch:Defterreiher vorhanden war, nicht zu kommen, ſehe ich 
nicht ein, wie in diefen Worten eine Beihuldigung enthalten jein ſoll; es ift eine 
Thatſache conftatirt und das Bedauern ausgefproden und meines Dafürbaltens 
(fo babe ich es veritanden) liegt hierin die Aufforderung an die Defterreicher, ſich 
nicht zu ioliren, jondern Hand in Hand zu gehen mit uns in deutichen Fragen, 
die höchſten Fragen, die ein deutſches Herz bewegen Fünnen. 


Wigand aus Leipzig. Sch bin gegen den Antrag des Herrn Vorredners und 
zwar aus dem einfachen Grunde, weil nicht nur die Defterreiher, jondern gan 
Deutihland unfre Verhandlung zu lejen befommen wird und da zur Genüge ſehen, 
daß wir weder Sonderinterellen haben, noch daß wir die Defterreicher ausschließen 
wollen. Wenn die Defterreicher ſich ſelbſt ausgefchlofien haben, jo ijt das ihre 
Sade, nicht die unſre und den Defterreichern ift heute bier vollkommne Satis: 
faktion geichehen. Ich bin alſo gegen dieſen Antrag 

(Rufe: Schluß! Schluß!) 

Der Antrag des Hrn. v. Unrub, zur Tagesordnung überzu 

geben, wurde mit großer Mehrheit angenommen. 


Präfident. Wir kommen zum vierten Gegenftand der Tagesordnung 
zum Antrag von Dr. Joſeph und Dr. Lang: 

„Da in mehreren deutſchen Staaten auf gefegmäßigem Wege vereinbarte 
und in Wirkſamkeit getretene Verfaſſungen von den Regierungen einfeitig 
theils aufgehoben, theil$ abgeändert und an die Stelle der gejegmäßigen 
Volfsvertretungen Ständeverjammlungen einjeitig wieder bergeitellt oder neue 
geihaffen worden find, und da die unbeilvollen Folgen diefer Rechtsbrüche 
" verjchiedenen Ländern noch heute fortbeitehen, jo beichließt die Verſamm— 
ung: 

1) In der Zulafjung der Mitglieder folder thatiächlich beftehenden Stände: 
verjammlungen ift ein Anerkenntniß jener rechtswidrig erlafjenen Be 
Himmungen keineswegs enthalten, vielmehr ijt 

2) die Wiederaufrichtung des Nechtszuftandes in jenen Ländern ein al: 
gemeines deutjches Intereſſe.“ 


Joſeph aus Leipzig. Meine Herren! Nicht alle Staaten unſeres deutfchen 
Baterlandes gewähren einen jo erquidlichen Anblid inneren Rechtsfriedens und 
glücdlicher, neidenswerther Zultände, wie derjenige, in. deſſen Hauptitadt wir heute 
verjammelt find. Während bier die Entwidlung des politiihen Verfafjungslebeni 
niemals von der Bahn des Nechtes abgewidhen ift, während hier die Regierung 
jelbit mit Ausbau freifinniger Spmititutionen vorausgegangen ilt und das Wort 
des Fürlten hoch in Ehren gehalten hat, giebt es jo mande andere deutihe Staa 
ten, in welden die Verfaſſungen, wenn fie auch noch jo feft vereinbart und ge 
jeglich abgeichlojfen als Landesgejeß bereits publicirt waren, wenn auch die treue 
und ehrliche Feithaltung derjelben dem Volke von Oben noch fo heilig veriprocen 
worden war, dennoch mit jammt den unter den Schuß deſſelben geitellten Wahl: 
gelegen, unbefümmert um die darauf geichworenen Eide, einfeitig und daher 
rechtswidrig von den Regierungen theils aufgehoben, theils in wejentliden Be 
ftinnmungen abgeändert und die alten mit Sang und Klang geſetzlich begrabenen 
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Ständefammern gleihfam zum Hohn auf das überraſchte und in feinem redlichen 
Vertrauen getäuſchte Volf wieder hervorgeiharrt, dann die Nechtzblöße derfelben 
mit dem geitoblenen Mantel der Bollsvertretung umbängt oder neue gaefügige 
Spiel: und Werkzeuge der Willkührherrſchaft und des Scheinconftitutionalismus ge- 
ſchaffen wurden. Schlehter noch als diefe Handlungen find die Gründe, mit denen 
diefe zu beihönigen ein Reſt von Scham verſuchte. 

Die Einen waren zu ſchwach, mit einer freiheitlihben Verfaſſung und wirk- 
lihen Bolfsvertreiung zu regieren; die geheime Feindichaft gegen alles Freiheitliche 
Yeben war ihnen angeboren ; in ihr waren fie aufgelebt, fein Wunder daber, daß 
ein ebrliches Halten der Verfaffungsbeftimmungen ibnen mehr als unbequem wurde. 
Weil fie nun gerade mit einer freifinnigen PVerfaffung und gleihem Wahlgejeg 
nicht regieren konnten, jo erklärten fie in jelbitgefälliger Verwechſelung der Sache 
mit ihrer Perſon, es laſſe ſich mit ſolchen Geſetzen nicht regieren. 

Doch! ih alaube die Erzählung aller der Gründe, mit denen man die Ge: 
willen zu beichwichtigen fuchte, diefer Verſammlung eriparen zu müſſen, weil fie 
ſittlichen Widerwillen erregen würden. Mit folden Gründen giebt es feine Un» 
tbat, feine Schlechtiafeit, fein Verbrechen in der Welt mehr! In Vergleih mit 
den Gründen, welche zur Beſchönigung der Verfafjungsbrühe und Aufhebung zu 
Recht beftehender Wahlgeſetze ausfindia gemacht wurden, fann derjenige, welcher 
offen mit männlichem Muthe Sagt: Ja, ich brach die Verfaffung, ich beging den 
Meineid, einer Hochachtung immer noch wertb gehalten werden! Wenn gleihwohl 
in die reactivirten und neueröffneten geſetzwidrigen Ständeverfammlungen aud 
eine große Anzahl freifinniger Männer Deutihlands einaetreten und diefe ihre 
Wirkſamkeit auch auf diefem Boden fortzufegen fich verpflichtet gefühlt haben und 
auch auf ihm für den gleichen Gedanken, der uns alle umfängt, für das gemein: 
ame Ziel kämpfen, fo ſoll die Berfaffungswidrigfeit der Ständefammern, aus denen 
jie fommen, ibnen das Necht des Eintritt3 in unfere Verſammlung nicht nehmen ; 
ie find im Abgeordnetentage gewiß willkommen; ja, fie find es um fo mehr, als 
ihre Theilnahme zur Erhöhung des Anfebens und der Geltung dejjelben in hohem 
Maße mit beitragen wird. 

Es könnte aber dur die Zulaffung und herzliche Aufnahme derfelben in dem 
Abgeordnetentage der Anschein erweckt und genäbrt werden, als ob diefer ſtillſchwei— 
gend oder tbatlächlih eine Zuftimmung dazu, daß die früher geſchehenen Berfal: 
ſungsbrüche geheilt oder vergeſſen feien, ertbeilen wollte. 

Um dielen Anichein abzuwenden und das Nehtsbewußtiein wach zu erhalten, 
erijbien der von Doctor Lang und mir geitellte Antrag nötbig. Die Verfammlung 
it den vorgeichlagenen Beichluß fich ſelbſt ſchuldig. Er bält fih in achtungsvoller 
ferne vor denjenigen Ländern, in welchen, man dem Bruce vereinbarter und ſchon 
in Wirkſamkeit getretener Verfaſſungen fern geblieben iſt, oder diefelben gefühnt bat. 

Dazu reicht offenbar jedoch nicht blos eine lange Reihe von Jahren der ru— 
bigen Duldung des Verfaffungsbruches oder die Verhandlung mit unberectigten 
Kactoren aus. Es fann auf der anderen Seite aber auch diele Anregung diejer 
Angelegenheit und die MWachhaltung des verlehten Rechtsaefühls von meitgreifen- 
der Bedeutung mit der Zeit hin werden. Es ift ein Zuruf an jenen in dem größ— 
ten deutichen Staate ausgeſprochenen höchſten Wahlipruch der Politik, welcher lau— 
tet: „Preußen wird überall das Recht ſchützen.“ Dazu ift diefem die Gelegen: 
beit nahe und dringend geboten; es möge die Kraft jenes Wortes nicht der zö— 

Tongreß deutfcher Abgeorbneter. 2 
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gernden Hand entfallen laſſen. E& mag aber auch der beantragte Beichluß als 
eine Frage an Defterreich und deſſen Minifter ergehen, ob es noch nicht endlich hoch 
an der Zeit fei, die „Vorſchwebung“ zu erhalten, anftatt fchwelgender Fülle der 
Morte einmal eine That, eine deutſche That in die ſchwankende Wagichaale der 
geſuchten Sympathien zu werfen, durch die einflußreiche Aufforderung an die Ne 
gierungen, welche es angeht, die geraubten Verfaflungen den Völkern zurüdzuge: 
ben. Möge nun aber aud der Mahnruf bier und dort jet verballen, morüber 
ih mich gewiß einer Täufhung nicht.bingebe, jo bleibt doch die hole Bedeutung 
des Antrags, aufzumuntern und zu beftärken in dem Kampfe nah Wiederaufrid; 
tung des gebrochenen Recht3zuftandes, diefen Kampf unermüdlich fortzuführen mit 
unverwandtem Blide auf das erbabene Beifpiel, welches das beifiihe Volt 
gegeben. Um dieje Declaration und diefe Ermunterung bitten wir. 


Meier aus Bremen. Meine Herren! Ich will über den geftellten An: 
trag bier in diefem Kreiſe feine Polemik irgend einer Art hervorrufen, ich balte 
aber, als Abgeordneter der Breme’ihen Bürgerſchaft, in welcher Eigenjchaft ic 
bier anmwefend bin, eine Erklärung für nothwendig. 

Auch wir find gewiffermaßen in die Lage gefommen, daß unſere Verfaſſung 
durch einen Beihluß des Bundestags aufgehoben wurde, aber weiter auch bat 
der Bundestag nichts dabei getban, als daß er einen Commiflar geihidt bat, der 
ſich ganz ruhig verhielt und nur fagte: es fei ein neues Wahlgeſetz zu erlaflen, wel: 
ches erlaſſen wurde, in welchem alle Intereſſen und alle Stände eine Vertretung 
batten. Auf diefem Wege ift unfere neue Verfaffung zu Stande gefommen und 
ih behaupte, daß fo, mie die Lage der Dinge und Verbältniffe in unferem Flei- 
nen Gemeinweſen find, fie jo glüdlich oder glüdlicher find, als die in irgend 
einem andern deutjchen Staate und daß unfere Verfaſſung ſolch' freifinnige Be: 
flimmungen enthält, wie die irgend eines anderen Staates in Deutjchland. 

Im Uebrigen babe ich diefe Berwahrung gewiffermaßen bier ausiprechen zu 
müſſen geglaubt, ohne weiter über die vielen anderen Verfaſſungsbrüche, die in 
Deutihland ftattgefunden haben, das Wort reden zu wollen. 


Trabert, Mitglied der neuen Ehurbeffiihen Kammer. Meine Herren! Wenn 
ih als Churheſſe in einer ſolchen Angelegenheit das Wort ergreife, jo möchte 
e3 bei oberflächlicher Betrachtung faft erfcheinen, als hätte ih von Ahnen Allen 
am wenigften Urſache dazu; denn gerade wir find ja jekt die Giegreichen; 
— wir haben ja die Reaktion zu beugen gewußt unter das Recht; wir ha— 

en ſie gebeugt mit Hülfe des deutſchen Volks! Aber der Sieg iſt 
auch in Churheſſen noch kein vollſtändiger; noch iſt er nur ein halber und 
ich bitte Sie, nehmen Sie den Antrag einſtimmig an, um auch meine Landsleute 
fort und fort zu ermuthigen, in dem Kampfe für das Recht auszuharren bis da 
bin, daß der Sieg ein ganzer ift. 

Unfere Berfaflung ift allerdings „wieder hergeftellt,“ unjere Verfaflung, die 
man rechtsbrecheriſch angetaftet und dann außer Kraft hat jegen laflen, aber nod 
eriftirt in Churbefjen eine ganze Maſſe von Geſetzen als angeblich rechtskräftig 
und thatfählih geltend, melde im direften Widerſpruch mit der Verfaſſung 
ſtehen; Geſetze, die tbeilweife pure octroyrt, theilweiſe erlafjen worden find mit 
einer verfaflungswidrig octroyrten Ständeverfammlung Noch mehr! Von der 
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Berfaffung jelber find ganz weſentliche Rechte ala angebliche Bundeswidrigfeiten 
in Frage geftellt worden; gleichwohl giebt es nicht einen Mann in Churheſſen, 
ver diefe angeblichen Bundeswidrigfeiten nur irgenmwie als bundeswidrig erfennen 
!önnte! (Bravo.) 

Sie jehen, meine Herren, wir haben noch immer unſre Gegner; noch im: 
ner fteht der Bundestag — von dem Biele von Ihnen jagen werden, daß fie 
veder willen wozu, noch wie er eriftirt — noch immer ſteht diefer Bundestag 
yegen ung, entweder direkt im Kampfe mit unjerem Rechte, oder doch vorgeſcho— 
en von Denen, die dad Recht wenigftens in einzelnen Theilen vernichten möch— 
en. Unfer Sieg ift aber fein Sieg, der den deutſchen Völkern zum Nuten ge: 
eiht, wenn er nicht ein ganzer ift; ein foldher, der auch durch feine Folgen 
Berwahrung einlegt gegen jeden Rechtsbruch. 

Wir müſſen dahin kommen, dab die Neaktion einmal einfieht, wie unfrucht- 
dar der Rechtsbruch überall da ift, wo das Volk ganz entihieden einfteht für fein 
Recht. Um dieſes Zield gewiß zu jein, können wir in Churheſſen nichts Befjeres 
hun, als mit aller Beharrlichkeit, troß der Behauptung, es lägen in der Ber: 
aſſung Bundesiidrigfeiten vor, an unferem ganzen Rechte fejtzuhalten, und ich 
enke, wenn es und gelingt, mit Ihrem ferneren Beiftande das ganze Recht 
iegreih durchzuführen, dann wird das mittelbar aud den übrigen deutſchen Län- 
ern, wo man mehr oder minder brutal ebenfall® mit Eiden und Berfaflungen 
epielt hat, zu Gute fommen. 

Ich bitte Sie, im Intereſſe des gejegestreuen FortichrittS, der endlich die 
Rajeität des Rechts überall zur Geltung bringen foll und bringen muß, den An— 
rag ftimmeneinhellig anzunehmen. (Beifall.) 


Präfident macht folgenden Antrag des Herrn Pinckert aus Erfurt befannt: 


„Die Verſammlung beſchließe: 
Es iſt die Pflicht jedes deutſchen Patrioten, den geſetzlichen Kampf für 
die nationale und freiheitliche erg des Vaterlandg, 
namentlih aud durd eine thatkräftige Betheiligung bei den politi: 
ihen Wahlen, 
jelbit dann fortzufegen, wenn von der andern Seite die gejegliche Li— 


nie verlaffen werden follte. 
R. Bindert aus Erfurt. 


Motive. 
Die Noihwendigfeit, nah allen Seiten hin den Nachtheilen ent- 
gegenzutreten, welche die Erneuerung des Princips der Wahlenthaltung 
für jene Eventwalitäten mit ſich bringen könnte.“ 


Nah einigen Bemerkungen erflärt Herr Pindert, daß fein Antrag als ein ſelbſtſtändiger zu bes 
achten jei, weshalb die weitere Verhandlung befjelben hierüber abgebrochen wurde. 


Wiggers aus Noftod. Als Mecklenburger fühle ich mich verpflichtet, Sie 
ufzufordern, meine Herren, dielen Antrag zu unterftügen. 

Täuſche ich mich nicht ganz, Jo iſt der Antrag der Herren Lang und Joſeph 
ohl auch aus der Rüdfiht auf die Zuftände in Medlenburg hervorgegangen; 
uh in Medlenburg ift ein Rechtsbruch begangen worden, ein Rechtsbruch, der 

2 * 
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um fo widerwärtiger war, als er mit dem Mantel und dem Scheine des Redti 
umgeben iſt. Die liberale Partei in Medlenburg, meine Herren, ift dabin einig 
unter der Fahne des rechtswidrig aufgehobenen Staatögrundgejeged zu kämpfen 
und ilt es daher von der größten Wichtigkeit für diefe Partei, die vorzugsmeil 
einen ſehr Ichweren Stand bat, daß die Verſammlung der Abneordneten von aan 
Deutichland bier den Ausipruch fällt, daß die Wiederaufrichtung des Rechtszu 
ftandes im deutichen Intereſſe liegt. — 

Ich glaube auch namentlich, daß die feudale Hochburg, die einzige, die in Deutſch 
land nod in ihrer ganzen mittelalterlichen Conjequenz bei uns erijtirt und die be 
einbeitlihen und freibeitlihen Entwidlung Deutichlands ein größeres Hinderniß ent 
gegenftellt, al3 manche denfen — und zwar vermögeihrer Macht und ihrer perjön 
lihen Beziehungen mit der Streuzzeitungspartei in Preußen, — daß fie auch Diele 
den Krieg erklären und das Sie durh Ihren Ausſpruch dahin wirken, daß di 
liberale Bartei in Medlenburg die Kraft gewinne, um dieſe feudale Hochburg zı 
unterminiren. Darum fordere ich Sie als Medlenburger und als Deuticher aui 
diefen Antrag anzunehmen. (Bravo) 


Wernher aus MNierftein. Sch ftebe auf dem Standpunkte des Herrn Alb 
geordneten der freien Stadt Bremen. Ich bin ein jehr alter Abgeordneter 
Ihr Herren, und bin der Meinung, dab die Verfaflungen der verichiedenen Staa 
ten, die jeit dem Jahre 1816 aegeben worden find, der Weg geweien ift, auf der 
Deutichland zur freibeitliben Stellung gebracht worden if. Sch balte es nid 
für recht und auch nicht für denkbar, jene Verfaflungen jo gering anzufehen! Ja 
Shr Herren, fie haben zum Theil tiefere Wurzeln, als momentane Veränderungen 
wie fie in den Etürmen der Leidenichaft in einer bewegten Zeit gemacht worde 
find, fie haben zum Theil eine längere Zukunft für fih, als wie jene Verände 
rungen, die nur dem Nugenblide angehören. Wenn man daher in manden Staa 
ten auf die Grundjäße der älteren Berfaffung zurückgegangen ift, und di 
18493iger wenig erprobten, exentriſchen Verſuche befeitigt hat, jo bat man mob 
gethan. 

Ich werde daher für den Antrag in dieſer allgemeinen Faſſung nich 
ſtimmen. 


Dr. Joſeph aus Leipzig. Ich will nur noch auf eine gehörte Aeußerung 
ſoweit ich fie verfteben fonnte, bemerken, daß der von uns geftellte Antrag mi 
einer Aufgebung bejtebender einzelner Kandesverfafiungen an ſich nichts zu tbu 
bat, jondern, daß er nur diejenigen Rechtsverlegungen in’s Auge ziebt, welche ins 
bejondere zu Anfang der junfziger Jahre durd einjeitige Eingriffe der Regie 
rungen -in Schon beftandene, vereinbarte Berfafjungen begangen worden find. Di 
bloße Zeit thatſächlichen Beitehens giebt nimmer fchon ein Recht. Wir find weit ent 
fernt, damit die Kraft der einzelnen Landtäge zu ſchwächen, wir wollen ihnen je 
gerade diejenige Stärke verleihen, mit welcher allein fie nachhaltig wirken können 
nämlich die Stärke ihres Rechts beftebens. 

(Der Antrag wurde mit allen gegen 6 Stimmen angenommen. 


Präfivent. Wir geben weiter zum 5ten Gegenftand der Tagesordnung, 
die Anträge der Commiffion, die deutſche NReformfrage betr., in Ber: 


21 


bindung mit dem Antrage der Abgeordneten Hölder und Gen. aus 
Stuttgart, das Bundesgericht betreffend. 
Der Antrag der Commiſſion lautet: 

„Bei Würdigung der Reformvorichläge, welche dermalen am 
Bunde verhandelt werden, frägt es fih um die Bedingungen der 
Nechtsgiltigkeit folder Reformen und um ihren materiellen Werth. ‘ 

Die Berlammlung erklärt jede Veränderung des beftehenden deut: 
ihen Verfaſſungsrechtes nur dann für gültia, wenn fie unter Mitwir: 
fung a ———— einer Nationalvertretung zu Stande gekom— 
men iſt. 

Die Berufung hierzu vom Volke gewählter Abgeordneter iſt um 
ſo dringender, je weniger die deutſche Reform, nach dem eignen Zu— 
geſtändniſſe der Regierungen, Aufſchub leidet. 

Das vorgeſchlagene Bundesgericht erſcheint nach Einrichtung und 
Zuſtändigkeit als eine der Freiheit höchſt gefährliche Inſtitution. 

Die projektirte Delegirtenverſammlung aber, zumal wenn ſie ſtän— 
dig dem Bundestage zur Seite treten ſoll, kann die Verſammlung 
nur als eine Einrihtung erachten, durch welche der Gang der Ge: 
Ihäfte noch jchwerfälliger gemacht wird, ohne daß fie andrerjeits einen 
weſentlichen Nugen zu gewähren vermödhte. 

Dem Bedürfniffe nah Vertretung der Nation kann nur ein Par: 
lament genügen. 

Ein Parlament kann aber nicht dem Bundestage, jondern nur 
einer wirklichen Gentralgemalt gegenüber geitellt werden. Parlament 
und Gentralgewalt find daber als die beiden Angelpunfte der deut: 
ihen Beftrebungen feitzubalten. 5 

Nur der Uebergang aus dem Staatenbunde in den Bundesjtaat 
vermag die deutfche Nation zu befriedigen, wie dies bereit3 in der 
Reihsverfaflung von 1849 anerkannt worden ift.“ 

Der Zufagantrag lautet: 

„Bon diefem Bundesftaate will die Verfammlung feinen deutichen 
Stamm ausgeſchloſſen willen, namentlih nicht die Deutich- Deiterrei- 
ber, obfhon die Gonitituirung des übrigen Deutſchlands von der 
Möglichkeit ihres Zutritts nicht abhängig gemacht werden Fann. 

Dagegen erklärt fie den Eintritt der bisher nicht im deutichen 
Bunde befindlich geweſenen Länder Defterreih3 für unvereinbar mit 
den nationalen Bedürfnifien des deutfchen Volks.“ 

Der Antrag der Herren Hölder und Genoſſen lautet: 
„In Erwägung: 

1) dab in der YBundestagzfigung vom 14. Auauft d 5%. Defterreih und 
eine Anzahl anderer Regierungen beantragt haben, den Ausſchuß für 
Errihtung eines Bundesgerichts zu alöbaldiger Wiederaufnahne feiner 
Verhandlungen einzuladen, wobei zugleih von Defterreich ein bezügli- 
cher Entwurf vorgelegt wurde; 

2) daß nad diefem Entwurf das Bundesgericht kraft befonderen, von der 
Bundesverfammlung zu ertheilenden Auftrags als Schiedsgericht unter 
Anderen enticheiden joll: 


a) 


b) 


3) 


4 


— 


5 


— 


6) 


N) 


8) 


9) 
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zwiſchen der Regierung eines Bunbesftaats und einzelnen Staatsan. 
ehörigen, Korporationen oder ganzen Klaflen, wenn dieſelben wegen 
erlegung der ihnen durch die Bundesverfaflung gewährleifteten Rechte 
Klage führen ; 
zwiichen der Regierung und der Landesvertretung eines Bundesftaati 
in Streitigkeiten über Auslegung oder Anwendung der Landesverfal: 
fung, Sofern zu Austragung ſolcher Streitigkeiten nicht jchon andermei 
tig Mittel und Wege gejeglich vorgejchrieben find oder dieſelben nid! 
zur Anwendung gebradt werden können; 
daß unter den „von der Bundesverfaflung ganzen Klaſſen gewährleifte 
ten Rechten” hauptſächlich auch diejenigen pekuniären Vorrechte und 
ſonſtigen Privilegien verſtanden find, welche in Art. 14 der Bunde: 
akte den Standesherren und der vormaligen Reichsritterſchaft einge 
räumt wurden; 
daß dieje pefuniären Vorrechte und fonitigen Privilegien durch Art. 2 
der von der Verfafjung gebenden deutſchen Nationalverfammlung be 
ſchloſſenen und unterm 27. Dezbr. 1848 von dem Erzherzog Reis 
verwefer verfündigten Grundrechte des deutihen Volks und in deſſer 
Bollziehung in vielen deutichen Landesgeiegen aufgehoben worden find 
daß auch die Bundesverfammlung nicht befugt war, jene rechtsgültio 
... Beltimmung der Bundesafte einjeitig wieder ins Leben 
zu rufen; 
daß ferner die Bundesverfammlung aus der Bundesalte, in3bejonder: 
unter dem Titel der Fürjforge für die innere Sicherheit Deutihland: 
von jeher eine Reihe von Befugniffen für ſich abgeleitet hat, weld: 
ihr nicht zufteben und melde ihr ohne Gefährdung der Rechte dei 
Volks auch nicht zugeftanden werden fünnen; 
daß ebenio durch verichiedene Bundesgejege und Bundesbeſchlüſſe di 
Befugnifje dev beftehenden Landesvertretungen in einer mit dem Ver 
faſſungsrecht der betreffenden Staaten unvereinbaren Weiſe befhränt 
werden wollten, daß fogar mehrere, in rechtlicher Wirkſamkeit beſte 
bende Berfaffungen auf Anordnung oder doch mit Gutheißen der Bun 
desverſammlung umgeftürzt worden find; 
daß die — * ung zu ſolchen Verletzungen der verfaſſung 
mäßigen Rechte des deutſchen Volks, ſo wenig als die einzelne Re 
gierung, je in ihrem Lande, befugt war; 
daß das beantragte Bundesgericht vermöge ſeiner Beſtellung durch di 
Bundesverſammlung alle dieſe, dem Landesverfaſſungsrecht zumiderlau 
fenden Bundesbeſtimmungen und Bundesbeſchlüſſe zur Grundlage ſei 
ner Entſcheidungen zu nehmen hätte, daß derartige Entſcheidungen zwa 
niemal® als rechtöverbindliche Afte betrachtet werden könnten, unte 
allen Umftänden aber ein ſchweres und pre Attentat auf dai 
Recht und die Freiheit des deutichen Volks enthalten würden; 
daß die deutichen Regierungen auch in ihrer Gejammtheit unmöglid 
berechtigt fein Fünnen, zu Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen ihne 
jelbft und ihren Landesvertretungen einfeitig von fi aus ein Gerih 
niederzufeßen oder dafjelbe gar auf ein angeblihes Bundesgericht zı 
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verweilen, welches gerade in den enticheidenden Punkten von dem an— 
deren Theile gar nicht anerkannt ift; daß zu Niederfegung eines fol- 
chen Gerichts vielmehr die Mitwirkung und Zuftimmung einer vom 
Volke frei gewählten Nationalvertretung unumgänglich nothwendig if, 
welche zur Zeit nicht eriftirt; . 

daß nur die Mitwirkung und fortdauernde Wirkſamkeit einer folchen 
den bemerften Gefahren eines Bundesgerichts für die Rechte des Volks 
begegnen könnte; 


in Erwägung von dem Allen beantragen wir: die Verſammlung deutfcher Ab- 
georbneter erkläre: 
I. die beim Bundestag von mehreren Regierungen beantragte Errichtung 


11. 
III. 


eines Bundesgerichts wäre ohne Mitwirkung und Zuſtimmung einer 
frei gewählten Nationalvertretung den Rechten des deutſchen Volks im 
höchſten Grade gefährlich; 

der Bundestag iſt zu einem ſolchen einſeitigen Vorgehen gar nicht zu— 


ndig; 
die deutihen Volksvertretungen haben die dringendfte Aufforderung, 
gegen einen hierauf gerichteten Bundesbeihluß Verwahrung einzulegen 
und fih der Ausführung deffelben mit allen verfaffungsmäßigen Mit: 
teln zu widerjegen. 


Ehe ich jedoch dem Herren Berichtserftatter das Wort ertheile, habe ich ver: 
Ihiedene Anträge befannt zu machen, die, wie es mir fcheint, zu diefem Gegen- 
ftande geftellt find. Es find dies folgende Anträge: Ä 


I. 


von Herrn Otto Wigand aus Leipzig, dahin gehend: „die Verſamm— 
lung deuticher Volfavertreter in Weimar fpricht die Ueberzeugung aus, 
dab die Wünjche und Forderungen der deutichen Nation nur durch die 
Bermittelung eines aus allen deutihen Gauen frei gewähltes Parla— 
ment zur Geltung gebradt werden können.“ 


. von Herrn F. Hausmann aus Lippe-Detmold, dahin gehend: 


3) 
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— 


„In Erwägung, daß: 
die Reichsverfaſſung vom Jahre 1849 von dem deutſchen Volke in ſei— 
ner Geſammtheit durch die dazu erwählten Vertreter feſtgeſtellt 


worden, 

dieſelbe rückſichtlich des zwiſchen den verſchiedenen Regierungen und 
Bevölkerungen der Einzel: Staaten vereinbarten Zuſammentrittes der 
see National:Berfammlung ala von Rechtswegen beftehend zu 
erachten ift, 

diefer rechtliche Charakter dur den fpäteren MWiderftand ber Big ai 
regierungen nicht verloren geben, auch letzterer für die Nation fein 
— — Beweggrund ſein konnte, auf das rechtmäßig erſchaffene Werk 
u verzichten, 

Die zufolge der gan Verfaſſung gewährgeleifteten Grundrechte 
durch die geichichtliche Erfahrung als unerlähliche Bedingungen einer 
gedeihlihen und frieblihen Staatsentwidelung ſich bewährt haben, 
theilmeife auch ſchon in die Einzel-Gefeggebungen verfchiedener Staa: 
ten übergegangen find; 
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den Einzel:Regierungen Seither nicht gelungen ift, einen den Anforde: 
rungen an den Schub nad Außen, jowie an die innere Staats:Ent: 
wicdelung irgend genügenden Mittelpunkt als Erſatz der damaligen 
Reichsgewalt berzuftellen, endlich 

fein anderes Mittel, um eine unbeilvolle Trennung oder Spaltuna 
des deutschen Volkes in verichiedene Staaten: Gruppen zu verhindern, 
auch fein näherer Weg, zum Ziele zu gelangen, zur Zeit in Ausfict 
ſteht: 

„erklärt die Verſammlung deutſcher Volksabgeordneter zu Weimar, 
daß die Einigung Deutſchlands und zunächſt die Schöpfung eines ge— 
meinſamen Parlaments nur auf Grundlage der Reichsverfaſ— 
fung vom ‚jahre 1849 mit einftweiliger Ausfegung der Oberhaupts: 
frage zu bewerfitelligen ſey, und ladet unter Vorbehalt noch näber feit- 
zuiegender Beftimmumgen die Einzel: Staaten, beziehungsweile deren Be: 
völferungen, ein, nach dem früheren Wahlmodus Volfsabgeordnete zu 
ernennen, welche als Bertrauens: Männer der Nation und als Organ 
des geſammten Volkes im friedlichen, aeleglihben Wege die Bildung 
oder Wiederheritellung der Reichsgewalt durch Verbindung mit den 
betr. Negierungen und Landesvertretungen und auf fonftige geeignet 
ericheinende Weile zu ermitteln, zu erreichen furchen.‘‘ 


Antrag der Herren Benedey, Schüler und Gen., dahin gebend: 


„Wir beantragen, die Berfammlung deutiher Volksvertreter wolle 
erklären: 
die bundesftaatliche Einheit Deutihlands, wie fie, unbeichadet der Selbit: 
ftändigfeit der einzelnen Staaten in inneren Landesangelegenbeiten, in 
der deutſchen NReichsverfaffung vom 28. März 1849 ihre rechtliche Ber: 
wirkflihung gefunden bat, ift eine politifhe Nothwendigkeit für die 
Selbfterhaltung und das Anſehen Deutſchlands nah Außen, jowie für 
die Begründung und Feſtſtellung der Freiheit und eines geficherten 
Rechtszuftandes nach Innen. Sie kann nur herbeigeführt werden durch 
Einberufung eines Parlaments. Die Herftellung eines ſolchen für ganz 
Deutihland ift ein Recht des deutihen Volkes. Deſſen Erreichung 
mit allen geleglichen Mitteln zu betreiben, ift die Pflicht eines je: 
den Deutichen, ſowie aller deutihen Regierungen und Landtage. 
Das deutibe Parlament muß aus freien Bollswablen bevvorgeben. 
Eine Delegirten: VBerfanmlung aus den Kammern der einzelnen dent: 
ſchen Länder ift nit einmal als eine Abichlagszablung anzufeben, 
fondern von den Kammern zurüdzumeiien. 
Das Parlament muß das gelanımte Deutichland, darf aber feine nicht 
deutichen Länder deuticher Fürften umfaſſen. Bläne, welche eine en— 
gere politiihe Verbindung einzelner deuticher Staaten bezweden, und 
auf Ausichliefung anderer deutfcher Länder aus dem engeren Bunde 
berechnet ericheinen, find als zur Zerreifung Deutfchlands führend, zu 
vermerfen. 
Die Frage über die deutiche Erecutivgewalt ift unter Mitwirkung und 
Zuftimmung des deutihen Parlaments zu regeln.” 
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IV. Ein Amendement von Welder aus Heidelberg, dabin gehend: 

„Dem Antrag über die Bundesreform möge hinzugefügt werden: 

die Erinnerung an unferen hiftoriichen Nechtsboden , oder an das 
moblerworbene Recht der deutſchen Nation auf ihre Reichsverfaſ— 
fung von 1849 und deren zeitgemäße Wiederberitellung unferes 
taujendjährigen Reichsrechts, ſowie an die Einberufung einer allgemei: 
nen deutihen Nationalverfammlung, um unter angemeflener Mitwir: 
fung der deutichen Regierungen, die Verfaſſung zu revidiren, und 
durch Feititellung der nationalen Bundesrechte der mit fremden Staa: 
ten verbundenen dentichen Länder, jowie auch durch die Beſtimmung 
über die Ausübung der Reichsvorſtandſchaft zu ergänzen.” 


V. Ein Antrag des Herm Dr. Schaffrath aus Dresden, dahin gehend: 

„Nach dem erften und vor dem zweiten Sape des Antrags des 
Ausſchuſſes in der deutihen Berfaffungsfrage beantrage ich folgende 
Einſchaltung: 

„Die Verſammlung erklärt zuvörderſt, daß jede Reform des dent— 
ſchen Verfaſſungsrechts 

an die Bundesbeſchlüſſe vom 30. März und 7. April 1848, 

an das Reichsgeſetz vom 28. Juni 1848, 

an die Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 und 

an das Neichswahlgefe vom 27. März 1849 
möglichſt anzufchliegen ſei.“ 


VI. Ein Antrag von Herrn Wigard aus Dresden, dahin gehend: 

„Die Verſammlung erklärt als Pflicht der zu Recht beſtehenden Lan— 
en in den einzelnen deutſchen Ländern, dahin ſich auszu: 
prechen: 

1) dab der dur die Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 geſchaffene 
Nechtsboden feitgebalten werde und daher 

2) nur allein das mit der Reichsverfaſſung promulgirte Wablgejeß für 
die Vertretung des deutfchen Volks maaßgebend ſei.“ 


VI. Der Antrag des Herrn Bebrend aus Berlin lautet: 
Zu Abſatz 2 des Commiflionsantrags: | 
„Die Berfammlung erklärt die Mitwirkung und Zuftimmung einer Na— 
tionalvertretung zu einer Veränderung der factiich beftehenden deutichen 
Bundesverfaflung für erforderlich.” 


Ferner ijt VIII. ein Antrag geftellt von Herrn Rittinghauſen, dem ehe 
maligen Ditgliede des Vorparlaments von 1848. Meine Herren, bier Tom: 
men wir allerdings an eine nicht jo einfach zu befeitigende Frage der Gonflitui: 
rung der gegenwärtigen Berfammlung,- die aber jelbftverjtändlich nicht bei der An— 
meldung bier im Bureau und ebenjowenig durch das, bloß örtlihe Einrichtungen 
regulirende, Lokalkomité entichieden werden Fonnte. Es ift die Frage, ob ein Mit- 
glied des DVorparlaments in diefer Verfammlung zu ericheinen berufen ilt. Es 
bat die Verjammlung darüber noch feinen Ausspruch getban, aber ich glaube, wir 
eben in dieſer Beziehung noch auf der Bafis der ergangnen Einladung, denn 
die Einladung ift mit der beftimmten Bezeichnung derjenigen Herren erlafjen, die 
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die Möglichkeit haben follten, an der Berfammlung Theil zu nehmen und von 
den Herren, die in Folge diefer Einladung bier erſchienen find, ift nicht Jeder, 
Sondern nur die beftimmt Bezeichneten eingeladen und zur Theilnahme berech— 
tigt. Es ift aber gejagt worden: Eingeladen find alle gegenwärtigen und geme: 
jenen Mitglieder der ſämmtlichen deutichen Volfsvertretungen, welche die Einigung 
und freiheitlihe Entwidelung Deutſchlands anftreben. 

Wir werden aljo gegenwärtig al3 Frage über Konftituirung ber Verſamm— 
lung zu enticheiden haben, ob Mitglieder, welche blos dem Vorparlament beige: 
wohnt haben, bier zugegen fein fönnen, ich meinestheild bin der Anfiht, daß 
dies nicht der Fall ift; denn das Vorparlament ift ohne Wahl und ohne Legiti- 
mation zufammengetreten und paßt jedenfalld diefe Bezeichnung, die in der Ein: 
ladung steht, nicht auf diefe Mitglieder, ich halte es für nothwendig, daß dieſe 
Frage Sofort zur Verhandlung und Enticheidung der Verfammlung komme. 


Brockhaus aus Leipzig. Meine Herrn, e3 fcheint mir gar feinem Zweifel zu 
unterliegen, daß die Mitglieder des Vorparlaments als jolde berechtigt find bier 
zu ericheinen. 

Diefe Berfammlung des Vorparlament3 war ähnlich wie die heutige; fie ift 
zufammengefeßt worden aus der Machtvollkommenheit des deutichen Volks, und 
ed würde eine jonderbare Conſequenz fein, wenn wir heute berathen und die Mit: 
glieder, die 1848 einem ähnlichen Rufe gefolgt find, davon ausjchließen wollen. 


Forftmann aus Berlin. Ich bin der entgegengefetten Anficht des Herrn 
Vorredners, ich glaube es unterliegt gar feinem Sineitel, daß nur Volksvertreter, 
die augenblidlih das Mandat eines Volks haben oder früher eins gehabt haben, 
berechtigt find, bier zu eriheinen, nur Volksvertreter find eingeladen. Die fich 
zum Borparlament verfammelt haben, haben fein Mandat gehabt, fjondern find 
aus eignem Antrieb dabingegangen. Es könnten ſonſt noch viele Perjonen fich 
für berechtigt halten bier zu ericheinen. 


Nittinghanfen. Meine Herren, ich habe den Worten des einen Herrn Vor— 
redners wenig hinzuzufügen. Es hat ſchon ein Herr darauf aufmerkſam gemacht, 
daß e3 höchſt fonderbar fein würde, wenn eine Art Vorparlament, von deſſen 
Wirkſamkeit wir noch nichts fennen, die Mitglieder des frühern Vorparlaments 
zu Frankfurt, das dur feine Wirkſamkeit unermeßliche Ereigniſſe zu Stande ge: 
bradt bat, ausschließen wollte. 

Zweitens babe ich den Vorrednern entgegenzubalten: es it nicht richtig, 
daß alle Mitglieder des VBorparlaments, nicht aus Wahlen hervorgegangen find. 
Bei und in Nord: Deutihland war das wohl der Fall, jo 3. B. die kölniſchen 
Deputirten wurden von der Volksverſammlung gewählt, in andern Orten fam es 
vor, daß der Gemeinderath die Deputirten beftimmte, die die verjchiedenen Städte 
im Borparlament zu vertreten hatten; dad war bei mir namentlich der Fall. 

Während die Süd-Deutihen fein Mandat aufzumeifen hatten, hatten mir 
Nord: Deutfhe faſt ale Mandate aufzumeifen. Ich glaube deshalb berechtigt zu 
fein, an der Verſammlung Theil zu nehmen. 


Präjident. Ehe ich einem Andern das Wort gebe, muß ich mir eine Furze 
Bemerkung erlauben, die im Intereſſe der ganzen Verſammlung if. Es bat der 
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Herr Borredner dieſe gegenwärtige Berfammlung als eine Art Borparlament be- 
zeichnet. Es bat diefe Bezeihnung Schon zu ſoviel Mifdeutungen Anlaß gegeben, 
daß ich mich berufen erachte, diefer Auffaffung entichieden zu mwiderfprechen. 


Pfeiffer. Ich trage auf Schluß der Debatte an. 


Präfident. Wer dieſen Antrag unterftügen will, mag die Hand erheben! 
(Majorität dafür). Es ift nun die Frage dahin zuftellen: Erkennt die Ver: 
lammlung die Mitglieder des Vorparlaments von 1848, ohne Nüdficht darauf, ob 
fie aus einer anderen Qualität ihre Berechtigung zur Theilnahme an der heutigen 
Berfammlung berleiten können, als zur Theilnahme beredhtigt an? 


v. Unruh. Es ift allerdings gegen die Frageftellung nichts zu erinnern; 
ih möchte aber die Härte vermieden willen, daß Jemand, der aus großer 
Ferne hierher gefommen ift, förmlich aus der Berfammlung erkludirt würde; des: 
balb möchte ih Sie bitten die Frageftellung fo einzurichten, ob ein Antrag von 
einem ſolchen Mitglied zur Berathung kommen kann; das ift die mildere Form. 


Nittinghaufen. Eine ſolche Entiheidung mürde ich nicht annehmen können, 
ih glaube berechtigt zu fein, bier zu erjcheinen. 

Ich verlange, daß abgeilimmt wird, ob man Mitglieder des frühern Vorpar- 
lament3 bier dulden will, mo Mitglieder jeder andern Ständeverfammlung erſchei— 
nen und beichließen fünnen. 


Präfident. Ich erlaube mir die Frage an Herrn von Unrub, ob er nad der 
jegigen Bemerkung feinen Antrag aufrecht erhalten will, oder ihn nach dem Wunfche 
des Herrn Nittinghaufen fallen läßt. 


v. Unruh. Ih halte ihn aufrecht, weil er die Entſcheidung über die andere 
Frage gar nicht ausjchließt. 


Präfident. Es wird alfo jett die Frage dahin geftellt, zunächſt ob die Mit- 
glieder des Vorparlaments als ſolche berehtigt find an der Verfammlung Theil 
zu nehmen. Es ift gar nicht anders möglich, als daß dieſe Frage zunächſt ent: 
Ihieden wird; denn wenn die Verſammlung fih dahin ausipridt, daß die Mit- 
glieder des Vorparlaments berechtigt find, an der Verſammlung Theil zu nehmen, 
dann können wir feinen Beihluß darüber fafen, ob Anträge derjelben zur Ab: 
ftimmung zugelafien werden jollen. ch ftelle deshalb die Frage: Will die Ber: 
ſammlung ſich dahin enticheiden, daß die Mitglieder des Vorparlaments als ſolche 
berechtigt find bier zu erjcheinen. 

(Majorität verneint.) 

Nittinghaufen bittet um das Wort. 


Präfident. Sie werden bei diefem Vorgange, der gewiß uns allen fchmerz- 
lich war, wohl geftatten, daß der davon betroffene Herr no einmal das Mort 
in an bat. 

(3a. ) 
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Nittinghaufen. Meine Herren, ich glaube, dak der Beihluß, den Sie foeben 
aefaßt haben, ungefähr wie ein Tendenzbeichluß ausſehen wird, ich habe eben mei: 
nen Antrag geftellt, der nicht mit der gewöhnlichen Anficht der Nationalvereinler, 
die bier vorberrihen, übereinftimmt. ch für meine Perion glaube wohl, daß 
das Büreau diefen Beihluß erft dann in einen Antrag gebradt hat mich auszu— 
Schließen, nachdem mein Antrag in Empfang genommen morden. 


Präfident. Es wird mir wohl von der Berfammlung erlaubt, dem Herrn 
das Mort zu entzieben. Herr Rittinghaufen hat das Wort nicht mehr. 
(Herr Rittinghauien entfernt fih in den Zubörerraum.) 


Schaffrath. Ich nehme den Antrag des Herrn Rittingbaufen als den mei- 
nigen auf. 


Präafident. Ich babe noch weitere Anträge zu verfündigen, namentlich den 
Antrag des Herrn Nittingbaufen, den ich eben den Augenblid zu Gejicht befom- 
men babe, und den ich noch nicht die Ehre habe zu kennen. Ich verleje ihn. 


„Der Unterzeichnete ftellt folgenden Antrag: 

In Erwägung, dab ein deutiches Parlament, weil ed auf der 
Unterordnung der jegt jouverainen Einzel: Staaten unter eine Central: 
gewalt beruht, bei den heutigen allgemeinen politiichen, feine Anwen: 
dung eines Zwanges zulaffenden Verhältniffen nicht erlangt werden kann ; 

daß eine geſunde politiihe Praris jeder Partei verbietet Zuge: 
jtändniffe zurüdzumeifen, die dem erjtrebten Ziele näher bringen; 

daß die von mehreren der einflußreichiten Regierungen vorgeichlagene 
Bildung einer unter Mitwirkung der Landtage der Einzel: Staaten hervor: 
gehenden Delegirten : Berfammlung beim Bundestag, den Charakter eines 
ſolchen Zugeftändniffes im hoben Grade an fich trägt, weil nicht allein 
dadurch die Geſammtheit der deutjhen Stämme ald ein zujammenge: 
börendes deutiches Volk anerkannt, fondern auch diefem deutichen Volke 
Gelegenheit gegeben wird, als folches eine politifche Thätigkeit zu ent- 
wideln, die wieder den weitern Bildungsprozeß der Nation fördern 
und den Lauf defjelben bejchleunigen muß; 

in Erwägung ferner, dab das Princip der Vereinbarung zwi: 
ihen Volk und Fürft der Ausgangspunkt eines neuen deutichen Staat®: 
rechte8 geworden ijt und daß die Fortichritt3partei, wenn fie ſich nicht 
jelbit negiren will, die Anwendung diefes Princips auf den jegt noch 
auf despotiicher Grundlage ruhenden Bundestag, injoweit durch den- 
jelben der Geſammttheil des Volkes, die Gefammtheit der Fürften mit 
legislatorifcher und adminiftrativer Befugniß gegenüberfteht, unter feiner 
Bedingung vernadläffigen darf; 

in Erwägung endlid: 

daß bei der fich täglich mehr herausſtellenden Nothivendigfeit einer 
allgemeinen deutichen Geleßgebung und bei dem Ernfte, mit welchem 
dieſes Werk jegt von den unter dem Drange der Umftände handelnden 
Regierungen einfeitig angegriffen wird, dur die Zumuthung der 
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Annahme oder der Verwerfung in Bauſch umd Bogen Seitens der 
deutihen Kammern für die Volfsvertretung der Einzelftaaten die große 
Gefahr erkannt werden muß, zu bloßen Einvegifterungsbebörden der 
Regierung berabgedrüct zu werden — eine Gefahr, der nur dur die 
Bildung eines Organs diejer Volfsvertretung bei dem Bundestage ent- 
gegengewirkt werden kann — 

erklärt die zu Weimar tagende freie Verſammlung jegiger und 
ehemaliger deuticher Volksvertreter: 

Es iſt die Pflicht des deutihen Volkes und namentlich der deut: 
ſchen Ständefammern, die angebotene Einführung einer aus den Volke: 
vertretungen der Einzelitaaten bervorgehenden Delegirten: Veriammlung 
beim Bundestage mit allen Kräften zu unterftügen. 

Nittingbaujen, 
ehemaliges Mitglied des Vorparlaments von 1848. 


- Schaffrath. Wenn Sie mir zwei Worte geftatten, zur Begründung des Ans 
trages, bitte ich ihn einſtimmig zu verwerfen. 
(Beifall.) 


- Sriedleben. Ih beantrage, alle die jo eben verlefenen jo zahlreichen län 
geren Zufaganträge zu den Hauptanträgen druden zu lafen und einer Commiſſion 
zu überweilen, welche morgen Bericht erftattet. 


Präfident. Es ift ein Antrag des Herrn Dr. Friedleben eingegangen, den 
ich mötbigerweiie fofort zur Verhandlung ftellen muß. Der Antrag gebt dahin, 
diefe fämmtlichen Anträge druden zu laſſen, und fie einer Commifjion mit dem 
Auftrage zu überweiſen, morgen anderweitigen Bericht darüber zu erftatten. Ich 
frage aljo, ob diefer Antrag unterftügt ift? Er ift nicht genügend unterftüht. — 

Hiernächft wurden genügend unterftägt die Anträge von Venedey und Genoſſen, Schaffrath, 
Pen. Wigard, Welder, Höflder und Genoffen, VBehrend. Nicht unterflütt waren bie Anträge von 

gbanfen, Hausmann und Handorf, welcher letsterer alſo lautet: 

Ä „Dei Würdigung der Neformvorichläge, welche dermalen am Bunde 
verhandelt werden, erklärt die VBerfammlung : 
In Betreff des Geſetzes die Einführung einer proviforifchen Eentral: 
gewalt für Deutichland vom 25. Juni 1848 $ 13. 
„Mit dem Eintritt der Wirkſamkeit der proviforiichen Gentralgewalt 
bört das Bejtehen des Bundestages auf.“ 


> ent. Ehe wir nun zur Verhandlung felbit übergeben, erlaube ich mir 
en Herren, welche Anträge bier eingebracht haben, die zum größten Theil 
auf demjelben Punkt, auf eine Anerkennung der Nechtsbeftändigkeit der Neichsver- 


fafjung, hinausgeben, zu bitten, doch zu erwägen, ob Sie fich nicht gleich zu einem 
gemeinjamen Antrag vereinigen können. 


y Bicepräfident Barth aus Kaufbeuern. Meine Herren! Wie Ihnen bekannt, 
it der mejentlihe Zmed des von uns gegründeten Abgeorönetentages, ſolche 
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Gegenftände von allgemeinem Intereſſe, melde fih in Ermangelung eines deut: 
jhen Barlaments dazu eignen, in den Kammern der einzelnen Staaten beratben 
zu werden, bier in der Art vorzubereiten, daß ſich die Anfichten darüber Elären 
fünnen und daß der Einzelne das Material mit nah Haufe nehme, um jeiner 
Zeit in der Kammer feines Landes eine um fo frucdhtbarere Thätigkeit entwiceln 
zu fönnen; es iſt der Zwed des Abgeordnetentages, auf gleihfürmige Behandlung 
folder Gegenftände in den verjchiedenen Kammern hinzuwirken. Solche Gegenitände 
haben jich uns bereits geboten dur die Neformvorjchläge, welche Defterreih und 
die Würzburger Regierungen an den Bundestag gebradt haben. Es wird 
Ihnen daher erflärlich fein, dab die Frage, wie fich die deutihen Kammern zu 
den Vorſchlägen einer Delegirten :Berfammlung am Bunde und eines Bundesge: 
richt? zu verhalten haben, zunächſt auf die Tagesordnung der Verſammlung ge: 
ftellt worden ijt. 

Indem wir uns in der Commiljion über diefe Frage vorläufig ſchlüſſig zu 
machen juchten, drang fich uns zunächſt die Nothivendigfeit auf, zwei Dinge bier 
zu unterjcheiden, ich möchte jagen die formelle und materielle Seite der Frage. 
Sie werden bemerkt haben, daß man bisher von Seiten der Regierungen die 
Trage bei Seite hat liegen laſſen, ob man dann überhaupt berechtigt fei, ſolche 
tiefgebende Aenderungen in der beftehenden deutichen Gentralverfafjung von fid 
aus vorzunehmen, und ich glaube es jteht uns nicht an, dieje Frage ebenfalls mit 
Stilihweigen zu umgeben, fondern daß wir gerade jehr dringend veranlaft find, 
fie vor allem hervorzuheben. Man ift endlich zur Einfiht gekommen, daß 
oftroyrte, geſchenkte Verfafjungen nicht3 werth find, ganz —— von ihrem 
materiellen Inhalt. — Man pflegt in den Einzel-Staaten vor allem gegen 
Dftroyrung zu eifern, ich glaube was man in den Einzel: Staaten von der Hand 
weit, — man um ſo mehr von der Hand weiſen, wenn es ſich um die Rechte 
der ganzen Nation handelt. Wir wollen keine oktroyrte Reform, wir wollen Re— 
formen, die mit der Nation vereinbart ſind. Das würde ich ſagen, wenn ich mit 
der Delegirten-Verſammlung und mit dem Bundesgericht auch noch ſo ſehr ein— 
verſtanden wäre, als ich es leider nicht ſein kann. 

Durch den erſten Sat des Antrages nun, deſſen Annahme wir Ihnen em: 
pfehlen, haben wir aufmerkfiam gemacht auf die doppelte Seite der Betrachtung 
de3 Öegenftandes; durch den zweiten Sat wollten wir ausdrüden, daß dem Rechts: 
gefühle der deutihen Nation feine andere Form zur Veränderung der Gentralver- 
fafjung genügen kann, als die der Vereinbarung mit einer deutihen Nationalver-: 
tretung, daß bierunter nicht etwa Delegirte der Landtage verftanden find, ſondern 
eine aus der Nation von ihr und zu dieſem Zweck gewählte Berfammlung, das 
verjteht jich von ſelbſt. — Hatten wir einmal diefen Gedanken ausgedrüdt, fo führte 
er und von jelbft zu einem weiteren. Wir mußten uns jagen, die Regierungen 
erkennen ja an, dab Reformen dringend nothwendig find, fonft würden fie fich 
nit jo weit aus ihrer olympiihen Ruhe erhoben haben, um derartige Reform: 
anträge an den Bundestag zu bringen, was immer ſchon eine Thatſache von Be: 
deutung ift, melde die nationale Partei durch ihre bejonnene aber Fräftige Be: 
wegung feit dem Jahre 1859 bervorgebradht hat. 

Wenn die Regierungen nun jelbit jagen, daß es nothwendig ift, Reformen 
zu madhen, und wenn ſolche Reformen auf eine Weile, die die Nation zu befrie- 
digen vermag, nur unter Mitwirkung einer Nationalvertretung gemacht werden 
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fünnen, ergiebt es ſich als einfache Gonjequenz, daß die Berufung einer confti- 
tuirenden Nationalverfammlung eben eine von den Regierungen —** wenig⸗ 
ſtens in der einen ihrer Prämiſſen anerkannte Nothwendigkeit iſt. Dieſe Noth— 
wendigkeit drückt der dritte Satz des Commiſſionsantrages aus. Was wir 
in dieſem Sag verlangen iſt ganz verſchieden von der Frage, ob wir als 
Veftandtheil einer jeinerzeitigen definitiven deutſchen Gentralverfafjung ein 
Parlament nötbig haben, oder nicht, wiewohl aucd über diefe Frage in dieſem 
Saal Fein Zweifel obmwalten kann; diefe VBerfammlung, die wir bier meinen, ift 
blos beſtimmt zur Berfaflungsreform mitzuwirken, zu folder aber muß unter allen 
Umftänden die Mitwirkung der Nation verlangt werden. 

Mir gehen jodann über auf den materiellen Inhalt der vorgefchlagenen Re— 
form und behandeln zunächſt das Bundesgeriht. — Wir haben diejes nad) feis 
ner Einrihtung und Zuftändigkeit als eine der Freiheit gefährliche In— 
ftitution erklärt (jehr richtig), nach feiner Einrichtung, weil wir die Heberzeugung 
baben, daß die Compofition defjelben den Schwerpunkt in die Hand der Regie: 
rungen legt, nah jeiner Zuftändigfeit, weil gewichtige Intereſſen der einzelnen 
Staaten vor diejes Bundesgericht gezogen werden fünnten, welche der Behand: 
lung durch dafjelbe vollitändig preiß gegeben wären, — Intereſſen, deren Her: 
einziehung in die Zuftändigfeit des BundesgerichtS weder nothwendig, noch über: 
baupt mit einem Zuftande vereinbar ift, in welchem das Bundesgericht nicht ein 
Parlament zur Seite bat, deſſen Eriftenz Schon gegen den Mißbrauch fichern würde. 
Ein Bundesgeriht und fein Parlament ift meines Erachtens ein politiihes Mon: 
rum, erjt ein Parlament und dann das Bundesgericht! (Bravo) Ich fomme 
zum Projekt der Delegirten= Berfammlung. Dieſes, meine Herren, finde ich viel 
unjchuldiger. Ihre Kommilfion ift aber der Meinung, daß die Delegirten Ver: 
Sammlung nichts nüten könne, und daß fie, wenn es iiberhaupt möglich ift, die 
Schwerfälligkeit des Ganges der Geſchäfte an unjerem Bundestag nod zu ver- 
mehren, nur dazu beitragen Fünnte, diejen Zweck zu erreichen. 

Man kann diefer Delegirten- Berfammlung nicht ein decifive3 Votum geben, 
ohne fie ebenfall3 zu dem zu machen, was das Bundesgericht jein würde, eine 
der Freiheit gefährlihe Inſtitution. In einer ſolchen Delegirten: Berfammlung 
würden Mitglieder der eriten Kammern neben denen der zweiten vertreten fein 
und aus beiden wäre es nur die Majorität, melde eine Bertretung in derjelben 
finden würde. 

Jede Majorität aber, welcher nicht eine Minorität zur Eeite fteht, jede Partei, 
die allein das Wort hat, ohne daß auch die andere gehört werden muß, neigt 
fh zum Abjolutismus. Es ift nothwendig, daß die Nation in allen ihren Schat- 
tirungen vertreten fei und das ift blos zu erreichen durch freie Wahlen. Darum 
wäre die Delegirten - Verfammlung immer eine höchſt bedenkliche Einrichtung, wenn 
man biefer Berfammlung ein decilives Votum geben wollte. Mittelit einer jolchen 
Verfammlung wäre e3 leicht, die Freiheiten wieder zu nehmen, die wir jeit 1848 
mit Mübe und Kampf errungen haben. 

Se nachdem diefe Verfammlung zufammengejegt fein würde, und Sie mil: 
jen, wie viele Kammern es noch find, auf die wir uns nicht verlaffen kön— 
nen, jo könnten wir furdtbare Nefultate erhalten. Wollte man eine joldhe 
Berfammlung ohne Gefahr für die Freiheit in den Einzelftaaten, fo müßte 
vor allem dafür geforgt werden, daß eine gleichmäßige Zufammenjegung der 
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Kammern in den lekteren felbft vorher bundesmäßig regulirt würde, damit man 
ejihert wäre, daß wirklich liberale Wahlen in den einzelnen Staaten zu Stande 
ommen fünnten. Solde Bundesuormen über die Wablvorjehriften, welche in dem 
einzelnen Staate zu beobachten wären, wären aber an Sich fchon ein fo tiefer 
Eingriff in die Freiheit der einzelnen Staaten, daß davon nicht die Nede fein 
kann. Es ergiebt fih daher, daß fih auch eine Delegirten-Verſammlung mit 
decifiven Votum als verwerflich daritellt, wie fie denn auch nicht beantragt ift. 
Eine Delegirten =Berfammlung ohne decifives Botum aber ift, wie im Eingang 
gejagt ward, ein unnützes und nur den Gang der Geichäfte noch mehr ftörendes 
Ding. Ich bitte Sie, meine Herren, zu was will man eine Delegirten: Berfanm: 
lung? Zunächſt für die Gejegbücer, dieſe jollen aber jet erit entworfen wer: 
den und fünuten erit in einigen Jahren in der Delegirten: Berfammlung zur Be: 
vathung fommen, vor der Hand alſo wären wir auf diefe Art für beute und 
Morgen abgejpeift. — Wenn dann in einigen Jahren die Delegirten: Berfamm: 
lung wirflih zu Stande fäme, jo hätte fie über ein Geſetzbuch, welches zuvor 
von einer zahlreichen Commiſſion von Juriſten beratben wurde, nochmals zu be: 
rathen. Meine Herren, ich habe aud an ſolchen Geleggebungsarbeiten Theil ge— 
nommen und weiß, wie fchwer es ift, daß auch mur eine Gommijfion von ein 
Dugend Leuten ſich über einen ganzen Coder fo verftändigen, daß er am Ende 
auch nur einigermaßen nod eine einheitliche Geftalt bebält. 

Hat einmal eine Commiſſion von Juriften, wie z. B. die jet in Hannover 
jipende, endlich einen Entwurf zu Stande gebracht, jo wird Niemandem einfallen, 
nohmals in das Detail eingeben zu wollen. 

Man wird jagen: wir finden ihn im Ganzen gut oder jchlecht, wir nehmen 
ihn an oder verwerfen ihn. 

Auch die Delegirten-Verſammlung könnte weiter nicht3 tbun, als eine jolche 
allgemeine Prüfung vornehmen und dann, wenn fie ſich über die Güte oder 
Nichtgüte ausgeiprodhen hätte, würde jeder einzelne Landtag über die nämliche 
Stage nohmals zu judiciren haben. 

Nun frage ich Sie, was joll diefe Delegirten: VBeriammlung nüßen? und 
ſcheint es nicht fait, als ſei e8 darauf abgejehen, den Leuten einen ſpaniſchen 
Nebel vor die Augen zu machen? Ich glaube alſo, es jei der Würde der Nation 
angemejien, daß ein ſolches Geichenf abgelehnt werde, und diefes auszuiprechen 
empfiehlt Ihnen auch die Commiſſion. 

Die Commilfion war aber der Meinung, daß fie ſich nicht darauf beichrän: 
fen dürfe, diefe Negation auszusprechen, fondern, daß die Verſammlung fich zu: 
gleidy erklären müfje über das, was wir PBofitives wollen, daß bier Beranlafjung 
jei, fih über die wahren Bedürfniſſe des deutjchen Volkes zu äußern. 

Diejen Zweck ſucht die Commilfion in den Sätzen zu erreichen, welde fie an 
die bisher behandelten angereibt hat. — 

Es liegt dem Vorſchlag einer Delegirten- Berfammlung das Anerfenntniß zu 
Grunde, dab die deutihe Nation für ihre Gentralangelegenbeiten eines Vertre- 
tungsorganes bedarf, es joll nur dieſes Vertretungsorgan in einer Weiſe verkürzt 
werden, daß es feine Bedeutung mehr bat. 

indem wir alfo die Delegirten-Verfammlung ablehnen, ftellen wir dagegen 
dasjenige auf, in melden das ganze Volk, jo weit ich es fenne, einjtimmig ift, 
das große Wort des deutſchen Parlaments. Wir fönnen uns das Par— 
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lament nit denken, ohne ein Volkshaus. Wir haben aber deshalb nicht für 
nötbig gefunden, diefes befonders zu janen, weil in dem Wort „Barlament” 
der Gedanke an ein Volkshaus ohnedem ſchon gegeben ift. — 

Eine andere Frage tit, ob zu einem Parlament auch ein Staatenhaus ge: 
bört? Die Commilfion bat ſich nicht veranlaßt geſehen, hierüber fih zu äußern. 

Ich für meinen Theil bin von der Notbwendigfeit eines ſolchen überzeugt. 

Das Parlament allein fann uns aber nicht genügen. Wenn ein Parlament, 
wenn eine Die Nation vertretende, aus ihr frei gewählte Corporation die Angele: 
genbeiten des gejammten Deutichlands in die Hand nehmen fol, fo kann einem 
ſolchen Parlament als Erecutive nicht ein Bundestag gegenüber fteben. 

Das Jahr 1848 hat bereits gezeigt, daß der Bundestag zurüdtreten mußte, 
ald das Parlament fein Banner entialtete. 

Leider ilt es damals nicht gelungen, eine wirkliche Gentralgewalt, die Macht 
batte, zu Schaffen, und das Parlament it daran untergegangen. 

Aber die Aufgabe iſt dielelbe und wird diejelbe bleiben, die deutiche Frage 
mag beute oder in funfzig Jahren gelöjt werden. Wir können fein Parlament 
baben ohne Gentralgewalt und dürfen keine Gentralgewalt baben ohne Parlament. 

Diefe find die beiden Angelpunkte, nah welchen das deutiche Volk ftreben 
muß fort und fort, und wenn die jeßige Generation diejed Ziel nicht erreichen 
jolte, jo werden wir auf dem Sterbebette noch unjeren Kindern die Worte zu: 
rufen: Barlament und wirflide Gentralgewalt! 

(Bravo!) 

Den nächſten Sat haben wir angefügt, um zu zeigen, was wir unter Bundes» 
jlaat verjteben. 

Dian bat uns oft gejagt, der Bundesftaat jei eine Phraſe; ja, man ift ſoweit 
gegangen, die gegenwärtige Bundesverfaffung auch für eine bundesftaatlie zu er- 
flären, indem es ja bei einem Bundesftaate nur darauf anfomnıe, daß ein Organ 
da jei, das eine Gewalt hat und ein Schatten von Gewalt ſei bei dem Bundes— 
tage auch zu finden. Darum wollen wir erklären, wir verfteben unter Bun: 
desftaat nichts anderes, als eine wirkliche Gentralgemwalt und ein 
Barlament. Wer alio einräumt und zugiebt, wie es am Ende auch uniere 
Gegner werden thun müllen, daß wir ein Parlament und eine fräftige Eentral- 
gewalt haben müſſen, der wird auch zugeben müſſen, daß unſer Staatenbund in 
den Bundesſtaat überzugeben babe. 

Endlich baben wir noch der Neichsverfaffung von 1849 gedadt. Wir haben 
zunächft nur gejagt, daß das Bedürfniß des Weberganges des Staatenbundes in 
den Bundesitaat in der Reichsverfaſſung von 1849 ſchon anerkannt ſei. Es war 
das zu erwähnen eine Pflicht der Pietät, weil die Neichsverfaffung der Abichluß 
der Thätigfeit der Nationalverfanmlung von 18%, ift, die, wenn es ihr auch no 
nicht vergönnt war, das große Ziel zu erreichen, doch jedenfalls das Berbienit 
bat, daß fie zuerft und in großem Maße die deutfchen Ideen wieder in die deut: 
Ihe Nation gebradt bat. PBielleiht fommt einit der Tag, wo dieſe 
Reichsverfaſſung auch no etwas Anderes, als nur der Gegenſtand 
einer wehmüthigen Erinnerung ift! 

Wir glaubten nicht jchließen zu dürfen, ohne aud noch des Verhältniſſes zu 
Defterreich zu gedenten. 

Congreß deutſcher Abgeordneter. 3 
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Hier haben wir drei Sätze ausgeiproden; wir haben einmal, und zwar in 
dem legten Satze, abgelehnt den Eintritt der bisher nicht im deutichen Bund be: 
findlich gemwejenen Länder Defterreihs als unvereinbar mit den nationalen Bedürf- 
niffen des deutſchen Volks. Wir haben gejagt: den Eintritt der bisher nidt 
im de utſchen Bunde befindlih gewejenen Länder Defterreihs, umd 
haben damit angedeutet, daß wir Böhmen und Mähren keineswegs aus dem 
deutfhen Verbande loszulaſſen irgendwie gejonnen find. 

Wir find ferner nicht der Meinung, als jei e8 nicht der Sache angemeilen, 
daß zwiſchen den außerdeutihen Provinzen Defterreichd und Deutichland * und 
fort ein freundliches Verhältniß beſtehe und ſowohl eine politiſche, als commer— 
zielle Verbindung erhalten werde; der Verband zwiſchen dieſen beiden Ländergan- 
zen mag ſo innig, als es die Verhältniſſe erlauben, gemacht werden. Aber die 
Wahrheit mußten wir anerkennen, in den deutſchen Bundesſtaat können die außer— 
deutſchen Theile Oeſterreichs nicht herein. Das Reich der Mitte mit den 70 Mil: 
lionen, diefer Gedanfe Granvellas und des Fürften Kaunig wird auch forthin eine 
Chimäre bleiben, wie e3 bisher eine geweien if. Wir mollen ein deutſches 
Reid. Wir haben auch fein Recht, diefe Länder, die niemals deutſch waren, ber: 
einzuziehen und freiwillig werden fie ohnedem in den deutichen Bund nicht herein: 
treten; hat man doch genug zu thun, um fie nur bei Defterreich feftzubalten, wie 
wenig ift zu boffen, daß fie auch noch zu Deutichland ſich werden berüberziehen 
laffen. Dagegen ſteht e8 ganz anders mit den beutjch = öfterreichiihen Provinzen; 
Deutich- Deiterreih auszuſchließen, jo oft ed uns auch vorgeworfen worden ift, id 
— das iſt noch Niemand in dieſem Hauſe je in den Sinn ge— 

ommen, es kann Jeden nur mit Schmerz erfüllen, wenn man daran 

denfen muß, daß einjt der Tag fommen möchte, an dem wir gend: 
tbigt wären, einen deutihen Bundesftaat ohne Defterreih zu 
machen; daß wir aber nur wünſchen fünnen, daß DVefterreih in diefen deut: 
Ihen Bundesftaat mit eintreten fünne, das ift der andere Satz, dem wir durch 
unfern Vorſchlag Ausdrud gegeben haben. Allein, meine Herren, und das ift der 
dritte Sag, der Menih muß feine Gefühle beberrihen, er muß in ftaatlichen 
Dingen zunächſt dem Verſtande fein Recht lafien. Wenn e3 nicht möglich ift, daß 
Deutich - Defterreih in den deutſchen Bundesftaat eintritt, wenn es berufen ift, in 
einer anderen Verbindung zu bleiben, die diefen Eintritt unmögli macht, jo kann 
Defterreich nicht verlangen, daß das übrige Deutichland wie eine Wüſte vor ihm 
liegen bleibe und daß das übrige Deutjchland blos deshalb gar Feine Organifation 
babe, weil es feine haben fann, in der Defterreich einen Platz findet! In einem 
folden Falle würden wir die Defterreicher mit Bedauern fcheiden fehen, wir wür— 
den uns verpflichtet fühlen, nach anderen Formen zu fuchen, in welder das in 
fi geeinigte Deutſchland fich wieder mit Defterreich zu einem größeren Ganzen 
verbinden fünnte; unſer politiiher Verftand würde uns aber jagen, dab die Or 
ganifation Deutihlands auch ohne Defterreich vorläufig fertig gemacht werben 
müfle. Kommt dann, früher oder fpäter, der Tag, an dem bie Deutjch: Defter- 
reicher froh find, ein twohlgegründetes Haus im deutſchen Waterlande zu finden, 
fo jollen fie in demjelben auch für fich eine bereitete Stätte treffen. (Bravo.) 

Meine Herren! Man jage ung aber auch nicht, wir dürften die Defterreicher 
in einem Augenblide, in welchem fie jelbft mit ihrer eigenen Organiſation nod 
jo viel zu thun haben, nicht drängen. Es ift wahr, die Dinge in Defterreich find 
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noch vielfah unklar und können noch leicht auf eine andere Bafis geftellt werben, 
al8 auf der fie gegenwärtig ftehben Allein, meine Herren, das verfenne ich nicht, 
in dem übrigen Deutichland ift auch noch Vieles unklar und beute und morgen 
fommt der Tag noch nicht, wo unfere neue Gentralgewalt in die Ejchenheimer 
Gaſſe einzieht; bis unjere Verfaſſungs-Angelegenheiten zum Abſchluſſe gereift find, 
wird Manches in Defterreich ſich geklärt haben, und dann wird jede von den bei- 
den großen Parteien willen, was fie zu thun babe, und wenn Gott fie erleuchtet, 
jo werden fie das thun, was Beiden zugleich frommt! (Bravo.) 
Ich empfehle Ihnen alfo, meine Herren, unjern Antrag! (Bravo.) 


J. Benedey, [Mitglied des Frankfurter Parlaments]. Wir find wieder in ern- 
fter Stunde bier zufammen. Es ftehen große, mächtige Ereigniffe bevor; wir ha— 
ben das Gefühl, daß die Sphynx noch einmal uns das Räthſel vorlegen und daß 
es fich darum handeln wird, ob wir die Löfung finden, oder ob wir von ihr ver: 
ihlungen werden. In diefem ernften Gefühle haben einzelne Mitglieder der Ber: 
fammlung einen Antrag berathen und beichloffen, der von den Commilfionsanträ- 
gen in mander Beziehung abweicht. Wir freuen uns fagen zu dürfen, daß in 
jebr vielen wir mit den Commiffionsanträgen einverftanden fein dürfen, mir freuen 
uns auch jagen zu dürfen, daß wir, die ganze Berfammlung, höchſt wahricheinlich 
nur über einige Ausdrüde, nicht aber über Geift und Sinn, nicht über das We: 
jen der Sache verſchiedener Anfichten find. 

Der Unterſchied in den beiden Anträgen befteht in Wejentlihem in dem er: 
ften Paragraphen darin, daß fie fih, nach unferer Anficht, auf einen höheren umd 
flareren Standpunkt ftellen. Ich werde den erften Paragraphen noch einmal vor: 
leien, da die Anträge nicht gedrudt vorliegen. Er heißt: 


„Bir beantragen, die VBerfammlung deuticher Volksvertreter erkläre: 


„Die bundesftaatlihe Einheit Deutichlands, wie fie, unbeſchadet der 
Selbitftändigfeit der einzelnen Staaten in inneren Landesangelegen- 
beiten, in der deutſchen Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 ihre 
rechtliche Verwirklichung gefunden hat, iſt eine politische Nothwendig— 
feit für die Selbfterhaltung und das Anjehen Deutichlands nah Au: 
Ben, ſowie für die Begründung und Feititellung der Freiheit und eines 
geficherten Rechtszuftandes nah Innen.” — Ä 

Mir haben mit Bedacht der Neihsverfaffung in diefem erſten Theile des An- 
trags erwähnt. Wir haben die Meberzeugung, daß diefe Verfaflung in einem höhe— 
ren Gefihtäpunfte rechtsbeftändig iſt. Wir Balten zwar nicht dafür, daß es Hug 
und an der Zeit wäre, dieſe Anficht irgendwie zum Gegenftande einer Verband: 
lung zu machen, wenn wir aber dennoch es mit in unſern Antrag bineingezogen 
baben, fo müſſen wir hinzufügen warum wir es gethban haben. Wir halten 
die einheitlihe DOrganifation Deutfhlands als nothwendig nad 
Außen und nah Innen. 

2 alte fort, den zweiten Theil des erften Paragraphen vorzulefen. 

eißt: 

„Sie kann nur herbeigeführt werden durch Einberufung eines Par- 
laments: die Herftellung eines folchen für ganz Deutſchland ift ein 
Recht des deutichen Volkes. Deſſen Erreihung mit allen gefeglichen 
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Mitteln zu betreiben, ift die Pflicht eines jeden Deutſchen fomie alle 
deutichen Regierungen und Landtage.” 

Hier tritt der Gegenjaß hervor. Wir verlangen, daß Sie, wie Sie bier bei 
fammen find, im Namen des deutichen Volkes eine fürmliche NRechtserflärung ab: 
geben, daß Sie jagen: Das ift unfer Recht, die deutſche ganze Nation 
bat ein Recht, und das iſt auch unfer Recht; wir verlangen das Barlamen: 
nicht als Geſchenk dieje® oder jenes Fürften, nit von einem Verein, der da— 
Glück hat mit einem Fürſten übereinzultimmen, wir verlangen e3 von Jedermann, 
wir verlangen es von jeder Regierung, wir verlangen es von jedem einzelnen 
deutjchen Bürger als eine Pfliht; unter Recht ift es und unfere Pflicht ift es 
Wir werden unfere Pflicht thun, denn auch unfere ift es, wir werden einfegen, was 
wir haben, wenn der Tag fümmt, wo die That gefordert wird und in dieſem 
Bewußtfein jagen wir: belfen Sie uns, daß ganz Deutihland das le 
bendige Bemwußtiein befönmt, daß das fein Recht iſt! Der Commiſ— 
fionsantrag jagt, es ift ein Bedürfniß. Du, mein Gott, ein Bedürfniß iſt e 
auch; mir alle haben auch Bedürfniffe und diefe Bebürfniffe zu befriedigen, it 
wohl auch unfer Net, aber ein Bebürfniß giebt noch Niemanden das Recht von 
Anderen zu verlangen, dab fie uns das Bedürfniß befriedigen ſollen. Das ii 
allerdings ein Bedürfniß für uns, aber es iſt fein Bebürfniß für diejenigen, Denen 
wir jagen: es ift eine Pfliht und ein Parlament zu geben. 

Das ijt der Hauptgrund, warum twir jagen, es ift unjer Recht und als 
unfer Redt verlangen wir es, und weil es unſer Recht ift, iſt es: 
eines jeden Deutſchen Pflicht, dafür zu arbeiten, und jede Negie: 
tung, wenn jie eine deutihe fein will, ift verpflichtet dafür zu 
forgen, daß das Parlament bergeitellt wird. Diejen Gegenjag bitte 
ih Sie zu beadten! Mit einer von oben berab geichenften Verfaſſung kommen 
wir bei dem deutichen Volke nicht dur, die Nation jagt: ich will es und fie wird 
e8 befommen, denn es ift ihr Recht. Wenn wir uns bier berabftimmen, 
wie foll fih die Nation binaufidwingen? Wir müſſen der Nation den 
Meg zeigen, wir müflen das mit Ernit, Kraft und Muth ausiprechen, fie wird 
uns folgen, wenn fie den frischen, rüftigen tüchtigen Ton deutſcher Männer hört! 
Ich fage nicht, daß Andere nicht eben jo wader und rüftig wären, ed würde mir 
leid thun, wenn dies unterftellt werden ſollte. Bielleiht find Andere auch klüger 
als wir, aber wehe, wehe der zu großen Klugheit! Wir wollen gradaus geben, 
und geradaugs jagen: Das ift unfer Recht und euere Pfliht! (Ich mu 
wobl um Berzeihbung bitten, daß ich ins Feuer gekommen, es ift einmal meine 
Natur. Wenn es fih um die böchiten und beiligiten Dinge handelt, jo kann id 
nicht leicht und leile jprechen. Sie werden verzeihen, wenn es zu ftark geweſen 
ift!) Der zweite Paragraph des Antrags ift: 

„Das deutihe Parlament muß aus freien Volkswahlen hervorgehen. 
Eine Delegirtenverjammlung aus den Kammern der einzelnen deutjchen 
Länder ift nicht einmal als eine Abichlagszahlung anzufehen, fondern 
von den Kammern zurüdzumeijen.” 

Darin find wir alle einverftanden, und ich werde darüber fein Wort verlieren. 

Nun fomme ich zu dem dritten Abjchnitte unferes Antrags, welder beißt: 

„Das Parlament muß das geſammte Deutichland, darf aber feine nicht 
deutichen Länder deuticher Fürften umfafjen.” 


— 
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Ich werde über diefen Punct ein paar Worte jagen. Man will und den 
Namen „Großdeutſch“ octropren, gegen den wir ung verwahren müſſen. Nicht 
großdeutih und nicht Fleindeutich, ſondern deutich find wir. Großdeutich find in 
der Regel diejenigen, die mit dem Namen und dem Prunke eines großen Wortes 
Deutichland vernichten belfen wollen. (Bravo.) Großdeutſch find diejenigen, die 
binter Hrn. v. Schmerling ftanden, als es ſich im Parlamente darum handelte, 
dafür zu Sorgen, dab gar feine Verfaffung fertig würde und die dafür gelorgt 
hatten, daß es nur an einem Haare gebangen bat, dab wir feine Berfaflung be: 
fommen bätten, wie es in den Plänen der Jeſuiten und Schmerlinger lag. Das 
jind dieſelben, die fich heute Großdeutich nennen, welchen Namen wir zurüctweifen, 
denn wir fagen, wir find Deutfh und nicht Großdeutſch, wir find rein Deutſch! 
Man Spricht von jener Seite immer jo viel von dem Eulturtragen zu den Völkern 
im Oſten. Ja, wo ift denn die Eultur, die wir den Ungarn, den Slowalen zu- 
getragen haben? Das ift feine Eultur, die die Völker mit den Bajonetten nie 
derichmettert! Wenn wir ein Deutfchland find, ein mächtiges Deutichland, ein 
rechtsbewußtes Deutfchland, ein Deutichland, das ein Echwert hat, wie fein an: 
deres Volk in der Welt, dann ift dieſes Deutichland der Schwerpumet, nicht nur 
der Ungarn, Slowaken, Polacken und wie fie alle heißen, dann ift es der Schwer: 
punct der ganzen Welt. 


Helfen Sie, daß Deutichland mächtig wird, und dann wollen wir fehen, ob 
diefe Völker, denen wir die Eultur zutragen ſollen, nicht anders werden, als fie 
jegt find und die jet von uns faft mit Verachtung Sprechen. Und in der That, das 
dürfen ſie jeßt noch gewiflermaßen. Sagen wir, wir wollen deutſch fein, aber 
nicht einen eben nichtdeutichen Landes an uns anbeiten. ch weiß, daß in 
Böhmen Stüde find, die mehr böhmiſch als deutsch geſinnt find. Das ift aber 
ein urdeutiches Land, wo immer und ewig Deutichland geherricht hat, wo deutiches 
Blut, wo deutiches Leben die große Uebermadt baben. Zu fagen, das will id 
auch nicht, das wäre fentimentale Dummbeit! Wir wollen allerdings, was zu 
Deutichland paßt und zum deutichen Volke gebört, aber wir wollen das nicht, 
was nicht dazu paßt und nicht dazu gehört. Das weiſen wir zurüd, klar und 
einfah, wie wir es Ahnen vorfchlagen. 

Mir Sagen danı in dem Abſatz 3 weiter: 

„Pläne, welde eine engere politiihe Verbindung einzelner deuticher 
Staaten bezweden und auf Ausſchließung anderer deutiher Länder 
aus dem engeren Bunde berechnet ericheinen, find, als zur Zerreißung 
Deutihlands führend, zu verwerfen.” 

Diefen Sag bitte ich recht genau zu beachten, denn es wird derjenige jein, 
an welchem viele mäfeln werden. Jh till ihn deshalb nochmals verlefen. 
(Gefchieht.) — 

Kommt der Tag, wo eine Thatſache uns geboten wird, wo ein deutſcher 
ger den Muth bat zu fagen: „ja, ich nehme die deutiche Fahne, wir wollen 

eutichland erobern mit einander‘, dann geben wir mit; aber fol ich mich hier prin- 
cipiell berunterbüden, ein machen und jagen: „ja made, was bu willft, ic 
folge, wenn es Zeit iſt?“ Nein, jagen wir einfah und offen: jede Bereinigung, 
die auf Ausfchließung deuticher Länder aus dem engeren Bunde berechnet ericheint, 
balten wir für verwerflih. Ich habe faum hierüber noch ein Wort zu jagen. 
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Mir bekämpfen hiermit die Beftrebungen Anderer, namentlich die des Natio: 
nalvereins, dem ich jelbit als Mitglied angehöre, keineswegs. Diefer Verein 
mag ferner wirken, wir wollen ihm helfen. Wir dürfen aber namentlich in bie: 
jer Verſammlung, die aus Abgeordneten von ganz Deutihland zufammengejegt 
ift, das Princip nit verleugnen, welches mwir in der Erklärung ausfprechen, daß 
wir jeglihe Bereinigung, die auf Ausſchließung anderer deuticher Länder aus 
dem engeren Bunde berechnet erjcheint, verwerfen. 

Nun komme ich zum letzten Antrage, der einfah und Elar heißt: 

„Die Frage über die deutihe Erecutivgewalt ift unter Mitwirkung 
und Zuftimmung des deutihen Parlaments zu regeln.” 

Diefer Sab fteht aud im Widerſpruch zu einem Satze der Commillionsan: 
träge. Diejer Vorichlag der Commiffion gebt dahin, einem Parlamente könne 
nit der Bundestag, jondern nur eine wirkliche Gentralgewalt gegenüber ge: 
ftellt werden. 

Darin liegt mit Haren Worten, wir müßten erft die Gentralgewalt haben, 
dann wollten wir der Gentralgewalt ein Parlament gegenüber ftellen. Das wol: 
len wir aber nicht, wir jagen, das Volt und das Parlament ift das erfte und 
das Parlament muß dabei fein, wenn die Gentralgewalt gemacht wird, deshalb 
jagen wir einfad: 

„Die Frage über die deutiche Erecutivgewalt ift unter Mitwirkung und 
BZuftimmung des deutihen Parlamentes zu regeln.” 

Es heißt in einem weiteren Abfchnitte des Satzes der Commiſſion: 
„Parlament und Gentralgewalt find daher als die beiden Angelpunfte 
der deutſchen Bejtrebungen feftzuhalten.” 

Ich ſage au, fie find beide nothwendig, aber fie find nicht beide in ber 

Art nothwendig, wie und das Parlament nothwendig ilt. 

Die Centralgewalt Fönnen mir nicht eher Ichaffen, als bis wir ein Parla- 
ment haben; und deswegen muß das Parlament als ſolches voranftehen, wenn 
wir heute eine Gentralgewalt ſuchen wollten, fänden wir feine. Sch habe für 
meinen Theil, und ich denke die deutiche Nation bat es auch genug erfahren, 
daß wir Jahrhunderte um des Kailers Bart, und Jahrzehnte um des Königs 
Zopf gefämpft haben, das wollen wir nicht mehr thun, wir mollen unſer Recht 
feithalten und erklären, daß die Gentralgewalt nur mit Zuftimmung des Parla- 
mente3 errichtet werden kann. Meine Herren, das ift es, was wir Ihnen vor: 
Ihlagen. Wir haben auch mit Rüdfiht auf andere, die heute bier nicht 
vertreten find, den Vorſchlag gemadt. Nehmen Sie den von uns geftellten An- 
trag an, jo wird das Ergebnik (das hoffe ich menigitens) das fein, daß mir 
das Aſterparlament, welches fi jekt vorbereitet, zum voraus in den Boden 
hineinſchlagen. Nur wenn wir uns tiefer fielen, als das Volksgefühl, dann ba: 
ben jene die Möglichkeit eines Erfolges. Aber wenn wir uns fo hoch ftellen, 
als das Volksgefühl in Deutihland fteht, dann find fie überwunden. Sie wollen 
ja fein rechtes Parlament; fie wollen feine wahre Gentralgewalt, die Leute, die 
für Namen wie Schmerling und Nechberg ſchwärmen und ſich großdeutich nennen. 
Es thut mir leid, daß ih Namen Ahwelender nennen muß; ich babe es ihnen 
aber an andern Orten ſchon viel ernfter umd kräftiger in's Geficht geſagt. Mit 
diefen Leuten haben wir es auch heut zu thun. Wir treten Leuten gegenüber, 
die von dem Großftaat Defterreih und von dem noch größeren Staate der Je 
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juiten gejhidt werden. Meine Herren! Ya, ihnen gegenüber müſſen wir forgen, 
daß fie nicht eine Chance des Erfolges mehr haben; ich glaube fie haben feine, 
wenn Sie unfern Antrag annehmen! (Beifall). 


Welder aus Heidelberg. Meine Herren! Ich ſpreche für den Antrag unfrer 
Commiſſion, mit der einzigen Modification, die ih in dem verlefenen Zuſatz in 
ihrer Ausführung aufgenommen zu ſehen wünſche. So meit der von mehrern 
Fürſten, von den Würzburgern und von Defterreich, gemachte Antrag darauf be: 
rechnet ift, die gerechten Forderungen der Nation für Einheit und Freiheit zu 
verwirklichen, oder wie man ſich ausgedrückt hat, einen befriedigenden Keim zur 
organiihen allmähligen Entwidelung einer ſolchen freien Verfaſſung zu begründen 
— infoweit werden Sie alle einftimmig einen folhen Vorſchlag ablehnen. 

Das deutihe Volk hat in einer nun 50 jährigen Erfahrung fih alles Ber: 
derbliche klar machen fönnen, welches in der Natur einer fo zufammengejegten 
Sejandtenverfammlung, in der Natur einer ſolchen ariftofratifchen, abjolutifti- 
ſchen Verſammlung, wie die unferes völkerrechtlichen Bundesverhältniffes, Tiegt, 
wenn von jolder Verſammlung aus die inneren ftaatsrechtlichen Verhältniffe und 
Einrichtungen beherriht und geleitet werden follen. 

Meine Herren, ih möchte nicht gern durch eine herbe Kritif der uns wohl: 
befannten Partei» und Regierungsvorichläge bittere Gefühle bei Ihnen ermweden. 
Ich möchte umgekehrt alle deutihen Brüder beihwören, daß ſie leidenſchaftslos 
und mit unbefangener Billigfeit Feder die Anficht des Andern aufnehme und 
prüfe, daß fie nicht fremdartige, trennende Gefichtspunfte, veligiöje und welche fie 
jein mögen, in unfere politiihen Einigungsverhandlungen einmifhen. Es könnten 
allzuleicht in unfern gefährlichen Zuftänden fanatifche Aufregungen und Gegenjäte 
uns in den traurigften Bürgerkrieg verwideln. Ueberlaſſen wir alfo dem Pöbel 
unanftändiges Schimpfen, Tomäbendes Verdächtigen, ſei es bier gegen Oeſter— 
rei, dort gegen Preußen, gegen dieje oder jene politiiche Partei, ſei es die der 
fogenannten Kleindeutfhen oder die der jogenannten Großdeutſchen. Aber die 
mwürdige Antwort auf die uns jebt von den Regierungen gemachten Borichläge 
weiß ich nicht befier zu geben, als in der Hinweiſung auf die Rechtsgültigkeit 
der Reichsverfaffung von 1849. Es verleiht das Recht die einigende Kraft, die 
praftiih wirkſame Kraft, um in fchwierigen Völfer- und Staatsverhältniffen die 
größten Dinge durchzuſetzen. 

Schwierig aber, meine Herren, unermeßlich ſchwierig find unfere Reformen, 
das werden Sie Alle zugeben. Ya, ich geitehe Ihnen, ich würde verzweifeln an 
jeder nützlichen Wirkſamkeit für diejelben, wenn ih nur allein die unmittelbare 
friedlihe und baldige Verwirklichung derjelben durch die Beſchlüſſe der Fürften 
in Bezug auf fie ins Auge fallen wollte Aber es giebt Eins, meine Herren! 
was es und zur Nothwendigfeit macht, mit immer größerer Allgemeinheit, mit 
immer größerer Energie den Rechtsweg unferer vaterländiſchen Reform zu verfol- 
gen, diefes Eine ift, daß uns der Untergang droht, wenn mir das nicht thun. 
Es ift nicht zu leugnen, jo völlig zerrüttet umd erfchüttert find unſere politiichen 
Berhältniffe ın Deutihland, fo völlig ift die Achtung des höchſten Drganes für 
die Regierung der deutichen Verhältniffe gefunfen, fo völlig die Fleine Bielftaa- 
terei überall in der Achtung und in der Gefinnung der Menſchen verloren, fo 
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feindielig die Eiferfucht zwiichen unferen größeren Regierungen entbrannt, dab 
diefe Zuftände nicht länger baltbar find. (Beifall) 

Und wenn wir, meine Herren, nicht auf dem rechten Wege zur rechten Ne 
form vorwärts geben, jo fünnte es dahin fommen, daß diefer Drang nah Eini: 
gung, der Drang nah größerer Staatlichkeit zur Zerreifung Deutichlands nad 
der Mainlinie führte und daß bei einem größeren Anwahs von öfterreiifcher 
und preußischer Macht auch auf Rußland und Frankreich unfre jchönften Provin: 
zen fielen. Wir müſſen, meine Herren, uns zuiammennehmen, dab die ganze Na: 
tion, immer mehr erhoben und erwedt, vorwärts ftrebt zu rechter Freibeit und Eini: 
gung Wir müfen in Verbindung mit denjenigen deutihen Fürjten, die zu ihrem 
unfterblihen Nuhme mit uns geben, in diefen Grundbeſtrebungen die Entiheidung 
zum ve des Vaterlandes binlenfen. Wir müſſen jtreben, eine jolde Macht zu bil: 
den, daß, wenn die Kataftrophe über uns hereinbricht, alsdann die dynaftiichen und 
fremden und verkehrten Einwirkungen überwunden werden, um die Entmwidelung 
der vaterländiichen Dinge auf dem rechtlichen Wege zu vollenden. Wie aber, meine 
Herren, wollen Sie denn auch nur näher fommen dem Ziele einer wirklich freien 
und einigen ®eftaltung unires theuern WVaterlandes? Hoffen Eie es, meine 
Herren, dur die gnädigen VBeichlüffe von unfern 35 Regierungen, boffen Sie 
es durch Ihre Vereinbarung mit al den verichiedenen Projektenmachern und po: 
litiihen Philoſophen, die uns jeden Tag mit neuen Vorjchlägen über unſre va- 
terländifhe Reform beglüden? Glauben Sie, daß daraus unſre Einigung, unſre 
Kraft zum Sieg fommen werde? Nein, meine Herren! Es ift nur die Nation, 
die fittlihe und rechtliche Kraft der Nation, die vereinigte Kraft der Nation, von 
welcher ich den Sieg der deutichen un erwarte. 

(Bravo.) 

Nun denn, ift dieles: fo nähren Sie vor allem diefe Gefinnung des Rechts, die 
in dem fleinen Churheſſen das Wunder gewirkt bat, dak dur fie die allmäch— 
tige Bundes: Reaktion in Deutſchland befiegt wurde! Halten Sie feit an dem, 
was unjer Volk vereinigen fann, welches nicht vereinigt wird durch dieſe und 
jene politiihen, mwobl ausgedachten neuen Verfaffungsprojefte, wohl aber durd 
fein ewiges unverlierbares Recht! Bon Gott gegeben und in das Herz unjres 
groben deutichen Volks gelegt, dur unjere Geſchichte und unjere Givilifation ge: 
reift, ift der Heim, das Gefühl und der Gedanke, die Triebfraft einer rechtlichen, 
einer der Nation entiprehenden Einheit und Freiheit. Aus dieſer Quelle ift unfre 
—Verfaſſung von 1849 hervorgegangen. Unfeliger Gedanke, unfern biftorischen 
Rechtsboden zu verlaflen, (Bravo.) und unfre rechtsgültige Verfaſſung neuen 
Projekten, neuen, vielleicht fchlechtern, geringern Schöpfungen aufzuopfern, und, 
indem wir das tbun, zum Boraus jhon die Mibachtung auch diejer neuen 
Schöpfung zu begründen! Für diefe Anficht, die ich bier ausipreche, haben auch 
bereits in Deutihland jehr viele Stimmen fich fräftia erhoben. Viele VBerfamm: 
lungen patriotifher Männer in Deutihland haben einftimmig das Recht der deut: 
ſchen Nation gefordert, wie ich es fordere. 

Das Coburger Programm des Nationalvereins bat ebenfalls in feinen we 
nigen Grundlagen die förmliche Anerkennung diejes Nechts aufgenommen, wenn 
es auch binzujeßt, daß es den Moment noch nicht gekommen alaubt, wo von 
Seiten des Nationalvereind Agitationen für die unmittelbare Verwirklichung der 
Reichsverfaſſung ftattfinden können. Als vor der Auflöfung des vorlegten preußi— 
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ſchen Landtags dort die vereinigten liberalen Parteien zufammentraten, um ibre 
Anträge für die deutiche Neform zu begründen, da haben fie ebenfalls auf das 
natürlihe und biltoriihe Recht der Nation ihren Vorſchlag der Reform genrün- 
det, zum Mißfallen freilich eines Regierungsvertreter, der da fagt, mit allen 
Euren Borichlägen, dem Inhalt nah, bin ich zufrieden, aber nicht mit der recht- 
lihen Begründung. Diejes nehmlich war das Hinderniß für die Fortiegung 
leerer Wortmacherei, für die Nichterfüllung der Wünſche der Nation, deshalb hat 
er dieje Begründung auf das Recht verworfen. 


Präfident. Sie haben bereits über 14 Minuten gefprodyen und ich bitte Sie, 
ſich kurz zu faflen. 


Welder. Die weitere Begründung des wirklichen, natürlichen, bifloriichen 
und pofitiven der Nechtmäßigkeit unjerer Berfaflung, muß ich alſo der kurzen 
Zeit wegen unterlajien. Ich verweile deshalb auf einige frühere Ausführungen 
von mir in Nationalvereinsverfammlungen in Koburg und Pforzheim und in 
meiner Schrift über die rechtliche Begründung der deutichen Reform. 

Die Einwendungen, die man gegen diejes Recht macht, die glaube ic Ihnen 
ganz kurz zufammenfafien zu können. Dean fagt: Wohl baben beinahe 30 Eleine 
dentiche Regierungen, die weitaus größere Anzahl der deutichen Regierungen, wohl 
baben dieje vollkommen eingemilligt in die @ültigfeit diefer Verfaffung, aber die 
zwei größten Staaten und die vier Könige haben es nicht gethban. Meine Her: 
ren! Sie haben nichts dejtoweniger durch die vorherigen Erklärungen und unbe: 
Ihränften Bevollmächtigungen vollftändig das Recht der neuen Verfafjung begrün- 
det und anerkannt. Sie haben, völlig entiprechend dem verlojchenen deutichen 
Nationalreht und den fürftlichen und Volks -Anerfennungen, einftimmig am deut: 
ihen Bundestag dur ihre Bevollmächtigten erklärt, dab Deutichland in eine 
Reichs- oder Bundesverfafjung verwandelt werden müſſe. Sie haben einitimmig 
die Nationalverfammlung zuianımenberufen, um dieſes Verfaſſungswerk zur Her: 
ttellung des Friedens zwiſchen der Nation und den Fürften zu begründen. Sie 
baben unbeihränfte Vollmacht in die Hand der Nationalverlammlung gelegt. Sie 
baben das Organ für blos einhellige Abftimmungen, weldes im Bundestag be: 
itand, fie haben diefes für immer gänzlich aufgegeben; fie haben durch einftimmige 
Anerkennung des deutfchen Reichsverweſers und der mit ihm verbundenen Natio- 
nalverfammlung bereits die Einführung des Bundesftaates begonnen; fie haben 
während der ganzen Verhandlungen der Nationalverfammlung, die ihre Bollmadt 
jo auslegte, daß fie allein die Verfaſſung zu machen bätte, fie haben niemals offi- 
jiell proteitirt. Nein, im Gegentbeil fie haben diefe Beichränktungen noch poſitiv 
tbatlählih dadurd anerkannt und angenommen, daß fie auf den Antrag der 
Nationalveriammlung eine Reviſion der Berfaffung bei fi vornahmen und ihren 
Wunſch der Beränderung der Nationalverfammlung mittheilten. Dieje Berände- 
rungen find, foviel irgend möglich war, in die definitive Reichsverfaſſung überge- 
gangen, und wenn nun nachher einzelne Regierungen entgegengelegte Anfichten 
äußerten, fo liegt bier ein auf ihrer Bevollmädtigung begründetes und vollende- 
tes rechtlihes Werk vor, deſſen Rechtsgültigkeit unangreifbar war. 

Bon Preußen und mehreren andern Regierungen willen wir, daß fie mit der 
Erklärung, man wolle im Wejentlihen die Neichsverfaffung aufrecht erhalten, Ber- 
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fuhe machten, einige Nenderung herbeizuführen. Diefer Verſuch ift von den Ne. 
gierungen jelbft vereitelt worden und die rechtsgültige ag a trat jomit 
von felbft wieder in ihre volle Kraft. Defterreich aber hatte der Nationalver: 
Jammlung erklärt, macht Ihr auf dem bisherigen Wege die Reihöverfaffung fer: 
tig, wir wollen die Verfaffung in Defterreih fertig mahen, und wie die Reichs— 
verfaffung beinabe fertig war, da hat Defterreih mit der öfterreichiichen Einheits— 
verfaffung von Kremfier erklärt, daß es mit feinen deutihen Provinzen fih nid 
unterwerfen könne dem deutſchen Geſetz. Ich babe, fo lange Defterreich ſchien tbeil- 
nehmen zu wollen an einer wirklichen ftaatsrechtlihen Reichsverfaffung, immer 
mich für verpflichtet gehalten, ihm das Recht der Theilnahme zuzugeiteben. Id 
mußte aber und id muß jet nach der neuen Einverleibung der deutichöfterreidhi- 
Shen Lande in eine Öfterreihiiche Einheitsverfaffung und nach ihrer Unterordnung 
unter die Mehrheitsbeſchlüſſe eines größtentheil3 undeutichen Reichstags natürlid 
erklären, daß es unmöglich ift, daß die Deutfch-Defterreicher theilnehmen können 
an unferer innern ftaatsrechtlihen Bundesverfaffung, To lange fie nicht erklären, 
daß fie ihre nichtdeutfche Neichsverfaffung aufgeben und daß fie wirflih in die 
unfrige eintreten wollen. Da wir jetzt dahingehende Meußerungen hören, müſ— 
fen fie ihon deswegen und zugleich auch wegen der Fortdauer und neuer Reguli— 
rung des vwölferrechtlichen Bundesverhältnifjes allerdings zu unſrer eriten Natio: 
nal: VBerfammlung eingeladen und zugezogen werden. Nur werden wir ung weder 
eine mittelbare oder unmittelbare Theilnahme der Nichtdeutihen am deutſchen 
Reihsftaatsrecht gefallen laffen, noch weniger aber eine weitere Verzögerung und 
Bereitelung unferer Beitrebungen. Aber ich bitte Sie, meine Herren, laſſen Sie 
über alle diefe und alle andern Fragen ung nicht ftreiten vor der Zufammenberu- 
fung des PBarlamentes, drängen wir nur auf diefes! Zerfallen wir nicht vorber in 
unnötbige Streitigkeiten! Nur dort können alle dieje Fragen rechtsgültig durd 
die bevollmächtigte Nationalverfammlung in Webereinftimmung mit den Negierumn: 
gen entichieden werden. (Unterbredhung.) 


Präſident. Ich mache Sie darauf aufmerkfam, daß Sie bereits über 20 Mi- 
nuten geiprocdhen haben. (Stimmen: Fortiprechen.) 


Welder. Meine Herren! Erlauben Sie mir zum Schluffe no zwei Worte 
Ich bitte Sie, verwerfen Sie nicht die NRechtsgültigfeit der deutichen Verfaffung. 
Es ift wahr, fie kann diefen und jenen Vorwurf erhalten, aber fein Berfaflungs: 
werk der Welt ift vollftändig. Mein Amendement fchlägt ausdrüdlihd vor, das 
Recht der Nevifion, fowie das Recht der Ergänzung, dur Feititellung der öfter: 
reichiſchen Verhältniffe und durch Feftitellung des Reichgoberhaupt: Rechts. Die 
les, meine Herren, in der Welt ift einzelnen Zweifeln ausgejegt in Beziehung auf 
feine rechtliche Begründung. Das freiefte Volk der Erde, die Engländer, die vor 
allem ſtets das Necht voranftellen in ihren Kämpfen, fie fagen dennoch: drei Dinge 
bei ihnen feien rechtlich unficher begründet: das Necht des Königs, dad Necht des 
Dberbaufes und das Recht des Unterhaufes. So ungewiß ift mwenigftens unjere 
Reichsverfaſſung nicht, Laffen Sie fich durch Feine Nücfichten und Bedenken unferer 
noch innerhalb der Reaction ftedenden Zuftände abhalten! Bedenken Sie vielmehr, 
daß diejenigen, welche zu wenig fordern, die gefährlichiten Bundesgenoflen derer 
find, die zu viel fordern! 
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Bedenken Sie — die Rechtsgeſchichte der neueften Tage jagt es und — daß 
wenn jetzt die Fortichrittspartei, ähnlich wie früher die Eonftitutionelle Partei, das 
Recht nicht männlich genug fordert, dab dann der Fortfchrittspartei No. 1 eine 
er No. 2 folgt. Bor allem in der Welt ift das Recht die ſchützendſte 

raft ſowohl für die Völker, wie für die Fürften. (Beifall.) 


Wigard aus Dresden. Meine Herren! Geftatten Sie mir, einen kurzen aber 
Iharfen Schnitt mit dem Secirmefjer in den zweiten und dritten Abjat des Kom: 
miſſionsvorſchlags vorzunehmen, und ohne Phraſen troden und nüchtern will ich 
Ihnen nachweiſen, daß mit diefen zwei Abjägen nichts zu erreichen und nicht3 da- 
mit gethan ift. Nämlich zunächſt enthalten dieje Säte feine Anerkennung der zu 
Recht beitehenden deutichen Reichs : Verfaflung, vielmehr fpricht der zweite Abſatz 
nur von dem beſtehenden deutichen Verfaſſungsrecht. Iſt damit das factiich befte: 
bende Bundestagsrecht gemeint oder welches Recht, meine Herren, haben wir unter 
dem beftehenden Verfaſſungsrecht zu verftehen? Das ift völlig dunfel und doch 
find gegenwärtig die Verhältniffe Deutichlands der Art, daß man zmwijchen dem 
Zuftand der factiſch beftehenden Gewalt und dem des Recht? wohl zu unterjchei- 
den bat. Der Bundestag, wie Sie mwifjen, ift auf gejeglihem Wege aufgehoben 
worden, feine erneuerte Eriftenz bat Feine gejeglihe Grundlage und e8 wird da— 
ber von vielfahen Seiten ber gegen defjen gegenwärtige Eriftenz als eine nicht 
berechtigte proteltirt. Kann man alio wohl nad diefer Seite bin von einem be: 
ſtehenden Verfaſſungsrechte ſprechen und die Gültigkeit der Veränderung deflelben 
an die Zuftimmung einer Nationalvertretung Inüpfen? ch glaube, Sie haben 
bier feinen Rechtszuſtand vor fih. Auf der anderen Seite ift e8 aber auch mit 
mehreren Ständeverfammlungen der einzelnen deutſchen Staaten daſſelbe. Sie 
baben vorhin ſchon einen Belhluß in Betreff der in einzelnen deutihen Staaten 
jtattgefundenen Berfaffungsbrüdhigkeiten angenommen und damit erklärt, daß auch 
bier der Rechtsboden fehlt. Nun frage ih, meine Herren, wie Sie, wenn bier 
gejagt wird, daß eine Nationalvertretung zur Veränderung des beftehenden deut: 
ihen Berfafjungsrehts mitwirken und zuftimmen fol, wie Sie denn eine, d. 5 
aljo eine neue Nationalvertretung ind Leben rufen wollen, wenn Sie zugleich auf 
dem Rechtsboden fteben zu bleiben beabfidhtigen? Eine nochmalige conftituirende 
Nationalverfammlung auf Grund des für die von 1848 beliebten Wahlmodus ein- 
zuberufen, würde fein anderes Rejultat als das gegebene haben. Zu einer neuen 
Nationalvertretung bedürfen Sie ein neues Wahlgeſetz. Wer jol zu Erlaffung 
dejielben, wenn nit das von 1849 gelten joll, berechtigt fein? Der Bundestag 
ift, meiner Ueberzeugung nad, nicht mehr zu Recht beitehend, folglih aud zur Be- 
tbeiligung an der Wahlgejeggebung nicht competent. Oder wollen Sie dad Wahl: 
geſetz, deſſen Erlaffung einfeitig durch die Regierungen der einzelnen deutichen 
Staaten wohl Niemand im Auge bat, zwifchen den Kammern und Regierungen 
der einzelnen deutihen Bundesftaaten vereinbaren laſſen? Auf einem andern Wege 
wird es doch nicht möglich fein. Nun, auch biergegen wird man, wie Schon gejagt, 
mit Recht einhalten: Es giebt Ständeverlammlungen, welche nur auf Grund und 
in Folge eines Verfaffungsbruches beftehen, denen darum nicht einmal das Recht 
einzuräumen ift, irgendwie bei der rechtlihen Frage bezüglich der Vertretung des 
deutfchen Volkes das Wort zu ergreifen, gefchweige denn, daß fie, die, wenn in 
den betreffenden Ländern ein Rechtszuſtand bejtände, zuerft von der Bühne ver- 
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ſchwinden müßten, zur Mitwirkung und Zuftimmung zu einem Wahlgeſetz berech 
tigt wären. 

Fehlen ſonach die berechtigten Factoren für die Schöpfung eines neuen Wahl 
geſetzes, ſo muß auch jede Nationalvertretung, wenn fie nicht die tft, die auf dem 
Wahlgeſetz von 1849 bafirt, von jelbft Seitens des Necht3 zu Boden fallen. Bom 
rehtliben Standpunkt aus kann daber nicht von einer Nationalvertretung, wie 
der Commiſſionsbericht fihb ausdrüdt, jondern nur von der Nationalvertretuna, 
d. h. von derjenigen die Rede fein, welche nah dem Reichswahlgeſetze von 1849 
berufen und zuſammengeſetzt ift, und ich liebe nicht, dab man mit diejer Weber: 
zeugung nicht ehrlich und offen beraustritt und die Farbe befennf. Meine Her 
ren! Sagen wir es doch gerade heraus: Es giebt gegenwärtig nur einen Rechts: 
boden umd feinen anderen, man mag die Ausdrüde drehen und wenden, wie man 
mil; e8 giebt nur den Rechtsboden, den die Reichsverfaflung gewährt, und nur 
das Reichswahlgeſetz, welches auf Grund der Reichsverfaſſung von der deutſchen 
Nationalverfammlung beſchloſſen worden iſt, bat ausichließlih und allein den 
Rechtsboden für fi. 

Das, meine Heren, das tft der ehrlihe und rechte Weg, von dem vorhin ae 
jagt worden ift, daß wir ihn wandeln ſollen. Wir wollen ihn geben, und darum 
einfach die Erklärung beichließen, daß es die Pflicht der zu Recht beftebenden Ver— 
tretungen der einzelnen deutichen Länder jei, fiir die Nechtsfräftigkeit des Reichs 
MWahlgejeges von 1849 und damit der Neichsverfaflung von 1849 jelbit ibr: 
Stimme zu erheben und zu verlangen, daß die deutiche Nationalvertretung auf 
diefem Grunde zu Stande fomme. Ich betone aber nochmals: „der zu Recht be 
ftehenden Bertretungen“; denn von denen, welche auf einem Berfaffungsbrude be. 
ruben, will ich, und wollen gewiß auch Sie nichts wiſſen, und depreciren wir deren 
Mitwirkung und Zuftimmung. 

In der That, meine Herren! haben Sie feine Wahl, wenn Sie Jhrem Be 
ſchluſſe das Siegel des Rechts auf die Stirn drüden wollen. Bergeblih habe id 
in der bisherigen Debatte, vergeblih in den Vorjchlägen, welche gemacht worden 
find, nah einem Vorichlage mich umgefeben, wie denn dieſes neue Barlament 
recht3gültig zufammengejest, rechtägültig gewählt, rechtsgültig ins Leben geführt 
werden fol. Auch nicht die leifefte Andeutung bierzu ift irgendwo gegeben. Und jie 
kann auch nicht gegeben werden, Sie können feine Nationalvertretung rechtsgültig zu 
Stande bringen, wenn Sie nicht zugleich den Boden der Reichsverfaflung als rechtsbe: 
ftändigund rechtsgültig annehmen. Wenn Sie aber diefe Rechtsbeſtändigkeit annehmen 
fo haben Sie auch zugleich das Wahlgeſetz, wie es damals beihloffen und angenommen 
worden ift, als rechtskräftig anerkannt und dann iſt unſer Beichluß Elar und durch— 
fihtig, feiner zweiachleligen Deutung fähig, Habe ih unrecht, jo muß ich die 
Herren, welde uns Borjchläge, wie fie vorliegen, madhen, auf eine, alſo eine 
neue, noch ganz unbekannte Nationalveriammlung gehend, bitten, daß fie aud ie 
freundlich und mittheilend fein möchten, uns zu jagen, wie, auf welchem recht lichen 
Wege dieſes nah einem neuen Wahlmodus und Wahlgeleg einzuberufende PBarla- 
ment rechtsgültig zu Stande fommen fol. So lange mir dies nicht nachgewieſen 
wird und nicht nachgewieſen werden kann, bleibe ich bei der Behauptung fteben: 
Es giebt nur ein rechtsgültiges Wahlgejeh, das Neichswahlgefeg von 1849, umd 
nur eine rechtsgültige Nationalvertretung, die nämlich, welche auf das Reichs— 
wablgejeg von 1849 bafirt ift; und das allein ift der Nechtsboden, ift das Necht, 
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und ihm m. fteht nur die Revolution, d. h. die Herrichaft der Gewalt, trete 
fie auf als Vergewaltigung von oben, als Dectroyrung, oder ald Vergewaltigung 
von unten, als Revolution im engeren Sinne des Wortes Gewalt. Ich, meine 
Herren, jtimme für den Nechtöboden, für das heilige Recht der deutſchen Nation. 
(Großer Beifall). 


Behrend aus Berlin. Meine Herren! Ich ſtehe entihieden auf dem Boden 
der Commiſſionsanträge. Ich age: der Commilfionsanträge, nit: des Commiſ— 
fionsantrages, weil in Ihren Händen fih ein Zujakantrag befindet, den die Com: 
miffion zu ihrem eigenen gemacht hat und von dem ich bedauere, daß der Herr Re— 
ierent über ihn fid nicht näher ausgelafien bat, indefien wird diefem Zufapantrage 
von beredterem Munde fein Recht werden und ich werde mich deshalb, wie es die 
Geihäftsordnung vorfchreibt, kurz faſſen. 

Meine Herren! Die Vorrebner, die fich gegen die Commiffionsanträge ausge: 
ſprochen, haben Beide felbititändige Anträge geitellt; e8 war zu vermutben, daß 
diefe Anträge fih materiell von den Anträgen Ihrer Commiſſion unterfchieden. Ich 
babe materielle, wejentliche Unterſchiede in ihnen nicht entdecken fünnen. 

Der erite Borredner gegen die Commilfions- Anträge, Herr Venedey, bat be 
bauptet: e3 fehle in den Commiffionsanträgen die Bezugnahme auf das Necht der 
deutfchen Nation, die Neihsverfaflung anerfannt zu feben. 

Meine Herren! Diefes Recht wird durch die Commiffionsanträge nicht nur 
nicht beftritten, jondern in dem legten Sage der Conmiffionsanträge wird dieſes 
Recht ganz Elar hervorgehoben. Wir wollen den Uebergang von einem Staaten: 
bund in einen Bundesftaat, wie ihn bereits die Neihsverfaffung von 1849 aner- 
fannt bat; wir wollen ihn als ein Necht, das wir uns nicht nehmen laflen, und 
wir — dieſes Recht in dem letzten Satze des Antrages ausgeſprochen und 
gewahrt. 

Alle übrigen Einwürfe, meine Herren, halte ich für ungerechtfertigt. Auch 
in den Commiſſionsanträgen wird der Delegirten-Verſammlung als einer, das 
Vaterland gefährdenden Inſtitution, gedacht, gerade wie in den Anträgen der an— 
deren geehrten Herren. 

Auch in den Commiſſionsanträgen wird das projectirte Bundesgericht als einer 
Inſtitution, die der Freiheit ſchädlich iſt, gedacht, gerade wie die Herren Vorredner, 
die gegen die Commiſſionsanträge geſprochen, es auch angedeutet haben. 

Wo alſo die materiellen Unterſchiede zwiſchen den Anträgen der Commiſſion 
und zwiſchen denen der geehrten Gegner zu finden ſind, iſt mir nicht klar ge— 
worden. 

Wenn die gegneriſchen Anträge mit großer Wärme, mit großer Beredtſam— 
feit bier vertheidigt worden find, jo fpricht diefes zu Ehren der geehrten Herren, 
es Spricht aber nicht gegen die Commilfionsanträge. 

Sch babe dies kurz vorausichiden zu müflen geglaubt, und gehe nun au 
die Begründung meines Abänderungsvorfchlages zu Abjab 2 der Commiſſions. 
anträge. 

Meine Herren! Der Abfag 2 ift mir in der That bevenflih. Er lautet: 

Die Versammlung erklärt 
„jede Beränderung” ꝛc. ꝛc. — „gelommen ift.“ (Siehe ©. 21.) 
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Es ift ſchon zur Sprache gebradt worden, von dieſer Stelle aus, daß die 
Beziehung auf ein beftehendes deutiches Verfaſſungsrecht durchaus dunkel ift. a, 
meine Herren, wir baben auch in der Commiſſion die verehrten Mitglieder, die 
Verfaſſer diefer Anträge, gefragt, was fie darunter verftanden hätten? und es ill 
uns die Antwort geworden, dab man abfichtlich diefe Frage dunkel gelaſſen; man 
babe fich darüber nicht ausſprechen wollen, ob die Neichöverfaflung oder ob die 
factifch beftehende Bundesverfafjung das beftehende deutſche Hecht fei.r) Nun, 
meine Herren, ich bin überzeugt, das muß deutlih ausgeiproden wer: 
den; wenn ber legte Paſſus der Commiffionsanträge hierüber Line meifel läßt, 
jo finde ih in dieſem zweiten Abſatze derielben einen Wideriprud mit jenem 
legten Satze, inſofern die Dunkelheit des Ausdruds die Möglichkeit zuläßt, bei 
ihm an die beftehende Bundesverfaffung zu denken. 

Ich babe mir daher erlaubt, vorzufchlagen: ftatt der Worte: „des beftehenden 
deutihen Verfaſſungsrechts“ zu jagen: 

„der factiich beitehenden Bundesverfaflung.” 

Alſo eine jede Veränderung der factiih beftebenden deutichen Bundesver: 
faflung fol nur unter Mitwirkung und Zuſtimmnung einer Nationalvertretung 
thunlich fein. 

Das ift, meine Herren, wie ich denfe, correcter, das entipriht unjeren An: 
fihten viel mehr, als der abjichtlih unklar gehaltene Ausdrud: „des beftehenden 
deutihen Berfafjungsrechtes“, welches in der That, wenn man dabei an die Bun- 
desverfafjung denkt, deutiches Necht nicht genannt werden Fann. 

Ich babe es ferner aber für bedenklich gehalten, daß diefe erſte Berfammlung 
deuticher Abgeordneter jede Veränderung der beftebenden Bundesverfaflung für 
ungültig im Voraus erklärt, wenn fie nit unter Mitwirkung und Zuftimmung 
einer Nationalvertretung zu Stande kommt. 

Meine Herren! Ich erachte die Mitwirkung und Zuftimmung einer National- 
vertretung zweifelsohne für erforderlich für das Zuftandefommen einer jeden Deut: 
ihen Einigungsbeftrebung, aber für gefährlih erachte ih ed, wenn dieje erite 
deutiche Abgeordnetenverfammlung es ausſpricht, daß, wenn uns Gott im Himmel 
auch auf einem anderen Wege zu dem verhilft, was wir verlangen, Dies von 
vornherein als ungültig bezeichnet wird. 

Ich glaube daher, wir müflen die Bezeihnung der Ungültigkeit ohne Zu- 


*) Anmerkung des Herausgebers. 

Die obige Bemerkung lünnte als ein fcharfer Tadel gegen die Berfaffer der Commiffionsanträge 
aufgefaßt werben und ih glaube deshalb zur Erläuterung Giniges hinzufügen zu müſſen. Die 
Commiffionsanträge mußten fo formulirt werben, daß fie die Grundlage der Verhaudlung und na: 
mentlih auch der Fragflellung bilden konnten, Deshalb konnten fie nicht in der Form einer com- 
pacten Refolution, fondern mußten in einzelnen geglieberten Säten aufgeftellt werben. In bem 
zweiten Abjchnitt des Commmiffionsantrages wurbe nun zunächſt der Sat aufgeftellt, daß jede Verände 
rung des beftehenden beutjchen Berfaffungsredhtes nur daun gültig fei, wenn fie unter Mitwirkung 
und Zuftimmung einer Nationalvertretung zu Stande geflommen. Kür bie Wahrheit biejes Satzes 
bildete Die Frage, ob bie Reichsverſaſſung ober das Bunbesrecht zu Recht beftehe, gar feinen Unter- 
ſchied, da bei jeder dieſer Vorausſetzungen ber Satz unfere® Erachtens anzuerlennen war. Die Frage 
über die Nechtsbeftändigleit ber Reichsverfaſſung verwiefen wir daher mit Recht im einen fpäteren 
Theil des Commiffionsantrages und gaben namentlih im Schlußjate Beranfaffung dazu, daß über 
biefe Frage ein Ausjpruch der Berfammlung erfolgen konnte. Damit ift ber wenigftens jcheinbar 
ausgejprochene Vorwurf, daß bie Verſaſſer des Antrages und folgemweis bie Gommittion jelbfi ber 
Brage bätten aus bem Wege geben wollen, gewiß bejeitigt. 
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fimmung und Mitwirkung einer deutſchen Nationalvertretung vorläufig zurück— 
mweifen und mein Antrag gebt dahin, zu erklären: 
„Die Verſammlung erklärt die Mitwirkung und Zuftimmung einer 
Nationalvertretung zu einer Veränderung der factiſch beftehenden deut: 
Ihen Bundesverfaflung für erforderlich.” 

Ja, freilih, meine Herren, iſt eine jolde Mitwirkung und Zuftimmung er- 
forderlih, das fühlen Alle unter uns, das fühlen auch wir, die wir aus einem 
Lande kommen, in welchem die Verfaffungszuftände augenblidlih wahrlich nicht 
der Art find, daß wir mit Troft und Zuverfiht in die Zukunft bliden fünnen, _ 
wenn wir nicht wüßten, daß der Finger der Geichichte in deutlicher Weile darauf 
wiefe, daß wir troß aller Srrthümer des Augenblid3 am Ende zu dem fommen 
müflen, was deutihe Männer verlangen fünnen und verlangt haben, daß wir 
troß dem Widerftande der Regierungen, troß allem Hemmniß, das 
von oben fommt, erlangen werden: ein deutjhes Barlament und 
eine deutiche Gentralgewalt! (Bravo!) 

Ich bitte Sie deshalb, meine Herren, für meinen Antrag zu ftimmen. 


Heinrich) von Gagern aus Heidelberg. Meine Herren! Mit den Vorichlä: 
gen, wie fie Ihre Kommilfion formulirt bat, bin ich zum Theil einverjtanden, 
und zum Theil bin ich es nicht. Ich bin einverftanden damit, daß die Nation 
ein Recht bat, zu Reformen vorzufchreiten, wie fie feit 14 Jahren entichiedener 
angeregt find; zu der Reform, welche als Vebergang vom Staatenbund zum 
Bundesftaat gewöhnlich bezeichnet wird. Nach dem Sprachgebrauch der dafür bis- 
ber üblid war, haben wir auch jegt die Entwidelung zum parlamenta- 
riſchen Bundesftaat zu erjireben. In der Formulirung des Commiſſions— 
Antrags würde man fich bei folder Fallung den Sat haben eriparen Fünnen, 
in weldem gejagt ilt, daß „das Parlament nit dem Bundestage, jondern nur 
einer wirklichen Gentralgewalt gegenüber geftellt werden” könne Indem ich als 
das Recht der Nation anipreche, die Entwidelung zum parlamentariihen Bundes- 
ftaat anzuftreben, den ich als die Form betrachte, in welcher bei den gegebenen 
deutichen Verhältnifien die Bedingungen der Einheit, Freiheit und Größe des 
Vaterlandes allein zu erfüllen find, Tann es gewiß nicht mein Wunfch jein, 
daß man mit einer Abfindung ſich befriedigt erfläre von jo un— 
vollfommener Art, wie fie die Vorjchläge bringen, die von einer 
größeren Anzahl von Staaten auf JZufammenberufung einer Dele- 
girtenverfammlung am Sitze des Bundestages und auf Conſtitui— 
rung eines Bundesgerichts an die Bundes Berlanmelung gelangt find. 

Der Herr Berichterftatter bat zwar mit Necht gejagt, daß der Antrag auf 
Berufung einer Delegirtenverfammlung ein unjchuldiger, oder von 
unfhuldigem Ausſehen fei, denn er ift eigentlich fein Reform-BVorjchlag., Es ift 
auch bisher öfters geichehen, daß der Bundestag Sadhverftändige in größerer oder 
geringerer Zahl zu Fachmänner » Commiffionen zufammenberufen bat, um legisla- 
toriihe Werke zu fördern oder über Fragen, melde die materiellen Intereſſen der 
Nation berühren, Gutachten abzugeben. Die Forderung und der Beruf, Gutach— 
ten abzugeben, bilden aber feinen Organismus. Nur der Vorichlag ſolcher Inſti— 
tutionen würde unter den Begriff von Bundes: Reformen fallen, wodurd reprä- 
jentative Behörden oder Gewalten mit beftimmter Competenz, melde ihnen zuge- 
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dacht wäre, geihaffen und zu nothwendigen und unentbehrlichen Beitandtbeile 
des Bundes: Organismus würden. Das ijt bezüglid der vorgeichlagenen Tele 
girten = Berfammlung nicht der Fal, noch ift irgend eine Andeutung gegeben 
welche die Hoffnung auf fortichreitende Entwidelung der in Vorſchlag gebradten 
Delegirten : Berfammlung zu einem repräfentativen Körper beleben fönnte. 

Noch ein anderer Grund befteht, abwehrend fih zu folden Vorſchlägen zu 
verhalten. Sie find ja nur von einer Anzahl deuticher Regierungen an di 
Bundesverlammlung gebradt worden; von anderen iſt bereits Widerſpruch dage 
gen erhoben. Es ift aljo keine Ausfiht, dab dieſe Vorichläge zur Geltung kom 
men und da fie an fich nicht geeignet find, eine bejjere Zukunft reformirend ein 
zuleiten, jo würde, Partei dafür ergreifen, nur jo viel beißen, als den zmoijcen 
den Staaten: Gruppen beftehenden Zwieipalt erweitern. 

Mas insbefondere das vorgeichlagene Bundesgericht betrifft, jo will ich ie 
fort mich einverftanden erflären mit dem Herrn Referenten der Commiſſion. Wenn 
der Bund auf einer neuen, nicht mehr völferredhtlihen, jondern ftaatsrechtlichen 
Grundlage beruht, dann ift in foldem Bundesftaat das Bundesgericht ein notk 
wendiges Inſtitut; ein wirklicher Staat kann eines oberjten Gerichts nicht ent: 
behren. Dann ift die Belegung des Gerichts nicht mehr eine durch partikuläre 
und diplomatiſche Rückſichten bedingte: jondern die Art der Ernennung der Mit: 

lieder zum Bundesgericht zu reguliren, wie die Competenz des Gerichtshofes zu 
era wird Eade der bundesftaatlihen Geſetzgebung. So lange aber bie 
Garantien unjerer Nechtszuftände in den jtaatsrechtlihen Inſtitutionen der Einzel: 
ftaaten beruhen, fünnen dieſe Rechtszuftände nur Noth leiden, wenn der jtaatlide 
Organismus diefer Einzeljtaaten abgeihwädht würde, ohne daß in jchüßenden 
bundesftaatlihen Inſtitutionen dafür ein Erfaß geleiftet wäre. Ein ſolcher wär 
durch ein vereinzelt daitehendes Bundesgericht, welches des organiihen Zujammen- 
banges mit einer der National: Vertretung auch für unparteiiihe Juſtiz verant: 
wortlihe Bundesftaats: Regierung entbehrte, nicht geboten. Der Souveränetäts 
Organismus ift ein Ganzes; auch die Wirkjamkfeit der Vertretungen der Ein: 
zelitaaten ift bedingt durch die volle Unabhängigkeit der Staaten. Veftände da: 
gegen ein Bundesgericht, an welches die einzelnen Staaten genöthigt wären, 
Streitigkeiten zwiihen den Faktoren der Gejeßgebung gelangen zu laflen, jo würde 
darin eine Abihwähung der Wirkſamkeit der ftändiihen NRepräfentation zu er 
tennen jein. Es liegt in der Natur ſtändiſcher Einrichtungen eines unabhängigen 
Staates, daß die Faktoren der Geſetzgebung zur Verftändigung untereinander 
gerade dadurch genöthigt jeien, daß fie, mit ähnlichen Gewalten ausgerüftet, ne 
ben einander jtehen und feine höhere Gewalt über ſich erfennen, deren Entjchei: 
dung fie fi zu beugen hätten. Iſt dagegen über den Staat eine höhere Gemalt 
geftellt, der er fich fügen muß, fo hört die moraliihe Nöthigung zur Verſtändi— 
gung auf, und es verliert das monardiich-repräjentative Syſtem feine Bedeutung 

Der Eommilfions » Antrag jchlägt ferner die Refolution vor: daß jede Verän: 
derung des beftehenden deutſchen Verfaſſungsrechtes nur dann gültig fein jol, 
„wenn fie unter Mitwirkung und Zuftimmung einer National: Bertre: 
tung zu Stande gefommen iſt.“ In Beziehung auf diefen Vorſchlag ftelle id 
mich auf denfjelben Standpunkt, den mein Herr Vorredner eingenommen bat, 
wenn auch vielleicht unjere Motive verfchiedene fein möchten. Die Art, wie ver: 
jhiedene Redner und auch der Gommilfions- Antrag „die Mitwirkung um 
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Zuftinmiing der National »Bertretung” vorbehalten wollen, läßt den Zweifel zu, 
ob die Forderung diejenige fei, daß nochmals eine conftituirende National. 
Vertretüing berufen werde. Ich würde mit Freuden jede das nationale Bedürf: 
niß befriedigende Reform» Mahregel begrüßen, die als eine fertige, worüber fich 
die maaßgebenden Staaten verftändigt haben, an die Nation gebracht, und diefer 
gejagt würde: „Das follen deine fünftigen Zuftände fein.” 

Diejenige nahfolgende National: Vertretung, melde diefe Zuftimmung 
dann nicht ausſpräche, würde eine große Verantwortlichkeit fih aufbürden, Da- 
gegen würde durch die Forderung, daß eine conftituirende National : Vertretung 
nm — vordusgehen und dieſe mitſchaffen müſſe, nur ein neues Hinderniß 
geſchaffen. 

Ich bin mit dem Commiſſions-Antrag ferner einverſtanden, daß eine lei— 
tende Centralgewalt die unerläßlide Vorausfegung parlamenta: 
tiiher Wirkſamkeit fei. 

Dob kann ich nur mit einiger Einſchränkung die Forderung einbeit: 
licher Zeitung, melde verjchiedentlich betont worden ift, als Bedingung fegens- 
reicher Bundesreform bei den Zuftänden, in denen wir uns be nden, gelten laſſen. 

Meine Herren! Die monardifch : einheitliche Leitung iſt gewiß eine ber 
größten Vorzüge eines großen Staatsweſens. 

babe mein ganzes Leben hindurch dafür geichwärmt und ich halte fie feft 
alt das legte Ziel, nah welchem die Nation zu ringen habe. 
„Aber wenn es ſich darum handelt, was zunächft möglidy ift, fo werden wir 
olche Wünfche einzufchränten haben. 

Dem Eommilfions-Antrag ift daraus ein Vorwurf gemacht worden, daß er 

neniger das Recht ald das Bedürfniß nah Vertretung der Nation bervor: 
gehoben habe. 
Ich stehe hierin zu dem Gommilfions-Antrage. — Das Bedürfnif kann 
\öwerer in die Waagſchale fallen, ald das Recht. Eine Nation, die nicht thut, 
was iht Bedürfniß fordert, die giebt fich felbft auf. Es können aber Verhältniſſe 
ng bei denen fie genöthigt ift, was fie für ihr Recht hält, augenblidlih ruhen 
ju lapen. 

Das Bedürfniß kann au weiter geben als das Net; das Bedürfniß ift 
die Xebensfrage; das Necht, auch wenn unbeftritten, bäufig unfruchtbar. 

Ih komme auf die Bildung der Gentralgewalt. Es erihwert meine Aufgabe, 
vaß ih nicht davon reden kann, ohne meine eigene frühere, bier einjchlägige öffent: 
ide Thätigkeit zu berühren. 

Die Revolution des Jahres 1848 hatte in Deutfchland zwei weſentliche Fat: 
ren: das Schaamgefühl nämlich der Nation über den ungenügenden Einfluß auf 
vie Welt - Ereigniffe, der ihr bei ihrer zulommt; und dann das Be 
durfniß nach Freiheit und Garantien derjelben. Dadurch wurde die Aufgabe der 
deutſchen National:Berfanımlung beftimmt: Eine Verfaflung für den Bundesſtaat 
u ſchaffen, vermöge welcher die Hoffnung begründet wurde, daß ein mächtiger 
otganiſch fich geltend machender Wille die nationalen Kräfte ‚rlammenzufaffen und 
zuſammenzuhalten vermöge; und daß in einer nationalen Bertretung nicht allein 
die Freiheit ihr Organ und eine Garantie gewinne, fondern daß auch darin ber 
rhichmittliche nationale Wille zur Macht gelange, um alle nationalen Kräfte 
nad einer Richtung hin bei den äußeren Welt: Ereigniffen zu beftimmen. Bei 

Congreß deutſcher Abgeorbneter. 4 
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folder Aufgabe, welche der National: Berfammlung von 1848 durch die damals 
im größeren Theil von Deutihland unzweifelhaft vorberridende Gefinnung ge 
ftellt war, durfte fie nicht dazu beitragen, Deutichland unabhängig von feinem 
eographiſchen und völferrechtlichen Begriff zu conftituiren,; und fie mußte im der 
National: Vertretung, in dem Parlamente nicht allein den Organismus der natio- 
nalen Freiheit, jondern auch die einigende Macht juchen. 

Nun waren die damaligen Verhältniffe der Art, daß Delterreih einer Reform 
der Bundes» Verfaflung in der angedeuteten Richtung fi verjagte. Es forderte 
einen reformirten Bund, in welchen e8 mit feinen jämmtlichen, deutihen und nidt: 
deutfchen, Provinzen, eintreten könne; es vermöge auch nicht eine ideale Linie der 
Scheidung zwiichen feinen deutichen und nichtdeutichen Provinzen, fo daß dieje ver- 
ſchiedenen Gejegen zu folgen hätten, zu vertragen; der parlamentarijce, 
dbeutfh:nationale Bundesftaat war ihm nicht genehm. Die National:Berjamm: 
Yung ihrerſeits durfte aber weder das Prinzip der nationalen Einheit, nod 
das des Parlamentarismus aufgeben. So bot fi das Projekt des engeren und 
weiteren Bundes als Auskunftsmittel dar. Der engere Bund, jo nahm man an, 
werde ganz Deutichland außer Defterreih umfaffen; und diefer engere Bund mit 
dem Gejammtftaat Defterreih einen weiteren Bund fchließen, von deſſen Inhalt 
galt, daß die Zwede und Aufgaben des jegigen deutihen Bundes das Minimum 
dejielben fein würden. Nicht allein die zahlreihfte Partei der National: Berjamm: 
lung, fondern Später auch die Preußiſche Regierung eignete ſich in officieller Weile 
im Wefentlihen diefe Anfchauung an über die Möglichkeit der Löſung der natio— 
nalen Reform:Aufgabe. Die Vorausfegungen, von denen man dabei ausging, 
waren, um es theilweiſe zu wiederholen, folgende; und es ift zu erwägen, ob Diele 
Borausjegungen noch beſtehen. 

1) Defterreih, nad feiner Erklärung über den untrennbar ftaatsrechtlichen 
Bufammenhang feiner deutichen mit den nichtdeutichen Provinzen, jeßt das In— 
terefjie an der Entwidlung des eigenen Gejammtftaats zum Einbeitsjiaate, 
* dasjenige an der Entwicklung Deutſchlands zum einheitlichen Bundes— 

aat. — 

2) Die Oeſterreichiſchen Völker-Zuſtände erlauben die Entwickelung zu einem 
conftitutionellen Geſammtſtaat nicht; folglich kann Oeſterreich auch keine Sym— 
* für die Entwickelung eines deutſchen parlamentariſchen Bundesſtaats 

aben. 

3) Aber die deutſchen Staaten-Verhältniſſe find nun einmal ſo beſchaffen, 
daß feine Bundes:Reform Ausfiht auf Berwirklihung in Friedliden Wegen 
bat, als eine folde, welche den Defterreichiichen wie den Preußiſchen Macht : An- 
ſprüchen fih anpaßt; als eine foldhe, bei welcher ſowohl Defterreih als Preußen 
ihre Rechnung finden. 

Eine Neform aber, melde dieje ſchwierige Aufgabe löſet, bei welcher, neben 
den nationalen Sntereffen, ſowohl Defterreih als Preußen ihre Rechnung finden 
und darüber fich verftändigen könnten, die hat auch Ausficht auf Verwirklichung. — 

Diefe waren, mit Rückſicht auf die Öfterreichifchen Verhältniffe, die Voraus: 
fegungen des Projekts zur Bildung eines zweifahen Bundes, da eine, für alle 
deutichen Beltandtheile gleihförmige Verfaflung jo verſchiedenen Bedingungen nicht 
anzupafien war. 


51 


Jeder mußte einfehen, daß die National: Verfammlung feine Macht hatte, 
Defterreich zu etwas zu zwingen, was es zurüdweilet; und was den Rechts-Punkt 
betrifft, jo mußte man anerkennen, daß fein Necht beftand, irgend einen deutſchen 
Staat, der durch den früheren Reichsbeitand und die Bundes: Akte Deutichland 
angebörte, aus dem Geſammt-Verband auszufchließen. 

Was nun diefe Vorausfegungen betrifft, jo haben neuere Ereigniffe Manches 
darin geändert. 

Einmal ift dur die Erjchütterung, die Deiterreih im Jahre 1859 erlitten 
bat, der Defterreihiiche Einheitsſtaat in der Faſſung, wie man demjelben ſeit Jahr— 
bunderten mit Energie nadhgeftrebt hatte, dergeltalt unmöglich geworden, daß in 
Defterreih faum irgend Jemand mehr das Zurüdfommen auf diejes Spftem und 
auf diefen jegt überwundenen Standpunkt für möglich erachtet. 

Zwar weiß ich wohl, daß es unter Gelehrten und Ungelehrten als Ariom 
gilt, Dejterreich könne yie von feiner alten Politik fich entfernen und es fei nur 
ein leered Vorgeben, als ob Defterreih das Streben nad Centralifation aufge 
geben babe. enn ich dem ungeachtet annehme, Defterreich babe feine innere 
Volitik geändert und erachte den Einbeitsftaat in der Concentration, wie fie in 
dem legten Jahrhundert feit Leopold J., unter Joſeph II. und zulegt von dem Mi- 
nifter Bach unglüdlicher Weile ins Werk zu jegen verſucht wurde, für einen über: 
mwundenen Standpunft, jo babe ich dafür bedeutende Gewährsmänner. Ein folder 
ift heute in der Perſon des Herrn Vorftandes in der Commiljion aufgetreten. 
Sie haben aus feinem Munde gehört, nicht zwar, daß man in Defterreich darüber 
bis jet einig jei, was man wolle, wohl aber darüber, was man nicht wolle; daß 
man nicht mehr den centralifirten Einbeitsjtaat in der früheren Bedeutung wolle. 
Daran ift freilich nicht zu denken, und noch viel weniger wäre es zu wünjchen, daß 
Defterreih den ftaatsrechtlichen Verband feiner Provinzen werde breden und auf 
das Berhältniß der bloßen Perjonal: Union zurüdführen laffen. Auch das alte 
Berhältniß Ungarns zu Defterreih war nicht das der bloßen Perſonal-Union, 
und Defterreich ift jo genöthigt als berechtigt ein ftaatsrechtliches, nicht blos füde- 
raliftiiches Einheitsband unter jo verjchiedenen Provinzen, die nichts deſto weniger 
jo viele gemeinfame Intereſſen haben, zu erhalten. Ich hoffe, dab Gefammt- 
Defterreich jeine Staatsfähigfeit bewähren, und über der Autonomie oder vielmehr 
Selbfiverwaltung feiner Kronländer, welche durch das Diplom vom 20. Dftober 
1860 in fo weitem Umfange gewährt ift, ein einigendes Band jchaffen wird, 
welches in der Februar: Berfafjung von 1861 noch nicht gefunden zu fein fcheint. 
Es wird dieſes von um fo ftärferer Natur fein, jemehr das Recht und die Pflicht 
der deutjhen Provinzen daburd gewahrt bleibt, die Geichide des übrigen 
Deutihlands zu theilen und in einer deutfchen, dur ein deutiches Parlament be- 
rathenen und controlirten Gentral-Gewalt, in welder die Krone Defterreich den 
berechtigten Einfluß behaupten wird, den Schwerpunkt für die Führung der deutich- 
öfterreihiichen Geſammt-Intereſſen zu gewinnen, der für Defterreich allein, vielleicht 
nur in dem doch unmöglich gewordenen Abjolutismus beruhen könnte. 

Die Schwierigkeiten, das zu bewirken, find allerdings jehr groß, allein ver: 
zweifelt find fie nicht. Der Herr Borftand der Commiffion hat uns heute darüber 
vergemwiflert, daß alle die Männer in politiiher Stellung, die er in Wien geiprochen, 
die Ausführung der Februar, Verfaffung nicht für möglih erachten. Man muß 
die Defterreichiiche Geſchichte der neueren Zeit etwas näher anjehen, um fich zu 
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erklären, tie die Februar: VBerfaflung von 1861, obgleih ohne Wahricheinlichkeit 
ihrer Durhführung, doch in dem Augenblid ihres Erjcheinens als eine politiſche 
Nothwendigkeit ih aufdrang. 

Nach den verichiedenen Kataftropben, die über Defterreich hereinbrachen, war 
der erfte Ruf immer der: in Wien und in den deutihen Provinzen nach dem 
conftitutionellen Syſtem; in den nichtdeutihen Provinzen nah Autonomie der 
„hiſtoriſch politischen Sndividualitäten” und nad Gleichberechtigung der Nationali: 
täten. So zunädft, als im Jahr 1848 die Revolution in Wien ausbrad. Ein 
Parlament wurde nah Wien berufen, dann nach Sremfier verlegt, in welchen 
nur die größere Zahl von Kronländern, aber nit Ungarn mit feinen Depen: 
benzen, und nicht die Lombardei und Venetien vertreten waren. Schon damali 
machte fi die Erfahrung geltend, daß, bei Gleichberehtigung der Nationalitäten 
und fragmentariiher Vertretung der Provinzen, die conjtitutionele Entwicelun: 
zu einem Nechtsftaat ohne Ausfiht auf Beltand jei. Jene conftitutionelle Ent: 
widelung wurde durch Detroprung einer Geſammtſtaats-Verfaſſung (vom 4. Mär; 
1849), die niemald in Wirkſamkeit trat, unterbroden, und nad wiederholter 
Niederlage des Abſolutismus im Jahre 1859 trat von Neuem das Bedürfnif 
beran, ber freiheitlichen Entwidelung Naum zu geben. Indem man aber, bei der 
Apathie der der Freiheit zugewendeten Elemente, die damals herrichte, den Stim: 
men vorzugsmeife Gehör gab, melde den Schwerpunkt der Entwidelung im die 
Selbftftändigfeit der Provinzen legten, womit man auf die alt: ftändischen Einrid: 
tungen zurüd kommen wollte, jo brach endlid in Wien und in den deutſchen 
Provinzen der Sturm gegen das Diplom vom Dftober 1860 los, welches dai 
Produkt erg Einfluffe® geweifen war. Ein ftärkeres Einheitsband wurde die 
unabmeisbare Forderung, der damals nur mittelft des Februar: Patents von 
1861 zu genügen ftand. Erft jpäter trat die ruhigere Erwägung wieder ein, 
welche wiederum zur Modifikation dieſes Februar: Patents führen muß, und e 
ift diefe Stimmung, welche in dem Vortrag des Borftandes der Commilfion dabin 
conftatirt wurde, dab Wenige mehr an die Möglichkeit des Aufbaues eines confti 
tutionellen Geſammtſtaats Defterreich glauben. 


(Präfivent mahnt den Redner an bie verftrichenen 10 Minuten, fragt aber die Verſammlung 
ob fie den Reduer über feine Zeit hinaus fprechen laſſen wolle, was von berjelben genehmigt wird. 


dv. Gagern, (fortfahrend). Es ift neuerdings ein Ereigniß eingetreten, welches 
das Aufgeben der früher angeftrebten Formen des Defterreihiichen Einheitsftaates 
beftätigt, und bei richtiger Würdigung diefes Greigniffes würde man fich heute 
mancher Ausführungen haben überheben Fönnen, die darauf gerichtet waren, die 
Unzuläffigfeit einer bundesftaatlihen Verbindung Deutichlands mit den nicht: 
deutſchen Provinzen Defterreichd darzuthun. Es geben manchmal von unbeden: 
tend jcheinenden Dingen größere Folgen aus. 

Als der Füniglih Sächſ. Minifter von Beuft das Projekt einer Bundesreform 
zu Ende vorigen Jahres an die deutichen Staaten gelangen ließ, wurden darani 
von verichiedenen Regierungen Antwortichreiben erlaſſen, die zur Deffentlichkeit ge: 
langt find. Diefe Antmwortichreiben find wichtiger Stoff für die Bundes- Reform; 
fie enthalten mande wichtige Zugeftändniffe. m dem Antwortichreiben, welche: 
die Deiterreichiiche Regierung unterm 5. November 1861 auf diefe Note des Herrn 
von Beuft erlafien hat, ift aefagt: „Es befteht bei der Kaijerlichen Regierung die 
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volle und rüchaltlofe Geneigtheit, der hochwichtigen Frage, wie in die deutſche 
Bundesverfafjung das volksthümliche Element einer dem Bun: 
destage für bejtimmte Aufgaben der Gefeggebung zur Seite zu ftellenden 
Repräjentantenverfammlung eingeführt werden fönne, im Bereine 
mit ihren hoben Bundesgenofien näher zu treten. Allein es wird auch in 
diefer neuen Form der Bundesthätigfeit das Gleichgewicht zwiſchen Deiterreich und 
Preußen erhalten werden müffen, und es dürfte Sich in diefer Beziehung aus 
den gegebenen Berhältnifien feine andere Sombination ableiten Kalten, 
als daß in beiden Häufern, ſowohl des öfterreichifchen Reichsraths als des 
preußifhen Landtags, die Wahlen der Delegirten für den deutiden 
Bund activ und paffiv auf die Mitglieder aus den Bundesländern 
beihränft werden.” 

Meine Herren, das ift eine Erklärung von großer Conſequenz. Mit welder 
—— auch Oeſterreich ſich über die, einer ſolchen Repräſentantenkammer 
beizulegende Competenz ausgeſprochen hat, — und in dieſer Beziehung ſteht es 
auf keinem anderen Standpunkte als viele andere deutſche Staaten — ſo ſind mit 
dieſer Erklärung zwei der Vorausſetzungen beſeitigt, welche ſeit dem Jahre 1848 
eine Sonderſtellung Deſterreichs in und zu dem übrigen Deutſchland zu verlangen 
ſchienen: Im Gegenſatz zu ſeinen früheren Erklärungen lehnt Oeſterreich jetzt 
ſeine Betheiligung an einer deutſchen Repräſentanten-Verſamm— 
lung nicht mehr ab: fordert dieſe Betheiligung nur für ſeine deut— 
ſchen Provinzen; räumt damit ein, daß dieſe deutſchen Provinzen anderen Ge— 
ſetzen folgen können als die nichtdeutſchen, und zwar Geſetzen, welche von den cen— 
tralen Gewalten für ganz Deutſchland zu erlaſſen wären; giebt damit die weſent— 
lichſten Bedingungen zu, die für die Entwickelung eines parlamentariſchen Bundes— 
ſtaats, dem auch Oeſterreich angehören ſoll, geſtellt worden find. Durch meine 
ganze frühere Thätigkeit bin ich gebunden daran zu erinnern, daß, als ich das 
Programm vom 18. December 1848 aufftellte, wonah angenommen werden jollte, 
daß Defterreih eine Sonderftellung in Deutichland beanfprude, ih damals und 
Ipäter bei Vertheidigung dieſes Programms mit beftimmien Worten erklärte 
(Sigungen vom 11. und 13. Januar 1849): „daß wenn der offene und ent— 
ſchiedene Wille Oeſterreichs dargethan wird, mit feinen deutichen Provinzen in den 
Bundesftaat einzutreten, den wir mit den Eigenſchaften des Bundesftaat3 zu bilden 
im Begriffe fteben, dann würde ich eben jo offen die Hand dazu bieten, und ich 
würde e3 für die beſte That meines Lebens betrachten, wenn ih aud nur ein 
Geringes dazu hätte beizutragen vermocht.“ Ich fagte ferner: „Wenn es möglich 
jein follte, daß Defterreih in den Bundesftaat eintritt, für feine deutſchen Bro: 
vinzen, wenn diefe Möglichkeit mir dargethban wird, glauben Sie, ich werde aus 
feiner vorgefaßten Meinung diefer Beweisführung mich entziehen; ich würde mich 
bemühen, die Conjequenzen diefer Beweisführung in mich aufzunehmen.” Man 
fönnte zwar jagen, aucd der Inhalt diefer neueren Note des Minifterd Grafen 
Nehberg könnte wiederum rüdgängig werden, wie manches rüdgängig geworden 
it. Ich glaube daran nicht; nicht aus befonderem Vertrauen zu dem Willen und 
der nachhaltigen Kraft der Menſchen glaube ih daran nicht, fondern aus dem 
Vertrauen, welches die Macht der Dinge einflößt. Zwei Dinge find in dem heu— 
tigen Defterreich unmöglich geworden: die Rückkehr zum Abfjolutismus, und eine reprä- 
jentative Gejammtftaats » Verfafjung; das Bebürfniß der Freiheit und des ftaat- 
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lihen Zufammenbanges aber wird zwiſchen diefen beiden Polen einen Weg finden- 
Das aber ilt nach dem einleitenden Bericht, den wir heute gehört haben, un: 
zweifelhaft, dab die Deutichen und deutſchen Provinzen entjchloffen find an Deutſch— 
land feitzubalten, feine Sonderftellung ſich aufdrängen zu lafien, welches auch die 
Berfaffungsform fein wird, die Deutichland erhält. Damit fällt die letzte Bor: 
ausjegung weg, welde jenem Programme, welches einen weiteren und engeren 
Bund in Ausfiht nahm, zu Grunde lag, die Borausfegung nämlich, daß eine 
Sonderftelung im Deutihen Bunde den eigenen öfterreichiichen Intereſſen zu— 
lagen fünne, und Defterreih, wenn auch nad) einigem Befinnen, ſolcher Combi: 
nation nit mehr widerftreben werde. 

E3 würde, meine Herren, eine das Verftändniß ftörende Lücke in meinem 
Bortrage fein, wenn ich nicht die Gründe berührte, aus denen man fich früher 
berechtigt glaubte, die endlihe Zuftimmung Defterreihs zu der Combination des 
engeren und weiteren Bundes zu erwarten. 

Es handelt fi dabei niht um die Beltimmungen der Artt. 2 und 3 der 
von der National» Verfammlung publicirten Reichverfaflung, die, wie damals nad): 
gewiejen wurde, jo nicht gefaßt fein dürften, wenn Defterreih mit feinen deut: 
ihen Provinzen einen deutichen parlamentariihen Bundesſtaat angehören will. 
Es handelte fih um andere Erwägungen. Man ging von der Anficht aus, daß, 
wenn man die Macht und die Größe der Nation will, fein Beitandtheil des deut: 
ſchen Reichs und feine Kraft, die daraus erwächſt, zu miffen fei, und mehr wie 
je haben fich die europäifhen Verhältniſſe jo geftaltet, daß die deutſche Nation, 
um ihre ebenbürtige Geltung zu erhalten, auf die Gefammtmadht ſowohl 
Preußens als Defterreihs angewieſen ift. Es ift fürwahr ein deutfches 
Sntereffe, daß der Gefammtländer Beftand beider Mächte erhalten bleibe, und 
alle Volkskräfte nah einer Richtung bin zufammen wirken. Eine Uebereinftim- 
mung über die Führung der auswärtigen Politif hoffte man damals duch den 
Einfluß des Parlaments zu gewinnen. Wenn ein deutiches Parlament, aus allen 
anderen Beltandtheilen Deutichlands zufammengejegt, mit alleiniger Ausnahme 
ber deutich=öfterreichifchen Provinzen, von denen man, wie gejagt, damals an: 
nahm, daß fie wegen ihres Zufammenhanges mit außerdeutihen Provinzen nicht 
in einen parlamentariihen deutichen Bundesftaat würden eintreten können, — wenn 
ein ſolches Parlament zufammentreten würde, — jo nahm man an, dab eine 
auf die Erhaltung Geſammt-Deutſchlands und feiner Dependenzen gerichtete Ge: 
finnung in demjelben zur Geltung fommen werde, und niemals eine nur in den 
Kabinetten eingeroftete partifulariftiihe Sonderanihauung. Ich gehe weiter und 
behaupte, wenn im Jahre 1859 ein ſolches deutihes Parlament ge: 
ſeſſen hätte, die Dinge würden damals anders gegangen fein, als 
fie gegangen find. (Stimmen: Sehr richtig!) 

ch will gewiß nicht die Unterdrüdung fremder Nationen, aber feine Politik 
fann fih vor der Wahrheit verichließen, dab das Uebergewicht Franfreihs in 
jenem Augenblide, jo wie die deutichen Mächte nicht zufammenftanden, ein von 
vorn herein entſchiedenes war; daß in der deutihen Nation vor Allem der Wille 
feftftehen mußte, diefes Uebergewicht abzuwehren; daß die Deutichen nicht die 
Eriten jein mußten, unter der Anwendung des ohnehin nur eingeſchränkt anzuer: 
fennenden Nationalitäts- Prinzips Macht » Einbuße zu erleiden, melde die ganze 
Zukunft der Nation gefährden konnte. (Stimmen: Sehr wahr!) Ich ſage 
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im Jahr 1859 mären die Dinge anders gefommen, wenn ein deutſches Par: 
lament gejefien und über die Führung der auswärtigen Politik gewacht hätte; 
und wenn es auch nur ein kleindeutſches unter Preußiſcher Spike, aber mit allen 
deutihen Staaten, außer Defterreih, gemweien wäre. Man nahm aljo an, daß 
auch in diefem Kleindeutichland, was Macht Fragen betrifft, die nationale groß: 
deutihe Gefinnung vorherrſchen würde, und feine partifulariftiiche. Diefer Gefin: 
nung, in welcher die öfterreichiiche Politif eine Stüße finden mußte, auch auf 
fleindeutich » parlamentariihem Wege zur Geltung zu verhelfen, da Defterreich we— 
der dem Bundesftaat angehören wollte, noch durch feine Kabinets-Politik jenes 
Ziel erreihen konnte — das fchien damals das, feine Präfidial- Stellung in 
Veutihland bei Weitem überwiegende Oeſterreichiſche Intereſſe. — Aber es war 
dieſe Combination auch nicht gegen mohlveritandenes Preußiſches Intereſſe. Mit 
einer erhöheten Machtftellung fiel für Preußen der Grund der bisherigen Eifer: 
iuht weg, Die Preußen, die fo zahlreich unter uns fiten, und die wiffen, daß 
ih fein jchlechter Preuße bin, merden mir nicht übel nehmen, wenn ich faae: 
in Ihrer ausmärtigen Politik bat ftet3 ein Schwanken geberricht, 
(Stimmen: Sehr wahr!) bei welchem die Ziele nicht zu erkennen waren. Es ift 
noch heute meine Ueberzeugung, daß bezüglich der großen Europäiihen Politik 
tein wahrer Widerftreit zwilchen den Intereſſen Preußens und Dejterreichs beftehe. 
Bravo!) Aber, meine Herren, das ift nicht etwa eine Behauptung, die blos 
ih vor Ihnen — die preußiſche Regierung ſelbſt hat ſich dazu bekannt. 
Ih kann mir nicht verſagen, die betreffenden Stellen aus Aktenſtücken vorzuleſen 
mit der Erlaubniß des Herrn Präfidenten. Cine der wichtigeren Unterhandlun: 
gen, die über die deutjche Neform - Frage ftattgefunden haben und der: bei weitem 
nicht die Beachtung gezollt worden ift, die fie verdient, ift die, melde im Früh— 
ahr 1849, kurz zuvor die preußiihe Regierung den preußiſchen Ständen über 
ihre Thätigkeit in der Bundesrefornm:Angelegenheit Vorlage machte, zwiſchen 
dreußen und Defterreich gepflogen worden war. Die peeußtlhe Regierung jchidte 
damald den Generallieutenant von Kanitz nah Wien zur Unterhandlung einer 
neuen Unions-Akte, dabei ausgehend von der beabfichtigten Gründung des en- 
seren Bundesſtaats unter preußilcher ae der mit Defterreich in dem meiteren 
doh neu zu geitaltenden Bundesverhältnifie bleiben ſolle. Der Generallieutenant 
von Kanitz nahm die Punktation eines Unionsvertrages mit nah Wien, und im 
Verlaufe der Verhandlungen erfolgte von demjelben der Vorſchlag zur veränder- 
ten Faſſung eines der Hauptparagraphen, der nun jo lauten folte: „Die Po— 
litil der Union ift eine gemeinfame,” — und als meitere praftifche 
solgen ſolcher Uebereinkunft waren vorgefehen, daß auch der Regel nad) das Ge: 
\andtihaftsreht von der Union als folder würde auszuüben, und die Gejandten 
von diefer würden zu inftruiren geweſen fein. Sn der Depeſche und Denkſchrift, 
vomit diefer Vorſchlag an die öſterreichiſche Regierung übermittelt wurde, hat ſich 
ver damalige Minifterpräfident, Graf Brandenburg, jo ausgeiproden: „Unfer 
Man ift nicht etwa auf die Befriedigung einer augenblidlih in Selbſttäuſchung 
befangenen Öffentlihen Meinung, fondern auf die Bedürfniſſe der Zukunft berech— 
net, für welche die Bürgfchaften feiner Dauer in ihm felber liegen müfjen. Aus 
ver Verbindung diefer beiden Gefichtspunfte ging unfer Vorſchlag hervor, bie 
übrigen Staaten Deutſchlands zu einem Bundesftaat zufammenzufafien, und diefen 
dundesftaat in das Verhältniß einer engen und unauflöslihen Union zur öfter: 
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reihiihen Gefammtmonardie treten zu laflen; einer Union, in welcher beide 
Glieder zufammen als ein mächtiged, und den Frieden Europa’3 hütendes Ganze 
ericheinen, nah Innen aber die Freiheit individueller Entwidelung bewahren 
follten. Wir glaubten darin nicht eine Störung, jondern nur eine naturgemäße 
und den Umständen angemefjene Entwidelung des heilig gehaltenen Bundes zu 
ſehen. Wir glaubten, daß beide Glieder diefer Union in derjelben die Bürg: 
ihaft einer großen Zukunft und die Keime einer reihen Entfaltung finden 
würden, und jheuten daber aud die Opfer nicht, welde durch die ge 
genjeitige Garantie und die Gemeinjamkeit der Politif nah Au: 
Ben auch ung in diefem Verhältniß auferlegt werden könnten.“ 

An demjelben Tag, von weldem diefe Depeiche datirt war, am 25. Mai 1849, 
ſprach der damalige preußifche Negierungstommiflar in der Bundes» Reform - An- 
gelegenbeit, der General von Radowitz, in der zweiten Preußiihen Kammer 
Folgendes: 

„Was vereinigt fein kann, Soll es fefter als je fein, was abge: 
fondert bejjer gedeiht, dem Sollte hierzu (durd den preußiſchen Dop: 
pelunionsplan) freier Raum bleiben. Jh braude nicht darauf hinzu: 
deuten, welde große Zufunft in diejer politiſchen Gemeinjchaft 
von 70 Millionen lag, die, in der Mitte von Europa vereinigt, 
vielleiht dazu berufen war, die Geihide des Welttheils zu beftim: 
men” — Und eben da, etwas früher: „Soll Deutſchland, das Deutid: 
land, das von den Ebenen der nordiihen Halbinjel big an die ju: 
lifhen Alpen, von der Eifel bis an die Leitha reicht, ſoll dieſes 
Deutihland zerriffen werden, joll es in dem Augenblid an jei- 
ner äußeren Macht einbüßen, wo es nad jeiner innern Kräfti:- 
gung ringt?” — 

Meine Herren, das find die Anfichten über das, was deutihe Politik fei, 
über das, was deutſche Intereſſen forderten, welche im Jahre 1849 die preußiice 
Regierung ausgefproden hat in officiellen Snitrumenten. Sie hätte ſolche Por: 
ſchläge niht machen können, wenn fie einen Widerjtreit Defterreichiicher und Preu— 
Bilher oder Preußiſch-Deutſcher Verhältniffe angenommen hätte. Was damals als 
beutjche PVolitif angenommen wurde, muß es auch heute geblieben fein. Und den: 
noch, wenn man den jegigen traurigen Zwieſpalt wahrnimmt, wie es zwifchen 
Defterreih und Preußen Elafft, jo ericheinen jene freundlicheren Dispofitionen wie 
eine Ironie des Schickſals. 

Aber, meine Herren, oft in den größten Gefahren ift auch die Hülfe am näch— 
ften; und das Bertrauen bejeelt mich, daß mit der größeren Noth aud die Eini- 
gung zwiſchen Defterreih und Preußen fi wieder finden merde. Wenn ich nun 
auf die Gentralgewalt zurüdtomme, jo war es ftet3 meine Anficht, daß die Ober: 
bauptsfrage durch das Verhältniß der beiden Großmächte zum Bundesftaat we: 
jentlich bedingt ſei. Wie jegt die Dinge fich geftaltet haben, nachdem Defterreid 
durch die Niederlage im Jahre 1859 gemöthigt worden ift, das Streben nad) dem 
eigenen centralifirten Einbeitsjtaat aufzugeben, und feitdem e3 mit um jo größe 
vem Gewicht auf Deutihland fi zurüdbiegt, jo entipricht meiner Weberzeugung 
nad) feine andere Gentralgewalt für den deutihen Bundesftaat den wirklichen 
Mactverhältniffen, als eine folde, die von Deiterreih und Preußen gemeinjhaft- 
lih und paritätifh geführt wird. ' 
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Bei den großen deutihen Nothzuftänden war ftet3 der erfte Schrei nah Hülfe 
zugleid der nah Einigung Defterreih3 und Preußens; und wenn auch nicht im: 
mer zu rechter Zeit, wenn auch erft nah Schwanken und Zögern, jo ift fie doch 
endlich eingetreten. Aber wie könnte mit folder dualiſtiſchen Centralgewalt Ein: 
beit der Führung beftehen ? 

(Präfident macht den Hecrn Rebner im Hinblid auf die noch zum Worte eingezeichneten Reb- 
ner wiederholt auf die verftrichne Zeit aufmerfjam; mit Genehmigung der Verſammlung fährt ders 
ſelbe jebach wie folgt fort:) 


v. Gagern, (fortfahrend). Ich fühle ganz, wie ſchwer es ift in diefer Sache 
zu genügen unter dem Drange der furzen Zeit. Wohl erkenne ih das Gemicht 
* ee wie unter dualiftiicher Central: Gewalt Einheit der Führung be- 

eben joll? 

Es wird eben nur die Einheit fein, deren wir in unferen deutſchen Verhält— 
niſſen fähig find: 

Auch das eben von mir beiprocdene Unions : Projekt war der Pre ußiſche Vor: 
ſchlag zu einer befjer organifirten dualiftiihen Gentral:Gewalt, und enthält 
wichtige und dankenswerthe Zugeftändnifje darüber, was wenigſtens preußijcher 
Seit3 damals bei gemeinfamer Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten für 
möglich erachtet worden ift, 

Uebrigend darf man den Satz, eine Regierung müfje eine einheitliche fein, 
doch nicht fo ohne Analyſe hinnehmen. Die Forderung einer einheitlichen Regie— 
rung jo geradezu geitellt, wäre ja die Apologie des Despotismus. In diejem 
liegt unftreitig die am meiften einheitliche Gewalt. Aber die einheitlihe Gewalt, 
wie wir fie im entwidelteren Freibeit3zuftande fennen, iſt eine jolde, welde aus 
vorausgegangener Einigung hervorgeht. Und wie in conftitutionellen Staaten eine 
vorausgegangene Einigung zwifhen Regierung und Bolf3vertretung erforderlich 
ift, aus welder die Einheit des Willens zur Erefutive erft hervorgeht, jo kann 
das auch unter Inhabern der Gentral- Gewalt ftattfinden. Die Unvolllommenbeit, 
die Schwierigkeit leugne ich nicht. Alles ift Schwierig auf dem Wege zur einheitli- 
hen Gejtaltung Deutihlands. Meine entwidelten Anichauungen fallen das augen: 
blidlihe Bedürfniß der Nation ind Auge. Wir können unlere legten Ziele im 
Buſen — und ſollen fie fefthalten für den günſtigeren Augenblick. Wenn aber 
Buftände beftehen, in denen das Verfolgen der letzten Ziele die nächſte Aufgabe 
efäbhrdet, jo müflen wir dem dringenderen Bedürfniß gerecht werden und die— 
es dringendere Bedürfniß ift für mid die Einigung Deiterreihs 
und Preußens, und in Folge davon die Einigung der deutſchen 
Nation unter der Gentralgewalt von Defterreih und Preußen mit 
paritätifhen Berehtigungen, berathen und controlirt von einem 
deutihen Parlament, welches inftinctiv den nationalen Stand: 
punft einnehmen und feftbalten, und mit der Gewalt diefer Ge: 
jinnung die Einigung in der Führung erhalten oder dazu nöthi- 
gen wird. 


Präfident. Es wird wohl an der Zeit fein, eine Unterbredung eintreten zu 
lafien, es ift jegt 4 Uhr, ich glaube es wird im, Intereſſe der Abkürzung der Ber: 
handlung liegen, wenn wir die Baufe nicht zu Eurz machen. Ich hoffe, daß die Pauſe 
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auch Beranlaffung geben wird, die nicht weit von einander abweichenden Anträge, 
die aber in der Form noch weit von einander entfernt find, zu vereinigen. Ich 
Ihlade Ihnen vor, dab wir die Pauje bis 6 Uhr mahen und dann die Sitzung 
ortjegen. 


Wiedereröffnung der Sigung 
Abends 6 Uhr. 


Präfident Fried. Meine Herren! In der Zwilchenzeit ift ein neuer Antras 
eingegangen, den Herr Meb fo gut fein wird zu verlejen. & 


(Herr Advocat Met aus Darmftadt verlieft folgenden Antrag:) 


Wir beantragen: 
die Verfammlung deuticher Volksvertreter wolle erklären: 

1) Die bundesjtaatlihe Einheit Deutſchlands, wie fie, unbejchadet der 
Selbititändigkfeit der einzelnen deutjchen Staaten in innern Landesan: 
gelegenheiten in der deutichen Neichsverfaflung vom 28. März 1849 
ihren rechtlichen Ausdrud gefunden hat, ilt eine politische Nothwen— 
digkeit für die Selbiterhaltung und das Anſehen Deutichlands nad 
Außen, ſowie für die Begründung und Feithaltung der Freiheit und 
eines gefiherten Rechtszuftandes nach Innen. Sie kann nur berbei- 
geführt werden durch Einberufung eines Parlaments. Die Herftellung 
eines ſolchen für ganz Deutichland ift ein Necht des deutichen Bol 
kes. Deſſen Errichtung mit allen gejetlihen Mitteln zu betreiben, iſt 
die Pflicht eines jeden Deutichen, ſowie aller deutſchen Regierungen 
und Landtage. 

2) Das deutihe Parlament muß aus freien Volkswahlen bervorgeben. 
Die projektirte Delegirtenverfammlung aus den Kammern der einzel: 
nen deutichen Länder ift nicht einmal als eine Abſchlagszahlung an- 
zujehen, fondern von den Kammern zurüdzuweilen. 

3) Das vorgefchlagene Bundesgericht erſcheint nah Einrichtung und Zu: 
ftändigfeit al3 eine der Freiheit höchſt gefährlihe und durchaus ver: 
werflihe Inſtitution. 

4) Die nationale Einigung bat das gefammte Deutihland zu umfaffen, 
e3 darf nicht nur Fein deutſcher Bruderftamm ausgefchloffen werden, 
fondern e3 ift ebenjojehr das Recht wie die Pfliht aller einzelnen 
Staaten, dem Gelammtverband fih anzuſchließen. Dies gilt -nament: 
lich auch in Beziehung auf das Verhältniß zu Deutſch-Oeſterreich. 
Sollten aber der Herftellung einer Deutſch-Oeſterreich umfafjenden 
bundesftaatliden Einigung für den Anfang unüberfteiglihe Hinder— 
niffe im Wege ftehen, fo darf dies für die übrigen Staaten fein Ab- 
baltungsgrund fein, mit der Ausführung des nationalen Werkes an 
ihrem Theile zu beginnen. 
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Dagegen ift der Eintritt der bisher nicht im deutſchen Bund be- 
findlich geweſenen Länder Defterreihs unvereinbar mit dem nationa: 
len Bedürfniß des deutſchen Voltes. 

5) Die Frage über die deutſche Exekutivgewalt ift unter Mitwirkung und 
Zuftimmung des deutichen Parlaments zu regeln. 
v. Bennigien. Fries. Hölder. v. Hoverbed. 
Met, Schulze: Deligich. 


Adolf Seeger, Mitglied der Abg.- Kammer aus Stuttgart. Meine Herren! 
Ih bin Mitantragfteller des uriprünglichen Antrages; id) habe zu erklären, daß 
ih für meine Berfon vollftändig diefem Amendement mid anjchließe und die 
Ueberzeugung babe, daß die große Mehrzahl der übrigen Antragiteller mit mir 
gleicher Anfiht fein wird, Ich will nur noch das eine Wort hinzufügen, meine 
Herren! Die Einigkeit ift für uns das wichtigſte Mittel für Erreihung unjerer 
zwecke; bethätigen wir dieje Einigkeit, nehmen wir den Antrag an, der, glaube 
ıh, für alle verichiedenen Auffaflungen der Frage, die vorgefommen find, fo 
ziemlich das Wefentlihe enthält, der Far, deutlih und beftimmt ausdrüdt, mas 
vie Anfiht und die Ueberzeugung der Verſammlung ift, geben wir dem ganzen 
veutichen Volke durch einen möglichſt einftimmigen Beihluß das Beilpiel der 
Einigkeit. (Zuftimmung.) 

(E8 folgte die Zurücknahme der Anträge der Herren Wigard aus Dresden, Schaffrath aus 
Dresden, Hölder und Genofjen aus Württemberg zu Gunften des neu eingebrachten Antrages.) 


Präfident. ES liegen außer den Anträgen der Herren Welder aus Heidel— 
berg und Wigand aus Leipzig noch unerledigt vor die Anträge der Commilfion 
und ber jegt neu eingebradte. 


Advocat Mey aus Darmftadt. Meine Herren! Wir befinden uns heute in 
inem böchft wichtigen Moment, denn es ift Har, daß unſere Enticheidung einer 
yeabfichtigten Beftrebung entgegentritt, die die Sache der Freiheit und des Red): 
es des deutfhen Volkes auch auf ihre Fahne fchreibt, in der That aber, nad) 
neiner innigften UWeberzeugung, ganz andere Ziele verfolgt. Auf der andern 
Seite wird es und vielleicht gelingen, durch die heutigen Beſchlüſſe eine Reihe 
von Männern, eine Reihe von Kräften, neue Kräfte zu gewinnen, die biöher, 
ch will nit jagen feindlich, aber mwenigftens verdrießlih, unthätig zur Seite 
tanden. Es ift unmöglid nah Lage der Sache und bei dem jekigen Stand der 
yeutichen Frage e3 Jedermann in jedem Punkte recht zu machen. Es erſcheint 
nir aber Elar und mein Freund Adolf Seeger hat es bereit ausgeiproden : 
sie Einheit kann nur erzielt werden durch vorherige Einigkeit und jeder 
Einzelne von uns ift verpflichtet, in diefem oder jenem nocd jo wichtigen Punkte 
iachzugeben, wenn nicht das höchſte Princip der Freiheit und des Volksrechts 
vernichtet wird, wenn es fich wirklich blos handelt um die Wege, die betreten 
verden jollen, wenn e3 fi im Verhältniß zu dem großen Ganzen, zu dem, was 
uf dem Spiele ſteht, um Nebendinge handelt! 

Meine Herren! Schon die Namen der Antragfteller, fie zeigen Ihnen, daß 
yerichiedene Richtungen bier zufammengehen; es ift damit Ihnen ſchon Kar ge- 
naht, daß nicht einfeitig diefe oder jene Meinung durchſchlagen fonnte. Es iſt 
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ben hiermit auch verbürgt, daß in der That das garantirt ift, was Noth thut 
ür das deutihe Volk, von feinem Rechte nichts zu vergeben und eine praftifche 
Anftrebung dieſes Nechtes zu ermöglichen. Ihre Commiffion hat Ihnen heute den 
Antrag vorgelegt, der in Ihrer aller Hände ift, Sie Alle haben wohl gefühlt, 
daß dieſem Antrage, von einer Seite geſchah es ausdrücklich, vielleiht der Bor: 
wurf einer gewillen Aengftlichfeit, einer gewiſſen Vorfiht gemacht werden kann. 
Aber, meine Herren! wenn Sie bedenken, daß bier in dieſem Saale zwar nur 
Männer des Fortichritts, nur Männer, melde der Sade des Volks getreu an: 
hängen, verfammelt find, daß aber eine Maſſe von Schattirungen unter uns fi 
befinden, danı werden fie es gerechtfertigt finden, wenn diejenigen, welche vor 
Sie hintreten, um einen gemeinjamen Antrag einzubringen, mit der größten 
Borfiht zu Werke geben. 

Es ſchien den verjchiedenen Antragftellern nun nah der Stimmung, wie ſie 
ih fund gegeben hat, daß es möglich fei, etwas jchärfer die Frage zu präcifiren. 
Nach dem Antrage, wie er vorliegt, fol vor allen Dingen das Grundprincip feit: 
gehalten werden, was noth thut, um das deutfche Volk zu einigen? Und wer in 
diejer Beziehung verichiedener Anficht ift, der kann allerdings nicht mit uns gehen. 
Es Tragt ih, ift es richtig, daß für Deutichland ftatt des bisherigen ohnmäch— 
tigen Staatenbundes mit dem der Freiheit nur ſtets gefährlichen Bundestag, dak 
ftatt deſſen gejchaffen werde ein Bundesftaat mit Parlament und Gentral-Gewalt? 

Meine Herren! Ich glaube, wir Alle find darin einig, Deutichland foll 
fortan nicht mehr fein, nah dem Willen feines Volkes, eine Verbindung von 
völlig jouveränen Staaten, Deutichland fol auch nicht fein ein Einbeitsftaat, es 
fol aber ftatt diefes Staatenbundes, wo fein Einzelner feinen fouveränen Willen 
zu beugen braudt, ein kräftiger Bundesftaat geſchaffen werden, der alle die Opfer 
von den einzelnen Fürſten und einzelnen Staaten vorausfegt, welde nothwendig 
find für die Größe, ige se und Achtung des deutichen Baterlandes. Es muß 
alfo unbedingt in diefer Beziehung die Aenderung getroffen werden, welche nöthig 
ift, um nach Außen uns die nöthige Kraft, das nötbige Anfehen zu gewinnen; 
es muß alſo, kurz ausgedrüdt, ftatt des Staatenbundes mit einer nur con: 
fultativen Delegirtenverfammlung, melde nad Belieben der hoben Bundesver: 
fammlung zufammentritt, oder nicht zufammentritt, ein Bundesftaat geichaf- 
fen werden mit einem wabrbaften deutihen Parlament und mit einer kräftigen 
Erecutive, 

Mie gefagt, wer von Ahnen darüber einig ift und wer außerdem der An: 
licht ift, daß die von der Nationalverfammlung im Jahre 1849 nad jchweren 
Anftrengungen und Kämpfen geſchaffene Neichsverfafjung in der That den Willen 
des deutihen Volkes ausdrüdt, daß fie in der That das will, was wir Alle er: 
ftreben jeit Jahrzehnten, daß fie wirklich mill einen YBundesftaat mit Eräftiger 
Erecutive und wahrer Volksvertretung, der kann fich anichließen. Denn es ill 
ausdrüdlih gefagt, wir wollen einen Bundesftaat mit den Befugniffen, wie fie 
in ber Heichsverfaffung vom 28. März 1849 ihren rechtliben Ausdrud gefunden 
haben. Es find ganz gewiß viele unter Ihnen, ich fage Ihnen offen, ich jelbit 
gehöre zu denjenigen, welche da glauben, aus dem jeßigen Wirrwarr, aus dem 
jegigen Labyrinth ift nicht berauszufommen, al3 indem man entweder das Ge» 
ſchöpf der früheren National: Berfammlung zum Banner aufftellt, indem man 
die Reichsverfaſſung förmlich proclamirt, oder indem man den Schöpfer ber 
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Reichsverfaffung von Neuem beruft, ein neues conftituirendes deutſches 
Barlament einberuft. 

Aber auf der andern Seite müflen Sie au zugeben und die Vertreter die- 
jer Anficht müflen zugeben, daß dem heutigen Abgeordnetentag nicht derartige 
BVeihlüffe zur Annahme vorgelegt werden können mit der Hoffnung auf einftim- 
mige Annahme oder au nur auf Annahme dur überwiegende Majorität. Meine 
Herren! es gilt aber unzweifelhaft gegenüber der jegigen Sadlage, daß die mo— 
raliſchen Vertreter des deutichen Volkes, die zwar nicht ein formell giltiges Man: 
dat haben, die aber ein Mandat haben durd ihre frühere und jegige Stellung, 
ein Wort mit zu ſprechen unter den jegigen gefährlichen Umftänden; es gilt, fage 
ih, daß unter diefen Umftänden mit großer Mehrheit, vielleiht mit Stimmen: 
einbeit, ein Beichluß gefaßt werde, der unjere Feinde niederbonnert, unjere Freunde 
neu ermutbiget, und unfere bisher noch ſchwankenden, theil® zaghaft, theils ver: 
drießlich zur Seite ftehenden Freunde beranziehe. (Bravo.) 

Meine Herren! es ift namentlih ausgedrüdt, dab das deutihe Volk ein 
Recht habe auf Einführung des Zuftandes, wie er ſchon einmal in einer fertigen, 
wenn auch nicht zur Ausführung gekommenen Neichöverfafjung feinen rechtlichen 
Ausdrud gefunden bat. Es ift in diefer Beziehung den verehrten Worten und 
Wünſchen des Herrn Geh. Raths Welder, diejes alten und bewährten Kämpfers, 
Rechnung getragen; wir erklären ausdrücklich als ein Recht des deut- 
hen Bolfes, den deutſchen Bundesftaat mit wahrhaftem Parla- 
ment und fräftiger Gentralgewalt zu verlangen! 

Meine Herren! Wir erklären endlich auch, daß jeder Deutſche und auch jede 
yeutfche Regierung und die Einzel: Kammern verpflichtet find, in diefem Wege 
yoranzugeben, klar zu machen, was das deutiche Volk denn eigentlich will, und 
ch bin außer Zmeifel, wenn Sie diefe Sätze, wie fie aufgeftellt find, hinausſchleu— 
vern in das große deutihe Publikum, wenn Sie Peranlafjung geben, daß dieſe 
Fragen discutirt werden, daß eine Reihe von Nebeln verihmwinden, eine Reihe von 
Inftänden, Zweifeln und Mißverftändniffen bejeitigt werden, jo wird zum Schluß 
as ganze deutiche Volk, die öffentlihe Meinung Deutichlands, hinter unſerm Be: 
chluſſe ſtehen. 

Meine Herren! Der zweite Satz erklärt ausdrücklich, das deutſche Parlament 
nuß aus freien Volkswahlen hervorgehen. Er ſchließt alſo aus, was dieſe De: 
egirtenverfammlungen uns drohen, daß nicht die einzelnen Kammern, nicht die zu— 
ällige Mehrheit einer einzelnen Kammer beftimmte Anschauungen bierher ſchicke, 
ondern daf mitten aus dem Volke die Männer berufen werden, welche die deutiche 
Meinung conftativen follen. Und wir mollen nit blos eine begutadtende 
3ehörde für gefeggeberifche Angelegenheiten, nein, wir wollen das, was für 
jedermann verftändlidh das Wort ausprüdt: ein deutihes Parlament, eine 
Bertretung, die würdig ift eines Volkes von 40 Millionen, eine Vertretung, die 
richt blos eine berathende Stimme hat, welche nicht gehört wird, ſondern auch 
nit * — hat, die bei der Richtung der deutſchen Politik mit den Ausſchlag 
u geben hat. 

Wir erklären endlich drittens das vorgeſchlagene Bundesgericht, das Bundes: 
ericht, wie e8 die Würzburger Regierungen uns anbieten, für durchaus gefährlich. 
8 ift fonnentlar, meine Herren, daß damit dem deutfchen Volke nicht geholfen 
yird, im Gegentheil die noch vorhandenen guten deutichen Verfaſſungen höchſt ge- 
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fährdet ericheinen, wenn der hohe deutſche Bundestag oder die Regierungen einzig 
und allein die Auswahl der Männer zu treffen hätten, welche demnächſt als Nid- 
ter entſcheiden follen. — Es gehört fih, daß das deutſche Volk bei der Wahl des 
Bundesgericht3, wenn ed dazu fommt, auch mit zu mirfen bat; vor allem muf 
aber einem ſolchen Bundesgericht nicht entgegenitehben eine Reihe von jouveränen 
Staaten, die je nach Belieben die Sprüche dejjelben anerkennen oder verhöhnen 
werden. Es muß ein Bundesgericht fein, hinter dem eine deutihe Macht ftebt, 
binter dem eine Fräftige Hand ftebt, die, gejtügt auf die Stimme des ganzen deut. 
ihen Volkes, demnächſt auch ihren Ausſprüchen Geltung zu jchaffen vermag gegen 
Groß und Klein. (Bravo). 


Meine Herren! Ich komme jet an Punkt vier. Bei der Wichtigkeit der 
Sache werde ich Ihnen denjelben nochmals vorleien, weil es nicht leicht möglich 
ift, auf die erfte Leſung ihn volftändig zu erfaſſen. Geſchieht). Meine Herren! 
mit diefem Satze wird auf einmal ein Ende gemacht für den Mann, der ebrlid 
jeben und ehrlich prüfen will, den Verbächtigungen wegen des großen oder Heinen 
Deutſchlands. Es wird aber auch ein Ende gemacht den Beitrebungen, die unter 
dem Vorwande, ein herrliches großes Deutichland zu Schaffen mit angeblich 70 
Millionen Deutiben, die zur Hälfte aber feine Deutfhen find, ewig 
entgegentreten einem wirklich einigem Deutihland; es wird hiermit ein 
Ende gemadht den Befirebungen, die bisher jo glücklich waren, Alles zu befeitigen, 
was in der That eine wahre Einigung des gefammten Deutichlands bezmedkte. 
Meine Herren! wir Alle Fünnen nun nichts zu der geſchichtlichen Entwicklung, zu 
der, leider Gottes für Deutichland und das deutiche Volk nur zu furchtbaren Nad: 
theile mit fich führenden Entwidlung der einzelnen deutihen Staaten; es ift aber 
eine Wahrheit, welcher fih Niemand verſchließen kann, daß zwei Theile in Deutſch 
land die größten Hinderniffe find der Einigung des deutſchen Volks. Der eine ifi 
Defterreih , der andere ift, ganz offen gelagt, Preußen. Meine Herren! Diele 
beiden Theile, fie find fehr groß, jo groß, daß es dem übrigen, in Eleinere Theil. 
hen zeriplitterten Deutichland nicht möglich ift, hier zwingend einzuwirken. (Stim: 
men: Sehr wahr!) 

Meine Herren! wenn Sie nun rubig die Sache anfeben, jo werden Eie fin: 
den, dab die Regierungen in Defterreich wie in Preußen bis jegt noch Feine 
befondere deutihe Stimmung zeigten, daß fie im Gegentheil ziemlich mit gleichen 
Kräften dem miderftreben, wad man deutſches Reformwerk beißt. (Stimmen: 
Sehr ridtig!) 

Aber, meine Herren! wenn Sie meiter vergleichen, wie ſieht e8 denn 
in den Bevölferungen beider Staaten aus, mie ſieht e8 aus bei den Deutfchen, 
die zufällig durch eine für Deutichland unglüdlihe Geſchichte vereint find unter 
dem Namen Preußen? und wie fieht es aus bei denjenigen, die durch eine nod 
unglüdlichere Geihichte für Gefammtdeutichland vereinigt find unter dem Namen 
Deiterrei ? Da werden Sie finden, daß die deutiche ‚ee in den legten Jahren 
unter dem preußiihen Volke, ich will jagen unter unjern deutſchen Brüdern in 
Preußen, unendliche Fortihritte gemacht bat, und Sie haben Fürzlich gefeben, wie 
dort ein Minifter unter allgemeinem Mibfallen der Volksvertretung wie des gan: 
en Volkes vergeblich einen Vorwurf daraus machen wollte, daß man die preußi- 
fen Intereſſen den deutihen Intereſſen bintanjege. (Bravo). 
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Sie haben heute erft in diefem Saale gehört, daß ein Mann, deffen Name 
uten Klang bat, rückſichtslos gejagt hat, daß er ftet3 und überall die preußifchen 
Sntereffen den deutſchen nachſetzen werde, daß er in der That aber nicht zweifele, 
dab die wahrhaft preußiichen Intereſſen auch deutsche Intereſſen ſeien. (Bravo). 

Meine Herren! Sehen Sie dagegen hin nad den Brüdern, die vereint find 
dur eine zufällige unglüdlihe Geihichte unter dem Gejammtnamen Defterreich, 
wie jieht e8 dort aus? Sie müflen mir wenigftens das zugeftehen, daß, foweit 
äußerlich bis jegt erfennbar, die deutiche Idee dort noch nicht eine ſolche Kraft, 
noch nicht jo Fuß gefaßt hat, noch nicht jo den Boden, das Herz und das Blut 
durhdrungen bat, wie in Preußen. Es fcheint zwar, und in dieſer Beziehung 
babe ich mich herzlich gefreut über die Mittheilungen, die heute Morgen gemacht 
wurden, es jcheint zwar, daß die umwiderftehliche deutiche dee auch dort durd: 
Ihlägt und dab troß aller Nebel und Verdächtigungen und Verdrehungen das gute 
Net, die gute Abficht des deutichen Volks, der Kampf für deutihe Freiheit auch 
dort feine Anhänger findet, tagtäglich fegensreicher wirft. Aber, meine Herren, 
bis jegt it dort der Widerftand ftärfer und doppelt gefährlih, meil die Sache 
nicht blos von der Entichließung unferer deutſchen Brüder in Defterreih abhängt, 
fondern meil in überwiegender Anzahl fremde, nichtdeutiche Elemente berechtigt 
oder wenigitens durch die jegige ftaatlihe Verbindung in der Lage find, der Ber: 
breitung, dem Sichgeltendmachen der deutihen Idee entgegen zu treten. 

Nun jagen wir, und ich alaube, das ift fo klar geiprodhen, wie nur möglich, 
wir verlangen als echte Deutiche, daß jeder Stamm, jeder Staat, einerlei, groß 
oder klein, mächtig oder ſchwach, daß er fi unbedingt unterwerfen muß dem 
Bundesftaat und feinen Organen, dem deutichen Parlament und der deutſchen 
Gentralgemwalt! 

Mir wollen nun jeben, wie das wirft, wir wollen hoffen, daß die deutſche 
Idee in Oſterreich durchdringe und wir wollen hoffen, daß die Hindernifje befei- 
tigt werden, die bis jegt im Wege ftehben. Denn, meine Herren, ich bin außer 
Zweifel, e8 wird Niemand in diefem Eaale auftreten, der jagen fann: ein deut: 
iher Bundesftaat kann errichtet werden mit den Deutſchen in Defterreih, fo ferne 
und jo lange dieje jogenannte Februarverfaffung in Defterreid 
'ejtgebalten wird. Sie alle wiffen, daß diele — unſern deut— 
chen Brüdern in Oeſterreich nicht einzig und allein das Recht giebt zu beſtim— 
nen ihren ſtaatlichen Fortgang, nicht ihnen allein das Recht giebt zu entſchei— 
»en über ſtaatliche Haltung, ſondern daß fie gebunden find an die Stimme von 
ichtdeutichen Elementen und Volksſtämmen. 

Es ſcheint nah den Mittheilungen, die gemacht wurden, daß dort ſchnell die 
Saat reift. Wohlan, mögen die deutichen Brüder in Defterreich jchnell ihre Schul: 
yigfeit thun, mögen fie die dee, die fie im Vertrauen mittheilten bei der Beſpre— 
bung in Wien, öffentlih ausfprehen und binaustragen, und mag als Flamme 
Hlöglich der deutihe Geift, die Anhänglichkeit an das gemeinfame Mutterland, an 
a8 liebe Deutichland durchbrechen. Wir find bereit, fie zu empfangen. Wir be: 
yaupten ſogar, fie find verpflichtet hierher zu kommen, aber mir find nicht im 
Stande, unter den gegenwärtigen Umftänden fie zu zwingen. Es wäre das wahr: 
ih aud etwas, was ſchlimmer wäre als das ohnedies übrigens falſche vorgeb: 
ide Unternehmen, fie auszufchließen. Alſo meine Herren! wir wollen das 
iefammte Deutjhland. Ich erkläre Ihnen dies offen, Namens der Antrag: 
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fteller,, deren Namen Ihnen Bürgihaft fein möge, dab fie nicht heucheln und fie 
verſtellen. Wir wollen das gefammte Deutfhland, aber nur mit gleiden 
Rechten und Pflichten, und vor allen Dingen das bundesjtaatlidh geeinigt 
Deutſchland mit kräftiger Gentralgewalt und kräftigem Parlament, dem Seder: 
mann fi) unterwerfen muß. Mögen jämmtliche deutihe Volksſtämme berbeiftri: 
men und erflären: Wir wollen zu Deutichland gehören, und die Sache wird itd 
ſchnell enticheiden. Wir unfrerjeit3 werden fie mit Vergnügen aufnehmen. Yal: 
fie aber nicht können oder nicht wollen, falls fie jagen: Wir find nicht fertig, mi 
find noch nicht fo mweit, wir wollen nicht oder können nicht, dann dürfen wir er 
warten von ihnen, daß fie fo viel brüderlihen Sinn haben, daß fie jagen: Madı 
ihr eure Sache fertig, für den Augenblid, wir werden demnächſt fommen; 
das Weitere wird fih finden. Das, meine Herren! iſt der Sinn des fü 
ren Saped. Mir verlangen nach allen Seiten unbedingte Unterwerfung unter 
diefe Central: Gewalt, unter diefes Parlament, unter diefen Bundesitaat. Wir 
erfennen mit deutlihen Worten an, daß jeder Zweig des deutichen Volks das 
Recht hat ihm anzugehören, daß mit anderen Worten weiter nichts geſchehen jol, 
als eine Ummandelung des bisherigen Staatenbundes in einen ju 
gendliden Bundesitaat. Ä 

Gerade darin, meine Herrn! Tiegt aber auch der fünfte Saß, der Saß, der 
namentlih dazu beitragen muß, allen dieſen ultranıontanen, reactionären um 
particulariftiihen Vorfpiegelungen ein Ende zu maden, die da immer jagen: br 
wollt ja Deutichland zerreißen! 

Nein, meine Herren! Was bisher dem deutihen Staatenbund ar 
gebört bat, fol fernerbin vereint bleiben als deutiher Bundeßsftaat 
Wir wollen aber nicht die gegen die Geihichte, gegen die Natur der Dinge ver 
ftoßende Hinzufügung neuer Stämme, die nicht deutich find, die nid! 
deutih fein wollen. Wir wollen nicht unfer beſtes Blut verfprigen für nic! 
deutiche Intereſſen. Deshalb, meine Herren, jprechen wir ſehr Far, und nur 
mögen die unehrlichen Gegner erklären, wie fie das heißen können eine er: 
teißung von Deutichland, wenn Jemand wirklih dad gefammte Deutid- 
land, aber au nur das wirkliche Deutſchland, alle bisher zum deutihen Bum 
gehörigen Länder will, wie fie von einer Zerreißung ſprechen wollen, während « 
umgekehrt eine unerhörte Neuerung ift, wenn fie unter dem Titel von „Grof 
dentichland” das fogenannte Siebzig -Miliionenreih wollen, ein Reih, was in ſic 
ſchon das deutſche Wefen völlig vernichten würde, was aber in der That nie und 
nimmer nach der Natur der Dinge, nah dem Gang der Geſchichte, nad) den Eigen: 
ſchaften und Stimmungen der betreffenden außerdeutichen Stämme geſchaffen wer: 
den fann, was alſo weiter nichts ift als ein Blendwerk der Hölle, erfonnen , die 
wahrhaft freifinnige, die wahrhaft volksthümliche, die wahrhaft deutihe Parte 
in Deutſchland zu zerfplittern, die deutichen Stämme irre zu leiten und ung dahin 
zu bringen, daß wir, obgleih in dem Endziele einig über das zu erfirebende 
Mohl, über die zu erftrebende Einigung, über die Befreiung des deutſchen Volt, 
nicht8 defto mweniger uns anfehden, während wir uns zufammenjchaaren follten 
gegenüber diefem gemeinfamen binterliftigen Feind! (Beitall) 

Meine Herren, ich bin wirklich begierig, wie man gegen diefen Saß irgend 
etwas Principieles einwenden kann. E83 ijt möglih, daß der eine oder der an: 
dere jagt: Ah nun, den Satz über Deutich:Defterreih, „wenn es nicht fofort 
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berbei fommen fann, würden wir allein anfangen”, hätte man weglaſſen können! 
Ganz gewiß, man könnte ihn auch meglaflen, wenn dadurd die Sade nicht min: 
der Har würde und wenn dadurch nicht eine Reihe von ehrlichen Anhängern der 
Sache der deutſchen Freiheit und Einheit wieder abgeſchreckt würden. Aber ich alaube, 
bier, wo es fih um fo Großes handelt, wo e8 gilt, einer Berfammlung der Män— 
ner, deren Namen in ganz Deutichland Klang haben, der Männer, deren friedliche 
Einigung überall auf das Glänzendfte wirken wird, wo es gilt, wirkliche grund: 
ſätzliche Differenzen zulammenzuichmelzen, da kann eine ſolche Frage der Zwed- 
mäßigfeit unmöglich abhalten, für etwas zu ftinnmen, was principiell abjolut 
rihtig ift. Ich bin gewärtig ob Jemand fagen kann, gegen diefen Sa läßt ſich 
principiell und grundjäßlid) das Leiſeſte einwenden. Iſt das nicht der Fall, dann 
darf ich erwarten, daß jeder Einzelne das thut was ſämmtliche Antragiteller, das 
fann ich verfichern, jeder bei der betreffenden Stelle, jeinerjeit3 getban hat. Wir 
Alle haben im Intereſſe der guten Sache, im Intereſſe der Einigung hie und da 
Amendements, Bedenken, Zuſätze, Striche fallen gelaffen, weil wir einig wer— 
ven wollen, und Sie fehen, die großen Principien, die Grundzüge, die Grund: 
agen, auf denen das deutiche Volk frei und einig werden Fann, find in der That 
n diefen Borichlägen gegeben. Meine Herren, es war mir nicht möglich, mich 
ſehörig vorzubereiten. 

Sie werden demnädit den Antrag gedrudt vor fih haben, laſſen Sie fi 
surch Fleine Bedenken nicht abhalten. Wenn es möglich ift, eine Einigung zu er- 
ielen, fo ift es auf diefer Grundlage möglich, die jegt Ihon von einer Reihe von 
Mitgliedern der Berfammlung forgfältig geprüft worden ift und zwar von Män- 
ıern, Die den verichiedeniten Anihauungen angehören und die zum Schluffe fich 
yoch alle einigten. Ich will nun hoffen, daß, wie feiner Zeit bei einer andern 
Belegenbeit, nach den mir unvergehlihen Worten eines der Beiten unjerer Verſamm— 
ung die Schußgeifter des deutichen Vaterlandes an den Pforten des Saals in 
Frankfurt Wade bielten und Niemand beraus ließen, bis ein einftimmiges Ber: 
nt der Geichworenen des deutichen Volks, der Vertreter defjelben, gefällt war, 
md mie es damals glücdte, trog vorheriger heftiger Debatte und GStreites, eine 
iemliche Einftinmigfeit zu erzielen, jo auch heute wir einig werden und wir diejen 
Saal verlaffen mit dem ruhigen Bewußtfein, wir haben Deutihlands Einig- 
eit und damit Deutſchlands Einheit gerettet. (Großer Beifall.) 


Behrend. Ich babe foeben aus Berlin vom Präfidenten des dortigen Ab- 
eordnetenhauſes, Herrn Grabow, eine telegrapbiiche Depeiche erhalten, die für die 
weußifhen Abgeordneten und auch wohl für die übrigen Deutihen von Intereſſe 
ein wird. 

Erlauben Sie mir, daß ich diefelbe vorlefe: „Eingezogenen Erfundigungen 
ufolge Regierung nicht vertagen, ih im Einvernehmen mit den Abgeordneten 
veder vertagen noch Tagesordnung abändern.” Die Folge diejer eben empfan: 
‚nen Depeihe wird die jein, daß die preußiichen Abgeordneten ihre Pflicht heute 
Rabht nah Berlin ruft, denn mir haben in der morgenden Gigung das Recht 
ınd die Freiheit zu wahren, nicht blos unferes Preußenlandes, jondern mit ihm 
on ganz Deutichland. 

Ich glaube alfo, wir werden diefe Naht abreifen müſſen, aber wir verlafjen 
vohlgemuth und mit befter Zuverficht diefen theuren Kreis von Abgeordneten, 
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denn wir willen, daß dad, was noch zu verhandeln übrig bleibt, in Hände 
ruht, die ihr Recht, und damit unfer Recht zu wahren willen werden, fo leid ö 
uns thut an den Verhandlungen nicht Theil nehmen zu können. Darf ih nad 
einen Wunsch hinzufügen, fo ift e& der, dab wir heute, wenn es auch fpät win, 
die Frage, die uns in diefem Augenblid beichäftigt, durch Abftimmung zu a 
licher Erledigung bringen. (Beifall.) 


Probſt aus Stuttgart. Es ift mir eine ſchmerzliche Aufgabe, meine Hera 
in diefem Augenblid, der auch für mich gewiß etwas jehr erhebendes bat, wi 
für alle Uebrigen; in dem Augenblid, wo man fi bewußt ift, daß eine Einki 
in wejentliden Punkten zu Stande fommt, doch in einem, wenigftens für mid 
höchſt wichtigen Punkte eine verſchiedene Anfiht geltend maden zu müffen. 

Ich bin es mir jchuldig, denn es iſt Sache des Gewiſſens. Ich werde e8 mit fr 
zen Worten thun. Ich werde den Einklang nicht jtören, der fich Fund gegeben, im & 
gentbeil, ich jpreche meine eigene Befriedigung darüber aus. Ya, meine Herren! tret 
dem, daß ich in einigen Beziehungen die Anichauung der Mehrheit nicht theile, fo erklär 
ich bier offen, daß die materiellen Punkte, welche in dem neuformulirten Antrage en! 
halten find, fomeit ich ihn beurtbeilen kann, auch beinahe durchweg meiner Anihau 
ung entſprechen. Meine Freunde aus Württemberg, die einen fpeciellen Antra 
formuliert batten, werden mir bezeugen, daß ich in meientlihen Anfhauungen mi 
ihnen einig bin. Aber es ift Ein Punkt, den ich berühren, an dem ich dartbu 
muß, warum ich nicht diefem Antrage beitreten fan. — Meine Herren, es hi 
fih unter und Württemberger Abgeordneten längit das Bedürfniß geltend a 
macht, mit den Abgeordneten anderer deutihen Staaten zufammenzufommen, u 

emeinfame Fragen, die in den verjchiedenen Landesverfammlungen zur Spraä 
ommen, womöglid im aleihen Sinne zu beurtbeilen und zu gleihartigen & 
chlüffen zu bringen. Früher ſchon wurden ſolche Berfammlungen zwifchen bava 
chen und württembergiſchen Abgeordneten abgehalten und es war uns die Gel 
genheit erwünjcht, als wir die Einladung zur Pfingfiverfammlung erhielten, m 
weiteren Abgeordneten deuticher Staaten zufammenzutreten. Als wir bier dx 
eritemal mit diefen Männern zufammentraten, mußte ich mir jagen, daß dieſelbe 
nit in Allem gleiher Anficht mit mir find. Gleichwohl babe ich es für men 
Pflicht gehalten, dort aufzutreten und meine Meinung offen darzulegen. Auf de 
Antrag von Schott und mir geichah es hauptiählih, daß die Abgeordneten au 
unferem deutichen Bundeslande Defterreich ebenfall® geladen worden find. Mei 
Herren, es ift mir ein jchmerzliches Ereigniß, daß jene Abgeordneten, in der 
Intereſſe, gleihwie unſerem eigenen, die Einladung erfolgt und befürwortet wa 
den ift, der Einladung nicht entiprochen haben. Ich kann den Grund nicht fi 
durhichlagend halten, der von dort angeführt worden ift, ich babe mich au 
offen darüber ausgeſprochen, jo weit e3 mir brieflih möglich war. Eines mi 
möchte ich anführen. Die Verhältniffe haben fih in der legten Seit, insbeic 
dere durch die Beratbung des Handelsvertrags in der preußiichen Kammer, ein 
germaßen anders geftaltet; es war zu befürdten, daß die Stimmung nit mei 
diejenige fei, welche vor einiger Zeit noch zu erwarten war. Die Verlegung de 
Abgeordnietentags nah Weimar, während die Gegenfeite befirebt mar, ibn ne 
Frankfurt zu berufen, legte es nahe, daß die außerordentlich überwiegende X: 
zahl jedenfalls nicht auf Seiten der öſterreichiſchen Abgeordneten fein werde. Li 
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ter ſolchen Umftänden alfo jollten fie ſich bier einfinden und vorausfichtlih eine 
fleine Minorität bilden; das jcheint mir dad Bewußtſein der Defterreicher Ab: 
geordneten hervorgerufen zu haben, daß ihre Theilnahme ihrer Stellung als Ab- 
geordnete eines großen Staates nicht mehr entiprehen würde Wenn Sie fi 
jelbft ernftlih darüber fragen, warum die öfterreichiichen Abgeordneten nicht ge— 
fommen find, jo werden Sie hierin die richtige Antwort nr die Frage finden. 
Meine Herren! Mag dem fei, wie da will; ich ging davon aus, daß der heutige 
Tag eine Bereinigung der liberalen Parteien aller Länder Deutſchlands jein jolle; 
nit blos der übrigen, jondern auch der Deutich:Defterreiher, eine Bereinigung 
der deutichen Liberalen. Das Bemußtiein der freilinnigen Beitrebungen follte fie 
und uns bierber führen, und 2 fonnte um fo weniger Anftand nehmen, dieſem 
Rufe zu folgen, wenn auch die Dejterreicher nicht gekommen find, ald gerade das, 
was das preußiſche Abgeoronetenhaus in neuefter Zeit in der Frage der Mili- 
tärorganijation gethan, ein entichiedener Vorzug, ein Verdienſt ift um die con: 
ftitutionele Sache. Ich konnte dem nicht aus dem Wege gehen, ih mußte mir 
zur Ehre rechnen, mit Männern, die das für ganz Deutichland gethan, bier per: 
jönlih zufammen zu fommen. (Beifall.) 

Meine Herren! Indem ih davon ausging, daß das der Zwed der Ber: 
jammlung jein follte, alle freifinnigen Elemente in ganz Deutichland zu ſammeln, 
hätte ich es vorgezogen, diejenigen Punkte nicht zu berühren, die eine Entfrem- 
dung unter uns herbeiführen fünnten. Es ift dies die Frage, die man mit den 
ftebenden Namen Groß: und Klein: Deutichland bezeichnet. Ich glaube mir das 
Zeugniß geben zu fünnen, daß, wenn man meine Bejtrebungen mit dem Namen 
groß-deutſch belegt, das nicht gerade das Großdeutſchthum ift, welches ſich in 
den nädften Tagen in Frankfurt aufthun wird. (Sehr wahr.) Es giebt ein 
Großdeutſchthum ganz eigner Art. 

ch babe die Beitrebungen von Manchen kennen gelernt, die ſich Großdeutiche 
beißen, die nichts anderes wollen al3 nichts zu Stande fommen zu laſſen. Wenn 
Leute, die unter der ſchützenden Aegide der Bundesverfafjung weiter regieren, 
gar ihr eigenes Intereſſe — wollen, die deutſche Frage in die Hand nehmen 
und ſich Großdeutſch beißen, fo kann ich damit nicht einverftanden fein. (Beifall. 
Sehr rihtig!) Aber, meine Herren in dem enticheidenden Punkte bin ich groß- 
deutſch, bin ich mit gegentheiligen Anfichten nicht einverftanden, und bin ich nicht 
im Stande zu billigen, was von Ihrer Seite geihieht. Erlauben Sie mir, daß 
ih in kurzen Worten dies begründe, ich werde der zehn Minuten gewiß eingedent 
jein. Es giebt eine Anfiht, fie ift vielfach vertreten und hat auch jo vieles für 
fi, die da jagt, daß es Defterreich nicht möglich jei, fich einem enger geeinigten 
Bunde anzufchließen, feine Gentralifation entiprehe unjeren Anſprüchen auf ein 
einbeitlihes Deutihland nicht. Glauben Sie mir, meine Herren, daß es mir, 
wenn es fih um die Einheit Deutichlands handelt, ftet3 darum zu thun ift, ein 
einiges Deutichland in dem Sinne berzuftellen, daß dieſes Deutihland groß und 
mächtig gegen Außen ift und jeine Freiheit nah Innen jelbft zu wahren vermag; 
die Concentration nad Außen ift es, was das ganze deutjche Volk mit erjtrebt. 
Wenn bei dem deutihen Schützentage, oder bei irgend einer Gelegenheit das 
deutiche Volk fich zufammengefunden, jo bethätigte fi immer das Streben, daß 
diejeg große deutſche Volk doch auch im Stande fein jollte, das, was in ihm 
lebt, zu verwirklichen, und was in ihm lebt, das ift das Bemußtjein, dab es in 
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der Zeriplitterung nichts ift; es ift der Glaube, daß es einen Beruf und das 
Recht bat, das äußerlich auszuprägen und der Welt darzuftellen, wozu es inner: 
lih die Kraft befigt. Daher das Bedürfniß der Gentralilation in gewiſſem Sinne, 
das auch ich nicht ablehnen kann. Aber, meine Herren, während diejfe Idee in 
ihrer Vollftändigfeit nur auf einem Wege erreicht werden fann, der in unbe 
ftimmter Ferne liegt und zu dem wir die Mittel nicht in der Hand haben, nicht 
in der Hand haben können, noch wollen, handelt e3 fi in dem jegigen Augen— 
blide davon, mit Reformen zu Stande zu bringen was irgend möglid ift — id 
weiß zu unterjcheiden zwilchen dem Ziele, das wir als das höchſte eritreben und 
dem Punkte, auf dem wir fteben. Ich möchte mit gegebenen Mitteln arbeiten, 
ih möchte an diefe Aufgabe nicht herantreten mit unbejtimmten Anjprüchen und 
Ausdrücken, nicht in irgend welcher Weile, dab man mir entgegenhalten könnte, 
daß damit nichts geleiftet jei. Das Ipeciell halte ih auch für die Aufgabe der Ber: 
fammlung der Abgeordneten. Meine Herren! Man jagt, Deutſch-Oeſterreich 
werde wohl nicht in der Lage fein, jo viel von jeiner bisherigen Verfaſſung auf: 
zugeben als nöthig ift, um dem Geſammt-Deutſchland in gleichberedtigter Weile 
beitreten zu fünnen, ihm die nöthige Concentration zu verichaffen. Daran ift na— 
türlich etwas Wahres: die Schwierigkeit, welche für Deutjch : Deiterreich obwaltet, 
waltet in derfelben - Weile nicht bei allen andern Staaten vor. Allein, meine 
Herren, es iſt Ihnen heute Vormittag mitgetheilt worden, weldes die Anficht 
der freifinnigen Männer in Oeſterreich ift, ſie iſt beitätigt worden durch einen 
Mann, der eine hervorragende Stellung einnimmt und eingenommen bat, in einer 
Weife, daß ih mich darüber nicht weiter verbreiten will. Es ift von diejer Seite 
aus im Werk und man Fann jagen, wir find nie jo nahe daran geftanden, daß 
diefes Deutfch : Defterreich es möglich macht, durch feinen eigenen Willen fi mit 
dem übrigen Deutihland in engſte Beziehung zu jegen. Nun aber frage ich, ift 
es in diefem Augenblide wohlgethban, das als eine Bedingung aufzuftellen, daß 
Deutich -Defterreih ih nur an dem Einigungswerk betheiligen könne, jofern feine 
Beziehungen zu dem übrigen Oeſterreich gelodert und ihm eine andere Verfaffung 
gegeben werde? Meine Herren, wenn wir in der Lage wären, den Defterreihern 
die Hand zu bieten, einfach, um fie in den Bundesjtaat hereinzuziehen, der bereits 
von ung gemacht wäre, jo fünnte man das vielleicht zugeben. Aber erlauben Sie 
mir, ganz offen meine Anficht nad diejer Seite hin auszufprechen; ich bin der 
Anficht, daß das übrige Deutichland außer Oeſterreich zu einem Bundesjtaat fich 
nicht geftalten werde, oder nur mit ungebeurer Schwierigkeit in vielleicht ferner 
Bukuntt geftalten fann, zu was man ed machen möchte, zu was Sie es machen 
wollen. Es ift von den Defterreihern nicht mit Unrecht mir gegenüber und gegen- 
über den andern Herren, die in Wien mit den Oeſterreichiſchen Abgeordneten ver: 
kehrten, ausgeſprochen worden: jo weit ald Preußen geht, kann Defterreih unter 
allen Ilmftänden auch gehen. Wenn wir das Verhältniß näher ins Auge faflen, 
wenn wir fragen, welches die Geftalt des engeren Bundes fein fol, in welchem 
Preußen allein ald größerer Staat gegenüber von Kleinjtaaten ftände, fo geftebe 
ih Ihnen ganz offen meine Bedenken dagegen, dab dies der Bundesftaat auf die 
Dauer fein könnte, den Eie im Auge baben und der bier proflamirt worden ift. 
Ein Parlament, das Preußen und die übrigen Eleineren Staaten umfaßt und 
eine Bundesregierung über demjelben, welche eine einheitliche ſein ſoll, die ich 
mir nicht anders denken fann, als daß fie eben in der preußiichen Regierung be: 
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ftebt, foll neben Preußen feine Stellung nehmen, neben derfelben preußiichen Re: 
gierung als Landesregierung, neben dem preußifchen Parlamente, der Vertretung 
eines Landes, das eben fo groß ift, wie das übrige zu verbündende Deutihland. 
Sie verlangen von Preußen, daß das auf die Dauer jenem Parlament, das nur 
um einige Zahlen verftärft ift, fich unterwerfen fol, während es jelbit die eine 
ganze Hälfte diefer Geſtaltung einnimmt und, vermöge feine Zuſammenhangs, 
jeiner Madt und Größe, eine bevorzugte Stellung einnehmen muß! Ich mache 
fein Hehl daraus, ich glaube nicht daran, daß es möglich wäre, diejen engeren 
Bundesitaat anders zu machen, ald daß darin Preußen in eminentem Grade den 
Borrang vor allen übrigen Staaten einnehme Das ift es aber, was ich nicht 
für wünſchenswerth, nicht für möglih balte Meine Herren! rechnen Sie mit 
gegebenen Größen. Sie haben einige größere Staaten, Sie haben die König: 
reiche neben fih; glauben Sie, daß diefe Königreihe fih durch etwas anderes, 
al3 durch gewaltiame Unterwerfung fih einem folchen Bundesftaate, in welchem 
Preußen berricht, anfchließen werden? Ich kann es nicht glauben, darum ſage 
ih, der Bundesftaat,, zu dem Defterreich eingeladen werden joll, der ift nicht da, 
er ift ebenjowenig etwas Gegebenes, als die Verhältniſſe Defterreichs Elar gegeben 
find. Unter diefen Verhältniffen kann ich mich dazu nicht bequemen, zu jagen: 
num bieten wir die Hand in dem Sinne, daß wir Euch Bedingungen ftellen, um 
berein zu treten. Man bat diefen Gegenftand in Ihrer Commiſſion in fchrofferer 
Weiſe Shon zur Sprache gebracht, er ift jeßt durch die neueite Faſſung in einem viel 
milderen Lichte aufgetreten. Es beißt jeßt, wenn ih es richtig verftanden babe, 
es fünnen, wenn Deutich:Defterreich nicht fein Berhältniß zu dem übrigen Oeſter— 
reich in einer Weiſe feitftellte, daß es fih dem Bunde anfchließen fünne, die übrigen 
nicht gehindert werden, zu beginnen mit der Gonftituirung ihres engeren Bun: 
des. Meine Herren! Es fieht das höchſt unschuldig aus, al® wenn nichts darin 
gelegen wäre, als das freundlichite Entgegenfommen gegen Defterreih. Beginnen 
Sie aber mit einem engeren Bundesftaate, jo ftehbt Preußen an der Spiße, 
das Fann ich mir nicht anders denken und wenn Jemand eine andere Vorftellung 
fih davon machen wollte, fo ſage ih, ich halte fie nicht für richtig. Man beginnt 
mit Preußen an der Spike, alsdann, wenn in Zukunft die Verhältniſſe Defter- 
reich es möglich maden follten, dann könnte Deutich :Defterreich beitreten, Deutich- 
Defterreih unter die preußiſche Spitze! 

(Bräfident unterbricht den Rebner und macht ihn darauf aufmerkfam, daß bie gefetsliche Zeit 
von 10 Minuten verftrichen ift; Zurnf aus der Verfammlung: Fortipredpen.) 

Das iſt die Lage meine Herren! Wenn man unter ſolchen Umftänden davon 
ſpricht, wir beginnen, wir werden ohne Weiteres unfere Anftalten treffen, ihr kön— 
net uns nicht aufhalten in der Sache fortzugehen, jo iſt das nicht viel anderes 
als eine unmögliche Bedingung. Das ift aber nad) meiner Auffaffung nicht die 
Stellung, in der wir und gegen einander befinden, in der das übrige Deutichland, 
sinichlieklich Preußen, gegenüber von Defterreich ſich befindet. Ich ſage Ihnen 
wiederholt, das deal einer Einheit von Deutichland, wie man e3 von jeiner Ju: 
gend an in fich trägt, wie es in dem rechten Manne niemals erlischt und wofür 
er jedesmal fich wieder einfegt, wenn ihm Gelegenheit aeaeben ift, dieſes deal 
führt zu etwas Anderen. Aber wenn wir von Reform jprechen und fprechen da- 
von, was mit gegebenen Mitteln zu erreihen it, jo jage ich andererjeits feit, in 
der vorgeichlagenen Weife ift nichts zu erreihen; jekt und fo lange wir nicht die 
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Gewißheit haben, daß fich Defterreih ausgefchloffen hat, daß es ſelbſt erklärt, es 
fönne nicht ander3, oder wolle nicht, jo lange dürfen wir Feinerlei Schritte be 
ginnen, mit welchen wir Deutjch :Defterreich zurüdftoßen, mit welchen wir es ir: 
gend verlegen. Seht gilt es nur, zu verfuhen, die Befugniffe der Bundes: 
gewalt und die Befugnifie des Bundesparlament3 in einer Weife zu geitalten, da 
die Deutich-Defterreiher darin Plat finden. Das ift meine Auffaffung der Sad 
und nun urtheilen Sie, meine Herren, ob ich bei diefer Auffaffung dem uns un: 
terftellten Antrage beitreten Fann. Das iſt ed, was mid von diefem Antrage 
ſcheidet. Ich babe es ungern getban, ungern mich von meinen eigenen Freunden 
etrennt, aber ih fann diefem Antrage nicht beitreten. — Im Uebrigen habe id 
Kon erklärt, daß id) die Grundſätze, die in dem neueften Vorſchlage meiner 
Freunde ausgedrücdt, anerfenne; ich habe jelbit den Antrag mit unterzeichnet, der 
in Beziehung auf das Bundesgericht geftelt ift. Erlauben Sie mir hierüber nod 
einige Worte. Wir fpraden in unferem Antrage den Wunſch und die Anfict 
aus, die Delegirtenverfammlung und das Bundesgeriht, mie es vorgeihlagen iſt, 
folen nicht in Wirkſamkeit treten. Wenn Sie die von Hölder verfaßten Motive 
durchgelejen haben, jo finden Sie ſchon die fpeciellen Beziehungen, welche wir ae 
rade von dem Standpunkte unſeres MWürttembergiihen Staates diefem Bundes: 
ericht glauben geben zu müſſen, wie wir diefem Bundesgericht daher mit äußer— 
Her Borficht gegenüber treten. Wir finden in dem Bundesgericht nicht3 anderes 
als die Ueberwälzung der Verantmwortlichkeit für die rückſichtsloſe Anmendung de: 
fogenannten Bundesrechts, wie es durch die Praris fich geftaltet hat, von der Bun: 
desverfammlung auf das Kollegium der von den Regierungen ausgewählten Rich 
ter (Hört, Hört!). Wo die Bundesverfammlung unter den jegigen Umftänden es 
nicht wagen würde, eine Entſcheidung zu treffen, wo fie aus politischen Rückſichten 
fih zurücdhalten müßte, da fol das Bundesgericht für fie eintreten. Meine Her: 
ren! In diefem Punkte find wir vollitändig einerlei Anfiht, den andern Punl: 
ten fann ich nicht beiftimmen. Wenn alfo der Antrag als ein Ganzes geftellt wer: 
den wird, jo muß ich meine Zuftimmung verjagen. 


Schulze: Delisih, Mitalied des preußifchen Abgeordnnetenhaufes. Meine Her: 
ren! ch werde nach den Auseinanderjeßungen der geehrten Vorredner nur zwei 
Dinge noch herausnehmen und ſolche etwas näher beleuchten. ch werde nichts 
äußern in Betreff der von uns formulirten Wünſche in den neucombinirten An: 
trägen über die Nothwendigkeit der Gentralgewalt mit Barlament al3 das einzige, 
welches die berechtigten Forderungen des deutichen Volkes auf nationale Eriften; 
befriedigen kann. Ich will nur dasjenige herausgreifen, was namentlich der letzte 
Redner mit Recht jo jehr betonte, * es in der That den Kern der Situation 
bildet: Großdeutſch oder Kleindeutih, mit anderen Worten, die Stel 
lung Defterreih8 zu unjeren Einbeitsbeftrebungen. 

Mas unter der Firma: „Großdeutſch“ fih jo häufig verftedt, hat der 
Abgeordnete Probft bereit treffend gefennzeichnet. Eine eigentlih Fleindeut: 
Ihe Partei, die es wirklich einmal gab, die Deutichland zerreiken wollte mit dem 
Projekte von der Mainlinie, dem Unionsprojefte, exiſtirt im deutſchen Volke, 
mindeftens in diefem Augenblide, nicht mehr, und wir können uns jet diefen Na: 
men gefallen lafjen, die wir die Säße feithalten, welche wiederholentlih in dem 
Programme des Nationalvereins ausgeſprochen find und jet auch in dem Un: 
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trage vorliegen, der bier aufgeftellt worden ift. Wir wollen ganz Deutichland, 
aber wir wollen feine Zugabe von undentihben Brüdern und Ländern. 
Alo wir find eigentlich die deutiche Partei, und jene, die das andere will, die 
ih die großdeutjche nennt, ift die Undeutſche; dies, glaube ich, find wir ent- 
ihieden berechtigt in Anſpruch zu nehmen. 

Wir haben namentlih den Bundesftaat betont, und der geehrte Vorreb- 
ner, Herr Brobit, hat daran eine Ausftellung geknüpft, die wir doch einmal ein 
Wenig ind Geficht faffen wollen. Er meinte: Wenn wir den Defterreihern 
sumutbeten, fie follten in einen Bundesftaat eintreten, mit dem man, felbft ohne 
ihre Betheiligung, in dem übrigen Deutfhland den Anfang zu machen gedenke, jo 
böten wir ihnen da etwas ik Beten es, etwas was noch in der Curt ſchwebe, 
was noch gar nicht exiſtire, und das gehe nicht; ſo auftreten könnten wir nur 
dann, wenn wir ſchon etwas realiſirt hätten von unſeren Forderungen. Meine 
derren! Das ſcheint mir ein Cirkelſchluß zu ſein. Ich meine gerade, wenn man 
etwas Unfertiges in einen fertigen Zuſtand hinüberführen will, dann muß man 
ih doh Far mahen, was man will, dann muß man ganz beftimmte, concrete 
Tendenzen und Ziele verfolgen, ſonſt wird man aus der Unfertigfeit in das Fer— 
tige nie bineinfommen. (Bravo!) Wenn wir aljo den Weg verfolgen, den der 
geehrte Herr Abgeordnete vorfchlug, jo gerathen wir auf denjelben Standpuntt, 
den er den Großdeutſchen zum Vorwurf machte, das beißt: wir werden mit 
der Verwirklichung unserer Bejtrebungen niemals beginnen! 

(Stimmen: „Sehr ridtig!”) 

Warum es eine Unmöglichkeit ift, ven Gefammtftaat Defterreich in das deutſche 
Einigungsmerf hereinzunehmen, was ja aud Niemand will von der ganzen Ber: 
— das iſt ſchon erörtert worden. Laſſen Sie mich dem zwei Punkte hin— 
zufügen. 

Erſtlich weichen wir, ſobald wir fremde Länder und Stämme aufnehmen, von 
dem nationalen Principe ab, was ja den Kern und den Zielpunkt der Beſtrebun— 
gen bildet, die nicht nur Deutſchland, ſondern ganz Europa bewegen! Was 
wollen die Völfer mit ihren Beltrebungen auf diefem Gebiete? Sie wollen in der 
nationalen Geftaltung ihrer politihen Staatsform einen ſolchen Zuftand anjtreben, 
der es ihnen möglih macht, ihre ureigenften Lebensbedingungen, wie fie ihnen 
Natur und Gefchichte vorzeichnen, zum vollen Ausdrud zu bringen, indem davon 
losgelöft werde alles Fremdartige, Alles was den Schwerpunkt des ſtaatlichen Da- 
jeins außerhalb des Volkslebens verlegt. Vielmehr joll derjelbe mit ihm zuſam— 
menfallen, feine fremden Intereſſen jollen ſich dazwiſchen drängen, damit alles, 
was in einem Volke liegt, zur Entwidlung fomme, und es jo in die Lage komme, 
einer geſchichtlichen Beftimmung volllommen zu genügen. 

Damit fommen wir in Widerſpruch, wenn wir fremde Nationalitäten in den 
Staat der Zukunft, den wir in Deutichland gründen wollen, herüberzögen! Denn, 
meine Herren, wie wollten wir diefe Völker zu ung befommen? Anders als dur) 
Zwang gewiß nicht! Und wie e8 jetzt ſteht in den einzelnen öfterreichiihen Län— 
dern, meine Herren, das werden wir wohl alle mit Bedauern wahrgenommen ha— 
ben. Befreundet find fich die verfchiedenen Nationalitäten, die in Defterreid 
(eben, wahrhaftig nit! Ihre nationalen Beitrebungen geben ſehr auseinander, 
und diefe Völker durch ein zwingendes Band mit ung verbinden zu wollen, das 
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bieße den Keim der Auflöfung und Zerſetzung in, unſeren eigenen Staatsförper 
mit bineinnehmen. (Bravo!) 

Denn tie hat bis jet die Politit des Haufes Habsburg die Dinge zu: 
fammengehalten? Das willen wir alle, das divide et impera ift nirgends jo ge 
ihictt gehandhabt worden, als bier. Man bat jo lange eine Nationalität gebraucht, 
um den Freiheitsdrang der anderen zu eritiden, bi3 endlich im erwachenden poli- 
tiihen Bewußtiein die einzelnen Nationalitäten binter diefe Negierungstaktif ge: 
fommen find, und in neuerer Zeit immer jchwieriger werden, fich zu dieſem Zwecke 
ferner gebrauden zu laſſen. So bildet fich, leider müſſen wir das ausiprechen, 
eine Einigkeit der verichiedenen Nationalitäten, die aber zu Allem eber als zu den 
Beftrebungen der Regierung zur Herftellung eines Einbeitsftaates die Hand bietet. 
Wir bedauern das, meine Herren! nicht blos aus Sympathie für Deutich-Defter: 
reih, denn das iſt Schließlich doch nicht der enticheidende politische Standpunkt, wir 
bedauern das, weil wir ein national=deutiches Intereſſe haben, daß die Deutſch— 
Defterreidher der Kern bleiben in dem großen „Oſtreiche“, und weil die: 
je große „Oſtreich“ mit deutihem Kern recht weientlih die Beitimmung bat, 
wichtige deutiche Intereſſen zu vertreten. - Es kann uns nicht gleichgiltig fein, vom 
Standpunkte der realen und Intereſſen-Politik aus, mas aus den Dingen im Oſten 
wird, wer an der Donau, an der Adria berricht, an diefen großen Verkehrsadern 
nach dem Oſten, wenn eine Kataftropbe über Defterreich bereinbräche. 

Nun, meine Herren, das wäre die eine Frage, warum wir die nichtdeutichen 
Länder Oeſterreichs, gleichviel ob der Einheitsftaat zur Durchführung fümmt, oder 
ob die bisherige Perjonalunion bleibt, nicht in das deutiche Einigungswerk hinein 
nehmen können. Schwieriger und anders geftaltet fih dagegen die Frage wegen 
— der Deutſch-Oeſterreicher. Dieſe haben ein Recht darauf, das 
iſt unbeſtreitbar; aber, daß große Schwierigkeiten vorhanden ſind in dieſem Augen— 
blicke und wohl noch auf längere Zeit, an die Verwirklichung dieſes Rechts und 
an ihren Eintritt in den deutſchen Bundesſtaat zu denken, das hat der Herr Vor— 
redner ſelbſt anerkannt. Sollen wir nun ſelbſt gehemmt ſein, ſo lange, bis jene 
Schwierigkeiten gehoben ſind, an unſer Einigkeitswerk zu gehen? Meine Herren! 
Da werden wir doch einen kleinen Blick auf das Sachverhältniß werfen müſſen 
und es wird fich jofort berausftellen, daß daſſelbe ziemlich verwidelt if. Die 
Schwierigkeit liegt jowohl in der Defterreihiichen Regierung, als — obgleich dar- 
über die Meinungen getbeilt jein mögen — mindeftens in dem Willen eines Theils 
der liberalen Deutſch-Oeſterreicher. Daß die öfterreichifche Negierung ibr weſent— 
liches Kern und Stammland mit ihrem Willen der fremden Souveränetät eines 
Bundesftaates niemals freiwillig unterwerfen wird, wodurd fie die diplomatische und 
militairiiche Leitung dieſer Landestheile verlöre, ja, das Scheint mir felbitverftänd: 
li zu fein, darüber verliere ich fein Wort. Allein auch viele von den Deutſch— 
Dejterreihern, felbit von den liberalen — wir haben Gelegenheit gehabt, bie 
und da ihre Meinung zu vernehmen — finden es gerathener, lieber in einem gro: 
Ben Deiterreich die herrſchende Nation zu fein, und den Kern eines großen bedeu- 
tenden Gejammtftaats zu bilden, als fi mit uns zu vereinen. Ich glaube, daß 
beionders aus diejen Gründen, um die Stellung der Deutfch - Defterreicher, um 
ihre Wünſche zu erfahren, es jo ſehr zu bedauern ift, die Männer von dort nict 
jelbft in unferer Mitte zu haben, fie würden uns darüber am Beten Auskunft 
geben fünnen. In keinem Falle aber fann man uns zumuthen auf Löfung folder 
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Eonflicte zu warten. Vielmehr können wir unter diefen Umftänden nichts Befleres 
thun, als unjer Einigungswerk zunächſt allein in die Hand zu nehmen. Unſere Defter- 
reihiihen Brüder find uns willkommen und werden von uns mit Freuden aufge 
nommen, aber, meine Herren, vertagen können wir deshalb den Beginn unjerer 
Arbeit nicht, denn die Zeit iſt ernft, die Lage Europas im höchſten Grade gefähr- 
det; und wenn, wie jchon vor wenigen Jahren der Landesfeind wiederum an die 
Pforten des Vaterlandes klopft, und unſere traurigen Zuftände find nicht beſſer 
und ander geworden, dann ilt die Selbitftändigkeit unferes engeren und weiteren 
Baterlandes im böchiten Grade gefährdet. Alles dies mahnt uns, daß wir 
raſch an das nationale Einigungsmwerf geben. 


Es wurde vorhin erwähnt — und bier fomme ich auf die verichiedene Stel: 
lung Defterreihs und Preußens zu Deutichland, die der Herr VBorredner ins 
Auge faßte — die Defterreiher hätten in Wien, nach dem Berichte des geehrten 
Vorfigenden, der Commilfion erklärt: man fei Seitens Oeſterreich entichloffen zu 
bieten, was irgend von Preußen geboten werden Fönnte, und man würde ganz 
entjchieden bejcheidener in feinen Forderungen jein. Meine Herren! Die Sadıe 
ist zu ernit, um jenes Bild vom Mindeftfordernden weiter zu verfolgen. Ich 
meine, es fümmt in der großen nationalen Angelegenheit bei uns nicht darauf 
an, wer das mindejte fordert, um die Frage zu enticheiden, wen der Fünf- 
tige deutihe Bundesftaat an feine Spite ftellen wird; es wird wohl darauf an: 
fommen, wer das meijte leiftet, meine Herren! Und dann, wenn Sie die 
beiden Länder — die Frage ift einmal bereingeworfen — in's Auge fallen, fo 
ift Preußen in der Yage, das Höchite zu bieten, was der Einzelne wie eine Ge: 
Jammtbeit überhaupt bieten kann, fich jelbit, ganz und rückhaltslos; etwas, was 
Defterreich beim beften Willen nicht zu bieten im Stande ift. Preußen bietet eine 
geeinigte große deutihe Bevölkerung, als den Träger feines Staates; in der 
Lage, dies zu bieten — und das ſcheint mir das höchſte Gebot — iſt 
Defterreih nun einmal nad feinen Berhältniffen nicht, darüber kann fein Streit 
fein. Das muß ich freilich dem geehrten Gegen - Redner zugeben, daß die jehige 
preußiiche Regierung uns unſer Borgeben in dem deutichen Einigungswerk wahr: 
baftig nicht leicht macht. Ich mache Sie doch aber auf etwas recht Mejentliches 
dabei aufmerfjam: jehen Sie doch einmal den ganzen Zug der Geihichte unjerer 
Zeit an, liegt denn nicht gerade darin, daß das deutiche Einigungswerk uns 
nicht bequem von den deutichen Negierungen fo zu jagen auf dem Präfentirbrett 
entgegengetragen wird, Tiegt denn nicht darin, daß es uns fauer gemacht wird, 
daß man die Sade fo fehr erſchwert, eine andere große Garantie? 


Nun, meine Herren! wie für uns Preußen ſelbſt der Umftand, daß wir un— 
jere verfaffungsmäßigen Rechte erſt erfämpfen müſſen, unjerem ganzen Verfaſ— 
iungsleben erit den rechten Werth, die dauernde Grundlage gibt, jo liegt es wahr: 
iheinlih in den Geſchicken des deutichen Volkes und diejer geit einbegriffen, daß 
das Volk ſich die Einigung jelbft erfämpfen und verdanken ſoll. 
(Bravo!) Das ift überhaupt der biftoriihe Zug des 19. Jahrhunderts, der 
weſentlich abweichend ift von dem des 18. Jahrhunderts, daß nicht einzelne, große, 
hochbegabte Monarchen, ihren Völkern mweit voraus in politiiher Umſicht, hintre- 
ten, um die Bahnen der Zukunft vorzuzeichnen, und die Völker mühlam nad 
fi ziehen. Nein, meine Herren! in unjerem Jahrhundert liegen die Sachen an- 
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ders, die Völker ſtehen an der Spitze der humanen und politiiden 
Entwidelung und die Fürften werden von ihnen nadhgezogen. 
(Bravo!) 

Ich meine, dad wollen wir uns immer zurüdrufen, wir arbeiten nicht für 
irgend eine Dynaftie in Deutichland, meder für die Hohenzollern, noch für bie 
Habsburger, wenn wir die deutihe Einigung berftelen wollen, jondern wir 
arbeiten für ung, für das deutihe Volk. (Bravo!) 

Aber meil das fo ift, meine Herren, deswegen müſſen wir auch die Arbeit 
übernehmen. In dem ganzen Streite um politiihe Selbftftändigfeit habe ih noch 
nie in der Geſchichte gelefen, daß die ſchönen Dinge den Leuten jo über Nacht, 
jo im Schlafe gefommen wären. E3 bat überall harte Arbeit und jchwere Kämpfe 
abgejegt, und vielleicht fegnen unf’re Enkel dereinft den Umjtand, der uns jegt, 
Einzelne wenigſtens, verdroſſen macht: daß wir uns die Dinge mühlam abringen 
mußten, daß fie uns nicht von oben herab geſchenkt worden And. (Bravo!) 

Wir haben ein Stüd Weges, und ein großes Stüd, ein größeres ald Man: 
her meint, zu unferer nationalen Einigung bon binter uns, das Volk hat jchon 
ein Stüd fertig gemadt, mit dem überall begonnen werden muß, wenn die Ent: . 
widelung eine gefunde fein fol. Wir haben aus den Tiefen des Volks— 
geiftes heraus unfere humane Wiedergeburt im vorigen Jahrhun— 
dert vollendet und wir werden aus der Tiefe deſſelben Volksgeiſtes 
beraus unfere politifhe Wiedergeburt in diefem Jahrhundert 
vollenden. (Bravo!) 

Wie wir übrigens felbft fteben, meine Herren, daß wir Preußen unbefangen 
find in Bezug auf die Hegemoniefrage, das, glaube ich, willen Sie Alle, denn mir 
baben uns Behr beftimmt darüber ausgefprohen in unjerem Abgeordnetenhaus. 
Betrachten Sie unfere Adreßdebatte, mas haben wir da gejagt? — — — — 
Wir haben dem abgetretenen Minifterium, was mit dem jegigen jo ziemlich iben: 
tisch ift, (Heiterkeit!) gefagt: es folle die Hand laſſen von der deutichen Frage, 
die deutfche Frage wäre uns zu beilig und zu boch, wir wollen nicht, daß es jie 
in die Hand nehme. (Bravo!) Und dabei habe ih mid ausdrüdlich darauf be: 
rufen, das gefammte deutſche Volk habe diefem Minifterium das Mißtrauens- 
Botum fhon gegeben in der einfachen Einftellung der Flottenfammlungen. Alfo 
an die jeweilige Regierung Preußen! oder irgend eines Staates müflen Sie die 
Frage nicht fnüpfen, wenn von der Spite des Bundesftaates die Nede iſt. Se— 
ben Sie, die Krifis bei uns ift ſchwer, und wir merden wahrhaftig genug zu 
thun baben, ehe wir ein mirkliches Verfafjungsleben und den wirklichen Rechts: 
fiaat bei uns ausgebildet haben. Aber, meine Herren, anders wie in Defterreich 
liegt die Sache doch. DVergleihen Sie die Dinge bei uns meinethalben mit den 
Vorgängen in Heflen: fo ift doch die Eriftenz des Staates nicht daran geknüpft. 
Unter dem Wechfel der jeweiligen Regierungen bleibt das Volk allemal ald Trä: 
ger des Staates übrig. In einer fol glücklichen Lage ift Deiterreich nicht. Die 
Perfonal-Union ift das, was feine verfchiedenen Länder bis jegt zuſammenhält, 
dem Staatsweien gebricht die Unterlage eines einigen Volks. Und, meine Her: 
ren, das ift eben das große Grundübel dort, daß fih das ganze einigende Mio: 
ment, das was Alles zufammenbält, nur in der Dynaſtie befindet, daß alfo ein 
folhes Band durch eine augenblidlihe Mißregierung viel leichter erjchüttert mer: 
den kann. Dort ift die ftaatliche Eriftenz, in ihrem jegigen Länderumfange we— 
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nigftens, gefährdet, denn fie ift ganz allein geknüpft an die Regierung und an das 
rſcherhaus, die einzelnen Völker aber ftreben auseinander. Sole Dinge be: 
keben in den anderen deutſchen Ländern nicht, weder in Preußen, noch in Bayern, 
weder in Württemberg, noch in Sachſen u. f. m., bier ift ein ganz beftimmter 
Vollsftamm da, das ift der Träger der ftaatlichen dee und die Regierung mag 
nah den Bebürfniffen der Zeit wechſeln, ohne daß der Staat gefährdet würde. 
Glauben Sie mir, meine Herren! eine allzulange Zukunft bat das jetzige 
Niniterium in Preußen muthmaßlih nicht, (Heiterkeit und Beifall) und Fürft 
und Bolf werden den rechten Weg finden, der die @emeinfamkeit ihrer Intereſſen 
und dad gemeine Wohl ihnen vorfchreiben. Wenn aber dad Minifterium geneigt 
it, wirklich ebenfo, wie das Minifterium des Herrn von Schmerling in Defter- 
reich, fich zu bewerben um die Sympathie der deutichen Nation, wenn bie beiden 
Öroß-Staaten fih darin eine freundihaftliche Goncurrenz machen: nun, meine 
Herren! wir nehmen an, was wir befommen fünnen, und die Herren möchten auf 
diefem Wege, zu dem fie vieleicht nicht der rechte Ernft, fondern gewiſſe politi- 
he Nebenzwede treiben, leicht Geifter hervorrufen, die zu bannen vielleicht nicht 
in ihrer Macht ſteht. (Bravo!) Man fpricht immer von ſpecifiſchem Preu— 
ßenthum. Meine Herren! Man kann mit demielben Recht bei den Bevölfe: 
rungen aller deutihen Staaten von PBartifularismus fpredden, aber es ift 
ut, wenn man fih die Sade einmal Far macht. Das ſpecifiſche Preußenthum 
befteht darin, daß manche Preußen meinen und fi einbilden, fie feien allein 
Nannd genug, um die Europäifhe Stellung Preußens durchzuführen. Dabei 
laffen fie fih auch herab von Deutfchland mitzufprehen, aber fie glauben und 
iprehen e8 immer aus, daß fie auch diefe Sache allein ausmahen könnten und 
wollten, daß fie allein den ganzen Knoten mit dem Preußiihen Schwert zu zer: 
bauen vermöchten. Das find die Specififhen Preußen! Dazu gehören wir 
nicht. Wir haben fo viel Selbftgefühl und dazu giebt uns die Gefchichte unferes 
engeren Baterlandes Veranlaffung, um zu fagen: Sie brauden uns, fie können 
Nichts ausrichten mit ihrer deutihen Einigung ohne uns! aber wir brauden fie 
auh und wir find nicht, wir find unfertig, fo lange wir nicht mit Deutichland 
zuſammen geben. Das ift nicht blos ein leerer Ausiprud, das hat die Geidhichte 
Preußens bemwiefen. Meine Herren, fo oft Preußen eine undeutiche Politik 
trieb, fam es bald und immer an den Rand des Abgrunds, und jeine Re: 
generation, jein Emporraffen war wieder nur die Rückkehr wahrhaft deut: 
ſcher Politik. (Stimmen: Sehr wahr!) Nehmen Eie z. B. die unglüdlichen 
Zeiten vom Basler Frieden an, und jehen Sie, wie weit Preußen damit kam? 
— Zur Schlaht von Jena, zu jener unglaubliden Kataftrophe, wo eine ein: 
jige verlorene Schlaht den ganzen Staat ummwarf. Und, meine Herrn! diejer 
ldwähte, diefer decimirte Staat, er vermochte ed, als er an die nationalen 
Forderungen und Sympathien fi anlebnte, der ganzen großen Erhebung des 
deutſchen Volks zum Mittelpunfte zu dienen. Sobald er im deutſchen Sinne fich 
erhob, fand er nicht nur, wie Antäus, auf der miütterlichen Erde feine verlo: 
rene Kraft wieder, nein, feine Kraft verzehnfachte fih. (Bravo!) Wir haben 
alle Urſache befcheiden zu fein; mein Gott, die Zeiten find fo ernit und die Fragen 
jo groß, daß bier nicht nur jede einzelne Perfönlichkeit verfhmindet, nein, daß 
auch die Fleinen Rancünen und Eiferfüchteleien der einzelnen deutihen Stämme 
nicht mehr in Betracht kommen können. Sehen Sie, Alles, was in Preußen 
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und feiner Gefchichte gut und tüchtig ift, das ift deutſch! Sehen Sie die große 
Miffion, die es im Dften erfüllt, dieie Germanifirung der flaviihen Provinzen, 
welches Element bat dies bewirkt? Etwa die preußifhen Waffen? Nein, Die 
deutfhe Cultur! Das fann man in Preußen nicht trennen, das bat ed mit 
Deutichland gemein, das bat ed von Deutichland, denn die deutichen Anfiedler 
von Weſten ber haben allmählig jene Kultur nah dem Dften getragen. Ich 
glaube, der Redner, der das öſterreichiſche Culturtragen nach dem füdlihen Diten 
tadelte, wird im nördlichen Dften diefe deutſche Miſſion uns nicht anzweiteln. 
Es war aber eine deutſche Eultur, die wir in diefe Länder aebradht haben 
und die Preußen haben nicht3 weiter gethan, al3 eine deutihe Million vollzogen. 
Und warum konnten fie das? Weil bei ihnen Alles durch und dur 
deutfh war und ift, weil fie Deutſche find, ein lebendiges ftarfes 
— des großen Ganzen, ſonſt wären ſie dazu nicht im Stande 
geweſen. 

Doch, ich will ſchließen. Ich glaube, meine Herren, Sie werden nicht be— 
fremdet ſein, wenn ich von meinem engern Vaterlande zu Ihnen redete. Wir 
Preußen haben uns aller beſonderen Anträge enthalten, es war uns weit wichti— 
ger, Sie zu hören und dazu beizutragen, in möglichſter Uebereinſtimmung das 
große Einigungswerk zu fördern. Allein ich meine doch, Sie haben es erwartet, 
daß Einer aus unferer Mitte über die Eventualitäten, über die Vorgänge bei uns, 
Ahnen einige Eröffnungen made, und der Herr Vorſitzende jcheint mir deshalb 
auch eine Indemnität für die längft verftrichenen 10 Minuten gegeben zu haben. 

( Heiterkeit.) 

Meine Herren, wenn wir die Dinge fo auffaffen, wenn wir in den Verbält- 
niffen der beiden Groß: Staaten und der anderen Staaten, gegebene Realitäten, 
geihichtlihe Nothivendigkeiten erkennen, mit denen wir eben auf dem politiichen 
Felde, als einzig möglihen Faktoren, rechnen müflen: fo werden wir wohl 
den beiten Weg geben, der uns als ein Leitfaden dur die Wirren, die vielleicht 
bald über unſer Vaterland bereinbrechen, zum Ziele führen kann. Und wir haben 
eine Garantie für das endlihe Gelingen, wenn wir uns das Leben unferes Bol: 
fes in den legten Jahren vergegenmärtigen, mie fie nicht fchöner und nicht hoff— 
nungsvoller fein fann. Der Geift der Geſchichte ift mächtig geworden in Deutich: 
land, das politiihe Bewußtſein ift berangereift in Fürzeiter Zeit, wie dies Faum 
je bei anderen Völkern der Fall war. Ich fage dies nicht in dem Sinne, ald ob 
wir die Hände in den Schooß legen und warten bürften, bis uns die Frucht reif 
von Baume fällt; nein, der Geift der Geſchichte wird erſt dann mächtig in 
einem Bol, wenn daſſelbe in politiihe Action tritt, die Initiative ergreifen lernt 
in Geftaltung feines ftaatlichen Daseins, Und der befte Beweis, daß wir des Vol: 
fes betraute Männer find, Männer, die alle durch ihr früberes oder gegenmwärti- 
ges Mandat im Vertrauensverbältniß zu dem Volke ftanden und nod) ftehen, wäre 
vor allen Dingen der, daß die deutihe Hauptuntugend, die uns fo viel geichadet 
in ſchweren Jahrhunderten, in uns jelbit wenigftens allmählig zu erftiden anfange. 
In uns jelbft müſſen wir diefen Läuterungsprozeß vollziehen, ale unglückliche 
Sonderungsiuht abthun Nur wenn wir das vermocht haben, dann fünnen wir 
es auch von unfern Landsleuten verlangen, nur wenn der übertriebene Indivi— 
dualismus der Einzelnen aufhört, dann geht es auch mit dem leidigen Partikula— 
rismus der einzelnen Volksſtämme bei uns zu Ende Wir alſo, wir müſſen dar: 
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ı vorangeben. Darum, meine Herren, laffen Sie und diefen Beweis geben. Ich 
ätte manches zu jagen gegen die Anträge, aber ich ftimme doch dafür, weil ic 
weiß, wir müſſen ung einmal in diefen Dingen fügen lernen, ſonſt find unfere 
anzen Forderungen an die nationale Zukunft ein eitel Ding und Luftgebilde. 
der nicht jelbft viel Nejignation befigt, um den Schritt, den man al3 noth— 
endig erkennt, voraus zu thun, der kann nicht zu den Führern jeines Volkes in 
iefem großen Werke gehören! 


Stimmen Sie für die Anträge! (Lebhafter Beifall.) 


Wigand aus Leipzig. Ich werde nur wenige Augenblide Ihre Aufmerkfam: 
it in Anspruch nehmen, id würde auch dieſe nicht beanfpruchen, wenn ich wüßte, 
iß wir Vertreter, die wir beifammen find, unter uns tagten, auf uns aber 
eht ganz Deutſchland und man wird überall fragen, was haben diefe, was ba. 
n jene Männer gelagt und gewollt. Darum, meine Herren! erlaube auch ich 
ir über meinen Antrag ſowohl, als über den Commijlionsantrag einige Worte 
ſprechen. Herr Abgeordneter Wigard aus Dresden bat ganz richtig betont, 
(5 wir die Nechtsbafis, das Einzige, was wir haben, nicht verlaffen fünnen, und 
meinte darunter die deutihe.Neichsverfaflung vom März 1849. Auch id bin 
efer Meinung, aber ih muß dem Herrn Abgeordneten Wigard und Ihnen Allen 
tgegenrufen, dieſe Reichsverfaſſung ftebt nur auf dem Papier, fie lebt nur in 
teren Herzen, in den Herzen der Hatrioten des deutichen Volks, fie ift todt, und 
lebt in feinem einzigen deutſchen Yande, darum ift es die Aufgabe von uns 
id vom deutihen Volke, daß es alles aufbiete, damit diejes Parlament wieder 
8 Leben tritt, um jene Berfaffung von 1849 ins Leben zu rufen. Dieſer Ge: 
mfe meine Herren! bat auch meinen Antrag, der eigentlich identisch, wenigſtens 
‚mlich identifch mit einem Paragraphen des Commillionsantrags ſowohl, als wie 
ıh von denen der 4 andern Mitglieder diefer Berfammlung ift, hervorgerufen. 
b könnte aljo eigentlich abftehen von der Motivirung meines Antrags, dennoch 
be ich den Grund ausgeiproden, warum ich nicht Darauf verzichtet habe, und 
te Sie um 3 bi3 4 Minuten Gehör. Sie werden mit mir einverftanden fein, daß 
ı$ Streben deutſcher PBatrioten, ein ganzes Vaterland zu fchaffen, bei uns jo: 
ohl, als wie in allen übrigen Ländern, von Tag zu Tag mehr Boden gewinnt. 
ı allen deutichen Ländern ſchlagen alle echt deutſche Herzen warm für diejen 
oßen Gedanken. Aber der Realifirung diejes großen Gedankens ſtehen auch 
oße Schwierigkeiten entgegen, die nur durch große Kraftanftrengung überwun— 
n werden fünnen; und die SKraftanftrengung wird nur dann eine große und 
rkſame fein, wenn fie eine ungethbeilte, auf ein und dafjelbe Ziel gerichtete ift. 
er ein einig Vaterland erobern will, muß die Geifter, muß die Herzen der 
nzen Nation für fih haben. — Darum muß ich des beflagenswerthen Zwie— 
alts gebenfen, der zur tiefen Belümmerniß der Freunde und zur Ichadenfroben 
enugthuung der Feinde hereinzubrehen und die Löfung unferer Aufgabe zu ver: 
eln droht. Ich meine die Frage: ob Groß- oder Kleindeutichland? Wir ba: 
n daher von vornherein die Erklärung abzugeben, daß wir fein Groß-, fein 
eindeutichland fennen und wollen. Nur ein ganzes, einiges Vaterland ſei un- 
e Parole. Diejes Vaterland umſchließe alle Deutſche, auch unjere Brüder 
Defterreih und in Schleswig » Holftein. 
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Unjere — Aufgabe iſt demnach, den Ruf nach einem Parlament 
in dem alle deutſchen Stämme vertreten find; dieſen Ruf nach dem Einen, wai 
vor allem Anderen Noth thut, immer voller und lauter, immer dringlicher um 
unmwiderftehlicher ertönen zu laſſen. Diejes Parlament wird die erfte Grob 
macht der civilifirten Welt — die öffentlihe Meinung — für fih haben, und 
getragen von diefer Großmacht, alle diejenigen Vereinbarungen treffen, welche de 
großen deutſchen Nation im Inneren freie Entwickelung des unendliden Reidı 
thumes ihrer Mittel und Kräfte, nah Außen die gebührende Anerkennung un 
Geltung zu gemährleiften geeignet find. — 

Ich Iebe der feften Ueberzeugung, daß nur auf diefem Wege das Ziel, wo 
nad wir Alle ftreben, erreicht werden fann und wird. Nicht nur das geſammt 
deutſche Volk, fondern auch die fämmtlihen deutihen Regierungen werden mi 
diefen Beitrebungen zufriedengeftellt, da feine Erfhütterung, fie möge von Wefte 
oder Norden kommen, ihre Stellung alteriren fann. 

Mo das ganze deutiche Volk für fein Recht, feinen Boden, feine Unabhängi: 
keit und feine Freiheit einfteht, da it für Niemand Gefahr. Dann werden Mi 
ſenſchaft und Kunſt, Handel und jegliche Arbeit blühen und die Bewohner allı 
deutſchen Gauen werden vertrauensvoll in die beſſere Zukunft bliden und glüdli 
und zufrieden leben und nord» und füdbrüderlih mit einander verkehren. 


Das bezaubernde Wort: einem großen, ftarken, freien und einigen Bate 
lande anzugehören, wird das Vertrauen und jene Sicherheit geben, ohne die w 
der Spielball find jener feudalen Bartei, die fein Vaterland fennt, fondern m 
Bevormundung und Erelufivität will. — Vertrauen, was alle Schichten der bü 
gerlihen Geſeüſchaft jo fehr "bedürfen, muß gefäet und geerntet werden! — 

Ich erlaube mir demnach, Ihnen, meine Herren, folgenden Antrag zur E 
wägung und zur Beihlußfaffung zu unterbreiten: 

Die Verſammlung deuticher Volksvertreter in Weimar ſpricht die Uebe 
zeugung aus, daß die Wünſche und Forderungen der deutihen Natic 
nur durch die Vermittelung eined aus allen deutihen Gauen frei q 
wählten Parlaments zur Geltung gebracht werden können. — 


Ich Schließe mit den Worten: D, fein Donner an dem Himmel, fein Xa 
auf Erden gleiht an Macht dem Worte: „ein einig Vaterland!” 
Nah Verhandlungen über den Schluß der Debatte erhielt noch das Wort : 


Vicepräfident Barth, als Referent. Meine Herren, fürchten Sie nit, d 
ih Sie mit einer langen Rede behelligen werde, nahdem ih mwahrgenomm 
babe, daß Sie zum Schluß non: nur um meiner Pflicht als Berichterftati 
zu genügen, muß ich noch einige Worte jagen. 

Ich habe den neuen Antrag, der uns vorliegt, mit dem Commilfionsantra 
verglihen, und ih kann in der Materie feinen weſentlichen Unterjhied find 
Es ift nur ein lebhafteres Golorit, melches den neueren Antrag auszeichnet, u 
wenn Sie ein ſolches wünſchen, ift e& ein Anzeichen von dem Eifer, mit welch 
Eie bei der Sache find, ich will diefem Eifer nicht entgegentreten. Was mei 
Perſon betrifft, denn ich fann nicht für die Commiſſion reden, meil diefe ni 
verjammelt war, was aber meine Perſon betrifft, jo babe ich gegen den neuer 
Antrag nichts einzumenden. 
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Es könnte jcheinen, als ob ein wefentlicher Unterjchied zwifchen beiden An: 
trägen wäre in Bezug auf die Neichöverfafjung von 1849, indem es bier heißt: 
Die bundesftaatlihe Einheit Deutichlands habe in derjelben ihren rechtlichen Aus- 
drud gefunden. Man könnte glauben, es jei Damit angedeutet, die Berfammlung 
wolle unbedingt die Nechtsverbindlichkeit der Neihsverfaffung ausſprechen, was 
allerdings im Commiſſionsantrage umgangen ift. 

Herr Behrend bat heute -Morgen bemerkt, man habe das in der Commiſſion 
abfichtlich dunkel gelafjen: das ift nicht jo. Die Commiffion hat aber die Frage 
nit beantworten wollen und ich glaube, man hat nicht geradezu die Verbindlich 
er a zu beantworten, wenn die Beantwortung zur Sache nicht noth- 
wendig ift. | 

Uebrigens, meine Herren, wenn ich den neueren Antrag näher anfehe, kann ich 
nicht finden, daß hier unbedingte Rechtsverbindlichkeit der Reichsverfaſſung ausgeipro- 
chen jei. Ich vergleiche namentlich Ziffer V., die ſagt: „Die Frage über die deutſche Execus 
tiogewalt ift unter Zuftimmung des deutichen Parlaments zu regeln‘; dies ift aljo noch 
offen; wenn es fi aber um eine Staatöverfaflung handelt, ift das Subject der Negie- 
rung der Mittelpunkt des Ganzen. So lange daher die Erecutivgewalt noch offen 
ist, Fönnen fich diejenigen, die nicht der Meinung find, daß die deutſche Reichsver— 
faſſung von 1849 unbedingt Rechtsgültigfeit habe, bei diefem Antrag wohl beru- 
bigen. Ein Unterjchied könnte noc gefunden werden zwiſchen dem Antrag der Come 
mijfion und dem neuen Antrag in Beziehung auf das Parlament, indem es heißt: 

„Das Parlament muß aus freien Bolkswahlen hervorgehen.” Wenn man 
bieraus ſchließen wollte, daß nur Solche Mitglieder des Parlaments follen fein 
fünnen, welche aus freien Vollswahlen hervorgegangen find, daß alfo ein Staaten: 
haus neben einem Volkshauſe ausgeichlofien fei, jo wäre damit allerdings etwas ausge: 
jproden, was der Commiffionsantrag nicht enthält; allein, daß das nicht die Abficht 
ift, geht wieder daraus hervor, daß fi der Antrag auf die Reichsverfafiung be- 
zieht, während die Neichsverfaflung ein Staatenhaus bat neben einem Boltshaufe. 

babe aljo aus diefer Vergleichung gefunden, daß der Antrag im Wefent- 
lichen mit dem Commiffionsantrage übereinftimmt, und wenn es fi bloß um 
die Form handelt, jo ift mein Grundfag: fortiter in rebus, suaviter in modo. 
Menn daher nicht Eines der Commilfionsmitglieder auf dem GCommilfionsantrage 
beharrt, bin ich in der Lage, diefen neuen Antrag mit dem Wunſch zu empfehlen, 
ihn einftimmig angenommen zu ſehen. (Beifall). Ä 

(Nunmehr wurden auf Anfrage des Präfibenten bie Anträge der Commiffion, ber bes Herrn 
Wigand von Leipzig und der des Herrn Welder aus Heibelberg zurüdgezogen. Bei ber aladanın 
erfolgenden Abftiimmung fand ber, Eingangs der Nahmittugsfigung eingebradhte Antrag der Her- 
ven v. Bennigjen und Genofjen Zuftimmung mit allen gegen vier Stimmen. 

Auf Anfrage des Präfidenten genehinigte die Verfammlung ferner, daß die Kommilfion, beren 


Zuftändigfeit mit Konftitnirung der Berfammlung ftreng genommen ihre Endſchaft erreicht hatte, auch 
ferner ber Borberathung und Berichtserftattung fich unterziebe.) 


Präfident. Die nächſte Sikung findet morgen früh 10 Uhr ftatt. Die Com» 
miffion tritt um 8 Uhr zufammen. Auf die Tagesordnung ftelle ich den Antrag des 
Abgeordneten Hölder wegen Anerkennung der preußiichen Abgeordnnetenfammer ; weiter 
die Sagungen des deutihen Abgeordnetentages und drittens die Zollvereinsfrage. 

Die Sigung ift geſchloſſen. 

Schluß 8%, Uhr. 


Zweite Sißbung 
Montag den 29. September. 


Präfdent. Die Sigung iit eröffnet; wir geben ſofort zur Berathung der ai 
der Tagesordnung ſtehenden Gegenitände über, der nädite Gegenstand if 
ber Antrag des Herrn Hölder, eine Anerlennung der preußiide 


Abgeordneten: Rammer betreffend. 


Adv. Hölder, Abg. aus Würtemberg. Meine Herren! Der Antrag, welde 
4 Ihnen im Einverttändnig mit der Commiſſion vorzulegen die Ehre habe 
gebt dahin: 

„Die Verlammlung iprede der preußiichen Ageordneten - Kammer für 
ihre Haltung bezüglid des Militairetats, weldye für die Entwidelung 
des conititutionellen Lebens in Deutihland von der höchſten Bedeutun 
ift, ihre Anerkennung aus.“ | 

Ich möchte biebei gleich zum Anfange zwei Mißverſtändniſſe, die fih an dieſen 
Antrag etwa knüpfen fönnten, berichtigen. 

Einmal ift ed durchaus nit meine Anfiht, Jhnen zuzumutben, für die ein: 
oder andere fpecielle Abitimmung, welche bei der Beratbung des Militairetats ir 
Berlin vorgefommen iſt, Ihre Zuftimmung, Ihre ausdrüdlihe Billigung auszu— 
ſprechen; der Antrag geht vielmehr dabin, der preußiihen Kammer für ihre Hal 
tung im großen Ganzen, mobei wir nur etwa die Schlußabitimmung im Aug 
haben, bei welcher die geiammte Kammer, mit einigen wenigen Ausnahmen, de 
Negierung gegenüber trat, Ihre Anerkennung auszuſprechen. 

Sodann ift es auch feineswegs meine Abfiht, der preußiihen Kammer für 
ihre Haltung eine Artigfeit zu Sagen. Meine Herren! Ich denke, wir find nich 
bier verfammelt, um einander Gomplimente zu mahen (Bravo), jondern ich gebe 
davon aus, daß wir der preußifchen Kammer unjere Anerkennung ausiprechen jollen, 
meil der Kampf, in dem fie gegenüber der preußiichen Regierung ſteht, ein Kampf 
ift, bei dem ganz Deutichland betheiligt ift, weil die Intereſſen der freifinnigen 
Partei, die Intereſſen, welde fih an die Kämpfe für Volksrecht knüpfen, ſolida— 
rifch find für ganz Deutichland, weil in feinem Staate das Net des Volks be 
einträchtigt werden fönnte, ohne daß alle anderen nothwendig mit darunter leiden: 
müßten. Meine Herren! Jh möchte den Abgeordneten aus Preußen Glück wün— 
fhen zu dem Konflift, in den fie gegenwärtig verwidelt find. Denn eine 
Verfafiung bat nur dann einen Werth, wenn fie ihre Kraft erprobt bat; 
fie kann aber ihre Kraft nur im Kampfe erproben; nur, wenn fie fih durch 
Kämpfe bewährt hat, wenn es der Volksvertretung gelungen ift, die Nechte, welche 
ihr die Verfaffung einräumt, auch wirklich durchzufegen, erjt dann bat fie Werth 
und Bedeutung. Es handelt fih aber nicht nur um Kämpfe für fpeziel in Frage 
ftehende Volksrechte, fondern um Kämpfe für ein großes politiiches Prin cip, 
für das Prineip der parlamentarifhen Regierung überhaupt. Der Kam! 
biefür bat auch in den übrigen deutſchen Staaten die legten 50 Jahre ausgefüllt. 





81 


Wohl ift e3 bier da und dort der Volfsvertretung gelungen, ihre Rechte durchzu— 
egen, wohl bat fi) da und dort eine Verfaſſung bewährt; allein überall, wo die 
Sade bis auf den Punkt durchgeführt werden follte, das parlamentarische Princip 
urchzuſetzen und die Regierung auf den Weg der in der Kammer vertretenen 
Bolfsmehrheit zu führen, war auch der Punkt erreiht, wo die Wendung eintrat, 
ınd die Reaktion wieder Meifter wurde über die Beftrebungen des Volks. 

Meine Herren, bei diefem Kampfe mit wechſelndem Glüde war es immer 
in verhängnißvoller Umstand, daß die beiden deutichen Großftaaten jo lange dat 
iner conftitutionellen Verfafjung entbehrten. Denn nur dadurd war es möglich, 
‚aß, jo oft man in einem einzelnen kleineren Staate das Ziel erreicht zu haben 
laubte, die Regierung, unter des deutſchen Bundes ſchützenden Privilegien und 
eftügt auf die Bajonette der Großftaaten, einen Rüdichlag führen konnte. Der 
tampf, der jeßt in Preußen geführt wird, wenn er von Erfolg begleitet ift, gibt 
ns aber Hoffnung, daß es anders werden wird; denn wenn einmal in Diejem 
riten deutihen Staate das parlamentarische Princip zur Wahrheit geworben ift, 
ürfen wir hoffen, daffelbe Princip auch in den übrigen Staaten zur Durchfüh— 
ung zu bringen. 

Meine Herren! Diefer Kampf bat aber nicht nur eine Bedeutung für die 
reibeitlide Entwidelung unferes Vaterlandes, fondern er bat ebenjo jeine 
Jedeutung für die Entwidelung zur Einheit. Sit erft das Princip des parla= 
nentariihen Regiments überall zur Wahrheit geworden, alsdann dürfen wir 
ıtcht mehr daran verzweifeln, auch die deutiche Einheit zu Stande zu bringen. 
die Regierungen für ſich werden in aller Ewigkeit nicht einig werden; fie werden 
ber einig werden müſſen, wenn jenes Princip durchgeführt ift, und fie dem Im— 
uls, welcher von der Volfsmehrheit ausgeht, fich zu fügen haben. Denn wäh: 
end gegenwärtig die Mißverftändniffe und Zerwürfniffe unter den Regierungen 
nehmen, nimmt andererfeitS die Einigung im Volke zu; ein Beweis dafür ift 
nier geftriger Beichluß, durch den e8 gelungen ift, mwenigftens für die jegt un: 
uittelbar vorliegende Frage eine großartige Einigkeit herzuſtellen. Meine Herren, 
ie einzige Hoffnung der Reaktion ift die Zwietracht im deutichen Volke; von allen 
seiten wird der Verſuch gemacht, die deutichen Stämme gegeneinander zu begen 
nd namentlich in unferem Süden muß ich e3 oft mit blutendem Herzen mit an— 
ben, daß man jede Gelegenheit, jede Veranlafjung benugt, um das ſüddeutſche 
* gegen das norddeutſche einzunehmen; umgekehrt wird es nicht beſſer ſein. 
Zzravo.) 

Meine Herren, wenn etwas die Aufgabe eines Patrioten iſt, ſo iſt es das, 
eſen Beſtrebungen mit aller Entſchiedenheit entgegen zu treten, überall die Ueber— 
ugung zu verbreiten, daß die deutfchen Stämme nur durch Einigkeit zum Ziele 
langen fönnen, und die Hebereien zu bekämpfen, welche von der Reactiondpar: 
i ausgehen. Meine Herren, ich — daß es vielleicht angemeſſen war, gerade 
m Seiten Süddeutſchlands den Antrag, der vorliegt, einzubringen und ich kann 
obl die Verfiherung geben, dab die Beftrebungen, Schwaben gegen den Norden 
ızubringen, nur fehr unbedeutende Erfolge errungen haben. (Bravo). 

Ich weile darauf hin, daß von mehreren ſchwäbiſchen Verfammlungen wäh— 
nd der Wahlen zu dem preußifchen Abgeorbnetenhaufe Zuftimmungserklärungen 
ı den Beftrebungen der preußifchen Fortjchrittspartei ausgegangen find; und mie 
e Stimme unjere® Stammes fich während der Wahlen an den Kämpfen des preu- 

Congreß deutfcher Abgeorbneter. 6 
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Biihen Volkes durch Sympatbhieerflärungen betbeiligt bat, fo denke ih auch jekt 
im Sinne nit nur der überwiegenden Mehrzahl meiner Landsleute in Schwaben, 
jondern im Sinne der großen Mehrheit des ganzen deutihen Volkes zu fprechen, 
wenn ich meinen Antrag zur möglihit einftimmigen Annahme empfehle (Bravo). 


Trabert aus Churheſſen. Meine Herren! Fürdten Sie nit, daß ih zur 
Unterftügung diejes Antrages, der fi meiner Meinung nah ganz von felbit ver 
ftebt, eine Rede halten möchte; ich will nur nod ein Moment hervorheben. Ich 
jelbft begrüße nämlich den Antrag insbejondere auch deshalb mit Freude, weil er 
meiner Meinung nah das Preußiihe Abgeordnetenhaus aud dafür anerkennt, daß 
ed in jeinen Abjtimmungen einen Protejt erhoben bat, wenigitens tbatfählih er— 
hoben bat, gegen die Vermehrung der ftehenden Heere, die blos gewollt wird im 
Intereſſe der Dynaltien. Sie alle wiffen, wie entjeglih viel Geld die ftehenden 
Heere foften in der Stärke, wie wir fie jeßt ſchon haben; Sie alle willen, wohin es 
führen würde, wenn diefe Ausgaben noch vermehrt werden würden. Der Ban: 
ferott der Staaten wäre unvermeidlich! Allerdings jagt man, die Ver: 
mebrung der ftehenden Heere in Preußen wäre wünſchenswerth, wenn die fteben: 
den Heere benußt werden jollen, um die Einheit von Deutſchland erfämpfen zu 
belfen, und unter Umftänden wäre dann wohl aud Mander von uns dafür. Abeı 
wenn wir blos ftehende Heere vermehren wollen, um die Einheit zu erfämpfen 
ohne daß wir gleichzeitig jehen, dab die Negierungen, die die ftebenden Heere be 
nußen wollen, einen Bund jchließen mit der Nation, mit den freiheitlihen Beſtre 
bungen des Volks, jo haben wir wohl Urjache zu der Belorgniß, es führe die ein 
fahe Vermehrung nur zum Gegentheil. Denn hätten dann nicht die Gegner deı 
Einheit ganz dafjelbe Mittel? Wohin würde das führen? Hüben würde vermehrt! 
und drüben würde auch vermehrt und der Banferott würde nur beichleunigt. 

Peifimiften könnten dann freilih jagen, durh den Bankerott der Staateı 
fommen wir zum Ziel; ich denke, auf diefen Standpunkt fielen wir uns nicht 
wir jprechen dem preußifchen Abgeordnetenhaus vielmehr unfern Dank aus für ſeir 
Beftreben, weil e8 die deutiche Bewegung in regelrehte Bahnen lenken will. © 
will die Regierung, ich meine die preufifihe Regierung, dahin bringen, daß fir 
wenn fie je etwas thun will für die Einheit des deutihen Waterlandes, e8 nu 
dann thut, wenn fie zuvor den Pact mit der Freiheit des deutichen Volkes fchlof 
In diefem Sinne unterftüge ich den Antrag mit vollem Herzen. 

Ich würde ein Amendement jtellen, das diefe Seite noch befonders bervorbeb! 
aber ich dente, ein Antrag, wie der vorliegende, muß gemwifjermaßen aus einer 
Guſſe hervorgehen und der Proteft, den ich meine, die Anerkennung dieſes Pre 
tefte8 gegen die planlofe, bejonders im Intereſſe der Dynaftien gewollte Vermet 
rung der ſtehenden Heere, veriteht ſich icon jo jattiam als maßgebend, daß es aı 
nügt, wenn ich diefem Gedanken einfach Ausdrud gegeben habe. (Bravo). 


Präfident. Meine Herren! Es ift ein Antrag eingegangen, über den Antra 
bes Herrn Hölder zur Tagesordnung überzugehen und zwar von Herrn v. Gager 
aus Heidelberg. Er bat das Wort zur Begründung deijelben. 


von Gagern aus Heidelberg. Meine Herren! Ich babe den Antrag geftell 
über den Antrag des Herrn Abgeordneten Hölder zur Tagesordnung überzugebei 


83 


Ib bin überzeugt, daß die preußifhe zweite Kammer mit vollem Bemwußtfein de— 
rn Tragweite ihre Beſchlüſſe gefaßt hat; ich bin weit entfernt, diefe Beſchlüſſe 
irgend einer Kritik zu unterwerfen, aber es ift nicht der Standpunkt diejer Ver— 
Jammlung, fich — identificirt zu betrachten mit der Fortſchrittspartei, welche 
in Berlin den Gang der Verhandlung über die Militair-Organiſations-Frage be: 
timmt hat. (Wideriprechende Bewegung). 

Es giebt in Berlin auch noch andere liberale Fractionen, denen Sie das Epi- 
tbeton nicht abſprechen werden, daß fie liberal ſeien und die in diefer Sache einen 
anderen Standpunkt eingenommen haben. Diejes ift der Grund, warum ich nicht 
glaube, daß diefe Verfammlung fih mit dem Antrage einverftanden erklären follte. 
Dan Ipra in der Motivirung davon, daß dies eine Gelegenheit fei, das Zermürf« 
niß zroifchen den deutichen Stämmen nicht weiter Haffen zu laſſen, die Eintracht 
zu zeigen. Meine Herren, diejer Antrag hat mit der gegenjeitigen Stimmung unter 
den Stämmen Deutichlands auch nicht das gerinafte zu thun; es ift ein Verhält— 
ni zwiſchen den verichiedenen Parteien und den verichiedenen Factoren der Ge- 
walten in Preußen, und wir follten diefe unter einander e8 ausmachen laſſen. 

Außer diefem Grunde, der das Materielle des Antrages berührt, babe ich 
nob einen anderen, der mich beftimmt bat, den Antrag, zur Tagesordnung über- 
jugeben , zu ftellen. Es ift ein, die Wirkfamfeit folder Berfammlungen und de- 
ten Erhaltung betreffender. Es ift auch geftern bier ein Antrag zur Abftimmung 
gefommen, gegen welchen ich mit einer jehr Heinen Minorität geftimmt hatte; es 
war der Antrag der Herren Joſeph und Lang, diefe Verfammlung wolle die Wie- 
deraufrihtung des Rechtszuftandes in jenen Ländern, in welchen Dftroyrungen, 
unter Aufhebung geſetzmäßiger Zuftände, ftattgefunden haben, für ein allgemeines 
deutiches Snterefe erklären. 

Ich habe gegen diefen Antrag gewiß nicht darım geftimmt, weil ich ihn mit 
Rüdficht auf Kurheifiihe und Mecklenburgiſche Zuftände für unpaffend gehalten hätte, 
jondern darum, weil er die Aufforderung gleichiam enthält für eine größere An: 
zahl von Staaten und ihre Vertreter, beftehbende ſtaatsrechtliche Verhältniſſe als 
nicht mehr zu Recht beftehend zu betrachten. Auch die preußiihe Verfaſſung ift 
oftroyrt, und ich bin überzeugt, daß auch die preußiſche Fortichrittspartei das 
ſtaatsrechtliche Fundament ihrer Wirkfamkeit nicht erſchüttert jehen will durch ei— 
nen ſolchen Beihluß. — 

Sn ähnlicher Lage wie Preußen, find noch mehrere andere Staaten. In 
dem einzelnen Staate in ähnlicher Lage mag die betreffende Volksvertretung mit 
ihrem Gewiſſen zu Rath geben, ob fe in den konkreten Verhältniſſen Gründe 
iindet, die Rechtsbeſtändigkeit der ftaatsrechtlihen Zuftände in Frage zu ftellen; 
aber eine jo meitgreifende Erihütterung derjelben durch Aufitellung eines Prin— 
ips, ohne Prüfung des einzelnen Falles, das halte ich für an ſich gefährlih und 
die Wirkſamkeit folier Berfammlungen gefährdend. Zur Aufgabe hat fie fich ge: 
jet die Beförderung der deutihen Reform: Frage, nicht Urtheile über Fragen 
abzugeben, die einzelne Länder betreffen. Darum ftimme ih auch in dem vorlie- 
genden Falle dagegen, daß ein folder Beſchluß gefaßt werde. 


Bluntihli aus Heidelberg. Meine Herren! Nur zwei Worte zur Aufflärung 
von Mißverftändniffen. 
6 * 
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Der Antrag, der von der Commiſſion geftellt worden ift, dem preußiide 
Abgeordnetenhaus unjere Anerkennung auszujpreden, ift, wie auch in dem Ne 
ferat ausdrüdlich bemerkt wurde, nicht dazu geitellt worden, um eine Meinun 
auszuſprechen über Differenzen innerhalb des Berliner Abgeordnetenhauſes, meld 
zwijchen der Minorität von 60 und der größeren Majorität beiteht, wir haben « 
im Gegentbeil ald eine interne Angelegenheit des preußiichen Abgeordnetenhau 
ſes betrachtet! die Art, wie fie im Detail den Kampf für das Berfafjungäres: 
führen wollen, wohl aber war man einig, die Hauptabjtimmung durch unſen 
Anerkennung zu billigen, die Hauptabjtimmung gegen etwa 11 Stimmen, — 
wenn ich nicht irre? — (Viele Stimmen: Ja! Ja!) an der fait fämmtliche Mi: 
glieder aller liberalen Fraktionen Antheil genommen haben. Und da, meine Het 
ten, verfteht es ſich doch ganz von jelbit, wenn dort die jämmtlichen "liberale 

raftionen zufammen eine Meinung ausjpreben, daß diefe Meinung auch di 

ympatbien der jämmtlichen liberalen Fraktionen aller anderen deutihen Lände 
für * bat. (Stimmen: Sehr wahr!) Das auszuſprechen, iſt unſere Meinun 
geweſen. 

Ein zweites, nicht minder großes Mißverſtändniß wurde jo eben ausgeipre 
ben, deſſen Berichtigung mir nothwendig erſcheint. Der Beihluß, den wir ge 
ftern gefaßt haben, hat entfernt nicht die Abjiht, da, wo die Länder mahrhaii 
berubigt und befriedigt, da, wo die Völker einverjtanden jind mit de 
beftebenden Drdnung, da wo die Völker einverftanden find in allen ibre 
weſentlichen honetten Beitandtheilen, da Unruhe zu ftiften, nein, meine Herren: 
Sie jollten nur eine Rechtöverwahrung ausfpreden und zugleich da, wo der Frick 
nicht bergeftellt ift, wo der Rechtsbruch noch ald Wunde Elafft, wo Uebelſtänd 
noch vorhanden find, die Männer ermutbhigen, das Recht zu behaupten in da 
großen Kämpfen der Gegenwart fir gutes und freies Verfaſſungsrecht. (Brave! 
Diefe Frage ift entichieden und fie ift in diefem Sinne entjchieden. 

Ich beantrage: den Commiſſions-Antrag, wie er vorliegt, in dem bezeichne 
ten Sinne anzunehmen. 


Mes aus Darmftadt. Meine Herren! Ich ergreife wirklich mit fchmeren 
Herzen das Wort. Denn ich bin dießmal veranlaßt, gegen einen Mann zu jprecen 
dem gegenüber ih vor 12 und mehr Jahren Gefühle tiefer Bewunderung um 
ih darf jagen, fogar Xiebe begte. (Bravo!) 

Meine Herren! Ich glaube bier in diefem Saale ſoll deuticher Geift mweba 
und wir wollen uns nicht verhindern laffen durch übertriebene Aengitlichfeit, all 
wenn wir in innere Landesangelegenheiten eingreifen wollten, auszudrüden da 
gemeinjamen Brüdern die tiefftern Gefühle der Achtung und Liebe, welche wir ib 
nen entgegentragen müſſen. 

Meine Herren! Es ift flar, dab die Haltung des preußiihen Abgeordneten 
baufes in der Militärfrage nicht blos Preußen, den Staat Preußen, berührt, ſon 
dern für ganz Deutichland das höchſte Intereffe bat, weil Sie Alle willen, dei 
wir eine Staatsform erftreben, in welcher es allerdings nicht gleichgültig ift, wu 
die materielle Belaftung, wie Gut und Blut, wie das Leben, die Freiheit unfere 
Söhne und Brüder in Anspruch genommen wird. Bon diefem Standpunkte aus 
. glaube ih, können wir uns um fo ruhiger ausſprechen, als bier es fich nid 
bandelt um einen Bruchtheil der liberalen Partei. Denn Sie wiſſen Alle, das 


x 
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sadhdem im Beginne fchon eine eminente Majorität von 272 gegen 68 Stimmen 
ich gezeigt hatte, zum Schluß nur noch 11 Perfönlichkeiten übrig blieben, von 
velhen wahrlich fein Einziger mehr, außer etwa Einem alten Namen, noch ber 
reiheitlihen Partei zugerechnet werden darf. (Bravo!) 

Unter diefen Umständen, meine Herren, glaube ih, dürfen wir uns rubig 
ausiprehen; und wenn ich auch nicht verfenne, dab der Ausdrud unferer Mei: 
rung an mancher, vielleiht an einer ſehr entjcheidenden Stelle übel vermerkt 
werden wird, jo darf uns das nicht abhalten; denn, meine Herrn, an allen die- 
en entiheidenden Stellen wird unfer ganzes Streben und Ringen überhaupt übel 
sermerft (Bravo!) und wir wollen nicht durch übertriebenes Diplomatifiren nad 
ver einen Richtung, die doch nie und nimmer leicht zu gewinnen ift, die Liebe 
»es Volkes, die Liebe und Anhänglichfeit der Öffentlihen Meinung, die allein 
ins zum Ziele bringen kann, verfcherzen und verlieren! (Bravo!) 

Meine Herren, ih erfuhe Sie alſo auf das Dringendite, wir wollen feinen 
Theil der liberalen Partei, auch nicht der am meiften nach rechts figenden Frak— 
ion derfelben, einen Vorwurf machen, wie Ihnen der Name des Herrn Vorred» 
iers Bürgſchaft geben kann, wir mollen aber einem Gefühle Ausdrud geben, 
vas nicht allein jeden einzelnen Bürger in Preußen befeelt, fondern mas durch 
anz Deutichland Tag für Tag bervortritt und welchem Ausdrud gegeben wer: 
ven muß, wenn wir überhaupt uns für berechtigt halten, die Meinung des beut- 
hen Volkes auszufpreden. 

Auf einen geftern abgethanen Gegenftand, glaube ich, dürfen wir nicht mehr 
mrüdfommen. (Stimmen: Sehr richtig!) 

Ich hoffe alfo, Sie werden dem heutigen Antrage des Herrn Hölder, der 
nir doppelt mwohlthut, weil er aus Württemberg fommt, — dem werden Gie 
en einftimmig, vieleiht beinahe einftimmig — beitreten. (Stürmiſcher 

eifall.) 


Präfident. Es Liegt ein Antrag auf Schluß der Debatte vor. Ich bringe 
denjelben zur Abftimmung. Wird angenommen.) 

Wir fommen nun zur Abitimmung über die vorliegenden zwei Anträge. Ich 
demerfe, daß die hier anmefenden Mitglieder des preußiihen Abgeorbnetenhaufes 
erklärt haben, fi der Abſtimmung zu enthalten. 

Ich bringe zunäcft den Antrag des Herrn v. Gagern: 

„über den vorliegenden Gegenftand zur Tagesordnung überzugehen“ 
nr Abftimmung. 
(Wird mit allen Stimmen gegen die des Herrn v. Gagern abgelehnt.) 

Ich gehe jeht zur Abftimmung über den Antrag felbft über. Derfelbe geht dahin: 

„Die Berfammlung fpredhe der preußiihen Abgeordnnetenfammer für ihre 
Haltung bezüglih des Militär-Etat3, weldhe für die Entwidelung des 
eonftitutionellen Lebens in Deutjchland von der höchſten Bedeutung 
it, ihre Anerkennung aus,” 

Wer dafür ift, der wolle die Hand erheben. — Ich glaube conjtatiren zu 
fönnen, daß wohl beinahe die ganze Verfammlung ... (Zuruf: Gegenprobe!) 
Meine Herren, ich bitte diejenigen, welche gegen den Antrag find, id zu erhe⸗ 
ben. — Es bat fih Niemand erhoben, der Antrag ift aljo einftimmig an- 
genommen. (Lebhafter Beifall.) 
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Wir gehen nun über zu dem folgenden Gegenftand der Tagesord— 
nung, die Sabungen des Abgeordnetentages betreffend — 


Lette. Es war nothwendig, Sapungen für den deutjchen Abgeorbnetentag 
vorzulegen. Wir haben diefe Sagungen in der Kommilfion mehrfach und ſehr 
gründlich berathen. Es ift jehr natürlih, daß zunächſt dabei verſchiedene Stand: 
punkte und einige Gegenfäge in Bezug auf die Einrichtungen, auf die Mittel und 
Wege eintreten, dur die der Zwed zu erreichen it. Ich kann Ihnen aber die 
fehr freudige Mittheilung machen, daß die Commiffion heute ſich einftimmig ver 
einigt bat über jede einzelne Beitimmung diefer Saßungen, die wir Ihrer Ge: 
nehmigung unterbreiten. Ich werde mir erlauben, dieſe Sapungen vorzulejen 
und demnähft daran nur noch menige Bemerkungen und den Antrag auf Ihre 
Genehmigung Inüpfen. Die Sapungen lauten wie folgt: 


8. 1. 
Zweck des deutichen ee ift: über wichtige Fragen 
von gemeinfamem Intereſſe, welche in Ermangelung eines deutfchen 
Parlaments zur Berathung in den Kammern der Einzel:Staaten ſich 
eignen, eine Verftändigung und ein möglichit gleichartiges Verfahren 
in den deutihen Kammern im Sinne der Einigung und freiheitlichen 
Entwidelung Deutſchlands zu fördern. 


8. 2. 
ur Theilnahme berechtigt find alle gegenwärtigen und geweſenen 
Mitglieder deutſcher Volfsvertretungen überhaupt und die gegenmwär: 
tigen und geweſenen Mitglieder der Landtage der jämmtlichen deut: 
ſchen Bundesländer insbejondere, welche die Einigung und freiheit: 
lihe Entmwidelung Deutichlands anftreben. 


8. 3. 
Der deutſche Abgeordnetentag tritt ordentlicher Weiſe jährlich ein: 
mal, außerordentlier Weife, jo oft wichtige und dringende Fragen 
dieſes erfordern, zujammen. 


$. 4. 

Die ftändige Commiffion befteht aus 40 Mitgliedern, von denen 
20 dur die Berfammlung gewählt, die übrigen 20 dur die Ge 
wählten fooptirt werden. Sie wird für die Zeit von einer orbent- 
lichen Verfammlung bis zum Schlufje der nächſten beftellt. Bei ber 
Wahl und Eooptation ift darauf zu ſehen, daß die verfchiedenen Staa: 
ten in der Commilfion möglichit vertreten find. 

Zu diefem Zwecke werden Vorichläge von den Mitgliedern der 
— Staaten übergeben und daraus eine Kandidatenliſte 
gebildet. 


8. 5. 
Die ftändige Commilfion bat die Geſchäfte des Abgeordnetentags 
au bejorgen, fie hat insbeſondere außerordentlihe Verfammlungen zu 
rufen, die Zeit des Zufammentritt3 der ordentlihen feftzuftellen 
und die Verhandlungen vorzubereiten. 
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8. 6. 

Die ftändige Commilfion mählt einen VBorfigenden und einen 
Stellvertreter dejjelben und beftellt das Bureau. 

Dem Vorfigenden bleibt überlafien, in den bierzu geeigneten 
Fällen das Votum der Commiffions : Mitglieder auf dem Gorrespon- 
denzwege zu erholen. 

8. 7. 

Der Sit der ftändigen Commiffion und des Bureaus ift in Frank: 
furt a./M.; dajelbit finden auch in der Regel die Verſammlungen des 
Abgeordnetentages ftatt. 

. 8. 

Die Berfammlung wählt zur Leitung der Verhandlungen einen 
BVorfigenden und zwei Stellvertreter, dieſe zujammen mählen die 
Schriftführer. 

Selbitftändige Anträge find jpäteltend acht Tage vor Beginn der 
Berfammlung der ftändigen Commilfion zu übergeben. Die Tages: 
ordnung wird auf den Borfchlag der ftändigen Commiffion von der 
— feitgeftellt:. Die Verhandlungen der Verſammlung find 
öffentlich. 

Kein Redner, die Berichterftatter ausgenommen, darf über 10 
Minuten reden. 

Selbftitändige Anträge, welche nit von der ftändigen Commiffion 
ausgeben, kommen nur dann zur Debatte, wenn fie vor Beginn der- 
jelben dur 15 Mitglieder unterftügt werden. 


8. 9. 

Zur Beftreitung der Koſten hat jeder Theilnehmer jährlich 2 Ver⸗ 
einsthaler zu entrichten. Wer fih einmal als Theilnehmer eingezeichnet 
bat, wird fo lange als folder betrachtet, als er nicht feinen Austritt 
anmeldet, und wird der jährliche Beitrag von den bei der ordentlichen 
Berfammlung Nictericheinenden durch Poſtnachnahme erhoben. 


Meine verehrten Herren! Das find die zwar furzen, aber ich glaube bündi— 
gen und dem Zweck entiprechenden Satungen, die wir Ihrer Genehmigung un- 
terbreiten. Wir wünſchen, daß ſich ebenjo, wie in der Kommiffion, eine vollftän- 
dige Einigkeit herausſtellt. Wie in der Kommiffion verihiedene Gegenjäße aus: 
geglichen, wie verihiedene Standpunkte, von denen man Anfangs ausgegangen 
ift, vermittelt worden find, jo möge es Ihnen gefallen, dieje —— en bloc 
anzunehmen. (Unterjtügt). Denn, meine Herren, auf die einzelnen Saßungen 
fommt es m. E. weniger an, vorausgelegt, daß fie im Ganzen angemeflen find: 
es kommt vor Allem auf den Geilt an, der fie zu beleben weiß und welchem die 
Satzungen zu dienen haben. (Beifall.) 


Barth. Meine Herren! Ich glaube hervorheben zu müflen, daß von Preu- 
ßiſcher Seite der Antrag ausgegangen ift, als regelmäßigen Sit der Verſamm— 
lung die Stadt Frankfurt a./M. zu nehmen. (Bravo!) 
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Präfident. Da Fein Widerfprud gegen die Sagungen gemacht worden ift, 
jo können mir diejelben fogleih ihrem ganzen Inhalte nah zur Abjtimmung 
bringen. 

(Bei der hierauf erfolgten Abſtimmung waren die Satzungen mit allen gegen 
2 Stimmen angenommen). 

Nah den angenommenen Satungen warb es alsbald nöthig, durch bie heutige Verſammlung, 
fo viel als möglich mit Rüdfiht auf jämmtliche Staaten, 20 Rommiffionsmitglieder wählen zu laſſen. 
Die Herren Abgeorbnreten wurben baber erfucht, in ber num bis 1 Uhr eingetretenen Pauſe zuſammen 
zu treten unb en unter einander zu verftänbigen, welche Namen fie aus ben einzelnen Ländern be- 
zeichnen wollen. Bis 12 Uhr jollen die Namen ber Vorgefchlagenen auf dem Bureau abgegeben jein 
und im Einverſtändniß mit ber — die Herren v. Unruh, Probſt, Barth, Dr. Müller, 
v. Bennigſen, Joſeph, Cichorius, Dr. Oetker, Metz, Lammey zu Aufſtellung der Kandidaten-Liſte 
zuſammentreten 


Hierauf ward die Sitzung bis 1 Uhr vertagt. 


Präfident Fried. Die Sitzung iſt eröffnet! 

Der heute morgen feltgeftellten Tagesordnung gemäß kommen wir nun zur 
Mahl der zu beitellenden Commiſſion aus 20 Mitgliedern beſtehend. Die 
beute zufammengetretene Commiffion bat einen Vorſchlag vorbereitet und als Refe— 
rent Herrn Barth ernannt. Ich erfuche denjelben die Vorſchläge der Commiffion 
der Verfammlung mitzutbeilen. 

Dr. Barth. Es wird Ihnen, meine Herren, von Intereſſe fein, diejenigen 
Namen kennen zu lernen, melde von den Abgeordneten der verſchiedenen Staaten 
als Commiffionsmitglieder in Vorſchlag gebracht worden find. Es find in Bor: 
ſchlag gebracht worden 

von Preußen: 

—— von Unruh, von Sybel, Behrend, v. Hoverbeck, Dahl— 
— v. Rönne (Solingen), Cetto, Virchow, Lette, Löwe (Kalbe), Ja— 
coby; 

von Württemberg: 
Hölder, A. Seeger, Probſt, Fetzer; 
von Bayern: 
Voͤlk, Brater, Crämer, Barth; 
von Hannover: 
v. Bennigſen, Pland, Adieckes; 
von Sachſen: 
Cichorius, Joſeph, Schaffrath, Siegel; 
von Churheſſen: 
Nebelthau, Friedr. Detker; 
von Be Darm — 
r. Wittmann aus Mainz, Dr. Schmith daſ. Gebhardt in D. Ingelheim, 
Matty in Dächheim, Thudichum in Büdingen, Metz in — 
von Braunſchweig: 

—— Braunſchweig, Bode daſ., Obergerichtsrath Schmied in Wol— 

enbüttel; 


89 


von Bremen: Dr. Pfeiffer ; 

von Medlenburg: Morik Wiggers; 

von Nafjau: Dr. Lang; 

von Weimar: Fries; 

von Coburg: Oberländer; 

von Gotha: Henneberg ; 

von Meiningen: Rüdert; 

von Sondershausen: Kumpenhans; 

von Rudolftadt: Ebermwein; 

von beiden Anhalt: Dr. Kregihmar und Fiedler; 
von Baden: Bluntſchli und Häuffer in Heidelberg. 


Die Herren aus Frankfurt haben keine Vorfchläge übergeben, fie überlaffen 
die Wahl dem Eomite. Die Candidatenlifte für die fländige Commiſſion, melde 
dad Comité feftgeftellt hat, ift nun folgende: 


Behrend 

Schulze⸗Delitzſch 

v. Unruh für Preußen, 
Lette 

v Hoverbeck 


— für Bayern, 
Dr. Joſeph für Sachſen, 

v. Bennigſen für Hannover, 
Hölder für Würtemberg 

Dr. Bluntſchli für Baden, 
Metz für Heſſen-Darmſtadt, 
Dr. Oetker für Heſſen-Caſſel, 
M. Wiggers für Mecklenburg, 
Pfeiffer Ar Bremen, 

Sigm. Müller für Frankfurt, 
Dr. Lang für Naflau, 
Vieweg für Braunfchweig, 
Fries für Weimar, 
Dberländer für Koburg 


Mir haben dabei in Betracht gezogen, daß den einzelnen Staaten, wie e8 das 
Statut mit fih bringt, möglichite Betheiligung zugewendet werden foll, es ift aber 
ganz natürlih, wenn aus einigen 30 veridhiedenen Staaten nur 20 Mitglieder 
gewählt werden jollen, daß man da nicht allen Forderungen gerecht werben Tann. 
Es muß deshalb der Commilfionsantrag auf eine billige Beurtheilung Anſpruch 
machen. Was übrigens noch mangelt, wird bei der Cooptation fo meit möglich 
nachgetragen. Im Bezug auf die Cooptation ift das Comite von einer Anſchauung 
ausgegangen, die ich Ihnen mittheilen muß. 

Wir waren nämlich nicht in der Lage in die Commiſſion Mitglieder aus 
Defterreich zu wählen, weil feine bier find; ich glaube auch nicht, daß wir Ver— 
anlaffung haben, die Herren aus Defterreich —* einmal beſonders aufzufordern, 
allein wir find ebenſowenig der Meinung, daß man ſich gegen Defterreich verpflich— 
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ten follte, wenn Mitglieder aus Defterreih ſich nadhträglih zum Abgeorbneten: 
Tage melden und dab man dann auf eine entiprechende Vertretung Defterreichs 
in der Commiſſion Rücdficht zu nehmen habe, diefer Zwed wird am beften erreicht, 
wenn bei der Cooptation einige Stimmen in petto behalten werden, welche man 
demnächft dazu benutzen kann, um den Mitgliedern aus Defterreih einen Antheil 
an den Berathungen zu fichern. 


(Einem aus der Berfamlung geftellten Antrage gemäß, wirb, nachdem ein Antrag auf Abftim- 
mung über bie einzelnen Namen verworfen worden war, bie von ber Commiſſion vorgefchlagene 
Eandidatenlifte im Ganzen von der Mehrheit ber Berjammlung angenommen.) 


Präfident. Der folgende Gegenftand der Tagesordnung betrifft 
die Zollvereinsfrage, Referent hierfür ift Herr Crämer aus Doos. 


Crämer aus Doos (Bayern). Meine Herren! Ich babe Ahnen im Namen 
der Commiffion Vortrag zu erftatten über den von derjelben Ihnen vorgelegten 
Ausfhußantrag. Derfelbe lautet: 

Die Berfammlung erklärt, daß der gegenwärtig zwiſchen den Regierun: 
gen der Zollvereins : Staaten ausgebrodhene Zwift dem Wohl der deut: 
Ihen Nation und dem Anfehen der Regierungen verderblih, daher eine 
baldigfte Erledigung deſſelben dringend iſt; die Verfammlung erkennt, 
daß die Grund-Urſache diefes Zwiſtes in der ſchlechten Verfaſſung des 
Zoll: Bereing gelegen ift; fie fpricht fich deshalb dahin aus: 

1) daß zwar die Gründung des wirklichen Bundesftaates auch in han— 
delöpolitifcher Beziehung das erfte Bebürfniß Deutſchlands ift, wel— 
ches auch diefem Notbitand abhbelfen wird; daß jedoch 

2) fo lange, bis dieſes Ziel erreicht fein wird, in jeder Weiſe die 
Auflöfung des für Deutichland unentbehrlien Zollvereins zu ver: 
meiden ift, daher 

3) bei der Erneuerung beffelben eine Verbeſſerung feiner ſchlechten 
Verfaſſung unerläßlich jcheint. 

Wenn es fich bei diefer Frage darum handeln würde, in das Detail der: 
jelben nach allen Richtungen bin einzugehen, fo würde ich Ihnen geſtehen müſſen, 
daß ih mich völlig außer Stand fühlte, Ihnen genügenden Aufihluß bier zu 
geben; die Zeit war außerordentlich Furz, die und vergönnt war, eine derartige 
Rejolution zu faſſen und diefelbe mußte gefaßt werden aus zwei Gründen, die ich 
Ihnen fofort vorzutragen mir erlaube. 

Der erite Grund war der: die Frage ftand auf der Tagesordnung, die aller 
Welt bekannt geworden ift; der zweite Grund war der, daß wir einer jolchen 
Frage unter gar Feiner Borausfegung aus dem Wege gehen durften, daß mir 
dieje Frage zur Beſprechung ausjegen mußten, weil die Einladung zu dieſer Ver— 
lammlung ausdrüdlich erflärte, daß die Abgeordneten zufammentreten, um über 
die gemeinfamen Intereſſen des deutichen Volkes fih dahin ſchlüſſig zu machen, 
wie diefelben in den einzelnen Kammern berathen und beſchloſſen werben follen. 

Es fol alfo bier eine Verftändigung angebahnt werden, wie dieje, die Suter: 
eſſen unferes Volkes jo innig berübrenden Gegenftände in den verſchiedenen Kam: 
mern zu behandeln jeien. Daraus geht aber hervor, daß es fih gar nit darum 
bandeln kann, daß wir die einzelnen verichiedenen Meinungen jo zu jagen unter 
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einen Hut fteden, das ift nicht die Abficht des Commifftons » Antrages, das kann 
fie in dieſer Richtung auch nicht fein, und bier unterfcheidet fich derjelbe meientlich 
von dem Gegenitande unjerer geftrigen Berathung; geitern bat es fi darum ge: 
bandelt, ein Zeugniß abzulegen vor der gefammten deutihen Nation, daß es 
Männer giebt, die in ſich jelbft fo viel Selbitbeherrihung haben, das, was fie 
jelbft vielleicht ihr Lebelang als ihre höchſte Idee und als das Product ihrer 
ganzen Forihung erfahren haben, unterzuordnen unter das große Ganze, unter 
den einigenden Gedanken, um dem Volke zu zeigen, daß die Zeit gekommen 
it, wo fie fih ſchaaren allzumal unter einem Banner, unter dad Banner 
Deutihlands. 

Hier aber in diefer Frage tritt uns die praftifhe Anwendung unferes gejtrigen 
Beſchluſſes nahe. 

Hier fragt es fih darum: war unfer geftriger Beſchluß wirklich der Erguß 
unferer innigften Ueberzeugung, war er nicht künſtlich gemacht, war er das, was 
alle unfere Herzen bewegt? Wohlan bemeilen Sie e8 heute, indem Sie eintreten 
in die praktiihe Frage, die jeßt unfer Volk bewegt. (Bravo.) 

Meine Herren! Ich bin, wie ich Ihnen Eingangs ichon bemerkt habe, durd: 
aus nicht gewillt, in specialia einzugeben, das iſt nicht unfere Aufgabe im gegen: 
wärtigen Augenblide, wir wollen nur die Directiven bezeichnen, die unſer ferneres 
Verfahren zu regeln haben, aber wir wollen fein Bräjudiz jchaffen in diefer Frage, 
die Frage iſt in einer gewiflen Richtung immerhin eine offene, aber nur in 
at — in einer andern nicht, da kann ſie es nicht ſein, da darf ſie es 
nicht ſein. 

Ich vermeſſe mich nicht, Ihnen jetzt eine Geſchichte der neueſten Zeit in Be— 
ziehung auf den vorliegenden Gegenſtand vorzuführen, das iſt auch gar nicht 
nothwendig, das wäre reine Zeitverſchwendung; wie die Sache liegt, das wiſſen 
Sie Alle, es handelt ſich jetzt darum, was tollen wir thun, wenn die Frage in 
den nädjten einzelnen Kammern uns vor die Augen tritt, wenn wir bort darüber 
Beſchluß fallen müffen, wie follen wir es angreifen? 

Und bier giebt Ihnen unjer Commiffionsantrag diejenigen Borihläge an 
die — von der die Commiſſion glaubte, daß ſie geeignet ſeien, dieſes Ziel zu 
erreichen. 

Es iſt allerdings wahr, es beſtehen in dieſer Frage noch außerordentlich viele 
Meinungsverſchiedenheiten, aber in einer Richtung ſind wir vorweg Alle einig: der 
Zollverein ſoll ung erhalten bleiben, er muß uns erhalten bleiben, er iſt etwas, 
was mit dem deutichen Bolfe und feinen Intereſſen fo innig verwachſen ift, daß 
wir einen Berratb an demfelben begehen mürden, wenn wir nur die Hand 
im Geringften bieten wollten, daß der Zollverein gejprengt würde, bas darf 
nicht jein. (Bravo.) 

Allein! wer trägt die Schuld, daß es jo gefommen ijt? 

Meine Herren! Bayern hat abgelehnt, Württemberg hat abgelehnt und Sie 
werden mir, bejonders jofern Sie meine ganze Vergangenheit kennen, wohl zu- 
trauen, daß ich mich bier nicht berufen fühle, irgend welche particulariftiiche Inter⸗ 
efjen zu vertreten, davor foll mich unfer Herr Gott bewahren. Aber daß dieſe ab- 
gelehnt haben, das ift vor Allem die Schuld der preußifchen Negierung, das muß 
bier ausgefproden werden, das ift dieje Politik der freien Hand, die 
jo viel Schaden in Deutſchland ſchon angerichtet hat und die alle anderen Regie: 
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rungen ermutbigt, bier ganz energifchen Wiberftand zu leiften, weil man fich vor- 
aus verfichert glaubt, daß, wenn man Widerftand leiftet, man von Preußen aus 
nachgiebt ; daS weiß man, das ift der große Jammer, (Bravo) und dies hängt 
ganz innig mit dem geftrigen Antrage zufammen; bier giebt es fein Heilmittel, 
fein Pflafter für das Elend, als das deutſche Parlament, der deutſche Bundes» 
ftaat, der mädtig und Fräftig hineintritt und fein wirkliches Veto einlegt wenn 
folhe Sonderinterefjen zur Sprache kommen. 

Man fol mir nit vorwerfen, daß ich bier etwa die preußifche Regierung 
entmutbigen wollte, in ihrem Kampfe fortzufahren, aber eine ganz andere Rid- 
tung fol durch den Zollverein geben; e3 fol das Volk, deflen Intereſſen bier in 
Frage jteben, das joll ein Wort mitzureden haben. 

Im gegenwärtigen Augenblid wird der Zollverein zu dynaftiihen Zwecken 
mißbraudt, um ſich — zu reiben und ſeine Macht, ſeine Souveränetät 
en — zu zeigen und wenn darüber das halbe Volk an den Bettel— 
ab käme. 

Dieſe Politik verwerfen wir, das geht nicht mehr, das darf nicht mehr ſein, 
es muß die Sache endlich eine Wendung zum Beſſern bekommen und deshalb er— 
ſuche ich die Herren dringend, daß Sie, auch wenn ſie mit den Commiſſionsanträgen ſich 
nicht ſo durchweg einverſtanden erklären können, nehmen Sie dieſelben an im 
Hinblick auf dieſen Proteſt gegen ſolche Beſtrebungen, die unſern innerſten Inter— 
eſſen ſo vornweg zu Schaden kommen, weil dieſe diplomatiſchen Kunſtgriffe hier 
eine jo große Rolle ſpielen. Das iſt eine Frage, die Jedermann in ganz Deutſch— 
berührt und es ift deshalb abjolut nothwendig, daß fie bier beiproden mird. 
Meine Herren! Ich wiederhole ed, es mögen bier die gegentheiligen Anfihten vor: 
berrichen, aber ich bitte Sie dringend, laſſen Sie fih ja nicht auf irgend welche 
Dinge ein, fei e3 in Bezug auf den Handelövertrag, ober fei es in Bezug auf 
ein jogenanntes Zollparlament, laſſen Sie diefe Frage aus dem Spiele, behan— 
deln Sie nur den ftricten Sag: das deutſche Volsintereffe erfordert e8, daß der 
Be erhalten bleibt und wir ſämmtlich, die wir aus allen Gauen Deutic- 
ands zufammen gelommen find, unfer Beftreben ift e8 und foll es fein, daß 
diefer Zollverein dem VBaterlande erhalten bleibt. (Bravo.) 


Sonday aus Frankfurt a. M. Meine Herren! Ich babe um das Mort ge 
en — ih die Anſicht des Herrn Referenten theile und gebe gleich zur 

ache über. 

Es haben jämmtliche Regierungen Recht, bei Annahme oder Ablehnung des 
Franzöfiichen Handelövertrages, weil ihnen die beftehende Zollverfaflung das libe- 
rum veto geitattet; — über das Recht kann gar feine Frage fein, — — nur 
darüber, ob fie diefes Recht paſſend ausgeübt haben? Ich will nicht eingehen in 
die Einzelheiten einer bekannten Note der königlich bayriſchen Regierung an die 
preußiſche Regierung, worin ſie verſchiedene ſtaatswirthſchaftliche Bedenken entwickelt 
gegen den Vertrag; ich halte dieſe Bedenken zum Mindeſten für weit hergeholt; 
wenn man z. B. verlangt, der Zollverein ſolle Frankreich zwingen, bei der Ein— 
gangs-Declaration das deutſche Syſtem anzuwenden, und das franzöſiſche Syſtem 
einer Declaration nach dem Werthe der Waaren verlaſſen, ein Syſtem, welches 
England und Belgien hat, ſo ſcheint mir das eine ganz übermäßige Anmaßung 
zu ſein, die man dem Zollvereine anmuthet. 
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Das ift einer der in jener Note enthaltenen Gründe, auf andere ähnliche will 
ih nit eingehn. Die Hauptiache jheint mir der Schluß der Note zu fein, die 
Hindentung nämlich, daß der Franzöfiihe Handelsvertrag dem Eintritte Defter- 
reichs in den Zollverein entgegentreten werde. 


Meine Herren! Es ift eine jchöne Idee, dab vom adriatiichen Meere bis Pr 
Oftfee ein freier Handelsweg dur alle deutihen Staaten gehen ſolle, namentlich 
im Sinne der Handelöfreiheit, im Sinne derjenigen, welche wünſchen, daß jeder 
Berbrauder von Waaren fie überall beziehen könne, wo fie am beiten und billig: 
ften zu haben find, und daß Jeder, der Induſtrie und Fleiß befigt, die Producte 
derielben nach allen Seiten hin verfenden fünne Es kann Niemand der Anficht 
jein, eine Vereinigung mit Defterreih in diefer Beziehung nicht zu wünjchen. Aber 
meine Herren! jetzt diefe Vereinigung bei der gegenwärtigen Berfafjung des Zoll- 
vereind mit dem liberum veto aller Zollvereinsitaaten zu verlangen,» das heikt die 
Auflöfung des Zollvereins decretiren. Wenn fchon, während die preußiiche Negie- 
rung einen bauptfächlichen, aber nur einen moraliihen Einfluß hatte, die Einigkeit 
in dem Zoll: Verein verſchwunden ift, was wird fie dafür thun können, wenn fie 
jenen Einfluß mit Defterreich theilen jol, wenn von zwei verſchiedenen Richtungen 
aus in dem Verein operirt wird? 

(Unterbrechung des Redners, als nicht zur Sache gehörig, was jedoch ber Präfident zurüdweift.) 


Meine Herren! Ih bin mit Unrecht unterbrodhen worden, denn ich jage: 
dad liberum veto aller Zollvereinsftaaten ift die Urſache, warum er jet feiner 
Zerklüftung entgegengebt. Ich fordere, dab die Gründe, welche die Auflöjung des 
Zollvereins in Aussicht ftellen, nicht noch verftärft werden; der Handelövertrag mit 
Vefterreich ift nur infofern Gegenftand meiner Erörterung, als er die Zerfplitterung 
des Zollvereins droht. Ich bin aljo bei der Sache; Sie können mir dad Wort 
nehmen, aber ich werde es nicht freiwillig abtreten. Meine Herren, aus dem ans 
gedeuteten Grunde bin ich der — daß, bevor ein weiterer Schritt in ir— 
gend einer Richtung geſchieht, der Zollverein ſeine Verfaſſung ins Auge faſſen 
muß; dieſe Verfaſſung muß abgeändert werden, ſonſt wird ſeine Fortdauer im— 
mer weiter in Frage geſtellt. Geſtern haben wir den Wunſch einer centraliſirten 
Bundesverfaſſung für Deutſchland ausgedrückt. Durch den Ausdruck nationaler 
Wünſche und Forderungen wollen wir auf die Regierungen einwirken; aber das 
fann nur geſchehen durch die Theilnahme des Volks, und indem die Geiſter des 
Volks erregt werden, kann die Bewegung weiter gehen als wir glauben. Wir 
Angehörige der Kleinen Staaten, die ganz zufrieden find mit ihrer Lage, geben dies 
jen Weg mit den übrigen Mitgliedern diefer Verfammlung; glauben Sie darum 
niht, daß wir verlangen, unter Defterreichifhe oder Preußiſche Herrihaft zu kom⸗ 
men, wir find nur nicht jo Eurzfichtig, um zu glauben, daß unjer Wohl allein inner: 
halb unjerer engen Grenzen, innerhalb der Mauern einer Stadt begründet werden Fünne, 
wenn das übrige Deutichland fich jchlecht befindet. Die Spaltungen im Zollverein 
verjegen aber Deutichland ſchon jeht in eine bedenkliche Lage; der ausgebrochene 
Zwiſt droht nicht allein Unheil für die Zukunft, fondern wirkt heute ſchon auf alle 
Geſchäfte jtörend ein. Wir find nicht jo in Kleinftaaterei verftrict, daß wir dem 
Intereſſe des Kleinen Staates das Wohl des ganzen Vaterlandes nachlegen moll- 
ten, im Gegentheil, wir ftehen, wir fallen mit Deutichland! Weil der Zollverein 
beinah das Einzige ift, was Deutichland feit vielen Jahren in feinen gemeinfamen 
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Angelegenheiten Gutes geſchaffen und genoffen hat, wollen wir bdenfelben bewab- 
ren; das allein ausreichende Mittel zu diefem Zweck ift eine Aenderung der grund: 
ſchlechten Verfaſſung befjelben. (Bravo). 


Reinhardt aus Neuftadt a. d Saale. Meine Herren! Jh will nur einen 
einzigen Gegenstand befprechen, nämlich den, daß fich Defterreich jegt anbietet, Dem 
Zollverein beizutreten. Wenn Jemand ein Privatgeihäft unternehmen will, er 
will fih mit einem Andern verbinden, jo fragt er gewiß, wie ift diefer Mann, ut 
.er folid? Wie find feine Geldverhältnifje, können wir uns mit ihm einlaffen? 
Meine Herren, wenn ich mir dieje Frage ftelle, dann muß ich zurüdgehen bereits 
in das vorige Jahrhundert. Defterreih hat da ausgejchrieben: Gebt uns das Geld! 
Unfere Regierung zu jener Zeit hat Vormünder und Waijenfinder alle aufgefor: 
dert, Geld nach Defterreich zu geben. Nachdem Millionen darinne waren, bat 
Defterreich ausgeichrieben: Wenn ihr nicht 50° nachbezahlt, befommt ihr für euer 
Geld, was ihr ung gegeben habt, nicht3! — und gar viele Familien waren nicht im 
Stande, die 50° nachzubezahlen und manche Wittwen und Waifen find um ihr 
Geld gefommen. (Hört!) 

Gehen wir weiter. Zwei Banquerotte, die Defterreih gehabt hat, was Fön: 
nen uns diefe helfen! (Heiterkeit, lauter Beifall!) 

Meine Herren, gehen wir weiter und nehmen wir die Zahlung und Baluta 
von Defterreih an, was befommen wir, wenn wir dieſes Defterreih in unfern 
Bollverein aufnehmen? oder wenn Bayern 3. B. es nicht adtet, und aus dem 
Zollverein austritt, dann haben wir das Unglüd von allen Seiten, wir geben 
unfer gutes Geld hinaus und befommen nihts als nidhtsnugige 
Papierfhnigel dagegen. (Heiterkeit), Meine Herren! Aber auch noch in an: 
derer Hinficht müſſen wir rechnen, was fünnen wir nad Defterreich liefern? Defter: 
reich Steht auf dem Punkt, es bleibt bei dem Schußzollivftem, es gebt nicht auf 
das Freihandelſyſtem aus und wir können jehr wenig nad Defterreich liefern, wäh— 
rend dem unjer Kandbau, unjer Weinbau überſchwemmt wird dur öfterreichiiche 
Produkte; wir haben in jeder Hinficht Nachtheile, wenn wir mit Defterreich einen 
Bertrag eingehen, denn meine Herren, die werden unfer qutes Silbergeld hinaus: 
ee und werden uns nichts laſſen als Papierſchnitzel. ( Wiederholte Hei— 
terfeit ). 


Braun aus Wiesbaden. Meine Herren! Ich ſetze voraus, daß es die all- 
gemeine Anficht it, nicht einzugehen in das Wlaterielle der gegenwärtig ſchwe— 
benden Tariffrage, das jcheint mir eine Verhandlung zu fein, die mehr dem volke: 
wirtbichaftlihen Congreß ziemt, als dem bier verfammelten Abgeordneten : Tau. 
(Zuftimmung.) Ich werde daher dad Detail der gegenwärtig jchwebenden Tarit, 
frage nicht berühren, obgleih fi darüber auch mandyerlei jagen ließe und ic 
nit grade behaupten will, dab das Alles nicht bierber gehört, vielmehr 
glaube ich für meine Perſon, daß die protektioniftiihen Interefien vielfah ausge: 
beutet und mißbraudt wurden von derjenigen Seite, die dem deutſchen Einigungs: 
werk feindfelig ift — ich will damit nicht jagen, daß die Herren, die Gegner des 
deutſch⸗franzöſiſchen Handelövertrages find, deshalb auch Gegner des Einigungs: 
werks find, ich erkenne ihre guten Abfichten vollfommen an; allein ih glaube, 
dab dieſes Schugiyften, wie e3 gegenwärtig in Deutfchland vertheidigt wird, viel. 
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fach eine Täuſchung iſt, daß man ſich Vortheile einbildet, die man nicht felbft ge 
nießt, jondern die ganz anderen Potenzen zu Gute fommen. Ych will aber davon 
abbrechen, ih will nur ſprechen von einem Plan, der mir nicht volkswirtbichaft: 
licher und nicht handelspolitiiher Natur zu jein fcheint, jondern blos politiſcher 
Natur, es ift das derfelbe Plan, der geitern diskutirt worden ift, ſoweit er auf 
rein politiichem Gebiet jpielt und der heute disfutirt werden muß, foweit er eine 
pleudo :bandelspolitiihe Natur einnimmt. Es ift dad vom Herrn Vorredner 
erwähnte Siebzig : Millionenreih,, d. h. die von Deiterreih dur die Note vom 
10. Juli angebotene Zolleinigung zwiſchen ihm und dem Sollverein, das ift die 
Frage, die mir nicht außerhalb der Debatte zu fein fcheint, — eine Frage, die 
fich — auf die Tariffrage erſtreckt, ſondern dem Kern nach eine rein politiſche 
Frage i 

Ih will nicht von der Valuta ſprechen, das Thema ſcheint mir erſchöpft zu 
jein, (Heiterkeit) ich will nur fragen, was bietet uns Defterreih? Was bietet 
Defterreih dem Zollverein in jeiner Note vom 10. Juli? Ich frage, ift das eine 
Zolleinigung? Erftrebt dieje Note eine wirklide Einheit zwiichen Defterreich und 
dem SZollvereinsgebiet? Und angenommen, fie erftrebte eine ſolche Einheit, iſt dann 
eine ſolche Einheit acceptabel? Darauf ſcheint fih mir die Frage in politifcher 
Beziehung zu reduciren. 

Ich babe diefe Defterreichifche Note auf die Tribüne mitgebraht und werde 
Ihnen darans das Mefentliche reproduciren. Es fol nah den öſterreichiſchen Bor: 
ichlägen vor allen Dingen die Zollſchranke zwiſchen Defterreih und dem Sollverein 
nicht weggeräumt werden, ſondern fie foll beftehen bleiben, das ift der erſte Saß 
der Zolleinigung! (Heiterkeit!) 

Nun fagt man freilich, fie fol nur beftehen bleiben für einige wenige Dinge, allein 
ich glaube, wenn man diefe „einigen“ Dinge abzieht, jo wird das, was übrig 
bleibt, außerordentlich wenig fein. (Sehr gut!) Sie jol nämlich beftehen bleiben 
für alle diejenigen Dinge, wofür in Defterreich befondere Monopole beſtehen, wie 
3. B. das Tabaddmonopol; das wollen wir zur Noth gelten lafjen, denn Noth 
kennt fein Gebot, Defterreih kann die Einkünfte feines Tabacksmonopols nicht ent: 
behren, wir beneiden es auch nicht darum. Dann aber joll fie beftehen bleiben 
für Alles, was einer befonderen inneren Steuer unterliegt; das ift aber ein fo 
außerordentlich vieldeutiger Ausdrud, daß man, je nad) dem man in der juriftifchen 
und finanziellen Interpretationskunſt bewandert ift, alle Dinge darunter rechnen 
fann und nod einige andere mehr. Dann foll fie beibehalten werden für die 
außereuropäifhen Waaren und deren Surrogate, was außereuropäiihe Waaren 
find, weiß man zur Noth, obgleich die productiven Grenzen zwiſchen den alten 
und den neuen Welttheilen nicht jo jtreng abgetheilt find. Was aber Surrogate 
außereuropäifcher Waaren find, ift wieder ein außerordentlich ſchwankender De: 
griff, denn es ift in der ganzen Welt fein wirtbichaftlices Ding, was im Grunde 
niht Surrogat irgend eines anderen wirtbichaftlihen Dinges iſt. (Beifall.) 

Wir alle nehmen gern vom Beften, aber wenn wir das Befte nicht befommen, 
oder bezahlen fünnen, nehmen wir auch das Mindergute, injofern it Alles 
Surrogat, wir felbft find ja Surrogat, nämlid das Surrogat eines 
deutihen Parlaments, (Heiterkeit) Nun jagt man freilid, die Zollgrenze 
fol aber wegfallen für die beiderfeitigen Fabrikate, und infofern hat der Fabris 
fantenftand in Deutichland ein Intereſſe, daß diefe Zolleinigung zu Stande fommt, 
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denn er kann nah Defterreih erportiren; allein ich bitte zu bemerken, daß die 
Zolleinigung in Bezug auf die beiderjeitigen Fabrifate auch wieder injofern ein 
höchſt umftändliches Ding ift, als dazu dann ohne — ein Originalitätscertifikat 
gehört, und ſonſtige Plackereien damit verbunden ſind. 

Und dann iſt wieder die Zolleinigung abhängig gemacht von der Bedingung, 
daß es gelingt, ſich vorher über die Theilung der Zollrevenüen zu verſtändigen; 
ich glaube, daß eine ſolche Verſtändigung, bei der wir nicht zu kurz kommen ſol— 
len, unmöglich iſt, und die, bei der wir zu kurz kommen, die wollen wir nicht. 
Oeſterreich verlangt höchſtbeſcheidener Weile nur °/, der ſämmtlichen Intraden, 
das würde vorausfegen, daß die öfterreichifche Bevölkerung, ich ſpreche nicht von 
der Deutſch- öfterreihifhen Bevölkerung, fondern von der Gejammtöfterreichiichen 
Bevölkerung, eben fo produktions- und confumtionsfähig fei, wie die Bevölferuug 
des Zollvereins. Wenn man diefen Sag als richtig zugiebt, könnte man fich auf 
eine ſolche Theilung der Intraden des Zollvereing zur Noth verftändigen; allein 
ih frage Sie, wer will behaupten, daß die außer : deutjch= ölterreihiihen Länder 
und Voͤlkerſchaften jo produktions- und coniumtionsfähig jeien, wie die Bevölke— 
rung in den Ländern des Zollvereins? Ich will damit uns im Zollverein Feine 
Schmeicelei jagen, denn am Ende ift es fein Vorzug, aber man fann doch wohl 
der Wahrheit gemäß behaupten, daß einer von uns foviel zollpflichtige Waaren 
conjumirt, wie 300 Groaten und Banduren. (Große Heiterkeit) Ich glaube 
aljo, meine Herrn, es wird eine Einigung über die Theilung der Reveniien un: 
möglich fein, und wenn diefe Einigung über die Theilung der Revenüen nicht 
zu Stande kommt, fo bleibt nah dem urjprüngliden Vorſchlage von Oeſterreich, 
der erſt fpäter erjegt worden ift durh den Vorſchlag der Note vom 10. Juli, 
nicht3 anders übrig, als daß ſowohl der Zollverein, als auch Dejterreich mit 
volftändigem Beſtehenlaſſen der Zollgrenze jeder feinen Zol für fi hebt. Mit 
Driginalcertificaten und Nüderftattung würde man alsdann ſuchen, ein Ausfunfts: 
mittel zu Wege zu bringen. 

Das wäre das Einzige, was uns übrig bliebe, wenn es nicht — ſich 
über die Theilung der Revenüen zu verſtändigen. Ich bitte Sie aber zu über: 
legen, was das für eine Zolleinheit ift, was das für ein einheitliche Handels— 
gebiet ift, wo zwifchen Beiden eine — beſteht für Alles, wo nicht blos 
Sachen, die einem Monopol unterworfen ſind, wie z. B. Taback und dergl., nicht 
blos das, was einer beſondern innern Steuer unterliegt, nicht blos außereuro— 
päiſche Waare und deren Surrogate, ſondern wo auch die beiderſeitigen Fabri— 
kate einem Zoll unterliegen und man nun durch ein ſchlechtes Auskunftsmittel 
von Originalitätscertificaten eine Zurückerſtattung zu Wege bringt und doc jeder 
Theil die Zolleinfünfte behält, die er erhebt!!! 

ch babe in meiner Jugeud einmal die Univerfität Gießen befuht und da 
eine fchnurrige Geſchichte erzählen hören, die ich Ihnen nicht vorenthalten will. 
Ein Student, der wegen Schulden Stadtarreft hatte, befam eine traurige Fami— 
liennahriht von zu Haufe und wandte fih an den Proreftor mit der Bitte, Die 
Stadt verlafjen zu dürfen. Der Proreftor, zugleih ein gefühlvoller und ein ge 
wiſſenhafter Mann, fagte: „der Stadtarreft beruht auf rechtskräftigem Urtheil, das 
fann ich nicht aufheben; Ihre Familie ruft Sie nah Haus; Sie müſſen gehn; 
das kann ich nicht leugnen; wiflen Sie was, mas Sie thun? Reifen Sie 
nah Haus mit Beibehaltung des Stadtarreftes!” (Große Heiterkeit.) 


97 


Die öfterreihijche Zolleinigung mitBeibehaltung der Zollihrante, 
dad it der Stadtarreit mit der Erlaubniß nad Haufe zu reifen! 
(Wiederholte große Heiterkeit.) 


Afo, meine Herrn, alles zujammengefaßt, glaube id, dab die angebotene 
Zolleinigung feine Zolleinigung ift und daß wir fie deshalb, felbft wenn fie ernft- 
lid gemeint wäre, nicht annehmen könnten, denn das Ganze wird ſich darauf 
reduciren, daß die beiderjeitigen Zollgebiete vollitändig getrennt bleiben, und daß 
Defterreih nur ein Veto in unfern innern Zollvereinsangelegenbeiten befömmt, wir 
nichts mitzufprechen haben in den Defterreichiichen Dingen, dagegen Defterreich 
bat mitzufprechen in den Bollvereinsdingen; und es wird das nicht gebrauchen, 
um unfere wirthſchaftlichen Intereſſen zu fördern, fondern um die 
jeinigen zu fördern; e3 wird ed gnebrauden, um die bandelspoli- 
tiiden Fragen mißbräuchlicher Weiſe zu politifhen Zweden zu ver 
wertben. (Sehr richtig, hört! hört!) Das wird das Ende dieſer Zolleinigung 
ein! Wir würden alfo in unferer wirthſchaftlichen Entwidelung gehemmt und 
mißbraucht zu den Zmweden der Habsburger Hauspolitit. Das ift die Defter: 
rihiihe Zolleinigung! (Sehr richtig.) 

Ich will nicht fragen, wer innerhalb des Zollvereins die Zolleinigung mit 
deſterreich will? ich will fragen, mer will fie denn in Defterreih? Das DVefter- 
wihihe Minifterium fagt, es wolle fie, und ih will nicht jagen, daß es fie nicht 
wole, weil ich dafür nicht im Augenblick die vollftändigen Beweife zur Hand 
babe. Aber ich frage, will fie denn das Defterreihiihe Volt? Man hat uns 
geſagt, die Deutich » Defterreicher jeien gut deutjch geſinnt, ich gebe das zu. 

(Der Präfident macht den Rebner darauf aufmerkjam, daß bie vorgefchriebenen 10 Minuten 


m. find, glaubt aber im Sinne der Verſammlung zu handeln, dem Rebner das Wort weiter 
jn gönnen.) 


Braun (fortfahrend). Es ift ein ſchwierig Ding eine Zehnminutenrede zu 
balten, es ift leichter eine Zehnftundenrede zu halten, als eine Zehnminutenrede, 
und namentlich über einen folden Gegenftand; ich bitte no auf wenig Minuten 
um Ihre Nachſicht. (Fortfahren, fortfahren!) Ich will zugeben, daß die Deutich- 
deiterreiher die Zolleinigung wollen, und ehrlih wollen, und mir wollen felbft 
ie Zolleinigung mit den Deutjch: Defterreihern, aber eine Zolleinigung mit den 
aihtdeutihen Provinzen Defterreihs, darüber wollen wir uns doch feine Illuſio— 
en machen, die wollen wir nicht und die Niht-Deutichen in Defterreih auch nicht. 


Reifen Sie in Defterreih, meine Herren, und laufen Sie auf die Sympa- 
tbien der nichtdeutichen Defterreicher zu uns Deutichen. Bon dem „Maledetto 
Tedesco“ des Venezianerd bis zu dem „Zarazeme Nemcze“ des Kroaten oder wie 
es unſerer deutichen Zunge nicht geläufige Kauderwelſch beißt, find fie alle mit 
Anander, die Bolen, Ungarn, Hanaden, Nord: und Südſlaven, Czechen, Rumä- 
nen, Serben, Dalmatiner, Kroaten, Banduren und wie fie alle beißen, darin 
Anig, den deutfchen Namen zu verwünichen, das find diefe Brüder, die wir ung 
werben follen! (Heiterkeit) Sie kündigen uns, menigftens mir iſt das als 
Privatperfon gefchehen, einen großen Racenkrieg zwiſchen den deutſchen und fla- 
ohen Racen an. Daraus machen fie gar feinen Hehl, dab das die Aufgabe 
vejes Jahrhunderts ift, diefen Krieg auszufechten. (Hört, hört!) 

Congreß deutſcher Abgeordneter. 7 
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Nun, wir wollen uns gerade nicht vor ihnen fürdten; wir find zwar ce 
friedlihe Nation, allein wie unfer Dichter jagt: „Wie kann ih im Siehe 
leben, wenn es den böjen Nachbarn nicht gefällt?” Wir wollen d 
alio abwarten; aber follen wir zur Einleitung dieſes großen europäifchen Kur 
friegs erft ihnen die Bruderhand bieten und fie einladen einzutreten in un 
Bund? Mir ift diefe Logik rein unverftändli, mir ift diejes 70 Miliomenrd 
nicht, wie es geftern bezeichnet worden ift, ein Traum, fondern ein Alp; — u 
den wollen wir abichütteln. 

Ich babe noch viel auf dem Herzen, aber die 10 Minuten find um, # 
boffe, ich habe genug geſprochen, ich ſchließe. (Beifall.) 


Welder aus Heidelberg. Meine Herren! Johannes Müller, der große Shwm 
zer: Gejchichtsfchreiber , jagte: an den polnifhen Theilungen wolte Gott die We— 
in einem deutlihem Beifpiel über die Moral der Großen belehren! Die Bein 
bungen, den en zu fprengen, würden, wenn fie Erfolg hätten, das deutiä 
Bolt nahdrüdlihft über die partifulariftiiche deutiche Regierungsweisheit belehra 

Wenn die verfhiedenen Volksvertreter des ganzen deutſchen Landes, ihren 
Regierungen anſchaulich machen wollen, welde Wirkungen dieje Weisheit un 
diefe Güte ihrer Regierungsmaßregeln hat und melde Gefahren daraus ber 
geben, jo glaube ih, haben wir zu Gunften der Erhaltung des Zollverein! » 
ſprochen. Wenn mir mit feurigen Zungen veden mollten für das, wofür m 
geftern geſprochen haben, für eine wirkliche ſtaatsrechtliche Einigung unjeres Is 
tes, jo würden wir in dem Bewußtiein unjerer Nation, in der Klarheit über M 
Güte unjerer gegenwärtigen Zuftände, nicht foviel ausrichten, als die Zerftörun 
dieſes Zollvereind ausrichten würde. 

Wenn die Wiederherſtellung von jo und fo viel Zollſchranken im Innen 
Deutihlands den Wohlitand von Millionen in Deutihland untergraben und © 
jhüttert hat, wenn die Mauthen an den Grenzen der Heinen Staaten alle D 
derwärtigfeiten diefer Zerreikung des Vaterlandes, alle unvermeidlichen Cor: 
tionen und alle bureaufratiihen und alle andern widerwärtigen Störungen 
Volke vor Augen gelegt haben, dann meine Herren, wird jene Wahrheit von " 
Berkehrtheit unferer vaterländiihen Zuftände, ich möchte jagen, in die Gliek 
des Volks hinein gefchlagen fein. Allem Volke wird ar werden: eine jold 
Kleinftaaterei, eine folhe Bielregiererei, ſolche Zeripaltungen des Vaterlande 
find abjolut umerträglihd. Ich glaube, meine Herren, damit habe ih den II 
trag begründet, daß der Zollverein nicht geiprengt werde. (Beifall.) 


Probft aus Stuttgart. Meine Herren! Jh möchte Ihnen nur einige menii 
formelle Bemerkungen vortragen. Jh war geftern noch dafür, daß diefe 3 Fra 
in Beziehung des Zollvereind von der Tagesordnung geftrichen werde. 
beute den u. gelejen, wie er von der Commilfion formulirt worden ift w 
babe mich nicht bewogen gefunden, meinen beabfichtigten Antrag feitzuhalten, au 
dem einfachen Grunde, meil ich glaubte, daß diefer Antrag abfichtlid von d 
Commilfion fo geftellt worden ift, damit nicht über die Frage des KHandelsw 
trags und das innere Verhältniß der beabfichtigten Zollvereinsänderung geſproch 
werden jollte. Ich ging menigftens davon aus; denn meine Herren, ich betraf 
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den Abgeordnetentag nicht als einen volkswirthſchaftlichen Kongreß, insbejondere 
niht ald das abgelegte Kleid des Kongreſſes, der bereits bier getagt hat. Wir 
iind bier zunächft als Politiker; wenn man die Frage von den Seiten beleuchtet, 
wie dad bereits gefchehen, jo geht das in die inneren merkantilifhen und Ver— 
kehtsverhältniſſe über, in Regionen, wohin wir als Abgeordnete zu folgen, für 
jegt feinen Beruf haben. Wir haben ald Abgeordnete in den einzelnen Ländern 
tolde Fragen allerdings ebenfall3 zu behandeln und ich will zugeben, daß Sie 
das bier auch thun können: Ich bitte Sie aber, einige Rüdficht auf uns zu neh: 
men, die wir anderer Anfiht und in der Minderzahl bier find. Wir geben da— 
von aus, daß in das einzelne Detail, ſowie es geichehen, nicht eingegangen mer- 
den jollte. Wir find Abgeordnete, die nicht einem Stande angehören, der fpeciell 
mit diefem Gegenftande fi befafien kann, (DO! D!) wenigſtens muß ich das von 
mir fagen. Ich bin im Mebrigen jelbit dafür, daß der Antrag angenommen 
werde, aber habe mich verpflichtet gefühlt, dies zu fagen, damit nicht aus dem 
Stillihweigen hervorgehe, daß ich mit dem, was bier vorgetragen worden ift, 
einverftanden wäre. ch bitte Sie, meine Herren, es nicht übel zu nehmen, 
wenn ich in dieſer Beziehung eine bejtimmte Verwahrung hiermit einlege. 


Präfident. Der Herr Neferent bat fi mit den Amendements, wonach in 
dem Satz No. 1 das Wort „welches“ in „deflen Befriedigung“ abgeändert und 
im Sag No. 2 die Worte „in jeder Weiſe“ hinwegfallen jollen, einverftanden er- 
färt, Dagegen ift mir eben ein Amendement des Herrn Miggers zur Hand ge: 
Iommen, No. 2 und 3 zu ftreihen. Ich frage, ob Herr Wiggers das Wort be: 
sehrt zur Begründung. Alsdann ift er als Redner zu bezeichnen, der gegen den 
Antrag ſpricht. 


Wiggers aus Noftod. Meine Herren! Ich bin freilihd Mitglied der Com- 
miſſion geweſen, die Sache wurde aber fo eilig betrieben, es war jo großer Man 
gel an Zeit, daß, ungeachtet ich mich hatte eintragen laffen, ich nicht zum Worte 
tommen konnte; daher wird mich die Commiffion — wenn ich mich in 
einzelnen Punkten gegen den Antrag erklären muß. ch habe beantragt, zu ſtrei— 
hen: „und dem Anjehen der Regierungen”, weil ich der Anficht bin, daß zu der 
deutſchen Nation aud die Regierungen gehören; follten die Regierungen fi aber 
abtrennen wollen von der deutfchen Nation, dann ift es mir ziemlich gleichgültig, 
ob das Anjehen derjelben befördert wird, oder nicht. Alfo, meine ih, können wir 
diefe Worte ſehr wohl ftreichen. 

Daß überhaupt bier diefe Frage zur Sprache kommt, meine Herren, halte ic) 
für entſchieden nothwendig; und wie auch bereitd von dem Herrn Beridhterftatter 
hervorgehoben worden ift, ift es ganz unerläßlih, weil fie auf die Tagesordnung 
dieſes Congreſſes geftellt worden Ni und mir und gemwifjermaßen ein Armuthszeug- 
nik ausftellen würden, wenn wir uns über die brennendfte wirthſchaftliche Frage 
der deutichen Nation, und fomit auch der Vertreter derfelben jet nicht ausſpre— 
hen wollten. Sch bin aber der Anficht, um nicht zu fehr in das Detail zu gen 
um die verfchiedenen Sympathien und Antipatbien nicht zu verlegen, daß mir 
einzig und allein und darauf beſchränken, die Confequenzen unſeres geftrigen Be: 
—*8 auch auf wirthſchaftliche Angelegenheiten auszudehnen, ſo daß alſo der 
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Commilfionsantrag nah meinem Vorſchlage nur lauten fol: daß die alabalbis 
Gründung des wirklichen Bundesftaates auch in handelöpolitiiher Beziehung de 
erite Bedürfniß Deutjchlands ift. 

Meine Herren! Wenn wir unferen geitrigen Beihluß in der deutichen * 
formfrage in praftiiher Beziehung nicht anwenden wollen, dann hätten mir beie 
gethban, wir hätten überhaupt den Beichluß gar nicht gefaßt und ich bin der Lehe 
zeugung, daß, jo verichieden aud die Anfichten in wirthichaftlicher Beziehung fin 
wir doc darin übereinjtimmen müſſen, daß der Bundesftaat auch handelapolitiii 
Fragen zu regeln bat. Wenn bier die beiden Zuſätze gemacht find von No. 2 un 
3 meine Herren, jo will ich die dadurch bejeitigen, daß ich jage: „die alsbal 
dige Gründung des wirklichen Bundesjtaates.” Denn, meine Herren, den fu 
müffen wir gar nicht als möglich fegen, wir müfjen gar nicht al3 möglich ann 
men, dab noch ein Interregnum eintreten kann nad Auflöfung der Zollvereiniva 
träge, wir müſſen ausſprechen, als Vertreter der deutſchen Nation, wo die wid 
tigften Sntereffen des deutſchen Volkes auf dem Spiele jtehen, daß die alsbaldin 
Gründung eines Bundesftaats eine Nothwendigfeit ift, wodurch, wie ich glauk 
alle Bedenklichkeiten, die fih noch in dem Amendement geltend gemacht haben, b 
feitigt werden. Sie fünnen 3. B. auch Bedenflichkeiten bei den Freihändlern lal 
jen, welche feineswegs die Fortiegung des Zollvereins auf alle Eventualitäten bi 
wollen. Eine Fortiegung der Zollvereins: Verträge unter gewiſſen Bedingungen win 
von Vielen für nicht möglich gehalten, 3. B. wenn diejelben auf der alten Grun 
lage erneuert werden jolten. Wir können heute nicht auf die Einzelheiten cr 
geben, 3. B. auch nicht auf den preußifch: franzöfiihen KHandelsvertrag und ir 
Stellung Defterreih8 zu dem Zollverein. Deshalb empfehle ih Ihnen, daß S 
nur den allgemeinen und eriten Grundjag, der von uns Allen, die wir bier ve 
fammelt find, gebilligt werden muß, anerkennen und daß Sie unter Vermeidin 
der Specialitäten nichtS weiter, al® diefen Grundjag ausſprechen — die Ana 
dung des geftrigen Beichluffes in der deutichen Neformfrage auf die wirthjchaftli 
brennendfte Frage, die augenblidlih in Deutichland vorliegt. 

Ich empfehle Jhnen deshalb mein Amendement. 


(Auf die Frage des Präfidenten erhalten jämmtliche Amendements des Herrn Wiggers bie » 
thige Unterflüßung dev VBerfammlung und es wirb hierauf von dem Präfidenten bem Herrn Grm 
brecht das Wort ertheilt.) 


Grumbredt aus Harburg. Meine Herren! Nach dem foeben gejtellten 
trage muß ich dasjenige modificiren, was ich eigentlih Ihnen vorzutragen b 
fichtigte; ich muß mich nehmlih vor Allem gegen die Anträge des Herrn 
gers aus Roftod erflären, obgleich ich ſonſt vielleiht mit ihm in vielen Punkt 
einverjtanden bin. 

Was den eriten Antrag anlangt, daß die Worte „dem Anſehen der Ne 
rungen“, in den Motiven geftrichen werden follen, jo würde ich vielleicht 
beitreten, wenn es dabei auf das Verfahren einzelner beftimmter Regierun 
ankäme. Ich glaube aber nicht, daß wir Urſache haben, überhaupt für un 
Regierungen und nicht zu interejfiren. Daß die Regierungen im Allgemeinen! 
Anlehen fteben, das ift für jeden Bürger des Staates von der größten Wi 
feit, vielleicht von einer größeren, als ob eine beftinmte Partei in Anfeben 
und man muß fih nur auf einen allgemeinen Standpunkt ftellen, um zu erken 
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daß ber Antrag der Commiſſion und deſſen Faſſung vollkommen gerechtfertigt ift. 
Wir Haben gewiß ein beſonderes Intereſſe dabei, daß auch unjere Regierungen 
in Anſehen fteben, wenn mir auch mit den einzelnen Regierungen nicht einver- 
ftanden find und verwahre ich mich ausdrfidlich gegen die etwaige Annahme, daß 
ih mit manchen Regierungen einverftanden fei, indem ich der Fallung der Com: 
milfion das Wort rede, 

Ich glaube, damit dad Erforderliche gejagt zu haben. 

Was den zweiten pofitiven Antrag des Herrn Wiggerd anlangt, To fcheint 
er mir nur eine Gonjequenz des Antrages zu fein, die Nr. 2 und 3 des Com- 
miffionsvorichlages zu ftreihen. Wenn er fich darüber nicht ausſprechen will, jo 
mag es jein, dab ihm der Zuſatz überflüffig ſcheint, ſonſt würde er gewiß nichts 
dagegen zu erinnern haben. — Was aber die Streihung der Nr. 2 und 3 des 
Commilfionsantrages betrifft, jo halte id dies für höchſt bedenklich. Ich Tann 
nicht mit dem Herrn Borredner aus Württemberg übereinitimmen, daß wir nicht 
befugt jeien, über handelspolitiihe und wirtbichaftlide Fragen uns auszuſprechen, 
ch glaube vielmehr, dab wir den Beruf haben, aud diefe Fragen in unlere 
Debatte zu ziehen, weil fie eine jehr große politiihe Wichtigkeit haben. Schließ— 
ih enticheiden immer die materiellen und realen Intereſſen und wenn wir Al: 
es zufammenrechnen, was bis jegt durch die Macht der Ideen und der Rebe 
ür das PVaterland gethan ift, ich glaube nicht, daß es im Geringften an das 
ommt, mas der Zollverein mirflich geleijtet hat. (Bravo!) 

Der Zollverein, eine, rein den materiellen Intereſſen dienende, Bereinigung 
yat viel Größeres in Bezug auf die eigentlihe Macht Deutichlands und deſſen 
Sinigung gethan, als irgend eine Phraſe des größten Redners. (Sehr gut!) 

Das läßt fih gewiß nicht verfennen. Man darf freilich die Ideen an 
jering ſchätzen, aber man darf nur nit ausichließlich mit ihnen rechnen; d 
nateriellen Intereſſen — meil Zahlen. unerbittlih find — entſcheiden — 
ielfach über den Erfolg. Ich bin als Redner nur aufgetreten, um mich ſpeciell 
ür den dritten Abjab des Antrags zu erklären, dem id) von meinem Stand- 
sunkte aus eine etwas präcijere Faſſung gewünſcht hätte. Ich jehe aber davon 
ıb, einen eigentlichen Berbeflerungsantrag zu ftellen, meil ich eben in allen diejen 
Sachen der Meinung bin, daß man fich wegen Kleinigkeiten nie in Streit ein- 
affen muß; man muß bei großen Sachen die Kleinen Nebenrüdfihten, die Fra- 
yen über die Faſſung der Anträge bei Seite ſetzen und man muß ſich damit be— 
jnügen, wenn man im großen Ganzen feinen Zived erreicht. Für dieſen genügt, 
meines Erachtens, der dritte Abjat des Antrages, obgleich ich, wie bemerft, eine 
entſchiedenere Faffung gewünſcht hätte. 


Denn wenn ih auch volllonmen einverfianden bin mit dem, was im erften 
und zmweiten Abjag gelagt ilt, wenn ich auch glaube, daß wir zu einer vernünf- 
igen Zollvereinsverfafjung ohne Reform der politiihen Verfaſſung Deutichlands 
vohl nicht gelangen werden, wenn ih aud glaube, daß das im höchſten Grade 
vahrſcheinlich ift, jo muß ich do behaupten, daß die Reform ber Zollverein: 
»erfaſſung, oder vielmehr die Heritellung einer folden, eine wejentliche Vorberei- 
ung für die Reform der politiihen Verfaſſung Deutſchlands fein fann. 


ch mwill die vielen Mängel nur berühren, die der jekige Zollverein troß 
einer wohlthätigen Wirkungen bat. Es ift befannt, daß die vollftändige Stag— 
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nation, an welcher der Zolltarif in Folge der jetzigen Zollvereinsverfaflung lei: 
bet, die größten Nacdhtheile für Deutichland gehabt hat. Das liberum veto ber 
Einzelftaaten hat jeit Jahren verhindert, dab auf den vielen Zolllonferenzen je 
etwas Erhebliches, ausgenommen etwa die Aufhebung der Durchgangsabgaben, 
zu Stande gekommen ift. Es ift ferner zweifellos, daß namentlich für Geſchäfts— 
leute, von denen freilih Wenige unter ung find, die mangelnde einheitliche Be: 
bandlung der Zollgefege von der größten Unbequemlichkeit iſt. Wenn z. B. die 
Zollbehörde in Hannover eine Entiheidung getroffen bat, jo kann man feines: 
wegs ficher fein, daß diefelbe Entiheidung von der Zollbehörde in Gafjel getrof- 
fen wird und noch weniger von der in Weimar u. f. w. Die Gejhäftsleute be 
finden filh daher fortwährend in der Notb, daß fie nicht genau wiſſen, was fie 
thun follen, denn die Behörde des einen Staates erklärt etwas für weiß, was 
die eines andern für ſchwarz hält. 

Ich will, weil Jedermann befannt, nicht darauf befonders eingehen, daß die 
Rechte unferer Landesvertretungen in Folge der jetigen Zollverfaffung vollfom: 
men illuforifch find. Es geht den Landesvertretungen, gegenüber den Zollvereins: 
regierungen, ebenjo wie es der Mehrzahl diefer, der preußiichen Regierung gegen: 
über, geht. Sie haben nur „Ja“ oder „Nein“ im Ganzen zu jagen, aljo nur 
zu erflären, ob fie 3. B. den japaniſchen oder chineſiſchen Handelsvertrag anneb: 
men wollen oder nit. So liegt auch die Sache jekt mit dem preußiſch-franzö— 
ſiſchen Handelsvertrage und es läßt fi nicht verfennen, daß damit den anderen 
deutihen Regierungen von der Preußiihen das Mefler ebenfo an die Kehle ge: 
fegt wird, mie e8 bei anderen Dingen den Landesvertretungen von ihren Regie: 
rungen geſchieht. 

E3 fol mit jenem Bertrage eine Tarifänderung erzwungen werden. Doc id 
will mich auf die Tariffrage nicht einlaffen, ih will nur das hervorheben, daß 
die Möglichkeit, daß der Zollverein mwieder in der jegigen Weiſe abgeichlofien mer- 
den könnte, nicht außer aller Berechnung liegt. Dies wäre eben ein Unglüd haupt: 
fählih deshalb, weil damit wieder auf 12 Jahre die wirtbichaftlihe Bewegung 
Deutſchlands zu einem gewiſſen Stillftande verurtheilt würde. 


erner wäre es deshalb ein Unglüd, weil damit auf der anderen Seite die 
ftigfeit unjerer Zuftände —— wird, die namentli für die wirthſchaftliche 
twidelung von der höchſten Bedeutung genannt werden muß. Man glaubt gar 
nicht, wenn man nicht ganz genau ſich mit diefen Sachen beihäftigt hat, wie wid: 
tig es ift, daß der Handel: und Gemwerbtreibende weiß, du kannſt auf diefen YZu- 
ftand, jo lange du lebit, rechnen; jo lange es nicht Kopf über und unter gebt, 
werden diejelben Verhältniſſe bleiben. Solche Hoffnung kann in diefem Augen: 
blide ein Gewerbtreibender nicht hegen und ich befenne, daß ih ſchon manchen 
Gewerbtreibenden gefagt habe, mit welchem Leichtfinn fie in ihren ganzen Unter: 
nehmungen auf die Fortdauer des Zollvereins rechnen; aber ich freue mich über 
den Leichtfinn, denn er ift ein Beweis, daß Niemand an eine Sprengung des Zoll 
vereins denkt. ch glaube, daß dies nur geicheben könnte bei Strafe eines Er- 
eigniffes, deflen wir nicht gedenken wollen. Ich halte es, mie auch Einer der 
Herren Vorredner jhon bemerkt hat, für geradezu unmöglich, innerhalb des zoll- 
vereinten Deutſchlands Zollſchranken wieder zu errichten, aber ich glaube doch, daß 
man Einigen den Muth und die Verwegenbeit zutrauen kann, einen Berjuch zur 
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Sprengung des Zollvereins zu machen und ſchon dieſer Verſuch wirkt auf die Ge- 
ihäfte in einer Weile, daß er für die wirthſchaftliche Entwidelung Deutſchlands 
höchſt nachtheilig if. 

Ich erinnere nur die Herren an die Erfahrungen der Jahre 1852 und 1853, 
wo die Sachen auch fo ftanden, wie in diefem Augenblide. 


Ohne ein feftes Vertrauen auf die Dauer der beftehenden Zuftände ift Fein 
Betrieb anzufangen, Fein Geihäft von großem Umfange zu beginnen und abzu- 
Schließen und daher ift die Bejeitigung der Gefahr einer Aufföhung des Zollver⸗ 
eins von der äußerſten Wichtigkeit. Rem wir daher den zweiten Abjat des Com: 
miſſions-Antrags nit annähmen, jo würde ich es im höchſten Grade beflagen. 
Ebenſo würde ich die Ablehnung des 3ten Sabes für mehr als bedenklich erach— 
ten. Ich meiß freilih, daß Viele diefer Verfammlung der Meinung find, daß mir 
zu einer bejondern reformirten os nicht gelangen werden und 
daß die darauf gerichteten Wünfhe nur durch eine Reform der politiihen Verfaſ— 
fung Deutihlands zu realifiren feien. Ich halte das auch für wahricheinlid. In 
folden Saden fann man aber nur eine Meinung haben; ein beftimmtes Urtheil 
über alle zufünftigen Ereigniffe ausfpredhen zu können, defjen wird fich fein Sterb- 
licher rühmen, Es ift unmöglich, die Ereigniffe jo genau zu beurtbeilen, daß man 
mit Sicherheit ihren Berlauf vorausfagen kann. Das ift Niemandem gegeben und 
deshalb halte ich es keineswegs für unmöglih, daß die Verbefferung der Zollver: 
einsverfafjung einer Reform der politiihen Verfafjung Deutihlands vorangeht und 
diefer vorarbeitet. Ich balte dies um fo weniger für unmöglih, als befonders 
ein Gefihtspunft dafür fpricht, nämlich der, daß mit der Bollvereinsverfaffung 
auch die wichtige Frage über die räumliche Ausdehnung des politiichen Bundes: 
ftaat3 entſchieden wird. 


Es ift ganz zmeifellos, daß die deutich - öfterreichiihen Provinzen allein unter 
feinen Umftänden fi dem beutfchen Zollvereine anſchließen können. Beharren 
wir num auf unjern Beichlüffen, daß nur die deutich-öfterreihiihen Provinzen un: 
jerer politiihen Berbindung angehören jollen , fo bleibt Nichts übrig al3 uns auf 
den Standpunft zu ftellen, daß die deutich-öfterreihiihen Provinzen vorläufig nicht 
im Stande find, in Bezug auf die BVerfaffung, uns anzugehören. Diefe Frage 
fönnte ſomit vielleiht auf dem Wege der Zollvereinsverfaflung in einer Weile ent- 
Ichieden werden, die Niemandes Empfindung verlegt. Was meine Empfindung 
anlangt, fo ftehe ih noch auf dem großdeutſchen Standpunkte, aber ich glaube, 
daß der fpottweije jog. kleindeutſche einer verftändigen Auffaffung der Verhältnifie, 
wie fie ein Mal find, entfpricht; denn die Phantafien, die wir bier haben vor« 
tragen bören, über Gonftituirung einer deutſchen Verfaffung, in welcher die beiben 
deutichen Großmächte, Defterreih und Preußen, eine ftarfe Gentralgewalt bilden 
jollen, werden einfah dur das Rechenerempel mwiderlegt, daß plus 1 und minus 
1 zufammenaddirt nit plus 2 fondern = 0 erzielt. Ach bemerfe nur, daß jene 
Phantafien im übrigen diefelben find, mit denen Herr v. Radowitz f. 3. fo glän- 
zend Fiasfo gemadt. Wir müffen die realen Verhältniffe betrachten, und die be- 
weiſen, daß wir leider nicht hoffen dürfen, die deutſch-öſterreichiſchen Provinzen 
einem Berbande — fei er ein rein materieller wie der Zollverein, oder rein poli- 
tiſcher — anzuſchließen, der überhaupt auf eine Verfaſſung Anſpruch madt. Sie 
find, das ift Har, für fi ganz außer Stande, fih einem Zollvereine mit dem 
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übrigen Deutichland anzuſchließen, denn mag auch Defterreih im Bezug auf feine 
Februar: Berfaffung Modificationen geftatten, fo viel e8 will: nimmer- wird es 
den Zollverband aller feiner Staaten wieder aufheben, es wird nie eine Zoll 
linie zwiſchen Ungarn und Deutich-Defterreich errichten laffen. Daher können mir 
auf dem Wege der Zollvereinsverfaffung die Frage der räumlichen Ausdehnung 
des fünftigen Bun:desftaat3 in angemejjener Weile erledigen und dad wäre im 
höchſten Grade wünſchenswerth. 

In Rückſicht der Kürze der Zeit enthalte ich mich aller weiterer Ausführun— 
gen; ich bitte Sie nur dringend, den Commiſſionsantrag in ſeiner ganzen Aus— 
dehnung anzunehmen, allenfalls mit der Modification, daß die Worte: „in jeder 
Weiſe“ beſeitigt werden, was ja nur eine Redaktionsänderung iſt. Jedenfalls aber 
bitte ich Sie, in keinem Falle dem zweiten und dritten Abſatze, nach dem Antrage 
des Herrn Wiggers, Ihre Zuſtimmung zu verſagen. Der Satz, welcher das An⸗ 
ſehen der Regierungen berückſichtigt wiſſen will, iſt ſo wenig bedenklich, daß ihn 
ſogar derjenige, der auf dem ultrademokratiſchen Standpunkte ſteht, ohne Weite— 
res annehmen kann. Jeder muß in abstracto wünſchen, daß ſeine Regierung in 
Anſehen ſtehe, ſelbſt wenn er mit der Form derſelben nicht zufrieden iſt. Daher 
glaube ich, daß man den Commiſſions-Antrag einſtimmig annehmen kann und ſoll. 

(Herr Behrend aus Berlin macht, zufolge eines ihm ſoeben zugegangenen Telegramms, ben 
Mitglieveru des preußischen Abgeorbuetenhaufes bie Mittbeilung, daß beren Anmejenheit im Abge- 
orbnetenhaufe am nächſten Tage unerläßlich nothiwendig fei.) 


Präfident. Ich darf an diefe Mittheilung wohl die Bitte anreiben, daß die 
—— die noch gemeldet ſind, ſich thunlichſt in den Schranken der feſtgeſetzten 
eit halten. 


Schulze-Delitzſch. Meine Herren! Ich hoffe die Zeit inne zu halten und 
will nur ein paar praktiſche Bemerkungen, die mir nothwendig ſcheinen, machen. 

Ich bitte Sie, den Commiſſionsantrag in allen ſeinen Theilen anzunehmen; 
einen Theil ausſcheiden, das wäre für mich ein Grund, gegen den ganzen Antrag 
zu ſtimmen. 

Ich will das mit wenigen Worten begründen. 

Zuerſt ſtimme ich in vielem Wefentlichen dem Herrn Vorredner bei. Daß wir 
auch die Regierungen bereinziehen, meine Herren, das halte ih nicht nur für 
etwas Unfhuldiges, fondern für etwas Gebotened. Wie wir ung bemühen, mehr 
und mehr politiiches Bewußtſein im Volke zu erweden, das Volk aufmerkſam zu 
machen, was zu feinem wahren Intereſſe dient und wie wir bier ftehen, unferer: 
feit3 zu kämpfen für das Volfsintereffe, jo iſt e3 gewiß geboten, daß wir aud 
nah Seiten der Regierungen, fo gut unſere Blide nah oben, wie nad unten 
wenden und immer und immer wieder fagen, was wir wollen, — daß wir den 
Regierungen, indem wir die Volfsintereffen als das Höchſte obenan ftellen, jagen, das 
ift auch euer wahres Intereſſe und ihr verliert jede Baſis, menn ihr euch nicht 
als identiih, als aufgehend im Volksintereſſe betrachtet! Wir haben Urfadhe, 
dies den Regierungen immer und immer wieder, den vielen Verdächtigungen, daf 
wir bier revolutionäre Dinge trieben, gegenüber, zu wiederholen. Auch die Inter— 
eſſen der Regierungen, wie fie fein follen, die ein Mittel zum Zwecke find und 
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nicht die Völker ald Mittel zu ihren Zweden betrachten, die find in unferen Hän: 
den am beiten vertreten, das rufen wir ihnen bei jeder Gelegenheit zu! 


Nun kommt der erſte Sa, da fol das Wort: „alsbald“ eingeihhoben 
werden und der Hinterfaß wegfallen. Daran jchließt fih an die Verwerfung des 
zweiten und dritten Saßes. 


Nun, meine Herren, was ift die Nummer 1, was bedeutet fie? Sie jchließt 
ven heutigen Beihluß an den geftrigen Beihluß an, es ift eine Ueberleitung; es 
ift wiederum das ceterum censeo, was auch in diefer Frage vorkommt, wir 
werden nicht anders jagen können, dieje Frage wird eine definitive Erledigung 
finden nur in der Conftituirung des deutihen Bundes. (Stimmen: Sehr wahr!) 


Deshalb Fnüpfe ich bier an: Ihre definitive Erledigung findet die Frage nur 
in der Art, wie wir geftern beichloffen haben. Aber, meine Herren, wir find 
nicht Ydeologen, wir find nicht Leute, die Programme zu entwerfen haben, wir 
find Männer, beftimmt zu einem politiihen Wirken in der Gegenwart. Unſere 
Mäbhler verlangen, dab wir die Intereſſen der Gegenwart und die Zuftände, wie 
fie liegen, wahrnehmen, und da ift ed unbedingt geboten, fo lange wir den 
deutfhen Bundesftaat nicht haben, die Zuftände fo zu ordnen, wie es noth: 
wendig if. Das ift um fo mehr nothwendig auf dem Gebiete der materiellen 
Intereſſen. 


Meine Herren! Wenn wir unſere Wähler in die Meinung verſetzten, wir 
wüßten eben weiter nichts, als bei jeder Gelegenheit zu ſagen: Nun, das wird er— 
ledigt, wenn wir fertig ſind mit dem einigen Deutſchland! Hören Sie, da 
möchten wir ſchlecht vor ihnen beſtehen! Nein, vor den unmittelbaren Intereſſen 
und vor der Aufgabe der Gegenwart dürfen wir unſere Blicke nicht verſchließen; 
die müſſen wir ſehr lebhaft ins Auge faſſen, wir müſſen unſern Wählern be— 
weiſen, daß bei unſerer Auffaſſung der Aufgabe eines wahren Volsvertreters 
ee vorbanden jei, auch den augenblidlihen Bedürfniflen gerecht zu 
werden. 


Deshalb können Sie die Nummer 2 nicht weglaſſen, wenn Sie fi ſelbſt 
nit und uns Allen den Boden im Volke verlieren laffen wollen. Die materiellen 
Intereſſen find ein gewaltiger Hebel, und es Liegt im Intereſſe der nationalen 
Aufgabe, daß mir fie idealen Zwecken nicht hintenan fegen, dab wir die beiden 
nicht auseinander bringen und vergeflen, das zu thun, was nöthig ift. 

Endlih die dritte Nummer! Da bat der Herr Vorredner ſchon gelagt, fie 
ift mejentlih deshalb ins Auge gefaßt, um bad Hecht der deutichen Landesvertre: 
tungen, um unfer Recht bei diefen Dingen zu wahren. Es kommt nit nur 
darauf an, den einzelnen Regierungen das liberum veto zu nehmen; es fommt 
aud darauf an, den einzelnen deutichen Landesvertretungen ihr volles Recht, was 
ihnen nad) conftitutionelem Begriffe zufommt, zu fihern. Und deshalb, meine 
— trennen Sie den Antrag nicht, ſtimmen Sie ganz für den Antrag! 
(Bravo!) 


Hölder aus Stuttgart. Meine Herren! Ih babe darüber feinen Zweifel, dab 
nicht nur die bier — Verſammlung ſelbſt, ſondern auch jeder Einzelne voll- 
kommen befugt und berufen erſcheint, den Tarif und den Handelsvertrag zum 
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Gegenftand der Berathung zu machen. Allein, meine Herren, ich denfe mir, dab 
e3 ein guter Takt der Verfammlung und Ihrer Commiffion gemweien ift, den Han: 
delsvertrag und den Tarif nicht auf die Tagesordnung zu jegen; denn die An: 
fiht der überwiegenden Mehrheit der bier Verſammelten ift im voraus befannt. 
Diefer Mehrheit jteht eine verichiwindende Minorität gegenüber und es wäre feine 
fhwere Arbeit für die Mehrheit geweſen, die Minorität zu überjtimmen. Aber, 
meine Herren, ein jo leichter Sieg hätte gewiß feinen Werth für Ihre Sache gehabt. 

Mit dem Antrage, wie er geftellt ift, bin ich einverftanden; allein ich erlaube 
mir zur Erläuterung meiner ftimmung und der Abitimmung meiner Freunde 
aus Schwaben eine Bemerkung zu maden. Es ift in dem Antrage gelagt, dab 
eine baldige Erledigung des Zwiſtes dringend geboten ſei. Meine Herren! Diele 
. Erledigung fol nah dem Sinne der Majorität ganz unzweifelhaft dadurch 
berbeigeführt werden, daß die bis jetzt noch dilfentirenden Staaten den Handels: 
vertrag mit Frankreich annehmen. Sn diefem Sinne, meine Herren! ftimmen mir 
aus Württemberg dem Antrage nicht bei. Mir denken uns nämlich nod eine an: 
dere Möglichkeit der Erhaltung des Zollverein, welche uns als die wünſchens. 
werthe erjcheint; weil wir nun in diefem anderen Sinne dem Antrage zuftimmen, 
jo glaube ich, ift e8 nothwendig geweſen, daß wir hierüber eine Erläuterung in 
der Verfammlung niedergelegt haben. 

(Antrag auf Schluß der Debatte). 


(Nah Schluß der Debatte erhielten noch Wiggers zu einer thatjächlichen und Braun zu einer 
perjönlihen Bemerkung das Wort.) 


Wiggerd. Da ich in der Sade leider das Wort nicht mehr erhalten kann, 
jo babe ich zur factifchen Berichtigung nur zu bemerken, daß ich keineswegs, wie 
der Vorredner bemerkte, gejagt habe, daß mir überhaupt das Anſehen der Regie 
rungen gleichgültig jei, fondern ich habe nur gejagt, und kann nur gelagt haben, 
daf, wenn wir ausſprachen, daß es dem Wohl der deutichen Nation ver: 
derblich fei, die Regierungen mit inbegriffen wären, weil ich fie al8 Theil ver 
Nation anerfenne. Ich habe nur binzuzufügen, daß das Anſehen derjenigen Re 
gierungen, welde ſich von der Nation entfernen, mir völlig gleichgiltig wäre, und 
ich feinen Grund hätte, mich dafür zu intereffiren. Es ift alſo keineswegs demo: 
fratiihe oder ultramontane Gefinnung, jondern es ift einfach eine Folgerung aus 
der Natur der Sache, was mich zur Stellung meines Antrages veranlaßt bat. 


Braun aus Wiesbaden. Meine Herren, ich hatte mich als Redner gegen den 
Antrag einjchreiben laſſen, ih hatte mir dies indeffen nur vorbehalten, weil id 
abwarten mollte, wie er erläutert würde. Wie er erläutert worden ift, werde ih 
mit Vergnügen dafür ftimmen, 

Wenn auf der anderen Seite gejagt worden ift, die Polemik gegen die öfter: 
reichiſche Zollvereinigung gehöre nicht hierher, jo halte ich dies für die befte For- 
mulirung des Antrags; denn das Nahjagen nad) einer Zollvereinigung mit Defter: 
reich ift die Sprengung des Zollvereins. (Bravo). 


Crämer. Ich befinde mi in ber angenehmen Lage Ihnen jagen zu können, 
daß die Debatte dem Berichteritatter Fein Material gegeben, fie nod länger fort: 
zufegen. Es ift das gewiß eine fehr erfreuliche Erſcheinung. Ich benuge nur die 
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Gelegenheit, welche die Geſchäftsordnung mir als Referent noch bietet, das letzte 
Wort zu haben, um Ihnen zu ſagen, weil dieſer Gegenſtand der letzte der Tages- 
ordnung ift und wir damit unjer Werk beichließen werden. Wir werden gewiß 
Ale mit erhobenem Bewußtfein in unfere Heimath zurüdfehren und unfere 
innigiten Beitrebungen werden fein, diefe Gefinnung der Einigkeit, die gewiß zur 
Einheit Deutihlands führen wird, in allen Kreifen unferes Vaterlandes zu bethä- 
tigen. Das wird jedenfalls eine ſehr veich gejegnete Frucht unſrer biefigen Ber- 
bandlungen jein. 


Präfident. Ich gehe nunmehr zur Abjtimmung über und kündige diefelbe in 
folgender Weiſe an: 

Zuerſt richte ich die Frage auf den Eingang des Kommilfionsantrags in der 
von der Kommiffion vorgeichlagenen Weile. Wird diefer Eingang in unveränderter 
Form abgelehnt, jo richte ich die Frage auf die Faflung des Herrn Wiggers. 


Wiggerd. Ich ziebe meinen Antrag zurüd. Ich babe denjelben als einen 
Bermittelungsantrag zwilchen Nord: und Süddeutichland ftellen wollen, da id 
aber ſehe, daß ich leider nicht in dem Stande bin, Mißverftändniffe aufzuklären 
und dadurd nur Uneinigkeit erregt werden könnte, jo ziehe ich meinen Antrag zu 
— des Commiſſionsantrages, wie er von den Württembergern erläutert iſt, 
zurück. 

(Der Präſident ſchreitet hierauf weiter zur Abſtimmung und richtet bie erſte Frage auf ben er- 
ſten Abſatz nach ber Kaffung ber Commiſſion. Derjelbe wirb mit großer Majorität 
augenommen. Die weitere Frage richtete fih auf den übrigen Theil des Commiffionsantrags 
— derſelbe unter lebhaften Beifall der Verſammlung einffimmigzum Beſchluß er— 

oben. 

Hiermit war ber letzte Gegenſtand der Tagesordnung erledigt und lag von ſämmtlichen Ein- 
gängen nur nod ein Antrag des Herrn Pindert aus Erfurt vor, doch auch diefer wurbe als erledigt 
angenommen, da der Antragfteller nicht ammejend war. Hiermit waren die Gejchäfte der Berjamm- 
iung beutjcher Abgeorbneten vollftänbig erledigt.) 


Mes aus Darmftadt. Meine Herren! Ich habe es im Auftrag einiger Kol- 
legen aus Preußen übernommen, Ihnen nochmal3 deren Bedauern darüber aus: 
zuſprechen, daß fie fo a und zwar vor Schluß unferer Verhandlungen, von 
bier abreifen mußten. Ich alaube im Sinne der Berfammlung zu ſprechen, wenn 
ih ihnen ein herzliches „Glückauf“! zu ihrer ferneren Thätigfeit nahrufe und 
wenn ih hieran die Aufforderung anreihe, der Stadt, in deren Mauern wir tagen 
und welde uns diefen Saal mit anerfennungswerther und hoffentlid auch von an« 
deren deutichen Nefidenzen für die Zukunft, — ich jage das namentlih ala Heſ— 
jendarmftädter — nachgeahmter Bereitwilligfeit zur Verfügung ftelte, wenn ich 
Sie auffordere, der Stadt Weimar Ihren Dank auszudrüden. Wir mollen 
den Bertreter der Stadt, unfern geehrten Herrn Präfidenten, beauftragen, — der 
ſtädtiſchen Vertretung dieſes mitzutheilen. 


Die Stadt Weimar, fie lebe hoch! Hoch! hoch! 
(Die Verſammlung ftimmte in diefes Hoch Fräftig ein). 


BPräfident. Ich Ipreche Ihnen im Namen der Stadt für Ihre freundliche An: 
erfenuung den Dank aus und füge einen gleihen Dank im eigenen Namen binzu 
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für die Nahfiht, die Sie mir bei der Leitung der Verhandlungen geſchenkt haben. 
Mit dem Wunſche, daß die Verhandlungen der Abgeordneten :Berfammlung zum 
Segen des Vaterlandes gereihen mögen, glaube ic den Ausſpruch verbinden zu 
dürfen, daß wir alle mit der froben Hoffnung aus dieſem Saale jcheiden, nid! 
vergeblich zuiammen geweſen zu fein. 


Ich erſuche die Mitglieder der ftändigen Commiſſion, ſich Sofort nach der 
Sigung bier im Saale zu verfammeln. 


Die Sigung iſt geichloffen. 


Nah Schluß der Sikung trat die gewählte ftändige Commilfion zufammen 

und ergänzte ſich durch folgende Cooptationen: 

von Sybel, Profeflor in Bonn, Mitglied des Preußiihen Abgeordne 

tenhauſes. 

Löwe, Dr. med. in Berlin. 

Cetto, Gutsbeſitzer in St. Wendel. 

Völk, Advocat in Augsburg. 

Brater, Redacteur in Frankfurt a. M. 

Planck, Aſſeſſor in Göttingen. 

Cichorius, Stadtrath in Leipzig. 

A. Seeger, Rechtsconſulent in Stuttgart. 


ro b ft ' ” „ ” 
Nebelthbau, Uberpoftmeifter in Gaffel. 
Häuffer, Hofrath in Heidelberg, 
während die übrigen Cooptationen vorbehalten wurden. 


Zum Vorfigenden der jtändigen Commiffion wurde Herr Dr. Sigismun 
Müller in Frankfurt a M. und zu deſſen Stellvertreter Herr Dr. Barth 
in Kaufbeuern gewählt. 


Weimar. — Hofer Buqhbrugerei. 
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Tas Recht war nicht immer dasſelbe wie heute, und es wird 
nicht immer dasſelbe ſein wie es heute iſt. Im alten Römerreiche 
war z. B. das Fruchttödten juriſtiſch und moraliſch ſtatthaft, heute 
kommt das arme geängſtigte Weib, welches in der Gewisheit, daſs 
die Geburt eines Kindes ihr eigenes und das Unglück des neuen 
Erdenbürgers notwendig im gefolge hat, aufs Zuchthaus, falls ſie 
ſich von dem jedenfalls ſeeliſch nicht begabten und auch empfindungẽ⸗ 
loſen Fötus befreit. 

Kaum etwas fo wandelbar wie die Sitte, dieſe verfrüppelte 
Form der Sittlichfeit. In manden Ländern iſt e3 nicht anftöfig, 
Proſtituirte zu fein, bei uns it es eine Schande, obwol auch kei 
uns zu Zeiten die Mätreſſen bober Herren fich einbilben, eine ehren: 
bafte Stellung einzunehmen. Der Selbjtmord galt vordem und vieler: 
ort3 heute noch als eine beroifche Tat. Unſere Prieſter erflären ihn 
als Feigheit. Man fpottet über die barbarifche Sitte der Wilden, 
ſich Röcher in Nafe und Lippen zu ftecben, um darin Ringe zu be 
fejtigen, ficb mit allerhand Spielerei, Muſcheln, Federn, Perlen, oder 
auch mit Menfcenjchädeln zu behängen, und man trägt ſelbſt Ringe 
in den Oren, Federn auf den Hiten und pußt fich mit metallenen 
Gegenſtänden aus. Eitte ijt Mode. Die Mode aber verändert fir 
jo auffällig oft, daſs jeder Menſch verfchiedenartige Erſcheinungen 
— ſelbſt erlebt. 

Die Sprache iſt nicht einmal ſtabil. Kaum hat eine ſolche 
1000 3 ae geherſcht. Das nicht viel über 700 Jare alte Nibelungen: 
lied veritehen heute blos noch Echartefengelchrte zu Iefen, und ber 
Schöpfer der neubechdeutfiben Sprache, Martin Luther, würde jid 
wundern, was aus jenem meißniſchen Akten-Dialekt, in welchem er 
ſeine Bibelüberſetung lieferte, in etwas mehr als 300 Jaren ge⸗ 
worden iſt, würde er heute den Bibeljargon mit unſerm Hochdeutſch 
vergleichen fünnen, 

Die Wiſſenſchaft iſt ebenfalls nicht Diefelbe geblieben. Mich 
einmal in bezug auf Die Denfmetode, Schon die Alten hatten fi 
zu objeftiver Meltbetrachtung emporgefebwungen; da fam das blut 
umflojjene Kriſtentum amd mit ihm „bie Furcht des Herm als ber 
Weisheit Anfang” und — jeweit wärend der martervollen Her— 
ſchaft desjelben die Nede fein fanı vom Denfen — auch bie fub: 
jeftive Weltbetrachtung wider, dieſe nicdrige Stufe menfchlichen 
Denkens, in welcher ſich der Menſch hochmütig-ſelbſtſüchtig als 
Schöpfungszweck, für deſſen Nutzen alles andere in der Welt exiſtire, 
betrachtete. Heute herſcht — und jedenfalls für die Dauer ber — 
tur die objektive Denkmetode wider. 

Die Kunſt bleibt ebenfalls nicht dieſelbe; ſie richtet ſich oh 
dent Geſchmack der Mode und außer im ge En dlau d gibt 
es geg enwärtig eine ſogenannte kriſtliche Gun Fa ei 
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— ebenfalls nichts Stabiles, und trotzdem diejenigen, welche heute 
Eigentum beſitzen und zu deſſen Schuß diejenigen zur „Vaterlands— 
verteidigung” in ben Krieg ſchicken, welche feins beſitzen, trotzdem fie 
ihren Gott als Beſchützer anrufen und die gegenwärtigen Beſitzoer— 
hältniſſe als einer „göttlichen Weltordnung“ entfprungen darzuftellen 
ſich bemühen, fünnen wir fie vor ber falten Duſche nicht ſchützen, 
welche fie überlaufen muf3, wenn wir ihnen zurufen: Die heutigen 
Eigentumsverhältniffe waren vordem andere und werden in Zufunft 
andere jein. 

An dieſer ffigzenhaften Daritellung wollen wir nur an Die 
Wandelbarkeit, an bie permanente und abfolute Bewegung aller 
Dinge erinnern, um nur daraus zu fchliegen, wie auch die „Natio— 
nalität“ eine Ausnahme nicht macht. 


Menn die „Kationalität* nicht tabil, nicht feſtſtehend, 
nicht haftend und unmwandelbar ift, ijt fie auch nicht Das, wo— 
für fie ausgegeben wird; denn gerade der Mangel dieſer Gigen: 
ichaften hebt ihr Mejen auf, ihr Wejen, das ja in dieſen Eigen 
ſchaften beſtehen joll. — Gmärungsfäbigfeit, Blutzirfulation, Nerven— 
tätigfeit sc. gehören zum Weſen des Menſchen; finden ſich Dieje 
mwefendlihen Merfmale an einem menfchlichen Körper nicht vor, jo 
ift er — ein Leichnam, Co ijt es mit jedem Dinge: nimmt Du 
ibm feine Weſenheit, fo rettet e3 der Name auch nicht, es ijt one 
die Eigenſchaften, die jein Weſen ausmachen, nicht dasjelbe, als 
was man es eben infolge dieſer Eigenfchaften kennt und benennt. 
Eine „Nationalität” one Stabilität ijt feine „Nationalität”, 
wie der Schatten eines Hundes fein Hund iſt, da ibm Fleiſch und 
Bein, feine wejendlichiten Merkmale, feblen. Wenn Herm von 
Mangoldt fein Amt genommen wird, dann iſt er cben fein Teſſen— 
dorff mehr, er Fann vieleicht Gerichtsrat oder Advokat jein, vieleicht 
auch Ritter ꝛc, aber Statsanwalt ijt er nicht mehr, denn dazu 
gebört, dafs er ein Anklägeramt inne hat. 

Bis dahin fehlt aber noc der Nachweis, dafs der „Native 
nalität” wirklich diejenigen Gigenichaften mangeln, die ihr Weſen 
ausmahen — fünnte man jagen — und mir wollen daher, um 
biefen Nachweis zu liefern, die hervorragenditen Merkmale der 
„Nationalität“ näber beleuchten. 

Als wichtigſte Merkmale werden von den Nationalfanatitern 
genannt: Abjtammung, Spracde, Bolitif, Geſchichte, 
Batriotismus, Religion. 


Die Abftammung, wäre fie rein und ungemiſcht nachzu— 
weijen, fie wäre bie ficherite Grundlage für die Natienalitätsteorie, 
Nichts aber ift hinfälliger als die Annahnıe einer jolcen. 

Mir wollen und nicht auf den naiven Standpunft der Bibel 
ftellen, obwol gerade die Beförderer des Nationalitätskultus dieſes 
alte und für den Kulturhijtorifer teils ſehr Ichrreiche, dennoch ſehr 
mangelhafte &""""-" °° "prbuch für den Schulnunterricht für 
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Neger-Tipus, bald mehr ober weniger rein, bald gemifcht. Nach 
Beder ift ſelbſt ber hottentottifche Tipus in Gurepa anzutreffen. 
Durch irgend eine ber verfchiedenen Abſtammungslehren alfo wird 
das Nationalitätsprinzip nicht geftüßt. — 

Aber die Sprache wird doch wol eine fichere Bafis fiir bie 
Eriftenzg von Nationalitäten bieten? Nun, diefe noch weniger, — 

Mir zeigten ſchon in der Einleitung, wie die Sprachen fort 
wärend ficb ändern, fich entwideln. Auch die Sprache entiteht, blüt 
und vergeht. Das wird allerdings niemand leugnen, aber — wird 
mancder fagen — was tut das? Kann nicht die Nationalität 
wechjeln eo ipso (zugleich) mit der Sprache? Und mit biefer Ent: 
gegnung hätten wir denn ben Nationalitätsfanatifer da, wo mir ihn 
baben mollen; denn eine fih ändernde, eine mwechjelnde Nationalität 
wäre eben feine „Nationalität“ mehr. 

Gibt es eine fchweizerifche Nation oder gibt e3 feine? Nach 
ber Sprache allein zu urteilen gemwis feine, denn nach diefer müſste 
die Schweiz von minbeftend brei Nationen bevölfert fein: von der 
franzöfifchen, bdentjchen und italienifchen. (Daſs der Statöverband, 
die Politif, nicht die Nationalität begründet, werden wir weiter unten 
ſehen.) Wie viel Nationalitäten würde weiter Amerika in fich bergen? 
Und wie oft haben auch die Deutjchen ihre Nationalität (mit ber 
Sprache) gewechjelt? Die Sprache gibt alfo ficberlih das Kenn: 
zeichen der Rationalität wicht, Aber die Gründe für Diefen Mangel 
ſind bei genauerer Belichtigung noch viel gewichtigere, Welcher Na— 
ttonalität mwirden denn die Grenzvölker z. 3. in Elſaſs-Lotringen, 
Poſen, Trieft, Deutfcbbönen ꝛc. angehören, da fie manchmal mehr 
als eine, manchmal mehr ala zwei Sprachen reden und zwar, joweit 
es ſich um Gingeborene und nicht Eingewanderte handelt, meiſt ſchon 
von Kindesbeinen an? 

Wie viele Menſchen gibt es übrigens nicht in allen Ländern, 
welhe fib in mehren Sprachen geläufig ausdrüden? Gebören 
dergleichen Leute etwa mehren Nationen zugleich an? In gewiſſem 
Sinne (d. h. kosmopolitiſchen) ja! Gehören fie etwa nur jenen 
Nationen an, deren Sprache fie reden und jenen nicht, deren Sprache 
fie nicht verſtehen? Oder vermehren fich die Nationalitäten in einer 
ſolchen Perſon beim Hinzulernen einer weiteren Eprache ? Ober ver: 
taufcht jemand etwa feine Nationalität, der feine Sprache vertaufcht ? 
Solchen Unfiun wird freilich niemand behaupten. Aber geben, wir 
noch weiter. Laſſen wir einmal lediglich die Tradition, das Über— 
lemmene gelten, machen wir einmal einen verzweifelten Ausfall auf 
unfere Mare Vernunft und geben wir als möglich zu, dafs ein Menſch 
der Nationalität feiner Eltern angeböre, one Rückſicht auf die ibm 
zufällig eingelernte Sprache oder auf fein durch irgend welchen Zur 
fall bejtimmtes Tomizil. Wie jteht es denn in ſolchem Falle danıt, 
wenn ber Vater ein Ftanzoſe, die Mutter eine englifche Yadi war? 
Außerdem wird fi wol jehwerlich jemand einfallen laſſen, zu bes 
baupten, dafs ein Menfch, der von Augend auf weder die Sprache 
jeiner Eltern, noch die feines Geburtslandes, fondern eine ganz 
fremde erlernte, nun auch dort feine Nationalität gefichert hätte, wo 
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damit es willig Menfchen, Hab und Gut, d. 5. Leben und Gelb 
liefere zur Kriegfürung, damit es fich miberftandslos mafjahiren 
lajje, um im günftigften alle den Verfürern Lorbeeren, Ruhm, 
Ehren, Rittergüter und Dotationen einzubringen: dad heißt Politik. 
Und diefe Politit — wie oft ändert fie ſich; mit jebem Giften> 
wechjel, mit jedem Perfonenmwechjel. Heute find die Staten A und 
B zu gemeinſchaftlichem Raube verbunden gegen die Staten E und D. 
Morgen hingegen fchlieft man Bündniſſe zwiſchen A, C und D, um 
B auszuplündern, und fo fort, 

Spmweit die Politif hingegen die waren Inteteſſen der Bevöl- 
ferung fördert, foweit it fie fajt international. Und wenn bei ben 
heutigen berfchenden Siſtemen wirklich nicht alle Völker gleihe In— 
tereffen haben; wenn jich diefelben in ihren Zielen auch häufig 
mobdifiziren: mit dem Gintritt einer allgemeinen Nölferverbrüderung, 
die ja einft eintreten mufs, hört die Verſchiedenartigkeit der Intereffen 
im großen und ganzen überhaupt auf. Selbſt Klima, Boden: 
fultur, Lebensweiſe ꝛc. bedingen keineswegs bejondere, den anderen 
Bewonern der Erde entgegenitehende Intereſſenwarung, weil gerade 
bierburch ein Ausgleich erzieht wird, indem die Bewoner eines ge 
wiffen Striches darauf angewieſen find, von den Bewonern andrer 
Striche aller Art Hilfeleiftungen, Lieferungen von den ihnen ent: 
behrlichen, erfteren aber mangelnden Hilfsmitteln und Produkten zu 
beanfpruchen und dafür natürlich gleicherweife ihren Tribut zu ent— 
richten. So zeigt ſich die gegenfeitige Abhängigkeit aller Menfchen 
untereinander, alfo die Intereſſengemeinſchaft. Laſſen ſich doch unfre 
heutigen Fabrifanten, Händler ꝛc. jeit langer Zeit ſchon nicht, ftören, 
mit den „Erbfeinden“ Gefckäfte abzwichliegen, geſchah doch be— 
fanntlich feitens berliner Bankier mitten im Kriege mit den Frau— 
zofen eine ©eldbeteiligung an franzöſiſchen Anleiben. 

Die Politik iſt aljo feine Stüße für das Nationalitätöpringip 
und zwar weder die echte geſunde Politik, noch bie beutige roh— 
egeijtifhe, den Wölferinterefjen entgegenarbeitende, Was fümmert 
fich die Menfchheit darum, vb z. B. Frankreich einen König, einen 
Kaifer oder einen Präjidenten bat? Höchitens find e3 einige „Stats: 
Ienter”, die bier ihr Intereſſe berürt ſehen. Die Völker freuen ſich 
blos, dafs eine Monarchie weniger auf der Welt eriftirt. Ubrigens 
müfste ja, wenn die Politik bejtimmend auf die Nationalität wäre, 
die letztere ſich mit der veränderten Politik ändern und Aranfreich 
müjste beijpielsweife eine andere Nation geworden jein jeit dem 
Sturze des Kaiferreichd. — 

Aber auch aus der Vergangenheit läſst ſich die Politik nicht 
als Merkmal der Nationalität deduziren, wie man oft meint. 

Ein unbefangener Blick auf die Geſchichte genügt, um uns 
zu zeigen, wohin das politiſche Nationalitätsprinzip noch immer ge— 
fürt hat, nemlid zum Untergang der politiſchen Herſchaft, welche 
umeift auch den zeitweifen Intergang der Kultur bedingte. Wo 

a3 politifche Nationalitätsprinzip berjebend wurde, da wurde auch 
Fer Mord das gemeinfame Schickſal der Völker, der Mord, welcher 
jur notwendigen Konfequenz der Füniglichen und kaiſerlichen Macht: 
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was ſonſt noch bleibt gehört Euch. Und es blieb noch etwas, ein 
geborner Rebell blieb: der Geift, ber Gebanfe; er ijt denn auch die 
größte aller Gewalten, ber Herr aller Herren, er blieb, er ftellte fich 
tod, aber er Iebte und arbeitete unfichtbar und unhörbar maulwurfs- 
artig, und er wird bie feteften Tore fprengen und er wird es machen, 
dafs ſich die Gewalt inter ihren Kafernen und die Spisfindigkeit 
hinter ihren römijchen Pandekten verfteden müſſen. Hörts mit 
Schrecken Ihr Nachtreter römischer Statsflugbeit: Ihr Blutmänner, 
Ahr Pfaffen und Ihr Juriſten. 

Die Nationalität war die Macht der Römer, ſie war das Ge— 
heimnis ihrer Größe, aber auch ihtes — Unterganges: denn die 
Ausſchließlichkeit des Nationalbewuſstſeins zerſtört die Fundamente 


der Machtherlichkeit. Mit ſeiner nationalen Macht eroberte Rom 


die Völker, aber es konnte fie nicht zur Entwickelung bringen, es 
zerrieb fie und fich dabei mit, 

Die Idee der Nationalität ijt zwar mit ebenſo lebendiger Kraft 
begabt wie jede dee, aber da es nicht eine Menfchlichfeitsidee, 
nicht eine Yreibeitsidee, vielmehr eine Idee in egoiftifcher engiter 
Form iſt, fo reißt Diefe Kraft mit übermäßiger Bewegung zum 
Mittelpunkt zugleich des Individuum und feine Freibeit mit in dem 
Strudel, welcher Untergang beißt für alle. Das Nationalitätsprinzip 
treibt zur zentripetalen, nach einem Mittelpunkt ſtrebenden Bewegung 
und das heist Antergang des Volkes, das Menfchlichfeitsprinzip 
treibt zur zentrifugalen, vom Mittelzunft fich ausbreitenden Beweg— 
ung und dicſe verfittlicht, einige, ziviliſirt die Menfchbeit. Die 
Nationalität wurde zerjtört und neue Raſſen voll individualer Eigen— 
beit traten auf den Schauplatz, um die zentrifugale Bewegung ein— 
zuleiten und das Werk der Zivilifation zu beginnen, der Zivilijation, 
Die um fich greift und ſich platz ſchafft, trotz dieſer und jener atavis— 
tifcher Vorgänge, die nur einen zeitweiligen Nüdjchlag, auf die Jar— 
hunderte und Jartaufende bemeiten aber jicheren ewigen Kortjchritt 
bedeuten. Bei dem Kampf der Individuen mit dem Nativnalitäts- 
Stat wird lesterer oft die Oberhand behalten, doch nur um Die 
Entwickelung der erfteren zu fördern und in ihrer ganzen Gewalt 
berzujtellen; es int das ein Läuterungsprozeis. Das Gute wäre nicht 
als das Gute erfennbar, hätte es nicht im Schlechten feinen Gegen 
fat. Diefen Läuterungsprozeſs zeigt die Gefchichte yon den Nömern 
bi3 auf ung; überall tritt uns eine Abfonderung und Vereinigung 
der Nationalitäten entgegen, die ein Napoleon ſozuſagen zu einer 
Meltläuterung in einen Tigel warf nnd fo das internationale Prin- 
zip zu größerer Klarbeit gelangen ließ. 

Wie der Glanbe dem Zweifel, der Nihilismus der Kritif voran— 
geben muſs, fo muſs vieleicht der Nationalitätsglaube dem Bewuſst— 
ſein von der Einheit und Solidarität des Menſchbengeſchlechts voran— 
gehen, zu beiden gehört die Befreiung vom Aberglauben, von der 
Knechlſchaft: dert die Befreiung vom religiöſen Glauben, bier die 
Befreiung vom Mationalitätsglauben, d. b. zu beiden gebört die 
Entwickelung zur Sreibeit, Die Entwickelung vom Gefül zum Intellekt. 
Der religiöſe wie nationale Aberglaube find Sache des Gefüls, des 


Inſtinkts, Sache des deals aber nicht der Idee. Kommt lestere 
zur Herſchaft oder verbindet fich nur mit dem deal zum Gedanken, 
jo Fällt die Herichaft des Gefülsduſels. Wie die Neligion nur 
relativen Wert bat, Wert als Amme der Menfchheit, und abtreten 
muſs, wenn die Gutwidelung vorjchreitet, fo auch die Nationalität, 
die, geichichtlich genommen, ebenſo wie jene, der höher zu acbtenden 
Freiheit verangeben muſs. Die Menfchbeit zieht ihre Kinderfchube 
aus und damit fällt der Glaube und die Entwickelung fürt fie zur 
Freibeit. Die Amme und die Kinderſchuhe erbalten beide als hiſto— 
riche Merkwürdigkeiten einen Sitz in der Grinnerung. Gritere ein 
fideikommiſſariſches Ausſterberecht am warmen Ofen, leßtere in ber 
Rumpelfanmer verfallener Herlichkeiten. 


Aber einen Borwand zu WVölferabjchlachtungen im Intereſſe 
ihrer Pileger, der dinaftifchen Gewaltinbaber, jollen fie nicht mehr 
abgeben dürfen. Mag man fo die Nation zur Grundlage machen 
für die Menfchenfamilie: diefe Grundlage wurde von unfern Voreltern 
fejt und ſicher für ewige Haltharfeit gebaut, wir zimmern längſt an 
den oberen Gtagen berum umd in den unteren Gtagen hat man id) 
bereit3 wonlich eingerichtet. 

Mir haben alſo gejehen, dajs das politifche Nationalitäts- 
prinzip, biftorifch betrachtet, nichts ift, als im günſtigſten Fall eine 
längit überfchrittene Entwickelungsſtuſe. — 

Mir gelangen zum Patrivotismus, um diefen zu prüfen, 
in wie weit dieſer etwa ein Kriterium der Nationalität bildet. 


Mas es mit dem Batrivotismus für eine Bewandtnis bat, 
haben wir teils jchon oben gezeigt. Da wird man „vaterlands— 
los“ genannt von einem Weltgaunertum, das zur Befriedigung der 
eigenen Gefräßigfeit in jeder Weiſe international ift, das aber von 
jenen, denen es nicht Etillung des Hungers gönnt, verlangt, fie 
möchten ſich mit Patriotismus ſättigen, mit einem irdifchen Patrio— 
tismus, der einen recht guten Erſatz zu bilden fcheint, wenn ber 
himmliſche Patriotismus nicht mehr recht zieben will. Ienes Welt: 
gaunertum, melces, aus Dummheit und Habgier, der Maſſe, die 
diefer zum Leben nötigſten Mittel, wie Luft, Licht, Erholung, freie 
Bewegung, geiftige und fürperliche Narung entzieht, will, daſs dieſe 
Maſſe ſich an patriorifchem Geheul betaumtele, damit fie jo befähigt 
jei, den bald jcheinbaren, bald wirklich gefärdeien Raub — man 
nennt es durchgängig Eigentum — der eigenen Minorität mit Auf: 
opferung des legten natürlichen Belistums, mit Hingabe von Blut 
und Leben zu verteidigen. Dieje Förderer des Patriotismus wiſſen 
recht gut, daſs ein geiſtig und körperlich gefunder Menſch ſich am 
Mordsgeheul nicht berauichen läfst, ſaudern ich mir (ET nl —— 
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Lüſte auf andere Völker abzuleiten, auf andere Menſchen in gleich 
armjeliger Lage, ſtatt auf die eigenen Bedrücker. 

Mie jede Form bed Glaubens eine Gefülsfeligkeit, ein Aber- 
glaube ift, fo auch ber Glaube an die Nationalität. Aber fo, wie 
ber Glaube in anderer Formen ſchwindet, wie er bem allein fitt- 
fihen Ateismus plak macht, fo ſchwindet much der Glaube an bie 
Nationalität und macht dem Kosmopolitismus platz. Die Religion 
des Kreuzes und Leibe, das Kriftentum, ſchwindet und beranrüdt 
ber lebensfreudige Humanismus; bie Religion ber Zünbnabelei und 
Mauferei hat die Schwindfucht und zufehends wächft ber hüpfenbe, 
zotwangige Knabe Kosmopolitismus, ber, fobald er erwachſen ift, 
ber Stammmvater aller glüdlichen Menfchen fein und um dieſe feine 
Spröfslinge ein hochrotes Band ald Simbol ber „Liebe und Ger 
rechtigfeit” fchlingen wird. 

Das mündig gemorbene, Volt wird feinen Geift felbft ausbilden, 
nachdem es die Ginjicht erlangt hat, dafs jene, denen biefe Aufgabe 
zufiel, fie aus Boͤswilligkeit nicht gelöft hatten, Denn 

Mo fih die Völker felbit befreihn, 
Da kann die Wolfart nur gebeihn ! 

Der Gemütömenfch begeiftert fich für die windigften Dinge unb 
vertritt fie verbrecherifch-fanatifh, wie bie Erfarung zur gemüge ges 
lehrt bat. Darum bat man bie Maffen nach ber Gemütsfeite bin 
gegängelt und zwar — wie dies notwendig nicht anberd fein kann 
— auf Koften bed Intelletts. Hieraus erflärt fich die Anhänglich- 
keit fo vieler Menfchen noch an „patriotifche Erhebungen“. Sehen 
wir folche Menfchen aber genauer an, fo find fie allzumal — bie 
Böswilligen und Heuchler abgerechnet — geiftige Altjungfern und 
Kinder. Denn gerade biefe find es, bie dem Einfluffe bes Gemüts 
fo fehr unterworfen find. „In ber Zukunft — fagt Wiebe — wirb 
es (dad Gemüt) ſich immer mehr in bie Kinderjtube retiriren ober 
vieleicht auf Marlitt'ſche Romane verfallen. Ernſten Männern fallen 
höhere Aufgaben zu, als fib für den Nationalitätsfchwindel zu 
enthuflasmiren, welcher bis heute nur bazu gebient hat, die Freiheits⸗ 
beitrebungen ber Völker in abfolutiftifches Farwaſſer zu Ienfen, wie 
dies die Gefchichte der jüngften Zeit abermals beweiſt. Alle Demos 
fraten, welche ſich dem Nationalitätöglauben ergaben, find bis heus 
tigen Tags um ben 2on ihrer volföfreunblichen Beſtrebungen be— 


-trogen worden.“ 


Freilich gibt ed eine Art von warem Patriotismus, eine Liebe 
zur Muttererbe, welche man erft fennen und fchägen lernt burch bie 
Mechfelbeziebungen bes Vaterlandes zu andern Völkern, Aber diefer 
Patriotismus ſchließt den Kosmopolitsmus nicht aus, im’ Gegenteil, 
er ruft ihn bervor, Was er ausicließt, das ift die widerwärtige 
National-Arroganz, die kranfhafte Vaterlandsbvorliebe, 
die Fraſe des handwerksmäßigen Patriotismus. Hingegen entfpringt 
aus ſolchem echten Patriotiömus jene Simpatie, welche nur zum 
Vorteile der internationalen Beziehungen ausfchlägt und die nationale 
Befcheibenheit erwedt. 
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Der moderne nationale Patriotismus hingegen erzeugt den 
Fremdenhaſs, ben freilich jener nicht fultivirt, der die Fremden 
fennt Auf die Unwiſſenheit und Roheit zu fpefuliren iſt ja auch 
die Aufgabe aller patriotifchen Nationalen oder nationalen Patrioten. 

Sicher ift, daſs der egeiftifche robe Patriotismus fichtlich ſchwin— 
bet und einem Kosmopolitismus plat macht. So kan er freilich 
ein Merkmal der „Nationalität“ nicht fein! Abgefeben noch davon, 
daſs auch dann, wenn die betörte Menge, zeitmeije der patriotifchen 
Heulerei ſich ergab, von etwas Stabilem, etwas Bleibendem und 
unverändert Dauerndem nichts zu bemerken war. 


Sollen wir zulegt noch die Religion als angebliches Kenn: 
zeichen der „Nationalität“ im Nückjicht nebmen ? Das ijt fehr gefär- 
lich, dieweil dieſer Auffaß zuerit in Chemnitz erſcheinen wird, und 
nicht jederman Luft bat, dieſem Richtplatz Sachjens zu verfallen, Faſt 
ift auch darüber ſchon zu viel, jedenfalld alles gejagt worden; 
nicht erit heute, jondern fehun ſeit Jarhunderten. Daſs die Religion 
im Schwinden begriffen ift, bedauert wol derjenige, dem fie Geld, 
Anſehen, Ehre, Macht brachte, abzuleugnen wagt es niemand mehr. 
War fie erit ſchon veränderlich, wandelbar in ihren Grundſätzen, fo 
war fie niemals ein Zeichen der Nationalität; ift fie jest im Auf: 
bören begriffen, jo gibt fie noch weniger ein folches Mertmal ab; 
bat fie erit ganz aufgehört — und fie wird es — fo feblt fie als 
Merfmal der Nationalität auch für die Softiten. 

Mit dem Nationalhaſs ſchwindet auch der Religions» 
hafs und umgefebrt: dad Schwinden der Religion ift ein Zeichen, 
dafs Religionshaſs und damit auch Nationalhaſs ſchwinden. 

Was für menſchliches logiſches Denken nicht erkennbar iſt, das 
eriſtitt für den Menſchen auch nicht. Das menſchliche Denken er— 
kennt weder Götter noch Teufel, weder eine ewige Seligkeit 
noch ewige Verdammnis. Diefe Dinge gibt3 nur für den 
Glauben. XKebterer bat aber bereit3 feine Macht verloren und 
niht Glaubenslebren, jondern Denkgeſetze find maßgebend 
für die Menfchheit und ihr Verhalten geworden. Seitdem bie 
Menſchheit erfannt bat, daſs die Religion als Bedrückungsmittel 
der Menfchbeit, zur Befriedigung elendeiter Habgier und Gewalt: 
herſchaft benutzt wurde; feitdem die Menfchheit weiß, dafs durch bie 
Religion eine große Zal aller Übel, unter denen die Menfchen 
leiden, herbeigeſchafft wurde: feitdem hat fie fich abgewendet von 
derfelben. Mit der Verwerfung der Religion, mit der Anerkennung 
der Ergebniſſe wiſſenſchaftlicher Forſchung, wird die Menfchheit 
aus der Geiftesnacht erlöſt. Waren einft nur die hervorragenden 
Tenfer ungläubig, je ift es jegt das Wolf geworden. Damit gebt 
die Religion verloren ; folgerichtig auch der Religionsbafs, bie 
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dieſelbe Religionsform, ſo daſs ſchon aus dieſem Grunde die Reli— 
gion nicht als Merkmal der „Nationalität“ gelten kaun — 

Wenn nun, wie wir geſehen haben, keines der Merkmale der 
„Nationalität“ ſtichhaltig iſt, ſo iſt damit das „Nationalitäsprinzip“ 
entlarst als — böſer Traum. Man träumt eben immer ſeinen 
Handlungen entſprechend. Richten wir unſre Handlungen, unſre 
Denktätigkeit auf gute und nützliche Dinge, richten wir ſie auf die | 
welterlöfende Idee allgemeiner Menſchenverbrüderung und wir 
werden nicht mehr von dem böfen Nationalitätsfchwindel träumen. 


—_— a 
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Nach einer kurzen Aniprache des Vorfigenden, Advotat Schubert, begrüßt bei Betretung 
der Tribüne die zahlreiche VBerfammlung den Redner mit lebhaften Beifall. 


Meine hochverehrten Zuhörer! 

Obwohl bereit3 der geehrte Vorredner Sie damit befaunt gemacht 
bat, daß nicht auf eigene Veranlaffung ich «3 unternommen habe, vor 
Ihnen zu erjcheinen, fo fühle ich doch mich doppelt erleichtert durch den 
freundlichen Empfang, den Sie mir zu Theil werden laffen, weil, wie 
ih Ihnen geftehen darf, ih nicht ohne eine gewilfe Befangenheit vor 
Sie getreten bin, ſich herleitend daraus, daß ih mir die Frage ftellen 
mußte: ob ich auch beredtigt ſei, ohne jedes Band einer perjünlichen 
Verpflichtung, das mid mit Ihnen, mit der Dertlichfeit Ihres politischen 
Wirkens verknüpft, Ihnen das Rejultat meiner Beobachtungen oder Be- 
trachtungen als bejonderd mittheilenswertb zu bieten. Ihr freundlicher 
Willkomm befreit mich von dieſer Sorge. Sie nehmen mir gewiffermaßen 
die Berantwortlichleit dafür ab, ob ich es Ihnen nah Wunſch und Er: 
wartung werde bereiten fönnen. Es ift ja, bier auf einem ganz fremden 
Gebiete auftretend, für mic, feine geringe Aufgabe, gerade den Ton zu 
treffen, den Sie, jeder nach feine Denfungsart, fih von dem Redner er: 
warten, der über die wichtigften Angelegenheiten des Landes zu Shnen 
ſprechen foll. Aber, meine Herren, im Ganzen binden uns doch dieſelben 
Sorgen und diejelben Hoffnungen, und jo laſſen Sie mich, da ich Vieles 
auf dem Herzen babe, auch ohne weitere Einleitung ſofort in die Sache 
jelbft eingehen. 

Nur Eins möchte ich noch vorausichiden. Als mir der ehrenvolle 
Ruf ward, hier unter Gefinnungdgenoffen zu ericheinen, habe ih nicht 
angefragt, in welchem Sinne man wüniche, daß ich meinen Vortrag anordne 
oder leite. Ich habe geglaubt, Sie würden mir jelbit e3 überlaffen, dies nad) 
meinem Bedürfniß, nach meiner Ueberzeugung zu thun; denn in jo deli- 
faten Berhältniffen, wie die, in welchen gerade jetzt die innerſte Reichs: 
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politik ſchwebt, iſt es noch viel ſchwerer als ſonſt, anders zu ſprechen, 
als nach dem Bedürfniß der allereigenſten Empfindung und der vollſten 
Wahrheit der eigenen Ueberzeugung. Aber das habe ich vor allen Dingen 
den Freunden, die mir die Ehre erwieſen, mich hierher zu berufen, er— 
klären zu müſſen geglaubt: ich bin weder gekommen, um zu werben, 
noch bin ich gekommen, um zu ſtreiten. Das Werben für eine große 
Sache iſt nicht das Werk eines Abends oder einer Rede, es iſt das Werk 
einer langen, gemeinſamen Arbeit, und glücklich würde ich ſchon ſein, 
wenn ich zu dem Gebiete, das Ihnen noch zu erobern bleibt, nur einige 
Sandkörnchen beizufügen im Stande wäre. Noch weniger bin ich ge— 
kommen, um zu ſtreiten; denn Polemik gegen Solche, die uns voll— 
fommen abgewandt als Gegenfüßler gegenüberftehen, die nügt im Leben 
wenig; und einen Streit mit Nachbarn, die uns in der Gefinnung ver- 
wandt, aber manchmal, wie das jo unter Nachbarn geht, gerade des 
engen ©renzgebietes wegen aud Neibungen ausgefegt find, — einen 
ſolchen Streit, um es mit klaren Worten zu jagen, mit den etwas weiter 
nach links liegenden liberalen Parteien zu führen, dazu jcheint mir, 
wenn überhaupt jemals, jo jeßt die Zeit am Wenigſten geeignet. 
Auh kann ih zu meiner Freude Fonftatiren, daß dieſer Geiſt 
im deutſchen Reichſtag durchaus geberriht und daß gerade im 
der legten Seſſion das Bedürfniß, die liberalen Parteien eng 
aneinanderzufchließen, fich durchgehende fühlbar und auch jegensreich 
wirfjam gemacht bat. 

Meine Herren, es ift in einem Yande, das nad) jo langen, jchweren 
Kämpfen endlid ein hohes Ziel erreicht hat, natürlich, daß nach dem erſten 
glänzenden Auflodern des Erfolgs aud) etwas jchwerere, langſamere Zeiten 
fonımen. Man jagt zwar wohl: „Aller Anfang ift ſchwer“; ich finde 
aber, daß unter Umftinden aud aller Anfang viel glüdlicher lohnender 
und erfreulicher ift, als grade das weitere Erhalten und weitere Pflegen 
guter Anfänge. Und das haben wir im Deutichen Reiche auch erfahren 
und werden es noch eine Zeit lang erfahren müjjen. 

Als nad dem glücklich beendeten Kriege des 70er Jahres zum erften 
Male das Deutihe Reich mähtig und zu Aller Freude emporftieg, da 
war es ja ganz natürlich, daß im eriten Augenblide man fi aller 
Sorgen ledig und Alles gut geborgen glaubte. Aber je länger die Zeit 
in's Yand geht, defto mehr ſehen wir doch, daß, was aud mit einigen 
glüdlihen Schlägen erreicht werden fann, noch vieler umfichtiger, 
eifriger und ausdauernder Pflege bedarf um weiter zu wachſen; denn 
wie Sie willen, was nicht weiter wächſt, das gebt zurüd. Nun ift es 
ganz natürlich, daß bei einer Neugeftaltung, wie die unleres vaterläg 
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diſchen Geſammtſtaates, von beiden Seiten, ich meine von dem Alten wie 
vom Neuen her, die Bedrängniſſe einſtürmen, um das eben Gewordene 
zu unterwühlen. Und diejenigen Parteien gerade, die die Neugeſtaltung 
des Reiches, ſein einheitliches und freies Werden am lebhafteſten vertreten, 
bilden gewiflermaßen den Damm, auf dem von einer Seite das alte 
Zurüdgedrängte anprallt, das wieder emporzufommen jucht, während das 
Neuerungslüchtige, da8 aus dem eben Gewonnenen jelbft wieder ftärfere 
Konjequenzen zu ziehen und damit das eben Gefchaffene zu bedrohen jucht, 
von der anderen Seite einftürmt. 

Laflen Sie mich einen Augenblid zunächſt de3 großen Kampfes ge— 
denfen, der, wenn ich bei dem Bilde bleiben darf, von der Seite der 
alten Elemente ber gegen unjer Reid, andrängt. Ich meine das, was 
man gemeinhin den Kulturfampf nennt, den Widerftreit der katholiſchen 
Priefterherrihaft, die, in vielen Theilen Deutſchlands um ihren ftaatlichen 
Einfluß gebradt, in dem neuen Kaiſerthum eine Gefahr für fi über 
die ganze Welt bin erblid. Ih glaube, wir haben neuerdings 
doch eine Menderung in der Lage dieſes Gefechte® zu Fon- 
ftatiren, und ich glaube, «8 ift eine Menderung zum Beſſeren. 
Zum erften Mal, jeitdem das Deutſche Reich Körper und Geftalt ange- 
nommen bat, zum erften Mal ift ja joeben die Frage aufgeworfen worden: 
ift der Kampf zum Stillftand gefommen? Schon daß diefe Frage auf- 
geworfen werden fann, ſchon das, meine ich, ift ein bedeutiames Symp— 
tom! Niemals vorher wagte Jemand auch nur auf den Gedanken zu 
gerathen, das überhaupt von einem folchen Stillftande dermalen die Rede 
jein fönnte; aber wie Sie wiſſen, ift e8 in aller Munde, war es die 
verbreitete Stimmung, ſich einander anzureden auf die Frage hin: ift nicht 
ein Stillftand zu bemerken in der Kampfesart der ultramontanen Partei 
gegen das Neid? Schont das ſcheint mir eim Fortichritt zu fein. — 
Dazu rechne ich weiter, daß wir die Erfahrung gemadt haben, daß in 
diefer jüngften Reichstagsſeſſion die religiöfen, die fonfeffionellen Kimpfe, 
der heftige Zulammenftoß der Meinungen zwiſchen dem Centrum und 
den übrigen, reichöfreundlich gefinnten, Parteien, einen verſchwindend 
fleinen Raum eingenommen haben. Zum erften Male find wir bis auf 
wenige Sitzungen son den unleidlichen und unerfreulichen religiöſen Dis- 
putationen verſchont geblieben, und mir jcheint, das an ſich ift Schon ein 
‚Bortheil nicht blos für das Neich, fondern auch für die religiöſe Stim- 
mung der ganzen Nation; denn wenn die Religion weiblichen Geichlechts 
it, jo ſcheint mir ihr auch das som weiblichen Weſen zuzufonmen: je 
weniger man von ihr fpricht, deſto beffer für fie. (Beifall. Heiterkeit.) 

Aber, meine Herren, nicht blos dieſes Symptom einer gewiffer Ent: 
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waffnung im fonfejlionellen Streit haben wir zu verzeihen; ih rechne 
dazu nody etwas Weitered. Es tauchte auch ſchon bei Beginn der Seffton 
und jelbit ihr vorauseilend wie ein Schatten die Frage auf: ob denn 
etwas Mahred daran ſei, daß, wie rechts oder links von Kundigen ver: 
lautbare, der Neichskanzler, in dem ſich ja die Neichspolitif zunächſt ver: 
fürpert, Daran denfe, etwa feinen Frieden zu machen mit dem Gentrum 
und ihm die Hand zu reichen über die Köpfe der nationalen Partei 
hinaus? Nun, meine Herren, aud daß dieſe Frage nur aufgeworfen 
werden fonnte, jehe ih als ein günftiges Zeichen an; denn mir ift 
ja nicht zweifelhaft, wer ein Intereffe hat, eine ſolche Frage im Lande 
berumzubringen. Dffenbar nämlih die Gentrumspartei felbft! Sie 
zunächſt hat ja ein Intereffe daran, Die anderen Parteien ein- 
zuihüchtern, fie irre zu machen in ihrer Politif, indem fie 
den Glauben verbreitet, e3 wäre denkbar, daß zwilchen ihrer 
und der Reichspolitik eine ſolche Wendung herbeigeführt werde, 
daß nunmehr der leitende Gedanke aus den nationalen und aufgeflärten 
Schichten des deutichen Volkes in die ausſchließlich römiſch-katholiſch Ge— 
finnten übergehe. Diejelben haben auch noch ein anderes Intereffe daran; 
denn wer die Gebiete fennt, auf denen der Kampf der römiſchen Hierardhie 
weientlich jpielt, der weiß, daß eine der Präoccupationen der oberften 
Führer immer die ift, es möchte der niedere Klerus vielleicht doch einmal 
ergriffen werden von der Idee des religiöien Friedens oder des nationalen 
Strebens, es möchte aus der ihm fo nahe liegenden Verſuchung, zum 
Danf der Nation im Schooße der Kirche jelbft eine beffere Wendung 
eintreten zu lafjen, der Anfang einer Propaganda werden, die die aller- 
größte Gefahr für die Herrichaft der römiſchen Kirche in Deutichland ent- 
halten müßte. Der niedere Klerus wird alſo eingefhüchtert, indem man 
ihm ſtets einſchärft: „Nimm Di in Acht; Schließe feinen Frieden mit 
den 2iberalen; denn wenn fie aud im Moment Dir die Hand reichen 
und Dir eine günftigere Stellung im Yande machen, wie bald wird es 
umschlagen, — und wir haben ja foldye Erfahrungen gemaht — wie 
bald wird es umjchlagen, dann fchließt die Kirche wieder ihren Frieden 
mit dem Staat und Diejenigen, die voreilig zum Neid übergegangen 
find, zu dem liberalen Feind, werden zuerft geopfert und werden Die 
Strafe ihrer Abtrünnigfeit empfangen.” Much aus diefem Grunde ift es 
die natürliche Politit der hierarchiſchen Führer, daß fie immer im Hinter 
grund den Schimmer lebendig erhalten, fie könnten nod zu einem 
Friedensichluß mit dem Neiche fommen. Nun, meine Herren, id glaube, 
Sie werden darin denken wie ich, daß ſolches Gerede reine Phantafie ift, 
ſchon deshalb, weil ein ſolcher Friede der Form nad gar nicht gedacht 
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werden kann. Man ſchließt einen Frieden mit einer kriegführenden 
Macht, die man als gleichgeltende anerkennt, aber nicht mit einem Wider— 
ſacher, von dem man von vorne herein verlangt, daß er ſich unterordne, 
wie jedes andere Element im Reich, daß er ſich dem Staat unter— 
werfe. Man jchließt auch einen Frieden mit einer Macht, für die 
Semand verantwortlih eintreten fann, um fie auf alle Zeiten zu 
binden; und wir wilfen doch jehr gut, daß, wenn heute die Fatholifche 
Kirche einen Frieden mit dem Reiche jchließen wollte, bloß auf gewiſſe 
Punftationen bin, auf 2eiltung und Gegenleiftung, die Zeiftungen jehr 
wohl empfangen, aber die Gegenleiftungen ohne Zweifel nad) einiger Zeit 
ausbleiben würden. (Sehr richtig!) 

Meme Herren, man bat uns im Reich, und namentlich der nativ» 
nalen Partei jo ein wenig bange machen wollen mit der Formel, daß 
der Reichskanzler geäußert habe: „wenn die nationalen Parteien mir 
nicht in Dingen, auf die ic großen Werth lege, nachgeben, wenn fie 
eine unfichere Partei find, auf die ich nicht zählen kann in wichtigen 
Aktionen, dann fann ich nicht mit ihnen regieren, dann muß ich mir 
eine andere Partei ſuchen, und dann wird mir Nichts übrig bleiben, als 
etwa mid auf das Centrum zu ftüßen.“ Sa, meine Herren, wer den 
Neichöfanzler für jo thöricht halten will, daß er die Stüge der natio— 
nalen Partei vertaufchen will mit der Stüge, die ihm die römische Kirche 
geben könnte zur Erhaltung des Deutichen Reiches, der begiebt fi) meiner 
Anficht nach von vornherein jedes Urtheils in der Politif, und wir können 
bier wahrlich, wenn irgend jemals in der Welt, jagen: Bange maden 
gilt nicht! (Schr gut!) 

Meine Herren, ich glaube deshalb, wir fünnen aus diefem doppelten 
Symptom, daß es ftiller geworden in Diejen Kämpfen und daß man 
fogar das Gerücht verbreitet und verbreiten will, es drohe ein fauler 
Friede zwiſchen dem Reichskanzler und der ultramontanen Partei, die 
Peruhigung ziehen: diefer Kampf ift endlid zum Stehen gefommen! 
Eine Partei aber, die unter den furdtbarften Anftrengungen alle ihre 
Kräfte zufammengerafft hat und jet deutlich verräth, daß Kräftezuwachs 
bei ihr nicht weiter möglich, daß das Maß ihrer Kräfte gegeben ift, ich 
alaube, die können wir betrachten als eine, die und zwar nod) viel zu 
schaffen machen wird im Neiche, aber als eine ſolche, von der wir das 
Schlimmfte beiehen haben; — und was id vorhin für und jagte, daß 
wir uns weiterehtwideln müſſen, um nicht zurüdzugehen, das wende id) 
nunmehr gegen jene an und fage: Bon dem Yugenblide an bin 
ich auch überzeugt, daß fie zurüdgehen werden. Bei einem 
Punkt, der zulegt den deutichen Neichstag praktiſch bejchäftigte, 
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iſt ja ſcheinbar dieſe Frage Gegenſtand eines Streites gerade 
zwiſchen den liberalen Parteien geworden. Aber die Sache 
war, in der Nähe betrachtet, von geringer Bedeutung; man mußte es 
mehr als einen Zufall, wie als eine wichtige Aktion anſehen, daß ein 
Paragraph, der die Beſtrafung der Prieſter, welche ſich Ausſchreitungen 
auf der Kanzel oder in der Kirche erlauben, auf gewiſſe ſchriftliche Ex— 
zeffe ausdehnt, einen Moment im Reichstag zwiſchen den beiden liberalen 
Parteien zur Reibung geführt hat. Diejenige Schattirung, welche in 
dieſem Punkte der Firchlichen Politif zwiichen den beiden FSraftionen vor= 
handen ift, wiederholt fi jogar im Schooße unferer eigenen national» 
fiberalen Fraktion und Fam bei der Abftimmung zum Ausdrud, ohne daß 
meines Erachtens daran irgendwie Anftoß genommen werden dürfte. 
Andererjeitö aber, wenn ich es recht bedenke, jo jcheint mir, daß ſelbſt 
in der deutſchen Fortjchrittspartei die Anficht nicht mehr ftarf vertreten 
ift, das Deutſche Reich müffe dem Grundfag huldigen: die freie Kirche im 
freien Staat. Wer könnte au, wenn er Politiker ift, ſich verbeblen, 
daß das eine Marime ift, die wirklich auf eine Religion, wie die, mit 
der wir im Reihe zu kämpfen haben, durchaus nit anwendbar ift. 
Sreied religiöfes Bekenntniß im freien Staat: das ift etwas ganz Anderes 
als der Gegenſatz der fatholiihen Kirche zum weltlichen Staat; das ift 
wirklich dasjenige Befenntniß, das fein Reich über den Staat jegen will, 
das feine weltliche Herrichaft will, das dem Gedanken anzugehören ſich 
genügen läßt. Aber zwei Gewalten nebeneinanderzufegen, wie die, welche 
die Fatholifche Kirche beanſprucht und die, welche dem weltlihen Staate 
gehören muß, das ift eine Verfennung aller phufifaliichen Geſetze des praf- 
tiſchen Lebens, zu der fein Politiker jegt mehr herabfteigen kann, obne 
jeine Entlafjung aus dem Dienft des praftiichen Lebens zu geben. 

Ih glaube endlih, um mit diefem Kapitel abzufchließen, daß ein 
in der allerlegten Zeit aufgetretenes Symptom noch etwas beitragen kann, 
uns zu beruhigen über den Fortſchritt, mit dem eine Zeitlang der ultras 
montane Kampf die Eriftenz des Deutichen Reiches bedrohte. Eben jet 
haben fih in Frankreich die Wahlen vollzogen, und welches auch die noch 
etwas dunklen Ergebnifje derſelben feien, fo viel fcheint mir nach den 
legten Ziffern feftzuftehen: gerade die ultramontane Partei ift am fidherften 
geſchlagen aus diefen Kämpfen hervorgegangen. Das ſcheint mir von 
weientliher Bedeutung zu fein; es jcheint mir von außerordentlicker 
Bedeutung zu fein, dab Die radifalen Parteien, welche eine Zeit- 
lang, um die nationale Gefinnung in Frankreich zu entflammen, glaubten, 
hier und da gemeinfame Sache mit dem Klerus machen zu müljen, Dat 
die fih jetzt losſagen son der Fatholifchen Partei in Franfreih; und 
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wenn wir damit zuſammenhalten den Zuſammenſturz der karliſtiſchen 
Macht in Spanien, ſo glaube ich, wir dürfen uns ſagen: wir ſtehen 
vor einer Aera, die uns allmälig befreien wird von dem Alp, unter dem 
wir eine Zeit lang lebten, daß gegenüber dem Geiſt der Zeit und dem 
ganzen Entwicklungsgang unſeres Lebens die ultramontane Kirche wieder 
zu einer Großmacht erſten Ranges in ganz Europa emporkommen werde. 
Sie hier in Sachſen, meine Herren, Sie haben wenig von dieſen 
Kämpfen zu leiden und vielleicht finden Sie, daß ich mich etwas länger 
als nöthig dabei aufhalte; aber wollen Sie bedenken, daß im Reich dieſer 
Gegenſatz doch im Vordergrund des politiſchen Lebens ſteht und allen 
unſeren inneren Kämpfen, ja oft auch unſeren Beziehungen zum Auslande 
ſeinen Stempel aufgedrückt hat. Darum konnte ohne erſchöpfende Kenn— 
zeichnung dieſes Verhältniſſes, wie es ſich eben geftaltet hat, eine Schil— 
derung der Lage nicht gedacht werden. 

Sie hier in Sachſen haben zu leiden von den Anſtrengungen der— 
jenigen Kämpfe, die von der moderneren Seite des Lebens an uns 
herankommen, und es ſcheint mir bedeutſam, daß gerade Sachſen zu 
dieſen Kämpfen auserleſen iſt. Sie haben ja leider von jeher die Blach— 
felder für die Schlachten Deutſchlands und beinahe Europas hergeben 
müſſen, und ſo ſcheint es mir eine Art hiſtoriſchen Spiels, daß auch die 
Kämpfe der ſozialiſtiſchen Parteien, die das Deutſche Reich von der 
neuerungsſüchtigen Seite her bedrohen, ſich gerade Sachſen zum Tummel— 
platz ihrer Leidenſchaften und ihrer Anſtrengungen auserſehen haben. 
Sie, meine Herren, ſind auch diesmal wieder dazu beſtimmt, für die 
gemeinſame Sache zu leiden, Sie ſind aber auch dazu beſtimmt, um ſo 
nützlicher und um ſo tapferer für dieſelbe zu ſtreiten. — Es 
durfte überraſchen, daß gerade jetzt in den neueſten und letzten 
Tagen des Reichsſtags der Streit über das, was man gemeinhin 
die joziale Bewegung nennt, jo lebhaft entbrennen fonnte; denn 
eigentlib, die Sache rein thatjächlich zu nehmen, waren die fetten 
Zeiten dazu angethban, uns auch bier eine gewilfe rüdläufige Bewegung 
zu verrathen. Wir können ja nicht leugnen, daß der Uebermuth der in= 
duftriellen Unternehmungen, der‘ übertriebene Aufihwung der Geſchäfte, 
der damit verbundene raſch zunehmende Lurus mit am meiften dazu 
beigetragen haben, die Forderungen in gewiſſen die Arbeiter zeriegenden 
und durhmwühlenden Verbindungen zu fteigern, die Stichwörter der 
Tozialiftiichen und fommuniftiichen Parteibeitrebungen zu verbreiten, gegen 
die das Deutiche Reich in den legten Jahren anzukämpfen hatte. Mit 
dem Rückſchlag, mit dem Niedergang diefer gewerblichen und finanziellen 
Ueberhebung ift offenbar auch eine Berlangfamung im Zuwachſen der ſozialiſti— 
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ſchen Parteien eingetreten, und es war eigentlid äußerlich fein Anlaß 
gegeben, gerade jept mehr Vorkehrungen gegen dieſe Bedrohungen zu 
treffen, als es früher der Fall geweien war. Nichtsdeftoweniger bin ich 
den Staatsmännern dankbar, und glaube ih, jollen wir Ale uns den 
Etaatsmännern zu Dank verpflichtet fühlen, die im Reichstag dieſe Frage 
wieder aufgeworfen und fie von Neuem zu einer brennenden gemacht 
haben. Denn daß die Agitation fortwährend an der Arbeit ift, obgleich 
fie unter momentanen Strömungen ein wenig zurüdgewicen, das jollen 
wir durchaus nicht ignoriren; und gerade weil vielleicht die Zeit günftiger 
ift, den Kampf für uns fortzuführen, gerade deswegen ift es aud) ange: 
zeigt, daß wir uns vecht klar unjerer Lage gegenüber dieſer neuerungs— 
jüchtigen Seite bewußt werden. 

Welches ift denn die Gefahr, mit der uns diefe — ich bediene mich 
des Ausdruds fozialiftiihe — Bewegung bedroht (ich fünnte ebenjogut 
fommuniftiiche jagen; denn davon bin ich überzeugt, würde eine diejer 
Bewegungen einmal unglüdlicherweife für eine Zeitlang die Oberhand 
gewinnen, jo würde vom Sozialismus bi8 zum Kommunismus nur der 
Schritt eines Augenblicks jein) — ich jage alfo, welches iſt die Gefahr 
dieſer jozialiftiihen Beftrebungen, gegen die von Neuem die Wachſamkeit 
des Deutichen Reichs und Neichstages aufgewacht ift? Denfen Sie etwa, 
daß wirflih in irgend einem civilifirten Staate die Gefahr beftehe, er 
könne feine jeßige Geftaltung und bürgerlihe Gejelihaftsordnung auf: 
geben, um etwas wie ein Gebilde jozialiftiicher oder fommuniftiicher Art 
von dauerhafter Natur anzunehmen? Ich glaube, Sie denken fi) das 
ſchon deshalb nicht, weil Sie fi) eine ſolche Form der Geſellſchaft in 
pofitiver Ausführung verwirklicht überhaupt nicht vorftellen können — 
und ich glaube, Fein Menſch mit gefunden Sinnen kann fie fid) vorftellen. 
Ja, meine Herren, ein Verſuch nad) diejer Richtung wäre auch gar nicht 
jo ſchlimm, wenn die Sache überhaupt beſtehen könnte. Das Unglüd 
diefer Beftrebungen liegt gerade darin, daß fie für etwas ſich ein Ziel 
auffteden, das des Beftehens rein unfähig ift (Bravo!) und deshalb immer 
nur nad) der rein negativen Seite wirken fann. Die Geſchichte kennt 
ja gar feinen Staat, kennt feine bürgerliche Geſellſchaft, in weldyer etwas 
wie eine fozialiftiiche Grundlage nad) den Plänen unjerer jegigen Welt: 
beglüder jemald dauerhaft gewejen wäre. Und in der Geſchichte der 
Staatsformen — will ich jagen — wie in der Geſchichte der Philoſophie 
giebt es wohl Wendungen, giebt es Spielarten; aber ganz Neues, meine 
Herren, giebt es nicht. Es dreht ſich immer wieder zwiſchen Republik 
und Monarchie, zwiſchen Ariſtrokatie und Demokratie, und höchſtens 
entſteht einmal neu eine feine Schattirung, wie die Form des 
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konſtitutionellen Staates, die ſich im Lauf von Jahrhunderten auf be— 
ſtimmten Territorien ganz beſcheiden in der Grenze beſtimmter Maße 
ausgebildet hat; aber niemals haben wir erlebt, daß die menſchliche Ge— 
ſellſchaftsordnung, ſobald ſie überhaupt zu einer gewiſſen Reife entwickelt 
war, anders konſtituirt geweſen wäre, als nach den Grundlinien, in 
denen wir auch heute uns bewegen. Alſo dieſe Furcht braucht uns nicht 
zu beherrſchen, daß eines Tages ein Gemeinweſen mit gemeinſamem 
Eigenthum, mit Aufhebung der Familie exiſtiren könnte. Die Ge— 
fahr liegt gerade darin, daß nur ein ſcheiternder Verſuch möglich 
iſt, daß eine Revolution möglich iſt im ſozialiſtiſchen Sinne, wie 
ſie die Weltgeſchichte allerdings geſehen hat, wie ſie aber auch nie in der 
Weltgeſchichte dauernde Formen erzeugt hat; denn ob Sie nun die Sklaven— 
kriege oder die Gracchiſchen Unruhen des römiſchen Alterthums nehmen, 
ob Sie die Bauernkriege in Deutſchland oder im franzöſiſchen Mittelalter 
nehmen, ob Sie die äußerſten Ausſchreitungen der terroriſtiſchen Zeit in 
Frankreich oder die letztverlebten Scheußlichkeiten der Kommune ſich ver: 
gegenwärtigen: immer werden Sie ſehen, es waren Zerſtörungsmomente 
einzelner raſch vorübergehender Epochen, die eben weil fie in ſich unhalt— 
bar und undenkbar waren, auh nur auf den Moment die Gefellihaft 
zerrütten fonnten. Aber wenn fie und mit vorübergehenden Unheil be- 
drohen, jo ift die Gefahr deswegen nicht weniger werth, daß wir auf 
alle Weiſe und gegen fie zu vertheidigen fuchen. Die Gefahr meins Er: 
achtens, die Deutſchland in dieſer Beziehung zunächſt am meiften bedrängt, 
iſt erftens die, daß fte unfer nationales Leben — ich möchte jagen von 
der Gemüthsfeite vergiftet. Der Klaſſenhaß, den im Anfang der vierziger 
Jahre ganz ſpeziell die deutiche Ffommuniftiiche und ſozialiſtiſche Seite 
erfunden, den fie zu ihrem Glaubensartifel gemacht hat, mit dem fie die 
Empfindung eines Theild der Bevölkerung gegen den anderen zu erfüllen 
jucht, — welches auch feine Folgen, welches auch fein Schaden, ſein 
mag, ſchon an fih, daß er die Empfindungen eined DBürgerd zu 
dem anderen, eined Menfhen zu dem anderen mit bösartigen, 
giftigen Stoffen erfüllt, ſchon das, finde ich, ift ein nationales Unglüd, 
wenn es zu großen Dimenfionen anwächſt, und verdient, daß wir aus 
aller Kraft danach ftreben, es audzurotten. — Eine zweite Gefahr — 
und auf diefe hat ja der eminente Redner, der die Sache im Reichstag 
zulegt beſprach, verdienter Weiſe aufmerkfjam gemacht, — ift die Schä— 
digumg unferer nationalen Arbeit. Ja, meine Herren, die Leute, die ſo 
gerne vom Schuß der nationalen Arbeit ſprechen, jollten hauptſächlich 
daran denken, daß die Aufftachelung der arbeitenden Klaſſen gegen die 
übrigen Schichten der Bevölkerung am meilten die nationale Arbeit 


u a 
ihädigt. Es ift gar nicht zu beftreiten, daß der Nüdgang unjerer 
induftriellen Zeitungen in den legten 3 Jahren einen jehr bedeutenden 
Nachtbeil für uniere Produktion hevvorgebradyt hat. (Sehr richtig!) _ 

Aus vielfachen Erfahrungen, aus perſönlichen Erfahrungen der aller: 
greifbarften Art ift es mir nabegetreten, daß die Kundichaft, welche die 
deutiche Arbeit im Auslande hatte, verloren wurde durch die Lüderlichkeit 
der Arbeiten, die gemadt wurden. (Sehr richtig!) 

Alles, was wir im Kriege an neuer Kundichaft auf Koften Frank— 
reich8 erworben hatten, wurde bald nah dem Kriege wieder verloren 
dur die Mittelmäßigfeit der Arbeit, die wir fürderten; und nit nur 
dad. Mir jehen es ja täglich mehr: die fremde Arbeit, die zu uns ber: 
einftrömt, Die unfern Leiſtungen die gefährlichite Konfurrenz macht, 
fommt nicht deshalb, weil wir ung nidyt genug mit Zöllen ſchützen, 
die nur die eigne Yüderlichfeit fürdern würden; ſondern fie fommt 
deßhalb, weil an Fleiß und Gejchiedlichkeit und joliden Yeiltungen 
— leider zu unſerer Beihämung müſſen mir es geſtehen — 
der Ausländer und übertrifft. (Sehr wahr!) Und Diele nütz— 
liche Wahrheit, meine Herren, wollen wir uns erbalten! Das Uebel ift 
zum großen Theil daraus entftanden, daß der Geift der Mifempfindung, 
der Auflehnung, des Mißtrauens und Widerwillens in den Arbeiter gelegt 
wurde gegenüber dem Meifter und gegenüber dem Fabrifherrn, gegenüber 
dem Kapitaliften, gegenüber allen Denen, mit denen zuſammen zu arbeiten 
fein natürlicher Beruf war. (Sehr wahr!) 

Dieſen Geift zurüdzudimmen, einen beiferen Geift von beiden Seiten 
zu pflegen, das ift eine Aufgabe aller Klafjen der Bevölferung und, 
meine Herren, ich hoffe, dab die ſchlimmen Zeiten, die wir jegt durch— 
machen, aud das ihrige dazu beitrggen werden, Daß dieſer Geiſt fi 
etwas beffert. Denn, um nicht einjeitig anzuflagen, das dürfen wir und 
auch nicht verbeblen, die Auswüchſe der übertrieben gejchäftseifrigen Zeit 
der Jahre 1872/73 haben weſentlich dazu beigetragen, die Sorglofigkeit 
und Lüderlichkeit in der Wrbeitsleiftung zu fördern. Ich habe es an 
anderer Stelle ausführlich bebandelt und muß bei jeder Gelegenheit, wenn 
auch nur vorübergehend, darauf zurüdfommen: die Aftiengelellichaft als 
ſolche iſt nicht die Form für die Arbeitsleiftung in der Induftrie, (Bravo!) 
fie ift nur die Korm für diejenigen großen Kapitalanftrengungen, zu denen 
die Kraft des Einzelnen nicht ausreicht; aber für gewerbthätige Yerftung 
it vor allen Dingen verlangt die verantwortliche, auf fich jelbit ftehende 
Thätigfeit des einzelnen Kopfes, der fein Geichäft leitet, (Sehr richtig! 
Bravo!) und was und noth thut, iſt die Rückbildung aus der übertriebenen 
GEntwidelung des Aktienweſens, das ſo tief Schädigend eingegriffen bat 
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in den VBermögensitand der Ddeutichen Nation, die NRüdbildung, 
dad Rückkehren zur gelunden Thätigkeit des Cinzelnen, der im 
Bunde mit den Seinigen arbeitet im Gegenfa zu den: Direktor einer 
anonymen Arbeitergejellichaft, der oft unbefümmert um das langjührige Be: 
ftehen und ohne verfönliches Verhältniß zu feinen Mitarbeitern nur darauf 
[05 arbeitet, momentane Erfolge zu erreichen, der dann austritt, Tobald fern 
Vertrag abgelaufen ‚oder fein Erfolg es ihm vergönnt: Das tft der Tod 
der eigentlichen gediegenen Arbeit, und überall, wo die Arbeit gut voll: 
endet, gewiljenhaft, ehrenhaft gedeihen ſoll, da muß fie auf dem perſön— 
lichen Verhältniß des Gejchäftsleiterd zu feinen Arbeitern beruhen. (Leb— 
hafted Bravo.) : 

Meine Herren, es ift aber noch eine andere Gefahr mit den ſozia— 
liſtiſchen Beftrebungen für und verbunden und meines Erachtens iſt jie 
von den dreien, die ich bier aufführen will, die allerichwerite und größte: 
dies ift nämlich die Gefahr für die freiheitliche Entwidlung unirer Nation; 
denn das fünnen wir und offen jagen, wenn es je gelingen jollte zum 
Unheil unfres Vaterlandes, auch nur für den Zeitraum weniger Tage 
eine fozialiftiiche Schilderhebung fiegreih zu machen an irgend einem 
wichtigen Punkte Deutihlands, das wäre der Tod der freien Entwidlung 
in Deutihland. (Sehr richtig!) Sofort würden alle reaftioniren 
(Elemente die Sahne der Nüdfehr ergreifen und und beweilen, aus 
den Konjequenzen unjered eigenen freien Denkens jeien Die ſozia— 
Liftiihen Störungen entjtanden und wir hätten feine Mahl als 
zwijchen Kommunismus und Abjolutismus. (Sehr wahr!) Niemand, 
meine Herren, — wenn man und von hoben Stellen herab glaubt erſt 
beweiſen zu jollen, daß wir Frout machen ſollen gegen die jozialiftiichen 
Beftrebungen, jo antworte ih den hohen Herren — Niemand trägt bei 
diejen Kämpfen mehr jeine Haut zu Markte ald wir. Noch eher fünnen 
Thron und Altar, wenn fie darnach füftern fein jollten, Geſchäfte machen 
bei foztaliftiichen Umftürzungen als der bürgerlich Freigefinnte, deffen Tod 
ein jolder Sieg vor allen Dingen wäre. (Bravo!) Und, meine Herren, 
das willen wir aud ganz gut, und wer ein Wenige beobachten will, 
dem fehlt auch nicht die Gelegenheit, e3 wahrzunehmen, das im Inſtinkt 
diefer Wechjelwirfungen die reaftionären Elemente mit weniger Wider: 
willen auf die joztaliftiichen Parteien jehen als auf die bürgerlicheliberalen. 
(Sehr rihtig!) Was haben ja das Beifpiel gehabt. So eben ſprach ich 
davon, daß Frankreich endlich fih aus den SKetten der Elerifalen Wartet 
Durch Seine Neuwahl loszumachen die Hoffnung bat. Wie fam es 
denn, dab Die Fatholiihe Partei in Frankreich das von Grund 
aus — ih Tage Das, weil ich einige Kenntniß des Landes zu bes 
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figen glaube und darüber foviel Streit beſteht, ih ſage das aus— 
drücklich: Frankreich als ganzes Land ift nicht ultramontan gefinnt, es 
ift nicht Elerifal gefinnt, — aber wie fam es, daß die klerikale Partei 
nach dem Fahre 1871 jo mächtig war in Frankreich, jo mächtig, daß fie 
ja ein Unterrichts- und Univerfititsgejeg beritellen fonnte, welches Das 
Erftaunen von ganz Europa machte und weldes Dinge in Frankreich 
heraufführte, die man nod vor 5 Jahren nicht für mögli gehalten 
hätte?! — Meine Herren, der Sieg des Ultramontanismus in Frankreich 
war die Frucht der Kommune ganz allein. (Bravo!) Die Berzweiflung, 
die auf den Sieg der Kommune über das Land berbeigefommen war, 
hatte die katholiſche Priefterherrihaft in Frankreich an die Spite des 
Landes geitellt, und aus dem Blute der erfchoffenen Geiftlihen ift ihr 
ein reicher Segen an Einfluß aufgegangen. (Bravo!) Das weiß man 
auch anderwärts in Europa und defwegen glaubt man, um die bürger- 
liche Klaffe in ihren liberalen Beftrebungen zu bedrängen, jo heimlich 
die fozialiftiichen Parteien nähren zu dürfen, vergeflend der Fabel von 
dem Zauberlehrling, der den Bejen wohl rufen, aber nicht wieder be- 
Ihwören fann, wenn die Ueberſchwemmung droht. 

Und nun, meine Derren, wenn wir darüber einig find, daß Diele 
Gefahr von großer Wichtigkeit, Die joziale Bewegung unjeren ganzen 
Ernft hervorzurufen verdient, warum waren wir denn mit der deutlichen 
Neichöregierung nicht einig über die Art, wie fie befimpft werden jellte? 
Sie wilfen ja, daß ein Widerftreit zwijchen der großen Mehrheit des 
deutichen Neichdtagd und der deutſchen Reichsregierung darüber ausbrach, 
ob ein gewilfer Paragraph, — ich glaube, er hieß 130, — der dazu 
beftimmt war, den fozialiftiichen Ausfchreitungen einen Damm entgegen= 
zuftellen, ob der aud unter die Zuläße der Strafnovelle aufgenommen 
werden jollte? Meine Herren, der Paragraph war eben ganz eigenthün- 
licher Art! Man fonnte ihn deuten nad) zwei Seiten bin. Auf ber 
einen Seite nahm er fi aus wie eine Beftimmung, die die frevelhafte 
That, welhe Hand an die Exiſtenz des Staates und der bürger- 
lichen Drdnung zu legen auffordert, mit Energie zurückweiſen joll, und 
infojern war nichts dagegen einzuwenden; aber auf der anderen Seite 
war er auch beftimmt, tbeoretiiche Meinungsäußerungen mit der Strafe 
des Kriminalrechts zu verfolgen; er ftand gewiffermaßen mit beiden Füßen 
auf Den beiden Ufern der praktiſchen Handlung und des theoretiihen 
Erkennens; und bier jagte fi) der Reichstag, und ich glaube, Sie wie 
alle freidenfenden Männer werden ihm darin vollftändig beiftimmen: auf 
das zweite diejer Gebiete folgen wir dem Gejegentwurfe nit, denn 
wo überall die Freiheit des Gedankens bedroht wird, auch nur 
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dadurh, dab man fie im einer zweideutigen Weile zu vermengen 
Gefahr läuft mit der Zügellofigfeit der Handlung, da ift Gefahr, 
dab gerade Die Wurzel der Griftenz des deutichen Volkes, das in 
feiner freien geiftigen Entfaltung die wahre Kraft feines politiichen 
Aufihwungs gefunden hat, angetaftet werde. Denn, meine Herren, wenn 
Sie einen Paragraphen machen, in dem Sie fagen: „Wer mit Gefähr- 
dung für den öffentlichen Frieden die Inftitutionen des Eigenthums, der 
Familie und Ehe angreift“ — jo legen Sie zwar in dem Augenblide, 
wo der Paragraph, geleſen wird, meinethalben einen gewilfen Nachdruck 
auch noch auf die Gefährdung des öffentlichen Friedens; wer ſteht Ihnen 
aber dafür, daß, fo fern die Strömung der Zeit einmal nad) rückwärts 
führt und über die Regierung ein Geift fommt, der wünjcht, das freie 
Denken und das freie Urtheil des deutichen Volkes einzufchränfen und 
wieder eine geiftige Nacht hervorzurufen, wie das deutiche Volk fie zeit 
weile zu leiden gezwungen war, wer fteht Ihnen dafür, daß der Nad)- 
druck nicht auf das freie Urtheil gelegt, und die Geführdung der öffent- 
lichen Sicherheit ald Nebenſache betrachtet wird? Ich glaube, wenn 
irgendwo, jo gilt hier da8 Gebot: Principiis obsta! 

Jeder Verſuch, jeder Anfang, der die Art zu legen droht an Die 
freie Meinungsäußerung, an das freie Denken der Nation, auf der der 
beite Zufammenhang und die befte Kraft nicht blos unferes Yandes, ſon— 
dern jedes modernen Yandes ruht, — jeder derartige Verſuch muß mit 
Energie zurüdgewiejen werden; denn auf diefem Gebiete giebt es feine 
Gewalt und fein Berbot. Nur wo das Rei der Aktion, der Hands 
lung beginnt und das Reich des Denkens aufhört, da hat der Geſetzgeber 
das Recht, mit dem Schwerte einzugreifen. 

Im Anfang der legten Seſſion hat der Reichskanzler einmal darauf 
aufmerfjam gemadt, daß bei und der Mann des Gefepes viel weniger 
reipeftirt werde, als beijpielsweije in England; derjelbe bedürfe aber eines 
Schuges, den wir ihm nicht gern günnten, weil wir zu zaghaft wären 
in der Ginräumung der nöthigen Gewalt an den Mann, der den 
Staat zu ſchützen Bat. Er hat und erzählt in der jchalkhaft 
liebensmürdigen und feffelnden Weife, die ihm zu Gebote Steht, 
wie in England der SKonftabler nur den Finger zu erheben 
brauche, damit ihm Sofort gehorcht werde, während unſer Schutz— 
mann auf ſchnöden Widerftand gefaßt fein müfle Ich glaube, der 
Reichsfanzler ift niemals in England geweien (große Heiterkeit), wenig» 
ftend nicht dauernd, und fo ein einzelnes Beiſpiel, recht lebendig erzäbtt, 
das übt wohl feine Wirkung auf eine, wie natürlih, andächtige Ver: 
jammlung. Aber e8 muß doch auch erlaubt fein, ſolche Schilderungen 
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zu kontroliren. Die Sache verhält fih nämlich gar nit jo. Der Kon— 
ftabler in England ift jehr höflich, wenn man jelbit höflich ift, vielleicht 
zum Unterfchied von ung in Deutichland, wo man mandmal eine recht 
grobe Antwort befommt, wenn man höflich beim Konftabler anfragt — 
ich meine nicht in Sachſen, das ift ja das klaſſiſche Yand der Höflichkeit 
(große Heiterfeit). Aber, meine Herren, der Konſtabler in England, wenn 
er nur die Spur von gewaltthätigem Widerſtand ſieht, der verfteht feinen 
Spaß. Sch habe felbft, der ih ein Jahr in England gelebt habe, mehr 
als einmal mit angefehen, daß auch nur bei dem geringften Widerftande, 
Platz zu machen bei einem öffentlichen Aufzuge, die Konftabler mit ihren 
ichweren, aus dem bärteften Holze geſchnitzten Stäben auf die Schädel 
hämmerten, daß mir Öören und Sehen verging und daß ich glaube, 
wären es nicht, wie id) vermuthe, irische Schädel geweſen, To wien fie 
entzwei gegangen. 

Ja, meine Herren, das tft der Unterſchied und bier liegt Die Grenze 
Iinte, die auch wir in Deutichland einhalten wollen. Soweit der Menſch 
urtheilt und denkt, Toll er gerade Deshalb gänzlich frei und feinem 
Richter unterworfen ſein, weil, fo wie er ſich erlaubt, gegen die öffent— 
liche Ordnung fih aufzulehnen und thatſächlich fie zu ftören, er dann 
mit aller Gnergie des Geſetzes zu Boden geichlagen werden 
muß. Das ift die wahre Grenze, Die eingehalten werden joll. 
Der Staat der jagt: denfe, urtheile, ichreibe, unterſuche, forſche — Deine 
Meinung verbreiten darfit du jo weit du willft, aber wehe dir, wenn du es 
wagſt, die öffentliche Drdnung auch nur auf einem Singer breit zu er: 
ihüttern — der Staat bat die ganze Energie, auch die Gefellichaft zu 
Ihügen, weil er das gute Gewiſſen bat. Sehen Sie einmal ein einzelnes 
Beiſpiel, das mir jept gerade einfällt aus der allerlegten Zeit. Als im 
Yaufe Ddiefed Sommers beim Bau des Gotthardtunnels Unruben auss 
brachen, da verftand die Schweiz gar feinen Spas, jofort lieh fie ſchießen. 
Meine Herren! Gin Staat, der weniger frei geweien wäre, hätte Die 
Energie wahrſcheinlich nicht gefunden, Dielen Aufitand ſofort in ſeinen 
eriten Anfängen zu erftiden. Nur das gute Bewußtſein, in einem gänzlich 
freien Staate zu leben, giebt dem Staate die Kraft, die bürgerlide 
Ordnung zu jchüßen. 

Der Graf Eulenburg bat allerdings in feiner Reichstagsrede geſagt: 
„Meine Herren, wenn Sie uns diefen Paragraphen nicht geben wollen, 
fo riumen Cie eigentlid) ein, das wir uns auf die Kanonen verlaffen 
müſſen.“ War er eigentlich ganz aufrichtig, als er das jagte? Ich meine 
hier nicht die gewöhnliche Unaufrichtigfeit, die den Nebenmenſchen belügen 
will, jondern die Unaufrichtigkeit gegen fid) jelbft, die, weil fie auf Selbft- 
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täuſchung beruht, auch dem Andern nicht reine Wahrheit einichenft. Ich 
möchte den Minifter nämlich fragen, ob er glaubt, daß diefer Paragraph 
ohne Kanonen ihm siel nügen wird, daß, wenn die bewaffnete Macht 
de3 Staated nicht hinter dem Paragraphen ftünde, er ſich ficher fühlen 
würde blos durch den ftrafenden Richter? Ganz gewiß nicht. 
Und wenn er fi doch in der legten Inſtanz darauf verlaffen 
muß, daB die Gejellichaft entichloffen ift, einen unberechtigten 
Sriedensftörer ſofort dingfeft zu machen, jo braucht er den Paragraphen 
nicht und braucht ung unſer geſundes Strafgeſetzbuch, indem das Prinzip 
der Denf= und Urtheilsfreiheit bis jegt im Namen der deutichen Nation 
beftanden hat, nicht wieder auf Wege zu führen, auf denen die Neaftion 
aller Kinder immer gegangen iſt. Deshalb haben wir mit gutem Ge— 
wiffen dieſen Paragraphen zurüdgewielen. Und, meine Herren, wo iſt denn 
der wirflide Weg der Rettung? Ber Allem, was mir im Leben Un 
angenehmes begegnet, frage ich mich immer zunächſt, wo denn mein 
eigener Fehler liege? Und ich glaube, das muß unjere bürgerliche Gejell- 
haft in diefem Falle auch thun. Sch glaube, und ich habe es bereits 
an anderer Stelle ausgeiproden, ich kann es nicht genug betonen, wir 
baben allerdings, wie alle anderen europäiichen Yänder jet in Folge 
ganz einfach der Ausbreitung der Bildung, die in einem gewilfen 
Stadium zu einer gefährlichen Halbbildung führt, die ſozialiſtiſch— 
fommuniltiichen Grfcheinungen zu einer beträchtlichen Höhe anichwellen 
jchen, aber fte find nicht gefährlich, wie überhaupt feine politiiche Be— 
wegung gefährlich iſt, jo lange nicht der eigentliche Stamm und Grund 
tod der bürgerlichen Geſellſchaft, die Mittelklaffen, von ihnen ergriffen ' 
werden. Aber ich glaube, die deutichen Mittelflaffen haben gerade darin 
gefündigt, daß fie zu harmlos und manchmal zu leichtfinnig dieſer Be— 
wegung ſich gegenüber geftellt haben; vor allen Dingen Diejenigen, die 
ih ihren Sntereffen nad zu den bürgerlichen Mittelklaffen reinen muß, Die 
volitifch extrem Gefinnten, die aber nichtödeftoweniger ihre ganze Eriftenz 
nur haben, weil fie auf dem Grund und der Vorausjegung der geſell— 
'haftlichen Ordnung mit und gemeinfam ftehen, weil diejelben Bande der 
geiellichaftlichen Ordnung, des Eigenthums, der Familie und alle Einrich- 
tungen, die unfern Staat regeln, ihnen ebenio nüslid und unentbehrlich) 
find, wie den bürgerlichen Mittelklaffen, die aber im Verlaß auf die 
Widerſtandskraft eben diefer Klaſſen ich jelbit an den extremen Endpunften 
erlauben, mit dem Feuer der fozialen Frage zu ipielen. Wir haben das 
sor allen Dingen ja fo einfach zu fonftatiren in den Bewegungen der 
ultramontanen Partei. Ic weiß zwar, wenn an öffentlicher Stelle davon 
geiprochen wird, daß die ultramontanen Herren mit den jozialiftiichen 
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Herren zujammen operiren und agitiren, To ericheinen fie von beiden 
Seiten mit heiligen Geſichtern und verfichern ung, daß fie im Prinziv 
einander todtfeind jeien; — fie verftehen «8 ja, die einen, das Pathos zu 
entfefjeln, die anderen, das Gefiht in fromme Falten zu legen, — und 
man ift dann gewiſſermaßen wehrlos bingeftellt, wenn von beiden Seiten 
erklärt wird: „Das ift Doch Feuer und Waller, Katholizismus und Sozialis— 
mus; die Gottesleugner und die frömmften Menichen von der Welt, wie 
ſollen die zuſammengehen!“ 

Ja, meine Herren, „im Prinzip“ ganz einverſtanden, aber einſt— 
weilen, da hier dieſe zwei Prinzipien nicht gegen einander im Handge— 
menge ſind und da jede dieſer beiden Parteien die nationale Entwicklung 
mehr haßt, als ihre lebhafteſten theoretiſchen Gegner, ſo hindert das nicht, 
daß ſie zuſammen operiren und gemeinſam gegen das Deutſche Reich an— 
kämpfen. Die ultramontane Partei mit ihrer Verhetzung und mit ihrem 
Kofettiren gegenüber den ſozialiſtiſchen Verbindungen und Theorien hat 
wejentlich dazu beigetragen, dieſe Parteien in Deutichland auszubreiten 
und namentlich den Haß der weniger befigenden gegen die mehrbefigen- 
den Klafjen aufzuftacheln. 

Meine Herren! Ich ſpreche aus eigner Erfahrung und wer jemals 
in einer Wahlbewegung oder in einer politiihen Negion gelebt hat, in 
welcher die beiden Parteien der dritten nationalen gegenüberfteben, der 
läßt ſich duch feine Verficherungen täufchen, daß Die beiden Parteien im 
Prinzipe feindliche jeien, der weiß, daß der Ultramontanismus mejentlich 
‚ dazu beiträgt, überall den Sozialismus zu heben, wo er zu Ichwad ift, 
ſelbſt allein zu bereichen. (Sehr richtig!) 

Aber nicht blos dieje Partei ift es, jondern noch eine andere Partei 
in Deufchland, es ift die Partei, die man jegt mit dem etwas jonderbaren 
Namen die agrariiche nennt, die Ste in Sachſen wahrſcheinlich auch 
wenig fennen, weil fie ein Ueberbleibſel feudaliftiicher Staatswirthſchaft 
ift, von der nur im Norden Deutichlands nod Starke Reſte und Remini— 
ſzenzen eriftiren: Yeute, deren Zwed eigentlich Ichwer zu definiren umd 
ſchwer zu errathen iſt — denn wie der Beliger von Grund und Boden 
einen Bortheil daraus ziehen jell, wenn die Induftrie, der Gewerbefleiß, 
wenn die bürgerlichen Klaffen angegriffen werden, das ift mir ein Nätbjel 
— und es ift mehr ein Gebilde des Haſſes und des Widerwillens, der 
volitiichen Antipathie, als vernünftiger Beftrebungen, wenn von Seiten 
dieſer, Agrarier genannten, politiichen Gruppen auch die bürgerliche Geſell— 
ichaft angegriffen wird. Und zu diefen Parteien kommt noch ein Drittes: aus 
dem Schooße der bürgerlichen Gefellichaft jelbit, aus Leberzeugung, aus 
idealiftiichen Anſchauungen, aus doktrinärer Konjequenzmacherei, die nicht 
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rechnet mit dem praftiichen eben, geht die Verbreitung der gefähr- 
lichen, die Grundlagen der Gefellihaft angreifenden Marimen aus, und 
wir fünnten fie verfolgen bereit3 in ihren Einwirkungen auf die Staats— 
feitung jelbit an vielen Drten. Wenn id dem Grafen Eulenburg in 
Reichdtage noch ausführlicher hätte antworten wollen, als er und warnte 
vor den fozialiftiichen Umtrieben, jo hätte ich ihm vielleicht auch fagen 
fönnen: Erzellenz, ſehen Sie 'mal genau nah in Ihrem Minifterium, 
ob da nicht vielleicht ein Vierteldutzend Räthe fiten, die ſelbſt von 
jozialiftiichen Ideen ergriffen find und die heimlich mit dieſen ſozialiſtiſchen 
Beitrebungen zwar nicht entfernt fonjpiriren — aber einen gewilfen Zug 
nach ihnen hin empfinden, indem fie im Stillen denfen, es ſei doch mit 
den induftriellen Beitrebungen, mit dem Mammonismus, mit dem Geld- 
erwerb, mit den ganzen praftiihen Borrechten der bürgerlichen Klaffe 
etwas Verfüngliches, es jei etwas Wahres, wie ja auch Windthorft neulich 
ſagte, etwas Wahres an den ſozialiſtiſchen Theorien; es gebe feine politische 
Gleichheit, wenn nicht das Vermögen zunächſt ausgeglichen werde im 
Staate. Und wie id) das dem Grafen Eulenburg bätte jagen fünnen, jo 
fönnte ich vielleicht dem Juftizminifter jagen: wenn Sie einmal zu willen 
verlangen ſollten, ob Sie nicht vielleicht Beamte in Ihrem Reffort haben, 
die bei Gelegenheit unwillfürlich etwas mehr Sympathie mit einem jozia- 
liſtiſch gefärbten Agrarier, als mit einem bürgerlid gefinnten Parla— 
mentarier verrathen, jo „fönnte ich Ihnen vielleicht aud dienen. Und 
no eine merfwürdigere Beobachtung! Wenn wir recht zufchauen: Die 
eigenen Worte des Fürften Bismard, etwa zwei Monate vor feiner anti= 
ſozialiſtiſchen Rede geiprocden, die haben uns jo einen ganz Heinen 
Zipfel von unbewußter ſozialiſtiſcher Empfindung gelüftet (große Heiter- 
feit.) Ja, meine Herren, ich habe die Nede nicht vor mir und würde, 
wenn ich fie vor mir hätte, fie Ihnen nicht vorlefen, denn jede Ablefung 
inmitten eines lebendigen Vortrages wirft abipannend; aber ich kann 
Ihnen das Stihwort genau wiederholen. Indem der Kanzler und auf: 
forderte, doch die Körperverlegung durch einen neuen Paragraphen jchärfer 
zu beſtrafen, als früher, machte er einen langen Erfurs über die Beob— 
achtung, daß eigentlih der deutiche Richter und das deutiche Strafgefeg 

erfwürdig gelind jeien gegenüber förperlihen Angriffen und Beſchädi— 

ingen, während beide entieglich ftreng feien, Sobald es fi um Eigen— 

umsbeichädigungen handle. Gr wollte aus jeiner eigenen Erfahrung 

fen, daß, ſowie der geringite Diebftahl begangen wäre, fofort der 

ichter geneigt jei, mit vielen Sahren Gefängnis oder Zuchthaus eins 

Ihreiten, während, wenn einem Menjchen die Glieder entzwei geichlagen 

rden, der Thäter mit einer geringen Strafe vorbei fomme. Nun, 
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meine Herren! wenn wir den Paragraphen gemacht hätten, der die Auf: 
begung gegen das Eigenthum beftraft und wir wären in eine reaftionäre 
Zeit hinein gefommen, jo hätte eine ſolche Aeußerung, wie die des 
Fürſten Bismard über die verjchiedenen Beftrafungen von Eigenthums— 
und Körperserlegungen, vielleicht den Staatsanwalt dazu verführt, ihn 
sor Gericht zu ftellen, weil er die nichtbefigenden Klaffen gegen Die 
befigenden aufhetze. (Stürmilche Heiterkeit.) Ich denfe mir übrigens, 
daß es nicht feine eigene Beobadhtung war, die den Kanzler zu dieſem 
Exkurs führte. Es handelt ſich bier nämlih um eine allgemeine und 
längft gemachte Beobachtung, die auch gar nicht den preußiichen 
Richter betrifft, die auch nicht jpeziell aus den praftiichen Erfahrungen 
des preußiichen Richters genommen iſt — ich beftreite das thatſächlich 
— jondern es iſt eine Erfahrung, die aus der Beobachtung des Ge— 
ſchworenen-Gerichtsverfahrens berfommt. Ich, der ich feit einem Men 
Ihenalter mit dem Gejchworenenverfahren. vertraut bin, weiß, daß es 
unter den Juriften ein ganz landläufiger Satz ift, die Geihworenen, Die 
meift zu drei Biertheilen aus Landleuten beftehen, verurtheilten viel 
grimmiger, wenn eine Prlugichaar auf dem Felde geftoblen wird, als 
wenn Einem die Knochen entzwei geichlagen werden. Das find all- 
gemeine menjchliche Ericheinungen, die aber mit ungleichen Empfindungen 
des Nichterd, mit ungleihem Maß des Strafgeſetzes durchaus nichts 
zu thun haben; und ich jchließe aus dieſer Neußerung, die im Beginn 
der Seffton gemacht wurde, zu meiner Beruhigung, daß vielleicht der 
Neichöfanzler, als er von Varzin fam, noch unter den Gindrüden von 
gewiljen Konverjationen ftand (große Heiterkeit), die er gegenüber den 
Beobachtungen, die er in der friichen Luft des Neichstages und Der 
Hauptftadt zu "machen Gelegenheit hatte, längft vergelfen, jo jehr ver: 
geffen, daß er und zwei Monate jpäter aufforderte, nun gegen den 
Sozialismus und die theoretiſche Kritik des Eigenthums loszugehen. 
Meine Herren! & hat fihb aus Dielen Kämpfen der ver: 
Idiiedenen Schichten der Nation mehr als ein häßliches Gebilde 
entwidelt. Es bat ih daraus entwidelt das Delatorenthum, 
das Angeberweien, welches ein Symptom des Niederganges der Gefell: 
haften ift, zu böjen Zeiten geweien ift, zu Zeiten des ärgften Verfalls 
der römischen Kaiſer-Herrſchaft, zu Deiten des franzöfiichen Terrorismus. 
Während des legteren war ed für die Schergen des Blutgerichts, ſowie 
jegt gebräuchlich ift, Kapital zu ſchlagen daraus, daß man die Leute 
Öffentlich de3 Gründerthums anklagt, jo damals der übliche Ausdrud, fie 
des „Incivisme*, ſchlechter Bürger-Gefinnung, anzuflagen; und man 
wurde vor das Nevolutionstribunal gejchleppt, zum Beiſpiel weil man 
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zu Zeiten, als das Baterland in Gefahr war, feinen häuslichen Ange: . 
legenheiten unverdiente Aufmerkſamkeit geſchenkt habe, was von jchlechter 
bürgerlicher Gefinrung zeuge. Aehnlich erlebten wir, dab nach dem 
Sturze der Kommune in Paris in wenigen Tagen mehr ala 40,000 De: 
nunciationen abgegeben wurden, weil Jeder, der von niedriger Leiden- 
'haft, von Beindihaft gegen Andere, von niedriger Gewinnfucht, die nach 
Lohn auf dieſem ſchlechten Wege ſucht, erfüllt war, weil der ſich angelegen 
ein Tieß, feinen, Nebenmenihen anzuihwärzen. Meine Herren! Es bat 
fih bei und unter der Anftiftung der verjchiedenen Parteien, die 
im Mittelpunkte der Nation, im ermwerbenden Bürgerthum ihren Feind 
ſehen, ein ſolches Delatorenthum der bäßlichften und verderblichſten 
Art entwidelt, deshalb jo viel verderblicher nodh, als in jeder anderen 
Form, weil es vor feinen Richter, vor feinen Gewalthaber hintritt, jondern 
ser das vielföpfige, unfahbare Ungeheuer der öffentlichen Sfandalfucht, bei 
der es gar feinen Richter giebt, bei der es nur einen Kläger giebt, und 
dem es zur Miffton gemacht wird, alle Mitglieder der bürgerlichen Ge— 
telichaft, den Einen gegen den Anderen, zu verhepen und hinabzuziehen. 
Diejes Delatorenthum ift bei und nachgerade ein gewinnbringendes Ge- 
werbe geworden und wird als joldyes regelrecht ausgebeutet. (Brave!) 
Es ſchießt pilzartig um jo üppiger auf, weil, je niedriger einer ift, er 
defto Teichter ſich anlernt, ſich komödiantenhaft in einen Tugendmantel zu 
hüllen und, frech vorjchreitend, jeinen Nebenmenſchen anzuflagen; weil mit 
dieſem Skandal, mit dieſer Verleumdung, mit der Erfindung endloſer 
Lügen ein glänzendes literariſches Geſchäft "gemacht wird*), fo daß aus 
dem Sturze des finanziellen Gründerthums ein literariſches Gründerthum 
erwachſen ift, noch unendlich viel ſchmählicher als jenes.**) | 

Meine Herren! Wir müffen uns daran gewöhnen, diejes ſchändliche 
Gewerbe, das die deutiche Nation vor allen Nationen der Welt, vor ihr ſelbſt, 
in ihren eigenen Empfindungen und in ihrem ganzen Wirken zu vergiften droht, 
wir müffen uns gewöhnen, es zu brandmarfen, wo und wie wir fünnen, 
denn das ift die einzige Art, ihm entgegenzutreten. Der einzelne Ange 
griffene ift wehrlos gegenüber diefem Skandal. Was foll er machen? 
Schweigt er gegenüber den DVerleumdungen, fo beißt es: wer fchweigt 
der gefteht ein, der giebt zu, der ift geopfert; und proteftirt er, dann, 
zeht das Feſt des Skandals erft recht los, dann wird auf eine Lüge die 
andere, auf ein Sophisma das andere gepfropft und ſchließlich endet es 
dh mit der Müdigkeit des Angegriffenen, und der Angreifer hat das 





) Sehr wahr! und Rufe: Dresdener Nachrichten! 
) Lebhafter, langanhaltender Beifall und vielfacher Auf: Dresdener Nachrichten! 
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letzte Wort. Deswegen nur die Koalition der guten und redlichen, der 
gefitteten Geſellſchaft kann einichreiten, die da weiß, daß der redliche Er— 
werb die Regel ift, die will, daß wir nicht das alte Sprichwort aus 
Deutichland ausmerzen, den alten Nechtsgrundiag, nad dem Jeder To 
fange für ehrlich gilt, bis feine Unehrlichkeit bewiefen wird, um an deifen 
Stelle zu fegen, daß Jeder für einen Spigbuben gilt, bis er feine Ehr— 
(ichfeit vor den Hallunfen, die fi) in den Tugendmantel hüllen, bewieſen 
babe. So lange wir dieſes Banditentbum nicht richtig und nach allen 
Seiten hin gebrandmarft haben, werden wir den tiefen Schaden aus 
unferer Nation. nicht ausrotten, der ihr namentlich dadurch dreht, das 
jede Betheiligung am praftiichen Leben mit der Gefahr des Angriff? auf 
die Ehrenhaftigfeit verbunden ift. Und, meine Herren, das ift eine große 
Gefahr, denn wahrlich, wir haben feinen Ueberfluß an praktischen Kräften, 
an praftiicher Geſchicklichkeit, an geichäftsfundigen Leitern in der Deutichen 
Politif und in allen Dingen des Deutichen öffentlichen Lebens. Was bat 
denn unſer Deutichland auf die Stufe der Macht gebracht, auf der es 
jegt fteht? Se lange waren wir nur regiert und geleitet entweder von 
militairiſcher Geſchicklichkeit, oder von bureaufratiicher Geſchicklichkeit, oder 
von Gelehrjamfeit — lauter Dinge, die im höchſten Grade wichtig und 
reipeftabel find, die aber nicht ausreichen, um eine Nation auf die Höhe 
der Macht und der Blüthe zu bringen, zu der wir berufen find. Wir 
gerade brauchen Männer, wir Politiker, die das Leben von der praftiichen 
Seite kennen, die vertraut find mit dem Yeben, mit dem Gange Der 
MWeltgeichäfte, mit den realen Seiten des Dafeind. Und ich behaupte, 
wenn irgend etwas erflärt, wie jo der Reichskanzler Fürſt Biemard der 
Netter Deutichlands aus feinem Verfall werden fonnte, jo ift es Das, 
daß er weder aus dem Militair, noch aus der Gelehrtenzunft, noch aus 
der Bureaufratie hervorgegangen, jondern daß er der geniale Empirifer 
ift, der aus feiner realiftiichen Urfraft heraus das geworden, wozu wir 
ihn haben emporfteigen ſehen; der nur durch die ihm eigentbümliche 
gelunde, ganz im vollen Leben ftehende Anichauung die Wendung in 
unfer Geſchick bringen Fonnte, die Fein gelehrter Politiker, und ſei er noch 
fo tief vertraut mit der Geichichte aller Staaten von Noah bis zur 
Gegenwart, jemals zu Wege gebracht hätte. (Bravo!) Meine Herren ! 
Menn wir es auffommen laſſen, daß jeder Menih, der irgendwie 
praktiſch im Leben fteht, ausgemerzt wird aus unleren geſetz— 
zebenden Körperichaften, aus unſeren regierenden Kreiſen, daß es ſofort 
heißt: „der ſteht dem Leben nicht tbeoretiich fremd gegeni 

den fönnen wir nicht gebrauchen, der ift verdächtig”, 1 

find wir im beften Zuge, gerade das zu zerftören, was wir durch 
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Kraft des Genies des Neichsfanzlers erlangt haben, daß wir ein Neid) 
befigen, das ſich mit freien Ellbogen in der Welt bewegen fann. 

Es ift dem Reichskanzler — erlauben Sie mir, daß ich, obwohl 
ich Ihre Zeit ſchon etwas in Anſpruch genommen habe, (Nein! nein!) 
auch noch diefen Punkt berühre — es ift dem Reichskanzler ja oft ver— 
dacht worden, daß er fi etwas empfindlich verhält gegenüber der theore- 
tiichen Seite der Nation und der Politik, und ich gebe zu, daß auch auf 
der ihm entgegenftehenden Seite wejentlide Gelichtspunfte aufgeführt 
werden müffen, die ebenjo ihre Berechtigung haben, wie die feinen. Ich 
glaube gerade, daß in dem eben berührten Punkte, der durch und durd) 
realiftiichen Begabung Diejes genialen Staatsmanned gegenüber einer 
Nation, die bis jegt weientlich doftrinär erzogen worden ift, daß gerade 
bier die Erklärung der verſchiedenen Konflikte zu ſuchen ift, in denen bei 
der Abwicelung der deutihen Neichsgeichäfte der Staatsmann fowohl zu 
den liberalen Parteien überhaupt fich befindet, als die liberalen Parteien 
untereinander, al3 ſogar unſere nationalliberafe Partei in ihren eigenen 
Schattirungen. Es ift ja ganz leicht zu begreifen, daß ein Mann, defjen 
perlönlicher Entwidelungsgang im- Ichroffen Gegenfage zu dem Entwides 
fungsgange der meiften Leute fteht, die bei uns in die Politif hinein- 
fommen, der weiß, daß er feinem gefunden Blid‘, der freien, uriprüng- 
lichen Aktion, die nie von einer Theorie, jondern immer nur 
von der Lage des Augenblids fi infpirirt, daß er Dielen 
Gaben jein großes Schickſal und fein großes Gelingen ver- 
dankt, es ift begreiflih, daß der eine gewiſſe Empfindlichkeit verfpürt 
gegenüber dem Widerftande, der ihm von anderer Seite wird, die mehr 
die theoretiiche und grundjägliche Seite des politifchen Lebens von jeher 
gepflegt hat. | 

Iſt er der abfolut Berechtigte? ift die andere Seite die abjolut 
berechtigte? Ich glaube, wenn wir objektiv und unbefangen die Dinge 
anfehen wollen, jo ift auf feiner Seite ausſchließlich Recht, und Die 
Frage fanıı nicht prinzipiell entjchieden werden. Ich weiß, man ſpricht 
ja mit einem gewifjen Nafenrümpfen davon, daß unfere Partei namentlich) 
jo leicht den Geſichtspunkt der „Opportunität” aufwerfe, allen ich frage 
mich: iſt denn die Opportunität in der Politif nicht eine jehr mächtige 
und ſchützende Gottheit und kann man ihrer wirklich entbehren in diefer 
feinften Kunft des Lebens, welche Politif heißt? Es jpielt Opportunität 

ng3 hinein, wenn im bejonderen Fall die richtige Grenzlinie gezogen 
ı ol zwijchen dem, was zu den dauernden und unerläßlichen Prin- 
der Geſetzgebung gehört und zwiſchen dem, was Erforderniß des 
ents ift. — Ich will mich nicht in ſchematiſchen Aufftellungen bewegen, 
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meine Herren, laſſen Sie mich lieber, da Sie doch ſo gütig waren, mir 
noch eine Weile zu vergönnen, auch ein Beiſpiel aus der letzten Praxis 
nehmen. Bei dem ſogenannten Arnim-Paragraphen verlangte der Reichs— 
fanzler gewiffe Beftrafungen zu Repreffion von Mißbrauch des Amtes 
in der höchſten diplomatiſchen Stellung. Bei diefer Gelegenheit, um 
zu rechtfertigen, wie er zu dieſer Forderung gefommen fei, erzählte er 
auch; was wir ja aus ben veröffentlichten Briefen an den dentſchen 
Kaiſer wiſſen, wie er fi mehrere Jahre habe mit dem Monardyen 
herumquälen müſſen — geftatten Sie mir diefen Ausdrud mit aller 
Ehrerbietung, die ich der Stelle ſchuldig bin — wie er fi) habe herum— 
quälen müffen, um den Grafen Arnim, der fehr gut bei Hofe ange 
ſchrieben war — und befanntlic, ift es ja eine ausgezeichnete Eigenschaft 
des hoben Herrn, daß er an einem einmal gewählten Diener mit Treue 
fefthält — daß er fih lange habe herumquälen müffen, um ben Grafen 
Arnim aus feiner Stellung heraus zu bringen. Er ließ einen Brief veröffent- 
lichen, der ſchon ein oder zwei Jahre vor dem Sturze ded Grafen Arnim 
geihrieben war, des Inhalts, derfelbe ſei untauglich, gefährlich für Die deutſche 
Reichspolitif. Und dennoch, dennoch fonnte er damals nicht dazu fommen, die Ab⸗ 
jebung und Rückberufung dieſes Gejandten zu erivirken. 

Dieſer Auseinanderjegung gegenüber ftand nun ein geehrte Mitglied 
unferer benachbarten Partei, der deutichen Fortſchrittspartei, Bizepräfident 
Dr. Hänel, auf und hielt eine reizende Rede, eine Rede, die wirklich, für 
fih allein gelejen und ohne Rüdfiht auf die gerade zur Sprache liegenden 
aftuellen Verhältnifje, Ieden zum vollften Beifall entzüden mußte. Der 
Sinn der Rede war einfach der: „wenn Sie ein fonftituioneller Minifter 
fein wollen, Herr Reichöfangler, jo hätten Sie damals vor zwei Jahren 
anders verfahren müfjen, ald Sie verfahren find; Sie hätten dem Kaifer 
Ihre Demiffion, anbieten müffen, wenn er den Graf Arnim nicht laffen 
wollte. So verlangt es die Schablone des Eonftitutionellen Verfahren.“ 
Ganz richtig, verehrter Nedner, aber glauben Sie, daß, wenn der Fürft 
Bismard nah diefem Rezepte jeit dem Jahre 1865 verfahren wäre, ich 
heute bier vor Ihnen ftünde? Das wäre nun gewiß fein Unglüd für 
Sie, meine Herren, wenn ich nicht da wäre (große Heiterkeit), aber ich 
will jagen: auch die große Vorausſetzung, aus der die Feine Thatfache 
meiner heutigen Anmejenheit eine Konfequenz ift, die ganze Schaffung 
des Deutjchen Reiches wäre nit möglich gewefen. Mit ſolchem 
ſchnurgeraden pringipiellen Verfahren gebt man in der Politif nicht 
vorwärts, und man bat gut und erzählen: wir haben ja jet eine kon— 
ftitutionele Berfaffung, folglih muß aud immer ftreng fonftitutior 
verfahren werden. Ich glaube, hiergegen ift Manches einzuwenden. 2 
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nächſt beſtreite ich, daß wir in Deutſchland ſchon in der Blüthe des kon— 
ſtitutionellen Lebens ſtehen. (Heiterkeit) Meine Herren! Ich behaupte, 
jo Mancher, der im Reichstage in Berlin furchtbar fonftitutionell ift und 
jede Verlegung der Fonjtitutionellen Schablone mit Ah und Weh denun- 
zirt, der wird in jeinem Heimathsſtaate vielleicht ein jehr Loyaler und 
Unfonftitutioneller fein. (Sehr richtig!) Und an dieſem Beijpiel, meine 
Herren, wollte ih Ihnen gezeigt haben, wie es ſehr gut die berech— 
tigte, gewiffenhafte Anſchauung einer liberalen Partei jein fann, die 
Grundfäge des Staatswejend, welche jeinen Aufbau und feine Dauer: 
baftigfeit bedingen, immer zu vertheidigen, wie e3 aber auf der anderen 
Seite auch nicht die Mijfion eines praftiichen Politiferd fein kann, fich 
immer innerhalb dieſer Grundjäge, namentlich in einem Staate, der fid 
in den Anfängen ſeines Werdeganges befindet, wie der Deutiche, zu be: 
wegen. Wenn über dieſe Anfhauung Berjchiedenheiten zwiichen der 
einen, etwas weiter nach links ftehenden und der anderen, etwas weiter 
nah rechts ſtehenden liberalen Partei eriftiren, To finde ich fein Arg, 
darin und ich möchte jagen: ich wünſche nicht, daß Die weiter nach links 
ftehende Partei, welche die ſcharfen Grundfäge vertritt, daß die verſchwinde. 
Ich weiß, meine Herren, Sie werben mir vielleicht jagen: ich habe gut 
reden, ich fiße im Deutichen Neichötage, habe mit der Deutichen Fort 
ichrittöpartei zu thun, kenne nur die, kenne fie in ihren allgemeinen acht: 
baren Prinzipien und in ihren wadern Vorkämpfern, aber in den ein= 
zelnen Ländern jchiebe ih jo ma ncher falſcher Bruder in die Fortſchrittspartei 
ein, der nichts weniger ald fortjchrittlich gefinnt ſei. (Sehr richtig!) 
Das weiß ich allerdings jehr gut, allein jo gern ih mich von Ihnen 
belehren laſſe hierüber, fo müfjen Sie zur Kompenfation mir, dem Sie 
die Ehre erzeigen, ihn bierher zu rufen aus dem Deutichen Reichstage, 
erlauben, Ihnen die allgemeinen Standpunkte und allgemeinen Empfin- 
dungen vorzubalten, die uns ermahnen, auch dieſe Kleinen Ungerechtig: 
feiten, die Kleinen Berftellungen, die Heinen Fälſchungen, die unterkriechen 
unter große Prinzipien, mit etwas Langmuth im Intereife des Ganzen 
zu ertragen. (Lebhafter Beifall.) 

Meine Herren! Diefelben Kämpfe, die wir gegen eine nachbarliche Fort— 
ſchrittspartei haben, die haben wir ja — ich verrathe Ihnen fein Geheimnis, im 
Gegentheil, ich habe mir gefagt, als ich hierher fam: die befte Art, die delifaten 
Angelegenbeiten unferer Partei Ihnen vorzutragen, ift, fie offen und ehrlich vor- 
zutragen, weil ich nur jo weiß, daß ich nicht von der richtigen Linie abweidye — 
(Bravo!) es ift ja auch fein Geheimniß, daß im Schooße unferer eigenen 
nationalliberalen Partei im Deutfchen Reichstage verichiedene Strömungen 
find und man bat ſogar der Strafnovelle die meiner Anfiht nad un— 


verdiente Ehre anthun wollen, fie jei vom Fürften Bismard fo als em. 
Thomas'ſche Höllenuhr erfunden worden, um die nationalliberale Parte 
auseinander zu Iprengen. Nun, meine Herren, ich glaube nicht, daß ber 
Reichskanzler fih mit ſolchen Phantaſien abgiebt. Ich glaube ganz gem, 
daß ihn auch mancher etwas mehr nach der prinzipiellen Seite zugeirigt: 
Freund in unjerer nationalliberalen Partei hier und da genirt und daß « 
ihm bequemer wäre, er hätte eine Partei, die ihm auf jeden Wink folgte, ohn: 
fih an etwas Anderes zu binden, ald die Opportunität feiner jedesmaligen 
Politif. Wenn ich aber auf der einen Seite anerfennen muß, daß Die 
Opportunität ihre jehr bedeutenden Rechte im Staate bat, fo muß id 
ah auf der anderen Seite nicht vergeilen, daß die dauernden Grund: 
\äßge, auf denen die Staaten aufgebaut werden, nicht minder ihre groß 
Berehtigung haben. Und wenn idy jhon wünjche, daß die weiter Iinfs, 
nach der radikalen Seite tendirende Kortichrittöpartei des deutichen Neid 
‚tages beftehen bleibe, jo wünſchte ich noch viel mehr, daß die prinzipielle 
Schärfen in unferer eigenen nationalliberalen Partei nicht Lerwiſcht wer: 
den. Ich fuche den Beruf unjerer Partei geraderdarin, daß fie die ver 
ichiedenen Elemente zuſammenhält, aus denen eine richtige Politik beſtebt, 
daß fie bald vorzufehren weiß die richtigen Grundfäge, auf denen nur 
dauerhaft ein freied Staatsweien aufgebaut werden fann, und auch wieder 
einzulenfen verfteht, je nachdem der Moment gebietet, etwas ab= und 
zuzugeben in einzelnen ragen. | 
Meine Herren! Iſt nicht erft jept im dieſem Reichſstage unter dem 
Beifall der ganzen Nation die gemeinſame Energie bewiefen worden vor 
allen fiberalen Parteien, ungerechtfertigte Strafen und ungeredhtfertigte 
Steuern zurüdzumweilen ? Haben wir die nicht mit aller Macht einftimmia 
und mit der vollften Ueberzeugung zurüdgewiefen? War Das nicht ein 
Sieg ded Prinzips und ein guter Sieg des Prinzips gegenüber eimjeitt- 
gen Auffaffungen von dem Bedürfniß des Augenblicks, denen der Reid: 
kanzler fein Obr lieh, weil ein Mann, der auf dieſer Höhe der Madı 
angekommen ift, auf Widerfpruch nicht gerne Rüdficht nimmt? Aber möge er 
felbſt esmohlbedenfen: man ftüst fihnichtaufein Schilfrohr; um ſichauf Etwa⸗ 
zu ftügen, bedarf man eined genügend ftarfen, aud Widerftand leitender. 
Stoffes, und ich würde es für ein großes Unglüd erachten für die o—* 
Politif im Reiche, wenn die nationalliberale Partei gerade die Seite 
Mitglieder verlöre, — ich Ipreche unparteiiich, denn, aufrichtig geſag 
weiß nicht, zu welcher Seite ich gehöre — wenn fie diejenige Seite 
Mitglieder verlöre, welche auch zu Zeiten einen Widerftand der Prin 
bervorzufehren im Stande find. Meine Herren, was und im Deu 
Reiche von jeher unfelig gemacht hat, das war ja, daß wir und nie ei 





onnten, daß Feder auf feinem Kopfe beftand, daß nicht zwei Leute, die 
ur um die geringſte Schattirung auseinander gingen, ſich mit einander 
verſtändigen konnten. Und nun haben wir einmal das Glück, eine große 
Partei zu befigen, Die jo groß ift, daß fie quch verichiedene Elemente und 
Anihauungen umfängt. Und nun, weil wir auf diefem Punkte der 
glüdlichen Entwidelung angefommen find, nun jollen wir uns auseinander 
reißen? Das würde beweilen, daß wir wirklich feinen politiichen Beruf 
haben, und ich jage umgekehrt: je mehr die nationalliberale Partei aus: 
einander geht, defto mehr muß fie zujammenhalten. (Beifall.) 

Meine Herren! Manchmal, wenn ich die Geſchicke Deutichlands be- 
trachte, wird mir ein wenig bange ob der Zukunft. Ich ſage mir nicht 
blos, wie Der und Jener — das iſt ja eine Frage, die auf der Hand 
liegt — wie wird e8 werden, wenn nad) dem unerforjchlichen Rathſchluſſe 
der Vorfehung einmal der große Staatdmann, der dieſes Deutichland ges 
haften bat, von der Szene verihwinden ſollte? Nicht diefe banale 
Frage jtelle i, mir, aber eine andere Frage. Ich ſage mir: des Menſchen 
Schickſal und das Schidjal der Nationen entiprießt aus ihrem eigenen 
Innern. Wenn wir jo viele Zeit, To viele Sahrhunderte, Jo viele glück— 
liche Umftände brauchten, um endlich eine Nation zu werden, wie es Die 
anderen Nationen Europas längft geworden find, fo muß es Doch aud 
liegen an einem gewilfen Mangel an politiichem Talente und Geſchick, und 
diefe unjere eingeborene politiiche Talentloſigkeit zeigt ſich weſentlich in 
der Vielföpfigkeit und Uneinigfeit. Und dann frage ich mich: find wir 
ſoweit entwidelt, daß wenn die ftarfe Hand, die Diele Dinge 
gemaht bat und jegt noch zujammenhält, wenn die verichwinden 
follte, dann nicht wieder die böſen Neigungen der Nation die Oberhand be— 
fommen können? Noch habe ich volles Vertrauen zur Erhaltung des 
Deutſchen Reiches. Es giebt Dinge, die zu furdtbar find, als daß man 
jie denfen fünnte. Aber, wenn ich fehe, wie in den Einzelftaaten gerade in 
den legten Jahren die partifulariftiichen Gefühle auf Koften der Reich: 
entwidelung fi breit machen, wie jede ſchnöde und fleine Liebbaberei, 
jede perfönliche Geltungsfucht, jeder Gigennug und jede Intrigue auf 
Koſten dieſes eben erft mit ſolchem Blute und Schweiße geichaffenen deutichen 
Staated fi breit zu machen fucht, ſo fage ich mir: was wir eigentlic 
noch mehr bedürfen, als den Widerftand der Prinzipien, das ift vielleicht 
doch das Gefühl der Nothwendigfeit des Zufammenhaltens aller Derer, 
die irgendwie ihre Gefinnung miteinander vereinigen fünnen. (Brave!) 

Und jo, meine Herren, laſſen Ste mid) mit der Nuganwendung ſchlie— 
en, daß wir feithalten wollen an den freiheitlichen Prinzipien, auf denen 
as Deutiche Reich befteht, daß wir aber, wenn wir guten Nachwuchs ſchaffen 
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Meine Herren! Wenn wir den Gang der politifchen Ent» 
widelung Deutſchland's feit den legten 60 Jahren mit hiltorifchem 
Blide durchforjchen, jo werden wir zu dem Geftändniß gezwungen, 
Daß wir auf allen Gebieten die gewaltigiten Fortjchritte gemacht 
Haben. Wir werden diefes Urtheil aufrecht Ey müſſen, jelbit 
wenn wir den weitgehenditen liberalen Maßſtab anlegen. Es war 
nach Beendigung der Freiheitäfriege, als eine Anzahl der deutſchen 
Regierungen, die thüringifchen und die ſüddeutſchen Staaten, fich 
gezwungen ſahen, Repräfentativ-Verfaffungen, wie man e8 damals 
nannte, einzuführen, weil fie dem Drange der Bevölkerungen nach 
freiheitlicher Entmwidelung nicht länger zu wibderftehen vermochten. 
Kun freilid würden wir uns jehr täujchen, wenn wir glauben 
wollten, daß dieſe Repräjentativ» Verfafjungen einen wejentlich 
freiheitlichen Charakter gehabt hätten. Die Souveränitätsrechte ruhten 
in dem Gtaat3oberhaupte; den ſtändiſchen Körperjchaften 
waren nur verhältnigmäßig geringe Rechte eingeräumt. Das 
Petitionsrecht war bejchränft, es beitand ein gewaltiger Ein- 
fluß in Bezug auf die parlamentarijchen Körperfchaften, von Grund- 
rechten war nur verhältnigmäßig wenig die Rede, mit kurzen Worten: 
e3 waren in dem meilten diejer Bertoitunasfeiiiungernnen die Rechte, 
Die ci in —— der Staatsbürger ſo wenig angedeutet, 
daß eine lange Geſetzgebung erforderlich ſchien, um fie einigermaßen 
wirklich zu machen. Die beiden Hauptftaaten Deutjchlands, Defterreich 
und Preußen, hielten jich vornehm zurüd. Erſt im Laufe der Beit, 
erft nachdem die großen Krijen in Frankreich vom Jahre 1830 
und 1848, die Srijen, die durch ganz Europa gingen, einen wichtigen 
Umſchwung herbeigeführt hatten, jahen jich auch dieje beiden Haupt- 
jtaaten des deutichen Bundes veranlakt, den jüddentichen Staaten, 

folgen. Bee aber war ein ganz merfwürdiger Umfchwung 


erfolgt. Auch die fübdentichen Staaten hatten bereits 
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dem Drange der Bevölkerung nicht zu widerſtehen vermocht. Wie 
weit das im Einzelnen ging, brauche ich nicht zu exemplifiziren. 
Sie wiſſen alle, daß ſo manche Verheißungen, die in den Verfaſſungen 
geſchrieben ſtehen, noch nicht in Erfüllung gegangen ſind. Sie 
wiſſen aber auch alle, dag manches, was früher nur die Theoretiler 
in einfamen Zellen zu diskutiren wagten, heute gejchriebenes Recht ge- 
worden if. Um nur ein Beiſpiel anzuführen, mit Abjichtlichkeit 
führe ich gerade diefe® an, erinnere ih an die Einheitd- 
bejtrebungen, von denen der Herr Vorredner gejprochen hat. Ich 
thue e8 deshalb, weil wir als liberale Parter, um das Andenken 
unjerer Väter zu wahren, uns den Ruhm, dieſe Einheitsbeſtrebungen 
in's Werk gejegt zu haben, nicht rauben Iafjen werden. Deutjchland 
iſt einig geworden, wejentlic weil die Regierungen nicht zu wider- 
jtehen vermochten und wenn auch auf anderen Wegen, ala wir 
es gehofft hatten. Immerhin ift es die Forderung der Liberalen Barteien 
gewejen, welche die Regierung in's Werk fette. Denken Sie nur an 
den Gegenjag, an die Zeit der Zwanziger, Dreigiger Jahre, an 
jene Beit der Kamtz- und Schmalzgejellen, denken Ste daran, wie 
die edeljten deutſchen Zünglinge in den Gefängnifjen Haben jchmachten 
müſſen, weil fie geträumt haben von der Freiheit, weil fie gejun- 
gen hatten: „Wir Hatten gebauet ein ftattliches — 
Das iſt ein Beiſpiel, wie die Forderungen Liberalismus 
erfüllt worden ſind, wie die Zeiten ſich im großen Ganzen doch 
gewaltig zu Gunſten der liberalen Forderungen geändert haben. 
Meine Herren! Aber viel weſentlicher, als dieſe Reihe 
erfüllter Forderungen iſt nach meiner Anſicht der Fortſchritt, den 
wir zu bemerken haben im ganzen politiſchen Denken und Fühlen 
unſerer Nation. Es läßt ſich gar nicht läugnen, daß, wenn wir 
auch zur Zeit in diefem Augenblid gewiſſe Reaktionsgelüfte immer 
jtärteer wachſen jehen, alle politifchen Veränderungen, alle 
politischen Umgeftaltungen, wenn auch oft rüdläufige Bewe— 
gungen eintreten, immer eigentlich in einer bejtimmten Rich— 
tung liegen, immer von einem und bemjelben Geifte bejeelt 
find, von dem Geifte, den ich nicht anders bezeichnen kann, 
als daß ein ganz breiter demofratifcher Grundzug durch unfere 
Bevölkerung geht, ein Grundzug, der auf der einen Seite die Ver: 
minderung der Rechte der Regierenden und auf der anderen Seite eine 
Ausdehnung ber politiichen Freiheiten des Volkes bezweckt. Um dafür 
den Beweis zu führen, brauche ich blos darauf hinzuweiſen, daß 
eine Reihe von Ideen, die man früher nur mit einer gewiſſen 
Nejerve auszujprechen, nur anzudeuten wagte, die man am liebſten 
für jich behielt al3 Ideen, von denen man nicht vorausſetzen durfte, 
daß fie in unſerer Leit noch erfüllt werben, daß eine ganze Reihe 
dieſer Ideen ihren Schreden vollitändig verloren haben, daß fie 
nicht blos theoretifch, jondern öffentlich behandelt werben, nnd daß 
ich gar nicht zweifle, daß auch dieſe Ideen verwirklicht werben. 
Ich brauche nur zu erinmern an die Trennung dev Schule von 
ber Kirche, ich brauche vor Allem nur zu erinnern an bie Forderung 
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der parlamentariſchen Regierung, die nach meiner Auffaſſung 
das Loſungswort der Zukunft ſein wird, das Feldgeſchrei, unter 
welchem die liberale Partei für die nächſte Beit i in ben Kampf zu gehen 
bat. ‘So habe ich mir erlaubt, im Einverjtärdniß mit rem Bor- 
ſtande gerade den Begriff und das Weſen der parlamentarifchen 
Regierung zum Gegenjtande meines heutigen Vortrages zu machen. 
Ich werde mir erlauben, das Wejen, joweit die Zeit es geftattet, 
Darzuftellen, Die verjchiedenen Mängel und Vorzüge zu beiprechen 
und. jchlieglich die Anwendung zm ziehen auf unjere heutigen poli« 
tiſchen Verhältniſſe. 

Es iſt ja ſchon bezeichnend, daß Heut zu Tage in den ſtaats— 
wiſſenſchaftlichen Kreijen man ſich mit nichts mehr beſchäftigt, als 
mit der Geſchichte des engliſchen Verfaſſungsweſens, und dieſe 
—— Verfaſſungsgeſchichte, die uns bis vor Kurzem ud ein ver- 
Tchloffenes Buch mit — Siegeln war iſt uns durch die Forſchung 
bereits ſo nahe gerückt, daß wir in diefem Augenblid jchon ein 
ganz Hares Bi von der parlamentariſchen Regierungsform  be- 
5 wie ſie ſeit Jahrhunderten und auch zur Zeit in England 

iſt. 


Meine Herren! Das Weſen dieſer engliſchen Regierun 
form beſteht darin, daß die ſonſt den Souverainen zuſtehenden 
gierungsrechte und Gewalten ausgeübt werden von Miniſtern, bie 
nicht allein jurijtifch, jondern auch politiich für die Art, wie fie von 
dieſen ierungsrechten Gebrauch machen, verantwortlich find, 
von Minijtern, die entweder dem Haufe der Lords, oder 
dem Haufe der Gemeinen angehören miüfjen, von Miniftern 
bie zu gleicher Zeit die Leitung diejer beiden Häufer führen müffen, 
von Miniftern endlich, die nur A fange als berechtigt gelten, die Res 

ierung zu führen, al3 jie das Vertrauen des Parlamentes, das 
Bertrauen bes Bolfes, insbejondere das Vertrauen des Haufe ber 
Gemeine bejiten. Run, meine Herren, dieſe Regierungsform hat 
fi in England in Ja — langem Kampfe allmählich ent- 
widelt auf bijtorijchen — die ganz eigenartig nur England 
angehören. Unter den Plantagenet's, unter Tudor's, unter den 
Stuart's handelte es "is weientlich darum, der Regierung, die 
beftrebt war, zu ben vielen Kriegen Geld Herbeizuichaffen, die er» 
forberlichen Steuern nur zu bewilligen gegen eine Gegenleiftung, 
ge ein politiiches Recht, gegen eine politijche Greyenleiftung, wo⸗ 

eben die Macht des Barlamentes gejtärkt wurde. — Die 

2* Entwickelung des ——— Syſtems datirt u 
von dem Regierungs-Antritte de3 großen Oranier's, elm's 
Dritten. Seit dieſer Zeit hat ſich nun, weniger durch g —— 
Recht, als durch eine beſtaͤndig ausgeübte Praxis, Die Aa irgend 
einem Bweifel, irgend einer Unterbrechung unterworfen worden iſt, 
im Algen nen das parlamentariiche Syſtem ausgebildet, wel 
wir in England vorfinden. Die Macht des — in England 
iſt unbegrenzt. Nur findet es ſeine einzige Schranke am common 
law, in dem gemeinen Rechte des En Enolänben £ 
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Im Uebrigen aber giebt es Nichts, was das Parlament nicht 
zu thun vermöchte und. die Engländer haben jadas treffende Sprich- 
wort: Das Parlament fanır Alles, nur nicht einen Dann zu einer 
Frau machen. — Nun, meine Herren, dieſes Regierungsſyſtem 

at ja feine eigenthümlichen Mängel und Vorzüge. Als nächiten 
angel fann man ja unzweifelhaft den bezeichnen, Daß, wie wir 
auf den erjten Blick jehen, unter diejen Verhältniſſen eine gewifje 
Korruption mit diefem Syfteme, mehr al3 mit anderen Syitemen, 
verbunden fein muß. Eine Korruption einer politiichen Körperjchaft 
gewinnt injofern an Bedeutung, als ihr Einfluß ein viel größerer 
it, als der eines einzelnen Dlitgliedes anderer Parlamente. Dem 
engliichen Barlamente ift injofern ſchon eine viel größere Macht in 
die Hände gegeben, als es nicht blos, wie wir im Parlamente thun, 
Beichwerde zu führen Hat gegen Berlegungen der Verfaſſung, 
jondern als das Parlament in England jelbit indirekt einen be= 
ftändigen Antheil an der Regierung ausübt. Die Minijter in Eng- 
land find eigentlich der Ausſchuß der beiden Parlamente. Mit der 
Majorität des Barlamentes wechjelt auch dag Minifterium, mag 
die Perſon“ des neu eintretenden Miniſters der Königin politiich 
angenehm fein oder nicht. Wenn in diefem Augenblide die Tory-Re= 
gierung in England gejtürzt würde, jo würde Lord Beacongfield zu Ihrer 
Majejtät der Königin gehen und ihr den Rath ertheilen, feinen haupt- 
jächlichiten Gegner (das würde der Führer im Unterhaufe, Lord 
Hartington, jein), zum Premier-Minijter zu machen, da Gladitone 
vielleicht Schon verbraucht ift. Darin liegt eben die bejondere Macht des 
englifchen Parlaments. Das it jo jelbitverjtändlich, daß ein Fall, im 
welchem anders verfahren worden wäre, in England feit Menjchenge- 
denken nicht vorhanden gewejen ift, daß das Minijterium, es mag zuerft 
eine Barlament3-Auflöfung verjuchen, wenn es die Majorität verliert, 
jofort das Mandat in die Hände der Königin zurüdigiebt und der Führer 
der Oppofition die Herrjchaft übernimmt. Wie gejagt, bejteht der eine 
Mangel darin, daß vermöge diejer großen Machtitellung des Par- 
laments, die Gefahr einer Korruption nicht zu vermeiden 
ift, daß eine Reihe von Privat-Intereffen mit Hülfe des Minifte- 
riumd fi) Geltung zu verjchaffen verjuchen, und daß von 
der Korruption ein weit gehender Mißbrauch gemacht ift und wird, 
wifjen wir alle, insbejondere in Bezug auf die Wahl der Mittel, 
die mit unjern normalen fefitehenden Begriffen von der Moral 
nicht zu vereinbaren jind. Die Gefahr zeigt jich auch nach einer 
andern Seite darin, daß mit dem Nüdtritte das ganze Minifterium, 
jolidarifch für die Handlungen des Einzelnen haftend, abtreten und 
an deſſen Stelle die Gegenpartei volljtändig neu eintreten muß, 
entweder die Whigs oder die Torys. Bei den Namen. füllt mir 
ein (vielleicht wird es Sie ja interejfiren), woher die Namen jtammen; 
ih will es als Scherz anfähren, da es mir gejtern, als ich mic 
zu meinem heutigen Thema etwas vorbereitete, zufällig unter Die 
Augen kam. In einem der bebeutemdften Schriftiteller heißt es, 
daß Whig urfprünglich ein zum Aufruhr neigender Covenanter 


aus Schottland und Tory ein zum Papismus Hinneigender Pferbes 
dieb aus Irland geweſen fei. Wenn dies richtig wäre, fo jehen 
Sie daraus, da diefe Schimpfnamen, die fich die Parteien an den 
Kopf geworfen haben, fchließlich zu Ehrennamen der Parteien ges 
worden find. — Der zweite Mangel dieſes parlamentarijchen Re— 
gierungs-Syitems in England beiteht aljo darin, daß vermöge des 
Syſtems, im Falle das Parlament in der Majorität dem Minijte- 
rium das Vertrauen entzieht, alle Minifter ohne Ausnahme die 
Schaubühne verlaffen müſſen, daß aljo England in die traurige 
und unangenehme Lage kommt, auch Fahmänner von großer Fähig- 
feit fofort verlieren zu müſſen, jobald der Fall des Rücktritts des 
Minifteriums vorliegt. Das find im Weſentlichen die beiden 
uptmängel, die man der parlamentarischen Regierung in Eng» 
and vorzumwerfen hat. Ein dritter Mangel, den man nicht unterläßt zu 
betonen, bejteht darin, daß man behauptet, die parlamentartjche Regies 
rung3form würde unmittelbar eine Schwächung ded monarchiſchen 
Prinzips, der Krone, zur Folge haben. Ich glaube nun, daß ber allen 
unbefangenen Leuten gerade dieſe Folge als ein wejentlicher Vor— 
zug gepriefen werden muß. Nichts ift widermärtiger, nichts brüdt 
mehr das Anjehen der Krone herab, als wenn die Träger der 
Krone in den Streit einer Partet Hinabgezogen werden und ich 
glaube, das englijche Volk braucht einen Vergleich nicht zu ſcheuen 
mit irgend einem andern Volke in Bezug auf die Loyalität, die es 
der Krone ſchuldet. Auf der andern Seite ift es ganz gewiß 
unzweifelhaft, daß die Krone nicht unmittelbar verantwortlich 
gemacht wird für bie — des Miniſteriums, daß Alles, 
was geſchieht, nur den Miniſtern ſelbſt zur Laſt gelegt wird und 
was die Macht anbetrifft, ſo braucht die hohe Dame, die jetzt die Krone 
trägt, auch nicht einen Vergleich zu ſcheuen hinſichtlich ihrer politiſchen 
Macht mit dem türkiſchen Sultan oder mit dem weißen Zaren. Meine 
en! Wie man aber auch über dieſe Mängel denken mag und in wie 
ohem Grade man auch zugeben muß, daß Mängel damit verbunden ſind 
und daß dieſe noch mehr in Staaten hervortreten, die dieſes Syſtem 
nachzuahmen verſuchen — ich erlaube mir z. B. zu erinnern, daß 
wir die Korruption, wie ſie in Nordamerika vorhanden, viel größer 
finden, als ſie in England möglich geweſen iſt — ſo ſtehen doch 
aber auch allen dieſen Mängeln auf der andern Seite ebenſo große 
Vorzüge gegenüber. 3 läßt es ſich nicht läugnen, daß nichts 
mehr geeignet iſt, das Volk zu wirklicher Theilnahme an der 
Politik, zur Theilnahme an der politiſchen Diskuſſion, zur Theil— 
nahme an den eigenen öffentlichen Angelegenheiten zu zwingen, 
als dadurch, daß alle Angelegenheiten in ſeinem Namen und mit 
ſeinem Willen geführt werden. Jeder Wähler, welcher der einen oder der 
andern Partei angehört, trägt das Bewußtſein feiner Verantwort⸗ 
lichkeit für die Stimme, die er abgiebt, in viel höherem Maße in ſich, 
al3 er weiß, daß, feinem Willen entiprechend, die Regierung Alles ordnen 
wird. Diefe Berantwortlichkeit des Wählers überträgt fich in viel 
höherem Maße auch auf die eigenen Führer des Parlaments, 
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Jeder Miniſter weiß, daß er ſür alle Alte, die er vollzieht, 
für alle Vorſchläge, die er macht, nicht allein unmittelbar dem 
Volke, ſondern der politiſchen und juriſtiſchen Verantwortlichkeit 
unterworfen iſt, die die engliſchen Geſetze getroffen haben. Dazu 
kommt, und das iſt der weſentlichſte Punkt, der weſentlichſte 
Vorzug, den wir unter allen Umſtänden dem engliſchen Par— 
lamente vindiziren müſſen: „Nur bei biefem Syitem iſt 
it jenes harmonifche Zufammeniwirfen der Regierungsgewalten und 
der gejeßgebenden Körperfchaften möglich, welches allein zur Wohlfahrt 
des Volkes beitragen fan. Nur bei dieſem Syfteme werben ſich 
immer die Majorität des gejammten Volkes, die ja das Parlament 
darstellt, und die Miniſter als Träger der Regierungsgewalt in 
volljtändigem Einklange befinden. In England jehen wir fort- 
während ein heißes, harte Ringen um die Herrichaft zwijchen den 
beiden großen gewaltigen Parteien, aber in dieſem Kampfe, in dieſem 
heißen Ringen um die Herrjchaft, bei der ſofort die eine Partei 
der anderen Pla machen muß, ſobald die Majorität des Parla- 
ment3 eine andere wird, fehen wir niemals, daß die Oppofition 
den Kampf beginnen jollte gegen die Grundlage des Staats, 
niemals, dak die Oppofition auch den entgegenitehenden Miniftern, 
jo hart fie fich auch befämpfen mögen, auch die geringjten Mittel 
verweigern würde, die zur Führung der Regierung nothiwendig 
find; das kann fie nicht thun, weil fie jeden Augenblid in ber 
Lage ift, jelbit die Regierung zu übernehmen, weil fie jelbft nicht 
in ihrem eigenen Fleiſche wüthen fann und diefelben Mittel, die 
fie verweigert, im nächſten Jahre vielleicht jelbft verlangen müßte. 
Meine Herren! Dabei jehen wir auch, daß im großen Ganzen 
in England der Uebergang der Herrfchaft von der einen Partei auf 
die andere ſich ohne jede Schädigung der öffentlichen Interefien, ohne 
Schädigung der Regierungsmafchine ganz von jelbjt vollzieht. Sch 
habe mir jchon erlaubt anzudeuten, dab allerdings die politifchen 
Beamten mit den abtretenden Meiniftern auch zum Rücktritt ges 
zwungen find und der Majorität Pla machen müſſen. Das würde 
ja an und für fich ein großer Fehler fein, wenn nicht die englijche 
Weisheit in der Kr allmählich zu der weiſen Beſchränkung ge 
fommen wäre, daß nur Die politifchen Träger ber Regierungsgewalt 
und die politiichen Wertreter des Parlaments in dem Falle zum 
Rücktritt gezwungen find, wenn fie das Bertrauen des Parlaments 
nicht mehr genießen; ihre technischen Beamten, die Unterjtaatsjefretäre 
und die unteren Beamten bleiben. Es wird alſo nur die Grund» 
richtung eine andere. Damit hängt allerdings zufammen, wie ich 
erwähnen will, daß die Beamten vom pafjiven Wahlrecht ausge 
jchlofjen find, was ich für unfere Zuftände, jo bald fie fich einiger- 
maßen weiter entwidelt haben, für gar fein Verderben halte; wenn 
bei uns der Landrath fällt, will ich auch den Kreisrichter gern 
opfern. Wir jehen, daß in England die beiden Parteien heftig 
und heiß um die Herrſchaft ringen, aber, meine Herren, e& 


entjteht dadurch Feine Schädigung, weil Die erfahrenen 


Politiker, welche einander entgegenftehen, nach ihren hiſtoriſchen 
Ueberlieferungen in Bezug auf den Gtaat, auf jeine 
Grundlage, auf die Grundzüge der Regierung nie wejentlich 
auseinander gehen würden. Wir jehen, daß felbjt, wie auch die 
eine Partei etwa weniger Freiheit dem Wolfe oder dem Einzelnen 
glaubt gewähren zu fönnen, im gegebenen Augenblide doch feine 
einzige Bartei, auch niht die ſchlimmſte Tory-Partei, e8 wagen würde, 
die einmal gegebenen Grundrechte des Volkes anzutaften, d. h. 
daß die Rechte und politischen Freiheiten des einzelnen Staats- 
bürger® für ewige Zeiten als unantaftbar anerfannt worden 
find, daß fein Parlament, fein Minifterium es wagen würde, bie 
Injtitutionen, die Einrichtungen auch nur im Geringjten anzutajten, 
daß e8 niemals einem Minifter einfallen würde, die Grumdbedin- 
gungen der öffentlichen Freiheit, der Schwurgerichte, der Preßfrei⸗ 
heit und der Nebefreiheit anzutaften; er würde jcheitern an dem 
Willen des engliichen Volkes. Daher kommt es, daß, jo verjchie- 
denartig die Parteien a augeinandergehen, trogdem die einzelnen 
Theile dieſes englischen Regierungsſyſtems ſich ganz organiſch zu 
einem gejunden Bau verwachjen haben, daß dieſer Bau feine zer- 
ſetzenden Kräfte, feine Widerjprüche in fich birgt und daß in Folge 
diejes hiſtoriſchen Zuſammenwirkens des Volkes es möglich gewor— 
den ift, jene großen Erfolge zu erzielen, welche die jtaunende Bewun—⸗ 
derung aller andern Völker des Feſtlandes erregen müſſen. Nun, 
meine Herren, ijt es allerdings, jo jehr wir ung von den Vorzügen 
dieſes a Regierungsſyſtems überzeugen müfjen, feines- 
wegs leicht, dieſes ohne Weiteres A andere Staaten zu übertragen. 
Wir wiflen ja, daß nur in gewiſſem Sinne Belgien die parlamenta= 
riſche Aegierungsform acceptirt hat, andere Staaten in geringerem 
Grade, wie Frankreich, Italien. Im Deutfchland ift eg nur das 
Großherzogthum Baden gewejen, welches dieje Regierungsform jich zu 
eigen gemacht hat. Meine Herren! daß dies in England jo ift, das hat 
feinen Grund einmal in der eigenartigen hiſtoriſchen Entwidelung 
der englijchen Berhältniffe, wie ich mir bereit3 zu jagen geftattete, 
die durch einen Jahrhunderte langen Kampf den Boden für diefes 
Syſtem geebnet haben. Es find indefjen noch zwei Punkte, die 
namentlich bei ung in Deutjchland der Uebertragung diejes Syitems 
erhebliche Schwierigkeiten in den Weg jeten würden; auf der einen 
Seite müfjen wir nicht vergeflen, daß wir in diefem Augenblide 
ar nicht in der Lage jein würden, über die nothwendigen Berjün- 
ichfeiten zu verfügen, bie das parlamentarifche Regime auf der 
einen oder der andern Seite zu tragen und zu leiten im Stande 
wären. In England haben wir eine große Ariftofratie im befjern 
Sinne des Wortes, eine Ariftofratie, die ihren Ruhm darin jucht, 
nicht allein die Fülle der Regierungsgewalt fich übertragen zu laſſen, 
dadurch daß fie ſich die Fähigkeit, die ſtaatsmänniſche, die politifche 
Fähigkeit durch Hartes Studium zu erwerben jucht, jondern Leute, 
die ihren Ruhm darin fuchen, auch die ganze Bildung des EHafji- 
jchen Alterthums in jich aufzunehmen. Ja wir willen, daß Mäns 


ner, bie an ber Spike ftehen, wie Glabftone, Disraeli, (Beaconzfield), 
als Schriftitellee auf den feiniten Gebieten der Wifjenjchaft fich 
Glanz und Ruhm erworben haben. Das wird bei uns noch lange 
dauern, ehe unjere Ariftofratie ſich dazu entjchließt, ihre Lebens⸗ 
aufgabe in der Theilnahme an der Regierung zu fuchen, und das 
hängt allerdings zum Theile damit zufammen, daß uns Die eng- 
liſchen Neichthumsverhältniffe fremd geblieben find. Won dieſem 
Punkte abgejehen, liegt nach meiner Anficht der wejentlichjte Grund 
in einer Charaktereigenthümlichkeit des deuſchen Volkes, die man 
auf der einen Seite wie als einen Vorzug rühmen kann, die aber 
auf der andern Seite der Grundbedingung des parlamentarijchen 
Syſtems zur Zeit entgegeniteht. 

Der Fürſt Bismard hat einmal diejen Grundzug des Deutfchen 
treffend angedeutet. Er hat gejagt, daß das deutjche Wolf 
an einem Ueberjhuß von Individualität leide, daß wir zu jehr un» 
jerer eigenen Meinung find, daß wir und zu wenig der Meinung 
Anderer unterordnen und in Folge des Streites einzelner Parteien 
den Blid für das große Ganze verlieren. Ich glaube, daß auch 
diefer Mangel, der zur Zeit in Deutjchland der Regierungsform ent- 
gegenjtehen würde, auf die Dauer einer befjeren Erkenntniß weichen 
wird, wenn die Parteien erkannt haben, daß es jo wie jet nicht 
länger geht, daß wir Menderung, daß wir Befjerung jchaffen müffen; 
dann wird auch die Zeit nicht aar fern fein, daß wir uns befchei- 
den lernen und uns an das Wort Leſſing's erinnern: „Es muß 
der Knorr den Knubben vertragen, muß das Gipfelchen fich nicht 
vermeffen, daß es allein dem Boden jei entiproffen“. Ich 
glaube, daß die Nothwendigkeit der parlamentarischen Regie— 
rung auch bei uns jich auf die Dauer nicht wird beitreiten laſſen. 

Nun, meine Herren, hat man jehr häufig bet ung in Deutjchland den 
Irrthum begangen, da man geglaubt hat, das parlamentarifche Regie- 
rungsſyſtem würde einfach durch die Minifter-Verantwortlichkeit here 
beigeführt werden fünnen. Sie wifjen ja alle, daß jämmtliche deut- 
ſche Berfafjungen in ihren grundlegenden Beitimmungen auch Vor— 
jchriften über die Verantwortlichkeit der Minifter enthalten. Bei 
uns hat ein Artikel der Verfafjung ausdrüdlich die Verantwort- 
lichkeit vorgejchrieben und das Geſetz für diefe Minifter » Verant- 
wortlichfeit auch in Aussicht geſtellt. Sie wiſſen aber Alle, daß 
die Berfude, Die bisher und zulegt in den ſechsziger Jahren ges 
macht worden find, überhaupt ohne Erfolg geblieben find und ich 
muß jagen, wenn wir uns den Inhalt diejes Artikels anfehen, jo 
würde nach meiner Auffaffung jelbit die ftriktefte Liberalite Ausfüh- 
rung dieſes Artifel® ung noch jehr wenig weiter bringen. Nach 
diefem Artikel der Verfaffung jollen fie angeklagt werden können 
wegen Verlegung der Verfafjung, wegen Beſtechung und Verrath 
und al3 Forum it angefündigt, daß der oberjte Gerichtshof über 
die Minister abzuurtheilen haben würde Meine Herren! Damit 
würde im Ganzen wenig gewonnen fein, dieſe juriſtiſche Verant— 
wortlichkeit brauchen wir nicht, wenn Minifter ſich Verrat) und 
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aut. Der gewöhnliche Strufrichter wird nicht 
eintreten zu laſſen; Verfaſſungsve rletzungen brauchen 
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Reine I Wie wenig — blos dies Geſetz als J8 
ſelbſt wenn wir es im ſtrengſten Sinne durchführten, dazu 
tragen würde, gebt daraus hervor, daß in England, wo bie 
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bie juriſtiſche Berantwortlichfeit für bare Verbrechen und Ber- 


gehen uns nicht weiter führt, daß wir eine Verantwortung für 
Schlechte Verwaltung haben müſſen. Dazu wir feinen 
—— ng ih es nöthig, daß den Parlamenten die Macht 
ie Minifter zum zwingen zu können. 
> Sch habe im Eingange davon gefprochen, * 
nach — faffung die Forderung der parlamentarifchen Re 
sr ierung das Lofungswort der nächiten Bufunft fein würde Ich 
— — ee en, daß man ſich jetzt fehr eifrig in allen 
iſchen, ſondern in allen politifchen Kreiſen 
mit eg Sic: biefeg gie u where beichäftigt. Aber Sie 
werben mich doch en, woher fommt es, daß gerade — dieſe 
Forderung von Seiten der liberalen Partei erhoben w 
und bereits erhoben wird, und darauf will ich ihnen die —* 
eben. Meine ! Wir leiden zur Zeit — es heißt ja vielleicht 
nad tragen — unter einer et geiftigen, 
politifchen und wirthichaftlihen Kalamität, deren jchwere Not 
nicht dadurch vermindert wird, daß man ihr Ende gar nicht ab» 
ee ——— a 5 
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verſchiedenen Gebieten plöglich in die öffentli inung balancirt 
yoird, feiner weiß, mit 1 hen neuen — — plöfich die Männer, 
bie zur Beit an der Regierung ftehen, für nöthig halten, um die Mafchi» 
a des beutfchen Reiches und — Staates in der eine 

ng zubalten. Dazu kommt, daß wir feit einer Reihe von Jahren 

* A Reiche, wie im preußifchen Staate an dem ganz eigen» 
thü n Wiberſpruch kra — daß eine im Großen und Ganzen 
ung ſich auf eine im Großen und Ganzen 

liberale Bi (tät und daß biefe Liberale Majorität ge- 
————— iſt, * ſich gezwungen —— den Forderungen 
Regierung in dem weſentlichſten Punkten nach- 

* zu a Aus dieſem Widerſpruch el ſich dann auch, 
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daß fir alle die Schäden, feien fie wirklich, feien fie blos ver— 
meintlich, für alle die Mikerfolge, welche die Regierung ober bie 
Gejeßgebung der Iegten Jahre im beutjchen Weiche ober im 
preußtichen Staate zu verzeichnen hat, feiner die Verantwortlich 
feit übernehmen will, weder das Minifterium noch das Parlament. 
Diejer eigenthüimliche Zwieſpalt, der die allerbebauerlichiten 
Folgen mit fich bringt, würde jofort verfchwinden müſſen, wenn 
es nur möglich wäre, mit dem Zuſammenwirken der Majorität bes 
Bolfes, wie es fich in den Vertretern des Reichstages und ber 
parlamentarifchen Körperjchaften repräfentirt, zu regieren. 

Geſtatten Sie mir kurz, an unferen wichtigiten Fragen ganz ein 
fach zu zeigen, was wir Alles nicht erleben würden, wie in manchen 
Punkten gerechtfertigte Beſchwerden abgeholfen werben müßten, 
wenn wir und und mit uns die Regierung fich entjchließen woll⸗ 
ten, wirklich fich auf eine volksthümlich politifche Majorität zu 
ftügen. Meine Herren! Das nächite, was wir in's Auge faflen 
müffen, find die großen Tragen der inneren Politik. Sie Alle 
erinnern fi, wie vor einigen Jahren die preußiſche Staats» 
regierung einen kühnen Anlauf zu nehmen jchien, um endlich der 
lange auögejprochenen, immer dringender werdenden F des 
Bolfes und feiner Vertreter binfichtlich der Selbitverwaltung und 
der Selbitverwaltungsgejege Rechnung zu tragen. Der Anlauf 
mißlang, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil man glaubte, 
einen Bau aufführen zu können ohne Untergrund und ohne Dach, 
weil man glaubte, mit einer Kreisordnung fertig zu werden, ohne daran 
zu denken, daß es nicht möglich ift, auf diefem jpeziellen Gebiete 
die —— zu erfüllen, wenn nicht mit einer liberalen Ge⸗ 
meindeordnung die Grundlage gegeben wird. Meine Herren! Es 
iſt alles Mögliche verfucht worden und bie liberalen Parteien ha⸗ 
ben ſich Mühe gegeben, auf die Schäden der Kreisordnung aufmerkſam 
zu machen, fie haben insbeſondere niemals verjäumt, der Regierung 
an’3 Herz zu legen, daß jelbft mit der Ausdehnung der Selbſtver⸗ 
waltung auf diefem Gebiete noch nicht die Beſchwerden des Volkes 
bejeitigt werden fünnten, daß damit eine Reorganifation des DBe- 
amten-Organismus der Regierung ſelbſt verbunden werden muß. 
Was fehen wir aber jest? Das Volk fühlt jegt die neuen Be— 
amten, die neuen Laften, die neuen Kojten und fragt ſich: Iſt das 
der Erfolg davon? find der alten Beamten weniger geiworden, find 
3 * alten Laſten abgenommen, haben wir weniger Steuern zu 
zahlen 

Aber, meine Herren, davon abgeſehen, es giebt eine ganze Reihe 
anderer Fragen; ich brauche nur an die politiſchen inneren Fragen 
u erinnern, an die Frage über Wahl beeinfluſſungen, wie ſie nicht 
bios von Parteien, jondern von Negierungsorganen ausgelibt wor» 
den find, wie es neuerdings die Verhandlungen bet den Wahl- 
prüfungen bofumentirt haben, Wahlbeeinfluffungen, die weder 
vor dem Geſetze, noch vor der Moral beitehen; ich erinnere 
nur an die Diätenfrage und an die Einfchränlung des paſſiven 
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Bahlrechts, die bei und im Deutichland es fertig gebracht hat, 
daß ber Reichstag einen ariftofratiichen Charakter angenommen 
bat, daß nur bie reichften Leute fich wählen laſſen können. Ich 
ill nicht fprechen von den alten Forderungen in Betreff der 
Prefie, des Verfammlungsrechts. Jetzt noch im Preußiſchen Ab« 
georbnetenhaufe, deſſen Mitglied zu fein ich die Ehre habe, haben 
wir zwei Gelege vorgelegt bekommen, welche nichts anderes 
bezweden, als zwei ber verhaßtejten Gejee bes preußiſchen Staates 
wieder in's Leben zu rufen: es find dies das Kompetenzgeſetz und 
das Koufliktsgeſetz, welche beide neu vorgelegt worden find, um fie 
mit den fünftigen, mit dem 1. Oftober in Wirkſamkeit tretenden 
Organen in Einklang zu bringen. Meine Herren! Diefer Wieder: 
ſpruch bei dieſen beiden Gejegen iſt um fo jchreiender, als die ſüd— 
deutſchen Staaten längft diefe beiden Geſetze aufgegeben haben, 
als dort der große Grundjag unſeres Gerichtöverfafjungsgejehes, 
daß der Richter über feine Kompetenz jelbit zu enjcheiben hat, be- 
reit3 längft Geltung befommen hat, jo daß wir in diefem Wugen- 
blide eine Ausnahme bilden, troß der einheitlichen Juſtizorganiſa— 
tion vom 1. Dftober ab. Meine Herren! Es verfteht fich von 
jelbft, es würde nicht möglich jein, daß alle dieje Widerjprüche, 
daß die Aufrechterhaltung von Beitimmungen, die mit der ganzen fort- 
Schreitenden Bewegung, mit dem Fortjchritte im Denken und Fühlen der 
Nation gar nicht mehr harmoniren, daß diefe Widerfprüche aufrecht 
erhalten werden fönnten, wenn die Minifter gezwungen wären, dem 
Willen des Volkes Folge zu leiften, wenn fie gezwungen wären, 
den Wünſchen des Volkes und feiner Vertreter Rechnung zu tragen. 
Meine Herren! ich würde num ein Gebiet betreten müfjen, das 
eigentlich in Preußen und im deutjchen Reiche ein noli me tangere 
u fein fcheint; ich würde, um die Vorzüge ber parlamentarifchen 
egierung nachzumeien, die Militärfrage berühren müſſen. 
Sh will das unterlaffen, aber bemerken, daß, wie id 
glaube, es keinen liberalen Mann, weder in diejer Verſammlung 
noch im ganz‘ ı deutfchen Waterlande giebt, der den verbrecherifchen 
ji nie begin wollte, die Wehrkraft des deutjchen Volkes jchwächen 
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wollen. Aber es entitehtdoch die Frage, ob nicht ohne Schwächung 

Wehrkraft diefelbe anders organijirt werden fönnte. Wenn wir ben 
Nothitand unjerer Zeit recht in’3 Auge faflen, eins der wejent- 
lichften Mittel beherzigen wollen, wie dem Rotbitande abgeholfen 
werden kann, dann werden wir jagen müfjen, es ijt hoch an ber 
Bei, endlich daran zu denken, die jchweren Militärlaften zu er: 
eichtern, die nach meiner Ueberzeugung wie ein Alp auf dem 
Bolfe laſten und an feinem beiten Marke faugen. (Bravo) Sch 
ineine, wir können aber auch dieſelbe Anwendung machen, indem 
wir auf das von felbjt gegebene Gebiet eintreten, welches man 
den Kulturfampf oder den politiſch-kirchlichen Kampf zu nennen 
pflegt. Ueber diefen Kampf in Einzelheiten mich einzulafjen, würde 
es heute am Zeit gebrechen, obgleich Sie wiffen, daß ich auf der 
einen Seite ftark im Vordergrunde gejtanden habe. Mir jcheint, und 
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ich will das offen zugeſtehen, daß manche Mißgriffe in dieſem Kampfe 
bon Seiten der Regierung, manche Mißgriffe auch von der Mar 
jorität der Parlamente gemacht worben find, welche hätten unters 
bleiben können, und daß auch manche Mißgriffe in der Ausführun 

des Geſetzes vorgefommen find. Ich will aber nicht verfennen, da 

diefer Kulturkampf eine politische Nothwendigfeit war und daß er 
bereit8 manches Gute zu Tage gefördert hat. Die politijche Noth- 
wendigfeit Tiegt darin, und das wird Niemand beitreiten, daß es 
ſich nicht um Ficchliche Fragen, fondern um politische Machtfragen 
handelt, und zwar ganz allein um die eine ‘Frage, ob der Staat 
allein die Grenze feiner Wirkſamkeit, die Macht jeiner Geſetze be= 
jtimmen fann, oder ob er gezwungen iſt, im dieſer Trage fich mit 
einer fremden Macht, mit der römijchen Kurie, zu verjtändigeıt. 
Alle die Geſetze, die gemadjt find, alle diefe jo Haxt vom 
Zentrum  verjchrieenen Beitimmungen, würden fofort acceptirt 
worden jein und acceptirt werden, wenn fie im Wege des Vertrages 
und im Wege des Friedens von der Kurie genehmigt worden 
wären. Wie man aber auch darüber denfen mag: das ſteht feſt, 
daß troß des beiten Willens die Negierung in der Durch— 
führung des Kampfes in den letzten Jahre bedenklich erlahmt 
zu fein fcheint, daR man nicht recht vorwärts kommt, 
daß man in Schwierigkeiten gerathen it und glaubt auf anderem 
Wege den Frieden finden zu müffen. Meine Herren! Ich glaube, 
daß Sie alle der Anjicht jein werden, daß es dringend wünjchens- 
werth wäre, diefen Kampf, der ja unfere Verhältniffe auf's Aeußerſte 
aefährdet, der die Parteien auseinanderipaltet, möglichit bald zu 
beendigen; aber den einen Vorzug hat der Kulturfampf nach eimer 
beftimmten Richtung gehabt, daß die Männer, welche augenbliclich 
die kirchlichen Interefjen der fatholiichen Kirche zu vertreten vor» 
geben, daß dieje gezwungen find, Liberale Forderungen aufzuftellen 
und daß fie diefe Forderungen nicht verleugnen fünnen, wenn wir 
in der Lage fein werden, jie daran erinnern zu können. Meine 
Herren! Das iſt nach meiner Anſicht der große Vortheil des 
Kulturfampfes, daß die katholische Kirche in Preußen und im 
deutichen Neiche, die jonit bisher nichts jehnlicher wünjchte und 
erftrebte, als vollitändig Hand in Hand mit dem Gtaate zu gehen, 
um die Macht des Staates für ſich auszunügen, da fie gezwungen 
it, der Forderung beizuftimmen, welche die liberalen Parteien auch 
in Frankreich und Belgien erhoben haben: der im richtigen Sinne 
veritandenen Trennung des Staates von der Kirche. Wie wenig 
aber bei uns die Wege jicher find, welche die Staatäregierung geht, 
dafür erlauben Sie mir nur mit einer Deutung hinzuweiſen darauf, 
daß, al3 im vorigen Jahre die Welt plötzlich überrafcht wurde von 
der Nachricht, daß in Kiffingen der Fürjt Bismarck mit dem pipft- 
fihen Nuntius Majela in nahe Beziehung getreten jet, im der 
That überall an die Möglichkeit, ja an die baldige Wirklichkeit eines 
Konkordats gedacht wurde. Nun, meine Herren, ein Konkordat mit 
Rom über die wichtigjte Frage des Staatsrechts, über die wichtigfte 
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Frage der jtaatlichen Exiſtenz wäre in der That nichts Anderes 
al3 ein Burüdweichen, al3 die volljtändigjte Niederlage in dem 
Kampfe, den die Staatsregierung bisher mit der Kirche geführt 
bat. Glücklicher Weiſe ijt dieje Befürchtung durch die bündige Er- 
Härung des Minijters, dab Preußens Regierung niemals den Weg 
des Konkordats betreten werde, bejeitigt. 

Meine Herren! Die Kalamität, die und jchon jo lange drückt, 
zeigt ſich am deutlichiten auf dem wirthichaftlichen Gebiete. Bis- 
mard, der Reichskanzler, will nichts Anderes, als Geld. Er hat 
Geld nöthig, und dag ift richtig: wenn unſere Einnahmen im Reiche 
nicht mehr ausreichen, um den Staats- und Reichsbedürfniſſen 
vollitändig genügen zu fönnen, jo müfjen neue Einnahmequellen 
geichaffen, neue Einnahmequellen eröffnet werden. Nachdem ich 
die Bolfsvertretung nicht willfährig genug gezeigt hat, um auch auf 
dem von ihm — Wege neue Einnahmequellen zu er— 
öffnen, Hat er ſich veranlaßt geſehen, auf eigene Fauſt Verſuche ans 
zujtellen und jeit dieſer Beit nun, jeitdem er zuerjt mit der Frage 
des Eiſenzolles gezwungen ſich beichäftigt, hat er ji) an— 
beren ragen der Wirthichaftspolitif gewidmet, und jeit dieſer 
Beit jchwirren wire durcheinander die wunderlichiten Gerüchte 
von Ideen, von denen man in der That e& nicht für möglich 
halten joll, daß fie in unjerer Zeit aufgebracht werden könnten. Er hat 
zuerjt von einem Produkt den Zoll verlangt und nachher glaubte er 
dann nach der Reihe dafjelbe allen anderen interejjirten Kreifen 
zuwerfen zu müfjen, und jo hören wir demm jegt nichts Anderes, 
al3 von Zöllen auf Eijen, auf Wein, auf Branntwein, auf Tabaf, 
wobei es zweifelhaft it, ob Monopol oder Gewichtsiieuer oder 
Fabrifatzjteuer. Ich glaube, wenn wir ihm das Monopol au 
Zabaf geben würden, jo wirde er auf alles Andere verzichten. 
Man kommt jegt noch mit Zöllen auf Korn und Vieh. Wie das nod) 
endigen fol, das weiß Gott; aber das fühlen wir Alle, daß in dieſer Un- 
ficherheit der politifchen Lage bei uns fein Menjch weiß, was denn 
eigentlich die Regierung will und was die parlamentarischen törper- 
Ichaften fchließlich zugejtehen werden, daß es bet diejer Unficherheit 
“unmöglich iſt, für einen Aufſchwung de3 Handels und der Gewerbe 
das nöthige Vertrauen wieder zu gewinnen. (Bravo). 

Wer will in dieſem Augenblide Beziehungen, faufmännifche 
industrielle Unternefmungen entriven, wer will Bejtellungen machen, 
da feiner weiß, ob nicht vielleicht jchon in vier Wochen der Gegen- 
ftand mit einem neuen Zoll belegt wird? Ich geitehe offen — ich 
bin bejcheiden genug, es offen zu gejtehen —, daß ich nicht das 
Mach der wirthichaftlichen Kenntniß, dasjenige ſtaatsmänniſche 
Maaß bejite, welches nöthig ift, um ein befinitives Urtheil abgeben 
zu können. ch vertraue auf die Weisheit erleuchteter Männer, 
der Vertreter des Bra im Meichstage, Die es ja jelbit zu verant- 
worten haben. Ich vertraue auch auf die Weisheit unjerer Re— 

terung, ich vertraue — Bismarck trotzdem vielleicht im 
—* Augenblicke davor zurückſchrecken wird, was er jetzt von 


jeinem Standpunkte aus für ungefährlich hält; aber eines 
muß ich doch in die Erinnerung rufen: e3 find faum 15 Sabre ber, daß 
Cobden ſtarb; e8 find noch feine 20 Jahre ber, dat der franzöfiich-eng- 
Lifche Banbeläpertrag geichloffen wurde; e3 find noch feine 17 Jahre 
ber, daß wir den franzöfijchen Hanbelävertrag erteilen — 
334 wir in dieſem Augenblicke nach ſo kurzer Zeit dazu 
fommen, ernſtlich erwägen zu müſſen, Zölle in dieſer Richtung, im 
diejer daR auf diefem Gebiete bewilligen zu follen, das in ber 
That muß jelbit unbefangene Gemüther doch etwas ftußig machen. 
Meine Herren, was follen wir dazu jagen? Neben dem 
nordamerifanıichen Kriege iſt die größte Kulturthat dieſes Jahr- 
Hundert? die Aufhebung des engliſchen Kornzolles geweien. Und jet 
will man in Deutſchland Zölle auf die unentöchelichften Behens- 
mittel legen! Damit bie foziale Frage löſen zu wollen, in dieſem 
Augenblide, wo man es für nöthig hält, Die Aretend irre mit 
Gewalt befämpfen zu müfjen, Zölle ein anführen, - — 
ſind — ich weiß nicht, ob es möglich iſt, daß die Volksvertretung 
m ug ernftli) eine ſolche Zumuthung —— würde. 
(Bravo 
Meine Herren, ich bin der allerlegte und ich hoffe, Med Sie 
mit mir einverjtanden find, der nicht die großartigen V 
des Fürſten Reichskanzlers anerkennen wollte; er hat fich —— 
Verdienſte um Deutſchlands Einigung, um ſeine ganze politiſche 
Geſtaltung erworben, und ich glaube als Gegner müſſen wir die 
Ehrlichkeit Dejluen, die8 offen und unumwunden anzuerkennen. 
Er kann vi ri auf dieje Verdienjte, er Hat das Recht 
* ſich viel erlauben zu dürfen. Aber über den Verdienſten, über 
en des Einzelnen ſteht die Nation und die öffentliche 
Woplfabet E3 wäre wirflid an der Zeit, er möchte es 
hören, daß ihm aus politiichen Volkskreiſen einmal das Wort 
zugerufen würde, was im Jahre 1867 im norbbeutichen Reichs⸗ 
tage Ba großer Waldeck ihm zurief, der ihm erinnerte an jenes 
welches im Jahre 1832 ein englifcher Whig im englijchen 
en ee zum allmächtigen Herzoge von Wellington geſprochen: 
g von Wellington, Sieger in Spanien, Sieger a Indien, 
ieger bei Waterloo, Du jolljt nicht Sieger jein über das 
britiiche Rolf. Brave) Sch wünſche nicht, daß Bismarck's 
Ruhm, dem wir jo unendlich viel zu verdanken haben, irgend ge- 
ſchmälert werben möge, aber es fällt mir dabei ein eine m... 
Thatſache, bie vielleicht in dieſen Kreiſen wenig bekannt jein wird 
find noch nicht 200 Jahre ber. Es war im Jahre 1683, da fe 
zu Paris der große Minifter bes mächtigiten monarchijchen 
Staatd. Da flach Colbert, unter dem das Reich einen — — 
ondern ba —— hatte. Trotz der Macht Ludwig’ XIV 
—— Tage, mut im Dumiel ber Rad unb, unier 
—— Bedeckung zu Örabe getragen werben, — das Volk 
von Paris die drohende — angenommen hatte, ben Sarg des 
Mannes zu zerträmmern, Der ed gewagt Hatte, in ber bamaligen 





a. 


Beit dem verzweifelten Volt Zölle auf Korn und die nothiwendig« 
jten LZebensbebürfniffe zu legen und der Name Eolbert iſt lange 
befledt worden von dem Fluche, den die Armuth auf ihn gejchleu- 
dert hatte. (Bravo.) 
Das ſind allerdingd, wenn wir nicht vertrauen bürfen 
dem Geiſte, dem Genius der deutjchenNation, der ung auch über 
dieſes Trübjal Hinaushelfen wird, das würden in der That trofi- 
loje Zuftände fein. Was jollen wir tun, was kann uns helfen? 
Meine Herren! Selbjt it der Mann, an uns ijt es, Befjerung, 
Aenderung eintreten zu lafjen. Meine Herren, die Reaktion ift im 
Anzuge und immer lauter und widerlicher jchallt ſchon ihr Eulen- 
gefrächze an unfer Ohr. Und wie lange es dauern wird, wie fie 
uns jchädigen wird, was jie erreichen wird, wer weiß e8? Aber 
da3 weiß ich, daß jie einen Vortheil haben wird: fie wird uns zur 
iß bringen, fie wird und von der Nothwendigfeit über- 
zeugen, daß alle aufrichtig denfenden liberalen Männer fich jam- 
meln und jchaaren werden, um die Vorbedingungen für das par- 
lamentarifche Regime zu jchaffen. Das ijt es, was wir Alle Hoffen, 
wofür wir alle eintreten müſſen. Jeder an jeinem Plage! Einer 
für Alle und Alle für Einen! (Lebhaftes Bravo!) 
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Vorwort, 


Zugleich mit den Korrelturbogen der nachitehenden Blätter geht 
mir die joeben in Gotha bei Perthes erjchienene Brochüre zu: „Fürft 
Bismard, Parteilehren und Volkswohl. 12 Kapitel au3 der neueften 
deutſchen Geſchichte, Wählern und Bolitifern zur Erwägung geftellt.“ 
In dem, „Ergebniſſe“ überfchriebenen legten Kapitel richtet der Verfaſſer 
als Mitglied der „Nationalliberalen Partei” an jeine Parteigenofjen den 
Appell, „in der alten Weiſe mit der Regierung und den gemäßigt 
Konjervativen an der Weiterbefeftigung des Reichs mitzuwirken“. Ver— 
mehrt diefe Kundgebung von nationalliberaler Seite die Hoffnung 
auf die Möglichkeit eines feiten Zuſammengehens der „National- 
liberalen“ unter der Führung des Heren von Bennigfen mit der „Deut- 
ſchen Reichspartei“ und mit den zwijchen denjelben ftehenden Männern 
verwandter Gefinnung, jo wird die Nothwendigfeit eines ſolchen 
engen Zujammenjchluffes in jchlagender Weile durch den Inhalt des 
in diefem Augenblid veröffentlihten Wahlaufrufs der Centrums— 
Traktion beftätigt. Dieje Kundgebung läßt über die excentriſchen 
Anſprüche de3 Gentrums, al3 Elerikale Partei, und über die parti= 
Yurlarijtifche Tendenz feiner Mitwirkung bei den bevorftehenden Tyinanz- 
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und focialpolitiichen Reformen im Reich, ſowie über feine Geneigt- 
heit zu Allianzen mit dem Radikalismus zum Zweck einer Bermin- 
derung der Wehrkraft des Reichs überall feinen Zweifel. Es wird 
daher umjomehr Aufgabe einer ftarken „Mittelparter im Reich“ fein 
müſſen, überall die Intereſſen des Reichs zu wahren. In diefem 
Sinne empfehle ich die nachſtehenden Blätter den nationalgefinnten 
Deutihen Wählern und Politifern mit den von dem Verfaſſer der 
oben genannten Brochüre in Erinnerung gebradhten Worten des 
Herren von Bennigjen: „Man muß zu einer Mehrheit ge- 
langen, in welder Konjervative und Liberale in ber 
Unterftüßung einer energijhen und wahrhaft natio— 
nalen Regierung entſchloſſen zuſammengehen.“ 
Am 10. September 1881. 


Der DBerfafler. 


Die DOppofition der Fortſchritts- und Freihandels-Partei gegen 
die Zoll- und Wirthichafts-Reform im Neih und die von dieſen 
Parteien, wenn auch ohne jede thatſächliche Berechtigung, jo doch mit 
Erfolg vielfach erzeugten Beſorgniſſe vor einer anziehenden „Reaktion“ 
Haben das Bedürfnik der Bildung einer ausjchlaggebenden, 
gleichzeitig freijinnigen und praktiſche Politik treiben- 
den Mittelpartei immer ftärker bervortreten laſſen. Dieje Er- 
Tcheinung berechtigt, daran zu erinnern, wie dor zehn Jahren, nad 
Neubegründung des Reiches, in richtiger Erfenntniß der an das ge= 
einte Deutſchland herantretenden nationalen Aufgaben, ber Verſuch 
der Bildung einer ganz neuen, von veralteten Parteiprogrammen 
und Parteifämpfen abftrahirenden Mittelpartei gemadht wurde. 
Es traten Abgeordnete zum erften Deutichen Reichdtage aus den ver- 
Tchiedenften Gauen Deutjchlands, theils noch ohne parlamentarische 
Vergangenheit, zu großem Theil aber jchon bewährte Staatömänner 
und Parlamentarier, zufammen, um eine ſolche auf dem neuen Boden 
des Reiches ftehende Mittelpartei in’3 Leben zu rufen. Beſonderen 
Antheil an diefen Bemühungen nahmen die hervorragenditen Führer 
der liberalen Partei aus Baiern. Vor Allen Fürſt Hohenlohe— 
Schillingsfürſt, Dr. Marquardt-Barth, von Hoermann, Dr. Völk, 
Graf Lurburg, Fiſcher (Augsburg). Aus Sachſen wejentlich Tolche 
Elemente, die nad) ihrer Vergangenheit in einer der norddeutichen 
Fraktionen ſchwer ihren Pla einzunehmen vermodt hätten, ohne, 
gegen ihre beijere Ueberzeugung, den alten Frraktionshader wieder 
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aufzunehmen. Das Berlangen, das Reich über dieje, Hinter ihnen 
liegende Kampfeszeit zu ftellen, exleichterte es Männern wie Dr, 
von Schwarze, Adermann, Graf Münfter (Sachſen), Günther und 
Hirſchberg mit einander und mit den oben genannten Liberalen 
Baierns, ſowie den ehemaligen Alt-Liberalen Preußens, von Patow, 
von Bonin, von Bernuth, Overweg und anderen Preußijchen Ab— 
geordneten gemäßigter Richtung, wie von Kuſſerow, zufammenzutreten. 
Verftärkt wurde diefe Gruppe durch den im Kampfe gegen die anti- 
preußiiche Dalwigk’iche Politik befannt gewordenen Freiheren Nordeck 
zur Rabenau, den um die Vertretung de3 Reichsgedankens in Süd— 
deutichland verdienten Freiheren von Roggenbach aus Baden, und 
durch einige hervorragende Hanjeaten, wie Roß und Dr. Schleiden. 
Mährend furzer Zeit war Ausfiht vorhanden, daß es gelingen werde, 
von rechts und links bedeutende Kräfte aus den alten norddeutichen 
Fraktionen an fi) zu ziehen. Leider erwies ſich bei den Verhand— 
lungen die Sprödigkeit alter Parteiprogramme dennoch zu ftark. Die 
freifonjervative Partei ftellte das für ſüddeutſche Abgeordnete un— 
verftändliche und umerfüllbare Verlangen, ihr für die Preußiſchen 
Wahlen entworfene? Programm al3 dasjenige einer neuen Partei im 
Reich einfach) zu adoptiren. Zerſchlug ſich daher die Ausfiht auf 
eine Vereinigung mit den Freifonjervativen, duch welche allein ſchon 
eine Partei von ca. 70 Abgeordneten entjtanden wäre, jo verlor die 
Gruppe gleichzeitig auch an Anziehungskraft für eine Anzahl von 
freifinnigen ſüddeutſchen Abgeordneten, welche das Bedürfniß des 
Anſchluſſes an eine größere Parter empfanden und unter dieſer Vor— 
ausſetzung geneigt jchienen, ſich mit einer ſolchen neuen Mittelpartei 
zu verbinden, welche nun aber bei der „Nationalliberalen Partei“ 
eintraten. 

Bei jenen Verhandlungen war der Neich3gedanfe in dem Maße 
der alle Theile beherrichende gewejen, daß der von einem zu jener 
Gruppe gehörigen Abgeordneten vorgeichlagene Name „Reichs— 
partei“ al3 der für eine neue Partei allein geeignete anerkannt 
wurde. So kam es, daB gleichzeitig zwei Reichsparteien entjtanden 
und, bei der leider gebotenen formellen Untericheidung, jene Gruppe 
ih „Liberale Reichspartei“ nannte, während die Freikonſer— 
vativen, nach ihrer Verſtärkung durch einige neue Mitglieder aus dem 
Süden den Namen „Deutſche Reichspartei“ annahmen. 
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Eine objektive Beurtheilung der Verhandlungen in der erſten 
Legislatur-Periode des deutſchen Reichſtags hat anerkannt, daß es 
in vielen Fällen das eigentliche Verdienſt der „Liberalen Reichs— 
partei“ war, wenn damals die Reichstagsbeſchlüſſe mit einer ſicheren 
Majorität gefaßt werden konnten, und daß bei beſonders heißen 
Kämpfen die Reichspolitik den Sieg davon trug über eine Koalition, 
bejtehend aus den ſyſtematiſchen Gegnern der Regierung und aus 
den mehr theoretijch angelegten Naturen in der „Nationalliberalen 
Partei“, welche das Reich ſchon für gefeftigt genug hielten, um feinen 
Beftand durch die ftarre Geltendmachung hergebrachter Liberaler 
Principien und Forderungen auf die Probe ftellen zu können. Um 
an ein Beilpiel zu erinnern, jo war es weſentlich dem Berhalten 
der „Liberalen Reichspartei“ bei der Trage des Militär» Paufch- 
quantums zu verdanken, daß nicht Schon damals im Reich ein Kon- 
flift wegen der Militärfrage ausbrach, während noch deutjche Armee— 
forp3 auf franzöfiihem Boden al3 Bürgſchaft für die Erfüllung der 
Friedensbedingungen ftanden. 

Der hervorragende Antheil, welchen viele Mitglieder der „Libera- 
len Reichspartei“ an den Verhandlungen der erſten Legislatur— 
Periode nahmen, brachte e3 mit fich, daß fie bei den Neuwahlen zur 
zweiten Periode einen beſonders heftigen Kampf mit den gegneriichen 
Parteien beftehen mußten. Einer langjährigen Bartei-Organijation 
entbehrend und ohne Unterftüßung durch die, begreiflicher Weile an 
ihren eigenen Beftand und deſſen Vergrößerung denfenden Parteien 
von rechts und links, erlag ein großer Theil der Mitglieder der 
„Liberalen Reichspartei“ im Wahlkampf gegen die Ultramontanen oder 
Socialdemokraten. Aus den Neuwahlen zur zweiten Legislatırr- Periode 
ging kaum die Hälfte der Mitglieder der „Liberalen Reich3partei“ wieder 
hervor und mußte unter diejen Umftänden auf den Fortbeſtand der 
Fraktion verzichtet werden. Je nach der ndividualität und alten 
perfönlichen Beziehungen traten die Einen der „Deutſchen Reichs— 
partei”, die Anderen der ‚„Nationalliberalen Partei” bei. 

Hat auch der damalige Anjaß zur Bildung einer großen Mittel- 
partei nicht den verdienten Erfolg gehabt, jo ift doch jener Verſuch 
durch die vielfach negativen Ergebniffe der letzten Legislatur- Perioden 
binlänglich gerechtfertigt worden. Betrachtet man die Stellung, welche 
die Mitglieder der ehemaligen „Liberalen Reichspartei“ im Reichstag 
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und, injoweit fie nicht wiedergewählt wurden, außerhalb deffelben, 
dur ihre Aeußerungen gegenüber der neuen Wirthſchafts-Politik 
eingenommen haben, jo unterliegt e3 feinem Zweifel, daß, im alle 
des Beftehens einer Mittelpartei, wie fie damal3 von den Begrün- 
dern der „Liberalen Reichspartei“ vergebens angeftrebt wurde, im 
Sabre 1879 bei der Zollreform die Zwangslage, ſich zur Durchfüh— 
zung der al3 unerläßlich erfannten Maßregel, den von dem Centrum für 
feine Hülfe geftellten Bedingung zu fügen, nicht eingetreten wäre. 

Auf diefen Punkt fommen wir Ipäter zurüd. 

Sn einer „Die Parteien im Reich und die Reichsparteien“ bes 
titelten Brochüre von V. R. Bredt find die in den lebten Legislatur- 
Perioden hervorgetretenen Gegenjäße zwijchen den großen Fraktionen 
und den innerhalb derjelben eingetretenen Abziweigungen ohne Rück— 
fiht auf den von uns in Erinnerung gebrachten Vorgang beleuchtet 
worden. Wir legen Werth darauf, den im Jahre 1871 gemadten 
Verſuch der Bildung einer großen Mittelpartei der Nation in’3 Ge- 
dächtniß zurückzurufen, weil derfelbe den Weg anzeigt, wie es, bei 
größerer Selbftverleugnung und VBerzichtleiftung in den Wählerichaften 
und im Reichstag auf veraltete Parteiprogramme und auf Fraktions— 
Politik, möglich wäre, eine Reichspartei zu bilden, welche in fich 
ausreichende Kraft zum Widerftand gegen extreme Beftrebungen von 
beiden Seiten bejäße und die gleichzeitig befähigt wäre, der Reichs— 
regierung bei Durchführung ihrer praftiichen Ziele den von ihr zu= 
meift vermißten fejten Rüdhalt im Reichstage zu gewähren. 

Freilich für diejenigen, welche vor den Wahlen die Parole der 
Bildung einer „Großen liberalen Partei” ausgegeben haben, 
in welcher die Führerſchaft zweifelsohne den Führern des Fortſchritts 
und der Seceſſion anheimfallen würde, hat die Bildung einer Reichs— 
partei, wie fie und vorſchwebt, nicht allein nichts Verlockendes, fon: 
dern etwas TFeindliches. Denn diefe Führer find ſich wohl bewußt, 
daß fie ohne die Nationalliberalen unter der Führung Bennigien’s, 
ohne die Gruppe Schauß-Völk und ohne die Gruppe Löwe von vorn— 
herein jelbft zur parlamentariichen Ohnmacht verurtheilt fein würden, 
außer in jolchen Fällen, wo zum Schaden des Reich3 das Centrum 
ſich mit der Oppofition verbündet. Nach der bisherigen Erfahrung 
würden wir nur wenig Vertrauen dazu fallen können, daß im Falle 
der Bildung einer „Großen liberalen Partei“, der fogenannte 
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rechte Flügel in Fragen praktiſcher Politik allemal ſo ſtimmen werde, 
wie es von Seiten derſelben Perſonen geſchehen würde, wenn ſie nicht 
von einer fortſchrittlich-ſeceſſioniſtiſchen Majorität tyranniſirt wären. 
Es würden ſich vielmehr die Situationen wiederholen, wo ein 
praktiſches Ziel, wie die Zollreform, nur mit Hülfe von Ultramon— 
tanen und Bartikulariften, aber auch nur unter den von Diejen ges 
ftellten Bedingungen erreicht werden Tann. Die Erſetzung der Reichs— 
anftalt durch Staat3anftalten bei den Beichlüffen zu dem Arbeiter- 
unfallverfiherungsgejet giebt hierfür einen unzweideutigen Fingerzeig. 

Mir glauben nun zwar nicht daran, daß die Bildung der „Großen 
Itberalen Partei” gelingen werde. Wir würden e3 indeß jchon für 
einen großen, der ganzen Entwidelung präjudizirenden Fehler halten, 
ber ſich beſonders auch an den Nationalliberalen rächen müßte, wenn 
fi dieſelben zur Beichliegung eines Programms verleiten Tießen, 
welches fie zur Unterftüßung gewifjer, von der Oppofition zu ges 
wärtigender, radikaler und unerfüllbarer Forderungen nöthigen und 
deshalb ihr Zufammengehen mit der „Deutichen Reichspartei“ bei 
und nad der Wahl erſchweren oder gar ausjchließen würde. Man 
hat gegen die Regierung vielfach den Vorwurf erhoben, daß fie mit 
der Volksvertretung nicht genug Yühlung ſuche. Hat denn aber die 
in den lebten Jahren durch die freihändleriichen, reſp. jecejfioniftiichen 
Elemente in ihrem Schooße bedingte Haltung der „Nationalliberalen 
Partei” die Möglichkeit gewährt, dur Yühlung mit ihr auch nur 
einen feſten Anhalt zur Beurtheilung der Chancen beftimmter Vor— 
lagen oder Theile derjelben zu finden? Beabſichtigt die „National- 
Yiberale Partei”, nad) der endlich erfolgten Ausſcheidung ihrer radikalen, 
beziehungsweife unbedingt freihändleriihen Elemente, fi an ber 
Verwirklichung der von der Regierung proflamirten nationalen Ziele 
zu betheiligen und auf die Geftaltung der bezüglichen Geſetze einen 
mitbeftimmenden Einfluß auszuüben, jo wird fie fi vor 
einer Allianz mit der Oppofition auch ſchon vor den Wahlen hüten 
müſſen. Denn bei der Haltung des Fortſchritts und der Seceifioniften 
wird man darüber nicht im Unklaren fein können, daß auf die Unter: 
ftügung durch diefe Gruppen bei den Wahlen für die National- 
Liberalen nur dann zu rechnen ift, wenn fie fih im Welentlichen auf 
die Forderungen der letzteren verpflichten. Ebenjo Klar aber wird es 
für jeden, das Auge auf die Wirklichkeit vichtenden Politiker fein, 
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daß die Reichsregierung ihre Politik von den durch dieſe Gruppen 
proflamirten Prinzipien nicht wird beftimmen laſſen. Die Ver— 
tröftung don Seiten der Nationalliberalen auf gelegentlihe Kamerad- 
ſchaft mit der „Deutichen Reichspartei“ bei Tragen nationaler Be— 
deutung kann nach der biäherigen Erfahrung nichts verfchlagen. 
Die Nationalliberalen müſſen jih vielmehr über: 
haupt allianzfähig für die „Deutſche Reihspartei” 
erhalten, um mit diejer der Reihsregierung die Mög: 
lichkeit zu gewähren, ihre praktiſchen nationalen Ziele 
ohne Kompromijfe mit dem PBartifularismus zu er- 
reihen. Don einer Partei „Bismarck sans phrase“, wie die Gegner 
des Kanzlers die „Deutiche Reichspartei“ Fäljchlich zu nennen belieben, 
wird gerade dann am wenigſten die Rede jein können, wenn die von 
uns empfohlene Vereinigung, oder wenigſtens ein Schuß- und Trutz— 
bündniß zwiſchen diejen beiden Parteien gelingt. Sollte es dennod 
in dieſen Parteien an der für eine ſolche Vereinigung erforbder- 
lien Selbftverleugnung fehlen und bei ihnen abermals das, was 
man Korpsgeift nennt, die Anhänglichfeit an die jo viele Jahre ge— 
tragenen Farben fiegen, jo würden alle bisher berborgetretenen 
Mängel unferes parlamentariichen Lebens unvermindert fortblühen, 
und, bei der jchroffen Haltung der Oppofitionsparteien, würde dag 
Schwergewicht der Reichspolitit naturgemäß immer mehr auf die 
Grenze zwiſchen den jogenannten fonfervativen Parteien und dem 
Gentrum verlegt werden. Wir jagen mit Abficht „auf die Grenze“, 
weil wir jene gefliffentlic erzeugte Canoſſa- und Reaktionsfurcht 
nicht theilen und unter feinen Umftänden an eine Kapitulation der 
Regierung gegenüber den Ultramontanen glauben. Die gemäßigt 
Liberalen aber, weldhe den Kulturkampf nicht um des 
Kampfes willen aufgenommen haben, jollten die Re— 
gierung in ihren Bemühungen zur Beilegung des 
Kampfes, ohne irgendwie den Rechten de3 Staates 
etwas zu vergeben, aufridtig und wirkſam unter- 
ftüßen und nicht, aus einem thatjählih unbegrün- 
deten Mißtrauen, mit den ſyſtematiſchen Gegnern des 
Reichskanzlers Chorus machen. Auch in diefen Tragen haben 
jeiner Zeit die Begründer der „Liberalen Reichspartei” einen richtigen 
praktiſchen Blick gezeigt und fich bis heute ungetrübt beivahrt. 
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Der auf die Firchenpolitiiche Frage bezügliche Paſſus ihres am 
28. März 1871 bejchlofjenen Partei-Programms hatte folgenden 
Wortlaut: 

„Wir laflen es dahin geftellt, ob nicht in ber Folge es nöthig 
werden kann, das Verhältnig zwiſchen Staat und Kirche mehr 
oder minder in die Zuftändigkeit der Reichsgeſetzgebung zu ziehen, 
halten aber zur Zeit ausreichende Gründe dafür nicht gegeben. 
Jedenfalls würden wir der Aufnahme eines die Selbftändigfeit der 
Religionsgejellichaften verbürgenden Satzes in die Reichsverfaſſung 
nur bei gleichzeitigem Erlaß eines den Gegenftand eingehend 
regelnden und die unentbehrlichen Rechte des Staates, ſowie die 
volle Freiheit der einzelnen Staatangehörigen auf dem religiöjen 
Gebiete wahrenden Reichsgeſetzes zuftimmen“. 

Schon kurz nad der Eröffnung der erften Legislatur- Periode 
trat wie erinnerlid da3 Gentrum mit der Forderung hervor, die 
Reichsverfaſſung durch eine Reihe von jogenannten Grundredhten zu 
amendiren und u. a. Ddiejelben allgemeinen Sätze der Preußiichen 
Verfaſſung, welche den Kulturfampf nöthig gemacht haben und in— 
zwiſchen durch die Maigeſetze bejeitigt worden find, in die Reichs— 
Verfaſſung Hinüberzunehmen. Daß diejer damals mit großer Ent- 
Tchiedenheit zurückgewieſene Anjpruch der Ultvamontanen nicht zu den 
Akten gelegt, jondern nur auf gelegenere Zeiten verjchoben worden 
ift, beweist die kürzliche Erklärung der klerikalen Partei in Schlefien, 
welche aud) von der „Germania” al3 maßgebend für die Wahl- 
kampagne bezeichnet worden ift. Es ift daher zeitgemäß an den 
praftiihen Sinn zu erinnern, welden die „Liberale Reichspartei“ 
auch auf diefem Gebiete befundete. Praktifche nationale Reichspolitik 
ift überhaupt ihr Ziel gewelen, ohne hierüber die politichen Freiheiten 
der Reihsangehörigen außer Acht zu laſſen. Diejen praktiſchen Sinn 
bethätigte insbejondere der Abgeordnete Dr. Völk bei Gelegenheit der 
Zollteform, wo er den Bann der Fraktionspolitik brach und mit 
Entſchiedenheit auf die Seite der Reichsregierung trat. 

Diejer praktiſche Sinn beherrſchte auch den zu Anfang Juli d. J. 
veröffentlichten Aufruf liberaler Männer an die Wähler ber 
Stadt Augsburg, welcher die Wiederwahl de3 Dr. Völk und des 
Bürgermeifters von Fiſcher, beides Mitglieder der ehemaligen Liberalen 
Keichspartei, empfiehlt. Der Aufruf erklärt jeine Zuftimmung zu 
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dem Plan des Reichskanzlers, das Syſtem der indirekten Be— 
ſteuerung auszubilden und deren Erträgniſſe zu anderweitigen 
Erleichterungen zu verwenden; er bedauert, daß der vom Reichs— 
kanzler unternommene Verſuch, durch das Unfallverſicherungsgeſetz 
dem Arbeiterſtande Hülfe zu bringen, an dem Widerſtande der 
Fraktionspolitiker geſcheitert ſei; er ſympathiſirt mit der in 
Angriff genommenen Reviſion der Gewerbe-Ordnung und 
ſchließt mit dem Satze: 

„Wenn allenthalben im Reiche eine liberale Par— 
tei auf Grundlage unſeres Programms hervorträte, 
würden bie Seceſſioniſten bald nicht mehr Urjade 
Haben zu der Befürdhtung, daß der Reichskanzler ſich 
zu einem Bündniſſe mit den Ultramontanen werde 
drängen lajjen.“ 

Wir gehören, wie gejagt, nicht zu denjenigen, welche überhaupt 
an die Möglichkeit eines ſolchen Bündnifjes glauben, weil dasjelbe 
einen Frieden vorausjegt, zu dem die Paciszenten fehlen. Es wird 
fih nach einer taufendjährigen Erfahrung immer nur um einen 
MWaffenftillftand handeln fünnen. Denn das wird doch Niemand 
ernftlich erwarten, daß Preußen fi duch Aufhebung der Mai» 
geſetze Rom unterwerfen, oder gar daß das Neid) fi) den von der 
Heritalen Partei in Schlefien erhobenen Forderungen fügen werde. 
Wir glauben deshalb auch, daß diejenigen ſich verrechnen, welche auf 
eine baldige Auflöfung des Gentrumd und die Verftärkung der anderen 
Parteien durch die verſchiedenen Beftandtheile dieſer bedauerlicher Weife 
in der Mitte des Haufes fißenden excentriſchen Partei zählen. 

Ein Waftenftillftand wird den meiſten Mitgliedern des Gen- 
trums nicht genügen. Aber jelbjt in dem uns undenfbaren Tyalle 
eines Friedensſchluſſes zum Nachtheil des Staates, würde dafjelbe 
wenigſtens vorerjt, auf feine parlamentarifche Organifation nicht ver« 
zichten. Die Neigung, an dieſer feftzubalten, wenn auch nur um 
die Rolle des Mahners für die Erfüllung der Tyriedensbedingungen 
zu fpielen, würde von den befannten welfiichen und partitulariftiichen 
Elementen im Centrum mit gewohnten Geſchick benußt werden, um 
die Lichtung der Reihen zu verhindern. Alle Diejenigen aber, welche 
einen faulen Frieden oder jelbft einen ungünftigen Waffenjtillftand 
beforgen, jollten jich deshalb um fo fefter zu der Neichöregierung 
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halten und ihr die Erfüllung ihrer nationalen Aufgaben ermöglichen, 
ohne daß fie gendthigt würde, mit den Ultramontanen und Parti— 
fulariften zu paktiren. 

Diellnterftüßung der Regierungdurd die politifche 
Mittelpartei wird niht an Bedingungen zu fnüpfen 
fein, welche die verfafjungsmäßigen Rechte ber Regie- 
rung zu Jhmälern bezweden. Wenn da8 Bebürfniß der 
Regierung für die von ihr als unerläßlih und unaufichiebbar be- 
zeichneten Reformen auf wirthſchaftlichem Gebiet zum Verſuch par- 
lamentariſcher Machterweiterung benußt wird, dann freilich wird 
die Regierung gezwungen, die ihr don den verjchiedenen Seiten ge- 
jtellten Bedingungen gegeneinander abzumägen und ſchließlich die 
Hülfe Derjenigen anzunehmen, welche, gleichviel ob aus Ueberzeugung 
oder aus Rückſicht für ihre, den Regierungsftandpunft in Wirth» 
Ihaftsfragen theilenden Wählerihaften ohnehin zur Hülfeleiftung ge= 
nöthigt find. Diefe Nöthigung der Gentrumdmitglieder zur Unter- 
ftüßung der Regierung auf dem Gebiete der Wirthichaftspolitik ift 
überhaupt ein Moment, das im Allgemeinen zu wenig Beachtung ge— 
funden hat. 

Die Ultramontanen im Reichstag find weſentlich in denjenigen 
Theilen Deutſchlands zu Haufe, in welchen fi) die Nachteile der 
Freihandelspolitik am meiften fühlbar gemadt hatten. In diefen 
Theilen erwachte daher auch zuerft die Erkenntniß für die Richtig- 
feit der von dem Reichskanzler erftrebten Reformen, und ift das 
materielle Intereſſe der Wählerſchaften das allein ent» 
icheidende Moment bei der von dem Centrum auf wirthichaftlichem 
Gebiet dem Reichskanzler geleifteten Unterſtützung. Zu einer Gegen» 
leiftung hierfür auf anderen Gebieten war daher an fich feine Nö- 
thigung vorhanden. Daß dennoch eine Gegenleiftung gemacht werden 
mußte, ift lediglich die Schuld Derer, die jet ben „Ganoffa“ = Ruf 
erichallen laffen. Uebrigens ift man bisher den Beweis für die Richtig- 
feit der feiner Zeit bei der Zollveform aufgeftellten Behauptung ſchuldig 
geblieben, daß der Reichöfanzler für die Stimmen des Centrums 
in wirthichaftlichen Tragen irgend ein firchenpolitifches Recht des 
Staates preißgegeben habe. Die Bedingung der Frankenftein’- 
ſchen Klaufel Liegt lediglih auf politifhem Gebiete und hat 
nicht ſowohl einen ultramontanen als einen partikulariſtiſchen 
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Charakter, Wie ſchwer der „Deutſchen Reichspartei“ die Zuſtimmung 
zu der Frankenſtein'ſchen Klauſel wurde, iſt bekannt. An ſich liegt 
dieſer Partei wahrlich nichts ferner, als partikulariſtiſchen Beftrebungen 
nachzugeben. Durch die Haltung der „Nationalliberalen“ wurden aber 
alle Berechnungen zerſtört und die „Deutſche Reichspartei“ wie der 
Kanzler vor die Alternative geftelt, auf die ſeit Jahren erftrebte 
Zollreform zu verzichten, oder die von dem Gentrum geſtellte 
föderaliftiide Bedingung anzunehmen, 

Da der Trrankenftein’iche Antrag nit nur bei den Wahlen, 
ſondern auch bei den im Reichstag bevorftehenden Verhandlungen 
über die Steuerreform wieder eine Rolle jpielen wird, jo ericheint es 
und angezeigt, hiermit ausdrüdlich hervorzuheben, daß diejenigen 
Nationalliberalen, welche wie die Abgeordneten Dr. Völk, von Schauß, 
von Hölder und von Treitſchke die Forderung der jogenannten „kon— 
ftitutionellen Garantien“ nicht unterftüßen wollten und die 
wegen der partikulariftiichen und kirchenpolitiſchen Folgen bes 
Frankenſtein'ſchen Amendements geäußerten Bedenken ihrer bisherigen 
Fraktionsgenoſſen nicht theilten, in allen Stücken Recht behalten haben. 

Die Frage der jogenannten fonftitutionellen Garantien war 
durch die Führer der feceifioniftiichen Seite der nationalliberalen 
Partei aufgeworfen worden. Nur in der Hoffnung, die Spaltung 
der Partei zu verhüten, gab die Mehrzahl der Nationalliberalen 
diefer Forderung nad. Hierüber läßt die Rede, mit welcher Herr 
von Bennigien am 9. Juli 1879 den Standpunft der Majorität 
jeiner Fraktion darzulegen verjuchte, feinen Zweifel. Ex jelbft und 
ein großer Theil feiner Parteigenoffen erkannten die Nothwendigkeit 
für Erhebung diefer Forderung nit an. Für die Mitglieder des 
Preußiſchen Abgeordnetenhaujes lag einerjeit3 um jo weniger ein 
vom liberalen Standpunkt ziwingender Grund vor, im Reichstag für 
die Verwendung der vom Reich in Preußen zu erwartenden Zuſchüfſe 
eine fonjtitutionelle Garantie, d. h. eine Sicherheit dafür zu verlangen, 
daß über dieje Zuihüfle nur im Wege der Vereinbarung zwiſchen 
Regierung und Vollsvertretung verfügt werden würde, als gerade im 
Preußiſchen Landtag auf dieje Frage ſchon eine mit Dank aufge 
nommene bindende Zufageder Preußiſchen Regierung ertheilt worden war. 
Für die Preußiichen Abgeordneten konnte es aber andererjeit3 auch 
nicht zweifelhaft jein, daß der Reichskanzler nicht auf eine Forderung 
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eingehen werde, welche neben ihrer, die verfaſſungsmäßigen Regie— 
rungsrechte im Reich unmittelbar einſchränkenden Wirkung, mittel— 
bar die Beleitigung eines ganz hervorragende Rechte der Krone 
gewährleiftenden Preußiſchen Verfaſſungsartikels bezweckte. Für Herrn 
von Bennigjen und feine näheren Freunde war dies auch nicht 
zweifelhaft. Er war daher weit entfernt, ſich mit der von Herrn 
von Stauffenberg erhobenen Forderung zu identificiren. In einer 
bei Berathung de3 Stellvertretungsgejeges am 5. März gehaltenen 
Rede, berührte er, gewiß nicht ohne Abficht, die Steuerfrage. Unter 
Anerkennung, daß e3 nothwendig ſei, den Schwerpunkt der Steuer- 
reform in die Entwidelung der indivelten Steuern zu legen und auf 
ausreichende Beträge Bedacht zu nehmen, um wirklich Erleichterungen 
in den einzelnen Staaten herbeizuführen, und nad) einer Andeutung, 
daß ihm eine gewilje Verbindung der Leitung des Reichs-Finanz— 
wejens mit ber Zeitung der Finanzen des Preußiichen Staates er: 
wünſcht ericheine, ſagte er: „Auf diefem Wege wird denn auch, da3 
will jich nur beiläufig jagen, beſſer wie bisher garantirt fein, daß die: 
jenigen VBorausjegungen, welde etwa nothwendig find, 
damit hier die Bewilligung einer Steuervorlage ſeitens der Mehrheit 
des Reichstag erfolgt, in den einzelnen Ländern herbeigeführt 
werden.“ Zwiſchen diejer Auffaſſung des Heren von Bennigjen und 
derjenigen des Reichskanzlers beſtand ein principieller Gegenjat 
durchaus nicht. 

Fürft Bismard erkannte jeinerfeit3 auch für Preußen die Berech— 
tigung des Wunfjches an, daß die Berwendungszwede für die von einer 
Steuerreform im Reich erwarteten Zuſchüſſe an die Einzelftaaten 
zwiſchen Regierung und Volf3vertretung vereinbart würden. Dieje Frage 
würde fih für Preußen durch die enge Verbindung der Finanzver— 
waltung im Rei und in Preußen leicht erledigen laſſen. Er er— 
Härte es jedoch für unmöglih, daß der Reichstag über die Fi- 
nanzwirthſchaft in Preußen Beitimmungen treffe. Die Re- 
viſion und Abänderung der preußiichen Einrichtungen jtehe nur dem 
Preußiſchen Landtage zu. Dort aber werde fie ganz unzweifel— 
haft in dem gewollten Wege erfolgen. „Die Preußiiche Regierung kann 
auch nicht Über einen einzigen Thaler beftimmen, ohne die Einwilli— 
gung des Landtags. Es wird aljo der ganz natürliche und noth- 
wendige Fall eintreten, daß die Preußiſche Regierung dem Landtage 
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den Vorſchlag macht, jo und foviel Steuern an die Provinzen, Kreiſe 
und Gemeinden abzujchreiben, jo und foviel Steuern nachzulaſſen, 
weil fie entbehrlich find.” 

Die dur die radikalen Elemente unter den Nationalliberalen 
beftimmte Haltung der „Nationalliberalen Partei” mußte aber die 
Regierung von der Unmöglichkeit überzeugen, mit Hülfe von dieſer 
Seite, ohne Erfüllung einer für die Krone Preußen unannehmbaren 
Bedingung, die Zollreform im Reich durchjegen zu können. Die 
„Nationalliberale Partei” muß es fi) daher jelbft zujchreiben, daß 
ihlieglich eine auch von ihrer Mehrheit gewünſchte und ala nützlich 
bezeichnete Reform ohne ihre Mitwirkung zu Stande kam. 

Wie verhält es ſich nun aber mit der Tragweite und ben Wir- 
kungen der jo verrufenen Frankenſtein'ſchen Klaufel? 

Gerade die „Nationalliberale Partei” hatte früher in erfter Linie 
die gänzlide Bejeitigung der Matrifularbeiträge als 
da3 zu erjtrebende Ziel bezeichnet. E3 wird in Aller Erinnerung 
fein, wie jogar die Fortſchrittspartei, insbejondere der Abgeordnete 
Richter feiner Zeit als Vertreter von Rudolftabt, gegen die Matri— 
fularbeiträge als eine nach allen Richtungen hin ungerechte Umlage 
zu Felde gezogen war. Erſt neuerdings, vielleicht durch eine Be— 
merfung des Tinanzminifter® Gamphaufen auf die parlamen- 
tariſch-politiſche Bedeutung der Matrikularbeiträge aufmerkſam 
gemacht, bewies die Fortſchrittspartei und der linke Flügel der 
Nationalliberalen plöglich eine wahre Paſſion für diefe auß den 
Zeiten des Bundes herrührende Einrichtung. Inſoweit fie den ver- 
faſſungsmäßig zuläffigen faktiſchen Zuftand zu erhalten wünſchten, 
ließ fich dagegen ja auch nichts einmwenden. Aber auf Grund de3 
durch die jährliche Bewilligung der Matrikularbeiträge faktiſch 
ausgeübten Einnahme-Bewilligungsreht3 erhob man den Anſpruch, 
daß, als Wequivalent für die Zuftimmung zu der verfaffungsmäßig 
vorgejehenen Bejeitigung diefer in der Verfaffung al3 Proviſo— 
rium bezeichneten Einrichtung felbft, nunmehr die Regierung auf 
dauernde Verfafjungsrechte der Reichsgewalt verzichte. Nachdem 
die Majorität der Nationalliberalen diefe Forderung ihres linken 
Flügels nicht zurückgewieſen, ſondern durch die Forderung beweg— 
licher, jedes Jahr zu beſchließender Zölle indofjirt Hatte, blieb nichts 
übrig, al3 die Matrikularbeiträge, vorläufig beizubehalten. Der Ab— 
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geordnete von Kardorff gab in der Sigung vom 9. Juli 1879 der 
großen Enttäujfchung darüber Ausdrud, „daß da3 Verhalten der Na- 
tionalliberalen die „Deutjche Reichspartei* jehr zu ihrem Bedauern 
nöthige, von der beabfichtigt getwelenen Einbringung eines Antrag 
abzujehen, der dahin gegangen fein würde, „ „die Matrikularbei— 
träge zu bejeitigen und die budgetmäßigen lleber- 
ſchüſſe der Reichskaſſe an die Einzelfjtaaten abzuführen”“. 
Die Forderung der jog. Eonftitutionellen Garantien in der Form 
vom Reichstage jährlich in ihrer Höhe zu beichliegender Einnahmen 
des Reich bezwecke eine parlamentariiche Machterweiterung, welche, 
wenn überhaupt erwünſcht, mindeſtens zur Zeit unerreichbar ſei, da 
man bon dem für die Entwidelung der Reichöverhältniffe verant- 
mwortlichen Reichsfanzler, möge derjelbe Fürft Bismard oder Bennigjen 
heißen, nicht erwarten dürfe, daß jich derjelbe entichlöffe, die Ent» 
ſcheidung vitaler Lebenzfragen in die Hände einer Majorität zu 
legen, welche durch zufällige Stimmen der Elſäſſer Proteftler, Polen 
und Socialdemofraten gebildet werden fünne, zumal Angeficht3 des 
notoriihen Ziwielpalts im Schooße der Nationalliberalen Partei und 
der fih hieraus ergebenden vollfommenen Unberechenbarfeit der zu 
gewärtigenden Beichlüffe. 

Der konſervative Abgeordnete von Helldorf-Bedra wies un— 
widerleglich darauf hin, wie die durch die Forderung bezwedte Mög— 
lichkeit, bei der jährlichen Budget-Berathung jehr erhebliche Summen, 
von deren Eingang der Beftand organiſcher Einrichtungen des Reiches 
abhinge, zu bewilligen oder zu verweigern, implieite die Bejeitigung 
des ſchwerwiegendſten Rechtes der Präfidialmacht bedeute, indem hier— 
duch das Veto des Kaiſers zu Gunften der Aufrehterhaltung be= 
jtehender Einrihtungen (Art. 5 und 37 der DVerfaffung) illuſoriſch 
gemacht werden würde. 

Die Abgeordneten Dr. Windthorft und Freiherr bon Schorlemer- 
Alſt konnten mit guten Recht darauf hinweifen, daß die Mitglieder 
de3 Gentrums der Mehrzahl nach der „Wirthichaftlichen Vereinigung“ 
angehörten, welche jchon ſeit längerer Zeit die Zollreform als eine 
Nothiwendigkeit bezeichnet und hierdurch dem Reichskanzler die Mög: 
lichkeit gewährt haben, mit der Ausſicht auf eine beſtimmte Majorität 
ſeine Zollreform-Vorlagen zu machen. Sie ſtellten poſitiv in Abrede, daß 
die Zuſtimmung des Centrums zu dem Zolltarif durch — Konzeſſion 
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auf kirchenpolitiſchem Gebiet erkauft ſei. Aus der partikula— 
riſtiſchen Tendenz des Frankenſtein'ſchen Amendements, das ſie 
beſtimmt als conditio sine qua non ihrer Zuſtimmung bezeichneten, 
machten fie fein Hehl. Was dagegen die Frage ſog. konſtitutioneller Ga— 
rantien anlange, jo erklärte der Abgeordnete Dr. Windthorft, daß er 
ausreichende Garantien einerjeit3 in der Aufrechterhaltung der Matri- 
fularbeiträge und andererjeit3 in dem von dem Reichskanzler gegebenen 
Wort erblide, das er als Minifterpräfident für Preußen gewiß ein: 
löjen werde. Dieſes Wort bezog ſich auf die oben citirte Erklärung 
de Fürſten Bismard, daß die DVerivendung der vom Reich an 
Preußen zu gewärtigenden Ueberſchüſſe den Gegenftand der Berein- 
barung zwiſchen den Preußiichen geſetzgebenden Factoren bilden jolle. 

Dem in diefem Falle vom Gentrum befundeten Vertrauen hat 
die Preußiſche Regierung vollauf entſprochen. Wie der nationalliberale 
Rechenſchaftsbericht ) (auf Seite 108) konftatirt, ift im Anſchluß an 
die oben erwähnte, mit Dank aufgenommene Erklärung der Königlich) 
Preußiichen Regierung, das Gejeh vom 16. Juli 1880 ergangen, 
welches beftimmt, „daß die aus dem Ertrage von Reichäfteuern an 
Preußen zu überweijenden Summen zum Erlaß eines entjprechenden 
Betrages an Klaffen- und Einkommenfteuer und zwar zunächft zum 
Erlaß von einer oder mehreren Monatsraten der Klafjenfteuer und 
der fünf unterften Einfommenfteuerftufen verwendet werden jollen.“ 

Iſt auch Über das im Anſchluß an jenes Gejeh in der vorigen 
Seſſion des Preußiſchen Landtages eingebrachte jogenannte Berwendungs- 
gejeß eine Einigung nicht erzielt worden, jo iſt doch kürzlich auf Grund 
amtlicher Information in der „Norddentichen Allgemeinen Zeitung“ 
erklärt worden, daß ein neues Verwendungsgejeh ganz im Sinne der 
früheren Vereinbarung und mit exmeiterter Tendenz für die Er- 
leihterung an direkten Steuern vorgelegt werden ſoll. Zu Bedentlich- 
feiten gegen die fonftitutionelle Tragweite der Frankenſtein'ſchen 
Klauſel ift daher für Preußiiche Abgeordnete ein äußerer Anlaß nicht 
geboten. Zum Glüd hat diejelbe für das Reich aud nicht einmal 
faktiſche Nachtheile im Gefolge gehabt. Im Gegentheil ift Durch den 
neuen Vertheilungsmodus der Ueberſchüſſe aus den Reichgeinnahmen an 


) „Die Geſetzgebung der legten Jahre im Reiche und in Preußen“, Berlin 
1881, bei Puttfammer u. Mühlbrecht. 
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die Einzelſtaaten nach der Kopfzahl der Bevölkerungen die Ungerechtigkeit 
aufgewogen worden, welche darin anerkannter Maßen beſteht, daß 
die Matrikular-Beiträge nach der Kopfzahl der Bevölkerungen ohne 
Rüdfiht auf ihre Steuerkraft von den Einzelſtaaten erhoben werden. 

Es wird auch nicht behauptet werden können, daß das Franken— 
ftein’jche Amendement den Partikularismus in der Nation thatfäch- 
lic geftärkt hätte. Der Abgeordnete von Treitichke hatte in diefer Be— 
ziehung mit Recht hervorgehoben, „wie der leitende Gedante de3 Geſetzes 
der ſei, daß die Theile durch die Gefammtheit leben und erhalten 
werden jollen und nicht umgekehrt; ein Gedanke, den Sie in feinem 
Staatenbunde der Gejchichte twiederfinden. Es ift ein Reich 3 gedanke. 
Der Sache nach wird unjere Reichsgewalt durch diejes Gele verftärkt, 
die Einzel-Staaten werden abhängiger vom Reichs-Haushalte als fie 
bisher geweſen“ ..... 

. „Es iſt nicht wahr, daß die Finanz-Hoheit des Reichs durch 
dieſen Paragraphen preisgegeben werde. Die Einzel-Staaten bleiben, 
was fie heute Schon find, die Steuer-Erheber des Reichs im Zollweſen, 
und was fie an Zöllen erheben, gehört zunächft nicht ihnen, jondern e3 
gehört dem Reiche. Sie haben abzuwarten, bi3 da3 Reich die Rech- 
nung macht und ihnen von diefem Ertrage zuweift, was ihnen nad 
$ 8 zufommen fol. Sie haben ferner abzuwarten, bi3 das Reich 
mit der rechten Hand in Geftalt von Meatrikularbeiträgen die 
Summen, die es mit der linken Hand gegeben hat, ganz oder theil- 
weile wieder zurücknimmt.“ 

Die Erfahrung hat das Urtheil des „hartgejottenen Unitariers“ 
wie fic) Herr von Treitſchke am Schluß feiner Rede jelbft nannte, 
beftätigt. 

Die in den weiteften Kreiſen der Nation fi immer mehr Bahn 
brechende Ueberzeugung von der Nüblichkeit der Zollteform und die 
Zumendungen, welche das Reich in Folge derjelben den nothleidenden 
Einzelftanten bereit3 hat machen können, haben dem Reichs-Gedanken 
eine jolidere materielle Grundlage gegeben. Das Reid) wird in der That 
nicht mehr al3 der darbende Koftgänger bei den Einzeljtaaten an- 
gejehen, jondern als der Verſorger derjelben. Gleichzeitig hat ſich 
die Ueberzeugung Bahn gebrochen, daß das Reid) nunmehr auch von 
dem ihm ausſchließlich zuftehenden Recht der Erhebung indirekter 
Steuern ergiebigeren Gebrauch machen und Hierdurd) die Einzelftaaten 
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in den Stand jegen müſſe, den bei ihnen beftehenden Steuerdrud zu 
vermindern oder auszugleihen und etwaige Ueberſchüſſe zu allgemein 
nützlichen Einrichtungen zu verwenden. 

Schließlich Hat fi) auch die Bejorgniß vor den „reaftionären“ 
Folgen, welche von dem bei der Zollreform eingegangenen Bündniffe 
der Regierung mit den SKonjervativen und Ultramontanen bejorgt 
wurden, al3 unbegründet erwiefen. Außer den durch das grollende 
Berjeiteftehen der Nationalliberalen verſchuldeten konſervativ-klerikalen 
Präfidentenwahlen, haben wir noch nicht viel von ſolchen Folgen ver: 
ipürt. Wie fehr das Bündniß mur ad hoc gefchloffen war, und ohne 
daß das Centrum ſich für feine jpezifiichen Zwecke irgendwie befrie- 
digt fühlte, bewies deffen Haltung jchon im folgenden Jahre, wo es, 
verbündet mit der Fortihrittspartei gegen das Militär- 
gejet und, im Bunde mit der Fortſchrittspartei und 
dem Jecejjioniftiihen Theil der „Nativnalliberalen 
Partei” geſchloſſen gegen die Samoa-Vorlage ftimmte. 

War nun aber die Zollreform nur der erſte Schritt in der 
neuen Handel3- und Wirthſchafts-Politik, und bedarf das Reid 
weiterer Berftändigungenzwijichen der Reihsregierung 
und dem Reichstag über die noch ſchwebende Steuer= und So— 
cial-Reform, jo wird 8 inder Handder Nativnalliberalen 
Partei liegen, ob fie die Reichsregierung wiederum nöthigen will, in 
der einen oder anderen Form bei dem Centrum die für die Gewinnung 
einer Majorität unerläßliche Hülfe zu ſuchen. Wir find überzeugt, 
daß nad) der, Leider zu jpät eingetretenen Seceffion, der praktiſche 
Sinn des Herrn von Bennigfen und der ihm zunächſt ftehenden 
nationalliberalen Politiker die Wiederholung jenes Fehlers ver: 
hindern wird. 

Dem Bernehmen nach erwartet man für die nächte Zeit die Ent: 
twerfung eine gemäßigt liberalen Wahlprogramms, fobald die 
Führer der Nationalliberalen Partei von ihren Erholungsreifen in 
die Heimath zurüdgefehrt fein werden. Wir können nur hoffen, daß 
dafjelbe jo abgefaßt werde, dat die erwünjchte Allianz zwiſchen der 
Deutſchen Reichspartei und den Nationalliberalen nicht von vorn 
herein durch die Erhebung prinzipiell unerfüllbarer Forderungen er— 
ſchwert oder gar unmöglich gemacht werde. Das Beftreben der fort- 
Ichrittlich-jeceffioniftiichen Gruppen ift ſichtbar darauf gerichtet, die 


Aktionsfreiheit der Nationalliberalen bei den Wahlen und im Reichs— 
tag durch Hineinziehung ſolcher Forderungen in ein gemeinjames 
Programm für die jogenannte „Große liberale Partei” lahm zu Legen. 

Die „Kölniſche Zeitung” hat jüngft das Verlangen nad) einem 
liberalen Wahlprogramm ausgeſprochen, „an welchem unfere 
vielfach zerriffenen und zerfaferten Barteifchattirungen ſich wieder in 
größeren Gruppen jcheiden und jammeln können.” Ihr Verſuch, das 
von ihr als zu vage bezeichnete Programm der Reichsregierung im 
Sinne eined liberalen Wahlprogramms zu fpezialijiren, erjcheint im 
Allgemeinen nit entmuthigend für ein Zufammengehen der „Natio- 
nalliberalen” mit der „Deutichen Reichspartei” und den Mitgliedern 
der ehemaligen „Liberalen Reichspartei”, beziehungsweiſe der „Liberalen 
Gruppe“. Bezüglich der Steuerreform erfennt jie an, daß die bei 
Gelegenheit des Zollgefeges von 1879 mit Hülfe des Gentrums durch— 
gejegten Finanzzölle für die Zwecke der Reichsregierung nicht aus— 
teihen, und fie wünjcht der Reichsregierung die Unterftügung der 
Liberalen zufihern zu können. „Hierzu werden wir,“ jagt jie, 
„unter gewiljen Vorausſetzungen gern die Hand bieten.“ 
Zu diefen Vorausjegungen gehört die „Beleitigung” d. h. die Ver— 
meidung jedes Analogon3 der „Frankenftein’schen Klauſel“ und die 
Beleitigung der Matrifularbeiträge. 

Darüber nun, daß die Verfaffung im S 70 die Befeitigung der 
Matriktularbeiträge durch eigene Reichgeinnahmen beabfichtigt hatte, 
berrichte im Reichstage von 1879 fein Zweifel. Wir haben gezeigt, 
wie e3 gelommen ift, daß fie dennoch durch den Frankenſtein'ſchen 
Antrag konſervirt wurden. Will nım die „Nationalliberale Partei“ 
ihre Befeitigung erreichen, jo wird dies eine verfaffungsmäßige 
Schwierigkeit nicht bieten. Wie von Mitgliedern aller Parteien und 
von dem Reichskanzler anerkannt und ausdrücklich ausgeſprochen 
wurde, ift durch den Frankenſtein'ſchen Antrag das verfaflungsmäßige 
Finanzrecht des Reiches nicht alterixt worden, und würde daher dieje 
Klaufel auch im Wege des Geſetzes bejeitigt werden können. Der 
Abgeordnete Hänel jagte fogar: „Ich würde mich feinen Augenblic 
Icheuen, diefen Paragraphen des Frankenſtein'ſchen Amendements ein= 
fach im Wege des Etatsgeſetzes zu bejeitigen.“ 

ragt man aber, wie die Matrikularbeiträge und die Franken— 
ftein’fche Klauſel bejeitigt werden können, jo ift eine neue Erörterung 


BRRL 


derjenigen Fragen unvermeidlich, welche bei Gelegenheit des Zollge- 
jeße8 von 1879 zur Sprade famen und jchließlich ihre praftijche 
Löfung in der Frankenſtein'ſchen Klaufel gefunden haben. 

Die Radilalen, zu telden wir Fortſchrittler und 
Secejjioniften zählen, werden auf die Stauffenberg’ichen Eonftitu- 
tionellen Garantien zweifellos zurückkommen, und werden dann gewiß 
der Mehrzahl nah, im Gefühl ihrer Unverantwortlichkeit, 
gegen alle Reichsfteuern ftimmen. Alle bisherigen Kundgebungen 
aus dem Lager der Nationalliberalen lafjen auf die Bereit- 
willigfeit zur Bewilligung indirefter Reichsfteuern „unter gewiſſen 
Borausfegungen” ſchließen. Es kommt alfo darauf an, das Mittel 
der Verftändigung zu finden. Wir haben oben ſchon an die Erklä— 
rung de3 Abgeordneten von Kardorff erinnert, wonad die „Deutiche 
Reichspartei“ eigentlich Ichon im Fahre 1879 den Antrag einbringen 
wollte, „die Mtatritularbeiträge zu bejeitigen und die budget- 
mäßigen Ueberſchüſſe der Reichskaſſe an die Einzelftaaten abzu— 
führen“. Ebenfo erinnern wir daran, daß der Neichsfanzler in 
leiner Rede vom 9. Juli 1879 jagte: „Auf die Erhaltung der Matti: 
tularumlagen ift ja bisher von liberaler Seite ein fehr hoher Werth 
gelegt worden, und es iſt gejagt worden: Wir müſſen für diejelben 
einen Erjaß haben; wenn auch die Verfaffung uns ein Einnahme- 
bewilligungsrecht nicht giebt, jo haben wir es bisher vermöge der 
Verfaſſung doch faktiſch genoffen, und wir wollen es nicht aufgeben, 
wenn wir nicht einen Erſatz dafür haben. Auf die Matrikularum— 
lagen und ihre eventuelle Beibehaltung wird alfo von liberaler Seite 
ein außerordentlich hoher Werth gelegt. Ich war deßhalb wohl dar: 
auf gefaßt; da ich mir die verjchiedenen Mittel durchdacht hatte, in 
welchen man fonftitutionelle Garantien finden könnte, jo war ich 
auch auf diejes wie auf andere gefommen, und erivartete einen Antrag, 
wie ben Tranfenftein’ichen, wohl von nationalliberaler Seite Um 
die fonftitutionelle Wirkung der Matrifularumlagen 
beizubehalten, wa3 mir im Ganzen nicht erwünſcht war, gab 
e3 ja fein einfacheres Mittel, al daß man fie in ihrem 
ganzen bisherigen Umfange beftehen ließ und dem 
Neih dafür in fein Ausgabebudget gejelih einen 
Poften Shrieb, der zur Erleichterung der nothleidenden 
Sinzelftaaten beftimmt war und diejen die Mittel gab, 
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dieſe Matrikularumlagen zu leiſten. Dann bleibt eben 
das Heft der Finanzverwaltung in den Händen des 
Reichstages.“ 

Wenn nun das genannte große rheiniſche Liberale Blatt („Köl— 
niſche Zeitung“ Nr. 234 vom 24. Auguſt) jetzt ſagt: 

„Wir können nichts dagegen haben und finden es ſogar 
durchaus nothwendig, daß das Reich ſeine Ein— 
nahmen aus Zöllen und Verbrauchsſteuern über 
den engſten eigenen Bedarf vermehrt, um den ver— 
bündeten Einzelſtaaten einen angemeſſenen Ueberſchuß aus den— 
ſelben zuweiſen zu können. Dieſer Betrag als Dotation 
mag im Minimum geſetzlich fixirt werden, er muß 
jedoch ebenſo wie andere fixirte Dotationen unter den Reichs— 
ausgaben im Budget ericheinen,“ 

jo glauben wir, daß dieje drei Gitate den Weg für eine VBerftändigung 
anzeigen, zumal, wenn die in dem Programm der Badijhen Libe— 
ralen enthaltene Forderung eines verantwortlihen Reichs— 
Yinanzminifteriums, wie die „Kölniſche Zeitung” räth, „nicht 
mit Ungeftüm”, oder vielmehr, twie wir meinen und rathen möchten, 
überhaupt nit al Borbedingung für die Mitwirkung bei 
der Steuerreform verlangt wird. Da wir im Reichs-Schatzamt 
ein Reichs-Finanzminiſterium bereits beiten, jo wäre dieje (Forderung 
ja überhaupt gegenftandslos, falls nicht auf den Begriff der 
VBerantwortlichfeit der Accent gelegt würde. In der Forderung 
des Programms der Badilchen Liberalen: „die Stärkung de3 
Kaijerliden Antheil3 an der Reichsſsregierung und die 
Ausübung der dem Kaifer zufommenden Regierungdgewalt in einem 
von ihm zu bildenden verantwortliden Reichs-Finanz— 
minifterium” ſcheint uns ein Widerſpruch in fich jelbft zu liegen, 
wenn hierbei an eine Verantwortlichkeit in dem befannten 
parlamentarifhen Sinne gedadht fein follte, wonach der 
Kaiſer in Bezug auf die Bildung und Entlafjung der Miniſter an 
den Willen der jeweiligen Reichstaggmehrheit gebunden wäre. Wir 
wollen hier die Frage unerörtert lafjen, ob eine ſolche Inſtitution 
Deutichland jemals zum Segen gereihen würde. Für den Augen- 
blick ift fie abſolut unmöglich, und jollte deßhalb von praktischen 
Bolititern und Freunden des Reichs nicht ihre Einführung als Be— 
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dingung der Zuſtimmung zu den im Uebrigen als nothwendig und 
unaufſchiebbar erkannten wirthſchaftlichen Reformen hingeſtellt werden. 

Die Geſammtheit der „Nationalliberalen Partei“ wird im Reichs— 
tag von der Geltendmachung einer ſolchen wenigftens für lange Zeit 
abjolut ausfihtslofen Forderung gewiß abjehen. Wir möchten aber 
wünſchen, daß aud in ihrem Wahlprogramm von diejer 
Forderung abgejehen würde, weil ſonſt das Zuſammengehen mit der 
„Deutſchen Reichspartei“, lediglich zum Vortheil der Radikalen und 
zum Nachtheil für das Reich, erſchwert werden müßte. Uebrigens 
unterliegt es wohl feinem Zweifel, daß auch das Centrum, trotz gelegent— 
licher Stlagen über den Mangel verantwortlicher Regierungsorgane, 
darum nicht minder gegen ein veranttwortliches Reichs-Miniſterium, 
al3 eine mehr unitarijche Einrichtung, prinzipiell Front machen würde. 

Sollte dennoch diejes Verlangen, oder die Forderung „Eonftitutio- 
neller Garantien“ im Sinne der im Jahre 1879 aufgeftellten, im 
nächften Reichstag erhoben werden, jo würde jehr bedauerlicher, aber 
ebenjo begreifliher Weile die Reichsregierung, wie damals, ſich nad) 
einem Auskunftsmittel umjehen müſſen, wie fie ohne Preisgabe ver- 
fafjungsmäßiger Regierungsredhte im Rei) und in Preußen, die un— 
aufichiebbare Steuer- und Sozial-Reform wenigftens in dem Sinne 
erreichen kann, daß die dadurch beabjichtigten materiellen Wohlthaten 
für die Nation derjelben nicht länger vorenthalten werden. Die- 
jenigen aber, tweldhe wünfchen, daß diefe Fragen nicht nur in mate- 
rieller Hinficht befriedigend für da3 Volk, jondern gleichzeitig im 
Sinne de3 Reichsgedankens gelöft werden, jollten nad) der im 
Jahre 1879 gemachten Erfahrung nicht abermals die Nothlage der 
Negierung zu dem Verſuch parlamentariicher Machterweiterung be— 
nußen, jich vielmehr auf Prüfung der finanziellen Bedürfniffe des 
Reichs und der Einzelftaaten und der Zweckmäßigkeit der zur Be— 
friedigung diefer Bedürfniſſe beftimmten Gejeßentwürfe beſchränken. 

Die drei Objekte der indirekten Beſteuerung, welche ſich für die 
Steuerreform im Reich zunächft darbieten, find, wie auch die „Köl— 
nische Zeitung‘ hervorhebt, dad Bier, der Branntwein und der 
Tabak. Mit Rüdjiht auf den Berlauf der früheren Verhandlungen 
über die Braufteuer iſt da3 Mittel dev Verftändigung wohl nur 
in einev gleichzeitigen Erhöhung der Branntwein- und 
der Braufteuer zu finden. Wenn es fi bei dem Branntwein 


wejentlih um eine höhere Befteuerung der Schnäpfe handelt, wie 
die „Kölnische Zeitung” ſagt, jo ift die Einigung weniger jchwer, 
al3 es bisher den Anjchein Hatte, da auch der Führer der Konjer- 
bativen, Herr von Helldorf-Bedra, bei Gelegenheit der Berhand- 
lungen über die Finanzzölle in der Situng vom 9. Juli 1879 bie 
mit „Sehr wahr” auf der „Rechten“ begleitete Erklärung abgab, daß 
er perjönlich ſchon jeit zwei Sejfionen darauf gedrungen habe, eine 
höhere Beiteuerung de3 Spiritu3 in feiner Eigenſchaft als 
Genußmittel herbeizuführen, „und daß in diejer Richtung 
jeine ganze Fraktion hinter ihm ſtehe“. Das nicht mehr 
zum Abſchluß gelangte Geſetz gegen die Trunkſucht, weldhes gewiß 
wieder vorgelegt werden wird, dürfte auf den Ausgleich zwiſchen den 
beiden Spirituojen-Steuern nit ohne Einfluß bleiben. 

Was den Tabak anbelangt, jo hat fi) die Feindſeligkeit gegen 
den von dem Reichskanzler verfolgten Monopol- Gedanken in letzter 
Zeit erheblich vermindert. Die größere Befteuerungsfähigkeit 
des Tabaks wird von Niemand bezweifelt, und ebenjo wird die Mo— 
nopolform von einer täglih wachſenden Anzahl Sachverftändiger als 
diejenige anerkannt, welche von allen Erhebungsarten den größten 
Neinertrag verheißt, groß genug jedenfalld, um andere produktive 
Ausgaben daraus zu beftreiten und zugleich die Steuerzahler auf 
anderen Gebieten zu entlaften. Sn der Abneigung gegen Monopole 
einzelner Berjonen und Geſellſchaftsklaffen begegnen ſich 
wohl, wie wir glauben, alle Bartei-Schattirungen. Ein vom Staat 
im Intereſſe der Gejammtheit ausgeübtes Monopol kann 
aber nur für manchefterlihe Politiker anftößig fein, welche 
iiberhaupt prinzipiell jedes durch den Staat betriebene Gejchäft ala 
einen Raub an der natürlihen und deshalb als unveräußerliches 
Menichenrecht zu erachtenden Freiheit des Individuums anjehen, die 
ergiebigften Einnahmequellen der Gefammtheit für ſich zu monopoli- 
firen. Dieſe Klaſſe von Mancheſter-Politikern hat glücklicher Weile 
bei uns nicht blo8 an maßgebendem Einfluß, ſondern aud immer 
mehr an Boden verloren, wenn auch gewiſſe Tabakshändler aus be— 
greiflichen Gründen fi) jo lange al3 möglich gegen das Monopol 
wehren. Das von radikaler und mitunter auch von nationalliberaler 
Seite geäußerte politijche Bedenken gegen die Monopolform der 
Tabakbeſteuerung, daß der Exekutive dadurch eine zu große Gewalt 


über Perſonen verliehen würde, verträgt fich nicht mit der auch von 
liberaler Seite erfolgten Zuftimmung zur Verſtaatlichung der Eijen- 
bahnen, eine Maßregel, durch welche unzweifelhaft jehr viel mehr 
PBerjonen im Rei die Eigenichaft von Staat3beamten erwerben, 
al3 je durch das Tabalamonopol nöthig werden kann. Die ein- 
gebildete und gefürchtete Machterweiterung für die Regierungsgewalt 
würde ſich doch nur bei den Wahlen zu äußern vermögen. Die Er- 
fahrung lehrt aber, daß die geheime Abſtimmung ein ausreichendes 
Gegengewicht gegen amtlichen Einfluß auf das bereit3 beftehende Heer 
von Eiſenbahn-, Boft: und Telegraphen- und Zoll-Beamten bildet. 
Wir hoffen, daß die von Heren von Bennigien und feinen näheren 
Freunden bisher gehegten Bedenken, welche weſentlich die Seite der 
Entihädigungen für die Intereſſenten berührten, ſich bei neuer unbe- 
fangener Prüfung durch Sadverftändige aus allen an der Trage in- 
tereſſirten reifen werden bejeitigen lafjen. Wir jehen jedenfalls nicht 
ein, daß außer der jyitematiihen Oppofition irgend Jemand ein 
Intereſſe daran haben könnte, Herrn von Bennigjen und feine Freunde 
ihon jet durch ein gegen das Tabaksmonopol gerichtetes Ber- 
dikt feftzunageln und auf diefe Art auch das Bertrauen in die 
Möglichkeit einer Verſtändigung zu. zerftören. 

Wenn liberalerjeit3 verlangt wird, daß die Erfüllung des jo oft 
wiederholten Verſprechens, es jolle mit der Erhöhung der indixeften 
Steuern eine entjprechende Verminderung der direkten Steuern un— 
mittelbar verbunden werden und zwar „nicht blos bei den unterften 
Stufen der Klaffenfteuer, jondern ebenfall3 bei dem mit direkten 
Staatfteuern und kommunalen Zuſchlägen überſchwer belafteten 
bürgerlichen und bäuerlihen Mittelftande, d. h. bei den Grund- und 
Gewerbefteuern,“ jo ift hiermit das Bedürfniß für die Bewilligung 
indirefter Steuern in größerer Höhe ausreichend Eonftatirt. 

Mit der alljeitig erftxebten Erleidterung des direkten 
Steuerdruds erihöpfen fi aber keineswegs die Ver- 
wendungszwecke für die Erträge aus dem einzuführenden indi— 
rekten Reichsſteuern. Es ift befannt, in welchem Maße Deutſchland 
hinter anderen Staaten in Bezug auf Flußregulirungen, Kanalanlagen 
und Hafenbauten zurückgeblieben iſt. Verſchiedene Kundgebungen 
laſſen erwarten, daß die Regierung die Zeit für gekommen hält, um 
zu verhüten, daß der Vorſprung, welchen die weſtlichen Länder, Dank 
der Pflege ihrer nationalen Wohlfahrt durch ſolche produktive Aus— 


gaben, vor Deutſchland gewonnen haben, ein immer größerer werde, 
Um welde Summen e3 ſich hierbei handelt, beweift das Beijpiel 
Frankreichs, wo die Ausgaben für derartige Anlagen in den Jahren 
1878 bi3 1880 von 130 auf 330 Millionen Franken fliegen und im 
Sabre 1881 einen Betrag von 460 Millionen erforderten. Da wir 
die endliche Inangriffnahme folcher der Gefammtheit der Nation zu 
ftatten kommender Anlagen im Reich für unaufichiebbar halten, jo 
fönnen wir auch jchon aus diefem Grunde nicht mit dem Rheiniſchen 
Blatt übereinftimmen, wenn dafjelbe an die Regierung die Bitte 
richtet, die Frage der Tabakfteuererhöhung noch einige Zeit ruhen zu 
laffen. Zudem würde es der jo oft erhobenen Forderung, mit einem 
Mal einen fertigen Steuerreformplan vorzulegen, mwiderjprechen, wenn 
die Regierung wiederum nur ſtückweiſe mit einzelnen Steuerobjekten 
vorginge. Denn nur durch das Abwägen der verichiedenen Bedürf- 
niffe, zu deren Befriedigung die indireften Steuern benußt werden 
follen, werden fi die heranzuziehenden Steuerobjefte beftimmen 
und wird ſich die Höhe der gelehlich zu requlirenden Steuerbeträge 
feftjegen lafjen, wenn anders nicht über Jahr und Tag neue Klagen 
über Schwankungen und Störungen eines geregelten wirthichaftlichen 
Lebens laut werden jollen. 

Die ftärkere Heranziehung des Tabaks als Steuerobjeft wird 
vollends dann nicht aufgejchoben werden können, wenn ein Theil der 
Erträgniffe aus dem Tabaksmonopol für die Reichszuſchüſſe zu den 
auf focialpolitiihem Gebiet geplanten Reichsunterſtützungskaſſen 
verwandt werden joll. 

Auf dem Gebiet der Handels- und Zollpolitif wird vor 
Allem in unjeren Handelöbeziehungen zu anderen Anduftrieftaaten 
an dem Prinzip dev Gegenfeitigfeit und in unjerem Zolltarif an der 
Tendenz ausreihenden Shußes für die nationalen Gewerbe 
feftzuhalten ſein. Dies jchließt ja keineswegs aus, daß von Zeit zu 
Zeit, je nad) der Erfahrung, der eine oder andere Zollja des Tarifs 
vom Fahre 1879 zum Gegenftand einer Revifion gemacht werden kann. 
Die Grenze für Ermäßigungen müßte aber die Rückſicht auf den 
Schutdernationalen Arbeit bleiben. Dieſes möchten wir bejonder3 
im Intereſſe der Deutjchen Landwirthſchaft in Bezug auf die Getreide- 
zölle auch von Seiten der Nationalliberalen offen anerkannt jehen, 
da wir annehmen, daß auch te die Deutiche Landwirthſchaft nicht 
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ſchutzlos gegen die übermächtige Konkurrenz mit Nordamerika und 
den reiheren Europäiſchen Getreideproduftionsgebieten machen möchten. 

Für die Parteien, welche im Intereſſe der nationalen Wohlfahrt 
die Regierung zu unterftügen beabfichtigen, würde unſeres Erachtens 
ferner eine pofitive und dringende Nufgabe darin beftehen, auf Befeiti- 
gung der für die Deutiche Landwirthichaft fich aus den Differen- 
tialtarifen der Deutjhen Eifenbahnen ergebenden Nachteile, 
und in joweit e3 hierzu, was wir bezweifeln, einer Verfafjungs- 
veränderung bedürfen jollte, hierauf mit aller Macht hinzuwirken. 
Daß dieje Trage einen wejentlicden Faktor in der Wirthichaftspolitit 
der Reichsregierung bildet, ift befannt. Gegen den Schluß des hierfür 
grundlegenden Schreibens des Reichskanzlers an den Bundesrath 
vom 15. Dezember 1878 heißt e8 darüber: 

„Andere Momente, wie die Ungleichheiten der Frachtſätze bei 
den Differentialtarifen der Eifenbahnen, wirken viel einfchneidender 
vermöge der Einfuhrprämie, die fie dem Auslande oft zum vielfachen 
Betrage jedes vom Reiche aufzulegenden Zolls auf Koften der Deutjchen 
Produktion gewähren. ch bin deßhalb auch der Meberzeugung, daß 
mit der Revijion der Grenzzölle eine Reviſion ber 
Sijenbahn-Differentialtarife Hand in Hand gehen muß. 
63 kann auf die Dauer den einzelnen Staat3- und Privateijenbahn- 
verwaltungen nicht die Berechtigung verbleiben, der wirthichaftlichen 
Geſetzgebung des Reichs nad) eigenem Ermeſſen Konkurrenz zu machen, 
die Handelspolitik der verbündeten Regierungen und des Reichstags 
nach Willkür zu neutraliſiren und das wirthſchaftliche Leben der 
Nation den Schwankungen auszuſetzen, welche in Folge hoher und 
wechſelnder Einfuhrprämien für einzelne Gegenſtände nothwendig 
eintreten.“ 

Die Art und Weiſe, wie das Scheitern des von dem Reichs— 
kanzler im Februar 1879 im Bundesrath gemachten Verſuchs, dieſen 
Gedanken zu verwirklichen, in dem nationalliberalen Rechenſchafts— 
bericht (Seite 29) Eonftatirt wird, läßt uns hoffen, daß die „National: 
liberale Partei“ gern bereit fein werde, zu der angedeuteten noth— 
wendigen Ergänzung der Schubmaßregeln für die Deutſche Landwirth— 
Ihaft Hülfe zu leiten. 

Wir erinnern übrigen3 daran, daß die Schaffung eines einheit- 
lihen Reihseijenbahnfyftems in der erſten Legislaturperiode 
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unter entſchiedener Mitwirkung der „Liberalen Reichspartei“ als eine 
nationale Aufgabe anerkannt wurde, für deren Löſung ein Intereſſe zu 
bekunden gewiß nicht unzeitgemäß wäre. Einſtweilen beſteht ja nur 
das Reichſeiſenbahnamt, deſſen ehemaliger Chef die Rolle des 
„Johann ohne Land“ nicht länger ſpielen wollte. 

Die neue Zollpolitik des Reichs findet ihre nothwendige Er— 
gänzung in der geſteigerten Fürſorge für den auswärtigen Handel 
Deutſchlands durch Förderung des Exports Deutſcher Induſtrie— 
erzeugniſſe und im engſten Zuſammenhange hiermit durch die Be— 
lebung der nationalen Schiffahrt. Unter den Fragen, welche 
auf dieſem Gebiete zunächſt den Reichstag beſchäftigen werden, ſteht 
der Zollanſchluß der Hanſeſtädte im Vordergrunde. Bezüglich 
Hamburg's iſt durch den Abſchluß des bekannten Vertrages die 
Hauptſchwierigkeit beſeitigt. Wir zweifeln nicht, daß ein ähnlicher 
Vertrag mit Bremen mit geringeren Schwierigkeiten zu Stande 
fommen wird, da dort die Anjchlußpartei bereits jeit längerer Zeit 
einen größeren Einfluß gewonnen bat, al3 in Hamburg. Die Rechts: 
frage, welche in den legten Situngen des Reichstages erörtert wurde, 
wird al3 hierdurch entjchieden anzujehen fein und füglich den prafti= 
ichen Erwägungen über den Nuten weichen können, welcher für das 
Reich und die Hanjeftädte jelbft von dem Zollanihluß erwartet 
werden darf, und durch welchen die zur Ausführung der Zollanſchluß— 
derträge erforderten Zuſchüſſe des Reichs gerechtfertigt werden. — 

Es wird für den vorliegenden Zweck eines näheren Eingehens 
auf diefe Fragen nicht bedürfen, doch möchten wir al3 eine erfreuliche 
Folge der Anſchlußvertrags-Verhandlungen mit Hamburg bezeichnen, 
daß dort ſchon der zu erwartende beiderjeitige Nuten nicht länger in 
Abrede geftellt wird. Es bedarf ja, was die direkten Vortheile für 
die Hanfeftädte jelbft anbelangt, nur eines Hinweiſes auf die großen 
Ausgaben, welche mit einem in die Augen fpringenden Erfolge 
Belgien und Holland für Antwerpen, Rotterdam und Amfterdam in 
den lebten Jahren fich auferlegt haben, und auf die Einbuße, welche 
hierdurch die Deutſchen Seeftädte in Bezug auf ihre Rolle als Ver— 
mittler des internationalen Handels Deutſchlands erlitten haben. 
Der „Weler-Zeitung” verdanken wir einen ftatiftiichen Vergleich 
zwiſchen der Entwicelung Antwerpen’3 und Hamburg’3, wonach die 
Tonnenzahl der in beiden Häfen angelommenen Schiffe ſich in den 
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Jahren 1863 bis 1878 für Antwerpen von 593,000 auf 4,292,000 
Tonnen, für Hamburg von 896,000 auf nur 3,152,000 Tonnen hob, 
aljo der Handel Antwerpen’3 dem Hamburg’3 im Jahre 1863 um 
35 %, nachſtand, ihn aber im Jahre 1878 um 36 %, übertraf. 

In der, wie una ſcheint mehr abfällig beurtheilten al3 gelejenen 
Broſchüre des Abgeordneten Mosle „Der Unterfcheidungszoll” und 
in dem Bericht Nr. 11 des Gentralverbands Deuticher Jnduftrieller 
ift u. A. hervorgehoben, wie allein der Kaffeehandel Hamburg’s im 
Bergleih mit demjenigen Antwerpen’s zurücdgeblieben ift. 

In den Jahren 1877 bis 1879 fleigerte ſich der SKaffeehandel 
Antwerpen’3 don 427,330 auf 745,646 Säde, während derjenige 
Hamburg’3 ſich von 1,327,545 nur auf 1,350,494 Säcke fteigerte, alſo 
bei Hamburg ftilftand und bei Antwerpen um 75°, in zwei Jahren 
zunahm. Das Konjumtionzgebiet, welches Antwerpen's Kaffeehandel 
bediente, war aber zum größten Theil das Deutſche Hinterland. 

Außer dem direkten Vortheil, welcher den Hanjeftädten aus der 
mit Zuſchüſſen des Reichs zu bewirfenden Berbeflerung ihrer Hafen: 
anlagen erwächſt, kommen alle diejenigen VBortheile in Betracht, welde 
erfahrungsmäßig durch die Niederlegung der Zollgrenzen innerhalb 
de3 Deutichen Gebiet? während der Geichichte des Zollvereins überall 
eintraten. 

Größer aber al3 dieje direkten Vortheile wird für die Hanie: 
jtädte und namentlich für die gefammte Nation die thatſächliche Ver: 
ihmelzung ihrer wirthichaftlichen Intereſſen ſein. Führt doch der 
vorerwähnte Bericht des Gentralverbands Deuticher Induſtrieller auf 
Grund der Hamburger Statiftif der Nation vor Augen, wie 
über Hamburg, allein an Gewerbe- und Jnduftrieproduften, alfo abgejehen 
von Robftoffen und Getreide, aus dem Auslande im Jahre 1878 
insgeſammt für 276,590,230 M., und zwar allein von Großbritannien 
und Irland für 253,376,150 M. eingeführt worden find. Nach 
demfelben Beriht wurden während der Jahre 1868 bis 1877 ins: 
gefammt über Hamburg für 1,613,022,000 M. mehr fremde Produkte 
nad) Deutichland gebracht, als deutiche Produkte in’3 Ausland ver- 
frachtet wurden. 

Neben den vorerwähnten großen Summen, mit welchen Deutjch- 
land dieje fremden Produkte faufen mußte, kommt zweifellos auch 
der Nachtheil in Betracht, der der Nation durd) die entzogene Ge- 
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legenheit erwuchs, dieje von ihr konfumirten Gewerbe: und Induſtrie— 
produkte jelbft zu erzeugen. Es wird Angefihts der vielfachen 
Klagen über Mangel an lohnender Arbeit in jener Zeit Niemand be- 
baupten, daB unſere Producenten und Arbeiter den Bedarf über: 
haupt oder großen Theils nicht hätten deden können. 

Der Nachtheil, der aus dem Zollausihluß der Hanfeftädte für 
die Nation erwachſen mußte, ift übrigens, wie der vorerwähnte Be— 
riht in Erinnerung bringt, ſchon im Jahre 1848 im Frankfurter 
Reichstag von liberaler, und bei Berathung der Norddeutichen 
Verfaffung im Jahre 1867 au von fortſchrittlhicher Seite jehr 
entjhieden anerkannt worden. Bei der leteren Gelegenheit äußerte 
fi der Abgeordnete Moritz Wiggerd u. A. folgendermaßen: 

„Die Bertreter der Freihafeninterefjen ftellen ſich 
immer al3 Freihändler Hin. Das ift aber nicht richtig, ſondern die 
Herren, die dad wollen, find die reinen Monopoliften. Sie 
wollen ein Monopol, ein Privileg für ſich in Anſpruch 
nehmen, und jo viel ift doch gewiß, daß ein Monopol daraus hervor: 
geht für die Hanjeftädte, infofern als es unmöglid für die übrigen 
Seejtädte ift, den Hanjeftädten in Bezug auf den internationalen 
Zwiſchenhandel und aud in Bezug auf den Import Konkurrenz zu 
maden. Dann bitte ic) Sie zu erwägen, ob nidht die Deutſche 
Induſtrie dadurh geſchädigt wird, daß einmal der Abſatz an 
die reiche Bevölkerung in den Hanfeftädten England rejervirt bleibt, 
und daß England in den Hanjeftädten jich ein Freidepöt erhält. a, 
meine Herren, es fommen in diejer Beziehung jehr wid- 
tige Englijche Intereſſen in Betradt, und es fragt ſich, 
ob wir e3 der Deutſchen Anduftrie gegenüber befür- 
worten fönnen, in jolder unzuläjfigen Weile die Eng— 
liihen jtatt die Deutſchen Intereſſen zu begünftigen.“ 

Freilich hat in letzter Zeit in der Fortjchrittspartei, inſoweit 
die Reden eined bekannten Führer? derjelben den Maßſtab hierfür 
abgeben, die Anficht die Herrichaft gewonnen, daß die Erhaltung des 
bisherigen Zuftandes ein nationales Intereſſe jei. 

Wir erwarten von dem Zollanihluß der Hanjeftädte noch einen 
anderen jehr erheblichen mittelbaren Vortheil, nämlid den, da 
die Sachkunde und Erfahrung der Hanjeftädte auf dem Gebiete des 
überjeeiichen Handels, ftatt wie bisher in begreiflichem, aber für die 
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Nation nicht erfreulichem Maße ausſchließlich dem Vortheil der Hanje- 
ftädte, nunmehr auch der Reichagefammtheit dienftbar gemacht werden. 
Bon dem Augenblid an, wo Deutſchland für Hamburg und Bremen 
nicht mehr Ausland ift, wird auch der dort erhobene Widerſpruch 
gegen ſolche Maßregeln, welche beftimmt find, dem gefammten 
Deutihen Handel und der gefammten Schiffahrt und Rhederei 
Deutfchlands die Konkurrenz mit dem Auslande zu erleichtern, 
entweder jchtwinden, oder deren Beichließung nicht mehr ver- 
hindern. Ein beftimmter Plan der Regierung hinſichtlich ſolcher 
Mapregeln liegt zur Zeit allerdings noch nicht vor; daß fie e8 aber 
für die Pflicht der Reichsorgane hält, in diefer Beziehung nicht uns 
thätig zu fein, beweilen u. A. die in der letzten Sejfion von dem 
Reichskanzler vorgelegten Denkſchriften, betreffend das Franzöſiſche 
Gele zur Hebung der Franzöfiihen Handel3marine, beziehungs- 
weile über die Urfachen des relativen Rückgangs oder Zurüd- 
bleibend des Deutſchen Handel nah Oſtaſien und Auftralien. 
Jedenfalls Hat der Reichskanzler, wie e8 in dem Begleitjchreiben zu 
der letzten Denkſchrift heißt, ſich, wenigſtens gegenüber der bisherigen 
Reichstagsmajorität, duch die Ablehnung dev Samoa-Borlage ent— 
mutigen Lafjen, die Initiative zu ſolchen Maßregeln zu ergreifen. 
Wir möchten es aber al3 eine der wichtigften materiellen Aufgaben 
des nächften Reichſstags und alſo einer Mittelpartei, wie fie und vor- 
ihwebt, eradhten, in Gemeinſamkeit mit der Regierung auf Maß: 
regeln Bedacht zu nehmen, welche geeignet find, neben dem Kandel 
und der Schiffahrt der Hanfeftädte Hamburg und Bremen, auch die 
übrigen Deutjchen Seeftädte zu berücdjichtigen und den Deutſchen 
Schiffsbau wie die Deutſche Schiffahrt, welche durchaus nicht auf der 
Höhe der Zeit ftehen, wie aus Konkurrenzintereffe behauptet wird, 
überall zu beleben und durch wenigſtens vorübergehende Hülfe all= 
mählic auf eigene Füße zu ftellen und mit dem Ausland konkur— 
renzfähig zu machen. 

Die aktive Theilnahme, welche im Reichstag unfere über- 
ſeeiſchen Intereſſen bisher gefunden haben, ift befanntlich eine äußerft 
ſchwache geweſen. Außer einigen FFreihändlern und deswegen prin— 
zipiellen Gegnern jeder Einmiihung des Staat? in den freien Han 
deläbetrieb führten bei ſolchen Tragen, mit alleiniger Ausnahme 
der Samoa=Borlage, deren nationale Bedeutung wenigftens für Viele 
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in die Augen ſprang, eigentlich nur ſolche Abgeordnete das Wort, 
welche die in jedem einzelnen Falle erkennbare Abſicht verfolgten, 
den mit ſolchen Dingen nicht vertrauten Abgeordneten des Binnen— 
landes die objective Prüfung der von Seiten der Regierung ge— 
gebenen Anregungen zu verleiden und dieſe zu den Akten des Reichs— 
tags ſchreiben zu laſſen. Die Empfindung, daß den Intereſſen 
unſeres überſeeiſchen Handels und der denſelben vermittelnden Ge— 
werbe, wie Schiffsbau und Rhederei, inſoweit es ſich nicht ledig— 
lich um Bremen und Hamburg handelte, zu geringe Beachtung 
geſchenkt worden ſei, bricht ſich indeß immer mehr Bahn. Unſer 
Deutſcher Schiffsbau verhält ſich im Allgemeinen keineswegs abweiſend 
gegen etwaige Staatshülfe, im Gegentheil beweiſen zahlreiche Kund— 
gebungen aus anderen Orten wie den Hanſeſtädten, daß man ein 
Wiederaufblühen eines jetzt verkümmerten Werftbetriebes, ohne irgend 
welche geſetzliche Maßregeln zum Schutz gegen die ausländiſche 
Konkurrenz für unmöglich hält. Wenn in dem „Nautiſchen 
Derein“ 3. B. die ntereffenten aus Papenburg und Leer über- 
ſtimmt wurden, jo iſt dies Jediglih auf den übermächtigen Ein- 
fluß großer Aktiengeſellſchaften zurüdzuführen, welde, im Genuß 
der ihnen durch den Auswanderer-Transport zufließenden enormen 
Subventionen und im Beſitz größerer Kapitalien, einer Beihülfe des 
Staats nicht bedürfen und zum Theil die kleineren Schiffsbauer und 
Rheder niederzuhalten vorziehen, al3 gemeinfam mit diejen die Vor— 
theile gleihmäßiger Schu: oder Ermunterungs-Mittel zu genießen. 
Was fpeciell die großen Rhederei-Geſellſchaften anbelangt, jo hat 
3. B. der „Norddeutjche Lloyd“ jich von dem ihm im Reichstage ge— 
machten Vorwurf nicht freifprechen fönnen, daß er, ohne hierzu durch 
mangelnde Leiftungsfähigfeit Deutſcher Schiffswerften gezwungen zu 
erben, feine transoceaniihen Eifen- Dampfer faft alle in England 
gefauft habe. Es ift aber in den lebten Jahren im Wejer = Gebiet 
aud) eine große Anzahl von Holz- Schiffen, welche im Dienfte einzelner 
Rheder ftehen, nit etwa auf Deutjchen Werften im Wejer-Gebiet 
gebaut, jondern in Nord-Amerika angefauft worden, während die 
Deutſchen Schiffsbauer feine Arbeit Hatten. Ohne uns für irgend 
eine beftimmte Mafregel zu Gunften des Deutſchen Schiffsbaus im 
Voraus ausſprechen zu wollen, verdient e8 wahrlich eine vorurtheils- 
freie Unterfuhung,, unter Anhörung nit blos principieller oder 
Mittelpartei. 3 
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egoiftiicher Gegner jeder Staatshülfe, ob nicht irgendwie, ſei e8 durch 
Schiffsbau-Prämien, oder durch eine differentielle Regiftrations-Ge- 
bühr, je nachdem die Schiffe im In- oder Auslande gebaut find, 
durch Schiffahrts-Prämien oder Zollbegünftigungen für den direkten 
Amport auf Deutſchen Schiffen und dur PBoft-Subvention ben klei— 
neren Deutichen Schiffsbauern und Rhedern, einzelnen wie Geſellſchaften, 
welche feinen Rückhalt an der Auswanderung haben, die ohnehin doc 
nur für Amerifa eine Rolle jpielt, die Konkurrenz mit dem Aus 
lande zum Vortheil der gefammten Deutſchen Jnduftrie- 
und Handels-Intereſſen erleichtert werden Könnte. Die Ab- 
neigung gegen Subventionirung direkter Dampferlinien nad) über- 
jeeiihen Ländern ſcheint übrigens jelbft in freihändleriichen Kreiſen 
nicht mehr eine jo unbedingte zu fein wie früher. Die im 
Reichstag don der Regierung vertretene Behauptung, daß der 
Mangel direkter Dampferlinien die Konkurrenz Deutihands in 
Bezug auf feinen MWaarenhandel mit Dftafien und Auftralien 
gegenüber England und Frankreich erſchwere, wurde zwar noch in 
diefem Frühjahr von freihändleriicher Seite als ſchon für die lebte 
Zeit nicht mehr zutreffend bezeichnet; die ſeitdem durch den „Reichs— 
Anzeiger” und das „Deutiche Handels-Archiv“ veröffentlichten neueften 
Berihte aus Japan, China und Auftralien über das Jahr 1880 
und das erfle Quartal 1881 haben aber die von der Regierung be- 
hauptete Thatſache vollauf beftätigt, daß die jubventionirten 
Dampferlinien anderer Länder den Deutſchen Handel beeinträchtigen 
und namentlih die Deutihe Schiffahrt geradezu niederhalten. 
Der nächſte Reichstag wird e8 daher nicht ablehnen können, auf 
Grund von Regierungsvorlagen, oder aus eigener Anitiative ich 
auch mit diejen Angelegenheiten näher zu beichäftigen. 

Die Löjung aller dieſer auf den verjchiedenften Gebieten liegen— 
den Tragen läßt es uns im hohen Maße erwünjcht ericheinen, daß 
der in der vorigen Eelfion abgelehnte Vorſchlag der Regierung, den 
in Preußen in’3 Leben gerufenen Volkswirthſchaftsrath zu einem 
Deutſchen Vollswirthichaftsrath zu machen, Anklang und Annahme 
finden möge. Wir ftimmen in diefer Beziehung volllommen dem 
Jahresbericht der Handelsfammer für Elberfeld pro 1880 bei, welcher 
hierüber ſich folgendermaßen äußert: 

„In dem durch Königliche Verordnung zunächft für Preußen be— 
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rufenen Volkswirthſchaftsrath iſt eine Körperſchaft in's Leben ge— 
treten, von deren ſachverſtändigem Urtheil eine günſtige, die vorhande— 
nen Gegenſätze auf wirthſchaftlichem Gebiete ausgleichende Einwirkung 
auf die Vorbereitung aller die gewerblichen und handelspolitiſchen 
Fragen berührenden Geſetzesvorlagen zu erhoffen ſteht. Die Einſetzung 
eines ſolchen begutachtenden Kollegiums iſt bekanntlich zuerſt aus dem 
Schooße unſerer Kammer angeregt und zu wiederholten Malen 
empfohlen worden. Die endliche Verwirklichung des diesbezüglichen 
Wunſches erfüllt uns daher mit hoher Genugthuung, wenn auch bei 
der Zuſammenſetzung des Volkswirthſchaftsraths für jetzt leider die 
Intereſſen des Elberfelder Induſtriebezirks ohne direkte Vertretung 
geblieben find. Dem Beftreben des Herrn Reichskanzlers, den Preu— 
Biihen Volkswirthſchaftsrath durch Hinzuziehung von Mitgliedern 
aus den übrigen Deutjchen Bundesftaaten zu einer Reichsinftitution zu 
erweitern, wünjchen wir um fo lebhafter baldigen Erfolg, als erſt 
eine möglichſt volljtändige Repräjentation aller ver- 
Ihiedenen Zweige des wirthſchaftlichen Lebens unferer 
Nation den Berathungen der fraglichen Sadverftändi- 
gensBerfammlung den wünjhensmwerthen Einfluß auf 
die praftiiche Geftaltung der fürdienädjten Seſſionen 
des Reichstags bereits in Ausſicht geftellten wichtigen 
gewerbliden und focialpolitiihen Vorlagen ſichern 
fann.“ ’ 

Wir können in der That nicht verftehen, wie man in einer der= 
artigen Einrichtung den Verſuch zu einer Schmälerung der Rechte, des 
Anſehens oder auch nur der gejeßgeberiichen Aufgaben des Reichstags 
bat finden fönnen. Galt früher ein Staat3rath zur Theilnahme an der 
Vorbereitung von Gejegen als etwas Wünſchenswerthes, und ift man 
von einer ſolchen Einrichtung zurüdgelomnien, weil ein Staatsrath 
gewöhnlich nur aus, wenn auch hochverdienten, jo doc immer älteren 
und zumeift im Dienft arbeitsmüde gewordenen Beamten zujammen- 
gejeßt wurde, jo Tann es doch nur mit Freuden begrüßt werden, 
wenn die Regierung die Unterlage für die bureaukratiſche Bearbeitung 
geſetzgeberiſcher Materien dur die Konjultirung Sachverſtändiger 
aus allen Kreifen der Nation zu gewinnen ſucht. Wie anders als 
duch die Anhörung von Intereſſenten, welche jelbftverftändlich die 
beiten Sachkundigen find, Kann beiſpielsweiſe daran gedacht werden, 
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das Richtige zur Unterftügung der Deutihen Schiffahrt zu finden? 
Eine Enquetelommilfion, wie fie von den Gegnern des Volkswirth— 
Ichaftsrath3 als zweckmäßiger empfohlen wird, und welche Lediglich 
aus Schiffahrts-Intereſſenten beftünde, twirrde allerdings dieje Inter— 
eſſen am beften zu vertreten im Stande fein, die aber für den 
Gejeßgeber erforderliche Umfiht und Rüdficht auf die anderen natio= 
nalen Intereſſen, das Abwägen derielben gegen einander, diefe An— 
forderungen kann nur ein aus Sachverftändigen der verichiedenen 
nationalen Gewerbe zufammengefeßter Volkswirthſchaftsrath erfüllen. 
Ueber die Art der Berufung der Mitglieder eines Volkswirthſchafts— 
raths läßt ſich ja ftreiten, und will e3 uns bedünfen, daß gerade 
bieetat3mäßige Bewilligung der Mittel hierfür dem Reichstag 
die bejte Gelegenheit bieten twirde, auf die Zuſammenſetzung diefer Sach— 
verftändigen-Berfammlung einen mitbeftimmenden Einfluß auszuüben. 
Die größeren Intereſſenten-Kreiſe müßten nicht nur zur Präjentirung 
einer Lifte, Jondern auch zur Wahl einer Anzahl von Mitgliedern befugt 
fein. Die etatsmäßige Bewilligung der Mittel für den Volkswirthſchafts— 
rath hat vor der im Reichstag verlangten geleßlichen Regelung überdies den 
Vorzug der größeren Elafticität in dem Sinne, daß e3 hierdurch er— 
möglicht wird, je nach dem Bedürfniß und dem Charakter der vor— 
zubereitenden Gejeßesvorlagen eine größere Anzahl von Vertretern 
bejtimmter Gewerbe heranzuziehen. Es müßte deßhalb darauf Ber 
dacht genommen werden, den ordentlichen Beftand des Volkswirth— 
ſchaftsraths durch außerordentlide Mitglieder für vorübergehende 
Ürbeiten zu verftärfen beziehungsweije ihm die Möglichkeit zur Ans 
hörung einer größeren Anzahl von ntereffenten zu gewähren. Die 
in Ausficht ftehenden Gejeßesvorlagen auf dem focialpolitifchen Gebiet 
machen die Berufung eines deutihen Volkswirthſchaftsraths 
zu einer Pflicht gegen die Nation. Iſt auch durch die Vorprüfung 
de3 Arbeiter-Unfallverficherungs-Gejeges im Preußiſchen Volkswirth— 
ſchaftsrath und dur die Verhandlungen und Erörterungen im 
Reichstag und in dev Preſſe über dieſes Geſetz manches neue ſchätzens— 
werthe Material zur Beurtheilung dieſer Fragen beigebradt 
worden, jo dürfen gleihtwohl die Bevölferungen aller Bundesftaaten 
den Anjpruch auf die Gelegenheit erheben, vor Tertigftellung der be= 
ablichtigten Geſetzentwürfe durch Vertreter ihrer Handeld- und Ge- 
twerbefammern, und die Organe ihrer verjchiedenen materiellen In— 


tereſſen ihre praktischen Bedenken und Wiünjche geltend zu machen. 
Bei der beabfichtigten Erweiterung der damaligen Vorlage und ge- 
genüber der nangriffnahme der bisher nur in allgemeinen Zügen 
erörterten Trage der Altersverſorgungs- und Invalidenkaſſen, wird 
auch der Reichstag nicht bureaukratiſcher als die Regierung ſein 
und die Gutachten keines AIntereffentenkreifes entbehren wollen. Aus 
allen diefen Gründen alfo möchten wir davon abrathen, daß bet 
Aufftellung eine gemäßigt Liberalen Wahlprogramms die Trage 
de3 Volkswirthſchaftsraths abweiſend behandelt werde. 

Gegenüber der Vielfältigkeit der Aufgaben des nächſten Reichs— 
tags ſollte unſeres Erachtens die Beſorgniß nicht aufkommen können, 
daß mit der geplanten Verlängerung der Budgetperioden 
regierungsſeitig ein „reaktionärer Hintergedanke“, die beſtimmte Ab— 
ficht verbunden werde, den Reichſtag überhaupt nur alle zwei Jahre 
zu berufen und bierdurd), oder überhaupt fein Anfehen und feinen 
Einfluß zu vermindern. Selbft wenn die Verlängerung der Legislatur— 
perioden von 3 auf 4 oder gar 5 und 6 Jahre gelänge, würde unmöglid) 
die Regierung an die Erreichung jo weitgehender Pläne und Reformen 
denken können, wenn jie nicht beabfichtigte, die Arbeitskraft der Volks— 
vertretung hierfür in vollem Maße in Anfprud zu nehmen. Die 
beabjichtigte Verlängerung der Budgetperioden jtellt fih für uns 
vielmehr lediglich al3 der aufrichtige Wunſch dar, die überflüffige 
Wiederholung einer und derjelben Arbeit allen betheiligten Faktoren 
thunlichft zu eriparen. Bei der thatſächlichen Unmöglichkeit, 
auf die jährlihe Berufung des Reichsſtags zu verzichten, 
würde vielleicht ein angemeſſener Ausgleich zwiſchen den verjchiedenen 
Auffaffungen darin Liegen, wenn die Legislaturperioden verlängert, 
die verfaſſungsmäßig zuläffige Vorausbeſtimmung des Etats für 
2 Jahre wenigftens durch Geſetz ermöglicht, dagegen die jährliche 
Berufung des Reichstags aufrecht erhalten würde. Außerdem aber 
jcheint es dringend erwünſcht, daß zugleich die jeit 10 Jahren (denn 
bereit3 in der erften Legislaturperiode wurde dieje Frage auch in libe- 
ralen Kreifen ventilixt) jchwebende Trage einer Abänderung 
der verfajjungsmäßigen Bejhlußfähigfeitsziffer des 
Reichstags zwedentiprechend gelöft werde. In diefer Beziehung 
empfiehlt ſich unſeres Erachtens gleichzeitig eine Einſchränkung und 
eine Erweiterung der jeßigen Ziffer. Während für viele Berathungen 
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und Abftimmungen eine erheblich Kleinere Anzahl als die Hälfte der 
Reichstaggmitglieder auszureichen Scheint, würden wir mit dem Reichs» 
fanzler, der fi dem Vernehmen nach bei parlamentariichen Unter: 
baltungen in diefem Sinne ausgeſprochen haben joll, für die ent» 
ſcheidenden Beichlüffe über Geſetze eine erhebliche Erhöhung der Ziffer 
nah den Erfahrungen der lebten Legislaturperioden für geboten 
erachten, wo es wiederholt vorfam, daß bei der Antvejenheit von 
nur wenig mehr als der Hälfte der Abgeordneten ein Geſetz mit nur 
wenig Stimmen über die Mtajorität der Antvejenden ſchon in 
zweiter Lejung verworfen wurde und eine dritte Leſung gar nicht 
mehr erlebte. Eine Revifion der Verfaſſung wie der Geſchäftsordnung 
de3 Reichstags zur Verhütung ſolcher Vorkommniſſe würde auf die 
Annahme nit blos Seitens der Konjervativen, der „Deutjchen 
Reichspartei“ und der gemäßigt Liberalen, jondern auch der Oppofition 
al3 ein Mittel zur Stärkung de3 Anjehens der Volksvertretung An— 
ſpruch haben. 

Mir möchten daher der allgemeinen Erwägung empfehlen: Art. 13 
ber Reichöverfaffung, welcher die jährliche Berufung des Reichstags 
vorichreibt, aufrecht zu erhalten; die im Art. 24 vorgejchriebene drei: 
jährige Legislaturperiode auf etwa 5 Jahre zu verlängern; Art. 69, 
welcher die Veranſchlagung und Etatifirung aller Einnahmen und 
Ausgaben de3 Reichs für jedes Jahr vorjchreibt, aufrecht zu erhalten, 
dagegen den Art. 71, wonach die gemeinjchaftlihen Ausgaben in der 
Regel für ein Jahr betwilligt werben, jedod) in bejonderen Fällen 
auch für eine längere Dauer bewilligt werden Können, dahin abzu- 
ändern, daß die Worte „in befonderen Fällen“ etwa durch die 
Worte „durch Geſetz“ erjeht würden; Art. 72, welcher die jähr- 
liche Reich3tagsberufung vorjchreibt, aufrecht zu erhalten; endlich den 
Art. 28 dahin abzuändern, daB zur Beihlußfaffung des Reichstags 
im Allgemeinen die Anwejenheit von etwa ein Drittel, zur Gültig: 
feit der Beihliegung von Gejeten in zweiter und 
dritter Leſung aber die Anweſenheit von drei Viertel der Ab: 
geordnetenzahl erforderlich ift. 

Die vielfad ausgejprohenen Belorgnijfe vor „reaf= 
tionären“ Abſichten der Regierung und allzugroßer 
Nachgiebigfeit gegen die Forderungen Rom’ theilen 
wir nicht. Unſere Zuverficht in diefer Beziehung gründet fi auf 
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die gleichzeitig milde und fefte Natur unſeres Kaiſers, auf die be- 
währte ſtaatsmänniſche Vorausficht feines erſten Rathgebers und die 
befannten, einer xeaftionär=Tlerifalen Richtung wenig zugeneigten 
Gefinnungen unſeres Kronprinzen. 

In feiner Rede vom 5. März 1879 fagte Fürſt Bismard: 

„Wir erftreben und wollen Alle dasjenige Maß von 
Freiheit und Unabhängigkeit und freier Bewegung 
der Volksvertretung, was mit der Sicherheit und Stetigkeit 
unferer Einrichtungen nur irgend verträglich ift, und etwas Anderes 
erftreben auch Sie nit. Wir haben diejelben Ziele, und wenn wir 
über diefe Wahrheit ganz zweifellos einig find, dann, glaube ich, 
wird auch dieje Franke Bläffe des Mißtrauens ſchwinden.“ 

Gegenüber den bei Gelegenheit der Zolldebatten ausgeiprochenen 
Derdähtigungen, ala ob der Reichskanzler zur Erkaufung der Stimmen 
de3 Gentrum3 für den Tarif den Rechten des Staats etwas zu ver— 
geben im Stande jei, äußerte Fürft Bismard: 

„Ich habe in dieſem Konflikt gefämpft mit der Lebhaftigkeit, 
die mir wie ich hoffe in allen Sachen, wo e3 fich meinem Bewußtfein 
nad um da3 Wohl meines Baterlandes und um die Rechte meines 
Königs handelt, jo lange ich lebe, eigenthümlich bleiben wird, aber 
ih muß auch hier jagen: ich halte Konflikte unter Umftänden wohl 
für tapfer durchzukämpfen, aber nicht für eine auf die Dauer zu er— 
ſtrebende nftitution, und wenn ſich Mittel und Wege bieten, 
die Schärfe der Gegenjäße zu mildern, ohne daß man 
anden Principien der eigentliden Streitfrage rührt, 
wenn man fi) gegenjeitig fennen und durch gemeinfame Arbeiten an 
einem gemeinjamen und hohen Zwecke ſich gegenfeitig achten lernt — 
ja, jo liegt es doch wahrſcheinlich nicht in meiner Berechtigung ala 
Minifter, ſolche Wege zu verſchließen und von der Hand zu weifen.“ 

In derjelben Rede jagte der Reichskanzler: 

„Ich bin ja jeit lange gewohnt, daß man, wenn die Gründe 
aus der Gegenwart nicht reichen, mit der Verbächtigung meiner Ab- 
fihten für die Zukunft mich bekämpft. ch erinnere Sie daran, 
daß lange Jahre hindurch gejagt worden ift, ich ftrebe nach Krieg 
zu irgend welchen Zwecken. Es hat dies exft ein Ende genommen, 
feitdem die Stellung Deutfchlands zur orientalifchen Frage, ſeitdem 
die Stellung Deutjchlands auf dem Kongreß zu Berlin den unwider— 


leglihen Beweis geliefert haben, daß alle jene Jnfinuationen Lüge 
und VBerleumdung waren, die nicht zum geringften Theile in Deutſch— 
fand ihren Urjprung hatten. Seitdem ift es Sitte geworden, 
jeit ungefähr Jahr und Tag, Reaktion zu jhreien und 
auf diefe Weije den Teufel an die Wand zu malen. 
Durch das Verdächtigen der Reaktion, durch das Anſchuldigen können 
Sie unter Umftänden einen Minifter, der jhüdterner ift, 
ala ih bin, veranlaffen, daß er gerade, um fi) der Feindichaft 
zu eriwehren, in die ihn der Verdacht der Reaktion bringt, bewußt 
oder unbewußt zu den Mitteln der Reaktion greift und Anlehnung 
da ſucht, wo er für den Augenblid weniger Feindichaft findet. In 
der Lage bin ich nicht. Sch bin dem Ende meiner Lauf— 
bahn zu nabe, um zu Gunften irgend einer Zukunft 
meine Gegenwart zu verderben.“ 

Obwohl wir, wie gejagt, die Realtiond- und Canoſſafurcht nicht 
al3 begründet eradhten, jo würden wir zur Beruhigung bejorgter 
Gemüther nichts dagegen einzuwenden haben, wenn ein gemäßigt 
liberales Wahlprogramm, welches die Unterlage für ein Zuſammen— 
gehen zwiſchen Nationalliberalen und der „Deutichen Reich3partei“ 
vor und nad den Wahlen ermöglichte, zu einzelnen ragen, welche 
vielleiht den Gegenſtand von nitiativanträgen bilden könnten, im 
Voraus Stellung nähme. 

Der 3. B. am Schluß der vorigen Sejfion aus taktiſchen Gründen 
abgeichlagene Verſuch, die Petitionen wegen Aufhebung der obliga= 
toriſchen Civilehe zur Erörterung zu bringen, wird muthmaßlich 
nad dem Zufammentritt des Reich3tag3 erneuert werden. Wir find 
überzeugt, daß, wie auch die Wahlen ausfallen mögen, dieſe Verſuche 
jich al3 ebenfo vergebliche erweijen werden, wie ettvaige Verſuche, dag in 
der erften Legislaturperiode des Reichstags beichloffene Jejuiten- 
gejet oder den jogenannten Kanzelparagraphen wieder aufs 
zubeben. Erſt wenn die Reichsregierung mit dahin zielenden Vor— 
lagen hervorträte, oder Neigung zur Unterftügung ſolcher Anſprüche 
an den Tag legte, würden jene Angftrufe irgend welche Berechtigung 
haben. 

Mir find aber überzeugt, daß ſolche Prätenfionen nicht minder 
werden zurücgewiejen werden, al3 ein im Sinne der ſchon oben er- 
mwähnten Breslauer Beichlüffe etwa erneuter Anlauf des Gentrums, 
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da3 Reich mit ähnlichen Verfaſſungsbeſtimmungen zu beglüden, wie 
ſolche glücklicherweiſe in Preußen bejeitigt worden find. 

Bei ihrem Beftreben, in den durd die Staats-Sou— 
veränetät bedingten Grenzen den Wünſchen der fatho- 
liihen Bevdlferung nad Bejeitigung der am jhwerften 
drüdenden Folgen de3 Kulturfampfes Rechnung zu 
tragen, wird Niemand weniger al3 die Reichsregierung den Wunſch 
hegen fünnen, die Eirchenpolitiichen Tragen unnöthiger Weile im 
Reihstag zu erörtern und dort Freund und Teind die Gelegenheit 
zu erneuten Wortlämpfen und zur Verbitterung der Gemüther zu 
gewähren. it der in Preußen entbrannte Kulturfampf auch zum 
Ausgangspunkt für die oppofitionelle Haltung de3 Centrums im 
Reichstag gemacht worden, jo ift Hierdurch gleihwohl die Ent— 
ſcheidung über den modus vivendi zwiſchen der Preußiſchen Staat3- 
Souveränetät und den Anſprüchen der Römiſchen Hierardhie darum 
nicht minder eine rein Preußiſche Sache geblieben. Die Aufgabe 
derjenigen Preußiſchen und anderen Mitglieder des Reichstags, welche 
wünſchen, daß die Vermengung diefer Preußiſchen kirchenpolitiſchen 
Frage mit volkswirthſchaftlichen und handelspolitiſchen Angelegen— 
heiten im Reich vermieden werde, ſollte es unſeres Erachtens fein, 
dafür Sorge zu tragen, daß eine den Reichsintereſſen entſprechende 
Löſung dieſer letzteren Fragen im Reichsſtag unabhängig von der 
gewährten oder verweigerten Hülfe des Centrums, gelingen könne. 

Wir können uns hier der Erwähnung einiger anderer, zwar nicht 
von der Regierung, aber von den extremen Parteien in den Vorder— 
grund des Wahlkampfs geftellten Tragen nicht ganz enthalten. 

Dem nächſten Reichstag wird bei der großen Aufregung, welche 
die Judenfrage in die Maffen getragen hat und bei der Rolle, 
welche dieje Frage in dem Wahlkampf Tpielt, e8 kaum eripart bleiben, 
ſich mit diefer Angelegenheit zu beichäftigen. Eine objektive Erörte- 
rung der Urſachen für diefe Aufregung ift daher nicht abzuweiſen. 
Wir glauben, daß das Unrecht auf beiden Eeiten liegt, daß jedoch 
der erſte Anlaß zu dem Konflilt in dem Mißbrauch zu finden ift, 
welcher von unſerer Preßfreiheit feitens einer Anzahl von Blättern 
gemacht worden ift, die ſich im Befite von Juden befinden, oder von 
denjelben redigirt werden. Nicht nur die Prätenfion, auch über An- 
gelegenheiten der Hriftlichen Kirchen, von einem rückſichtslos philo- 


ſophiſchen Standpunkte, aburtheilend mitzuiprechen und Alles das zu 
verhöhnen, was der großen Mehrzahl des chriftlicden Volks heilig 
ilt, Jondern auch die maßlofe Verunglimpfung von Perfonen, die in 
politiichen Dingen einen anderen Standpuntt einnehmen, hat ganz 
allmählich auch in weiten Kreifen, wo nicht Erbitterung, jo doch 
Zweifel daran hervorrufen müflen, ob derartige Mißbräuche ſich un— 
geftört weiter entwickeln dürfen. Wenn aber iiber den Rahmen einer 
ſachlichen Kritik und disfutabler Anträge an die gejeßgebenden Fak— 
toren des Reichs, zur Befeitigung der herborgetretenen llebelftände 
unter dem Namen „hriftlich-focialer“ Reform die großen Maſſen 
fanatifirt und die Bürger verſchiedener Religionen, die bi3 dahin 
friedlich neben einander gelebt hatten, in einem Maße gegen einander 
verheßt werden, daß ſchließlich blutige Scenen nicht ausbleiben können, 
jo verdient ein derartiges Gebahren wohl gewiß die allgemeinfte Ver— 
urtheilung. Bei aller angeblid Hriftlidhen, fittlichen Entrüftung 
gegen die Juden ift es im Grunde genommen der Neid gegen das 
materielle Wohlbefinden eine verhältnigmäßig großen Theils der 
jüdiichen Bevölkerung, welcher die Haupturfahe für den zu Tage 
getretenen Haß bildet. Was Mohlthätigkeit, Gemeinfinn und 
nationale Gefinnung anbelangt, jo giebt es gewiß nicht weniger 
jüdiſche Chriften, als chriftliche Juden. Es ift die Annahme berech— 
tigt, und mancherlei Beweiſe liegen dafür vor, daß in Folge der 
Judenhetze die ohne Anjehen der Religion von Juden geübte Mild- 
thätigfeit fi mancher Orten zum Nachtheil der Hülfsbedürftigen 
vermindert hat, ohne daß die Hebe der chriftlichen Barmherzigkeit 
irgendivie einen neuen Impuls gegeben hätte Vergleicht man bie 
agitatoriiche Stellungnahme evangeliicher Geiftlichen in diefer Frage mit 
der Zurüdhaltung der katholiſchen Geiftlichkeit, jo wird, wenn der Ver- 
gleih in Bezug auf Hriftlicde Duldung nicht zu Ungunften des doch 
in erhöhten Maße zur Toleranz verpflichtenden proteftantijchen 
Bekenntnifjes im Allgemeinen ausfallen ſoll, als pſychologiſcher Grund 
für diefe Erſcheinung das an ber Trage Flebende materielle Intereſſe 
anzujehen fein, welches bei jenen aus nahe liegenden Gründen mäd- 
tiger als bei diefen wirkt. Wie dem auch fei, chriftlich ift die Hetze 
nicht, und Geiftliche, welche ſich daran betheiligen, profaniren unjeres 
Erachtens ihren Beruf und proftituiren das Chriſtenthum. Amt 
allerwenigften ift das Gebahren chriſtlicher Geiftlichen in der Sache 
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geeignet, die Herde der Gläubigen zu vergrößern. Daſſelbe muß 
nicht nur abſchreckend auf ſonſt ſich dem Chriſtenthum nähernde 
Juden wirken, ſondern auch die Zahl derjenigen Chriſten bedenklich 
ſteigern, welche überhaupt ſchon durch das unduldſame Verhalten 
eines Theils der Geiſtlichkeit zu den Indifferenten gerechnet werden, 
weil ſie vorziehen, die der Seelſorge ſolcher Geiſtlichen über— 
lieferten Kirchen nicht zu beſuchen. Von Chriſto und wahrem 
Chriſtenthum iſt überhaupt bei dieſer Agitation wenig zu merken. 
Alles dreht ſich um Mein und Dein und um die Möglichkeit, 
der jüdiſchen Bevölkerung die Erwerbung irdiſcher Schätze zu er— 
ſchweren. Wir ſind überzeugt, daß ein großer Theil der Juden, 
wenn ihre ſociale Gleichberechtigung mit der politiſchen gleichen 
Schritt gehalten hätte, ihre natürliche Begabung lieber auf anderen 
Gebieten verwerthet hätten, als lediglich zum Zweck der Erwerbung 
von Reichthümern. In Bezug auf die Gelegenheiten des Erwerbs 
beſteht indeß geſetzlich ja keine Bevorzugung der Juden vor den 
Chriſten. Es kann ſich alſo nur um Mißbräuche handeln, welche 
durch Lücken in unſerer Geſetzgebung ermöglicht werden, und zu 
welchen nicht nur Juden ſich verſtehen. Dean prüfe daher unſere 
Handelsgeſetzgebung, und entſchließe ſich eventuell zu einer durch die 
Erfahrung der letzten Jahre an die Hand gegebenen und vielfach 
auch von liberaler Seite empfohlenen Reviſion des Geſetzes, betreffend 
die Aktiengeſellſchaften, und zu manchen anderen die Vörſe von ihren 
Auswüchſen heilenden allgemeinen Maßregeln. Der anftändige 
Theil des Kriftlichen und jüdiſchen Handelsftandes wird ſich über 
eine alle Theile gleihmäßig treffende Reinigung dieſer Art gleich- 
mäßig freuen. 

Was die notoriſchen Ausichreitungen der jüdiichen Preſſe anbe— 
langt, welche zu der beſtehenden Bitterkeit den äußeren Anlaß gegeben 
haben, ſo können wir die Anſicht nicht unterdrücken, daß die Schuld 
hierfür unſer Preßgeſetz ſelbſt trifft. Als in der erſten Legislaturperiode 
des Reichstags auf die Beſeitigung aller Präventivbeſtim— 
mungen aus ber Preßgefeßgebung vieler deutichen Bundesftaaten hin- 
gewirkt, die Vorlegung eines Reichspreßgejeßes verlangt und über 
einen zunächft aus der Snitiative von Abgeordneten hervorgegangenen 
Geſetzentwurf disfutirt wurde, fehlte es nicht an Stimmen, welche 
die Nothwendigkeit ausreihender Reprejjivmittel gegen den 
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Mißbrauch der Preßfreiheit al3 Korrelat der leßteren betonten. Die 
ehemalige „Liberale Reichspartei* nahm nad) beiden Richtungen jehr 
lebhaften Antheil an dieſen Verhandlungen. Vergeblich ward auf 
die Prinzipien hingewiejen, welche die Engliſche Preßgeſetzgebung be— 
herrihen und auf Beltimmungen, welchen fie ihre Erziehung zum 
Anftand und fodann ihre angejehene Stellung in der Nation und 
in der Welt zu verdanken bat. Die Engliihe Preßgeſetzgebung 
ift frei von allen Präventivmaßregeln gegen Verbrechen oder Ver: 
gehen, welche durch die Prefje begangen werden können, mit alleiniger 
Ausnahme der Befugniß des Generalpoftmeifters, gelegentlid mit 
Zuftimmung des Finanzdepartements durch Regulative die Zujendung 
oder Ablieferung indecenter oder objcöner Drudichriften, Abbil- 
dungen u. f. w. zu verhindern; dagegen ftellt fie den Rechten und 
Privilegien der Preſſe nicht minder wichtige Pflichten gegenüber, 
Gegen alle Benachtheiligungen öffentliher oder privater Intereſſen. 
welche durch die Preſſe verurfacht werden, bietet das Engliſche Geſetz 
(Law of libel) wirkſame Mittel der Repreſſion. Strenger ala bei 
und iſt vor Allem die Verantwortlichkeit für die Entftehung von 
Preßerzeugnifjen dadurch gefichert, daB auch der Eigenthümer, ins— 
bejondere civilrehtlich durch Auferlegung mitunter ganz enormer 
Geldbußen belangt werden kann, und daß zur Begründung der Ver— 
antwortlichkeit nicht dev Nachweis der böswilligen Abjicht erforder: 
lich ift, jondern der Nachweis der durch das Preßerzeugniß thatjäch- 
lih verurſachten Schädigung genügt, ſei diejelbe eine materielle oder 
moraliihe an Ehre und Ruf. Ein Mitglied der „Liberalen Reichs— 
partei” empfahl vergeblich diefe Gautelen gegen den Mißbrauch als 
Hequivalent für die Aufhebung aller Präventivbeftimmungen, wenn 
ander3 wir niht Amerikaniſche Preßlicenz ftatt Engliſcher 
Preßfreiheit erwerben wollten. Jener Mahnruf im Jahre 1874 
ward überhört, weil gerade dieje Engliihe Einrihtung im Unterjchied 
von anderen al3 nachahmenswerth gepriejenen, angeblich nicht in unfer 
Rechtsſyſtem paffen würde‘). Es liegt aber auf der Hand, daß die jetzt 
zu Zage getretenen Abjcheulichkeiten in unſerer Preffe nur dann allmäh— 
li wieder ſchwinden werden, wenn da3 Schwergewicht der Neprei- 
fion von der Friminellen Beftrafung der für ihr Brot arbeitenden 


2) Vergl. „Dad Reichs: Prei-Gefek vom 7. Mai 1874” von Dr. H. Marquarbdien, 
Berlin bei Guttentag 1875, Seite 115. 
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ſogenannten Sitzredakteure in die civilrechtliche Verantworklichkeit 
Derjenigen verlegt wird, welchen der Vertrieb der Preßer— 
zeugniſſe zum materiellen Vortheil gereicht. Nur durch die 
Verantwortlichkeit Desjenigen, der den Gewinn von der Verbreitung 
hat, kann der Gewiſſenloſigkeit und Fahrläſſigkeit gegenüber dem Vertrieb 
ſchmutziger, verleumderiſcher und beleidigender Preßerzeugniſſe geſteuert 
werden. Wir hoffen daher, daß die Judenfrage als nützliche Frucht 
wenigſtens die Erkenntniß von der Nothwendigkeit einer Reviſion unſeres 
Preßgeſetzes in dieſer Richtung zeitigen möge, damit die Nation von der 
ſie und ihre Journaliſtik entehrenden Winkel- und Revolverpreſſe bald— 
möglichſt befreit, ohne daß ihr das Gut der Preßfreiheit verkümmert 
werde. Selbſt die Fortſchrittspartei, welche bei Gelegenheit des 
Socialiſtengeſetzes ihre Ablehnung damit motivirte, daß ſie ein Aus— 
nahmegeſetz gegen eine beſtimmte Kategorie von Staatsbürgern für 
verwerflich halte, wird ihre Mitwirkung bei einer das Prinzip der 
Preßfreiheit aufrecht erhaltenden Reviſion des Deutſchen Preßgeſetzes 
in vorſtehendem Sinne nicht wohl verſagen können. 

Wir erblicken zwar in der von der Fortſchrittspartei verſuchten 
Hineinziehung der Militärfrage in die Reihe der zu erſtrebenden 
Neformen und zwar im Sinne einer Abkürzung der Dienstzeit nur 
ein Feuerwerk zur Ergögung und Bethörung leichtgläubiger Wähler, 
da allen Ernftes heute Niemand an eine Verminderung unjerer Wehr: 
fraft denken wird; wir würden e3 aber immerhin für nüßlidh er- 
achten, wenn dur) einen beftimmten Sat in den Wahlprogrammen 
der anderen Parteien dieſes Spiel mit der äußeren Sicherheit des 
Reichs eine ernſte Abfertigung erhielte. 

Die Gefahr, bei den Steuer- und Socialreformen auf die 
Hülfe des Centrums angewiejen zu fein, liegt nach dem oben Ge— 
fagten nit ſowohl in der Neigung der Regierung zur 
politiihen Reaktion und zur Preisgebung firden: 
politiiher Rechte des Staates, al3 darin, dab da3 
Gentrum wie bei der Zollreform, jo auch jett jede 
ihm durch die Haltung der Liberalen gebotene Ge- 
legenheit benußen wird, um die Löſung beftimmter 
praftiider Fragen in einer mehr partifulariftiiden 
Richtung herbeizuführen Bei der Steuerreform wird es 
eine Wiederholung der Forderung der jogenannten Eonftitutionellen 
Garantien vorausſichtlich mit dem Verlangen der Aufrechterhaltung 
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und weiteren Anwendung des Prinzips der Frankenſtein'ſchen Klaujel 
beantworten. Und was die jocialpolitiichen — oder wie die Provin- 
zialforrefpondenz fie Kürzlich bezeichnete — die Arbeiterreformen 
anbelangt, jo läßt die Haltung der Gentrumsprefje erkennen, daß 
e3 die vom Reichskanzler als nothwendig bezeichneten Zuſchüſſe aus 
öffentliden Mitteln in erſter Linie prinzipiell befämpfen werde. 
Denn das Centrum wird nur ungern dazu beitragen, daß der Ein— 
fluß de3 Staates auf die großen Mafjen fich auf Koften des Ein- 
fluſſes des römiſchen Klerus fteigere, welcher ſich ebenjo geſchickt in 
der ftillen focialiftiichen Agitation erwieſen hat, wie ein Theil der 
protejtantijchen Geiftlichkeit plump in der Judenhetze. Welche poli= 
tiiche Bedeutung diefer Einfluß für den Klerus Hat, lehrt die 
Geſchichte der Gejellen- und anderer Fatholiichen Vereine, welche eine 
fontinuirlihe Wahlorganijation des Gentrums bilden. Aeußerften 
Tall aber wird das Gentrum die an fi im Intereſſe der ar- 
beitenden Klaſſen nicht abzumweifenden Reformen wiederum nur unter 
der Bedingung annehmen, daß die Durchführung in die Hände der 
Einzelftaaten gelegt werde, damit wenigſtens dem Reich der 
Erfolg nicht direft zu Statten fomme. 

Mir können hiernach nur mit dem aufrichtigen Wunfche ſchließen, 
daß die „Nationalliberale Partei” ſich Hinfichtlich aller im Reichstag 
zum Austrag zu bringenden Tragen nicht durch ein vorzeitiges En— 
gagement gegenüber ihren abtrünnigen jeceffioniftiichen Freunden bin= 
den, fich vielmehr für die wegen des Zwieſpalts auf volfswirth- 
ſchaftlichem Gebiet von ihr abgelöfte Liberale Gruppe, und andere 
freifinnige Abgeordnete, welche auf dem Boden der vormaligen „Libe— 
ralen Reichspartei“ ftehen, jorwie namentlich für die Deutjche Reichs- 
partei allianzfähig erhalten möge. 

Durch ſachlich harmoniſche Parteiprogramme vereint, werben 
dieje Gruppen ftarf genug jein, um gemeinfame Wahlfiege zu er— 
fechten und, wo erforderlich, auch Männern auf der rechten und linken 
Seite, wie Graf Moltfe, dv. Seydewig und von Helldorf, oder 
Löwe-Bohum und Berger, im Intereſſe einer auf praftijche Ziele 
geriteten nationalen Politik im einzelnen Wahlfreife Unter: 
ftüßung zu gewähren. Durch trennende Programme geſchieden, wer— 
den beide, fürchten wir, zum Beften der extremen Richtungen vielfach 
unterliegen. 

Zahlreiche Kundgebungen der „Deutſchen Reichspartei“ bemweijen 
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nicht blos, daß es auf ihrer Seite an Entgegentommen nicht fehlt, 
jondern daß diejelbe ihre eigene Aktionsfähigkeit im Sinne wirklich 
freifinniger Prinzipien ſich bewahrt hat. Wir hoffen auch von diejer 
Partei, daß fie bei Erlaß eines Wahlaufrufs auf die berechtigten 
Wünſche ihrer nationalliberalen Freunde Rückſicht nehmen werde. 
Wird von beiden Seiten diefe VBorfiht und Rüdfichtnahme geübt, 
jo jehen wir in der That nicht ein, warum die nach der Seceſſion 
von ihren radikalen Elementen getrennten Nationalliberalen, wie 
dv. Bennigjen, Dr. Miquel, v. Benda, Dr. Gneift, v. Bernuth, Dr. Mar» 
quardſen und viele Andere nicht, bei voller Aufrechterhaltung ihrer 
liberalen Prinzipien, vereint mit Männern von der Gefinnung der 
Abgeordneten Dr. Völk, v. Schauß, dv. Hölder, v. Treitjchke, Fürſt 
Hohenloge-Schillingsfürft, v. Kardorff, Graf Bethuſy-Huc, Fürft Hohen- 
lohe-Langenburg, Graf Frankenberg, und Anderen in den Wahlfampf 
ziehen könnten, um dann im Reichätag, wenn auch nicht formell, — wa3 
wir bei gutem Willen und einiger Selbftverleugnung unter Beftegung 
des Fraktions- durch den National-Patriotismus für möglich halten, 
— jo doch mindeften? der Sade nad eine gegen Radikalismus 
und Kosmopolitismus, wie Reaktion, Ultramontanismus und Par— 
tikularismus gleich ſtarke Reih3partei zu bilden. Iſt die „Natio— 
nalliberale Partei“ nicht gewillt, nach der Wahl ſich mit Fortſchritt— 
lern und Secejfioniften zu einer ſyſtematiſchen Oppofitionspartei zu ver— 
Tchmelzen, jo möge fie, jtatt der trügeriichen Flagge einer „Großen 
liberalen Partei” zu folgen, fi gemeinsam mit der „Deutjchen 
Reichspartei“ und den zwilchen ihnen ftehenden Männern von der 
Gefinnung der vormaligen „Liberalen Reich&partei” um das Banner 
einer für die Nation unentbehrliden Mittelpartei im Weich 
Ihaaren, welche befähigt iſt, zum Beſten des Reichs 
aufdie Geftaltung der Geſetze im Reichstag einen ent— 
Icheidenden Einfluß auszuüben, und entſchloſſen, ge- 
meinjam mit der nur dieſes Befte erftrebenden Reichs— 
regierung eine gleichzeitig freilinnige und praftijd- 
nationale Bolitif zu treiben. 

Am 2. September 1881, dem 11. Jahrestag der Schladht von 
Sedan. 
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Hochgeehrte Berfammlung! 


Dem überaus ehrenden Rufe, bier in meiner lieben alten Baterftabt 
Gotha ald Candidat für den Reichstag aufzutreten, glaubte ich unter den 
obwaltenden Umftänden entſprechen zu müſſen, troß vieler Bedenken, melde 
in meinem Innern fi regten und welde von außen ber dagegen laut 
wurden. Mag nun das Ergebnis meines Hierfeins ausfallen wie e8 wolle, 
deſſen kann ich Sie feft verfihern: ich weiß die Ehre, melde mir durch die 
Berufung allein ſchon widerfahren ift, im volften Maße zu ſchätzen und bin 
Ihnen allen aufrihtig dankbar, wenn Sie meinen Worten kurze Zeit 
Gehör ſchenken, fih meine politifhen Anfihten — mögen Ihnen diefelben 
jagen oder niht — in kurzen Zügen entwideln laffen wollen. Im übrigen 
will ih Sie mit der Schilderung perfönliher Gefühle, welde mich an dieſem 
Orte, unter diefen Berhältniffen unwilllürlich beherrſchen, nicht aufhalten. 
Jh will auch feinen Hauptwerth auf das eine Bedenken legen, daß ich fein 
Berufspolititer und fein erfahrener Parlamentarier bin. Ich habe die Be- 
tuhigung, daß mir im biefer Beziehung der mir entgegengeftellte deutfch- 
reifinnige Kandidat Herr Wilhelm Wolff a priori höchſtens ebenbürtig 
ft. Herr Bock hat allerdings den einen Borzug, baf er eine große 
hraxis im Reden Hinter fid) hat und bereitd im Parlamente gefeffen bat. 
Ob er darum ein befjerer Potitifer ift wie ih, — das zu beurteilen, muß id 
Ihnen überlaffen, nachdem Sie meine Ausführungen gehört haben werben. 

Bevor ich ummittelbar auf das eigentlihe Thema eingebe, geftatten 
Sie mir noch eine Meine Einfhaltung. 

Meine Herren! Was in der legten Zeit an Heßereien, Verdächti— 
jungen und Schmähreden von den einander gegenüberjiehenden Parteien 
jeleiftet worden ift, fpottet jeder Beſchreibung. Ich für meine Berfon bin 
üht gefonnen, mit derartigen Waffen zu kämpfen, Sie follen, fo hoffe ich, 
md meinem VBortrage den Eindrud erhalten, daß ich es als meine oberfte 
Nufgabe betrachte, zwiſchen die einander widerftrebenden Elemente Ihrer 
Bählerfchaft vermittelmd einzutreten. Sekt, in der ernfteften politifchen 
age, welche wir je durchgemacht haben, ſich in fubjectiven Parteihegereien 
u begeben, anftatt mit allen Kräften nad der Bildung eines objectiven 
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Urteil® zu ringen, halte ih für verhängnisvoll. Ich habe deshalb bie feſt 
Abfiht, mid in dem bevorftehenden Wahlkampfe niemals fortreifen zu Iafen 
über Die Grenzen einer bejonnenen Diskuffion und id babe nur bie eine 
Bitte an meine Gegner, dasfelbe zu thun. 

Meine Herren! Es Liegt in der Natur der Sache, daß nicht alle, 
was id bier fagen werde, jeden von Ihnen gefallen kann. Ich erkläre 
deshalb von vornherein: es liegt mir volllommen fern, irgend jemand m 
feiner Ueberzeugung verlegen oder kränken zu wollen, und nun erfude i6 
Sie freundlichſt, den Auseinanderfegungen Ihres alten Landsmannes vor: 
urteilsfrei zu folgen. 

Der Anfnüpfungspuntt ift mir durch die Thatfachen gegeben. Roi 
zittert im deutſchen Bolfe die Erregung über den letzten Beſchluß dei 
Keihstags, Grund deſſen die Auflöfung erfolgte und den vor und Tiegenden 
Wahlen ift unzweibeutig die Signatur gegeben: „„Septennat oder nicht!“ 
Meine Herren! Ich Bin für das Septennat! Ich bin es, weil is 
noh nit den Glauben an die Exiſtenz wirklicher Autoritäten 
verloren habe. Ih bin ed, meil ih der Leitung unfere® Gtaatk 
weſens, in erfter Linie unferem erhabenen Kaifer und Kriegsherrn vol! 
und ganz vertraue. Ich bin es, weil mir das Wohl und die Lraii 
des Baterlandes vor allem andern am Herzen lieg. M. H.! Ih bi 
durchdrungen von der Ueberzeugung, daß die augenblidliche politifhe Lag: 
in ihren eminenten Gefahren für das Reich von vielen bei weitem unter 
[hätt wird. Hätte fonft einer — ih nehme Herrn Windthorft und feiner 
Anhang aus, über den ih nachher noch reden werde, — es liber fih ge 
winnen fönnen, gerade jegt den Berfaffungss-FKonflift vom Zauf 
zu breden? Warum handelt es fib denn? Um bie einfache Fragt, 
ob der Neihstag in dreis oder in fiebenjährigen Intervallen den Heerei 
etat bemwilligen fol. 

M. H.! Das mag für die Herren Doctrinäre der Verfafjung eine hoch 
wichtige Frage fein, für den praftifhen Politifer und Patrioten ift fie es nid. 
Denn angenommen, die Auslegung des Budgetrechtes im Sinne der legte 
Keihstagsmehrheit wäre über allen Zweifel erhaben, fo würde eit 
folder Zweifel überhaupt gar nicht aufgetaudt fein, wenn de 
Reichstag wie bei früheren Militärvorlagen im richtiger Würdigung de 
zwingenden Gründe das Geforderte auf fieben Yahre bewilligt Hätte 
M. H.! Der Reichstag Hat fid) durch die früheren Geptennate durd 
aus nichts vergeben in den Augen des Bolfes ober am fein 
Rechten, und aud diesmal wäre Herrn Eugen Richter noch lange ki 
Perle aus der Krone gefallen, wenn er anftatt auf fein 
willigungsreht zu verzichten, dasjelbe gebraucht hätte. Wohl aber hätte: 
ih und feiner Partei eine weſentlich günftigere Pofition geſchaff 
Den Fühler auszuftreden, wie weit man wohl vom deutſchfreiſinn 
Standpuntte aus in der Auffaffung des Budgetrechtes gerade 
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Bezug auf das ftehende Heer — denn im anderen Beziehungen herricht 
überhaupt Fein Zweifel — wohl gehen könnte, dazu iſt jept der am 
wenigften geeignete Moment gewefen. Denn, die Thatſache ift leider nicht 
mehr aus der Welt zu ſchaffen, daß wir nunmehr, den auswärtigen 
Feind im Rücken, entjeglihen inneren Konflikten entgegengehen, wenn «8 
nit gelingt, durch die Wahlen eine befonnene Reihstagsmehrheit zu ſchaffen. 
Und das ift die Kardinalfrage bei den bevorftehenden Wahlen. M. H.! 
Oppofition muß fein im parlamentarifchen Leben und es entfpridt dem 
Charakter des deutſchen Volkes, daß große Parteien innerhalb desjelben 
den idealften Zielen nachſtreben. Wenn die unzmeifelhaft bevor- 
kehenden blutigen Kämpfe mit unferen Nahbarvölfern beendigt fein 
werden, wenn die fo heißerfehnte Wera eines für Menfhenalter geſicherten 
Friedens angebroden fein wird, dann mögen die Stürme innerer Meinunge- 
lampfe zu Füßen der folgen Germania auf dem Niederwalde toben, fie 
werden an dem granitenen Sodel, auf weldem die erhabene Geftalt ruft, 
fh breden, fie werden ſich kreuzen und in ihren Sraftleiftungen com- 
benfiren, und mwenn dann wieder Windftille eingetreten fein wird, wird Ger: 
mania an ihrer Größe nichts eingebüßt haben. 

Zur Zeit liegt es anders! Wie ein Verhängniß hat ſich der ſchwarze 
Keil des Ultramontanismus in den deutſchen Reichstag eingefhoben. 
An feiner Spige fteht Herr Windthorft. Der Heine fhleihende Mann 
mit den unbeimlichen Augen verfolgt (darüber befteht auf keiner Seite mehr 
ein Zweifel) direklt reihsfeindlihe Zwecke. Im feinem mephiftophe- 
Ifhen Hirn ift zuerft der Gedanke aufgebligt, die gegenwärtige Lage zu 
denugen, um das Reid in Gefahren zu flürzen und dann im Trüben zu 
fiden. Wie eine eiferne Klammer legt es ſich um das Herz jedes Pa- 
trioten und ſchnürt es zufammen, wenn diefer jefuitifch geſchulte Parlaments- 
führer feine tückiſchen Reden hält. | 

M. H.! Es iſt des deutfhen Freifinnd, mag man über ihn fonft 
denfen, wie man will, nicht würdig, daß er eine derartige Bunbesgenoffen- 
Idaft acceptirt Hat, um weiter nicht8 zu löſen, wie eine Doktorfrage. Denn 
mehr ift e8 nit! Herr v. Stauffenberg hat in feiner langen Rede vom 
12. Januar ausdrüdlih anerkannt, ed fei ja auch nad feiner und nad 
der Meinung feiner Partei nit daran zu denken, nah 3 Jahren etwa 
das Militärbudget herabzufegen, man werde es, fo lange nicht eine allge 
meine europäifhe Abrüftung erfolge, immer und immer wieder in feiner 
geltenden Höhe bewilligen, vieleicht ſogar erhöhen müffen, aber — man 
wolle e8 eben alle drei Jahre thun, anftatt wie bisher alle fieben. 

M. H.! Mir fehlt die Logik eines folden Standpunfte® und die 
Wähler werden fie hoffentlich ebenfalls vermiſſen. M. H.! Was aber die 
Führer einer Reichstags: Fraktion für gut befunden haben zu thun, das 
verpflichtet uns im der Bildung unſeres Urtheil® in keiner Weife, darum 
gebe ih auch noch lange die Hoffnung nit auf, daß Vaterlandsliebe und 
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gefunder Menfchenverftand ſich bei den Wahlen die Hand reichen werben, 
um folde Bolfövertreter zu gewinnen, Die das Septennatbemwilligen, 
weil ed eine Nothwendigfeit ift, | 

Wenn der geniale Kanzler, der die Geſchicke Deutſchlands mit be 
wundernswerther Klugheit und Geſchicklichkeit lenkt, dem es gelungen if, 
in 16 langen Yahren und die Segnungen des Friedens zu erhalten und 
deffen ganzes Können auch für die Zukunft nur der Fortdauer des Friedens 
fih widmen will, wenn der erflätt: — ih muß eine ftärfere Armee 
binter mir haben, um Deutfchlands Anfehen und Frieden gebietende Stel: 
lung gegenüber dem Auslande aufrecht zu erhalten, wenn der greife Feld 
marfhall Moltke, der geiftreichfte Schlachtenlenler aller Zeiten, um welchen 
die ganze Welt und beneidet, in feiner fhlichten, Ternigen Form von der 
Rednertribüne des Reichstages aus verfihert: — nur allein die Berftärkung 
des Heeres auf mindeftens 7 Jahre hinaus könne noch die Gewähr bieten, 
daß nicht binnen Kurzem die Kriegsfurie durch die Lande tobe; wenn die er: 
probten, friegsgelibten Generalftäbler und Organifatoren unferer ruhmreihen 
Armee in vollfter Uebereinftimmung erklären, mit einer Bewilligung deö 
Geforderten auf 3 Jahre fei ihnen nicht geholfen, die Dauer von 7 Yabren 
fei aus triftigen militärifhen Gründen verlangt und müfje beibehalten 
werden; wenn, m. H., hinter all’ diefen unbeftrittenen Autoritäten auch noch 
bie ehrwürdige Geftalt unferes Kaifers, des Einigerd Deutihlands, empor: 
ragt und Heinen Zweifel mehr auffommen läft, was nothwendig fei und 
was nützlich zum Wohle des Baterlandes ... da wollen die Herren 
Richter und Windthorft noh fagen, fie verftehen es beifer? 
Da können fie famt ihrem Anhange es über fi gewinnen, den Mantel 
der fogen. Gemiffenhaftigkeit um die Schulter zu hängen und zu erklären: 
„nad reiflicher Prüfung” könnten fie fi zu dem Opfer nicht verſtehen 
Dann befigen fie aber dennoch ben traurigen Muth, eine Scheinbewilligung 
auf 3 Yahre audzufprehen, um das Volk irre zu leiten, e8 glauben zu 
machen, fie hätten, wie fie fagen, jeden Mann und jeden Grofden 
bereit geftellt, obgleich fie vorher überzeugt fein mußten, im dieſer 
Form überhaupt nichts zu bemilligen ? 

M. H.! In Frankreich fieht e8 anders aus. Da fchrieb erfi 
vor einigen Tagen Henri Rodefort, dem felbft Herr Richter nicht wir 
ſchuld geben können, er ftehe zu meit „rechts“, bei dem Gedanken, gewiſſe 
Kredite könnten verweigert werden, folgendes: 

„Unferes Eradtens fann man ale Ausgaben vertagen, nur nicht die, 
welde auf die Berteidigung unferes Yandesgebiete® Bezug haben. ur 
Stunde ift und alles gleihgiltig, ausgenommen die Inftandfegung unferer Ar 
tilferie, unferer Kavallerie und umferer Infanterie. Zur Stunde müſſen all 
öfonomishen Bebenfen vor den mehr oder minder nahe liegenden Gefahren 
ſchwinden, die uns bedrohen ꝛc. ac.“ 

M. H.! Wenn fo die Sprache unferer erbittertften Gegner zu uns 
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fränfen, feine verfaffungsmäßigen Rechte kürzen laſſen, aber im biefem 
alle, fheint mir, haben die Mitglieder der Majorität ihr Urteil ſich felht 
gefproden, und ed war gut, daß fie aufgelöft wurden. 

Was befonnene Männer fo oft fhon warnend ausgeſprochen haben, 
ih muß es bier wiederholen: nit in der blinden Oppofition, nidt 
im prinzipiellen Berneinen und Berweigern liegt ber Liberalismus, 
denn der wahrhaft freifinnige Mann muß mit „freiem Sinn* erhaben fein 
über die Doctrinen babernder Parteien, barf über Hleinlihe Streitigkeiten 
den großen Standpunft der Baterlandöliebe nicht vergeffen, er muß im 
Stande fein, zu Gunſten ber Iegteren ein Opfer zu bringen und barf ver 
allen Dingen da8 eigene Ich mit der vermeintlichen Unfehlbarkeit nicht an 
die Spite feiner Erwägungen ftellen. 

Daß er deshalb nicht Das willenlofe, blinde Werkzeug der Regierung 
zu fein braudt, das, m. H., verfteht ſich von ſelbſt. Davor ſchützt ibn 
der Muth der Meberzeugung, davor ſchützt ihn ber fittlihe Ernſt feiner 
guten Abfiht, davor ſchützt ihn die Verantwortlichkeit ſeines Amtes! 

M. H.! Indem id Ihnen meine Stellungnahme zur Trage bei 
Septennats auseinandergefegt habe, habe ich abfihtlih vermieden, mic zu 
irgendwelcher beftimmten Partei zu befennen. Thatjählih Tann bei einer 
Entfheidung von ſolch' eminenter Tragweite der Parteiftandpunkt über: 
haupt nicht feftgehalten werben, bier heißt e8: ob conferbativ, ob rabifal, 
thue beine Pfliht für's Vaterland, denn das Wohl dei 
Baterlandes ift das Wohl des Boltes! 

In allen übrigen Fragen befenne ih mid zu den Anfchaunngen 
der nationalliberalen Bartei, die Ihnen ja im Wefentlihen befannt 
find. Indem ich einen Pafjus aus dem Programm des nationalliberalen 
Vereins zu Berlin auf meine Perſon beziehe, fann ich erflären: 

„Ih bin national, denn ih ftehe nah wie vor feft zu Kaiſer 
und Reich und werde mit den mir zu Gebote ftehenden Kräften für bie 
Stärlung der die Einheit des Vaterlandes bedingenden Imftitutionen, 
vor allem feiner Wehrkraft, wirken; ic bin Liberal, weil ich nicht auf- 
hören werde, für die ungeichmälerte Aufrechterhaltung der verfaffungs: 
mäßigen Rechte der Vollsvertretung zu kämpfen.“ 

Ich geftatte mir, auf die hauptfählichften Punkte, melde Ihr Imter: 
effe befigen, nun noch etwas näher einzugehen. 

Borweg nehme ich diejenigen Fragen, welde durch die Anforderungen 
ber Gegenwart am meiften zurüdgebrängt erfcheinen und welche ich bei 
balb, um Zeit zu fparen und Sie nicht zu ermüden, nur flüchtig berühren 
fann. Sollten nahher noch irgendwelche Zweifel über meine Stellung: 
nahme da und bort beftehen, fo bin ich jelbftverftändlich bereit, meine Mi: 
theilungen zu ergänzen. - 

Sie werden mit Recht großen Werth darauf legen, melden Stand 
punkt Ihr Candidat in der Birtiehaftspolitif einnimmt. Nun, m. 9. 
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ih lann Ihnen nur ſagen: denjenigen des gefunden Menſchenverſtandes, 
den Gott mir in die Wiege gelegt hat. 

M. H.! Wer wie ich an der Spitze eines weitverzweigten Geſchäftes 
ſteht, wer, von den kleinſten Anfängen ausgehend, in ununterbrochener 
Thätigfeit einen ſolchen Gefhäftsorganismus gefhaffen Hat und noch im 
Sange erhält und für feine Weiterentwidelung forgt, der hat wahrlid 
nicht die Zeit gehabt, die Specialfragen der Geſetzgebung zu feinem 
Specialftubium zu erheben. In diefer Beziehung wird Herr Wolff fich 
gengu in berjelben Lage befinden wie ich. / 

Aber als ein von der Pile auf gedienter Gefhäftsmann babe ih im 
Sturm des Lebens gelernt, treu zu bleiben meiner Ueberzeugung und bie 
Dinge ringäumber unbefangen zu meflen; darum werde ih auf dem 
genannten "Gebiete noch meniger wie auf einem anderen mich bedingungs- 
los den Sagungen einer beftimmten Partei fügen. Gerade bier 
glaube ih an der Hand der in meinem Beruf gefammelten Anfhauungen 
und Erfahrungen, dem eigenen Urteile ficher trauen zu bürfen. 

Im allgemeinen fheint e8 mir, daß ein ruhig dentender Mann n’emals 
behaupten Tann, er fei ganz Schutzzöllner oder ganz Freihändler. Bon 
dal zu Fall wird man zu prüfen haben, nad mwelder Seite der Vorteil 
für das Gefamtwohl Liege; von Fall zu Fall wird man bie Gonber- 
intereffen der Induſtrie, der Landwirtihaft, des Handels und ber 
Gewerbe gegeneinander abmwägen und in richtigen Einklang mit dem Ges 
meinwohl zu bringen haben. Keinesfall® wird man ſich der Notwendigkeit 
entziehen können, die beimifhe Produftion in gemügender Weife gegen bie 
Ueberflutung durch ausländifche Konkurrenz zu fügen. Und ebenfo wihtig 
wird allzeit die Aufgabe bleiben, den deutfhen Exporthandel zu flärken, 
auözubehnen und zu befhirmen. Ih bin deshalb kein Gegner der biß- 
ber vom beutfhen Reiche verfolgten Kolonialpolitit; ich finde es im 
Begenteil unferes jo mächtigen Reiches würdig, auch in fernen Weltteilen 
ne adhtunggebietende Stellung einzunehmen. Aber vorfidhtig werde 
h Diefe Fragen, wenn fie in konkreter Form an mid berantreten, 
behandeln; vorſichtig wie ein Geſchäftsmann, der ich bin, denn in biefen 
raftifhen Dingen bören alle gelehrten Doltrinen auf, und neben Moltkes 
„erft wäg’s, dann wag's!“ gilt das Wort des Dichters: „Der Huge Mann 
Hweift nicht im Fernen, Um Nabe zu finden, Und feine Hand greift 
üht nah den Sternen, Um Licht anzuzlinden!* 

M. H. Diefe goldene Regel follte aud der Handwerferftand fi zur 
Rıhtfhnur dienen laſſen. Was ihm nahe liegt, das ift die Hebung feiner 
traft im freiwilligen Innungen, weil der von diefen verlangte Befähigungs- 
achweis die Tüchtigkeit der Mitglieder ficherftellt. Als ihm fernliegend 
olte er (der Hanbmwerkerftand) dagegen die Beftrebungen der Sozialdemo- 
tatie won ſich weiſen, denn fie laufen feinen Intereſſen ſchnurſtracks zu⸗ 
eider. Für den Handwerker kann es feinen Normalarbeitstag geben, im 
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Handwerk kann nicht alles über einen Kamm gefchoren werben. Soll das 
Handwerk feinen goldenen Boden behalten, foll e8 fernerhin das mirl: 
ſamſte Gegengewicht gegen die Ausartungen bes inbuftriellen Lebens bilven, 
jo muß man ihm bie vollfte Freiheit feiner Entwidelung wahren. Ich bin 
deshalb für die freiwilligen Innungen und werde biejelben unterftügen, 
wo ich kann, aber ich bin gegen jeden Innungszwang, der fich mit ben 
modernen Begriffen von Freizügigkeit und Verkehrsfreiheit nicht verträgt. 

M. H.! Mit den auf die Hebung des Vollkswohlſtandes gerichteten 
wirtfhaftligen Erörterungen hängen nun die finanziellen Fragen — fagen 
wir die Steuerpolitit — innig zufammen. Was ich foeben hinſichtlich der 
Art und Weife fagte, in welcher ich den Aufgaben der Zollpolitik näher 
treten würde, behält aud bier feine Bedeutung. 

Der Standpunkt, welchen ich einnehme, läßt fi mit wenigen Worten 
Har legen, wie folgt: Ih bin fpeziell, foweit da8 Reich in Frage kommt, 
für ein vernünftiges Syſtem indirecter Steuern und glaube, daß noch 
ftarte Einnahmequellen für das Reich unerjhloffen ruhen, namentlih im 
Tabak und im Branntwein. Aber ih bin entſchieden gegen jedes 
Monopol. 

Die Ueberzeugung von dem wirthſchaftlichen Unheil, welches die Mo: 
nopole über Deutfhland bringen würden, ift fo tief in mir gewurzelt, daß 
ich verfpreden kann, ich werde niemals und unter Teiner Firma 
für eind berfelben flimmen. Den traurigen Fall, welchen der Reichskanzler 
betont hat, daß ein verlorener Krieg und zwingen könnte, die Monopole 
einzuführen, den falle ich nod gar nicht ind Auge: M. H., dagegen fträubt 
fih mein ganze® Herz, nod haben wir's ja in der Hand, uns ſtark zu 
machen gegen jeden Feind, noch ift e8 ja Zeit, daß wir als ein einig Volt 
bon Brüdern an unferer eignen Kraft und an dem Siege der Humanität, 
melde in Deutſchland repräfentirt ift, nicht zu verzweifeln brauchen. So 
klingt aud aus der Monopolfrage ein neuer Mahnruf hervor zur Einigung 
der Parteien! M. H.! Wenn Sie diefen Mahnruf beherzigen, dann laſſen 
Sie meinetwegen in Ihrer Seele die Hoffnung aufflammen, daß, wenn «6 
fein muß, wenn uns ein Krieg aufgezwungen wird, wir mit franzöfijchen 
Franken und mit ruſſiſchen Rubeln unferen Steuerzahlern das Leben leichter 
maden können. ; | 

M. H.! Was die als ftarke Einnahmequelle auszubildende Tabak: und 
DBranntweinfteuer anbetrifft, für welche ich gegebenen Falles eintreten würde, 
jo halte ih das oft gebraudte Schlagwort, man verfümmere damit bem 
armen Manne die einzigen Genüffe, welche er ſich zu leiften im Stande 
fei, für eine tendenziöfe Mebertreibung. Abgefehen davon, daß diefe Steuern 
in geradezu minimalen Beträgen von den Einzelnen zur Erhebung ge 
langen würden, fo kann ih auch fein Unglüd und nicht einmal eine Härte 
darin finden, wenn jeder Raucher in Deutfchland mwöchentlih eine Halbe 
Eigarre weniger rauchte und jeder Freund des Alkohol wöchentlich ein Feines 
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M. H.! Das Bemußtfein der ernfteften Pflicht im dieſer Beziehung 
bat fih Bahn gebroden. Weitfhauende Staatsmänner, große Parteien 
und ihre Führer haben es als ihre heilige Aufgabe erklannt, der kommen: 
ben Entwidlung mit ihren Gefahren entgegenzubliden und die fchligenden 
Dämme aufzuführen, fo lange die Sturmflut noch nicht hereinbricht. Rd 
einem ſolchen Augenblide follte doch jeglihe Agitation verftummen, meld 
geeignet ift, das emergifh begonnene Werl in feiner Foribildung zu 
hemmen. 

Da ſollte doh der Glaube fallen gelaffen werben, als könnte, was in 
Jahrhunderten fi bis zum Unerträglihen in ber Lage ber Arbeiter zuge 
ſpitzt hat, befeitigt werden auf einen Schlag in Wochen oder felbft in 
Jahren! 

But Ding will Weile haben! das ſollten Die Herren Arbeiter jetzt be: 
greifen lernen, denn Sie können Ihrer Sache feinen ſchlechteren Dienft er: 
weifen, ald wenn Sie die eben auffeimende Saat, deren Früchte Ihnen 
dermaleinft in den Schooß fallen müfjen, im Unfraute des Mißtrauens und 
des Beſſerwiſſens wieder erftiden. 

Hier wird zum erften Male nicht etwa in Deutichland , fondern zum 
erften Male überhaupt der Berfuh gemacht, eine beuorftehende große Um: 
geftaltung menjhliher Verbäliniffe mit den drohenden Gefahren, welche ber 
Kampf ganzer Klaffen gegeneinander in fih birgt, aus den Bahnen 
revolutionärer Ummwälzung in das ruhige Beit einer Reform: 
bewegung zu leiten. Das ift Deutſchlands würdig. 

Aus meinem Berufe heraus fhon muß ich es als meine vornehmſte 
Pflicht erahten, an diefer Neformbewegung mitzuwirken, 
wo und wie ich kann. Wer fo wie ich inmitten ber Arbeiter lebt und 
ſchafft, der anerkennt, fofern nicht fabelhafter Eigennug ihn blind madı, 
am eheſten die bereihtigten Forderungen berfelben, der hat aber auch ein un: 
getrübtes Urteil über die Tragweite defjen, mas gefhieht. Mit Stolz dari 
ih es ausfpredhen, ich bin mit den Hunderten von Menſchen, melde in 
meinem Geſchäfte arbeiten, obgleich wir in Berlin leben, wo der Boden für 
die foztaliftifhe Agitation am empfänglicften if, — noch immer auf dem 
beften Fuße gewefen. Sie find mit ihren Forderungen an mich herange- 
treten, id babe gethan, was ich konnte und wir find Freunde geblieben. 
. Die guten alten Zeiten, wo zwifhen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ein 
feftgeregelte8, patriarhalifches Verhältnis beftand, die find, das weiß id, 
längft geſchwunden, namentlid in den großen Städten, wir haben fie aus 
nicht mehr nöthig, weil heutzutage der Arbeiterfland — mie e8 in der Or: 
nung ift — das Recht einer eigenen Meinung befist. Aber weil er bielet 
Recht befigt, darum fol er es auch gebrauchen und fol die Augen au: 
thun, um zu erfennen, daß gewiffe Leute „mit dem Kopfe vor einer Mauer“ 
ftehen, durch die fie, wenn der Schädel auch noch fo hart ift, nicht hindurd 
fommen. 
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Jet zeigt man ihnen den Weg, auf dem fie, an der Mauer ent- 
long gehend, endlich die Pforte finden werben, melde auf bie andere 
Seite führt. Anftatt nun diefen Weg zu befchreiten, muthen fie aud 
jemerhin ihrem Kopfe die Leiftung eine® Mauerbreherd zu. Meine Herren 
Arbeiter, urtheilen Sie felbft, ob Sie diefen Leuten fernerhin folgen 
Einnen. Wenn den Herren Führern bie Köpfe wehe thun, werden fie es 
mit den Ihrigen verſuchen! 

M. H.! Ih gehöre felbft dem Borftande einer großen Berufs- 
genoffenfhaft an. Kaum Tiegt eine Thätigkeit von einem Jahre Hinter 
ung, und was ift bereits geſchehen und welche Perfpektiven liegen vor 
und! Der arbeitende Mann, der jet noch zögert, nur das Eine anzuerkennen, 
daß wir zumächft durch das Kranken: und Unfallberſicherungsgeſetz energiſch 
den Weg befhritten haben, auf weldem ihm in unermüdlichen, zielbewußten, 
aber nicht überfiürgten VBorwärtöbringen geholfen werden fan, ber 
urtheilt nicht gereht! Und doch ift die Gerechtigkeit eine der jchönften 
Tugenden des beutfhen Bolfed. Warum giebt e8 aljo — leider — noch 
fo viele, die nicht gerecht urtheilen, die den naturgemäßen Vertretern ihrer 
Intereffen jegliches Vertrauen verfagen? 

Ya, meine Herren, bier find wir an des Pudels Kern angelangt! 
Mehr wie jede andere Partei fteht die fozialdemofratifhe unter dem Ein- 
fluß ihrer Führer. Giebt e8 auch etwas leichteres, als einer Berfamm- 
lung von Arbeitern, welche — ihre beredtigten Wünſche und die Uns 
zufriedenheit mit ihrem Loofe im Herzen tragend — nad ſchwerer Tages- 
arbeit fi zufammenfinden, eine goldene Zukunft vorzufpiegeln und ihre 
Unzufriedenheit mit fophiltiihen Darftellungen der ungerechten Weltorbnung 
bis zum Klaſſenhaß zu fteigen? M. H.! das fann Jeder! Uber wehe 
dem, der durch ein ſolches Verfahren die Berfolgung des gemeinfamen 
Zieled nicht nur erfchwert, nein, geradezu unmöglih macht! 

Wie ih ſchon fagte, Hier find die Grundveften des Staates in Gefahr 
erfhüttert zu werden und darum giebt e8 nur eime Pflicht für eben, 
der die Satzungen der Menſchheit anerkennt: jeder auf Umjturz der 
beftehenden Staatsordnung gerichteten Beftrebung mann 
baft entgegenzutreten. 

M. H.! Das war nah Anfiht der Regierung und der Reichstags— 
mehrheit bisher nur möglich durch Ausnahmemaßregeln, das heißt durch 
da8 fogen. Sozialiftengefep. 

M. H.! Ih bedauere es tief, daß es in Deutfhland bis zum 
Elaß eines folhen Geſetzes hat kommen müſſen, aber ich verftehe es, mie 
ich es verftehe, daß man lieber zum Arzte gebt und fi einen Krebsſchaden 
mit unfägliden Schmerzen herausfchneiden läßt, als daß man offenen 
Auges den eigenen Organismus in unaufhaltiamer Säftevergiftung ſich 
auflöfen fieht. Ich bin geneigt, das Treiben der fozialiftifhen Agitation 
fo milde wie möglich zu beurtheilen, weil ich ihre Motive fenne, aus 
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denen dieſe Agitatoren ihre Gefolgihaft finden. Diefe Gefolgichaft trägt die 
mindere Schuld. Gegen die Führer richtet fi die Spige des Ausnahme 
geſetzes. Laffen Sie diefe Führer fo vereinfamt daftehen, wie ich es vorhin 
den Herren Richter und Konforten in Fragen des Geptennatd gewünſch 
babe, und das Sozialiftengefeg wird verfhmwinden Ich akı 
gebe Ihnen da8 heilige Verſprechen, ih würde als Ihr Bertreter im 
Reichstage unabläffig in dieſem Sinne wirken, und den Tag mit freude 
begrüßen, wo ich aus inmerer Ueberzeugung in die Lage käme, gegen 
das Sozialiftengefeg zu ſtimmen. 

Denen aber, die zur fozialdemokratifhen Partei fi befennen, möchte 
ih zum Schluß nur die einfache Trage vorlegen: Was haben Ihnen al’ re 
Führer mit al’ ihren aufteizenden Reden bislang für pofltive Vorleile 
gebraht? Haben diefelben irgendetwas mehr geleiftet als Ihnen mit 
großer NRegelmäßigfeit die Beiträge: für die Agitation abzunehmen? Haben 
diefelben mehr geiban, als Ihnen die Freude am Leben gründlih zu ve: 
bitteren? Können diefelben aud nur entfernt Binanreihen an die Ynitiative 
der Monardie? 

M. H.! wir wollen jetzt beim Beginn ber Segen verfpredhenden Re— 
formbewegung nit das milbe Regiment der Hohenzollern und ber ihnen ver: 
bündeten Fürften vertaufhen mit der Anarchie oder mit der ©ewalthen: 
haft eines Bebel, eines Liebfneht! Trauen Sie doch dem Urteile unbe 
fangener Männer, zählen Sie «8 doch an den biäherigen Erfahrungen al, 
daß nur im einer flarfen Monarchie die Hoffnung auf eine Befferung Ihre 
Looſes zu finden ift! 

Nicht anders ift ber Staat im dieſer Beziehung, wie eine groß 
Bamilie, deren Glieder vertrauensvoll zu ihrem Oberhaupte emporbliden 
lönnen. Unter den Schwingen bed Hohenzollern-Aares läßt ſich ruhig und 
erfolgreih ringen und vorwärts fhreiten, da kann Jeder jein Glüd 
fhmieden, ſoweit Hammer und Ambos, Teuer und Eifen, Gefgidliäkit 
und Fleiß nur immer reihen. Wollen Sie dieſes mächtigen Schirmes 
fi begeben, wollen Sie nit mit un eintreten in die Weiterentwidelung 
der geplanten Reformen, dann wird bdermaleinft Blut, viel Blut fliehen 
und Gewalt wird vor Recht gehen, und wenn zulegt das bdeutjche Bel! 
nur noch ein Schemen ift, dann werben Sie in bitterer Neue zum Himmel 
flehen, daß er Ihnen die Hohenzollern wieder fende. 

So bin ih denn am Schluß! Hoffentlih Liegt far und deutlich dal 
Bild meined politiſchen Denkens vor Ihnen, wie ih mich bemüht habe « 
zu entrollen. Dffen und ohne Rüdhalt Habe ich mich ausgeſprochen, aus 
ohne Rüdfiht auf die verſchiedenen Meinungen, melde in diefem Saal: 
vertreten fein mögen, und ich danke Ihnen für die Nachſicht, mit welder 
Sie meinen Ausführungen gefolgt find. Mögen diefelben Ihrem Beiſel 
gefunden haben, mögen biefelben dazu beitragen, die einander wider 
benden Elemente Ihrer Wählerfchaft einander zu nähern, 
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M. H.! Behalte dod jeder wahrhaft beutfhe Mann unter Ihnen 
bis zu den Wahlen und bei den Wahlen die Empfindung im Herzen, daß 
in der gegenmärtigen Rage, wo ſchwere ſchwarze Wollen am äußerſten Ho» 
rijonte fi) zufammenballen, und trübe Nebel über den Wäffern und Stümpfen 
im Innern emporfteigen, dem Baterlande Männer Noth thun, die auf dem 
Boden der Berfaffung treu zu Kaifer und Reich eben! Zur Zeit 
der Freibeitäfriege verkauften bie frauen ihr ſchönes Haar, entledigte 
Mann und Weib fi jegligen Shmudes, um Geld zu ſchaffen für das 
Baterland. Das war ein ebelmüthiges Opfern! Uber ebenfo evelmüthig 
iR ed, wenn Geber von Ihnen jest eimen Bruchtheil feiner individuellen 
Anfihten zum Opfer bringt, denn wiederum ift das Vaterland in Gefahr 
und wir ſtehen am Borabende gewaltiger Ereignife. 

Was will es in einem folden Biftorifchen Momente bedeuten, in al’ 
den Fragen, welche vor der Wucht ber einen großen Frage nad ber Behr: 
kraft des Baterlandes zurüdtreten, ein wenig mehr rechts ober ein wenig 
mehr links gewählt zu Haben. 

Im gewöhnlichen Zeiten, meine Herren, das weiß ich fehr wohl, 
da wäre ich ben Liberalen unter Ihnen vielleicht zu confervativ, ben 
—— zu liberal und den Sozialdemokraten als. Bourgeois ver⸗ 


it geweſen. 

Augenblidlid aber Handelt e8 ſich viel weniger um die Perfon, wie 
um die Öefinnung, barum ift es aud ganz gleichgültig, ob Sie mic 
—— einen anderen, aber — das Herz muß er auf dem rechten 
—* M ! 

Unter biefem Geſichtspunlte, weil ih mich erfüllt fühle von ber reinen 
Boterlandgliebe, welche mein Elternhaus durchwehte, habe ih es über- 
haupt nur gewagt, und habe doch das Opfer gebracht, hier als Kandidat 
aufzutreten, ein mean Werkzeug gegenüber einer Burg bes Fortſchritts 
nd ber Sozialdemokratie 

Um fo größer wird der Triumph ber guten Sache fein, wenn am 
Lage ber Wahl Jeder von Ihnen ausrufen kann: Die Wählerſchaft bes 

zogthums Gotha, deöfelben Herzogthums, in welchem am früheften ber 
deutſche Einheitögebante in beflimmter Form zum Ausvrud kam, bat fid 
Mu porgerafft aus ihrer Zerriſſenheit, fie bat im Vollgefühl ihrer Verant⸗ 
vortung Tleinlihe Meinungsdifferenzen begraben, fie bat dem übrigen 
Ba. —* und vor allen Dingen dem Auslande gegeigt, daß wir Deutſchen 
mitſchloſſen find, 
nicht zu verkümmern in Prinzipienreiterei 

und einer Welt in Waffen zu trotzen! 
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Die Schrift unterwirft die politischen Ziele der Deutich = frvi- 
Der Berfafier fommt zu dem 
Ergebniß, daß der fortichrittliche Liberalismus in Deutichland fat 
überall von einem übertriebenen, wiſſenſchaftlich unhattbaren 
Freiheitsprinzipe ausgeht. 

In dem letzten Kapitel: „Königsherrſchaft und Parlaments— 
herrſchaft“ weiſt der Verfaſſer ausführlich die Unanwendbarten des 
engliſchen Syſtems der Parteiregierung für Deutichland nach und 
begründet die abſolute Nothhwendigkeit einer ſtarken Monarchie für 


unſer Vaterland. 


Gegen vorherige Cinſendung des Betrages erfolgt 


ER Srantozuiendung jeitens der Derlügsbuchbandlung. 





— — 


u 


EEE 








. HA — FICHTE “in — — u‘ ‘ — IY . 7 * ⸗ ie ... sie 7 

— —* r a 

4 j B' # 
TR MN — — ⸗ 
1 —E EP 

Ms —BR 5 

Preis Sau 78 PLZ 
— — 
a 
Höynemann’sctin Buchdmcekerei, Halte ä 















— 
Be a — 





— — 


—— 


oe 
y“ 
7— 7 









u; 2, 


4 


— 
r ans * 
— on 
pr) 


ar EN 3 
var iX 

2 —— F 
= As Ä -- 
re” fr 2 
Pr a, ig 
2 7, 
—J— # , Pa 
le t > 
N u) 
1 Sn # 

4 ⸗ > 

} 5 
a Ni 
er; IN 

” — 
— 


ri 


2 


f3 
[ 


x“ 
— 


% 


» 





is N 


a4 u’ 
’ * —— 
— ul Ne DA 


4; 


sy 








— — — 


Digitized by u 






















































DIR: IE — En l l N 
Ye ln en sy Ye EN " A 
& —— 
= N * — — SE => — 
— 
t 
“ — D 
9 - N 
Ö ® — E' j 
ea pe = 7 _ 
| z = 3; 
> 8 En E I 
En 3 1 5 * > 
’ N _ — * J Ar 
BR | en S = = —F — — 
4 — m = Fr *83 & 
4 2 — ————— 5 — ss I 
5) gr = = = 3 — ara End — 
* = Deu - z 2:2 IR 
* 2 O © =, u —— —* — 
x —— eu u * \ 
— 171 —* 3 ' . 
4 Oo — 9827 = = ö 
> — 3 * 8 
x a6 er u Ei 
& q ee o S 
— 10— 
4 | — 
— 
8*— oO 173 
sesesesei,. — * — — ——— —S — ja sesps = — ———— e ses I 


, DIOTETETETETETETETETETOETOHEHTOHOHAR: GOFETEFOTETE ERROR ETTTLTEER 


rd a # 


Preis 


Digitized by Google 


Königthum 


und 


S 
politifhe Freiheit. 
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über die Parteiverhältniffe Deutfchlands 
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Balle a. 8. 
Verlag von J. Frickes Sortiments-Buchhandlung 
(Adolf Keael). 
1888, 


J. Rapitel. 


Die Ünfertigkeit unferer Parteizuſtände. 


Seit fiebzehn Jahren ift Deutichland wieder zu einem Staate 
geworden. Unſer Bolf, das Jahrhunderte lang jeine herrlichen 
Kräfte in eimjeitiger Beihränfung an die tiefiten Probleme feines 
geiftigen Lebens wandte, das nur in der Befriedigung feiner inner: 
ten religiöien und philofophiichen Bedürfniſſe fich genügen mochte, 
wandte jich endlich um die Mitte diejes Jahrhunderts wieder dem 
Staate zu. Und mit jener enthujiaftiichen Energie, mit der es einit 
in Luthers Tagen die großen religiöfen Probleme in die Hand nahm, 
mit der es im Zeitalter Göthes und Kants der deutjchen Kunft, 
dem deutichen Denken neue, originelle, noch nie betretene Bahnen 
brab, mit dem gleichen Zuge hochivealer Begeilterung gelang 
es ihm zu vollbringen, was dem Auslande, was vielen feiner 
beiten Patrioten unmöglich jchien: Indem es zu dem reli- 
giöſen Fdealismus des 16., zu dem literariichen des 18., den politi- 
hen gejellte, hat es in wenigen Jahrzehnten die Verſäumniß von 
Jahrhunderten nachgeholt. Die Feinde feiner Einheit im Inneren 
wie im Auslande nieverwerfend hat Deutichland ſich wieder Fraft- 
vol wie nur je in der Zeit der Hohenjtaufen inmitten der großen 
europäiſchen Bölferfamilie erhoben, an Macht feinem jeiner Nach: 
baren weichend, an Tiefe und Neichthum des geiftigen Lebens alle 
übertreffend. 

Und doch bat unjerem Baterlande die bittere Erfahrung nicht 
eripart bleiben jollen, daß ein großes Volk nicht ungejtraft drei 
Jahrhunderte feines politiichen Lebens verliert. Die Siege, die äuße: 


ren Erfolge, die wir erfämpft haben, fie dürfen uns nicht ver- 
I * 
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blenden über die traurige Thatſache, daß wir in unſeren inneren 
Verhältniffen noch an taujend Stellen die verhängnigvollen Unter: 
lafjungsfünden früherer Zeiten nadhempfinden, daß wir nod aı 
zahlreihen böfen partifularen und kirchlichen Erbichaften leiden, die 
das neue deutiche Neich von dem alten römischen Neiche bat über: 
nehmen müſſen, daß es im Inneren noch feineswegs jo geeinigt umd 
gefeſtigt ift, wie jeine Thaten gegen das Ausland vermuthen laffen. 

Und hierin liegt wohl in erjter Linie der Grund jener erbitter: 
ten inneren Kämpfe, denen das Ausland mit Befremden und Kopf: 
ichütteln zufchauet, das eben nicht begreifen Fann, warum eine 
Nation, die in unglaublich furzer Zeit jo Außerordentliches errungen 
hat, die aus der Mijere der Kleinftaaterei zur eriten Macht Europas 
emporgeftiegen tft, ſich in leidenichaftlichen inneren Kämpfen befchdet, 
welche das Werk feines unvergleichlichen Heeres, feiner von der 
ganzen Welt bemunderten Staatskunft geradezu wieder gefährden. 
Ein Staatsmann, um den uns Guropa beneidet, bat das deutiche 
Reich gefchaften, und diefem Staatsinanne machen deutiche Parlamente 
unaufhörlihd Oppofition; ein Heer, tapfer und Friegserfahren mir 
feines, hat gegen das widerjtrebende Ausland die Einheit Deutſch— 
lands erfämpft, und diejes jelbe Heer it beharrlich der Gegenitand 
leidenschaftlicher Angriffe großer Parteien. Na, ſogar die erbabene 
Geftalt des erften deutjchen Kaifers, der das preußiiche Heer im 
Kampfe mit der Volksvertretung geichaffen, der zweimal feine 
Krone daran wagte, um den Deutichen ihren Lieblingswunjch zu er: 
füllen, ift von diefen Angriffen nicht verichont geblieben. Eine jtarkı 
und einflußreiche Bartei hat niemals aus ihrer Abſicht ein Hehl 
gemacht, das preußiſche Königsthum zur Bedeutungslofigkeit des 
engliihen herabzudrüden, um die Herrichaft der Parteien über der 
niedergebeugten Monarchie nad britiichem Vorbilde auch bei uns 
zu etablieren. 

Ft es ein Wunder, wenn das Ausland, dem zum Theil eine 
weit längere und reichere politiihe Erfahrung zu Gebote jtebt, über 
unjere Parteien und Parlamente Urtbeile fällt, welde für unier 
Nationalgefühl nichts weniger als jchmeichelbaft find, ja, wenn 
man mitunter jo weit gebt, den Deutichen alle Beräbigung zur 
Rolitif abzufprechen, wenn man in unferen weltbewegenden Thaten nur 
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das Werk eines einzigen hochbegabten Staalsmannes jehen will, 
nach deſſen Tode alles wieder rüdgängig werden, das deutſche Volk 
wieder jeine politifche Größe mit der bejcheideneren Rolle des Volfes 
der Dichter und Denker vertaufchen würde? Es iſt nun einmal 
nicht zu beitreiten, daß nichts bei uns dem Auslande jo wenig impo- 
nirt, wie das Treiben unferer Parlamente. 

Iſt dieſes harte Urtheil über unfere politiiche Befähigung richtig ? 
Und wenn dies nicht der Fall ijt, worin liegen die Gründe, daß 
unfer jeitheriges politifches Leben ſich faſt als ein beftändiger Kampf 
zwischen Regierung und Parlamenten darjtellt, die doch beide im 
Grunde dafjelbe wollen, die Einheit, Macht und Freiheit unjeres 
Vaterlandes ? 

Drei Urſachen vor allen jcheinen mir dieje für Deutfchland To 
ganz und gar eigenthümliche Ericheinung zu erklären: 

Die erite beruht auf einem nationalen Charafterzuge, auf jener 
ſtarken Neigung zur perfönlichen Selbftändigfeit, wie fie der Nomane 
und Slave nicht kennt, auf „einem Überſchuß männlichen Selbit- 
tändigfeitsgefühls”, um mit Fürft Bismark zu reden, das der Ein- 
heit mwiderjtrebt. Hier können wir nur von der Zeit Heilung hoffen. 


Der zweite Grund liegt meines Erachtens in der ungenügenden 
rechtlichen Organifation der heutigen Gejellichaft. Dem Leben unferer 
Erwerbsgejellichaft fehlen die feiten Korporationen, die Intereſſen 
ihrer Glieder ordnende und verjöhnende Verbände, wie jie das 
Mittelalter ini feinen Gilden, Korporationen und Zünften beſaß. 
Statt jener durchaus derechtigten und nothwendigen Zwiſchenbaue, 
die jich erziehend und ordnend zwilchen dem Staat und dem einzelnen 
Individuum erheben jollten, jtellt unjer beutiges Wirthichafts: und 
Erwerbsrecht das einzelne Glied, losgelöft von aller ftaatlichen Gon: 
trolle und Erziehung, als Atom dem Staate gegenüber. Des Rück— 
halts und der erziehenden Yeitung jeiner feſt organifirten Berufs: 
genoſſen beraubt, wird der Einzelne ein ſchwankendes, haltlojes Rohr, 
bin und hergeweht von jeder Tagesjtrömung, eine treffliche Beute 
ſür die Frivolität jedes Agitators. 

Der dritte und wichtigste Grund unjerer inneren Kämpfe liegt 
aber, wie jchon erwähnt, in den böjen Erbjchaften unjerer Ber: 
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gangenheit und in Berbindung damit in der Furzen Dauer unserer 
parlamentariichen Erfahrung. 

Vergleiht man die Entwidlungsgefhichte des deutichen und 
des engliihen Parlamentarismus, jo ſpringt ſofort ein durchgreifen— 
der Unterschied uns entgegen: In England iſt er das Produft einer 
langſamen, jahrhundertlangen, in ihren Anfängen bis in das Zeit: 
alter der Kreuzzüge beraufreichenden Entwidlung, in Deutichland 
und vor allem in Preußen ift er erit in diefem Jahrhundert und 
mit einem Schlage, obne alle Vorbereitung, plöglid eingeführt. In 
England iſt das Eonftitutionelle Syitem mit dem Volke ſelbſt ge: 
wachſen, die engliihe Nation hat es in einer politischen Arbeit von 
ſechs Jahrhunderten geihaffen, in Deutichland ward dem Volke das 
Recht, feine öffentlichen Verhältniſſe ſelbſt zu geitalten, ohne jede 
vorausgegangene politiihe Erziehung der Nation, gleihjam wie aus 
der Piſtole geſchoſſen, mit einem Male übertragen. 

Es ift nur zu natürlich, da dieſe verichiedenartige Entwidlung 
ih in dem erhalten der politiihen Barteien beider Länder 
wiederfpiegelt: In England feite, durch die Erfahrung mehrerer 
Menfchenalter erprobte, politiihe Traditionen, in Deutjchland 
vielfach Ddoftrinäre Anjhauungen, nachahmungsweiſe aus den 
politijhen Grundjäßen anderer Yänder, vor allem Frankreichs 
und Englands, herübergenommen, ohne alle durch die Yänge der Zeit 
gebeiligte Erfahrungen. In Preußen bat überhaupt nur das König: 
thum Traditionen. — Und am meilten tritt diejer Unterjchied der 
Parteien beider Länder in denjenigen politiichen Richtungen zu Tage, 
welche es fich zum Ziele gejegt haben, die Sache der Freiheit zu ver: 
treten. Der engliihe Liberalismus ift realpolitiich und praf: 
tiſch, der deutſche theoretilirend und doftrinär, jener tritt frei an 
das Staatöleben uud feine Probleme heran, dieſer klemmt ſich 
ängitlih an vorgefaßte Prinzipien und Theorien. Hier kann nur 
die Zeit Abhülfe ſchaffen. Durh eine längere jtaatlihe Praxis 
wird auch der deutiche Liberalismus mehr und mehr von feinem 
doftrinären Charakter verlieren, er wird der Einficht fich nicht ver: 
ſchließen, dat Eines ſich nicht für Alle ſchickt, daß jedes Land mit 
feinen eigenartigen Zuftänden, feiner eigenartigen politiihen Lage, 
feinen eigenthümlichen gejellichaftlihen Verhältniſſen, vor allem 
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ſeiner eigenthümlichen geſchichtlichen Entwicklung, auch ein eigen— 
artiges Recht, eine eigenartige Ordnung ſeiner öffentlichen und 
privaten Verhältniſſe erheiſcht. Dieſe Epoche hat jetzt begonnen 
und iſt die Urſache leidenſchaftlicher Angriffe geworden, welche der 
radikale Theil des deutſchen Liberalismus, der auf dem alten Stand— 
punkt der Doktrin beharrt, gegen die gemäßigte Richtung, ſowie 
gegen die Regierung und die konſervativen Parteien erhebt. Die Er— 
bitterung, mit welcher der Kampf zwiſchen beiden Theilen geführt 
wird, zeugt davon, daß eine allgemeine, durchgehende Überzeugung 
über das für uns Deutſche allein paſſende Maaß von Freiheit, von 
Betheiligung des Volkes an der Staatsregierung ſich bisher nicht 
hat entwickeln können. 

In dieſer unſerer gährenden Zeit wollen die nachfolgenden 
Ausführungen nichts ſein als ein beſcheidener Beitrag zur Löſung 
jener beiden obigen Fragen, deren ſchickſalsvoller Beruf es nun 
einmal iſt, die Völker der Erde immer von Neuem zu erregen. 

Wir unterziehen nun das Freiheitsprinzip des fort- 
ihrittlihen Liberalismus und jein politiihes Syitem, den 
Tarlamentarismus, einer Prüfung auf ihre innere Beredti- 
gung und Anwendbarkeit für Deutichland. 





9, Kapitel. 
Die Grenzen der Freiheit. 


„Wo der Silberton Freiheit, erklingt, horcht jedes menſchliche 
Ohr auf und jedes Herz wird rege. Ihre Stimme ift die Stimme 
der Natur. Auf taufend Seiten eingeengt, von tauſend künſt— 
lihen Bedürfniffen danieder gezogen, von taujend despotiichen Ver— 
bältniffen tyrannifirt, ſehnt fich der civilifirte Menjch mitten unter 
jeinen verfeinerten Genüffen, mitten unter den Schäßen, die Jahr: 
taufende für ihn zufammenhäuften, in mehr als einer melancholiichen 
Stunde nah der dürftigen Einfalt eines unabhängigen Dajeins 
zurück“. Mit diefen Worten begann vor fat hundert Jahren Fried— 
rich Geng feine berühmte Abhandlung über die politiiche Freibeit, 
eine der erften, welche über dies Thema in Deutjchland erichien. 
Seit jener Zeit iſt die Idee der politiichen Freiheit ein Gemeingut 
des gejammten europäiichen Abendlandes geworden. Allenthalben 
die veralteten Formen der abjoluten Staatsverfaffungen durchbrechen, 
bat jie wie fein anderes Prinzip umbildend in die Geſchicke ver 
Völker eingegriffen. Die politiihen Zuftände einer halben Welt 
erichütternd, ift fie geradezu zur treibenden Kraft des Nahrhunderts 
geworden. In Deutichland insbejondere hat man ſich längſt mit 
Recht daran gewöhnt, in dem Liberalismus ein Erbe Luthers zu 
jehen; denn er hat richtig erkannt, daß die Errungenichaft der Ne: 
formation, die geiltige ‚Freiheit, auf die Dauer nicht obne die politische 
bejtehen kann. 

Und doch giebt es kaum einen politiihen Gedanfen, der 
mißveritanden mehr Unheil angerichtet hätte, als das Prin— 
zip der Freiheit. Wie er im feinen zügellofen Übertreibungen 
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den herrlichen Staat der Athener zu Grunde gerichtet, in dem po— 
litiſch ſo tüchtigen Rom zuletzt den Fortbeſtand der Republik un— 
möglich gemacht hat, ſo ſcheint es auch heute ſein verhängnißvoller 
Beruf zu ſein, die Zuſtände der romaniſchen Völker unaufhörlich 
zu unterwühlen und zu erſchüttern. 


Droht der Jugend und dem Mittelalter der Völker die Gefahr, 
daß ihr geiſtiger Aufſchwung durch den Bleidruck einer despotiſchen 
geiſtlichen oder weltlichen Regierung niedergehalten wird, ſo iſt der 
Mißbrauch der politiſchen Freiheit unzweifelhaft die erſte aller Ge— 
fahren für hochkultivirte Völker. 


Es iſt der Zweck dieſer Schrift, nochmals auf dieſe auch über 
unſerem jungen deutſchen Reiche drohend ſchwebende Gefahr hinzu— 
weiſen, und gegenüber den ungebührlichen Forderungen eines radikalen 
Yiberalismus nochmals jene Grenzen und Schranken der Freiheit 
zu betonen, welche fein Staat ohne Gefahr für jeine Eriftenz über: 
ſchreiten laſſen darf. — 


Aufgabe des Nechtes iſt es, durch jeine regelnden Normen, die 
freie fittlihe Entwidlung der menschlichen Perfönlichkeit zu ermög— 
lihen und zu ſchützen. Es ruht auf der Ethik, die ftttlich : morali- 
ihen Vorftellungen und Überzeugungen jedes Volfes bilden auch 
die Grundlage jeines Rechtes. Darum jtellt ſich der Staat nicht 
gleihgültig, nicht indifferent gegen das Sittliche, wie wohl von radi- 
falen Theoretifern verlangt wird, fondern er will e8 an jeinem 
Theile mit den ihm zugängliden Mitteln der äußeren Nechtsord: 
nung darſtellen und befördern. Darum ftraft er den Verbrecher, 
ihüst den Unmündigen, beiligt die Bande der Ehe und der Familie, 
tritt der Unrevlichkeit in Handel und Wandel entgegen; dem unſitt— 
lihen Bertrage verſagt er die Beitätigung, dem unfittlihen Berufe 
die bürgerlihe Ehre. So wird das Necht zum Abbild der jittlichen 
Überzeugungen eines jeden Volkes. Das Necht des Orients, weldes 
die Sklaverei erlaubt, charakterifirt den Ideengehalt jener Völker 
nicht minder, wie die Geſetze des chriltlichen Abendlandes, welche die 
perjönliche Freiheit unter den jtärfiten ſtrafrechtlichen Schuß jtellen, 
den unſrigen. Es iſt unmöglich, ein Recht zu ſchaffen, losgelölt von 
den fittlichen Überzeugungen und Anſchauungen einer Nation. 
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Aber wie das Gute nur dann dieſen Namen verdient, wenn es 
das Werk der freien fittlihen Wahl des Menjchen ift, wenn es ohne 
Zwang von der menjchlichen Selbitbeitimmung ergriffen wird, jo 
fann das Recht auch nur dann fittlich wirken, wenn es dieſe Frei— 
heit des moraliichen Willens rejpeftirt. Es ift der Nahmen für das 
jittlihe Handeln des Menichen, aber nicht der Anhalt jelbit. 

Darum bat das Net die menschliche Freiheit zur Grundlage, 
darum it e8 aber auch unmöglich, Begriff Welen und Aufgabe des 
echtes zu verjteben, ohne die jittliche Freiheit jelbit in ihrer Natur 
und Begrenzung zu erfallen. 

Freiheit it Die dem Menſchen verlichene Fähigkeit, das Gute, 
die Idee des Sittlih-Vernünftigen zu ergreifen, und zum Prinzip jei: 
nes moralischen Handelns zu erheben. So und nicht anders haben 
Philoſophie und Neligion zu allen Zeiten ihren Begriff aufgefat. 
Tas Eittengeieß ſelbſt ift dem Menſchen von einer höheren Macht 
auferlegt. Es thront in ewiger Majeftät über jeinem Schaffen und 
Vollbringen, er kann es ergreifen und verfchmähen, aber er fann es 
nicht Schaffen und verändern. Frei ift er, wo er ſich ihm beugt, es 
zur Leitſchnur feines Handelne madt, unfrei, wo er die Herrjchaft 
der Triebe und Begierden erwählt. Darum ijt die menschliche 
Freiheit begrenzt und bejehränft im Gegenjag zur unendlichen gött- 
lichen, welche das Sittengejeß jelbit frei aus den Tiefen ihres Weſens 
gebiert. So und nicht anders iſt nun einmal der Auftand des 
Menichen als eines begrenzten, in „abjoluter Abhängigkeit ” zur 
Sottheit ftebenden Wefens, der in Arechbeit und Frivolität verfällt, 
wenn er ich einbildet, die Normen jeines moralifchen Handelns jelbit: 
Ichaftend erfinden zu können, wenn er, mit Yuther zu reden, „Herr: 
gott Ipielen will“. 

Iſt es aber mun die Aufgabe des Nechtes, die Freiheit des 
Menſchen zu jchügen und zu ermöglichen, jo fann auch dasjelbe nur 
ſittlich ſein und fittlich wirken, wo es dieje Freiheit in ihrer irdischen 
Begrenztheit, in ihrer abjoluten Unterwerfung unter den göttlichen 
Villen erfaßt. Es erfennt die Freiheit des Menichen an, aber es 
erkennt ſie nur an als eine irdiich begrenzte, dem göttlihen Willen 
und den ewigen, überirdiichen fittlihen Ordnungen ſchlechthin und 
unbedingt unterworfene. Wo es fich anders zu dem Handeln und 
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Vollbringen des Menſchen ftellt, da entfeſſelt es nicht die fittliche 
Freiheit, jondern die nackte zügelloje Willlür, es führt eine jchiere, 
ebenjo unhaltbare, wie frivole Vorftellung von dem Zuſtande des 
Menihen in das Bewußtſein der Völker ein, es wirkt nicht fittlich, 
jondern unſittlich, es erzieht die Menſchen nicht zur Ordnung, fon: 
dern zur Zügellojigkeit und Überhebung. Nur dieje ethifche Freiheit, 
nicht die ſouveräne Willfür bat das Necht des Staates zu ſchützen 
und zu reipeftiren. 

Man verzeibe dem Verfaſſer, wenn er jcheinbar allzulange bei 
diefem Thema verweilt. Denn bier liegt der ſpringende Punkt, 
bier die legte, tiefite Grundlage vieler Mißgriffe und folgenichwerer 
sehler in dem politiichen Leben, in der Gejeggebung und dem Nechte 
unſerer jüngjten Epoche. Hier liegt überhaupt die Gefahr freier 
hochkultivirter Völker. 

Man kann den liberalen Parteien Deutſchlands den Vorwurf 
nicht erfparen, daß fie jich jenes tiefen Unterjchiedes zwiichen der 
jittlich berechtigten Freiheit und dem unfittlichen Verlangen des In: 
dividuums, ſich rückſichtslos geltend zu machen, nicht immer bewußt 
geweien find, daß fie oft die Willkür entfejlelt haben, wo jie der 
Freiheit einen Dienft zu thun glaubten, daß die unter ihrem Ein: 
fluß hervorgerufene Gefeßgebung nur zu oft von einem ſchranken- 
lofen und darum hochgefährlichen Freiheitsbegriffe ausgegangen iſt, 
ja daß der Dlaterialismus der Zeit ſich leider nur zuſehr in ihrer 
Gejeßgebung wiederjpiegelt. — Kein Mann bat vielleicht jo viel dazu 
beigetragen, dieſen materialiftiichen Freiheitsbegriff in das deutjche 
Recht einzuführen, als Eduard Xasfer, der langjährige Führer 
des linken Flügels der nationalliberalen Partei. Der Mann, dem 
jelbit jeine Gegner den Namen eines „Idealiſten“ nicht vorenthalten 
mochten, war in jeinen ethiſchen Ansichten durchaus beherricht von 
der naturwiſſenſchaftlich-materialiſtiſchen Weltanfchauung feiner Zeit, 
jenen in den 60er und 70er Jahren mit beionderer Stärke auf: 
tretenden atheijtiihen Strömungen. Obgleich Jude der Nationalität 
und dem äußeren Befenntniffe nach hat Yasfer den Glauben feiner 
Näter durchaus verleugnet: „Ich glaube nicht an prototype Tugen: 
den, an Urbilder des Schönen und Guten, denen der Menſch ver: 
möge einer gewiſſen Verbindung mit einer außerhalb feiner gelegenen 
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Ideenwelt nachſtrebe und allmählig näher komme. — Ich bin nidt 
geneigt, anzunehmen, daß irgend welche fertigen Ideale uns bilden 
leiten, dab aus jolchen überirdiichen Bildungen irgend eine Richt 
ſchnur für uns fich ergebe; daß unjer Streben und Fortichreiten in 
irgend einer unfichtbaren und unbegreiflichen Welt ihren Abſchluß finden 
werde oder daß ihnen in einer ſolchen Außenwelt die Ziele geitedt 
jeien. — Auch halte ich es für unzuläſſig und für vergeblihe Mübe, 
die religiöfe Empfindung zur befieren Erfenntnis des Menjchen und 
diejer Welt zu verwerthen. — Die Erde ift eine Welt für fi.” *) 
Der Menſch war ibm nur ein höher organifirtes, allein durch die 
Sprade von jeinen Mitgeihöpfen unterjchiedenes Thier. Ausdrüde 
wie: „Der Menſch und die übrigen Thiere,” „der Menſch 
und jedes andere Thier”, „die Sprade iſt die umüberjchreitbare 
Grenze zwischen dem Menschen und der übrigen Thierwelt ” finden 
jich oft bei Lasker.**) 

Dieſer Weltanfhauung entiprad denn auch leider nur zu oft 
Yasfers politifches Wirken, ja man möchte geradezu jagen, daß er 
und jeine Freunde den Materialismus zum eriten Male im die 
preußiiche Bolitif, in das deutiche Net, eingeführt haben. Auf 
allen Gebieten faſt, welche der Geſetzgebung feiner Zeit unterlagen, 
läßt ih der Einfluß eines materialiftiichen Freiheitsbegriffes, 
einer Neigung, das Verlangen des Andividuums nach rüdjichtsloier 
Geltendmachung jeiner egoiftiihen Einzelintereffen zum leitenden 
politiichen Prinzip zu erheben, veripüren.***) — Zwar iſt es nicht zu 
verfennen, dab Lasker in der Praris feines politischen Lebens 
idealen Anſchauungen zugänglich geweſen ift. Die nationale Idee 
batte an ihm einen warmen, muthigen Vertreter, der Humanitäts: 
aedanfe leitete auch ihn. Es ging ihm eben wie jo vielen deutſchen 
Materialiften: Sie waren bejjer als ihre Lehren. Aber zu be: 


*) „Wege und Ziele der Kulturentwickelung“. Eſſays von Eduard Lasker. 
2. 365. Leipzig 1881). 
»2 a. a. O. ©. 336, 340, 342. 
**) Folgerichtig müßte dev Materialismus die menichliche Willenefreibeit 
überhaupt leugnen, eine ſogiſche Nothwendigkeit, welche Lasker völlig entgeht 
Der Sozialismus iſt hier bekanntlich konſequenter. 


jtreiten ift es doch nicht, daß in die Gejeßgebung der 60er und 
70er Jahre ſich ſtarke materialiftiihe Strömungen eingejchlichen 
haben. 

So hat man denn im Wirthichaftsrechte die Ermwerbsgejellichaft 
atomifirt, anitatt jie zu organifiren, denn jedes Organiſiren jeßt 
die Unterordnung der egoiftiichen Einzelinterefien unter einen höheren 
jittlihen Gejammtzwed voraus, der unabhängig von ihnen beftebt. 
Aus dem Handels: und Verkehrsrechte wurden der Staat und jeine im 
Selanmtintereffe jo nöthigen Kontrolen völlig herausgedrängt, und 
eine gefährliche Arena für den wirthichaftlihen Egoismus eröffnet, 
ein Zuftand, welcher neuerdings geradezu als „gelellichaftliches Fauit- 
recht” bezeichnet worden tft. Im Gemwerbereht hat man das ehr: 
bare deutiche Handwert durch mandhejterlich: radikale Freiheitsideen 
jeines fittlihen Bodens beraubt, das Pfuſcherthum planmäßig im 
Namen der Freiheit großgezogen, einen kernhaften alten Stand, 
Jahrhunderte lang einen Stolz der Nation, in einen Verzweiflungs— 
fampf um jeine Exiſtenz hinein theoretifirt. Im Familienrechte 
ward dem Freiheits- richtiger Willkürprinziv duch Befreiung der 
Cheihliegung von allen im Intereſſe des Gemeinwohls jo nöthigen 
Kontrolen die Huldigung dargebradt. Der Staat und die Com: 
munen mögen jehen, wie fie mit dem auffommenden roletariat 
tertig werden! Außerdem ward die Altersgrenze der Eheichließung 
bis fait an die Schwelle der Kindheit (14. und 18., jpäter aller: 
dings das 16. und 20. Lebensjahr, für beide Gejchlechter) verlegt. 
Ebenſo verlangte das Freiheitsprinzip, daß die Alterspormundjchaft 
möglichſt beichränft werde. 

Den Strafrecht bat der politiihe Materialismus das Gepräge 
einer falichen Humanität aufgedrüdt, das Schuldprinzip nad) Kräften 
aus demjelben ausgetrieben, die Etrafe ihrer Schreden und ihres 
Sühnecharakters zu berauben und fie zu einem bloßen Mittel der 
Beflerung berabzudrüden gejudht. 

Überall derjelbe Radikalismus: Freiheit bedeutet, ever kann 
thun, was ibnı beliebt, wenn er nur nicht einen anderen todt ſchlägt 
oder beftieblt. 

Daß der materialiftiiche Liberalismus jein radifales Freibeits- 
prinzip auc in das öffentliche Necht des Staates einzuführen be: 
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jtrebt war, verjtand fich von jelbft In dem Staate aber ſieht der- 
jelbe nur den großen Schugmann, eine Verlicherungsanitalt für 
Leben und Befig jeiner Bürger. Wo dieſer Zwed nicht in Frage 
fommt, weichen die beengenden Gontrolen und Zwangsgeſetze Des 
Staates dem reiheitsverlangen jeiner Glieder. Das Volk, welcdes 
dem Materialismus nichts ift, als eine Summe gleichberedtigter 
Individuen, hat jederzeit das Recht, darüber zu enticheiden, ob und 
in welchen Formen der Staat fortbeftehen jol. In einem un: 
gemejlenen Ausgabe = und Einnahmebewilligungsredht, wie es jelbit 
das Muiterland der Kreiheit, das parlamentariihe England niemals 
anerfannt hat,*) joll das deutiche Barlament dies jein Majejtätsredt, 
alljährlih ein Mal über Erijtenz und Fortbeſtand des Staates ent: 
icheiden au fönnen, üben. Die Verweigerung der Steuern und der 
Mittel zur Beftreitung der Staatsbedürfniſſe ſoll in jedem Jahre 
einmal die Staatsmaichine zum Stillitand, die Gejellichaft zur 
Auflöjung bringen können. Und vieles Necht, welches das Volk durd 
jeine Parlamente übt, ift nicht etwa ein Necht des Vollbürgers wie 
in den freien Republifen des Alterthums, die Entihädigung für 
hervorragende Beichwerung mit Staatlichen Laſten und Dienſten, aud 
nicht wie in England die Entihädigung für die Übernahme der ge: 
jammten Staatsverwaltung durch das Wolf jelbit, für die Ausübung 
des Gerichts: und Verwaltungsdienſtes durch die forporativen Or: 
gane des selfgovernment, jondern es fliegt nach dem Ideale jener 
Theoretifer der Kreiheit jeden männlichen Staatsangehörigen kraft 
Viajeitätsrechtes der menichlichen Natur von jelbit an. Alto ein Nedt 
ohne entiprechende Pflicht! Das heißt politische Freiheit. 

Daß dieſe eigenthüntliche Freiheitstheorie Kirche und veligiöfes 
Bekenntniß als reine Privatſache jedes Einzelnen anſah, um die ji 
der Staat am beiten gar nicht zu kümmern babe, war natürlid. 
Ebenjowenig Verſtändniß zeigte er für die gänzlich verschiedene 
Stellung der fatholiihen und evangeliichen Kirche zum preußiſchen 
Staate. Kirche it Kirche, und das Freiheilsprinzip verlanat, 
daß der Staat jih nicht darum zu kümmern habe, was jede treibt, 
und wie ſie ihre Genoffen erzieht. 

* In England jtehen drei Viertel deu Staatseinnabmen unverrückt geieplid 
jejt und werden nicht alljährlich bewilligt. 
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So begegnen wir denn überall in den ſtaatlichen Theorien des 
fortſchrittlichen Liberalismus demſelben kahlen, dürftigen, alles ſitt— 
lichen Gehalts entäußerten Freiheitsbegriffe, ver mit ſchablonenmäßigen, 
rein juriſtiſchen Verallgemeinerungen an die großen Probleme des 
ſtaatlichen Lebens herantritt, der, mit Mephiſtopheles zu reden, über— 
all erſt den Geiſt austreibt, um die Theile in der Hand zu haben, 
und nad dem geiltigen Bande nichts fragt. — — 

Wie aber alles menschliche Keben ſich nach dem Geſetze von der 
Pendelſchwingung bewegt, jo mußte jich gegen jenen rein äuperlichen, 
formalen Freiheitsbegriff denn Doch zulegt eine Gegenjtrömung 
geltend machen, die heute im vollen Zuge it und allenthalben eine 
Reviſion unſerer jüngſten Gefeggebung anitrebt. Das Wolf 
Yuthers und Göthes, Fichtes und Hegels konnte unmöglich mit 
volitiichen Theorien ausfommen, die allen Grundlagen jeiner im 
Vroteitantismus wur,elnden Kultur, jeiner aus der idealijtiichen 
Philoſophie hervorgegangenen Weltanfhauung widerijprahen. Man 
bejann fich wieder, daß wir ein chriitliches Volk jeien, daß der preußische 
Staat ſich zu allen Zeiten denn doch ganz andere Aufgaben geitellt 
habe, al& jenen bloßen „Nachtwächterdienft”” der äußeren Sicherheits: 
pflege, über den jchon der Sozialiſt Laſſalle jpöttelte. So begannen 
denn die Schlagwörter „Chrütliher Staat“, „Praktiſches Chriſtenlum“, 
„Staatsiocialismus“, „Schuß der Schwachen“, „Reaktion gegen das 
Mancheitertum“, durch unjere Preſſe zu ſchwirren, ein jchlagender 
Beweis, dan man fich wieder auf die tiefen ſittlichen Grundlagen 
des Staates, insbejondere auf die von dem Preußen der Hoben: 
zollern zu allen Zeiten geübten und gepflegten ethiihen Aufgaben 
defjelben zu bejinnen begann. 

In dieſem Prozeſſe ftehen wir heute noch mitten inne. Auf 
allen Gebieten des jtaatlichen Yebens gilt es, gejellichaftliche Zuftände, 
die unter dem legislatoriihen KEinfluffe jenes mißverftandenen, 
ihablonenhaften Freiheitsbegriffes faft außer Rand und Band ge: 
rathen jind, wieder einzurenfen. 

Wunderbar, wie die Zeiten und ihre Beitrebungen jich wieder: 
bolen! Jener Kampf zwilchen einem radikalen und gemäßigten, 
ethiichen Freibeitsprinzip, was iſt er anderes, als eine auf politiichem 
Boden ſich vollziehende Erneuerung jenes alten Streites zwijchen 
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der Kantichen und Hegelihen Schule? Hatte der große Königsberger 
Philoſoph, in jeiner Nechtslehre nur allzujehr noch unter dem Einfluß 
der franzöftichen Theorie vom Gejellichaftsvertrage, die den Staat 
aus einer freien Vereinbarung jeiner Glieder hervorgehen ließ, das 
Wejen des Nechtes darin gefunden, daß es „der Inbegriff der 
Bedingungen jei, unter denen die Willfür des Einen mit der Wil: 
für des Anderen nach einem allgemeinen Gejege der Freiheit vereinigt 
werden könne,“ jo arift Hegel unendlich tiefer und wandte mit 
Net gegen Kant ein, daß feine Nechtstheorie im Formalismus 
jteden bleibe, und nicht die Freiheit jondern die Willkür zur Grund: 
lage babe. Freiheit jet nicht als die Fähigkeit des Menfchen zu 
veritehen, nad) jeinem jouveranen Belieben zu handeln, jondern als die 
ihm verliehene Möglichkeit und jein Beruf, diejen feinen jubjektiven 
Willen mit dem „objektiven“, der „allgemeinen Vernünftigkeit“, d. i. 
den ewigen jittli den Normen, im Widerſpruch mit welchen er 
ichlechthin nichtig ſei, auszujöhnen. Das „Daſein“ diejes objektiv 
gefaßten freien Willens jei das Recht. Diejes joll mithin den 
Menschen nicht befähigen, zu thun, was er will, jondern was er 
joll. Seine Grundlage ift mithin eine ethiſche, die Darftellung der 
Idee des Guten fein Ziel. Die rechtliche Freiheit joll die Garantie 
der jittlichen fein. Lebte der große preußiſche Staatspbilojophb heute, jo 
würde er für die ‘Partei, welche das Wort „Freiheit“ am häufigſten 
im Munde führt, mur daſſelbe abweijende Urtheil haben, wie jeiner 
Zeit für Kants Schüler Fries, „den vollendenten VBerjeichtiger 
der Kantiſchen Bhilojophie”: „Wenn man jagen hört, die Freiheit 
überhaupt jei diejes, daß man thun Fönne, was man wolle, jo kann 
jolhe Borftellung nur für gänzlichen Mangel an Bildung des Ge: 
danfens genommen werden, in welcher ſich von dem, was der freie 
Mille, Recht, Sittlichkeit u. ſ. f. it, no Feine Ahnung findet. — — 
Jene Anſicht iſt eben jo ohne allen jpefulativen Gedanfen und von 
dem pbilojophiichen Begriffe verworfen, als fie in den Köpfen und 
in der Wirflihfeit Erſcheinungen hervorgebracht hat, 
deren Fürchterlichkeit nur ander Seidtigfeit der Ge: 
danfen, auf die fie fih gründeten, eine Parallele bat.” 
(Hegel „Grundlinien der Pbilojopbie des Rechtes“ SS 15, 29).— 
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Sp und nicht anders, lediglich als ein Vermögen des Menjchen, 
den Willen Gottes zu thun, hat auch unſere Theologie zu allen 
Zeiten den Begriff der Rreiheit aufgefaßt. In diefem Sinne jchrieb 
Yutber „von der freiheit eines Chriſtenmenſchen“; den radikalen 
Unabhängigfeitslehren der Garlitadt und Münzer bat unjer großer 
Retormator nur jeinen Fluch gegeben. 

Hoffen wir, daß es uns gelingen wird, auch in die Politik, in 
unſer öffentliches und privates Necht wieder jenen ſittlich allein be- 
vechtigten Freibeitsbegriff an Stelle des von unjerer Wiſſenſchaft, 
unferer Philoſophie und Theologie längft überwundenen, des Volfes, 
der Dichter und Denker kaum würdigen, materialiftiich : radikalen 
einzubürgern. Nur jo wird es möglich jein, die flugiandartigen 
Bildungen der Laskerſchen Periode wieder mit feiten, dauerhaften, 
lebensfähigen Inſtitutionen zu vertaufchen. 

Der Freiheit und dem Xiberalismus wird ihr qutes Hecht er- 
halten bleiben, ſie werden fortfahren, eine treibende Macht unjerer 
politiichen Entwidlung zu bilden. Aber durch bemmende und 
warnendeSchranfen werden wir überall dafür forgen, 
das die Freiheit des Einzelnen nidt in Widerjprud 
geräth mit den großen Zweden des jittlihen Ganzen. 
Denn unabhängig von den egoiftiichen und naturaliftiichen Einzel: 
beftrebungen verfolgt der Staat jeine großen ſittlichen Ziele. 
Er it nun einmal nicht nur der Garant für die perjönliche 
Sicherheit jeiner Bürger, jondern die höchſte vollendetite Daritellung 
der Gejammtideale jeder Nation. Er ift der „große Menſch“ mit 
Plato zu reden, die allumfajlende, höchſte ſittliche Macht auf Erden, 
ein Leiter und Erzieher der Nation, die Manifeftation ihres geijtigen 
Mejens. , 

Darum haben aud) alle feine Einrichtungen zugleich den Charakter 
jittlicher Inſtitutionen, fie find die Verförperung ethiſcher Ideen. — 
Sp zeigt ein Volk dur jein Eherecht, wie es über die Che jelbjt 
denft. Wo es die Eheſcheidung erichwert, da iſt es ſich der 
Hoheit und Heiligkeit des njtitutes bewußt. Das preußilche 
Landrecht bingegen, mit jeinen zahlveihen Scheidungsgründen jpiegelt 
nur allzujehr die laren moraliihen Grundfäge jener Zeit wieder, 
die an der „Gewiſſensehe“ keinen Anftand nahm, den preußiichen 
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Staat an den Rand des Verderbens brachte und auf dem Schladt: 
felde von Jena die wohlverdiente Strafe empfing. 

Ein Volk, dem der Staat das höchſte jihtbare Gut ift, wird 
politiiche Werbreden mit harten Strafen ahnden, eine Partei, Die 
im Staate nur eine Berficherungsanftalt für die perjönliche Eriftenz 
jiehbt, wird alle Verbredhen gegen ihn als edle Schwärmerei gern 
entiehuldigen. Welch” ein Unterſchied zwiichen den harten Strafen, 
mit denen das Recht der alten Griehen und Römer, der Venezi— 
aner des Mittelalters und auch der Engländer im Zeitalter der 
Tudors und Stuarts Staatsverbreden ahndete, und den milden 
oft kaum noch abjchredenden Beltimmungen des deutſchen, von 
Laskers Freunden überarbeiteten, Srafgejegbuches! *) 

Es gereicht der gemäßigten Richtung des deutſchen Liberalis: 
mus, der nationalliberalen Bartei, zum Ruhme, daß fie ji aus den 
vadifaleren Auffaffungen ihrer früheren Epoche wieder herausge- 
wunden, daß fie auf die fittlihen Grundlagen des Staates 
zurückgegriffen bat. Auf dieſe Art bat fie jene heilſame Neaftion 
gegen die Übertreibungen eines mißverftandenen Freiheitsbegriffs 
ermöglicht, welche unſer Vaterland, jo hoffen wir, vor dem Schidjal 
Franfreihs, dem unaufhörlihen Aufbauen und wieder Zerfaflen, 
den ewig wechſelnden Exceſſen radifaler und ultrareaftionärer, 
immer gleich unfruchtbarer, Beitrebungen bewahren wird. 

Auch die Anhänger des radifaleren deutichen Liberalismus 
werden eine Neurevifion ihrer politiichen Prinzipien, insbejondere 
ihres Freiheitsbegriffes bald nicht mehr ablehnen können, falls fie nicht 
zu einer rein demofratifchen Partei herabfinten wollen. Ihr heutiges 
äußerlich = jchematifches Freibeitsprinzip kann das Menichengeichlecht 


*) Nach S 87 des deutichen Strafgejeßbuches kann ein Deutjcher, der fich 
mit einer ausländiichen Regierung einläßt, um diefelbe zu einem Krieg gegen das 
deutfche Neich zu veranlaiien, mit einer Fejtungsitrafe von 6 Monaten davon: 
fommen und dabei im Wollbejige feiner ftaatlihen Mnter verbleiben. Ein 
Deutjcher, welcher vorjäblich während eines gegen das Deutiche Reid ausge 
brocdhenen Krieges einer feindlihen Macht Vorſchub Leijtet, oder den Truppen 
des deutſchen Reiches Nadıtheil zufügt, hat im mildeiten Falle eine Feſtungs— 
baft von nur einem Tage, jage einem Tage! zu gemwärtigen ($ 89). Auch 
hier kann ein offenhindiger Verräther feines VBaterlandes Staatsbeamter bleiben. 
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weder beglüden, noch jeine Intereſſen verjöhnen. In das Leben der 
Staaten eingeführt, wird es nichts anderes groß ziehen als den 
Egoisinus und Klaſſenhaß, einen allgemeinen Kampf Aller gegen 
Alle, der das Vertrauen in die ordnende und verjöhnende Macht 
der öffentlichen Inſtitutionen erfchüttert, und zulegt den frivolen Wunſch 
nach einem allgemeinen Umſturze aller gejellichaftlichen Berhältniffe 
erzeugt. — — 

Hat ſich To das politifche Grundprinzip der deutjchfreifinnigen 
Partei als unbaltbar herausgeitellt, jo gilt daflelbe von ihrem poli= 
tiſchen Syſteme, dem Parlamentarismus. 


3. Rapitel. 


Koͤnigsherrſchaft und Parlamentsherrſchaft. 


Wie die hervorragenden Menſchen ſo haben hochbegabte Völker 
ihren Beruf. Wie das Schickſal ſich aus dem Gewühl der Menſchen 
jeine Lieblinge, ſeine Werkzeuge erwählt, und ſie mit großen geſchicht— 
lichen Miſſionen betrauet, jo vertheilt es auch unter den Nationen 
der Erde die hohe kulturgeſchichtliche Aufgabe, in dem großen Em— 
porgange des Menſchengeſchlechtes die Träger des Fortſchrittes zu 
werden. 

Die Miſſion des engliihen Volkes ſcheint es geweſen zu fein, in 
der fonftitutionellen Monarchie der neuen Zeit die höchſte und voll: 
endetite Form der Verfaſſung erſchaffen zu haben. Die Britten jind 
die Begründer des modernen Staatsrehtes, wie die Römer Die 
klaſſiſchen Vollender des Privatrechtes. — 

Wo es einem Volke jo gelungen ift, ſeine Miſſion in höchiter 
klaſſiſcher Vollkommenheit zu erfüllen, und der Nachwelt ein Niefen- 
werf geiftiger Arbeit in unerreichter Meiftergröße zu binterlaffen, da 
pflegt es oft zu geichehen, daß dieſe meint, das Problem jei nun 
für alle Zeiten gelöft und abgejchloffen. Sei es auf dem Gebiete 
der Religion oder der Kunft, der Wiſſenſchaft oder der praktifchen Übung 
ftaatsmänniicher Einjicht, die Nachlebenden pflegen in den Shöpfungen 
prädeftinirter Völker die Sache jelbjt in abjoluter Vollendung dar: 
gejtellt zu mwähnen. So hat uns die Kunit der Griechen und Römer 
lange als das unerreihbare und unübertreffbare Mufter gegolten. 
Eo ſahen unjere uriften in dem römischen Privatredhte lange 
Zeit die legte und vollendetite Manifeftation des Rechtsgedankens 
jelbjt, das Naturrecht an fi), das non plus ultra techniſcher Kunit, 
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das wohl nachgeahmt und auf die modernen Verhältniſſe der Völker 
übertragen aber nimmermehr übertroffen werden könnte. 

Aber jo hoch man von der Miſſion providentieller Völker denfen 
mag, jo unzweifelhaft der Beruf prädeftinirter Nationen ift, bleibende 
etbiiche Güter für das Menfchengeichledht berauszuarbeiten, und 
ſie in Hafliicher Vollendung in das Leben und Bewußtjein des Men- 
ichengeichlechtes einzuführen, jo iſt es Doch nicht minder eine ftets 
wiederfehrende Erſcheinung, daß auf jene Perioden eines vergöttern: 
den Autoritätsglaubens mit Sicherheit Reaktionen folgen, welche ſich 
von der Alleinherrichaft des Ideals losjagen und es in ihrer irdiſchen 
Begrenztheit erfennen. 

Man gewahrt, daß es nun einmal ein Geſetz im Leben des 
Menjchengeichlechtes ift, daß die Idee des Guten und Schönen nie 
in vollendeter Neinheit in das Leben tritt, jondern getrübt durch die 
binzutretenden nationalen Eigenthümlichkeiten und Mängel. Die 
Klarheit der Idee erfährt gleihjam eine Verdunfelung, wenn fie in 
Berührung fommt mit den Unvollfommenheiten des menschlichen Zu: 
itandes, 

Sobald diejes Bewußtjein erwacht, pflegen ſich im Leben der 
Nölfer jene erbitterten geiftigen Kämpfe einzuftellen zwiſchen den 
Anhängern des Autoritätsglaubens und einer neu erwachenden, jei 
es geichichtlichen oder nationalen Richtung, zwiſchen Doktrinarismus 
und Fortbildung, Autoritätsglaube und Reform, Klaffizität und 
nationaler Eigenthümlichfeit, oder wie die Gegenläße fich ſonſt zu— 
Ipigen mögen. 

Wenn ich nicht irre, jo befinden wir uns heute jener macht— 
vollen Schöpfung gegenüber, mit welcher der ftaatsmännijche Genius 
des englifchen Volkes die moderne Welt bejchenft hat, der konſti— 
tutionellen Verfaſſungsform, ineiner ähnlichen Lage. Auch heute 
kämpft der Autoritätsglaube, der im jener großartigen Echöpfung 
des engliichen Volkes ein umerreichtes, für alle Zeiten gültiges 
Muftermwerf jteht, mit einer neu auffommenden, aus dem innerjten 
Leben des deutichen Volkes, aus dem Bewußtſein jeiner eigenartigen 
Kultur, einer eigenartigen Gejchichte hbervorgegangenen Gegen: 
ſtrömung, welche die Allgültigfeit des Vorbildes nicht anerkennen, 
jondern es auf wenige Grundprinzipien beſchränken mill. 
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ie man einit entdedt hatte, daß man mit dem Privatrechte der 
Römer, mit jeiner grandiofen logischen Gliederung und jeinem unver: 
gleichlich architektoniſchen Aufbau zugleich das weichliche Schuldrecht der 
jpäteren römischen und byzantinischen Kaiferzeit, ſowie die egoiftifche, 
dem Nationaldharalter der Römer entiprechende, Härte des Eigen: 
thumsrechtes vecipirt hatte, jo beginnen wir heute einzu— 
ſehen, daß wir in unjeren politiichen Doktrinen mit dem engliichen 
Staatsrechte zugleih den Niederichlag jener verhängnißvollen Epoche 
der engliſchen Gejchichte übernommen haben, die ſich als ein jahr: 
hundertelanger Kampf zwiichen einem freiheitliebenden Volke und 
einer treubrüdigen Dynajtie darftellt und zulegt nach wiederholten 
ungeheuren Erjchütterungen aller Verbältniffe mit dem Siege des 
eriteren endet. 

Unter diejen Umftänden wird es Pflicht der Staatstheorie, auch 
bier jenen Sceidungsprozeß zu vollziehen, die bleibenden Wertbe 
von den hinzutretenden Mißbildungen zu jcheiden, weldhe der eigen- 
thümliche Gang der engliichen Geſchichte hervorgerufen bat. Es 
gilt den Kern von der Schale zu trennen, die Reinheit der Doktrin, 
wie fie das engliiche Volk in der Zeit vom 12. bis Anfang des 
17. Jahrhunderts herausgearbeitet hatte, von jenen Überwucherungen 
parlamentariicher Macht: und Herrichaftsgelüfte zu ſcheiden, die jeit 
der Vertreibung der Stuarts der Berfaflung Englands faft den 
Charakter einer ariftofratiichen Nepublif verleihen. — Tas eng: 
liſche Verfaſſungsrecht iſt bekanntlich eine organiihe Herausbildung 
aus den mittelalterlich:feudalen Rechtszuftänden des Yandes. Es ilt 
das Produkt einer langjamen, jtetigen Entwidlung, die, wie allbe: 
fannt, mit der berühmten Magna Charta vom Jahre 1215 beganıı. 
Diejes altehrwürdige Geſetz, welches für die Entftehung des öffent: 
lihen Rechtes eine ähnliche Bedeutung hat, wie die Geſetzgebung der 
Zwölf Tafeln für die Römer, ward dem Könige Johann ohne Land 
von feinen auflägigen Baronen abgenöthigt. Es hielt die monar: 
chiſche Regierung des Landes in ihrer vollen Kraft aufrecht, band 
jedod den Herricher an gewiſſe Rautelen der perlönlichen Freiheit 
und ein mäßiges Steuerbewilligungsreht des Adels. Aus Dielen 
bejcheidenen Anfängen bat ſich das fonftitutionelle Syjtem in Eng— 
land entwidelt, welches die königliche Regierung feſthielt, diejelbe 


jedoch durch eine verfaffungsmäßige Mitwirkung des englifchen 
Volfes bei der Gejeggebung und durch das bekannte Steuerbe: 
wiligungsrecht beichränfte. In diejer Form bat die monarchiſche 
Regierung des Landes fortbeitanden bis in das 17. Jahrhundert. 
Von einer Parteiregierung war nirgends die Rede, ſchon aus dem 
einfahen Grunde, weil es Parteien damals überbaupt noch nicht 
gab. Der König leitete die Politik des Landes nad) feinen eigenen 
Grundfägen, wählte fich jeine Näthe nach feinem Belieben. Die Ne: 
gierung war eine jtreng monarchiſche, welche feine Spur zeigte von 
dem franzöfiichen Sate, dat der König herriche, aber nicht regiere. 
Unter dem- tyranischen Regimente Heinrih VIIL ſinkt das englifche 
Parlament jogar zur Bedeutungslofigfeit herab. 

Erit die Kämpfe des engliihen Parlaments mit den Stuarts, 
insbejondere mit Karl I. um die Verfaſſungsrechte des Yandes, jener. 
großartige Widerftand des engliihen Volkes gegen den Verſuch, Sie 
abjolute Fürftengemalt des Feitlandes nach England zu überttagen, 
alſo der Verſuch des denkbar größten Rechtsbruches, haben zur Bil: 
dung zweier politiiher Parteien, der Whigs und der Tories ge: 
führt, die fich zu einander verhielten wie Volksrechte und Legitimität. 
In dem Kampfe gegen die Freiheiten des Landes hat jich die eng: 
liche Monarchie zu Grunde gerichtet, fie hat das Vertrauen in die 
monarhiiche Staatsregierung im engliſchen Volke zeritört und zu 
jener Übertragung der Regierungsrechte von der Krone auf das 
Parlament geführt, welche jeit der Thronbefteigung des Haufes 
Hannover zur Regel geworden ilt. 

Man beachte jehr wohl die eigenthümlichen Gründe diejes Pro— 
zeſſes: Nicht weil das engliiche Volk die parlamentariiche Negierungs: 
form d. 5. die Übernahme der Negierung dur) die Parlaments: 
majoritäten für die beite Staatsform hielt, jondern vielmehr aus- 
ihließlih und allein, weil man mit dem Mönigthum jo üble Er: 
tahrungen gemadt und das Vertrauen in jeine Nechtlichkeit, Fähig— 
fit und guten Willen verloren hatte, entichloß ſich das jonit jo 
finigstreu gefinnte englifche Volf, die Regierung des Staates lieber 
jelbit zu übernehmen, anftatt die ſchlimmen Erfahrungen, die man 
mit dem Haufe Stuart gemacht, ſich wiederholen zu laffen. Dies 
allein ift der Grund und die Veranlaſſung zur Einführung des parla- 


mentarischen Syſtems, d. b. zur Übernahme der minifteriellen Re- 
gierung durch die Führer der Majoritätsparteien in England geworden. 
Hätten dort im 17. Jahrhundert an Stelle der Stuart die preu: 
ßiſchen Hohenzollern regiert, jo würde heute wahricheinlich die 
monarchiſche Regierung jenſeits des Kanals in derjelben Stärfe be: 
jtehen, wie in Preußen. — 

Allerdings iſt e8 nicht zu leugnen, daß nun erjt die großartigjte 
Epoche der englüchen Geichichte folgt, in welcher das Inſelreich 
nach einander die rivaliiirende Seemadt der Spanier, Holländer 
und Franzojen vernichtet, mit einer weit ausgreifenden Kolonial— 
politif, wie jie die Welt noch niemals gejeben hatte, den ganzen 
Erdfreis umſpannt und zur unbeftrittenen Alleinherrichaft auf den 
Meeren emporfteigt. Wer wollte es angefichts ſolcher Erfolge den 


“Söhnen Albions verdenfen, wenn fie mit ftolzer Bruſt ihr Rule 


Britannia fingen? Aber überjehen follte man nicht über den glän- 
jenvei Erfolgen der äußeren engliichen Politif die unleugbaren, oft 
nur altzu grell hervortretenden Mängel im Inneren, die nun ein: 
mal mit Sicherheit im Gefolge jeder Karteiregierung einzuziehen 
pflegen. 

Denn eine herrihende Partei wird es jtets als ihr erites 
Biel, als ihre wichtigjte Aufgabe anſehen, jih in ihrer Machtitellung 
zu behaupten. Die Vortheile, welche der Beſitz der Negierungsae: 
walt mit ſich bringt, die Möglichkeit, die Staatsämter für ſich und 
ihren Anhang zu rejerviren, die erlangte Macht im eigenen Privat: 
vortheil auszubeuten, find für eine regierende Partei eine jo außer: 
ordentlihe Berführung, die Gefahr andererjeits, durch einen Re: 
gierungswecjel aus allen Bortheilen wieder berausgeworfen zu 
werden, jo drobend, daß fie vor feinem aud noch jo bedenklichem 
Mittel zurüdichreden wird, um ſich im Belig der Macht zu erhalten. So 
finft das politische Yeben des Volkes leicht zu einem Kampf um Macht 
und Stellungen herab, welcher den ficheren Gang des Staates gefährdet. 

Dieje Gefahren, diefe Nachtheile einer etablirten Barlaments- 
berrichaft, welcher die dominirende, den Egoismus und die Macht: 
gelüfte der Parteien zügelnde monarchiſche Centralregierung fehlt, 
find denn auch zu allen Zeiten in der Geſchichte Englands grell ge: 
nug bervorgetreten. 


Nichts iſt vielleicht To lehrreih und nichts jo geeignet, die viel: 
fach aänzlich irrigen und verkehrten Borftellungen, welche noch heute 
sablreiche liberale deutiche Politiker über das Verhältnig preußiicher 
und engliicher Staatöfunjt hegen, zu zeritreuen, als eine Gegenüber: 
ttellung der eigenthümlichen Entwidlung beider Länder. Beide 
Staaten find im 18. Jahrhundert zu mweltgeichichtlicher Größe em: 
porgeftiegen, Enaland unter der Freiheit einer parlamentariichen 
Regierung, Preußen unter einer wohlmeinenden und pflichtbewußten 
abjoluten Monardie. Sieht man aber ab von der in beiden Län— 
dern mit böchjter Genialität und glänzenden Erfolgen geführten 
äußeren Politik, wie ganz verjchieden iſt doch die Entwidlung der 
inneren Berhältniife in Preußen und in England, und wie jehr 
rällt hier die Vergleihung zu Gunften der abjoluten Krone 
aus, die es nun einmal ganz anders verjtanden hat, das gefammte 
Volk mit der Tiefe, Nechtlichkeit und Humanität ihrer tiefeigenften 
Hefinnung zu durchdringen, als die vorübergehenden englischen 
Machthaber! 

Die Größe der preubiihen Monarchie iſt es zu allen Zeiten 
geweien, mit ihrer humanen, landespäterlichen Fürſorge ftets bis 
auf die unteriten Stände durchgedrungen zu fein. Ganz im Gegen: 
jap zur Regierung der englüihen Gentry, welche alle Vorzüge aber 
auh alle Schwächen und Härten eines ariltofratifchen Regimentes 
aufweilt, hat das Königthum der Hobenzollern jtets die gleihmäßige 
Emporbebung und Erziehung der ganzen Nation ich zum Ziel ge: 
legt. Ein „Königthum der Bettler” zu jein it noch heute ihr 
Stolz. Wie fie bereits zu Anfang des 18. Jahrhunderts unter dem 
(Heipötte des Auslandes die allgemeine Schulpflicht einführte, die 
Leibeigenſchaft beichränfte und zulegt aufbob, jo bat fie erſt in 
unferen Tagen wieder ein neues noch nie betretenes Gebiet volfs- 
freundlicher Fürlorge in Angriff genommen Das ift eben der 
Kuhn unterer Dynastie geweien, dab fie zu allen Zeiten von dem 
Bewußtſein durchdrungen war, daß das Wolf nicht nur aus einer 
fleinen Minorität priviligirter Eritenzen befteht, ſondern daß auch 
der Letzte und Geringite denjelben Anſpruch auf Schug und För: 
derung ſeiner geiftigen und materiellen ntereffen babe. In diejem 
traditionellen, echt königlichen Berufe, dem der engliſche Parlamen: 


tarismus nichts Ahnliches gegenüber zu ftellen hat, liegt die eigen: 
artige Tiefe unserer preußischen Gejchichte, der Grund jener außer: 
ordentlichen politiihen Spannkraft, Pie es dem fleinen Staat er: 
möglicht hat, wiederholt zur Verwunderung des Auslandes einer 
Welt in Waffen zu trogen. — 

Eo find die Hohenzollern in unermüdlicher, jahrhundertelanger 
Arbeit die Erzieher des preußiichen Volkes geworden. Sie haben 
der Verwaltung Preußens den Stempel unbeftehliher Nedlichkeit, 
eiferner Pflichttreue und unermüdlicher Fürforge für das Wohl aller 
Klaſſen und Stände eingeimpft, fie find die Schöpfer und Begrün: 
der großer nationaler Tugenden geworden, während die englilche 
Barlamentsregierung auch zahlreiche politische Lafter, Beitechlichkeit, 
Amterfauf u. dergl. groß gezogen hat. 

Man überſchätze nicht die Bedeutung der Verfaſſungsfragen. 
Wie das Glüd der Einzelnen, jo beruht das Glüd der Wölfer doc 
in erfter Linie auf der Entwidlung ihrer fittlihen Kräfte, aber nicht 
auf dem größeren oder geringeren Maaße von Freiheit. Zeigen doch 
gerade jo recht die Verhältniffe Englands im 18. Jahrhundert die 
Kehrjeite der Medaille. Am derjelben Zeit, wo König Friedrich 
Wilhelm I. mit eiferner Energie dem preußiichen Beamtenthum den 
Charakter uneigennügiger Nedlichkeit einprägte, wo der unerbittliche 
Monarch fich nicht jcheute, jelbit für ungetrene Edelleute den Gal— 
gen zu errichten, in dieſer gleichen Zeit jagt in der politiihen Ge: 
ihichte Englands ein Betechungsprozeß den anderen. Der Kauf der 
Tarlamentsmitglieder war unter Walpoles Negiment zur Regel ge- 
worden. ALS Ipäter der ältere Pitt die vereinnahmten Staatsgelder 
nicht erft ein Jahr lang, wie üblich, für feine Privatkaſſe Zinſen 
tragen ließ, erregte diefe in Preußen jelbjtverjtändliche Uneigennügig- 
feit allgemeine Senfation durd ganz England. — Aber aud) abge: 
ſehen von jenen aroben Ercellen fällt doch der Vergleich überall zu 
Gunſten des abjolutistiichen Preußens aus: „Der Grundmangel deu 
engliichen Verfaſſung des 18. Jahrhunderts iſt der Mangel des 
Schutzes und der Förderung der jchwächeren Klaſſen. Für die Er: 
leichterung und Befreiung des fleineren Grundbeiigers geſchah nichts 
mehr. Der Untergang des freien Bauernjtandes in England if 
zum großen Theil ein Fehler der inneren Rechtskonſtruktion, dei 


ſchwer nachzuweiſen, von dem eine regierende Gentry jedenfalls 
ihwer zu überzeugen ift. Sie felbit bat fich ferner niemals der 
Steuerlait entzogen: aber doch nur unter ihrem Einfluß fonnte jenes 
überwuchernde Syſtem indirefter Steuern und Schußzölle für Handel 
und Aderbau entitehen, jener Mangel an Sparjamfeit der Verwal: 
tung und übertriebenes Schuldenmaden. Nur unter einer regieren: 
den Gentry fonnte ſich ein Zuſtand der Giviljuftiz erhalten, welche 
der Roftbarfeit wegen den niederen Ständen fait unzugänglich it. 
So hoch der Sinn für bürgerliche Freiheit, jo tüchtig deshalb die 
Formen des Strafprozefjes entwidelt find, jo wenig Nüdjicht pflegt 
eine regierende Klaſſe für den überführten Verbrecher zu hegen (das 
Strafrecht ift ja nur für den mob vorhanden), daher ein vermwilder: 
tes, durch Gelegenbeits-Gejege verunitaltetes Strafredt. Dazu der 
Mangel einer Gelundheits: und Sittenpolizei, das Zurücdbleiben der 
adminitrativen Technik u. ſ. w. Eine mangelhafte Leitung der aus: 
wärtigen Politik it ſchon durch die Verflechtung derjelben mit wech: 
ſelnden Rarteiminilterien gegeben.” — „Die Staatsfirche gleicht 
noch immer vielfältig der römiſch-katholiſchen Kirche im Zuftande 
ihrer Verweltlichung, bineingezogen in die Intereſſen und Partei— 
fämpfe einer regierenden Gentry. Im Staat berricht religiöfe In— 
dirferenz ohne Toleranz.” — „Die Wiffenjchaft, jo weit fie nicht in 
Korporationen und Stiftungen befejtigt it, bleibt dem Dilettantis: 
mus und der Protektion der Großen überlajjen, die Wege dazu der 
großen Maffe der Mittelftände unzugänglid.“ 

Welcher Kenner der engliihen Geſchichte möchte die Wahrheit 
diefer treffenden Schilderungen Nudolf Gmeifts*) im Zweifel 
neben? Sind do jene Gebrehen, wie fie uuausrottbar jeder Bar: 
teiregierung anbaften, noch heute überall in den Zuftänden Englands 
zu jpüren. Noch heute iſt der Durchichnittliche Zustand der Volke: 
bildung dort weſentlich niedriger als in Deutjchland. Ein Drittel 
dr erwachienen Eimvohner Englands kann noch heute nicht Schreiben. 
der Staat it bier nicht der Erzieher der Nation, nicht der humane 
Fleger ihrer geiftigen und materiellen Intereſſen, jondern ein harter 
"er, obne Wohlwollen für den Armen, ohne Schuß für den 


*, „Das heutige engliihe Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht“ IS 41, 
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Schwachen, ohne Mitleid mit dem Verbrecher; von den grauenvollen 
Zuſtänden Irlands überhaupt zu ſchweigen. Noch heute laſſen ſich in den 
inneren Zuftänden Englands diejelben grellen Diſſonanzen jpüren, 
welche einjt Oliver Goldjmith, dem geiftreichen Verfaſſer des „Land— 
predigers von Wakefield“ das Bekenntniß abnöthigten, auch in Eng: 
land gäbe es nur eine einzige wirkliche Freiheit, und die ſei der 
Reichthum. — 

Ya, jelbjt auf dem Gebiete der äußeren Bolitif, welche Tonft 
den Ruhm der engliihen Parlamentsregierung bildete, beginnen fich 
heute bereits die bedenflichen Folgen des Parteiſyſtems zu zeigen. 
Englands auswärtige Politik beſitzt nicht mehr den großartigen 
jiheren Gang früherer Zeiten. Hin und her gezerrt von den augen: 
blilihen Tagesftimmungen, von dem Hin= und Wieder fich ewig 
durchfreuzender materieller und merfantiler Intereſſen ift England 
längft berabgeglitten von jeiner ruhmvollen Stellung im 18. Jahr— 
hundert. Ein zweifelhafter Bundesgenofje, deifen ewig wechlelnden 
Barteiregierungen Niemand mehr trauen will, steht es ifjolirt 
und entfremdet den großen Eontinentalen Kragen gegenüber. Die 
PBarlamentsregierung it zur etablirten Intereſſenpolitik geworden, 
welche ji von nichts anderem leiten läßt, als von merfantilen 
Augenblidsvortheilen, und die großen internationalen Bölferfragen 
nur noch mit den Augen des Kaufmannes anfieht. — 

Wäre es nun wirklich für unter Vaterland von Segen, wenn 
wir diejes Syſtem, das in England bereits jo bedenkliche Früchte 
zu zeitigen beginnt, auch in Preußen und Deutichland einführten, 
wie es die Wortführer des radikalen Liberalismus, als aus der 
Natur tes Fonititutionellen Syſtems folgend, verlangen? Kann es 
für Deutichland das richtige jein, eine ruhmvolle Tynaftie, welche in 
zweihundertjähriger Arbeit unter unzähligen Kämpfen und Gefahren 
unjer Vaterland zu dem gemadt hat, was es heute ift, zu media: 
gijteren zu Gunften einer wechjelnden Herrichaft wechielnder Par— 
teien, welche meilt jungen Datums, nocd feine Gelegenheit 
gehabt haben, ihre Megierungsfähigfeit darzuthun? Beſitzen 
überhaupt Deutihland und Preußen genügend gefeftigte, auf der 
Grundlage langer hiſtoriſcher Wirkſamkeit ruhende, Parteien, deren 
Händen das Staatsſchiff ohne Gefahr anvertraut werden könnte? 
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Eine ruhige Überlegung kann bier nur zu einem verneinen: 
den Nejultate führen. Die engliihe Parteiregierung, in Preußen 
und Deutſchland eingeführt, würde den Hoffnungen, welche liberale 
Politifer in dieſes zweilchneidige Inſtitut jegen, keineswegs ent: 
preben, ja jie würde in der heutigen Lage Deutichlands geradezu 
eine Gefahr für den Staat werden. Denn bier fehlen doch im 
Grunde alle Vorbedingungen derjelben: alte, politiih eingeichulte 
Tarteien, Gleihmäßigfeit der politischen Anſchauungen, feite tief in 
das Bewußtjein der Nation eingewurzelte Nechtsvoritellungen, die 
das Emporfommen radifaler Umjturzparteien unmöglid machen. 

Denn offenbar jest das parlamentarische Syſtem zwei große, 
in ſich gefeftigte, auf langjährigen Traditionen ruhende Bar: 
teien voraus, welche zwei verjchiedene, immer von Neuem hervor: 
tretende Gefichtspunfte repräjentiren, und in einer langen parlamen: 
tariichen Geſchichte und Erfahrung wiederholt den Beweis ihrer 
Tüchtigkeit und Negierungsfähigfeit geliefert haben. wei ſolche 
Parteien können jich in der That ablöjen, die eine kann forrigiren, 
was die Einjeitigfeit der anderen vielleicht verjehen bat. Mögen 
ih die Gegenfäge nun zufpigen, wie jie wollen, als fonjervativ und 
liberal, ſchutzzöllneriſch und freihändleriſch, legitimiſtiſch und volfs- 
vehtlih; mag die eine mehr die Macht des Staates betonen und 
die andere mehr die Freiheit des Einzelnen, immer it es möglich, 
daß die Entwidlung des Staates ji nad) dem Sape vom Wider: 
ſpruch gleichham in einem dialeftiichen Prozeſſe fortipinnt. Das all: 
gemeine Geſetz des Lebens, wonach alle Entwidlung ſich nad) der 
befannten Regel vom Sag, Wideripruch und Ausgleihung in einem 
dritten höheren Gejichtspunfte vollzieht, fände bier gleihjam eine 
varlamentarifhe Anerkennung. Aber freilih dies Syſtem ſetzt 
doh im Grunde ideale Barteien voraus, welche wirklich nad 
lauteren, reinen Gelichtspunften handeln, und denen jede einjeitige 
Intereſſenpolitik fernliegt. Die Geſchichte Englands und Frankreichs, 
ebenjo wie die Geihichte des gefammten Alterthums zeigt nur leider 
auf jedem Blatte, wie jelten diefer Fall einzutreten pflegt. Die 
Verſuchung, die erlangte Herrichaft zur Beförderung und Vertretung 
egoiftiicher Klaſſenintereſſen auszubeuten, ift, wie die Menjchen mun 
en Mal find, viel zu groß, als daß jemals eine Partei ihr dauernd 
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Wiederſtand geleiſtet hätte. Man erinnere ſich nur an die harten 
Kornzölle der Tories, und die darauf folgende ebenſo einſeitige Man: 
heiterpolitif der Whigs. Wo iſt hier eine Spur zu finden von 
Ausgleihung des Parteiinterefjes mit dem Gejammtwohl aller 
Stände? 

Hier iſt eben die Stelle, wo das Königthum feinen hoben 
Beruf, auszugleichen, zügelnd und verjöhnend zwilchen die Einfeitig- 
feiten der Parteien zu treten, die großen Intereſſen des Ganzen 
gegenüber den egoiltiihen Beitrebungen einzelner Klafjen zu wahren, 
aufzunehmen hat. Der Theil darf nicht das Ganze fein wollen. Durch 
jeine erhabene Position über den Parteien bändigt das Königthum 
die Mächtigen, Ihüßt und erhebt die Schwachen. Dem jelbjtlüchtigen 
Klafjeninterefje gegenüber heißt es dann: Videat rex, ne quid detri- 
menti capiat respublica! 

Noch weit gefährlicher aber wird das parlamentariihe Syſtem, 
wenn es wie in Deutjchland nicht zwei, jondern drei oder mehrere 
politiihde Parteien giebt, von denen feine ſtark genug tft, bei den 
öffentlichen Wahlen die Majorität an jich zu reißen. Alsdann wird 
das parlamentarische Syſtem zu einen jehr fünjtlichen Rechenexempel. 
Nicht nur eine Bartei herricht, Tondern gewiſſermaßen ein Conſortium 
von Parteien, die ſich wechjelleitig Konceffionen machen, die oft 
mit dem Staatswohl gänzlich unvereinbar jind. Das parlamen: 
tariihe Syiten wird jo zu einem verworrenen Knäuel von Kon: 
cejlionen, zu einem do ut des, bei dem unmöglid die großen 
Staatsintereffen gut fahren fünnen. Das Yand madht der In— 
duftrie, der Freihandel der Demokratie Konceſſionen, und Diejer 
Wirrwarr von Zugeſtändniſſen joll eine Grundlage abgeben für 
eine fichere Führung der inneren und äußeren Bolitif? *) 


*) Wäre die deutiche Regierung in den Wahltampfe des Frühjahrs 1887 
unterlegen, jo hätte nach parlamentariichem Gebrauche das Miniſterium Bis- 
marck feinen Rücktritt nehmen, und die jiegreihen Parteien in die oberjten 
Staatsämter juccediren miüfjen. Dann hätte etwa ein Centrumsmann Gultus- 
miniſter, em Pole Minifter der äußeren Angelegenheiten, ein Sozialdemofrat 
Miniiter des Innern und ein Deutjch-freiiinniger, vielleicht Herr Eugen Richter 
jelber, Kriegsminiſter werden mühe. 
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Geradezu jtaatsgefährlicd aber wird das parlamentariiche Syſtem, 
wenn ein Land Parteien beherbergt, welde in einem feindlichen 
Gegenſatz zu feiner geichichtlihen Entwidlung oder zu jeiner Grund: 
verfaſſung ftehen. Und in diefer Lage befindet jich leider unſer 
Vaterland. Es befigt neben ſeinen nationalgejinnten Barteien 
andere, welche mit dem Mittelpunkt ihrer Politif außerhalb des 
deutjhen Neiches jteben: Die Polen, Elſäſſer, Dänen und Welfen, 
welhe Provinzen vom Ddeutjchen Reiche oder Preußen losreißen 
wollen, die Sozialiften, welche einer großen internationalen Republif 
suftreben, die Glerifalen, denen überall die Intereſſen der römischen 
Kirche den mationalen Fragen vorangehen. Alle dieje Parteien 
wünjhen ein ſchwaches, nicht zur vollendeten Entwidlung feiner 
Kräfte gelangendes, Deutichland, jie werden jeder Parteibeftrebung 
ihren Schuß leihen, von der fie einen ſolchen unheilvollen Erfolg 
ih verfprechen. Jede Oppofition gegen die monarchiſche Gentralre- 
gierung kann ſicher auf ihre Unterftügung zählen. Nur wo die 
materiellen Intereſſen ihrer Wählerſchaft mit ins Spiel kamen, 
bat bisher die Majorität des Gentrums die deutjche Neichsregierung 
unterftügt, wie bei den Zollfragen. Da bieß es auf einmal: 
Possumus. 

Wollte man diejen Parteien, welche immerhin bei einer weiteren 
Verbreitung der Elerifalen und jozialen Ideen die Majorität in 
unſern Parlamenten erhalten könnten, nach parlamentariidem Syſtem 
die Negierung Preußens und des deutjchen Neiches anvertrauen, jo 
würden fie die erlangte Machtitellung wahricheinlich zu nichts anderem 
benugen, als die glorreichen Grrungenichaften ver legten fünfund— 
wanzig Jahre wieder in Frage zu ftellen. Die politifchen 
Kämpfe und Xeiden unjeres Jahrhunderts wären umſonſt gewejen, 
das viele Blut, das um Deutjchlands Einheit in drei Feldzügen 
vergojfen wurde, wäre vergeblich gefloffen, Deutjchland würde wieder 
auf dem Zuftand zurücgeführt werden wie vor 30 Jahren. 

Darum kann von einem parlamentariichen Regierungsſyſtem 
ın Deutichland und Preußen für die näcdhltabjehbare Zeit nicht die 
Kede fein. *) Aber jelbit wenn jene ſchlimmen Reſte einer ſchlimmen 

*) Nur zwiſchen zwei Parteien, wie die Whigs und Tories waren, iſt 
"s möglih, was man parlamentarifche Regierung nannte. Es ijt gewiß, 


Vergangenheit einmal jchwinden ſollten, wenn einmal wie in 
England zwei große gemäßigte, durchaus national gejinnte Parteien 
entitünden, würde es immer noch im höchſten Grade fraglich jein, 
ob die Vertauſchung der gegenwärtigen monarchiſchen Regierung 
mit einer parlamentariihen ein Segen für Deutichland und Preußen 
wäre. Können die fortjchrittlich:liberalen Kobredner des englijchen 
Syſtems die Gewähr dafür übernehmen, daß jene gepriejene Orb: 
nung nicht auch bei uns alle jene Ichlimmen Früchte zeitigte, wie 
in England? Daß nicht auch bei uns die politische Beſtechung, 
Amterkauf, rücjichtslofe Ausbeutung dev Negierungsgewalt im Inte: 
reſſe einzelmer Klaſſen, Bevorrechtigung der oberen und grauenvoll 
barte Zurüdjegung der niederen ſich einftellen würden? Hat dod) 
in Deutichland der mancheiterliche Liberalismus zehn Jahre lang 
mit jeiner radikalen Zurüdjegung der agrariihen und induftriellen 
Sntereffen, mit jeiner einjeitigen Begünjtigung des Handels und 
des mobilen Kapitals zur Genüge gezeigt, was auch bei uns von 
einer eingeführten PBarteiherrichaft zu erwarten wäre. Möchten wir 
doch jener Sehnſucht nad einem uns fremden Inſtilute gegenüber 
uns lieber nah dem guten alten Sage rihten: Halte was du 
bajt! So lange wir des Glüdes genießen, eine gerechte, einfichtige, 
humane und dabei thatkräftige Dynaſtie zu beiigen, haben wir nicht 
Urſache, die Vorbilder des Auslandes nachzuahmen. Wo haben jic 
jemals die Hohenzollern Treulofigkeiten zu Schulden kommen laſſen, 
wie die englischen Stuarts, wann haben jie mit dem Auslande gegen 
die Freiheit des Inlandes konſpirirt? Wo haben jie jemals einem 
berechtigten nationalen Wunjche jih dauernd verjagt ? 

Und dann halte man doc das eine feit, daß Verfaflungsfragen, 
wie überhaupt alle großen Probleme der Staatskunjt jih nicht nad 
theoretijchen Neflerionen, nit in der Studirftube oder am Redak— 
tionstijche enticheiden lafjen, jondern das Nejultat einer langen ge: 
Ihichtlichen Entwidlung zu jein pflegen. Die Entitehungsurjacen 
der Staaten pflegen auch die Gelege ihrer Fortentwicklung zu jein. 
Man kann nicht auf den Stamm einer monarchiſchen Staatsge:- 


dab jie zwiichen den jeitländiichen Barteien unmöglich dit 
Y. Bucher, „Der Parlamentarismus wie er iſt.“ 5. 144. 
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ſchichte ein parlamentariſches Regierungsſyſtem aufpfropfen. Preußen 
ward groß durch ſeine Dynaſtie, England trotz ſeiner Dynaftie. 
(Was verdankt England dem perſönlichen Einfluß der Stuarts oder der 
welfiihen George?) An England ward die Dynaſtie eingeſetzt vom 
Parlamente, in Preußen das Parlament von der Dynaftie. In 
England traten die Oranier und Welfen von Parlaments Gnaden 
in ihr Amt ein, in Preußen war die fonjtitutionelle Verfaſſung ein 
freies fönigliches Geichenf der Hohenzollern. Warum joll eine jo ganz 
und gar verichiedenartige Entwicklung nicht auch ihren Ausdrud in 
einem verichiedenen Staatsrechte finden? Darum ift der Konftitu: 
tionalismus, aberinicht der Parlamentarismus die gebotene Ver— 
faflungsform für Deutjchland, d. h. Mitwirkung der Parlamente an 
der Geleggebung, aber nicht Alleinherrichaft derjelben. 


Die letzten Gründe aber, welche die Einführung des Barlamen: 
tarismus für Preußen und Deutjchland unmöglih machen, liegen 
doh in der äußeren Bolitif. Wenn man jene liberalen Yob: 
redner des engliſchen Syſtems jprechen hört, jo jollte man meinen, 
Deutichland jei eine ferne glüdliche Anfel im Stillen Ozean, unbeirrt 
von den Kriegsnöthen und Gefahren diejer Welt, die fi in phäakiſcher 
Zurüdgezogenheit ganz dem freibeitlichen Ausbau jeiner inneren 
Verhältniſſe überlafien könne. Xeider ift nun aber fein Land der 
Erde alljeitigen feindlichen Angriffen in gleicher Weiſe ausgejeßt, 
wie Deutjchland. Umjtarrt von Millionen von Bajonnetten, deren 
Spigen, mit Graf Moltfe zu reden, ſämmtlich auf uns weijen, 
muß es Stets und unter allen Umständen die erjte und wichtigite 
unferer politiſchen Aufgaben fein, das Neih nah außen zu fichern. 
Diefer Aufgabe weicht jedes andere Ziel ſchlechthin und unbedingt. 
Militärftaat müjjen wir jein, Freiheitsſtaat können mir jein. 
Der Militärftaat aber jest, das zeigt das abjchredende Gegenbild 
Englands, eine ftarfe Monarchie voraus, welche fähig ift, Pflegerin 
und Hüterin der nationalen Wehrkraft zu jein. Für den PBarlamen: 
tarismus würde die deutiche Armee, ganz wie in England, nur ein 
Gegenftand des Mißtrauens jein, ein gefährliches Jnjtitut, Das man 
nicht zu mächtig werden läßt, damit es nicht einmal bedrohlich für 
die Freiheit des Landes werde. 
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In gleicher Weile aber verlangt die auswärtige deutjche Roütit 
in einer jo gefährliden Lage einen ficheren, fonftanten, bei den 
Völkern und Regierungen Europas Vertrauen erwedenden Gang, 
In jo gefahrvoller Situation gilt es nicht minder mie im Kriege, 
die Leitung der deutichen Angelegenheiten in einer einzigen ftarfen 
Hand zu konzentriren, welche fähig ift, durch die Jahrzehnte hindurch 
einen fejten, zielbewußten Kurs inne zu halten, und unentwegt durd 
die Tagesmeinung den großen nationalen Zielen zuzufteuern. Er: 
nannten doch jelbjt die republifaniichen Römer, an deren Freiheits— 
liebe gewiß fein Zweifel beftehen fann, in gefährlichen Situationen 
einen mit unumſchränkter Macht ausgejtatteten Diktator. Fin 
Deutihland aber ijt jener gefährliche Zuftand eigentlich in Perma— 
nenz. Und darum können wir auch ein Diftatoriiches Element in 
unjerer Verfaflung nicht entbehren. Denn unjerem VBaterlande droht 
nicht minder wie einjt den Staate Friedrichs des Großen beftändia 
die Gefahr, durch übermächtige Koalitionen von allen Seiten ange: 
griffen zu werden. Inter arma silent leges jagt das römiſche 
Spridwort. Inter arma silet Jibertas möchte man für Deutid- 
jand jagen, d. h. wo beftändig die Armeen der Feinde vor unjeren Thoren 
jtehen, können wir nicht dasjenige Maß von Volfsfreiheit gewähren 
wie das glüdlihe England oder Nordamerifa. — Das parlamen 
tariihe Syiten, angewandt auf die auswärtige Kolitif Deutfchlands, 
würde unfer Baterland um das Wertrauen seiner Verbündeten, 
Ofterreihs und Italiens, bringen. Der konſtanten traditionellen 
Kolitif des preußiichen Königthums vertrauen jene Mächte, einer 
wechlelnden Parteiregierung mit wechjelnden Zielen ſchwerlich. Iſt 
doch gerade England durch jein parlamentarisches Syftem zu einem 
unzuverläfigen Bundesgenofjen geworden. Fürſt Bismard fol früber 
das englische Biindnig unter Hinweis auf die mit den Parteien wech— 
jelnde Behandlung der auswärtigen Politik abgelehnt haben. Denn 
welhe Wandlungen bat allein die Stellung Englands zur orien: 
taliichen Frage feit vierzig Jahren erfahren, je nachdem Whigs oder 
Zories am Negiment waren! Bon der „Integritätspolitif Lord 
‘Balmeritons, welcher die Türkei erhalten wollte, zu dem halben 
Nacgeben Disraelis, der aber trogdem Nußland für Englands 
ſchlimmſten Feind hielt, bis zu jener unbegreiflichen Neigung Glad— 
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ſtones, mit Rußland den Orient zu theilen, die ſich wieder in unſeren 
Tagen faſt alljährlich mit einer toryiſtiſchen Politik im Geiſte Bea— 
konfields ablöſt, welche Wandlungen, welche Widerſprüche! Iſt wirk— 
lich mit einer ſolchen ſchwankenden Macht ein ewiger Bund zu flechten? 
Und das gleiche Bild zeigt Frankreich. Die heutige Parlaments— 
regierung hat das Volk der Revanche um das ruſſiſche Bündniß 
gebracht. 

Darum iſt es thöricht, für Deutſchland ein Regierungsſyſtem 
zu wünſchen, das unſerer monarchiſchen Entwicklungsgeſchichte fremd, 
zweifelhafte Vortheile, aber ſichere Nachtheile bringen würde. Wir 
haben keine Urſache, den Vorbildern Englands und Frankreichs nach— 
zujagen, ſondern ſprechen mit dem Dichter des „Hermann und Do— 
rothea“: Dies iſt unſer, jo laßt uns jagen und jo es be— 
baupten! Darum wollen wir das preußiiche Königthum in feiner 
machtvollen Stellung erhalten, die es zwei Jahrhunderte hindurch 
zum Heile Preußens und des großen deutichen Vaterlandes hindurch 
befefien hat. Hoc über der Einfeitigfeit der Parteien, durchdrungen 
von großen nationalen Zielen joll es auch hinfort eine zuſammen— 
haltende, einigende, führende und verjöhnende Macht inmitten zahl: 
reicher, oft verworrener, unter jih fremder und uneiniger Partei: 
rihtungen fein: nicht blos, wie jene vadifalen Politiker es verlangen, 
eine Fahne, welde als deforativer Zierrath auf den Zinnen unferes 
neuen Neichspalaftes weht, jondern eine Fahne, welche überall im 
Krieg und Frieden, im Kampfe und im Siege der Nation vorangebt. 

Erft in den Zeiten der Gefahr, in der Noth des Krieges und 
der völfererfchütternden Weltfataftrophen, lernen die Nationen den 
vollen Werth ihrer beiten Güter fennen. So möchte es auch ein: 
mal den radikalen Wortrednern der Freiheit ergehen: 

Wenn einmal die Zeit fommen jollte, die Gott noch lange hin— 
ausfhieben möge, dab die Wogen des Krieges wieder von Often 
und Meften über unſer theures Vaterland zuſammen zu jchlagen 
drohen, dann werden auch wir wieder jene beiden hohen Güter 
Ihägen lernen, auf denen die Entwidlung unjerer neuen deutichen 
Geſchichte beruht, die Tiefe unjeres proteftantiichen Glaubens und 
die nationale Führung der Hohenzollern. 
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Die Schrift erörtert im Hinblif auf die Möglichkeit, daß 
Deutſchland durch die Verwickelungen der orientaliihen Frage im 
einen Krieg mit Rußland über kurz oder lang hineingezogen werden 
könnte, die politiichen Deränderungen, die aus demſelben für Deutfch- 
land und Üfterreich hervorgehen würden. | 
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i: 


Dieje Zeilen verfolgen nicht den Zweck, einen frivolen Er: 
oberungsfrieg gegen Rußland anzurathen. Sie wollen allein für den 
Fall gelten, daß Deutichland über furz oder lang wider Willen und 
troß jeiner immer von Neuem bethätigten Friedensliebe in einen 
Krieg mit jeinem mächtigen öftlihen Nachbar bineingezogen werden 
jollte. Es braucht nicht erit gejagt zu werden, wo der Anlaß zu 
diefem beflagenswerthen Ereigniß liegt. Eine zweihundertjährige 
traditionelle Bolitif läßt Rußland in immer erneuten Anjägen nad) 
dem Belige Conitantinopels traten. Eine nicht minder traditionelle 
Politik macht Ofterreich zum gefchworenen Gegner der Drientpläne 
Rußlands. Zwar ift es dem virtuojen diplomatischen Gejchide des 
Fürſten Bisinard bisher gelungen, den feindlichen Zuſammenſtoß der 
beiden Rivalen zu verhindern, aber von Tag zu Tag wird es zwei— 
telhatter, ob die Kunft des „ehrlichen Maklers“ auch binfort von 
Erfolg gefrönt fein wird. 

Fürft Bismard hat es bisher jtets abgelehnt, ein jelbitändiges 
deutiches Programın für die Löſung der orientaliihen Frage aufzu: 
ſtellen. Obgleich Ofterreichs Intereſſen auf der Balfanhalbinfel die 
unjrigen find, denn jo wenig wie dieſes können wir wünſchen, 
daß diejelbe dauernd unter die Herrichaft des mächtigen öftlichen 
Nahbars gerathe, jo hat er es doch immer vermieden, die Forder: 
ungen Ofterreich& zu den feinigen zu machen, wohl wifjend, daß eine 
ſolche Politik den ruſſiſch-franzöſiſchen Angriff auf das neue deutjche 
Reich zur jicheren Folge haben würde. indem es der Angelpunft 
jeiner Politik jeit dem deutich: fränzöfifchen Kriege war, Rußland 
und Frankreich auseinander zu halten, hat er dem öftlichen Nachbar 
gegenüber ein weitgehendes Entgegenfommen gezeigt, welches bei einer 
gemäßigten ruſſiſchen Bolitif den Weltfrieden gefichert hätte. Ohne 
die freumdichaftliche Haltung des Fürſten Bisinard wäre weder der 
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„Befreiungsfrieg“ des Jahres 1877, noch die Vertreibung des Fürften 
Alerander vom bulgarischen Throne möglich gewejen. 

Dieſe Epoche eines bundesfreundliden Einvernehmens ſcheint 
nun aber zu Ende zu gehen. Der rufjiich-panflaviftiiche Chaupinis- 
mus verlangt ungejtümer als je nad der Mlleinherrichaft auf der 
Balkanhalbinfel, und da Ofterreich dies niemals dulden wird, jo liegt 
die Möglichkeit eines Krieges zwiſchen unferen Nachbarn ſehr 
nahe, eines Krieges, in welchen Deutichland bei ſeinem Bundesver: 
hältniß zu Oſterreich nur allzuleicht bineingezogen werden könnte. 
Wenn jomit ein europäiſcher Krieg von Dimenfionen, wie fie der 
Kontinent jeit den Zeiten Napoleons I. nicht gejehen hat, für das 
bevoritehende Jahr leider zu den Möglichkeiten gehört, jo darf es 
wohl erlaubt jein, ſchon heute die Frage aufzumwerfen, welche poli: 
tiſchen Folgen jih an denjelben anjchliegen dürften. Bei der impo— 
janten Entwidlung der Streitkräfte Deutihlands, Dfterreihs und 
Italiens, welche der Zar und feine panjlaviftiichen Nathgeber augen: 
ſcheinlich unterſchätzen, iſt es nicht wahrſcheinlich, daß die mitteleu: 
ropäiſchen Friedensmächte von Franfreih und Rußland niederge- 
rungen würden. Im Gegentheil iſt es vielleicht nicht allzukühn, 
ichon heute mit der entgegengejegten Möglichkeit zu rechnen, daß 
unjerer gerechten Sache auch diesmal wie vor 17 Jahren der Sieg 
verbleibt. 

Die ideale Genügjamfeit der alten Griechen, nad) gewonnener 
Schlacht nur ein Siegesdenktmal zu errichten und dann frob des 
erfämpften Ruhmes friedlich wieder in die Heimath zurüdzufehren, 
it unjern realpolitiichen Jahrhundert fremd. Ein Weltkrieg, wel: 
her Deutichland die ſchwerſten Opfer auferlegt, in welchem ſich 
Hunderttaufende unjerer Brüder auf den Schlachtfeldern Polens 
und Yothringens verbluten würden, darf nur durch einen Frieden 
beendet werden, welcher der Opfer wertb it. Und ein jolcher Friede 
fann nur in der Verſtärkung der deutichen Macht, in der dauernden 
Schwächung ſeiner Feinde beſtehen. 

Es ijt die Aufgabe dieſer Zeilen, die Frage zur Diskuſſion 
zu jtellen, wie dies Ziel Rußland gegenüber zu erreichen jei. 

Man kann dies Problem kaum ausiprechen, ohne den Blid 
wieder auf jene deutſchen Provinzen Nußlands zu richten, welche jeit 
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drei Jahrhunderten dem Mutterlande entriffen, mit bewundernswertber 
Zähigkett ihre deutjche Art und Kultur gegen die Angriffe polnischer, 
ſchwediſcher und ruſſiſcher Bedrüder zu behaupten gewußt haben. 
Würde die MWiedererwerbung diefer alten Koloniftenlande des deutjchen 
Schwertbrüderordens in der gleichen Weife den würdigen Preis eines 
deutichen Gieges über Rußland bilden, wie einſt Elſaß-Lothringens 
Croberung die blutigen Opfer unferes Kampfes mit Frankreich 
belohnte? 

Wenn das große Wort des Fürften Bismard wahr ift, daß 
ein Volf, welches nicht wille, woher es kommt, auch nicht willen 
fönne, wohin es gebt, jo möchte man auch hier zuvörderſt aus der 
deutichen Gejchichte die Antwort juchen, ob unfer Wolf die Grenzen 
einer Machtentfaltung bereits erreicht, oder ob im Often neue große 
Aufgaben winken, nicht minder großartig vielleicht als die der jünaft 
durchlebten Epoche. Und in der That, verjenft man fich in unfere 
nationale Vergangenheit, betrachtet man die gewaltige Kraftentwide: 
[ung des hohenſtaufiſchen Deutjchlands, das im Süden den Kampf 
um die MWeltherrichaft wagte, und im Often gleichzeitig die ſlaviſche 
Welt zu bändigen unternahm, das zum fernen Orient feine tapferen 
Waffen trug und gleichzeitig am Ufer der Düna mit dem Heiden: 
thbum des Nordens rang, jo möchte man wohl verjucht fein, auch 
heute unſerem Volke die Fähigkeit und den Beruf zuzutrauen, das 
fühne Werk feiner Vorzeit am Niga’ichen Meerbujen wieder auf: 
zunehmen. — — 

Alles deutſche Gebiet jenjeits der Elbe ift befanntlich eine dem 
Slaventhume in beißen Kämpfen abgerungene Kolonie. Mit dem 
12. Jahrhundert beginnt jener großartige Zug des deutichen Volkes 
gegen Oſten, welcher in fortgejegten erbitterten Kriegen jene Grenz: 
marken jchuf, aus denen einjt der preußiiche Staat entitehen follte. 
Zwiſchen Elbe und Havel wirft Markgraf Albrecht der Bär als 
Lehnsfürſt Heinrichs des Löwen das Neich der Menden zu Boden 
und gründet die deutihe Mark: Brandenburg Waldungen werden 
ausgerodet, der Kauf der Flüſſe mit Hilfe niederländiicher Koloniſten 
regulirt, Das eroberte Yand unter die ritterliche Gefolgichaft des 
Viarfgrafen vertheilt. Die nachziebenden Ciſtercienſer helfen das 
Verf der Germanifirung und Ehriltianifirung des Yandes vollenden. 
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Kaifer Friedrich Barbaroffa überichreitet mit einem gewaltigen Heere 
die Oder und zwingt den König Boleslam III. die Lehnsoberhoheit 
des deutichen Neiches über Polen anzuerkennen. Die von Boles: 
law verjagten piaftiichen Verwandten werden auf Betreiben des 
Kaijers in Schlefien entichädigt, und jo der Grund für die jpätere 
Sonderung Polens und Schlefiens gelegt, welche im Laufe der Zeit 
zur völligen Germanifirung des legteren führen jollte. In Medlen: 
burg wird Heinrich der Löwe der eingeborenen jlaviihen Stämme 
Meifter, das Yand wird Neichslehn, das Deutſchthum verdrängt 
auch bier ſtaviſche Sprache und Sitte. Das gleiche Schiefal wieder: 
fährt Bommern. 

Ein halbes Jahrhundert ſpäter beginnt der deutiche Ritter: 
orden am Ufer der Weichjel die gleiche Kolonifationsarbeit. In 
fünfzigjährigem Kampfe werden die heidnifchen Preußen unterworfen, 
die Feltungen Thorn, Marienburg, Königsberg erjtehen, Lübeder 
Kaufleute gründen Elbing; auch bier führt Eroberung und Bekeh— 
rung zur völligen Germanijirung des Yandes. 

Im Süden löft Kaifer Friedrih I. die bairiſche Oſtmark vom 
alten Stammesherzogthum los. Das neue Herzogtbum Ofterreich wird 
Rorkämpfer des Deutihthums im Süden, wie die Mark Branden- 
burg im Norden; deutjche Kolonisten, deutjche Handwerker und Berg: 
bauer, von einfichtigen Fürften berbeigerufen, balten ihren Einzug 
in die Bergländer Böhmens, Mährens und Siebenbürgens. 

Diefem großen Zuge des deutichen Volkes gegen Oſten im 
12. und 13. Jahrhundert verdanken aud die fogenannten deutichen 
Dftfeeprovinzen Rußlands ihre deutiche Kultur, Auch bier haben 
fih die drei koloniſatoriſchen Mächte des Mittelalters, der Nitter, 
der Priefter und der Kaufmann zu dem gleichen Unternehmen der 
Eroberung und Ehriftianifirung des Landes vereinigt. 

Im Jahre 1159 landeten deutiche Kaufleute aus Bremen an 
der Mündung der Dina, um mit den heidniichen Liven Handels: 
verbindungen anzufnüpfen. Dem Kaufmann folgte der millionierende 
Priejter, dieſem der erobernde Ritter. Handelsniederlaffungen und 
Miſſionsſtationen entitehen, der Papſt Glemens III. itiftet das Bis: 
thum Riga in Abhängigkeit vom Bifchof zu Bremen. In Dienge 
zieben Friegsluftige Nitter aus dem Inneren Deutichlands herbei, 
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denn ein Kreuzzug gegen die heidniſchen Slaven galt einer Fahrt 
nah dem gelobten Lande gleih. In ununterbrochenen blutigen 
Kämpten werden die heidniſchen Eiten, Liven und Letten unterworfen, 
die eroberten Länder den Kreuzfahrern vom Biſchof zu Lehn gegeben. 
Ter dritte Biſchof des Landes, Albreht von Burhövden, einer jener 
politisch hochbegabten Kirchenfürften, an denen die Zeit fo reich war, 
gründete die Stadt Riga und jtiftete den Orden der „Schwertbrüder” 
der der Brüder der Nitterichaft Chrijti zur VBertheidigung des Yandes. 
Im Laufe der Zeit entjtehen fünf Bisthümer unter Oberhoheit des 
hiſchofs von Riga, der 1224 von Kaiſer Heinrich VI. in den Reichs: 
fürftenftand erhoben wird, die baltischen Provinzen werden Deutiches 
Keihslchn. Mit däniiher Hülfe wird endlih auch Eitland unter: 
joht und dem Ordenslande einverleibt. Kraftvoll entwidelt ſich das 
Städtewejen. Anjiedler aus den Städten Norddeutichlands ftrömen 
berbei und übertragen das heimiſche Stadtrecht auf die neuen balti- 
ihen Kommunen. Riga, Neval, Bernau, Wiedau 2. ſchließen fich 
dem großen Bunde der Hanja an. Aber mit eiferner Härte rubt 
das Joh der deutichen Herren auf der chriftianifirten, aber nicht 
germanifirten eingeborenen Yandbevölferung. Der Bauer jchmachtet 
in harter Leibeigenſchaft. 

So waren bereits in der eriten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
Kurland, Eſtland und Yivland eine Befigung des deutichen Reiches 
geworden. Hätte dajjelbe die hoffnungspolle Kolonie thatkräftig durch 
Zuiendung von Koloniſten und Sriegszüge gegen die Polen und 
Rufen unterftügt, diefe Yänder wären heute ebenjo volljtändig ger: 
manifirt wie Pommern und Preußen. 

Aber eben dieſe Zuzüge aus dem Mutterlande blieben aus. 
Statt deijen folgte der Niedergang und die Kataftrophe der Hohen: 
taufen; die troftlojen Zuſtände des deutſchen Interregnums jchloffen 
vollends jede kräftige Bolitif nah Außen hin von jelbit aus. Der 
günſtige Zeitpunkt, jene nordiſchen Küftenprovinzen dauernd dem 
deutichen Neiche anzugliedern, die ſſaviſchen Nachbarn im Stile Kaiſer 
Rothbarts zu bändigen und in Unterwerfung zu erhalten, ward ver: 
jäumt. Statt deijen erfolgten nun gleichjam als Neaktion gegen jene 
alzufühnen Kolonijationen unabläſſige Angriffe der benachbarten pol: 
niſchen, lithauiſchen und ruſſiſchen Reiche. Unvermögend mit eigner 
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Kraft feinen Befig zu behaupten, mußte der Schwertbrüderorden bei 
der weſtlichen Schweiterfolonie, dem von den Deutjchrittern gegrüns 
deten Ordensftaate Preußen, Hülfe und Anſchluß juchen. Die Ber: 
bindung beider Orden zu Biterbo im Jahre 1237 rettet zwar den 
Beſitzſtand im Dften und unterwirft den deutichen Orden in Preußen 
gleichfalls dem Biſchof zu Niga; aber nun beginnen die unerfreulichen, 
die Kräfte der Kolonie verzehrenden, inneren Kämpfe zwiſchen Orden 
und Biſchof. Nach zweihundertjährigem Kampfe geht der eritere als 
Sieger daraus hervor. Aus dem Bilchofsftaat wird wie in Preußen 
ein Ordensftaat; der auch die inzwiichen emporgeblühten Städte jeiner 
Hoheit unterwirft. Das untergeordnete Verhältniß zum deutjchen 
Orden wird wieder gelöft, der livländiſche Drdensmeifter erwirbt 
die Stellung eines Neichsfüriten. 


Wie im preußiſchen Ordensſtaat warf auch bier die Nefor- 
mation, welche reißenden Eingang fand, die hierarhiich : geiftliche 
Zandesherrichaft über den Haufen. Der Ordensmeifter Plettenberg 
ward zum „Proteftor” Livlands ernannt, das Erzbisthum Riga auf: 
gehoben, die übrigen Bisthümer proteftantifirt; Niga, der Vorort 
des livländiſchen Protejtantismus trat jogar dem jchmalfaldiichen 
Bunde bei. Noch vor Ablauf des Jahrhunderts war das ganze 
Land evangeliſch. 


Aber dafjelbe Jahrhundert, welches den baltiihen Provinzen 
die Segnungen der neuen Lehre brachte, jollte auch den Untergang 
ihrer politiſchen Selbjtändigfeit jehen. Die aufkommende Macht des 
ſlaviſchen Oſtens führte zu völlig neuen politischen Bildungen und 
damit zu einer vernichtenden Reaktion gegen das deutiche Koloniſa— 
tionswerf am baltiihen Meere. 


Wie Gründung und Emporfommen der deutichen Kolonien 
zuſammenhängt mit jener großartigen politiichen Straftentfaltung des 
deutjchen Kaiſerthums der Hobenftaufen, jo jollte auch der Nieder: 
gang des Neiches wie der Faiferlihen Macht ihren Verluſt zur Folge 
haben. Das durch Zwietracht zerrifiene Reich vermochte jeine Kolo— 
nien nicht mehr zu jchügen, und das Kaiſerthum der Habsburger 
in ſeiner Ideenarmuth hatte überhaupt fein Verftändnik für die 
fühne Anjiedlungspolitif des 12. und 13. Jahrhunderts. 
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Und in eben diefer Zeit ftiegen an allen Grenzen des Reiches 
die Nachbarvölker zu gefährlicher Macht empor. Am Süden begin: 
nen die Türken die griechiſche und ſlaviſche Staatenwelt zu über: 
Huthen, die „Türkennoth“ wird zur jtehenden Kalamität des Reiches. 
Im Weiten wirft Franfreih das Koch Englands ab, Ludwig XI. 
unterdrüdt den Feudaladel; indem das Land fich allmählich zum 
Einheitsjtaat umbildet, wird es dem durch die Glaubensjpaltung zer: 
riffenen deutichen Nachbarreich ein gefährlicher Feind. 

Im Norden erhebt jih Schweden zur Großmadt, im Oſten 
befreit Jmwan I. Rußland vom Koch der Tartaren; das aufitrebende 
Ruſſenreich beginnt gegen das baltiihe Meer vorzudringen. 

Kein Gegner jollte jedoch dem deutichen Kolonialbefig an der 
Dftfee verderblicher werden, als das polnische Neih. Durch die Ver: 
einigung des Königreichs Polens mit dem Großfürftenthum Lithauen 
unter Wladislaw V. Jagello (1386— 1434) eriteht dem Drdens- 
lande ein übermächtiger Nachbar. Mit aller Kraft ftrebt der neue 
polnische Großſtaat nach dem Beſitz der baltischen Küſte. Wie jpäter 
im Weiten Frankreich, jo weiß hier im Oſten Polen die deutjche Un: 
einigfeit und Barteifucht trefflih auszunugen. 

Zuerft trifft der Stoß des polniſchen Angriffs das weitliche 
Ordensland. Bon den Städten und dem landjäjligen Adel gegen 
den Orden zu Hilfe gerufen befiegt das polnischelithauifche Heer die 
Streitmacdt der Nitter in der Schlacht bei Tannenberg. Die Macht 
des Ordensjlaates ift für immer gebrochen. Im Frieden zu Thorn 
1466 muß er Wejtpreußen mit den Weichfelmündungen an Bolen 
abtreten und den Nejt feiner Befigungen von dem Sieger zu Lehn 
nehmen. 

Es läßt fich denken, wie diefer Schlag auf die Verhältnifie 
Yivlands zurüdwirfen mußte. Trotzdem überlebte die öftliche Kolonie 
den Untergang der preußifchen Schweiterfolonie noch um faft hundert 
Jahre, bis endlih um die Mitte des 16. Jahrhunderts ein gleich: 
zeitiger ummwiderftehlicher Angriff der Nachbarvölfer auch hier die 
Kataſtrophe herbeiführte. Während von Norden die Schweden, von 
Süden ber die Polen vordrangen, erfolgte gleichzeitig von Often her 
ein furchtbarer Angriff eines von Ivan dem Schredlichen gefandten 
ruſſiſch-tartariſchen Heeres. „Bald war die gefammte nördliche 
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Hälfte des Landes in den Händen des furchtbaren Feindes. Cs 
war fein gewöhnlicher Arieg, den die Livländer gegen die Tartaren: 
borden zu führen hatten, welche der furchtbare Zar zur Unterwer: 
fung des wehrlojen Landes ausgefandt hatte, nicht dem dreißigjährigen 
Kriege, allein jenen Mongolenüberſchwemmungen fann er verglichen 
werden, melde unter Tichingishan die uralte Cultur blühender 
mittelajiatijcher Länder bis auf die Spur ausgerottet, und jo Furcht: 
bar gehauft hatten, da ein Menfchenalter lang nur Trümmer und 
Leihenhaufen den Weg bezeichneten, welchen die Barbaren genommen. 
Bis heute hat die Bevölferungsziffer in Livland nicht wieder Die 
Höhe erreicht, welche fie vor jenem Einfall bejeilen, von den blühen: 
den Städten des Landes war am Ausgang des 16. Jahrhunderts 
kaum ein Viertel übrig geblieben. Gegen die Übermadt diejes 
Feindes wäre fein Widerftand möglich geweſen, auch wenn Diejer 
wicht ſchon vor vornherein durch die Üppigkeit und Entfittlichung 
der zur Vertheidigung Berufenen gebrochen gewejen wäre.“*) Ber: 
gebens wandte fich das bedrängte Yand mit verzweifelten Hülfe— 
geluchen an das deutiche Reich. „Kaiſer Ferdinand J. zugleich von 
widerfpenftigen Neichsfürften und eroberungsluftigen QTürfen be: 
drängt, war taub für den Hilferuf der Livländer; das Schreiben, 
mit welchem er auf Andringen des Neihstags von Augsburg einen 
„Hatichier” an den Gzaren abjandte (1559) blicb ebenjo wirkungslos, 
wie eine ſpäter angeordnete, nicht einmal in Angriff genonmene 
„Reichsexecution“ — es jchien, man wollte den Yivländern Den 
Abschied von Neiche nicht all’ zu ſchwer machen.“ 

Sp blieb den allfeitig bedrängten Provinzen nichts übrig, als 
ih unter den Schuß eines ihrer Angreifer zu Stellen. Während 
Eitland mit Neval fich den Schweden, Narwa und Dorpat ſich den 
Ruſſen unterwarfen, begaben ſich Yivland und Curland unter Die 
Oberhobeit des Königs von Polen 

Am günftigften geltaltete fich noch das Schidial Curlands, 
welches als jelbitändiges Herzogtum, wenn aud unter polnischer 
Lehnsoberheit, noch zwei Jahrhunderte ein glückliches politifches 
Stillleben, wenig beirrt von den großen Welthändeln, führen durfte. 


*) Eckardt, Die baltischen Brovinzen Rußlands. ©. 8. 
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Meit härter war das Echidjal YLivlands, das wie Meftpreußen 
einfach eine polnische Provinz ward. In den Unterwerfungsvertrag 
vom 28, November 1561 ficherten ſich jedoch die Livländer die freie 
Ausübung der Augsburgiihen Gonfeflion, die Anerkennung aller 
Rechte und Freiheiten, insbejondere ihr deutiches Recht und deutsche 
Verwaltung. Nur Landeseingeborene deuticher Herkunft und Sprache 
jollten die Amter bekleiden, dem Adel auch die bürgerliche und pein: 
lihe Gerichtsbarkeit über die leibeigenen Bauern zuftehen. Dieſe 
Korderungen wurden den Ständen noch an demjelben Tage vom 
Könige Polens durch das berühmte Privilegium Sigismundi Augusti, 
dejien Beitimmungen jpäter in die Unterwerfungsurfunden Schweden 
und Rußland gegenüber fait wörtlich aufgenommen wurden, gewährt. 
Ähnliche Vorrechte ließ ſich Ejthland von der Krone Echwedens 
zuſichern. 

Wie vollſtändig hatte ſich der Zuſtand Oſteuropas in den 
legten drei Jahrhunderten verändert! Polen nnter den ſlaviſchen 
und bobenftaufifchen Kaifern ein deutſches Yehn, hatte nicht nur 
längit die Oberhoheit des Neiches abgeftreift, Tondern auch zwei 
blühende Provinzen dem Heimathlande entrijien. Selbſt zu einer 
Großmacht geworden, deren territoriale Ausdehnung dem deutichen 
Reihe kam nachitand, berührte es im Norden die Küften der Oſtſee, 
im Süden das Ichwarze Meer. Lithauen und Kleinrußland waren 
ihm unterthan, die tartariihen Fürſten am jchwarzen Meer, die 
Woimoden der Moldau und Wallachei jeine Vajallen. 

Hatten die baltischen Brovinzen, zu denen bald auch die Ruß— 
land wieder entriljenen Gebiete von Narwa und Dorpat binzutraten, 
gehofft, ſich durch jenen Unterwerfungsaft wenigitens ihre deutjche 
Kultur und ihr deutſches Necht zu.erhalten, jo jollte es fih nur 
allzubald zeigen was von der polnischen Vertragstreue zu hoffen 
war. Die Beitinumungen des Privilegium Sigismundi wurden mit 
Füßen getreten, die in Polen zur Macht gelangten Jeſuiten gingen 
planmäßig auf Vernichtung des livländiichen Protejtantismus aus. 
In Wenden ward ein fatholicher Biſchof eingejegt, in Dorpat und 
Riga lutheriſche Kirchen in fatholiiche verwandelt. Im Jahre 
1582 theilte man Yivland in Balatinate ein, richtete Juſtiz und 
Verwaltung nad polniſchem Muſter ein, ja man machte fein Hehl 


aus der Abjiht, Livland vollitändig zu polonifiren und die Trans: 
mariner über das Meer zu jagen, von dannen fie gekommen.” 

Hätte dies Syitem eine längere Dauer gehabt, fo würden 
wahrjcheinlich die baltiihen Provinzen heute ebenſo polonifirt fein 
wie Bolniich -Livland und Samogitien. Zum Glüde währte das 
polniihe Regiment nur 50 Fahre. Auf die polnische folgte die 
ſchwediſche Herrichaft. 

Nachdem das deutiche Reich feine baltiſchen Kolonien Tchuglos 
preisgegeben, war es wenigftens ein Glüd, wenn eine ſtammver— 
wandte protejtantische Macht ſie in ihren pflegenden Schu nahm. 
Über dem Übertritte König Sigismunds, der die ſchwediſche mit der 
polnijchen Krone vereinigt hatte, zum Katholicismus entbrannte der 
mörderifche jchwedilch : polnische Erbfolgefrieg, für den abermals 
Yivland den Kampfplag abgeben jollte. 

Es ijt der hiſtoriſche Ruhm Schwedens, bei jener allgemeinen 
Führerlofigfeit des deutschen Proteftantismus, der anftatt in einem 
feften politiſchen Syſtem fih zu Schug und Trug zulammen zu 
Ichließen, um Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, in einer Neibe 
planlojer Einzelfämpfe gegen den übermächtigen ſpaniſch-habsburgiſchen 
Gegner jeine Kräfte verbraucht, dem evangelifchen deutichen Fürften- 
thume wieder Kraft und Halt, der Lehre Luthers die Möglichkeit der 
freien Entwidelung zurüdgegeben zu haben. Ohne Schwedens Ein: 
greifen, jagt Nanfe, würde der Proteftantisinus in Norddeutichland 
nur in jehr engen Grenzen fortbeitanden haben. 

Derjelbe große Fürft, der die evangelifche Kirche Deutſchlands 
vor der jefuitiich = fatholiichen Reftaurationspolitif der Habsburger 
gerettet bat, jollte auch jenen äußerſten Vorpoſten deutjich-proteitan: 
tiicher Kultur vor der gleichen, bier von Polen drohenden, Gefahr 
beſchützen. Der Krieg, bereits von Karl IX. begonnen, ward vpn 
Guſtav Adolph fiegreich beendet. Im Altmarfichen Waffenftillftand 
1629 muß Polen Livland mit Ansnahme des füdöftlichen Gebietes, 
des ſog. Polniſch-Livlands an Schweden abtreten. 

Hier nun, wie jpäter in Deutjchland, zeigte es fich, wie ſehr 
der trefflihe Schwedenfönig bei der allgemeinen Eraftlofen Zerfahren: 
heit der proteftantiichen Mächte jo vecht eigentlich der Mann der 
Yage war. Gleih groß als Staatsmann wie als Feldherr nahm 
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nahm Guſtav Adolf ſofort die Ordnuug der Verhältniſſe Livlands 
in ſeine ſtarke Hand. Die katholiſchen Inſtitutionen wurden beſei— 
tigt, die im Kriege zerſtörten Gotteshäuſer wieder aufgebaut, der 
lutheriichen Kirche dur Einführung der ſchwediſchen Kirchenordnung 
eine neue feite Grundlage ihrer Entwidelung gegeben. Mit gleichem 
Geihid greift der große Schwedenfürit in die weltliche Verwaltung 
ein. Die übermäßige Macht des Adels wird gebändigt, das Gerichts: 
wejen neu geordnet. Auch der Krebsichaden des Yandes, die jammer: 
volle Yage des hartbedrüdten leibeigenen Bauernitandes, entgeht 
dem Scarfblide Guſtav Adolphs nit. „Zum erjten Male wurden 
jammtlihe Nittergüter Eſt- und Livlands genau vermejjen und 
fataftrirt, auf Grund dieſer (noch heute geltenden) Kataſtrirung 
Arbeitsregulative entworfen, welche die Yeiftungen der Bauern in 
ein feſtes Verhältniß zu dem ihnen zur Nugung übergebenen Grund 
und Boden jeßen. Die weitergehenden Pläne, mit welchen die 
ſchwediſchen Könige fih trugen, um die Leibeigenjchaft jtufenweile 
aufzuheben, kamen zufolge des nordiſchen Krieges nicht mehr zur 
Ausführung“ *). Ein auferordentliches Verdienit erwarb fich end: 
lich Guſtav Adolph durch die Gründung der protejtantijchen Univer- 
tät zu Dorpat (1632), 

So ſchien denn endlih den hartbedrängten Provinzen eine 
neue ſegenverheißende Zeit deutjchproteftantiiher Entwidelung ge: 
iommen zu fein. Königin Chriftine bejtätigte im Jahre 1648 Die 
alten Freiheiten des Landes, das Ständewejen begann jich wieder 
fräftig zu entfalten, die eingewanderten Schweden wurden im Laufe 
ver Zeit zu Deutjchen. 

Aber das neue Glück war nicht von Dauer. Wie das Empor- 
fommen Schwedens die beiden Provinzen dem Jammer der polnijch- 
fatholiichen Herrichaft entriffen hatte, jo jollte auch der Niedergang 
der nordischen Großmacht in empfindlichiter Weife auf ihre Verhält- 
niſſe zurückwirken. 

Schweden verdankt fein Emporſteigen zur europäiſchen Groß— 
macht denjelben Kräften, welche ein Jahrhundert jpäter Brandenburg: 
Preußen zur gleichen Höhe erheben jollten: der nationalen Durch— 
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führung der Neformation, der natürlichen Tüchtigfeit eines erniten, 
arbeitiamen Volkes, vor allem der Genialität einer willensfräftigen 
Dynaftie. Indem bier wie dort das Erbübel der Zeit, die jede Zu: 
jauımenfaffung der Staatsfräfte hemmende jtändiihe Mitregierung 
bejeitigt oder eingedämmt wird, zeigt der monarchiſche Einheitsjtaat 
jeine ungeheure Überlegenheit über die Ständeftaaten der alten Zeit. 
So wird es den beiden proteltantijchen Königreichen möglich, zum 
Erjtaunen der Zeit eine Großmachtrolle zu jpielen, welche die Kräfte 
der menjchenarmen Länder weit zu überjteigen ſchien. 

Aber während die Bolitif Preußens, friedliebend bei allem 
Kriegsruhm, fih in weiſer Maßhaltung jtets nur auf erreichbare 
Ziele beſchränkt, ſtürzt ih Schweden, übermüthig gemacht durch 
jeine Erfolge gegen Polen und Ofterreich, in eine wüſte Eroberungs: 
politif, melche Ichließlih ganz Nordeuropa zu feinen Feinden macht. 
Anstatt ih damit zu begnügen, die proteitantifchen Kräfte Nord- 
deutichlands zur Abwehr gegen die habsburgisch Fatholiihe Imperial— 
politif zu organifiren und bejonders mit dem aufjtrebenden branden= 
burgich = preußiichen Staat, dem natürlichen Bundesgenofjen gegen 
Polen, fich zu einen feiten Schuß: und Trugbündniß zu vereinigen, 
hält Schweden die Zeit zu einer Eroberung der deutſchen Oftjeefüfte 
für geeignet. 

Gewiß war es dem menjchenarmen Lande nur durch einen aus: 
gedehnten Befiß an der gegenüberliegenden Oſtſeeküſte möglich, feine 
europäische Großmadhtitellung zu behaupten. Es fragte jih nur, ob 
jener Zanderwerb im Dften oder im Weften zu ſuchen je. Daß 
Schweden ſich für die leßtere Eventualität entichied, und im weſt— 
phaliihen Frieden Vorpommern, Wismar, Bremen und Verden er- 
fämpfte, anftatt jih mit dem großem Kurfürften zu gemeinfamer 
Groberung Weftpreußens, Samogitiens, Kurlands und Polniſch-Liv— 
lands zu verbinden, daß es dem natürlichen Bundesgenofien Vor— 
pommern vorenthielt und ihn beitändig zu einem ſchwediſchen Vaſallen 
berabzudrüden juchte, ja zulegt ſich mit Frankreich gegen ihn ver: 
bündete, hat in entjcheidender Weile zum Untergang der ſchwediſchen 
Großmacht mitgewirkt. Indem Schweden jo den fraftvollen branden= 
burgiſch-preußiſchen Staat, deſſen Bundesgenoffenichaft jich im Kriege 
mit Polen jo vortrefflich bewährt hatte, in das Yager jeiner Gegner 


binübertrieb, mußte endlich jene große Koalition entjtehen, welche 
eine völlige Verſchiebung der nordeuropäiichen Machtverhältnifje auf 
Koften Schwedens herbeigeführt hat. 


Mar jo die Politik Schwedens im +7. Jahrhundert eine über: 
anftrengte, jo fonnte e& nicht ausbleiben, daß diefelbe nun auf die 
inneren Werhältnifje des Landes in verhängnikvoller Weije zurüd: 
wirfen mußte. Die Finanznoth des Yandes ſtieg aufs höchſte, und 
um ihr zu begegnen, griff man zu den gewaltiamiten Mitteln. Es 
erfolgte die berüchtigte jog. Güterreduftion, die Einziehung aller von 
der Krone verjchenkten oder zu Lehn gegebenen Beligungen. 


Es war nur allzu natürlih, daß Liv- und Eſthland in all 
dieje Kalamitäten eines niedergehenden Staatswejens mit bineinge: 
tifien werden mußten. Allen Berheigungen zum Troß ward Die 
Güterreduktion auch bier durchgeführt und jteigerte ſich durch ihre 
Ausdehnungen auf alle Güterverleihungen aus der alten heermeijter: 
lien Zeit zu einem unerhörten Konfiscationstyiten. Nicht weniger 
als >/, aller Rittergüter wurden für den ſchwediſchen Fiscus einge: 
zogen, ihre Beitger von Haus und Hof vertrieben, hunderte von Ad: 
ligen an den Betteljtab gebracht. Dazu ward die deutjche Verwaltung 
durch die Schwedische erjegt, und das Land ganz wie eine jchwedijche 
Provinz behandelt. 


Unter diefen Umftänden war die Vertaufchung der ſchwediſchen 
mit der ruſſiſchen Herrichaft, welche den nordischen Krieg berbeiführte, 
ein wahrer Segen für das jchwer geprüfte Land. Im Anfange 
gegen Karl XII. unglüdlich, gelang es zulegt doch dem Genie Peters 
des Großen jih Gareliens, Ingermannlands, Eit: und Yivlands zu 
bemäcdtigen. Die Stände der baltischen Provinzen, welche tapfer 
die Sache ihres Fürften vertheidigten, der fie mit Füßen trat, ent— 
ihlofien fich endlich, von Schweden im Stiche gelafien, dem ruſſiſchen 
Zaren als ihrem neuen Landesherrn zu buldigen. Aber wie einjt von 
Polen und Schweden, jo ließen fie ih auch von Rußland ihren 
lutheriichen Glauben, ihre deutſches Necht und deutiche Verwaltung, 
deutiche Amtsiprache, oberſte Nechtsinftanz im Lande, jowie alle Bri: 
vilegien des Adels und der Städte ausdrüdlich verbürgen. All dieje 
Forderungen gejtand Beter der Große den Livländern und Eitländern 
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für fih und jeine Nachfolger feierlich zu, und gelobte auch die 
echte der Stände „eher zu augmentiren als zu diminuiren“. 

Seit jener Zeit find Ejtland und Livland ruſſiſche Provinzen, 
um nun, wie einft an allen Schidjalen Polens und Schwedens, jo 
jet an denen des neuen ruſſiſchen Riejenreiches teilzunehmen. 

Man muß es der Negierung der Nomanoffs nahrühmen, daß 
fie den Werth und die trefflichen Kräfte ihrer neuen Beligungen weit 
befjer zu jehägen gewußt haben, als ihre polniſchen und ſchwediſchen 
Vorgänger. Peter der Große, der Eſtland und Livland mit Stol; 
„Seine deutjchen Provinzen” nannte, hat nad Kräften daran gear: 
beitet, das durch die Schwedenwirthichaft und Kriegsnoth völlig ver: 
armte Land wieder emporzuheben. Er hat die vertriebenen Grund: 
bejiger wieder in ihre Nechte eingejegt und fich mit größtem Ernite 
bemüht, den Wohlftand des unglücklichen Landes wieder zu heben. 
Aber erit um die Mitte des 18. Jahrhunderts find die Wunden, 
welche der nordilche Krieg dem Lande geichlagen, völlig verbeilt. 

Im Jahre 1795 bei Gelegenheit der zweiten Theilung Polens 
bat jih endlid auh Kurland dem ruffiichen Scepter, jedoch eben- 
falls gegen Zuſicherung aller religiöfen und politiichen Privilegien, 
unterworfen. 

Weltbefannt ift der ruhmvolle Antheil, den der baltiſche deutiche 
Adel an der Regierung des ruſſiſchen Reiches faſt zwei Jahrhunderte 
bindurd genommen hat. Ihre hohen Verdienſte um den Staat hätten 
unjere mwaderen Yandsleute im Dften eines beſſeren Loſes würdig 
gemacht, als heute zum vierten Male einen Berzweiflungsfampf mit 
einer nationalruffiich gefinnten Negierung um alles, was ihnen heilig 
it, ihre deutiche Nationalität, ihre deutiche Kultur, ihren deutich- 
proteftantijchen Glauben mit geringeren Ausfichten auf Erfolg als 
je zuvor durchkämpfen zu müſſen. 
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Seit drei Jahrhunderten find die alten Bejigungen des Schwert: 
brüderordens dein deutichen Mutterlande entriffen. Ein wunderbarer 
Zufall fügte es, daß der Verluſt diefer äußerften deutichen Beſitz— 
ungen im fernen Often der Zeit nad fait genau zujammenfiel mit 
der Eroberung der weitlihen deutichen Grenzgebiete von Met, Toul 
und Verdun durch Frankreich: die eriten Alte in der großen Tragödie 
des zu Grunde gehenden deutſchen Reiches. 

Aber wie ganz anders hat jich am fernen Strande des baltijchen 
Merres das Deutſchthum zu behaupten gewußt, als in den alten 
Bilhofsftädten Lothringens, die heute völlig franzöfirt find! In— 
mitten einer feindlichen, an Zahl zebnfach überlegenen, eingeborenen 
Sandbevölferung, von polnischen, ſchwediſchen und ruſſiſchen Erobe— 
rern Jahrhunderte lang bedrüdt, oft viele Jahre lang Schauplag 
der verheerenditen Kriege, hat diefe Handvoll Deutjcher allen Angrif: 
ten auf ihre Nationalität, ihr Necht und ihre Kultur fiegreich wider: 
itanden. Während der gebildete Elſäſſer mit Stolz feine deutiche Natio- 
nalität verleugnet, betrachtet der Livländer es als den höchiten Ruhm 
feines Landes, die deutſche Art und Sitte unter allen Bedrängniffen 
behauptet zu haben: „Zu drüden find wir, doch zu unter: 
drüden nicht“ lautet fein fühnes Wort, und wenn jeine Regie: 
rung ihm die deutiche Treue mit Verfolgung lohnt und die Abjicht 
faum verbebhlt, ihn von dem altererbten Befige zu verdrängen, dann 
jpriht er freimüthig; „Wir geborden, aber wir bleiben 
ſtehn.“ — 

Wirft man einen Nüdblid auf die Entitehung und Entwid: 
lungsgeſchichte der baltijchen Provinzen, jo tritt uns das interejlante 
Bild einer mit großer Kühnbeit angelegten, aber durch die Ungunit 
der Verhältniſſe, insbefondere durch die ungenügende Unterjtügung 
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von Seiten des Mutterlandes nicht zur vollendeten Durchführung 
gelangten deutichen Kolonifation entgegen. Während die großen 
deutichen Kolonijationen im Wejten, insbejondere Brandenburg und 
Oftpreußen, im Yaufe der Zeit zu einer völligen Germanijirung der 
ſlaviſchen Ureinwohnerichaft geführt haben, ift hier im fernen Oſten 
das Deutjchthum zwar der Neligion und Sitten, nicht jedoch der 
nationalen Sprache der eingeborenen Eſten und Letten Herr geworden, 
So leben denn heute in Eurland, Ejtland und Livland 150— 200000 
Deutſche — die Zahl wird verſchieden angegeben — inmitten einer 
protejtantiichen Yandbevölferung von 1,800,000 Ejften und Letten 
Das Deutſchthum beſchränkt fih im Wefentlichen auf die Bewohner: 
ihaft der größeren Städte und die adlichen Grundbefiger, größten: 
theils die Urenkel der tapferen erjten Eroberer des Landes, während 
der jeit den Reformen der 60er Jahre fi kräftig entwicelnde 
Bauernitand der eingeborenen Bevölkerung angehört. 

So find denn freilidd jene Dftfeeprovinzen Rußlands nicht in 
dem gleihen Sinne ein deutjches Yand, wie die jüngjten Eroberungen 
Deutihlands, wie Schleswig : Holftein und das Eljaß, und hierauf 
pflegen jich die Gegner der Annerion vorzüglich zu berufen. 

Uud doch würden Diele Finnen und Slaven des Nordens wahr: 
jcheinlich weit jchneller mit unſerem nationaldeutichen Staatsweien 
verichmelzen als die franzöfirte Bevölferung des Elſaß. Denn troß 
der bewahrten einheimiihen Sprade find die Eſten und Xetten 
längjt fein Volk mehr, ja gerade bier zeigt es fi, wie wenig die 
Nationalität auf der Sprache beruht. „Die Sprache,” heißt es in 
einem Artikel der „Baltiſchen Monatsichrift” vom Mai 1864*) über 
die Nationalitätenfrage, „die Sprade ift nur eines der die Natio: 
nalität fonjtruirenden Elemente; zwar ein jehr wichtiges, aber nicht 
das an und für jich enticheidende. Hier ift es die Religion, dort 
der Staatszujammenbang, anderwärts noch anderes, was die gege: 
benen jprachlichen Differenzen überwiegt und als unwejentlih zurüd: 
treten läßt. Wie ein Volk feine Sprache behalten und zugleich in 
fait allen übrigen Beziehungen jedes eigenthümliche Gepräge einbüßen 


) Ich benuße hier das Gitat aus dem ſchon oben angefibrten trefflichen 
Werte von Julius Eckardt. 
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fann, davon jind gerade die Ketten und Eiten ein betreifendes Beijpiel. 
Durch Lutherthum und Herrenhutismus ift die Subſtanz ihrer geifti- 
gen Bedürfniſſe in deutjche Form gegoflen, in deutjche Nechtsbegriffe 
haben jie jich jeit Jahrhunderten bineingelebt, ihre ganze Yiteratur 
bejteht aus Nachbildungen und Überfegungen deuticher Produkte. 
Was bleibt übrig? — etwa noch Volkslieder, Hochzeitsgebräuche, ein 
eigenthümlicher Anjpann, Pflug oder Drefchflegel? Aber alle diefe 
Überrefte aus dem Kindheitsleben der Völker fchwinden von Tag zu 
Tage, und man fünnte behaupten, die Germaniiirung der Letten 
und Eiten, weit davon entfernt ein Problem zu jein, fei längit ſchon 
vollendete Thatſache.“ 

Es ijt nicht anders: der deutiche Volksgeiſt hat in jahrhunderte- 
langem Ringen den lettiſchen und eſtniſchen erſtickt. Deutjche Sitte, 
deutiches Hecht, deutich = proteftantiicher Glaube beherrſchen das ge: 
Jammte Land. Tas Eſten- und Lettenthum ift nur eine ſprachliche Remi— 
niscenz, ein Körper ohne Seele, oder vielmehr ein Xeib, dein ein fremder 
Heift eingehaudt it. Der Eſte und Lette ift Deutiher im Denken 
und Fühlen, im Glauben und Handeln. 

Während der Czeche Böhmens fich jeines ſlaviſchen Volksthums, 
jeiner Gejchichte, jeiner nationalen Art und Kunft, feines eigenartigen 
Denkens und Empfindens voll und ganz bewußt ift, und hieraus die 
Kraft zieht, ich dem verhaßten deutichen Weſen zu widerjegen, hat 
der Eſte und Lette Nußlands weder eine nationale Geichichte, noch) 
nationale Sitten und Gebräuche. Alles was ihm heilig it, iſt 
deutich, deutjch feine Erziehung, feine Neligion, jein Recht, ſeine Ber: 
waltung. Deutſche Lehrer unterrichten ihn, deutsche Nichter Iprechen 
ihm fein Necht, bei deutſchen Geiftlihen und Ärzten ſucht er Rath 
und Hülfe. 

Darum ift es heute auch faſt unmöglich zu bejtimmen, mo das 
Teutichthum aufhört und das Lettenthum begimmt. „Jährlich nimmt 
die Zahl derer zu, die aus dem unterworfenen in den herrjchenden 
Stamm übergehen. Der Schulmeijter, der in einem der Seminare 
Liv: oder Kurlands jeine Bildung empfangen bat, der jüngere Sohn 
des behäbigen Bauernmwirths, der in die Stadt gezogen ift, um ein 
Handwerf zu lernen oder Handlungslehrling zu werden, der talent: 


volle Bauerfnabe, dem die Gunſt des Gutsherrn oder die Freund: 
>% 


zer Bi 


ichaft des benachbarten Paſtors eine gelehrte Yaufbahn erichlofen, 
der umfichtige Wirthichaftsauffeher, der e8 zum Amtmann oder Ber: 
walter gebracht, die Kinechtstochter endlich, die als Dienftmagd in 
die Stadt gewandert oder als dienende Spielgefährtin mit den Töchtern 
des Barons aufgezogen worden ift — fie alle ändern mit dem Beruf 
zugleih die Nationalität und werden binnen Jahr und Tag zu 
Deutichen, jelbit der reiche baltiſche Hofbefiger, der jeinen Pachthof 
zum freien Eigenthum erworben bat und jich mit Stolz einen Bauern 
nennt, der abfichtlih feine andere Sprache als die feines Volkes 
redet, jieht e$ gern, wenn feine Kinder deutjch lernen. Er läßt ſichs 
ein Stüd Geld koſten, damit jeine Söhne bei dem Schulmeifter 
deutijhen Privatunterricht erhalten oder er entichließt fich, eine 
„Souvernante” in’s Haus zu nehmen, und diejer das Werk der Ger: 
manifirung jeiner Töchter zu übertragen.” *) 

Aus den gleichen Gründen haben auch alle bisherigen Verſuche 
des ruſſiſch-panſlaviſtiſchen Chaupinismus, das verhaßte Deutichthum 
durch das Lettenthum, durch Belebung des eftnifchen und lettijchen 
Nationalgefühls, aus den Angeln zu heben, jcheitern müffen. Wo 
es gelungen ift, eine lettiiche Partei zu bilden, verfolgt diejelbe agra: 
riſch-ſociale, aber nicht nationale Intereſſen. 

So wird man denn doch einräumen müflen, daß auch bier am 
nordiſchen Strande dem deutjchen Volke ein großartiges Kolonifations- 
werk gelungen it. Mag die Herrichaft des deutschen baltiihen Adels 
auch lange Zeit hart und drüdend auf der leibeigenen Urbevölferung 
geruht haben, und hier und da heute noch viel Haß gegen die früberen 
Herrn im Herzen der Xandbevölferung wohnen, Eften und Letten 
find trogdem mit den deutichen Kulturbringern zu einem einheitlichen 
Nolte verjchmolzen. 


*) Eckardt, a. a. O. S. 23. 
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Dreimal hat im Yaufe der legten fünfundzwanzig Jahre Preußen 
das Schwert gezogen, um frivoles Unrecht zu jühnen. Dreimal ift 
es mit Gottes Hülfe, reih an Ehre und Ruhm, als Sieger aus 
diefen Kämpfen hervorgegangen. Alle diefe Kriege haben zu Gebiets: 
erwerbungen geführt, obgleich diejer Ausgang urſprünglich nicht beab— 
fichtigt gewejen ift. Denn nicht um Eroberungen zu machen, jondern 
um ſein und des deutichen Volkes gutes Recht zu wahren, hat Preußen 
zu den Waffen gegriffen. Wären unſere Gegner weniger verblendet 
geweſen, fo jtünden noch heute die Dänen in Altona, die Hannove: 
raner an der Elbe, die Ojfterreicher in Mainz und die Franzofen in 
Straßburg. Denn Preußen ift fein erobernder Staat, wie Frank: 
reich oder Rußland; unter allen Kriegen Preußens ijt nicht ein ein: 
iger wirfliher Eroberungsfrieg. 

Auch Rußland darf fich jeines gefammten Beligitandes verjichert 
balten, jo lange es ehrlich bemüht ift, mit Deutfchland und Dfter: 
reih im Frieden zu leben, jo lange es auf Abenteuer verzichtet und 
die freiheitlihe Entwidelung der europäiſchen Nationen refpeftirt. 
Treibt e8 aber über dem Beftreben, auf der Balfanhalbinjel Erobe- 
rungen zu machen, Ofterreih und Deutichland in den Krieg, fo darf 
derjelbe auch hier nur durch einen fejten dauernden Frieden beendet 
werden, der einen genügenden Preis für die Riejenopfer eines jich 
wahricheinlih zum Weltkriege fteigernden Gonfliktes gewährt. 

Und ein joldher Friede fann nur in der Vernichtung der ruſ— 
ſiſchen Madhtitellung auf der Balfanhalbinjel und amı baltischen 
Meere beitehen. 

Denn unerträglic laftet jeit hundert Jahren Rußlands Erobe- 
rungspolitif auf Mitteleuropa. Über den zerfleifchenden Kämpfen, 
in welchen ſich Jahrhunderte lang die Kräfte Mitteleuropas aufge: 
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vieben haben, ift der Staat Peters des Großen, unbebelligt von den 
Nachbarn, zu einem Niefenreiche angejchwollen, das, wenn einmal zur 
vollen Entwidlung feiner Kräfte gelangt, der Freiheit der europäischen 
Staaten gefährli werden muß. 

Einer Unterfuhung, welche von der Betrachtung des geichicht- 
lihen Werdeganges der mitteleuropäiihen Staaten ausgeht, darf es 
wohl geftattet jein, die Frage aufzumerfen, wie ganz anders Jich doc 
der Zujtand Oft: Europas gejtaltet hätte, wenn es dem mittelalter: 
lihen Deutſchland gelungen wäre, jeine weltgeſchichtliche Macht und 
Größe, wie fie zur Hohenftaufenzeit bejtand, dauernd zu behaupten. 
Aber die überanftrengte, alle die herrlichen Kräfte der Nation für den 
Kampf um eine ideale Weltherrichaft einjegende Politif des großen 
Kaijergeichlehtes hat zu jenem tragiichen Rückſchlage geführt, welder 
das ruhmvolle alte Reich, das einſt den Völkern des Abendlandes 
den Fuß auf den Naden geſetzt hatte, zulegt dem Auslande als 
wehrloje Beute vor die Füße geworfen hat. Im Kampfe um Welt: 
herrichaft hatte ich die Kraft der Nation für lange Zeit gebrochen. 

Man bat jih daran gewöhnt, in dem Welfen Heinrich dem 
Löwen den Zerjtörer der deutichen Kaiſermacht zu ſehen Und doc 
bat der gewaltige Mann vielleicht mehr für die dauernde Macht 
Deutichlands gethan, als der romantische Kaiſer. Auf den Geftlden 
zwijchen Elbe und Oder hat der abtrünnige welfiiche Stammesherzog 
gefühnt, was er in Italien verbrochen. Die Eroberung und Ger: 
maniſirung jener Yänder, von denen dereinſt die Miedergeburt des 
deutschen Neiches ausgeben ſollte, ift unauslöjchbar mit feinem Namen 
verfnüpft. 

Wenn jomit die Kolonifirung des Dftens weniger vom Kaiſer— 
thum, als vom Stammesherzogthum der Niederfachlen ausgegangen 
it, jo möchte man auch hier die Frage aufwerfen, welche Entwidlung 
die Dinge genommen hätten, wenn das Kaiſerthum jelbit die geſammte 
überijhäumende Kraft der Nation für das gleiche Ziel eingejegt hätte. 
Wenn einem Herzog das gelang, was mußte erjt dem ganzen Neiche 
möglich jein! Wenn all die reifigen Schaaren, welche die romantischen 
Züge nah dem gelobten Lande oder die römische Jmperialpolitif der 
Staufer nutzlos auf den Schlachtfeldern Paläftinas und Italiens 
hinopferten, ihren Zug gegen den ſlaviſchen Oſten gerichtet hätten, 
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jo würde heute wahrſcheinlich fein übermächtiges Rußland unſere 
Grenzen bedrohen. Das iſt eben der unſagbare Schaden, welchen die 
Kreuzzüge und die Romfahrten des deutſchen Kaiſergeſchlechtes unſerem 
Vaterlande zugefügt haben, daß durch ſie das deutſche Ritterthum 
ſeinem natürlichen Berufe, dem koloniſatoriſchen Vordringen gegen 
Oſten, entfremdet worden iſt. Mit all den herrlichen Kräften, welche 
ſo eine unfruchtbare, überideale Politik verſchlang, hätte alles Land 
zwiſchen Oder und Weichſel, ſowie Böhmen und Mähren germaniſirt, 
und Polen in dauernder Abhängigkeit vom deutſchen Reich erhalten 
werden können. Den deutſchen Rittern an der Weichſel und Düna 
konnte die heißerſehnte Unterſtützung zu Theil werden, welche die 
kühnen Koloniſationen für alle Zeiten geſichert und das gefahrbringende 
Emporkommen des ruſſiſchen Zarenreiches unmöglich gemacht hätte. 
Daß Polen ſich der deutſchen Herrſchaft entwand, war der erſte 
große Schlag, der dem niedergehenden deutſchen Reiche widerfuhr, 
eine politiſche Niederlage, die alle weiteren Verluſte im Oſten nach 
ſich gezogen hat. Vollends die Vereinigung Polens und Litthauens, 
welche den ehemaligen deutſchen Vaſallenſtaat zur Großmacht erhob, 
hätte Deutichland niemals dulden ſollen. — — 

Preußens große biltoriihe Million ift es, das deutſche 
Reich unter veränderten Zeitverhältniffen auf der Grundlage einer 
neuen, aus dem Protejtantismus bervorgegangenen, Cultur wieder: 
bergeftellt zu haben. Aus derjelben Kraft, welche einjt den Nieder: 
gang des alten Reiches verfchuldet hat, aus der auffommenden Macht 
des Landesfürftenthums, ift auch die Wiederaufrichtung des Neiches er: 
folgt. Der Partifularismus des mächtigjten unter ihnen hat das 
Reich nach Unterdrüdung jeiner Rivalen wiederhergeftellt. 

Mit dieſem jeinen Berufe, den Preußen im 17. Jahrhundert 
balb unbewußt ergriff, waren die Kämpfe gegeben, unter denen der 
fraftvolle SHohenzollernitaat nach zweihundertjährigem Ringen zu 
jeinem großen Ziele gelangen jollte. Es galt alle die Mächte wieder 
berauszujchlagen, welche die Schwäche des alten Neiches zur Erobe— 
rung ſeiner Grenzländer benußt hatten. Der erite Waffengang 
Brandenburg-Preußens entreißt im Bunde mit Schweden den alten 
preußiichen Drdensftaat der polnischen Oberhoheit, der zweite gilt 
der Wertheidigung des Elſaß und der deutichen Wejtinarfen, der 


dritte und vierte brechen die Macht Schwedens in Norddeutichland, 
das endlich genöthigt wird, auf die Odermündungen wieder zu ver: 
zihten. Dann folgen die furdtbaren Kämpfe Friedrichs des Großen. 
Unter jeinem genialften Regenten ſprengt der Feine Staat die be- 
engenden Feſſeln des deutſchen Neichsfürftenthumes und fteigt zur 
europäiichen Großmacht empor. Er verhindert die Verſuche Diter: 
reis, die jtaatlihe Selbitändigkeit Süddeutichlands im Intereſſe 
der habsburgiihen Hauspolitif zu vernichten, und rettet Bayern 
Als das Jahrhundert zu Ende gebt, gelingt es endlich, dem polnischen 
Nachbarn das Weichjelland und Pommerellen wieder zu entreißen. 

Dann folgt der Periode überfühner politischer Thatkraft eine 
verhängnisvolle Zeit der Erichlaffung. Was der große Kurfürft 
gewagt, das linke Rheinufer gegen Franfreihs Vordringen fraftvoll 
zu vertheidigen, ericheint den Nachfolgern Friedrich des Großen ans 
gelichts der im Oſten drohend um ſich greifenden Macht Rußlands un: 
möglich. Den Fehler folgt die Strafe in einer ſchmählichen Fremdherr— 
Ihaft auf dem Fuße, deren Erinnerung uns noch heute die Röthe der 
Scham ins Geficht treibt. Aber der lebensfräftige Staat faßt jih von 
Neuem und wird die treibende Macht in der großen Koalition, welche Die 
Freiheit Deutſchlands zurüderfämpft. Abermals folgt eine Periode 
der ftillen inneren Entwidlung, bis das Genie des Fürſten Bismard 
die Rolle weiter jpinnt. Schlag auf Schlag folgt nun die Vollendung 
des Werkes. Die Nordmarken werden den Dänen entrifjen, Öfterreichs 
Herrſchaft in Deutjichland vernichtet, die widerftrebenden deutjchen 
Mittelftaaten unter Preußens Hegemonie gebändigt, Frankreich ge- 
demüthigt und jeiner deutihen Provinzen beraubt. Was dem 
patriotiichen Raufche des Jahres 1848 nicht gelungen war, wird 
jeßt durch Blut und Eiſen in’s Werf gejegt. Der deutiche Kaiſer— 
ftaat der Hohenzollern ſteht vollendet da. 

Eo iſt denn, wie man fieht, durch das Emporfonmen Preußens 
allenthalben eine rüdläufige Bewegung in den Zuftänden Europas 
zu Ungunften der erobernden Nachbarmächte eingetreten. Das all: 
gemeine Raubſyſtem auf Koften Deutjchlands und Italiens hat ein 
Ende gefunden: die Politif Preußens ift gewifjermaßen die Spindel 
geworden, an der fih die verfahrenen Zuſtände Europas, wie fie 
fich jeit dem dreißigjährigen Kriege entwidelt hatten, rüdwärts wieder 


aufgerirrt haben. Auf diefe Weile ift der Weiten Europas nun 
endlich zu feiten, anjcheinend dauernden, Staatenbildungen gelangt, jo 
daß Jeder als frivoler Friedensbrecher von der öffentlichen Meinung 
Europas gebrandmarft wird, der nah territorialen Erwerbungen 
auf Koften feiner Nachbarn ftrebt. Ganz anders liegen die Verhält: 
nie im Often; bier ift jener beflagenswerte Zuftand, wie er ſich 
unter der Schwäche des alten Reiches entwidelt hat noch in voller 
Griftenz. Rußland hat jeine natürliden Grenzen auf Koften der 
Nahbarländer weit überfchritten, Deutichen, Polen, Litthauern und 
Wallachen ihren rechtmäßigen Beſitz entzogen und durch Gewalt, Lift 
und Intrigue ein Reich geichaffen, deſſen Riefengröße wie ein Alp 
auf den Staaten Wejteuropas laſtet. Weit mehr als die Stärke 
Rußlands hat die Schwäche oder politiiche Gebundenheit der Nach: 
barıı dieſes Reiches geichaffen, daß die Händel und unaufhörlichen 
Naufereien Weſteuropas treiflih für feine Intereſſen auszubeuten 
gewußt hat. „Alle Kriege zwischen Teutichland und Frankreich find 
immer nur Rußland und England zu Gute gekommen,“ hat einmal 
Fürſt Bismard zum franzöfiichen Gejandten Saint-Ballier aejagt. 

Und wie ungleich ift der Boden Europas unter feinen Völkern 
vertheilt! Won den 190,000 Quadratmeilen unſeres Erdtheils bejigt 
das europäiſche Rußland bei 87 Millionen Einwohnern 97,000, die 
übrigen Staaten zuſammmen nur 93,000 bei 254 Millionen. Wir 
baben Mangel an fultivirbarem Boden und Überfluß an Menjchen, 
Rußland leidet am entgegengejegten Gebrechen. 

Nachdem nun aber die politischen Verhältniffe Mitteleuropas 
ih confolidirt haben, find die Eroberungen Rußlands ebenjo prefär 
germorden, wie diejenigen Dänemarks und Frankreichs. Was der 
Krieg geſchaffen, kann auch der Krieg wieder zeritören. Provozirt 
Rußland einen Konflikt mit den verbündeten Kaiſermächten, jo könnte 
es leicht geichehen, daß die Spindel der europäiichen Geichichte, um 
in dem obigen Bilde zu bleiben, abermals eine Drehung rüdwärts 
ausführte, daß Deutichland, falls Gott uns den Sieg verleiht, die 
legte große Schuld feiner Gefchichte fühnte, und feine alten Koloniften: 
lande am baltiihen Strande fih wieder angliederte, 

Aber freilich, diejer große Schritt vorwärts ift nicht anders 
ausführbar als in Verbindung mit der vollendeten Löſung der beiden 
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Fragen, welche bisher unaufbörlihd das Europa des 19. Jahrhunderts 
in Athem erhalten haben: der polnischen und der orientalifchen. Die 
Oſtſeeprovinzen ohne das polniſche und vielleicht, wenn einmal mög— 
lich, auch das litthauifche Hinterland können uns nichts helfen. Die 
deutiche Fahne an der Düna aufzupflanzen, während Rußlands 
Soldaten an der mittleren Weichſel jtehen bleiben, wäre ein allzu 
fühnes Beginnen. So wenig wie wir darum Polen in Rußlands 
Händen laſſen können, fo wenig dürfen wir die Machtitellung des: 
jelben im Süden, diefe beharrlide Bedrohung des Orients ferner 
dulden. Sollen die deutichen Eroberungen im Norden Beitand haben, 
jo müſſen auch im Süden, an der Donau und am Balfan politifche 
Schöpfungen entftehen, welche durch das gleiche Intereſſe, der Be: 
kämpfung des ruffiichen Vordringens im Weſten, an uns gefettet, 
die Macht des ruſſiſchen Kolofjes im Süden dauernd binden, welche 
bereit find, dem moskowitiſchen Rieſen in den Rüden zu fallen, ſobald 
er jeine Kraft gegen uns fehren will. Man geitatte uns, das obige 
Problem noch anders auszudrüden: der territoriale Beſitzſtand des 
deutichen Volkes in Mitteleuropa ift von Nordoit nad Südwelt, von 
den Grenzen Lithauens bis zum adriatiichen Meere von einer fort: 
laufenden Kette ſlaviſcher, finnischer und romanischer Völker umzogen, 
welche zu Schwach find, um jedes für ſich einen jelbitändigen, durch 
die eigne Kraft feine Eriftenz behauptenden Staat zu bilden, auf 
ven Schuß einer der benachbarten Großmächte angewielen find. Auf 
diejer europäiſchen Völlermoſaik beruht heute der kritiſche Zuſtand 
Europas. Sollen jene Völker ihre Anlehnung im Dften oder Meften, 
bei Rußland oder Deutschland = Ofterreih juchen? Man darf wohl 
ihon heute die Vermuthung ausiprehen, daß die Kämpfe des 
fommenden Jahrhunderts jich in erjter Yinie um dieje Frage drehen 
werden. 

Kein politisches Projekt dürfte auf jo viel Widerſpruch heutzu- 
tage ſtoßen, als die Wiederheritellung Polens. Und doch jprechen 
jowohl geichichtliche wie politiiche und wirthichaftliche Gründe für 
eine Wiederaufrihtung eines polnischen Mlttelftaates. Auf die alten 
Großmachtsideen wird die hartgeprüfte Nation freilich für immer 
verzichten müfjen. Ein Volk von I1 Millionen birgt bei den heuti— 
Ban Verhältniffen Europas nicht die Kräfte in ji, eine Großmacht 
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zu werden. Auch kann unmöglich Preußen auf feine polnifchen 
Sebietstheile verzichten. Ebenfo wenig wird Ofterreich das reiche 
Galizien mifjen wollen. Aber aus den polnischen Gebieten Rußlands 
zwiſchen der deutich = öfterreichiichen Grenze, dem Niemen und den 
Sumpflandichaften des Pripet ließe ſich jehr wohl ein polnischer 
Millionenftaat unter feſter militäriicher und handelspolitiſcher 
Anlehnung an Deutichland berftellen. Die Frage, ob diejer Mittel: 
ſtaat durch Yitthauen und die jüdweltlicen Grenzprovinzen Ruß— 
lands vergrößert werden fünnte, würde jpäteren Erwägungen vor: 
behalten bleiben. Die Oſtſee freilich ift ihm für immer verjchloffen. 

Nachdem Polen als jelbitändiger Staat verihmwunden ift, bat 
man ſich längſt daran gewöhnt, die Einverleibung des größten Thei: 
les jeines Gebietes in das ftammverwandte öftlihe Slavenreich als 
etwas felbjtverftändliches binzunehmen. Daß der ſchwächere Vetter 
dem jtärferen unterworfen wird, wenn derjelbe nun einmal feine 
Unabhängigkeit nicht mehr behaupten fann, ſcheint uns eine ganz 
natürliche Entwidelung. Und doch giebt es Faum eine Veränderung 
in den europäiſchen Verhältniffen, welche allen Traditionen der Ge: 
ihichte mehr wiederfpräde als diefe. Bis zum Ende des 14. Jahr: 
bunderts gehört Polen unbedingt dem abendländifchen Staaten: 
ſyſteme an. „Wolen”, jagt Ranke treffend im 8. Theile jeiner 
„Weltgeſchichte“ (S. 388) „muß als ein integrirender Theil der 
abendländifchen Ehriltenheit angejehen werden. Nachdem es Firchlich 
jelbjtändig geworden, nahm es eine mehr, nationale Richtung an, 
doh hat es fich darum den allgemeinen Impulſen feineswegs ver: 
ſchloſſen.“ Früh zum Chriftenthume befehrt — 200 Jahre früher 
als die jlaviichen Bewohner Pommerns und des Havellandes — 
nahm Polen an der Verwirklichung der Grundideen der Zeit, der 
Ausbreitung des Chriftenthbums und der römiſch-hierarchiſchen Ord— 
nung den entichiedendften Antheil. Ein polnischer Vaſallenherzog, 
Konrad von Majovien war es, der die deutichen Ordensritter zur 
Befämpfung und Belehrung der heidnijchen Preußen in das Weich: 
\elland berief. 

War Polen jhon durch die römisch-fatholiiche Religion von der 
griehiich-orientaliichen Staatenwelt ſcharf geichieden, jo trug die von 
einfichtigen, humanen Fürſten gepflegte innere Entwicdlung des Lan— 
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des alle Züge der abendländiſchen Kultur. Die milde, volksfreund 
fihe Regierung der Biaften, die in ihrer religiöfen Toleranz und 
ihrer menjchenfreundlichen Fürjorge für die unteren Volksklaſſen an 
die Hohenzollern Preußens erinnert, ift himmelweit unterichieden von 
dem halbafiatiihen Barbarismus der ruffiihen Ruriks. Unter der 
Regierung Cafimirs des Großen (1333—79) ſcheint Polen eine Zeit 
lang geradezu an der Spite der Civilifation zu marjchiren. Ein 
allgemeines bürgerliches Geſetzbuch wird erlaffen, die Fürlorge für 
den Bauernjtand erwirbt dem großen Fürften den Namen des 
Bauernfönigs. Die Juden, allenthalben verfolgt, erhalten in Rolen 
ein Aſyl; in jener Zeit ein geradezu unerhörtes Beifpiel religiöier 
Duldjamfeit. Im Sabre 1343 endlich errichtet Polen in Krakau 
die erſte Univerfitäat Nordeuropas, 5 Jahre vor der Gründung der 
Univerfität Prag. Auch im Kriege bewährt Polen feinen Ben, 
die äußerſte Wormauer der abendländiichen Kultur zu jein. Wieder: 
bolt bricht fich der Anfturm tartariicher Heere an dem Widerftaude 
des tapferen Volkes. 


Dann hat allerdings die Vereinigung Polens mit Littbauen 
1486 den Schwerpunft des Landes nah Dften verſchoben und « 
tiefer in die Händel des rulfiich-tartarifchen Orients verjtridt. Aber 
auch jept noch wahrt Polen feine alte Miflion. Im Kampfe mi 
dem mächtig aufftrebenden Türkenreich ſtirbt König Wladislaw II 
den Heldentod in der Schlaht bei Varna, während im Oſten das 
Vordingen Rußlands Fraftvoll zurüdgemwielen wird. Im Inneren 
herrſcht wie unter den Piaſten religiöfe Duldung. Das Tolerani 
edift vom Jahre 1573 fichert allen religiöien Bekenntniſſen ala 
hen Schuß. 

Erit die Berwandlung Bolens in ein Wahlreich nach dem Aus- 
jterben der Jagellonen und das damit verbundene Emporkommen 
eines zügellojen Adels zur Alleinberrichaft, endlich der Einzug der 
von Sigismund Waſa herbeigerufenen Jeſuiten, dieſer Hyänen der 
fatholiichen Welt, führen den Niedergang des Staates herbei. Not 
einmal greift Polen am Ausgang des 17. Jahrhunderts vor ir 
Thoren Wiens fraftvoll in die Gejchide Welteuropas ein und & 
währt zum legen Dale feine abendländiiche Schutzmiſſion, dann gel 
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es unter dem unfähigen Regimente der ſächſiſchen Auguste mit 
Rieſenſchritten jeiner Auflöfung entgegen. 

Zeigt ſonach die Geſchichte Polen durchaus als ein Glied der 
abendländifchen Welt, ſodaß der jahrhundertlange Lehnsverband des 
Yandes mit dem großen deutjchen Gentralreic nur als der Ausdruck 
eines natürlichen Verhältniſſes ericheint, jo muß jeine Einverleibung 
in Rußland, das ganz und gar als ein Glied des griechiich-öftlichen 
Staatenſyſtems erjcheint, jchlechthin als ein Berluft für Wefteuropa, 
als eine ungejchichtliche Machterweiterung Rußlands auf Koften des 
Abendlandes betrachtet werden. Wenn nun ein entjcheidender Sieg 
Deutichlands uber Rußland auch hier die Spindel der europäijchen 
Entwidelung zu einer rüdläufigen Bewegung brädte und Polen 
unter denn Schutze der Warten Deutjchlands wiederherftellte, jo würde 
auch hier nur ein altes Unrecht geſühnt fein. Wie einft gegen die 
Zartaren, jo würde heute das Land des weißen Adlers eine Schuß: 
mauer Wejteuropas gegen Rußland jein. 

Nicht minder wie die geichichtliche Betrachtung führen politische 
Erwägungen zu dem Gedanken der Neuerrihtung eines Polenreiches. 
Seit den Tagen Katharinas 1], jeit jener Erwerbung von fait 9/10 
des Königreihs Polen und der Fräftig vordringenden Eroberungs- 
politif im Süden ift Rußland zu einer bejtändigen Gefahr für die 
friedliche Entwidlung Europas geworden. Wie es zu Ende des 
18. Jahrhunderts durch jeine polnische Annerionspolitif Preußen 
in entjcheidenfter Weiſe an der Vertheidigung des linken Rheinufers 
verhindert und den Staat Friedrihs des Großen im Wejten lange 
Zeit lahm gelegt bat, jo haben jeit jener Zeit die unaufhörlichen 
Angriffsfriege Rußlands gegen das türkiſche Reich mindeftens einmal 
in jedem Menſchenalter Europa mit der Gefahr eines Weltkrieges 
bedroht. Diefem Zuftande ein Ende zu machen, giebt es nur ein 
wirfjames Mittel: Die Eroberung der Oſtſeeprovinzen für Deutjchland, 
die Erhebung Polens zu einem deutichen Schußftaate wie in den Glanz: 
tagen der deuſchen Kaiferzeit, endlich die Organiſirung der chriſt— 
lichen Balfanvölfer zu einem Staatenverbande unter Lfterreichs 
Mitbeiig und Protektion. | 

Zu den politiichen treten endlich wirtbichaftliche Gründe hinzu 
und gerade dieje jcheinen mir von hervorragenditer Wichtigkeit zu 
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jein. Seit under einheimischer Aderbau Deutichlands ſchnell ſich 
vermehrende nduftriebevölferung nicht mehr ernähren kann, find 
die Ebenen Polens und die Tiefländer der mittleren und unteren 
Donau unsere natürlichen Korntammern. Dieſe in möglichit feite 
Beziehungen zu Deutjchlaud : Ofterreich zu bringen, dürfte mit der 
Zeit nicht weniger für uns eine Lebensfrage werden, wie die Grün: 
dung äquatorialer Kolonien. Ebenſo müſſen dieſe Yänder als die 
nächſten Abjaggebiete der deutjch -öfterreihiichen Industrie angefeben 
werden, da uns allenthalben im Wejten Snduftrieländer eriten Ran— 
ges vorgelagert jind. 

Ja man könnte endlich die Frage aufwerfen, ob nicht die 
Ebenen Polens und Litthauens ſowie die Tiefländer der Balkan: 
halbinſel zualeih die natürlihen Auswanderungsgebiete für den 
Überfhuß unferer Bevölkerung feien. Beide Länder fünnten unter 
einer verjtändigen Volkswirthichaft eine weit höhere Volkszahl als 
beute ernähren. Schon Friedrich Liſt verfocht die Idee, den Strom 
der deutjchen Auswanderung in die unteren Donauländer, Moldau 
und Bulgarien zu leiten, und empfahl zu dieſem Zweck ein deutjch- 
ungariiches Eroberungsbündnig. Wie anders jtünden heute die ver: 
bündeten mitteleuropäifhen Staaten, Deutichland und Vfterreich da, 
wenn jie ihre Auswanderung in benachbarte Schugitaaten Teiten 
fönnten, amnitatt auf die demüthigende Rolle gewiejen zu jein, mit 
derjelben „das Volksthum der Nordamerikaner düngen zu müſſen.“ — 

Polen und Deutjchland jcheinen nun einmal in wirthichaft: 
liher Hinfiht auf einander angewiejen zu jein. Diejes kann der 
natürlichen PBroduftivmittel feines üftlichen Nachbars, jener wieder 
der Gapitalien, der Intelligenz und geſchulten Arbeitskräfte Deutjch- 
lands zu jeinem Emporkommen nicht entbehren. Die Beleitigung 
der ruſſiſchen Zolllinie und des rufjiichen Abjperrungsiyitems, welche 
heute den wirthichaftlihen Aufſchwung Polens jowohl wie unjerer 
öftlihen Grenzprovinzen niederhalten, würde beiden Ländern zum 
Segen gereichen. 

Allerdings it es nicht zu bejtreiten, daß die Wiederheritellung 
Polens auch Gefahren für Deutjchland und Ofterreich mit fih führt, 
insbejondere, daß der neue Staat nad der Nücdgewinnung feiner 
an beide Staaten verlorenen Gebietstheile ſtreben könnte. Die Be: 
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ſorgniß jcheint nahe zu liegen, daß wir uns eine Schlange am 
eignen Buſen großziehen könnten. Darum bat die Wiederberjtellung 
Polens meiner Meinung nad die rückſichtsloſe Germanifirung unſe— 
rer Oſtſeeproviuzen zur unbedingten Voraurfeßung; ja man kann 
jagen, daß diefelbe alsdann weit weniger hart erfcheine, als heute, 
Wenn ih meinem bisherigen Miether ein eignes Haus baue, Jo 
fann er es mir nicht verargen, wenn ich dafür den Wunjch hege, 
in dem meinigen nun auch alleiniger Herr zu fein. Bor allem aber 
lege man jich doch die Frage vor, ob die 5 Millionen Bolen Ruß: 
lands uns gefährlicher worden, wenn fie im Yaufe der Zeit rujli- 
fieirt werden, oder wenn fie Polen bleiben, voll tödtlihen Haß 
gegen ihre heutigen Bedrüder? 

Bedenklicher ift die Neuerung für Oſterreich, wiemohl auch 
bier in den drei Millionen Ruthenen und den äußerſt zahlreichen 
deutſchgeſinnten Juden Galiziens und Lodomiriens das Polenthum 
jein Gegenpart bat. Aber jelbjt im äußerjten Yale würde für 
Oſterreich der Berluft diefer beiden, dem alten Kaiferftaate nur äußer: 
lid angeklebten, transfarpathiichen Provinzen nicht allzu Schwer zu 
verſchmerzen fein, wenn dafür der Donauftaat nur um jo fräftiger 
auf der Balkanhalbinfel, jeinem natürlichen Interefjegebiete, um ſich 
grifte. Während heute die Gegner des öfterreichiichen Vormarſches 
nah Ealonichi ſich hauptfächlich auf die Gefahr berufen, welche dem 
bereits mit ſlaviſchen Völkerſchaften überladenen Staatsweſen durch 
neue Jlavijche Erwerbungen im Süden erwachſen würde, fiele diefer 
Geſichtspunlt nad) dem Verluſte von 6 Millionen unzuverläffiger 
Polen und Ruthenen hinweg. 

Aber freilich: iſt denn Deutſchland bereits reif zu einer jolchen 
traftvollen Bolitif in Oſten? Kaboriren wir nicht no im Inneren an 
zahlreichen, aus der Leidensgeſchichte des alten Neiches herübergenom— 
menen Übeln? Sind nicht der widerftrebenden, klerikalen, par: 
tifularen und jocialen Mächte mehr als zu viel im eignen Schooße 
de8 Reiches vorhanden, welche die volle Entfaltung unjerer wieder: 
hergeitellten Macht erjchweren? Bor allem: lauert nicht an unjerer 
Weſtgrenze ein friegsluftiger, eiferfüchtiger Nachbar, ſtets bereit, unſere 
Errungenjchaften vom Jahre 1870 wieder in Frage zu Stellen? Mas 
den kraftvollen Zeitgenofjfen Kaijer Barbaroffas nicht zu kühn dünkte, 
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die deutfche Neihsfahne an der Düna aufzupflanzen, und Polen in 
Lehnsabbängigkeit zu erhalten, das will uns Nachgeborenen heute als 
ein unerhörtes Wagniß ericheinen. Darum warnte fürzlich ein 
nambafter deutjcher Publizift vor der Wiedereroberung der ruſſiſchen 
Dftfeeprovinzen, die nur durchführbar fei in Verbindung mit einer 
That politiihen Wahnfinns, der Wiederheritellung Polens. 


Allerdings läßt es ich nicht leugnen, daß es wünjchenswerth 
wäre, wenn der ruſſiſch-deutſche Krieg noch eine Zeit lang auf ſich 
warten ließe, bis die deutichen Kampfichaaren Roms, bis die elſäſſi— 
ichen und welfiſchen Broteitler die Thorheit ihres Treibens werden 
einjehen gelernt haben, bis unſere halbrevolutionäre Arbeiterbevöl- 
ferung durch eine fortichreitende weiſe jociale Gejeggebung mit den 
beftehenden Zujtänden ausgejöhnt jein wird. Aber das Schidjal 
pflegt nun einmal nichts nach den Wünſchen der Menſchen zu fragen. 
Air müflen den rufftiichen Krieg hinnehmen, wie und wann er kommt, 
und in ihm nur einen Appell ſehen, aller inneren Kämpfe zu ver: 
geilen. Dann wird derjelbe vielleicht gleich jegensreich für Die Ent: 
wiclung unſerer inneren WBerhältniffe werben, wie der alle 
deutjhen Stämme einigende Krieg des Jahres 1870. Wie wer: 
den ftarf jein zu Ddiejer neuen Aufgabe, jo bald wir es jein 
wollen. 


Es war vor 14 ohren, als Deutichlands eriter Publiziit, 
Heinrih von Treitſchke ſchrieb: „Unter allen Schlägen, welche heut— 
zutage den Welttheil treffen könnten, wäre der gräßlichite ein 
Krieg zwiſchen Deutichland und Rußland, ein finnlojes Würgen 
ohne jede Möglichkeit eines Gemwinnes für beide Kämpfer.” Schon 
heute find diefe Worte nicht mehr wahr und werden es in Zukunft 
noch weniger jein. Weit eher möchte man fie auf den nächiten 
deutjch = Franzöfiichen Krieg anwenden. Gegen Rußland werden jie 
nur dann zutreffen, wenn es uns an dem Muthe fehlt, jene Konie- 
quenzen aus einem ſiegreichen Kriege zu ziehen, melde aus dem 
großen Zuge der deutſchen Gejchichte jich ergeben. 


Denn im Oſten und auf der Balkan: Halbinjel, nicht im 
Weiten liegen die großen Kulturaufgaben des deutihen Volkes 
Eine Eroberungspolitif auf Koften der romaniſchen Völker bat ſich 
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zu allen Zeiten beſtraft, das Vordringen gegen den ſlaviſchen Oſten 
immer belohnt. 

Und dieſe Aufgabe theilt Deutſchland mit ſeinem neuen Ver— 
bündeten an der Donau, deſſen vielſprachiger Staat gleichſam ein 
politiſches Abbild der Kulturaufgaben des deutſchen Volkes iſt. 
Darum muß ein Sieg Deutſchlands über Rußland von entſcheiden— 
ſtem Einfluß auf die inneren Verhältniſſe Oſterreichs ſein. Und 
hierüber verſtatte man mir noch ein Schlußwort: Das 19. Jahr— 
hundert ſteht unter dem Zeichen des Nationalitätsprinzipes; ſeine 
beiden größten Staatsmänner, Cavour und Bismard ſind durchaus 
von ihm beherricht und verdanfen ihm die durchichlagende Kraft 
ihrer Erfolge. Zwei Staaten können jedoch das Nationalitätsprin- 
zip nicht ertragen, fterreich und Rußland: diejes nicht, weil das: 
jelbe den Staat Peters des Großen, der jih mühjam mit Hülfe 
des Auslandes herausgearbeitet hat aus halbafiatiihen Zuſtänden, 
wieder in die altmosfowitiishe Barbarei zurüdichleudern würde, 
jenes, weil das Erwachen des nationalen Bewußtjeins in jeiner bunt: 
gemiſchten Bevölkerung den Verband des Staates lodern muß. 
Rußland fann der überlegenen Kultur des Abendlandes, Oſterreich 
der dominirenden Stellung des deutſchen Elementes nicht entrathen. 
Aber gerade dieſe Herricheritellung des Deutſchthums in Dfterreich 
hat an Rußland jeinen entjchiedenen Feind, jede nationaljlaviiche 
Sonderbejtrebung an ihm jeinen fejten Nüchalt. Denkt man fich 
Rußland von der europäiichen Karte hinweg, jo würde die Agitation 
der Czechen und Slovenen, der Nuthenen, Kroaten und Stovafen 
jehr bald in nichts zufammenfinfen. 

In diejem Verhältnis des ſlaviſchen Nuffenreiches zu dem ver: 
bündeten Oſterreich, nicht in jeiner überlegenen, aber zu neun Zehnteln 
faum halbeivilijirten Bevölkerung liegt heute in erjter Linie für uns 
die von Oſten drohende Gefahr; und darum muß ein jiegreicher 
Krieg Deutjhlands gegen Rußland von enticheidenjter Wirkung auf 
die Entwidelung der Nationalitätenfrage in Ofterreih fein. Jeder 
Schlag gegen Nußland muß in Prag und in Agram, an der Drau 
und am San wicderhallen und das allzu keck emporitrebende öfter: 
reichiſche Slaventhum wieder in jeine natürliche Stellung zurüd: 
werfen; es giebt gar Fein befferes Mittel, dem Deutſchthum an der 
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Donau wieder auf die Beine zu helfen. Denn Ofterreih kann nun 
einmal nur als deutſcher Staat d. h. unter der Leitung und 
politiihen Herricheritellung der deutichen Kultur feine Großmadtsrolle 
behaupten, als ſlaviſcher Miſchmaſchſtaat wird es bald zu einer 
Macht zweiten Ranges herabiinfen, oder gar auseinanderfallen. Nicht 
minder aber ift Ofterreih nur als deuticher Staat im Stande, feine 
grogen Kulturaufgaben auf der Balkanhalbinjel in die Hund zu 
nehmen, bejjer und mit weit mehr Ausficht auf Erfolg als Rußland, 
das aus Bulgarien und Numelien nur ein zweites Polen maden 
würde, — 

So find es denn in der That große, weitreihende Refultate, 
die ich aus einem fiegreichen Kriege Deutjchlands gegen Rußland 
ergeben könnten, Nejultate, die eine Fühne, weitblidende Politik, ge 
tragen von einen entgegenfommenden Verftändnig der Nation, ſich 
ſehr wohl zum Ziele jegen könnte, und die zu einer völligen 
Mactverihiebung im Often Europas führen nrüßten. Rußland würde 
aufhören, ein gefährliher Nachbar Deutichlands und Üfterreichs zu 
fein, die Bewohner unjerer Dftprovinzen brauchten nicht mehr vor 
dem jo oft angedrobten Tartarenritt der Kofaden zu zittern. Weit 
ab von unjeren beutigen Grenzen würden wir in einem fünftigen 
Kriege Rußlands Streitmacht empfangen. Seiner baltischen und 
polnischen Provinzen beraubt, würde das ruſſiſche Neich wieder auf 
jeine natürlichen Grenzen, auf jene durch die Städte Nowgorod, 
Smolensk, Kiew, Charkow, Aſow, Woroneih, Kaſan, Moskau, oder 
die Stromgebiete der Wolga, des Don und des Djnepr bezeichneten 
Kernprovinzen zurückgedrängt werden; eine zweihundertjährige, mit 
Peter den Großen beginnende, Entwicklung würde durch die verbün— 
deten Waffen Deutſchlands und Oſterreichs geradezu wieder auf: 
gerollt. 

Und jegt erjt trete Deutichland wieder ganz in das altberech— 
tigte, ruhmvolle Erbe feiner Kaijerzeit und der Hanla ein. Indem 
es die Oſtſee reinfegt von den Kriegsſchiffen Nuflands und den 
ammverwandten germaniichen Staaten des Nordens zum Sup: 
und Trutzbunde, vielleicht gar zur Wiedereroberung Finnlands für 
Schweden, die Hand reicht, nimmt es zugleich die glorreidhen mari— 
timen Traditionen der alten Hanſa wieder auf, jener mächtigen 
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Schöpfung mittelalterlicher deuticher Bolitif, die im Norden Könige 
ein: und abjegte, dem Könige von Dänemark dur einen Bürger: 
meifter von Danzig den Krieg erklären ließ, und Deutichland auf 
allen Meeren zum cebenbürtigen Nivalen jeder anderen Großmacht 
erhob. Denn im Diten, man geftatte die Wiederholung, liegt nun 
einmal die legte große, noch ungefühnte Schuld unſerer Geſchichte. 
Viele Anzeichen in der jüngſten Geichichte Nußlands jcheinen mir 
darauf hinzudeuten, daß der Kampf um die Dftfee unjerem Vater: 
lande jo wenig eripart bleiben wird, wie der Kampf um unjere 
Nord: und Weſtmarken. Das alte Rußland, durh Politif und das 
Bedürfniß nach der Bildung und Kultur Wefteuropas ein Jahr: 
hundert lang eng mit Preußen verfnüpft, das mit uns gemeinſam 
Schweden niederwarf, Polen theilte, und den Tiegeszug nad Paris 
antrat, eriftirt nicht mehr. Die herrlichen Traditionen, welche feine 
Dynaſtie zum Heile des Landes an die unjrige fnüpften, find zer: 
oben vom Sturmeshauche panflaviftiiher Macht: und Herrichafts: 
gelüfte, und mit tiefem Inſtincte hat die jlaviiche Verſchmitztheit 
berausgefühlt, dab Deutichland es ift, welches jenen Plänen als un: 
überwindlicher Wogenbredder entgegenitebt. 

Gelingt es unſerem Baterlande, mit feinem tapferen Schwerte 
einen Frieden zu erzwingen, wie er bier geichildert ift, jo wird es 
im Herzen Europas wieder in jener alten Machtfülle daftehen, die 
5 Ihon einmal zwei Jahrhunderte lang bejeffen, und die es niemals 
duch Zwietracht und politiihe Schwachheit hätte verlieren ſollen. 
Im Norden die ſlaviſche Welt umfpannend und zügelnd, Polen feſt 
an jeiner Seite baltend, wird es mächtig genug daſtehen, um jedem 
fünftigen franzöſiſch-ruſſiſchen Revanchekriege ruhig entgegen jehen 
u können. Mie einft in den Zeiten des alten Ordensitaates würde 
Kiga wieder Hauptwartenplag Deutichlands im Norden und, mit 
Tünamünde zu einer großen Lagerfeſtung und Kriegsbafen umge: 
haften, anjtatt Königsbergs Hauptbollwerf Deutichlands gegen Ruß— 
land werden. Durch das Feltungsdreied Niga, Kowno, Königs: 
berg (zu dem eventuell als vierte Feltung Dünaburg treten könnte) 
würde Deutjchlands militäriiche Stellung eine ſchwer zu überwäl: 
tigende Stärke erhalten, während gleichzeitig die Verlängerung feiner 
Küfte um faſt 100 Meilen eine jehr winschenswerthe Verſtärkung 
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ſeiner Kriegsflotte ermöglichte. Die heute drohende franzöſiſch— 
ruſſiſche Blokade unſerer Oſtſeeküſten würde hinfort zur Unmöglich— 
keit, ja Petersburg ſelbſt derartig bedroht werden, daß es ſich als 
Hauptſtadt Rußlands kaum noch halten könnte. 

Im Süden würde Oſterreich in die glorreihen Bahnen jeiner 
beiten Zeit und feines größten Staatsmannes, des Prinzen Eugen, 
wieder einlenfen, jeinen wohlberechtigten orientaliihen Beruf wieder 
aufnehmen, deuticher Geſittung und Kultur neue Stätten erobern 
und durch die Verbindung mit dem ägätjchen Meere eine uner: 
ihöpfliche Quelle materiellen Gedeihens ſich erichließen. Aber es 
wäre Thorheit, heute Ihon im Einzelnen über den Pelz des Bären zu 
verhandeln, bevor nocd der ruffiiche Bär erlegt ift. Alle weiteren 
Fragen über Organijation und Verwaltung der Oſtſeeprovinzen, 
Größe und Umfang Polens, ob daijelbe im Weiten bis zum Niemen 
oder zur Düna reichen jolle, ob es auf rein polnische Gebietstheile 
zu beichränfen, oder auch auf Lithauen auszudehnen, ob ihm ein 
Zugang zum jchwarzen Meere zu eröffnen jet, müſſen ebenjo einer 
jpäteren Zeit vorbehalten werden, wie das große Problem im Süden, 
die für Ofterreih dringend wünfchenswerte Verbindung mit dem 
Wardarthale und der Bucht von Salonidhi. Denn alle diefe Fragen 
ind in viel zu hohem Grade von den Gang der militäriichen Er: 
eigniffe, von den Verhalten der in Frage kommenden Bevölkerung, 
vor allem von der Geſammtkonſtellation der europäiihen Politik 
abhängig, um jchon jet in allen Einzelheiten erörtert werden zu 
können. — — 

Wird Rußland es auf einen Krieg mit der Möglichkeit eines 
jolden Ausganges ankommen laſſen, oder wird es die ficheren 
Vortbeile, welche Deutihlands Freundſchaft für ſeine afiatiichen 
Pläne bietet, vem Wagniß eines Waffenganges mit der erjten Mili: 
tärmacht Europas vorziehen? Denn jeder europäiſcher Staat, jolange 
er in weiler Mafbaltung feine Politif auf berechtigte nationale Ziele 
beichränft, muß durch Anlehnung an Deutichland gewinnen, jeder 
aber auch in der Verfolgung einer chauviniftiichen Eroberungs- 
politit in Deutichland feinen entjchlojjenen Feind finden. Das it 
die Bedeutung des neuen deutichen Neiches für Europa. Franfreid 
und Italien werden für ihre Folonialpolitiichen Bejtrebungen in 


Afrika, Öfterreich für feine Kulturmifiion auf der Balfanhalbinfel, 
Rußland für jeine gleihen Aufgaben in Aſien durch Freundjchaftliche 
Beziehungen zu Deutichland gewinnen. Dagegen wird ein Frank: 
veih, das nach dem Belige Belgiens und der Nheinufer jtrebt, ein 
Italien, das irredentiftiihen Gelüften nach Ofterreichs Küftenländern 
huldigt, ein England, welches „das freie Reich der Amphitrite 
ihließen will wie jein eigenes Haus”, mit Sicherheit „auf die Spiße 
des deutichen Schwertes ſtoßen.“ Auch Rußland, dem die Deutiche 
Freundſchaft für die MWiederherftellung jeiner durch den Kriemkrieg 
gebrochenen Machtjtellung am jchwarzen Meere trefflich zu Statten 
gekommen ift, wird in der Verfolgung feiner großen civilifatoriichen 
Aufgaben in Aſien an Deutichland einen zuverläfligen Freund haben. 
Aber ebenjo fiher wird auch Rußland dem deutſchen Schwerte be: 
gegnen, wenn es in fopflojer Überſchätzung jeiner Macht in eine 
wüſte Eroberungspolitif im Süden Europas ji) hinreißen läßt. 
Unjere Friedensliebe iſt nicht ein Zeichen unjerer Schwäche. Das 
Streben nah dem Beige Konftantinopels und der Hüfte des ägäiſchen 
Meeres könnte leicht Rußland feine Stellung am baltischen Meere 
foften. Denn Preußen ift nicht gewohnt, aufgedrungene Kriege 
anders zu beenden, als mit der vollendeten Niederlage und dauernden 
Schwächung jeiner Feinde Den Frieden zu wollen, aber auch den 
Krieg bis zu jeinen legtmöglichen Konjequenzen durchzuführen, war 
zu allen Zeiten Grundjag jeiner Politik, getreu den Worten 
Shafespeares: 

— — — Hille dich, 

In Händel zu gerathen; biſt du drin, 

Führ' ſie, daß ſich dein Feind vor dir mag hüten! 


Heynemann'ſche Buchdruckerei (5. Beyer) in Halle a. ©. 
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Borbemerkung 


Die in der nadhfolgenden Schrift enthaltene Befämpfung des 
vormaligen Reichskanzlers, deſſen begeijterter Anhänger der Verf. 
einſt war (freilih iſt dies fhon lange her!), hat nicht eigentlich 
ihn zum Gegenjtand. Belämpft jollte werben die allgemeine Geiſtes— 
rihtung, die herrichende Anſchauung in Deutichland ſeit 1871. Da 
aber legtere zwanzig Jahre lang Bismard gegenüber völlig abge: 
dankt hatte, jo fiel leider diejes mit jenem zuſammen. 


Berlin, Juni 1891 


Der Berfafler 
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Es gibt Leute, die niemal3 dazu fommen, eine beftimmte 
Thätigfeit auszuüben, und die gleihwohl in dem Rufe ftehen, fie 
jeien zu allem zu gebrauden. Andere pladen fi ab unter eines 
Amtes Bürde, unter den Sorgen und Mühen eines Brotermwerbs; 
niemand findet, daß ſie's recht machen. „Sa, wenn der oder der 
wollte”, heit es, „wenn dem dies oder jenes anvertraut würde, 
das müßte eine Art haben!” Und ſolche vorteilhafte Meinung hält 
ftand, oft für immer, folange jie nämlich bloße Meinung bleibt. 
Wird aber jenen Leuten wirklich Gelegenheit geboten, durch die That 
su bemeifen, was fie denn eigentlich leiften fünnen, — da tritt ein 
jäher Umſchwung ein. Die hochgeipannten Erwartungen erfahren 
die volljtändigfte Enttäufhung. Und, weil der Berfuh gemadt 
wurde, jo fteht nunmehr das ungünftige Urteil unmiderruflich feit: 
Die Leute find nicht zu gebrauchen. 

An derartige Leute erinnert unfer deutfches Vaterland, Wie 
oft haben uns nicht Eltern und Großeltern, denen wir laufchten, 
als erzählten fie Märchen, mit leuchtenden Augen wiederholt: „Ja, 
wenn Deutichland einig wäre, was für ein Volf müßte das fein!” 
Die Einbildungsfraft wußte nicht, wohin fie ſich verfteigen wollte. 
Es müßte ein Volk jein, jo ſchien es, dem feines in der Geſchichte 
je zu vergleichen war; die gefamte Macht Europas braudte es nicht 
zu fürdten. Nur Eins! Es mußte erft dies Wunder gefchehen, 
der argwöhniſchen Eiferfuht der Engländer, Franzojen und Ruſſen 
zum Troß, daß die Vielföpfigfeit jeiner Stämme ein einziger Wille 
leite. „Deutſchland, Deutſchland über alles!”, „Deutfches Wolf, Du 
herrlichited von allen!”, — das war, wenn auch weniger dichterifch 
ausgedrüdt, der Sinn der Rede. Gefragt wurde nicht, woher denn 
diefe Vielföpfigfeit und Zerriffenheit, die ſich Hindurchzieht durch die 
Jahrhunderte wie ein fchleichendes Uebel, — warum gerade Dies 
Volf, im Gegenfaß zu andern, durd feine Nachbarn habe gehindert 
werden fönnen, ſich jelbit jein Recht zu nehmen? Der Grund 
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kann doch nirgends anders liegen, als in dem Volke ſelbſt. Denn 
ſchließlich ſind alle äußeren Schickſale eines Volkes innerlich be: 
dingt. — Doch einerlei! Mas unſere Vorfahren erſehnt, es iſt er: 
füllt. Wenn auch kleiner an Gebietsumfang, als vaterländiſche 
Sänger geträumt, heute iſt Deutſchland geeint. Nun, und das 
herrliche, einzige, unvergleichliche Volk, welches dann zum Vorſchein 
kommen ſollte, — wo iſt es? Unſere Augen ſuchen es vergebens. 
Jetzt aber iſt der Verſuch gemacht. Hochfliegende Erwartungen haben 
nichts mehr dreinzureden. Die Thatſache ſteht da, unerbittlich: 
Aus dieſem Volke iſt nichts zu machen! Es wird niemals ein 
Volk ſein! 

Da reibt ſich der deutſche Spießbürger die Augen. „Wa — was?“, 
ſtammelt er verwundert. „Das klingt ja ganz anders, als wie 
ich mir die Sache vorgeſtellt. Ich meinte, wir wären recht etwas 
heute.“ Ja, Ihr guten Leute, das meint Ihr. Aber daraus folgt 
nur eins, nämlich daß Eure Meinung nicht in Betracht kommt. 
Sei es gleich offen ausgeſprochen: Hier, wie anderswo, kann die 
Meinung der großen Mehrzahl nicht maßgebend fein; und es be— 
weiſt dies nebenbei, daß Abjtimmungen, Mehrheitsenticheidungen, 
furz alles, was den Namen parlamentarische Regirungsform führt, 
nie etwas anderes fein wird, als ein Notbehelf, ein Ausfunftämittel 
in Verlegenbeit, furz ein notwendiges Uebel. Handle es jih um 
welche Frage immer, die große Mehrzahl hat niemalö ein Urteil, 
jondern ſie fpriht nur nad. Daher fommt fie aud fo oft mit 
ihrer Meinung zu fpät. Solange nämlid) die nachmals von ihr ver- 
tretene Anficht den Verhältniffen noch entipricht, ift diefe noch neu, 
für fie folglih zu ungewohnt. Sit aber diefelbe hinreihend oft 
wiederholt und auch der Mehrheit mundgereht geworden, dann 
haben wiederum die Werhältnifje mittlerweile oftmals fi verändert 
oder doch anderö herauögeftellt. So erinnert die jog. herrichende 
Meinung an jene Leute, die in Gejellichaften über einen Wis erit 
ladjen, wenn bereits von ganz anderen Dingen die Rede iſt. Selbit- 
verjtändli hinkt die herrſchende Meinung den Greignifjen nicht 
bloß nad, jondern fie ift auch zähe. Sie gewöhnt fih nur ſchwer 
an Neues und will daher für ihre Mühe auch etwas haben. Hat 
fie endlich gelernt etwas nachzuſprechen, jo will fie dies Vergnügen 
auch eine Zeit lang genießen, wie Papageien, wenn jie etwas ſich 
angeignet haben, dies zum Ueberdruß miederholen. 

Nehmen wir den Mann, der in eriter Linie in Betracht kommt, 
wenn gefragt wird, ob die lange erfehnte Einigung Deutichlands 
das gebracht hat, was von ihr gehofft wurde, den Fürjten Bismard. 
Es gab eine Zeit, wo auch Hinfichtlich feiner, wie hinfichtlich des 
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deutſchen Volkes, ſelbſt hochgeſpannte Erwartungen nicht übertrieben 
ſchienen, wo es durch die Herzen vaterlandsliebender Männer, und 
die zugleich im ſtande waren, ſelbſt zu ſehen und zu urteilen, 
ging wie ein Frühlingswehen. Ein großer Staatsmann ſchien 
endlich unſerem Volke erſtanden. Wer konnte wiſſen, zu welchen 
Höhen wir noch ſteigen würden unter feiner fühnen Führung? Das 
war in den Sahren 63—566. Wie aber lautete damals über ihn 
das Urteil derer, die es heute als ein Verbrechen, als Vaterlands— 
verrat verfchreien, wenn an der jtaatsmännifhen Begabuna Bismarda 
der leifejte Zweifel fi regt? Damals waren fie die Schreier gegen 
Vismard. So tit jelten in der Geichicdhıe ein Mann gehaft und 
verurteilt worden, wie von ihnen der, den fie heute in den Himmel 
erheben. Dieſe unbejtreitbare Thatſache jollte fie beſcheidener machen 
in der Art, wie fie ihre Meinung vortragen. Bei denen, die 
nıht mit dem urteilslofen Troß gehen, werden heute ſchwere und 
ihmwerere Bedenken laut gegen einzelne Seiten der Bismarffchen 
Politik. Diefelben mehren fih und werden immer feiter begründet; 
bald fommen nit mehr bloß einzelne Seiten in Betracht; und es 
iſt nicht anzunehmen, daß dieſe neue Fährte je zu dem alten Stand: 
punfte zurüdführen ſollte. Auch iſt an diefen Bedenken unritig 
nur eins, daß fie nämlich jet erjt fich geltend machen, anjtatt vor 
zwanzig Jahren, vielleicht früher jhon. Zugegeben werden muß, 
daß Bismard mit beifpiellofer Nüdfichtälofigfeit jede abweichende 
Anſicht miederdrüdte. Ob dies vor dem Richterftuhl der Nachwelt, 
dem einzigen, der über das Verdienſt geſchichtlicher Perſönlichkeiten 
endgültig entfcheidet — es tft notwendig, manche Zeitgenoffen hieran 
zu erinnern —, beitragen wird zu jeinem zufünftigen Ruhm, iſt 
zweifelhaft. Bei ihm drängt fich die eigene Perſon im Verhältnis 
zur Sade To jehr in den Vordergrund, daß unentſchieden bleibt, 
was für ihn Zweck war, was Mittel; und dies ebenfalls jtimmt 
zu dem Bilde eines großen Mannes nit. Pismard hat der Ge: 
famtheit feiner Zandöleute gegenüber feinen Willen, feine Meinung 
ausichlieglih zur Geltung gebracht, folange er die Macht hatte; 
und feine Macht war groß. — Aber verfchwiegen werden darf 
niht, das Alleinherrichaft eines Willens, einer einzigen Meinung 
ın dem Grade mohl bei feinem anderen Wolfe möglid) war, als 
eben nur bei dem deutichen. Er hatte die alleinige Macht, weil 
vor ihm alles zurückwich. Seine Meinung hätte nicht ausſchließlich 
gelten fönnen, hätte eö neben ihm noch Meinung gegeben 
d. h. nicht bloß eigenes Urteil und jelbitändige Prüfung, jondern 
auh Flare Köpfe, die fein Dunft vorübergehenden Größenſcheins 
ummebelte, mannhafte Willenskraft vor allen Dingen, die, anjtatt 
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den Göten des Erfolgs anzubeten und jtreberhaft ſich zu beugen 
vor dem Allmächtigen, der Gunft und Gaben ausfchüttete, vielmehr 
die eigene Perfon der Weberzeugung und der Sache zum Opfer 
bradte. Und, abgejehen hiervon, die Irrtümer der Bismardicden 
Politik hätten nicht zwanzig Jahre lang für höchſte Weisheit gelten 
fönnen, wenn ſie nicht in Uebereinjtimmung gemwejen mären mit 
falfhen Neigungen uud Wünſchen der Mehrheit, ja der Geſamtheit. 
Er wurde eingeladen, auf dem falihen Wege mweiterzugehen, durd die 
laute und allfeitige Zuftimmung, die ihn hierzu ermunterte. Er 
hat nur irren fünnen unter Mitfchuld der Gefamtheit. Und dieſe 
Schuld der Gefamtheit ift nicht vorwiegend ein Verftandesirrtum, 
fondern ein fittliher Mangel. So iſt's gemeint; und darum wurde 
gefagt vorher: Die weitgehenden Ermartungen, die fich früher an 
eine fünftige Einigung Deutichlands fnüpften, müſſen heute, mo 
mir unfer Rolf bei der Arbeit gejehen, für abgethan gelten. Der 
Verſuch iſt gemadt und kläglich ausgefallen. — Widerſpruch bat 
ja freilich der vormalige Neichsfanzler hinreihend gefunden, Leider 
nur an der ganz verfehrten Stelle. Dem Freilinn blieb Jahrzehnte 
hindurd; überlafien, was bejjeren Männern zufam, Und der Frei— 
finn widerfprad im Snnern. „Die auswärtige Politif ijt unan- 
fechtbar”, urteilte felbjt Nichter. Nein, großer reifinniger, Ausbund 
von Staatöweisheit, gerade das Gegenteil ift der Fall. Allerdings 
der perfönlidhe Einfluß des Fürſten Bismard mußte notwendig 
unheilvoll wirfen im Innern. ber, abgefehen davon, find jeine 
Mahregeln innerer Politik, an und für fich betrachtet, Das 
Beite, was er geleitet hat.) Daf aber feine Fehler auf dem 
Gebiete der auswärtigen Politik — und die find groß — während 
der legten zwanzig Jahre niemals aufgededt wurden, außer in ganz 
vereinzelten Schriften, die wenig Beadhtung fanden, dies ift ein 
trauriges Zeichen von der politifchen Unfähigkeit der Deutichen. 
Und nochmals: Yestere führt ſich zurüd auf einen fittlihen Mangel. 
Es jtedt in uns nit die Tüchtigfeit der Engländer, Franzoſen und 
anderer Völfer; wir haben nit das Zeug dazu, ein Volf zu 
werden, mie jie, — ſo lautet die betrübende Löſung des Rätſels. 
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*) Der Verf. freut ſich auf den Tag, wo Fürſt Bismarck im Reichs— 
tag gegen die Herabſetzung der Kornzölle zu Gunſten Defterreihd, und num 
gar mit zwölfjähriger Bindung (!), fräaftigen Einſpruch erheben wird. 


Sm Jahre 62, als noch die fommenden Ereignifje im Schoße 
der Zufunft lagen, hörte ich einen, nebenbei gejagt, recht unbedeu— 
tenden Univerfitätslehrer feine Anjichten entwideln über die deutjchen 
Stämme, bezw. Staaten, deren eigentümliche Begabung und bejondere 
Aufgaben. „Preußen“, hieß es, „it Deutichlands Schwert. Wo es 
gilt loszufchlagen, da muß Preußen heran.” Sonſt aber, war die 
Meinung, habe Preußen in das, was eigentlicd und innerlich deutſch 
ift, fih nicht zu fehr hineinzumifchen, weil ihm nämlich dies ferner 
liege. Mir iſt noch erinnerlih, wie ſolche Anficht mi empörte, 
vorgetragen von einem Sadjen, wohl gemerft feinem Landsmann 
von mir, obmohl meine Heimat damals nod) nicht zu Preußen gehörte. 
Wenn Preußen Deutichlands Schwert it, fo folgt daraus, daß es 
den Beruf hat, im Kampfe voranzugehen; aber fiherlih fann 
es verlangen, daß in den Schlachten, die es für das Ganze fchlägt, 
alle ihm SHeerfolge leiten. Dieje Forderung der Gerechtigkeit iſt 
erfüllt; und injofern it gewiß gegen die preußiſche Spite nicht 
dad mindefte einzumenden. — Über vielleicht jtedt doch Wahrheit 
in jenen Ausführungen des ſächſiſchen Profejjors. Denn, wo Licht 
ıft, da iſt auch Schatten. Alle Vorzüge pflegen in dem einzelnen 
ih nicht zu vereinigen; und aud in ganzen Völfern und Stämmen 
werden befondere Gaben hinmeifen auf ihnen entjprehende Mängel. 
Vreußen bat ſich bisher ausgezeichnet durch thatfräftiges Vorgehen, 
durch das Stramme, Gefchulte, durh Erfolge auf dem Gebiete 
des äußeren Handelns. Es wäre nit unmöglid, daß eine gemifje 
Innerlichfeit und Tiefe, das Träumende, Schauende, Dichterifche 
und Künjtleriiche, jener Sinn des Weltweifen, der, gleihgültig 
gegen die Außenwelt und immer ein Fremdling in ihr, um jo 
mehr an unfichtbaren Schätzen reih ij, — es märe möglid), 
daß dies alles nicht hervorſtechend preußiſche Eigentümlichfeit ift. 
Was wir praftifh nennen, jenes jchnell und mit allem Fertigwerden, 
it feiner Natur nad) auch leicht ein Hinmweggleiten über die Tiefe 
der Dinge, ein kurzes Abthun, welches ſich an die Außenfeite hält 
und in den Kern einer frage nicht eindringt. Cine große äußere 
Tüchtigfeit, aber verbunden mit einer gewiſſen Seichtigfeit, mit allzu 
raſch fertigem und darum oft abjpredhendem, anmaßendem Wejen, — 
dies war von jeher der Eindrud, der der eigentlihe Preuße auf 
die übrigen Deutihen madte. Befannt iſt der Ausiprud, daß, wo 
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die „Jemütlichkeit“ anfängt, die Gemütlichkeit aufhört, Und Diele 
Gemütlichkeit ijt feineswegs bloß das zwangloſe Sichgehenlaffen des 
Schwaben und Dejterreichers; fie it auch etwas tief Innerliches und 
Gediegenes. 

So betradtet, ift alfo die Frage, ob Preußen aufgeht in 
Deutihland oder Deutichland in Preufen, ganz etwas anderes, als 
bloße Wortflaubere. Es läßt fih in diefem Mechjelverhältnis eine 
Neihe von Möglichkeiten denken. Erſtlich hätte die Einigung Deutſch— 
lands unter preußiiher Spitze nur äußerlich die Dinge umgeitalten 
fönnen ; innerlich aber wären Preußen und andere Deutiche geblieben, 
was fie waren. Oder — menn id} der Kürze halber einfah Preußen 
und Deutiche gegenüberftellen darf — ſämtliche Deutihe Fonnten 
Preußen werden. D. bh. fie hätten allmählich ihre quten und 
ſchlechten Eigenschaften gegen die fchlechten und guten Eigenjchaften 
der Preußen eingetaufht. Oder das Umgekehrte fonnte eintreten, 
und die Preußen wurden Deutiche. Cs läßt ſich aber ein vierter, 
glüdlicherer Verlauf denken. Nämlich die Deutſchen konnten zu ihren 
eigenen quten Eigenschaften auch die guten Eigenfchaften der Preußen 
annehmen; und im Verkehr mit ihnen fonnten die Preußen ihre 
guten Eigenfchaften behalten, ihre ſchlechten dagegen allmählich ver: 
lieren, Endlich läßt ſich als fünfte Möglichkeit das Gegenteil denken. 
Durch den fortdauernden Verkehr fonnten die Preußen ihre quten 
Eigenſchaften für die fchlehten der Deutichen aufgeben, ohne aber 
deren gute Eigenſchaften dafür einzutaufchen; ebenfalls die Deutjchen 
fonnten von den Preußen nur deren ſchlechte Eigenfchaften annehmen 
und darüber ihre eigenen quten einbüßen. Betrachten wir unbefangen 
die Entwidelung der lebten zwanzig Nahre und das, was fie all: 
mählich gezeitigt hat, jo müſſen wir leider geitehen, daß von allem, 
was geihehen fonnte, gerade dies Unglüdlichjte vorwiegend der 
Fall gemeien tft. 

Fangen wir an mit der Sprache, diefem teueriten und edeliten 
Chat eines Volfes. Daß unverantwortlid umgegangen wird mit 
diefem Gemeingut. nad; der Willkür jedes einzelnen, wie es heute 
geſchieht, daß vor allem diefe Verwilderung unferer Sprache nur 
für etwas Meußerliches gilt, bei dem alle inneren Vorzüge dennoch 
und bleiben fünnten, daß die vollitändigite Gleichgültigkeit Dagegen, 
wie die Mutterfprache behandelt und was aus ihr gemacht wird, 
nahezu allgemein ift, dies iſt ein erſtes trauriges Zeichen der Teich: 
teften Oberflädlidfeit, die feit den letten zwanzig Jahren 
immer mehr um fich greift. Geht es jo weiter, dann wird bald 
vie früher gerühmte deutiche Gemütätiefe, Innerlichkeit und Gründlich- 
feit nur nod eine fromme Sage aus alter Zeit fein. Ich will bier 
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das in einer anderen Schrift „Berlin eine franzöfiihe Stadt‘ 
Geſagte nicht wiederholen. Aber Landsleute, die tief befümmert 
waren, wie ich, über das allerorten immer mehr um jid) greifende 
Franzöfeln, haben mir gejtanden: „Hier in Berlin ift es jchlimmer, 
ald irgendwo“. An der äußerſten Grenze des Deutjchtums, in der 
Schweiz 3. B., oder in Süddeutichland, wird ein viel reineres 
Deutih geſprochen, als dies in der Hauptitadt des neuen Reiches 
auch nur möglich erſcheint. Schmerzlich überrafchte mich bei meiner 
Rückkehr aus der Fremde die Wahrnehmung, wie jehr wir vermwelicht 
jind. Aber, was mir ein unerflärliches Nätjel geblieben war, das 
verjtand ich plöglich, als ich nach Berlin fam und mit eigenen Augen 
iehen mußte, wie es hier getrieben wird. In demfelben Augenblid 
freilich ftellte fich ein neues Rätſel vor mid hin, daß nämlid die 
Berliner hiervon nidht das mindeite veritehen, daß jie 
hundert Meilen davon entfernt find, aud nur zu ahnen, daß es hier 
überhaupt etwas zu verftehen gibt. „Hier in Berlin iſt es immer 
jo gemwejen‘‘, haben mir öfters Berliner gejagt. Um jo jchlimmer 
dann! So ist es alfo von Berlin aus Schlechter geworden im übrigen 
Deutichland. Der Einfluß Berlins, des Mittelpunftes und der Haupt: 
ſtadt — denn, wirft es auch noch nicht allbeitimmend, wie Paris 
in Frankreich, es eritredt doc jeine geiitige Wirkſamkeit über gan, 
Deutfhland —, diejer Einfluß der preußifhen Spitze hat es aljo 
dahin aebradt, daß wir in zwanzig Jahren bereits halbe Franzoſen 
geworden find und in funfzig Jahren ganze jein werden. Zo 
verwahrloft, wie heute, war unfere arme Mutterſprache nie jeit den 
trojtlofen Zeiten des dreißigjährigen Krieges. Und nur ober: 
flächlicher, äußerliher Sinn hält dies für äußerlich und feiner 
Beahtung wert. Nein, wir find au innerlich verwelicht. In 
Theater und Kunft, in unjerm ganzen Gedanfenfreis, in unferer 
gefamten Zebensanfhauung find wir in eine innere Abhängigkeit von 
Frankreich geraten, die ohne Beifpiel ift. Nichts Eigenes vermögen 
wir mehr zu denfen und zu erichaffen. Ueberall müjjen wir borgen 
und betteln und nadhäffen und thun dies mit der ſchweifwedelnden 
Zufriedenheit des unterwürfigen Hundes. So tft eine innere ran 
zoſenknechtſchaft hereingebrohen. Auch getjtig jind wir bereits halbe 
Franzoſen geworden und werden in funfzig Jahren ganze jein, 
Ganz Deutichland und Preußen mit, ja was fage ih, Deutjchland 
unter Preußens Spitze und durh Preußens Schuld 
ift heute ein geiitiger Rheinbund geworden, weit jchlimmer, als 
der äußere vom Anfang des Nahrhunderts. 

Sa, jeht nur hin nad Preußen, ſeht nad) Berlin! Von da 
aus hat der anftedende Wind gemeht über ganz Deutjchland. Dies 





innerlih halb Franzöfifche ift preufifche Ueberlieferung, — id) 
muß mohl jagen Tradition? Was aber einem Großen Kurfürften 
und einem Friedrich dem Großen noch geftattet war, das war nicht 
mehr erlaubt zur Zeit eines Bismard. Jene fonnten auf dem 
Schlachtfelde fämpfen gegen Franfreih und dabei franzöſiſch ſprechen. 
Befjer wäre es geweſen, fie hätten’s auch damals nicht gethan, 
die deutſche Mufe wäre nicht ungeehrt gegangen von Friedrichs II. 
Thron. Aber damals gab es noch ein Deutfchland außerhalb 
Preußens, und von preußiihem Einfluß unberührt. Von dem 
Augenblid an aber, wo Preußen die Yührung des geeinigten 
Deutichlands übernahm, mußte diefe altpreußiihe Unart abgethan 
und Preußen auch innerlich deutfch werden. „Es wächſt der Menſch 
mit feinen höheren Zmweden“; und fo mußte auch Preußen fein 
Streben höher richten, feitvem es mit Deutfhland zufammenjchmolz. 
Leider hat es für diefe Notwendigfeit durdaus fein Verſtändnis 
bemwiefen. Es hat gemeint, auf dem altpreußifhen Standpunfte 
jeiner neuen Aufgabe genügen zu können. Es iſt allzu preußifch 
geblieben d. h. es hat gemeint, mit dem Aeußeren, mit den ge— 
mwonnenen Schladten, mit der Zufammenfaffung der deutichen Wehr: 
fraft, mit Verwaltungsmaßregeln, verfafjungsmäßigem Rädermerf, 
Vertretung Deutihlands bei anderen Staaten und ähnlichen Dingen, 
kurz mit allem, worin altpreußiſche Schulung geübt war, ſei auch 
fernerhin die Sade gethan. Daß ıhm aus feiner neuen Stellung 
ganz neue, geiftige Aufgaben und Verpflichtungen erwuchſen, diefe 
innerlihe Tiefe der Frage ift der altpreußiſchen, auf das 
Aeußerliche gerihteten Befähigung verborgen geblieben. 
Die Stadt Berlin insbefondere hat durchaus nicht verftanden, daß aus 
ihrer Stellung als Reihshauptftadt ihr ganz neue, geiftige Aufgaben 
und Berpflictungen erwuchſen, — Verpflidtungen, ich wiederhole 
das Wort, 3. B. die, eine deutſchere Stadt zu fein, als alle andern, 
auch in der Sprade, — Freilich der Schuld Preußens fommt hier 
die Schuld des übrigen Deutihlands gleih. Verſtand Preußen 
nicht, daß es innerlich deutich zu werden hatte, jo hat das übrige 
Deutfhland nicht die Kraft und Tüchtigfeit bewieſen, hier dem 
undeutſchen Einfluß Preußens zu widerftehen. Naupenhelme und 
andere Kleinigkeiten galten ihm für michtiger, ald die Wahrung 
deutfcher Sprade, deutihen Weſens und deutfcher Geiftesart. Hat 
Preußen den fchlimmen Einfluß geübt, fo hat das übrige Deutfch- 
land den jchlimmen Einfluß auf fi üben laffen. Die Schuld iſt 
alfo auf beiden Seiten gleich. 


Deutſche Tiefe und Eigenart ift oberflählihem, franzöfelndem 
Preußentum gewichen in ganz Deutihland. Allein nit bloß in 
der Spracde, in geiftigem Aufnehmen und Schaffen ift ein trauriger 
Wechſel eingetreten. — Seitdem die fünf Milliarden von Franfreid) 
nah Deutichland wanderten, begann von hier ein edlerer Reichtum 
auszuwandern, der überhaupt nadı Milliarden nicht geſchätzt werden 
fann. Sicherlich ſoll die harte Geldforderung an fi nicht getadelt 
werden. Frankreich hatte alles und mehr alö alles verdient für die 
Ichnöde Art, in der es gegen Deutſchland verfuhr Jahrhunderte lang. 
Aber gefährlich war die Gabe. Feſter, tüchtiger Sinn, fittlicher 
Ernft, eine ängftlihe Scheu, ein Bangen vor VBerfuhung war doppeit 
nötig. Leider zeigte fih hiervon feine Spur. Vom erften Augen: 
blid an war es mie ein allgemeiner Rauſch, wie der Taumel des 
plöglih reich Gemwordenen. Und jelbit an der Stelle, von wo aus 
hätte gewarnt, zum Ernte gemahnt werden jollen, bei allem, was 
mit der Zeitung des Nolfes betraut mar — die Negirung in ihrer 
höchſten Spite nicht ausgenommen —, iſt hier verſäumt worden, 
mas der Augenblid gebot, Daneben her ging durch ganz Deutich- 
land ein förmlider Wahnfinn der Selbitberäucherung. Ueberall, von 
den Kanzeln herab jo gut, wie in den Zeitungsipalten und in den 
Erzählungen der Schriftiteller, immer und immer wieder wurde das 
Lob: und Ruhmeslied des großen Krieges gefungen. Das Helden: 
volf der Deutichen wurde gefeiert bis zum Ekel und Ueberdruß; die 
geichlagenen Franzoſen wurden verächtlich dargejtellt als ein ver- 
fommenes, abgethanes Volk. Auch bier feine mwarnende Stimme, 
felbit nit von oben her. Die Triumphlieder wurden dort, 
wie es jchien, jogar gerne aejehen. Sie galten vielleicht irrtümlich 
für ein Mittel, die neugewonnene Einheit raſcher zu fräftigen. 
Nirgends ein Verſtändnis dafür, daß der in jo hohen Tönen be- 
fungene Krieg gar nicht einmal richtig zu Ende geführt war, daß, 
abgejehen von der Geldforderung, die Friedensbedingungen durchaus 
nicht genügten, daß der unausgefochtene Kampf über furz oder lang 
wieder entbrennen müfje, erbitterter als je, furr — um es derb 
su jagen — daß das dide Ende noch nad) jei. Der Berfafjer darf 
befennen, daß ihm dies finnlofe Lobhudeln und Selbitberäudhern jo 
widerwärtig wurde, daß er es in Deutichland nicht länger aushalten 
fonnte. Er ging 1572 nad) Frankreich, um ſich den geichlagenen 
Feind anzujehen, und fand ihn durdaus nicht jo verflommen, wie 
man in Deutſchland mähnte. 
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Doch zurüd zu den Milliarden! Weit entfernt, daß von oben 
ber zur Vorficht und Befonnenheit gemahnt wäre, wurde vielmehr 
von dort ber ein bedenkliches Beiipiel gegeben. jedenfalls waren 
andere Forderungen an Frankreich notwendiger, als die Geldforderung, 
und wurden verfäumt. Seitdem aber die fünf Milliarden die Ber: 
anlafjung geworden waren zu einer Reihe von PDotationen, begann 
damit — fidherlih für vie alfo Bedachten ſelbſt eine unerwartete 
Wirkung — ein allgemeiner Tanz um das goldene Kalb! Seitdem 
die Großen ihr Teil genommen, wollten alle Kleinen ihr Teil auch 
haben. Es fing ein fürmliches Reißen und Balgen an, wer zuerit 
fein Stüd und das größefte von dem Kuchen befüme. Und, wer 
es nit von den Milliarden haben fonnte, der juchte es anderämo. 
Ein Rennen und Haſchen nah Gewinn mwurde allgemein. Der 
Gründerfchwindel fteht in traurigem Andenfen. as aber nidt 
genug beachtet wird: Geitdem iſt ein äußerlicher, ermwerbjüchtiger, 
niedriger Sinn in ganz Deutichland geblieben und hat immer meiter 
um ſich gegriffen. Materialismus, jo bezeichnet der fremde Aus- 
drud dieſen undeutichen Geiſt, völlig entgegengejeßt deuticher Inner: 
Iihfeit und Gemütstiefe, deutihem Sichgenügenlafjen an höherem 
Neihtum in deutſcher Ehrlichkeit und Treue. — Und wo war der 
Mittelpunft des wüften Treibens? In Berlin! Bon da aus hat 
der giftige Wind gemweht über ganz Deutihland. Ja, es darf nidt 
verihwiegen werden: Sollte einmal an dem deutichen Wolfe dieſer 
traurige Wandel fich vollziehen, daß der Zinn nunmehr fid richtete 
auf das Aeußere, auf zahlenmäßige Erfolge, jo neigte hierzu feiner 
ganzen Natur nad der Preuße am meiiten bin; und es mußte nad): 
teilig wirken, wenn er den beitimmenden Einfluß erhielt. — Durd) 
Bismard iſt die Politif der „realen Faktoren“ eingeführt, nicht 
nur als gejundes Gegengewicht gegen ein Zumeitgehen nach der 
entgegengejegten Nichtung, jondern mit völliger Ausſchließung der 
legteren, in gänzlicher Verkennung der Thatſache, daß für die Ent— 
widelung eines Volkes noc andere, wichtigere, realere Faktoren in 
Betracht fommen, als die jog, realen, In diefer einjeitigen Berück— 
fihtigung äußerer Bedingungen und Beweggründe, deren er fi 
fürzlih noch rühmte mit den Worten, Grundſätze feien ihm immer 
nbequem vorgefommen, wie eine lange Stange in dem Munde 
deſſen, der durch eine enge Schludht gehe, — iſt Bismard durch und 
durh Preuße, und zwar im ſchlimmen Sinne. Aber, wie die von 
ihm geforderte Dotation das Zeihen gab zu einem allgemeinen 
Fordern und Haſchen, fo auch wollten nun nad dem Vorgang des 
Größten die Großen, Kleineren und Kleinjten nur nod mit „realen 
Faktoren“ rechnen. Jede höhere, uneigennüsige Lebensauffafjung 
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galt für unklare Schwärmerei, die zu nichts führt. Und das, wozu 
die Dinge führen, wurde alleiniger Maßſtab ihrer Wertſchätzung. 
Hier fommt jener andere unheilvolle Einfluß Bismards hinzu, daß 
er nämlich gegen und neben jich nichts anderes duldete. Alles jollte 
bloßes Werkzeug jein, gedanfenlofes Gerät. Daß dies allmählich 
zu einer allgemeinen geijtigen Mittelmäßigfeit führen mußte, bei 
der jedes eigene Denken und freie Erfinden aufhört, iſt klar. Weit 
größer aber war der jittlihe Schade auf dem Gebiete des MWillens- 
lebend. Gemifjenhaftigfeit, Ueberzeugungstreue, männlicher Freimut 
fanden unter dem Bismardihen „Regime“ feine Stätte; und, je 
länger diejes „Regime“ auf der Gejamtheit lajtete, um jo mehr wurde 
es zum tödlichen Drud,: der alle edleren Keime erjtidte. Zmanzia 
Jahre lang hat diejes Zeitalter des Strebertums gedauert; und es 
ijt die Frage, ob das geiftige, fittlihe Leben des Wolfes je wieder ſich 
erholen wird von den jchmeren Wunden, die eö ihm geſchlagen. — 
Künftige Sittenfhilderung unjerer Zeit wird vielleiht in Bismard 
jelbit mehr als einen Zug entdeden, der nicht ohne Verwandtſchaft 
ıft mit dem unter ihm aufgefommenen Strebertum, und zugleich hin— 
weiten auf den Amſtand, daß fein Beiſpiel mehr und mehr all: 
beitimmend wirkte. Wie dem jei, dan alle Erjcheinungen des Zeitalters 
der Milliarden, der realen Faktoren, des Materialismus und des 
Strebertums einen bejonders fruchtbaren Boden fanden in altpreußificher 
Cigentümlichfeit, liegt auf der Hand. Aber von hier aus haben jie 
ih fortgepflanzt über ganz Deutihland. Und hat Preußen hier 
wiederum den jchlimmen Einfluß geübt, jo hat das übrige Deutichland 
den Shlimmen Einfluß auf fich üben laffen. Die Schuld iſt alfo auf 
beiden Seiten gleih. Keiner hat dem andern etwas vorzumwerfen. 


Auch wenn die Erfahrung es nicht gelehrt hätte, fünnte man 
vorausfegen, daß bei einer geiitigen Ummandlung betrübender Art, 
wie fie die letten zwanzig Jahre gebracht, ein Beitandteil der Be: 
völferung bejonders hervortreten mußte, Cinjeitige Richtung auf 
das Aeußere, rüdjichtslojes Streben nad) Erfolg, nad zahlenmäßigem 
Erwerb, Zurüdtreten alles deſſen, was jih Innerlichkeit, Tiefe, 
Ueberzeugung, Gewiſſenhaftigkeit, Wahrhaftigkeit nennt, — bei einer 
jolhen Geijtesrihtung mußte dem Juden mohl fein, mie dem 
ih im Waſſer. Der Geift, der über die Deutichen gefommen 
it feit 1871, iſt ein Krämer:, Schader:, Wuchergeiſt; fein Wunder, 
das dem Juden der Weizen blüht! Denn, mögen die andern es 
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anftellen, wie fie wollen, — in dem allen bleibt der Jude ihr 
Meiiter. — Eine Judenfrage, wie fie heute immer brennender mird, 
gab es während der alten Aujtände nit. Niemand fonnte aud 
nur ahnen, daß innerhalb eines Vierteljahrhunderts diejer verhältnis- 
mäßig Heine Bruchteil der Bevölkerung folde Macht, ein jo drohendes, 
beängjtigendes Uebergewicht erlangen würde. Freilich wollen nod) 
immer die meiften auch heute die Gefahr nicht fehen. Die öffent: 
liche Meinung hinkt den Berhältnifjen langjam nad. Dod dies 
erflärt nicht alles. Sondern, troß der eingeriffenen Verderbnis, tit 
in der Gejamtheit des Volkes wenigſtens dazu noch zu viel Ehr: 
licheit und Vertrauen geblieben, daß fie ſchon jest das ſchändliche 
Spiel der Judenſchaft klar durchſchauen ſollte. Freifinnige Stich— 
wörter, Auseinanderſetzungen über Duldſamkeit und allgemeine 
Menſchenliebe, verleumderiſche Angriffe auf die chriſtliche Religion, 
auf Geiſtlichkeit, Adel, Landbeſitzer, auf alle die, welche vor der 
drohenden Gefahr warnen, werden noch immer auf Treu und Glauben 
hingenommen. In Uebereinſtimmung mit einer alten Erfahrung 
müfjen auch hier die Kämpfer für Wahrheit es fich gefallen laſſen, 
daß gerade die, zu deren Beſtem der Kampf geführt wird, aufge: 
ftachelt durch falfche Natgeber, in blinder Feindſchaft ihnen das 
Werk erichweren. Da es aber jo gewefen tjt immer und überall, 
jo wäre dies fein unüberfteigliches Hindernis. 

Beforgnis dagegen erregt es, wenn aud von oben her nod) 
immer fein Verftändnis gezeigt wird für den mannhaften Kampf. 
Nie die oberſte Leitung gleich nad) dem Kriege die Gelegenheit ſich 
hatte entgehen lajjen, mit flarer Gntfchiedenheit allem Siegesſchwindel 
und fonjtigen, aus der neuen Lage erwachſenden Täufhungen und 
Irrungen entgegenzutreten, fo auc Scheint fie hier das Vorhanden: 
jein einer Aufgabe nicht zu erfennen, Die doch gerade nad ver 
Meinung der Beſten immer unabweisbarer ſich aufdrängt. Und nicht 
bloß ein Bismard*) hat von der antıfemitiihen Bewegung niemals 


9 Geltfamerweile wird diejer in leßter Zeit (Mai 1891) in anttjemi 
tiſchen Verſammlungen lärmend gefeiert, als hätte er die Sache ganz be⸗ 
ſonders gefördert. Nehmen vielleicht die Leute Bewer ernſthaft? Oder ſoll 
etwa dieſe Förderung mittelbar gefunden werden in der Neugründung 
Deutſchlands? Auch ſo ſtimmt es nicht. Denn die Macht der Judenſchaft 
bat ſich erſt eutwickelt mit dem neuen Reiche, d. h. jo, wie dasſelbe ge— 
ſtaltet wurde weſentlich unter der Leitung Bismarcks. — Es iſt aber dies 
ein ſeit der Neugründung Deutſchlands ſich immer ſtärker geltend machender 
Fehler, daß Perſonen zu ſehr in den Vordergrund treten im Verhältnis zur 
Sache. Immer beſteht ein Bedürfnis, die für richtig gehaltene Anſicht mit 
irgend einer leitenden Weriönlichkeit im Verbindung zu bringen. Mir 
Deutſche erjchreden Heute vor der bloßen Möglichkeit, das zum Heile der 
Zukunft Notwendige könne ein Drittes jein, welches weder Kaiſer mod 


er p p x 
—— 


etwas mwifjen wollen, jondern nod von höherer Stelle her ift diefe 
mehr und mehr kühl behandelt worden. Wie erklärt fi das? Selbit- 
veritändlih nicht durch Gerüchte, wie fie im Volke umlaufen und 
geglaubt werden. Dort wird erzählt von perjönlichen Geldverlegen- 
heiten ſchon früherer Herricher, von dadurch erzeugter Abhängigkeit 
und gebundenen Händen. Es wird gefragt, ob nicht die Liebe des 
Volles zu dem Inhaber des Thrones ein Recht darauf habe, daß 
diefer Sachverhalt aufgededt werde, damit feine Königätreue feſt 
wurzele in dem Boden völligen Vertrauens. Es wird gefragt, was 
einige Millionen bedeuten, wenn es ſich darum handelt, ſolcher Ab- 
bängigfeit ein Ende zu maden und dem Inhaber des Thrones die 
Freiheit feiner Entſchließungen wiederzugeben. Aber, wenn auch der: 
artige Gerüchte mit den an fie gefnüpften Betrachtungen hier felbit- 
verjtändlich beifeite gelafjen werden, fo erſchien es doch als Ge: 





Kanzler wollen. Eine wirklich unabhängige, jelbitändige, nicht an bereits 
fertige Anfichten anfnüpfende, jondern aus der Sachlage und den vorliegenden 
Fragen neu herausgebildete, in fich ar und feſt begründete, beharrlich ver: 
tretene eigene Meinung, — daran fehlt es im unferm öffentlichen Leben. 
In England und Frankreich hat joldhe entſchiedene Meinung jelbit mächtige 
Regirungen öfter auf einen Weg genötigt, den fie nicht gehen wollten; und 
fogar der ruifiihe Kaifer, troß aller jeiner Selbftherrlichkeit, muß mit ihr 
rechnen. Gewiß bat ein wirflid um das Baterland verbienter Mann — 
betrachten wir einen Augenblid Bismard als einen jolden — ein Recht auf 
die öffentliche Erfenntlichkeit. Aber trog alles früher Geleijteten muß jein 
Meinen und Handeln immer aufs neue an dem vaterländijhen Ge- 
danfengemejjen werben. Lebterer muß beftändig der höchſte Gefichtspunft 
bleiben und auch über Kaijer und Kanzler ftehen. Um an ein befanntes 
Bibelwort zu erinnern, auch der Kaifer muß da jein um Deutſchlands willen, 
nit Deutichland um bed Kaiferd willen. In der politischen Auffajjung 
vieler kehrt ſich dies Verhältnis um, — freilich ein ſchlechter Dienjt, den fie 
der Monarchie leiften. Denn die Geichichte lehrt, daß von je her die Leber: 
Ipannung ber monarchiſchen Anihauung das Gegenteil herbeiführte. Was 
nun von dem Kaifer jelbit gilt, wie viel mehr muß es gelten von einem 
Bismarck und allen andern! — Freilich leicht ift das Hier Geforberte nicht. 
Ein Fleinlicher Geift des Widerſpruchs, wie durch ihn der Abgeordnete 
Richter dem Fürſten Bismarck das Leben fauer machte, iſt natürlich nicht 
gemeint, noch weniger gehäjfige Feindſeligkeit oder gar grundjäßliche Ver: 
neinung. Sondern, wie über dem Kanzler und jogar über dem Kaijer, jo 
muß felbitverjtänblich der vaterländijche Gedanke noch viel mehr über alleın 
anderen jtehen, auch über allen jonitigen, insbejondere allen eigenen, 
perſönlichen Rüdlihten. Ja letzteres iit bie Hauptjache und der Grund 
alles Weiteren. Wäre died da, jo würbe auch jenes nicht fehlen. Bei anderen 
Völkern ift beides vorhanden. Und, anftatt an biejer Thatjache lange zu 
drehen und zu deuteln, thäten wir bejjer, einfach bie traurige Wahrheit anzu: 
erkennen: Die Kraft vaterländiiher Geſinnung bei ihnen ijt eine ſittliche 
Tüchtigfeit, die und — fehlt! Grit wenn auch bei uns, wie bei ihnen, ber 
vaterländifhe Gedanke über allem anderen fteht, et dann 
werden wir anfangen, ein Voll zu fein, wie fie. 
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wiſſenspflicht, an diejer Stelle nicht zu verfchweigen, daß fie im 
Volle umlaufen. Sie beweifen unleugbar Eins, nämlich daß 
auch weiteren Kreifen, die felbjt der Judenfrage keineswegs klar und 
entfchieden gegenüberftehen, dennodh die Haltung gerade der Krone 
in diefer Frage unverftändlich bleibt. Und ſuchen wir nun nad 
den wirklichen Gründen für legtere, fo find deren nur zwei denkbar. 
Entweder, wie anderöwo, fo auch in Deutfchland, ift bereits die 
jüdifhe Geldmacht jo unentbehrlid geworden, daß ohne fie Fein 
Staat mehr beftehen fann. Diejer Grund ohne Zweifel erflärt 
eine Schonung des Judentums; er beweiſt aber zehnmal mehr die 
Notwendigkeit eines Kampfes wider dasfelbe. Oder eine Art 
edlen Gerechtigfeitäfinnes veranlaft die Krone, die jüdiſche Minder: 
heit mit demfelben Maße zu meſſen, wie alle übrigen. Allein bier 
darf die Krone fich nicht verheimlichen, daß in dem Antifemitismus, 
der mehr und mehr eine Strömung bereits geworden ift, eine 
geiftige Macht ihr gegenüberfteht, die auf ihren Standpunft hin— 
überzuziehen, ihr nicht gelingen wird. Die Gegner des Judentums 
— und fie gehören jedenfalls zu den tüchtigjten, urteilsfähigiten 
Kräften der Nation — ftehen und fallen mit der Ueberzeugung, 
daß eine Schonung der Minderheit bier gleichbebeutend ift mit 
ſchwerſter Schädigung der Gefamtheit. Für fie fteht bei der Frage 
des Wolfes Wohl und Wehe auf dem Spiel. Es ift nad ihnen eine 
Dafeinsfrage für das deutfche Volk. Und nicht bloß im äußeren, 
fondern weit mehr noch im höheren, geiftigen Sinne. Denn, mie 
ſehr auch die Feine und große Landwirtfchaft leidet, umgarnt von 
jüdiſchem MWuchergeifte, wie jehr auch Handwerk und ehrlicher Handel 
bedrängt werden dur jüdifchen, marftfchreierifchen, alle Mittel ge- 
wiſſenlos ausbeutenden Erwerb, wie fehr auch jüdifhe Bank- und 
Börſenwirtſchaft die Wermögensverhältnifje des Landes zerrüttet, wie 
ihädlih auch die Juden wirken für die gefamte Reichtumsentwide- 
lung, 3. B. in den Fragen der Handelö- und Kolonialpolitif, Durch 
falfhe Anfchauungen, die fie in eigenfüchtiger Abfiht durch eine 
gewiſſenloſe Prejje verbreiten, — dies alles ift, als das Aeußere, 
do immer noch das Geringere. Geradezu unberechenbar aber iſt 
der geiftige Verluft, den die Verjudung dem deutihen Volke bringt. 

Durd die bedeutenden Geldmittel, über die es verfügt, wird 
mehr und mehr das Judentum *zur entfcheidenden Macht in dem 
geiftigen Leben des Volkes. Einen immer breiteren Pla erobert 
es fich in defjen Leitung. Auf gelehrten und in höheren Mädchen: 
ſchulen nimmt der jüdifhe Bruchteil bejtändig zu und übt fo ſchon Bier 
bei der Erziehung der jugendlichen Gemüter dur die Nüdfihtnahme, 
die er verlangt, und durch die tägliche Berührung einen ſtets wachſenden 
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Einfluß. Diefe jüdiſchen Schüler gelehrter Anftalten aber finden 
ſich im Leben wieder als Anwälte, Richter, Aerzte, Lehrer, felbit 
an Hohichulen, befonders aber ald Schriftfteller und vor allem ala 
Zeitungsfchreiber. In letteren Berufsarten namentlich fteht ihnen, 
um dem verdedten Spiel, durch welches fie unzähligen harmlofen 
Yefem Sand in die Augen ftreuen, den rechten Nachdruck zu geben, 
die mächtige Waffe des Geldes zu Gebote. So wird immer mehr 
jübiihes Denken und Fühlen in die Adern des Wolfes geleitet. 
Der Jude aber hat einen anderen Geiit, als wir, aud der 
gute Jude. Es gibt deren ausnahmsweiſe. Freundlich und ge 
fällig find fie oft, folange es fein Geld koſtet, — mitunter fogar 
wohlthätig. Und ſolche Ausnahmen werden dann durd die ge- 
famte Judenpreſſe Hinauspofaunt in die Welt, wie eine Art Geſchäfts— 
anpreifung, ohne daß zur Sprache käme, wie diefes Geld, mit dem 
hinterher wohlgethan wird, vielleicht urfprünglich erworben wurde. 
Aber auh die guten Juden fhaden. Denn dem Juden fehlt 
Tiefe und Annerlichkeit, dichterifches Denken und fünftlerifhes Em: 
pfinden.*) Der jüdiſche Geift ift feiner Natur nad) flah und ver: 
flachend; Urfprünglichkeit, Wahrhaftigkeit, Gründlichfeit, Ernft und 
rihtiger Sinn gehen ihm ab. Er wird dagegen immer gejchidter 
und erfinderifcher, je weiter ed abwärts geht zu dem Aeußerlichen, 
Gewöhnlichen, ja zum Gemeinen und Schmußigen. Im folder Ge- 
meinihaft fann für ein Volk fein Segen fein. — Nach allem Vor: 
ftehenden iſt begreiflih, daß jüdische Geiftesrichtung am eheiten in 
Deutſchland eine Anknüpfung findet bei preußiſcher Eigentümlichkeit. 
Ganz bejonders it dem Juden der Berliner verwandt. Schon 
törperlih. Jenes ſchöne flachsblonde deutſche Haar, welches nirgends 
ſo herrlich die Frauenköpfe umrahmt, einem Heiligenfchein glei, wie 
in dem Lande der Wlaemen, ift in Berlin jeltener, als irgendwo, 
Aber, auch abgejehen von der dunklen Farbe der Haare und Augen, 
it der ganze Zufchnitt der Züge fo, dal es nirgends fo fchwer 
fällt, wie in Berlin, nicht gerade ausgeprägt jüdifche Gefichter von 
denen der übrigen Bevölkerung zu unterfheiden. Und nirgends 
wird auch 3. B. die Ausbeutung des Fremden in einem Maße be: 
trieben, wie in Berlin. Wer dort eine Zeit lang als Junggeſelle 
leben mußte, weiß davon ein Lied zu fingen. Es iſt ein beftändiges 
*ordern, Webervorieilen, Beitehlen, welches nie eine Grenze findet 
in Gewifjenhaftigfeit und anderen inneren Rüdfichten, fondern fo lange 
weiter geht, als dies unbemerkt und unwiderſprochen gejchieht. In 


) Es bleibt ein Berbienit Wagners, der Welt dad Dafein einer 
— enthüllt zu haben durch ſeine Schrift: „Das Judentum in der 
uſik.“ 
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anderer Hinficht ift Nehnliches bemerkt Fürzlich betreff3 der Kranken, 
die wegen der Kochſchen Entdedung nad Berlin famen. Glaube 
niemand, daß irgend ein Haß gegen Berlin zu diefen Behauptungen 
führt! Im Gegenteil! Cs thut dem deutichen Herzen meh, fo 
ſprechen zu müfjen von einer deutfchen Stadt. In Paris, wo dod 
wahrlih mit den Fremden nicht glimpflih umgegangen wird, ift 
derartiges in dem Maße unbefannt. In Stalien, welches hierfür 
geradezu berüchtigt ift, wird die unwürdige Schneidefunjt fo grund: 
fäglih nicht betrieben, wie in Berlin. — Eine andere Aehnlichkeit 
des Berlinerd mit dem Juden wage ich faum anzudeuten, Nämlich 
neben ziemlich herausforderndem Putz der meiblihen Familien: 
glieder auf der Strafe findet ſich oft in Fleineren Hausjtänden und 
Wirtfchaften ein gründlider Schmut, wie er anderswo in Deutich- 
land jelten ift. Hier fünnten mande Berlinerinnen die vlaemifchen 
frauen zum Vorbild nehmen. Wollte man freili ihnen diefelben 
hinstellen als Muſter deutſcher Sauberfeit, jie würden nicht wenig 
erftaunen. Hier ftedt übrigens — abgejehen von ſlaviſcher Mifchung 
— neben dem Juden in dem Berliner aud, und vielleiht ge- 
Ihichtlich begründet,*) ein Stück vom Franzoſen. Vielleiht trägt 
leßterer Umftand mit dazu bei, daß es Berlin jo jchwer fällt, 
wirflih deutjch zu werden in Sprade und Weſen, wie von der 
Hauptitadt verlangt werden muß. Vorerſt ift Berlin die Haupt- 
jftadt des Judentums geworden, da es die Hauptitadt des Deutfchen 
Reiches hätte werden follen. Und von hier aus hat fi ftrahlen- 
förmig die Wirkung erjtredt über das Ganze. In Anlehnung an 
diefen Mittelpunkt fühlte fich überall das Judentum gefräftigt und 
erhob das Haupt. So murde Neudeutihland die Hochburg 
des Hebräertums. Perlin aber ift für die Juder das Serufalem 
der Neuzeit, wo noch immer von ihnen, wenn aud anders als 
früher, Propheten gefteinigt und Erlöfer der Menſchheit gefreuzigt 
werden. 





*) Meben den zahllojen franzöfifchen Anjchriften tragen auch die zahl— 
reichen franzöfifchen Gigennamen der vormaligen „Réfugiés“, wie der Berliner 
natürlich jagt, dazu bei, daß in Berlin oft die frage fih aufdrängt: „Bin 
ih in Deutſchland oder in — jranfreih ?” Natürlich kann den Nachtommen 
jener Flüchtlinge Fein Vorwurf daraus gemacht werden, daß ihre Namen 
franzöfijch geblieben jind. Um jo mehr aber follte Berlin zufehen, dak es im 
übrigen endlich das Ausſehen einer deutichen Stabt gewönne. 
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Der deutſche Spiekbürger fängt vielleiht an zu verjtehen, daß 
im neuen Reiche nicht alles eitel Herrlichkeit und Freude ift. Aber 
Schlimmeres noch bleibt zu melden, falls das Gefagte nicht ſchon 
für hinreichend gilt. Wo jo böſe Saat gefäet wurde, wie feit der 
Neugeitaltung Deutfchlands, da fonnte auch die legte, bitterfte Frucht 
ntht ausbleiben. Wo äußerliche, finnliche Lebensanſchauung, ein- 
feitiges Streben nad) Genuß und Geminn allgemein wurde, wo ein 
allfeitiges Wettjagen begann, in dem jeder fein Teil erhafchen 
wollte, — follte da die unterjte Klafje allein entfagend zur Seite treten? 
Das wäre ein Widerfinn. Und fo hat denn die ganze feit 1871 
herrſchende Geiftesrihtung die Spzinldemofratie großgezogen. 
Ein günftigerer Boden für fie war nicht denkbar; und üppig ijt 
die unmillfommene Saat emporgefhofjen. Wie aber ſchon die 
Sudenherrfchaft, fo ijt noch mehr fie nicht bloß die Frucht alles 
defien, was im Deutjchen Reiche gefündigt wurde, fondern auch 
deiien Strafe. Und täufche fi niemand! Wird auf dem bis- 
berigen Wege weiter gefündigt, jo fann aud das Gericht nicht 
ausbleiben. Was nützt es, durch äußere Maßnahmen, feien fie 
zurüddrängend oder entgegenfommend, — mas nüßt es, durch 
Predigen mit Worten der Sozialdemokratie entgegenzuarbeiten, wenn 
von überall her Thaten fie einladen zum Vorgehen auf der ver: 
derblihen Bahn? Warum follen die Sozialdemokraten allein 
Genußſucht, finnlihes Trachten, Haſchen nad dem leichteft erwor— 
benen, größtmöglihen Gewinn unter Beifeitefegung höherer, ſitt— 
licher Nüdfihten nicht zur Regel des Handels machen, wenn 
nirgends ihnen ein bejjeres Beifpiel gegeben wird? Warum jollen 
fie nicht aus ſolchen Grundjägen die für ihren Standpunft notwen: 
digen Schlußfolgerungen ziehen? Ja, wo nicht tiefernfte Einkehr in 
Kürze bei dem deutichen Volke allgemein wird, wo nicht jtille gehalten 
und umgekehrt wird, da thut fih eine düſtere Zukunft auf. Es 
bedarf nicht des Hereinbruhs äußerer Feinde. Der innere Bau 
iit fo morſch und unterwühlt, daß er über furz oder lang zuſammen— 
ftürgen muß. Die ganze Größe diefer inneren Gefahr ungejcheut 
einzugeftehen, dies iſt das Unerläßlichite, ſoll überhaupt geholfen 
werden. Aber diefem erjten muß unmittelbar ein zweites jich zuge: 
ſellen, nämlich die Erfenntnis, daß, ſolange unfer Volk in feiner 
bisherigen Geiſtesverfaſſung beharrt, es ohne Waffen ift zur 
Abwehr der inneren Feinde, die es bedrohen, Wird es nicht 
wirtfchaftlich und geiftig ausgefogen und zu Grunde gerichtet durch 
das Judentum, fo find die fozialdemofratifhen Fäufte da und warten 
nur auf den Augenblid, um vollends zu zertrümmern, was jenes 
noch hatte beitehen laſſen. 
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War es Uebertreibung und Schwarzmalerei, wenn diefe Zeilen 
handeln wollten von einer verfehlten Neugeftaltung Deutſchlands? 
Noch andere unerwartete und unerfreuliche Ergebniffe der bisherigen 
Entwidelung ließen ſich anführen. 3. B. ein Erftarfen des Katholi- 
zis mus, welches felbjt die Negirung nötigt zu mweitgehendem Nach— 
geben. Diefe Thatfache erflärt fich teils mittelbar aus der herrfchenden 
Geiftesrihtung, indem die katholiſche Kirche gegenüber der allge: 
meinen Entfittlihung eine Aufgabe übernehmen mußte, die anderswo 
vernachläſſigt wurde, oder weil die rechte Geiftesfraft, um ihr zu 
widerftehen, abhanden gefommen war, teils aber auch unmittelbar. 
Denn in der allgemeinen Richtung auf das Aeußere und Sichtbare, 
auf greifbare Erfolge, ohne Rüdfiht auf die dabei angewandten 
Mittel, liegt unverkennbar eine Verwandtſchaft mit dem Katholifchen. 
Sm Gegenfag zum Proteftantifhen fann es fehr wohl bezeichnet 
werden als eine Art Materialismus auf dem Gebiete der 
Religion. Doch von all dergleihen Erjcheinungen zweiten Ranges 
foll hier nicht weiter die Nede fein. Das traurige Ergebniß der 
bisherigen Entwidelung in feinen Hauptzügen genügt. Es faßt ſich 
zufammen in dies vierfahe: Neudeutichland 1. ein geiftiger 
Rheinbund, 2. eine Heimftätte des Materinlismus, 3. Die 
Hochburg des Hebräertums und 4. die Pflanzichule des 
Sozialismus. Und hier drängt fih die Frage auf: War es 
das, was unjere Väter geträumt, was wir felbft gehofft hatten von 
der Einigung Deutihlands? Muften Dazu Ströme edlen Blutes 
fliegen auf den Scladtfeldern Böhmen: und Franfreihs? Nein 
wahrlihd, dafür waren felbft viel geringere Opfer no zu groß! 
Dazu war es nicht nötig, ganz Deutſchland unter der preußifchen 
Zucht zufammenzufafen, um foldhes Unheil zu züchten! Der Preuße 
verjteht die Kunft, das Leben ungemütlic zu machen, auh — ohne 
Not. Gemütlichfeit allerdings, die äußere wenigſtens, ift nicht 
höchſtes Lebensziel. Das Stillleben früherer Kleinftaaten Hatte 
mandes Traulihe und Behagliche, in welches die preußifhde Hand 
rauh Hineingriff. Das aber mußte unbedingt geopfert werden um 
höherer Aufgaben willen, fobald durch den Verzicht hierauf Großes 
zu erreihen war. Allein ift diefes Große erreiht? Nein! Sondern 
jo betrübende Zuftände find gejchaffen, daß die Frage beredtigt tft: 
Konnte es ſchlimmer fommen? Ya, konnte e8 nur halb jo ſchlimm 
werden, wenn alles beim Alten blieb? Von einem Haß gegen 
Preußen — fei es wiederholt — iſt hier feine Nede. Der Wer- 
fajjer weiß ſich frei von jedem kleinlichen Sondergeift; er war ein 
begeifterter Anhänger Preußens von dem erften Augenblide an, wo 
die Einigung Deutſchlands unter preufifher Spite anfing in der 
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Ferne ſich anzufünden. Aber gejagt muß es werden: Die Hoff: 
nungen von damals haben fich nicht erfüllt. Im Gegenteil; fie 
haben die vollftändigfte Enttäufhung erfahren. Gefagt werden muß 
&: Preußen hat feiner Aufgabe Deutfchland zu führen, wenigſtens 
im Innern, in geiftiger Hinficht, ſich in kläglichſter Weife entledigt. 
Es fann dies um fo ungefcheuter gejagt werben, als das übrige 
Deutſchland ohne irgend welchen ernſtlichen Einſpruch gerade dieſer 
falfhen Führung Preußens bereitmilligft gefolgt if. So iſt es 
gefommen zu einem Großpreußen, anjtatt zu einem Deutjchland. 
D. h. im Innern find alle Deutfche Preußen geworden, und zwar 
im jhlimmen Sinne, 


Doch nun glaubt der deutſche Spießbürger, ſich tröften zu 
fonnen. Als ob es für eine fo traurige innere Lage überhaupt 
Troft gäbe! Um fo bejjer, meint er, fei es beſtellt nah außen 
bin. Indeſſen hier ebenfalls ift er völlig im Srrtum, Und wenn 
auch jegt erit die fchlimmen Folgen der falfhen Führung Preußens 
anfangen offenbar zu werden — es ift nur nod ein ſchwacher 
Anfang —, auch hier war es fchlecht beftellt mit Deutjchland ſeit 
zwanzig Jahren jhon. Hier ift nun das Gegenteil eingetreten von 
dem, was im Innern ſich vollzog: Die Preußen find immer mehr 
Deutijche geworden, und zwar im fchlimmen Sinne. Der Erfolg 
aber ift der gleihe: Statt zu einem Deutfhland, iſt es nur 
gelommen zu einem Großpreußen. Soldes Preußen aber, 
niht länger neben Deutichland bejtehend, jondern an feine Stelle 
gejegt, ijt zu fein an Umfang, zu unfidher in feinen Grundlagen, 
um auf die Dauer bejtehen zu fönnen. Im Herzen Europas ge: 
legen, wo die unbeftritten ftärfjte Macht hingehört und auch vor: 
mal3 fich fand, mit teilweiſe fchlechten Grenzen und umlagert von 
bösmilligen Feinden, ift diefes Klein deutfhland zu flein;*) und 

*) Kürzlid hat Bismard wieder einen jener Ausdrüde in die Welt 
geſetzt, deren fich Die Zeitungen jogleich bemächtigen, mögen diejelben nun 
gludli oder unglüdlich gewählt fein, eine Wahrheit ausjprechen oder das 
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Preußen, welches fi unauflöslich mit ihm zuſammengeſchloſſen hat, 
wird mit ihm feinen Untergang finden. Denn dur diefe Schein: 
aründung eines anfangs für mächtig gehaltenen Reiches find er- 
bitterte Gegner teils gefhädigt und zu unverjöhnlihem Haß auf: 
oeftachelt, teils zu einem Wetteifer der Kraftentfaltung veranlaft 
worden aus Ehrgeiz und Neid. Diefe Gegner aber verfügen über 
eine wirkliche, in feftem Boden wurzelnde Macht, die erft im weiteren 
Verlaufe zur vollen Erfcheinung fommen wird, während dagegen das 
neue Deutfchland, wie jede Fehlihöpfung, je länger um fo mehr 
feine innere Ohnmacht offenbaren muß. So ift die äußere Zukunft 
Deutihlands ebenfo düfter, wie die innere. Wird es nicht vorher 
durh jüdiſche Mifregirung ausgefogen bis zur Erſchöpfung oder 
dur die Fäufte der Sozialdemokraten zertrümmert, jo wird es zu: 
fammenbreden unter den Schlägen feiner Gegner im Dften und 
Weiten. Und hier wiederum, wie im Innern, drängt ſich die Frage 
auf: War dazu eine Aenderung des Alten nötig? Schlimmeres, als 
ſolche Zukunft, mar überhaupt nicht denkbar! 

Eigentümlih ijt es, daß Fürft VBismard, der als „eiferner“ 
Kanzler, alö der Mann von „Blut und Eifen” bezeichnet wird, 
ſolche Bezeichnung durchaus nicht verdient. Es läßt fi vielmehr 
beobachten, daß er nie im ftande war, eine Frage rein und voll: 
ftändig zum Austrag zu bringen, fondern nur jo, daß mit der Zeit 
aus der Löfung wieder eine neue Schmierigfeit fih herausbildete. 
Dies hängt ohne Zweifel damit zufammen, daß feine Politik, mehr 


Gegenteil. Das neue Reich, meinte er, ſei in feinem Beftande wejentlich ge: 
jihert; immerhin aber könne von ihm noch manches abgebrödelt werben. 
Mas? Von diefem Kleindeutjchland, ohnehin jo beunruhigend Fein, foll auch 
noch etwas abgebrödelt werden ? Und trotzdem ſoll es beitehen? Faſſe ed, wer 
fann! — Wir haben es hier zu thun mit einer jener zahlloſen Unbegreiflichfeiten 
aus dem Munde Bismardsd, die Stoff böten zu einer ganzen Sammlung. 
Zu ihnen gehört 3. B. auch jener befannte Ausſpruch, den ber Verfaſſer 
von „videant consules“ richtig auf jein nichts zurüdiührt, dak Bulgarien 
nicht die Knochen eines pommerſchen Grenadiers wert jei!! Freilihd was ift 
ſolche Unbegreiflichfeit in Worten im Vergleich zu thatſächlichen Unbe— 
greiflichfeiten, 3. ®. zu jener Ungebeuerlichkeit, daß Jahre hindurch eine Ver— 
ſöhnung mit Frankreich ind Auge gefaßt wurde, eine Möglichkeit, die nie— 
mals aud nur fünf Minuten lang beitanden bat. Und ein „Staats: 
mann‘ mußte dies willen. Anders fteht eö natürlich mit der großen Mehr: 
zahl, befonders in einem Volke wie dem beutichen. In ihr find gewiß viele, 
die auch heute nad) allem, was vorgefallen iji, dennoch immer wieder der 
Hoffnung ih Hingeben, ſolche Ausſöhnung könne noch eintreten ober ber 
Krieg dur ſonſtige Wendungen vermieden werden. Ohne ſolche haltloje 
Annahnıen wäre ja auch der Widerfinn ganz undenkbar gemejen, daß zwanzig 
Sabre lang der Frieden erhalten wurde zu dem alleinigen Zwecke, ſchließlich 
dem Gegner alle Vorteile in die Hände zu jpielen. 
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als irgend eine frühere, eine Bolitif der ‚freien Hand’ war, ein immer 
erneutes Sichbeitimmenlafjen durch die nädjitliegenden Möglichkeiten und 
Bebürfniffe, welches nie das Entfernte und Endgültige ins Auge faßte. 
Gleich bei der Löfung der Herzogtümerfrage fonnte er es nicht fertig 
dringen, den Dänen einfah die Herzogtümer gang abzunehmen. 
Heinigkeiten, wie die Halbinfel Stenderup und die Inſel Arröe, 
mußte er ihnen laſſen und nachher durch den Artikel 5 des Prager 
Friedens die Sache aufs neue verwirren. Ferner ſchuf der Friede 
mit Dänemard einen unleidlihen Zujtand zwiſchen Preußen, Defter: 
rich und dem Deutſchen Bunde, einen gordiichen Knoten, den nur 
des Schwertes Schärfe zerhauen fonnte; und, daß diefe Waffen- 
entiheidung, von der alles abhing, für Preußen günftig ausfiel, 
dafür gebührt das Verdienſt nicht im geringften Bismard, fondern 
Moltte und Roon. Unbegreiflihermeije ijt fpäterhin der Ruhm fait 
ausihlieglih ihm zugefallen, als hätte er die Schlacht bei Königgräß 
gewonnen”) Wenn Bismard nachmals in einem Anflug von Be: 
iheidenheit für fich Die Ehre ablehnte, der Gründer des Deutjchen 
Reiches zu fein, und dabei auf Moltke hinmwies, fo hatte er voll: 
Iommen Recht. Nur ijt zu bedauern, daß zu wiederholten Malen 
in entfheidenden Augenbliden die Meinung diefes wahren Gründers 
Deutihlands nicht mehr zu Gehör fam Bismard gegenüber. 

Im übrigen foll gewiß gegen den alten Bismard von 63—66 
nicht das mindejte gejagt werden. Wäre er nur geblieben, wie 
er damals war; oder, richtiger gejagt, wäre er nur wirklich geweſen, 
was er damals zu fein ſchien. m Gegenfag zu dem Eprude 
„suis coronat opus“ ift es für ihn eigentümlich, daß feine Leiftungen 
überaus glänzend waren im erften Anfang und dies dann immer 
weniger wurden. Die Wahrheit zu fagen, ift fein Wirfen wie ein 
gewaltiges Feuerwerk, welches jchnell verpufft. Aber, weil die er: 
ſtaunte Mitwelt erft langſam dahinter fam, wie Großes er anfangs 
geleitet, jo wurde der eigentlihe Ruhm ihm erit zu teil, als er 
bereitö von feiner urfprünglichen Höhe bedenklich herabgeitiegen war. **) 


*, Niemald bat jemand jich grunblojer über „Undank“ beflagt, als 
Siömard! Am Gegenteil! Ihm ift gedankt worden auch für das, was 
endre geleiltet hatten. 

»*) Mit diefem nachträglichen Ruhme Bismards in Deutihland und 
elenfals im Tefterreih darf Übrigens fein Unjehen als Staatsmann in 
stanfreih, Rußland und zum Teil au in Italien keineswegs verwechielt 
nerden. Letzteren Völkern gilt er für groß, nicht wegen jeiner wirklichen 
Lolitik während der legten zwanzig Jahre, fondern weil in ihr beharrlich 
nur eine Hülle gefehen wurde, unter der fich tiefliegende Bläne, bösmillige 
Abfichten, teufliſche Weberraichungen verbergen follten. Die offenfundige 
tolitit Bismards wurde nur bemundert wegen der ſcheinbaren Harmloſigkeit, 
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Die Sache läßt ſich auch fo ausdrücken: Bismarcks Werk war wie der 
erſte Aufzug eines Schauſpiels, welcher die geſpannteſte Erwartung 
erregt; aber zur größten Enttäuſchung bricht das Stück nach dem 
erſten Aufzug unvollendet ab. Vielleicht iſt es auch ſo, daß Bismarck 
lange Jahre hindurch in der Stille einen Plan ausgebrütet hatte, 
deſſen Ausführung ihm dann vergönnt wurde; aber, nachdem 
er einmal dies eine Stück hergeſagt hatte, wußte er plötzlich 
nichts mehr. 

Die glänzendſte Leiſtung Bismarcks iſt ſeine allererſte, 
die Löſung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage. In dem ſchwachen 
Dänemark lag ja die Schwierigkeit nicht. Aber, daß er durchführte, 
was bisher für unmöglich gegolten hatte wegen der vereinigten 
Mißgunſt Ruflands, Frankreichs, Englands und jelbjt Dejterreichs, 
daß er hier den einen gegen den andern ausſpielte und jchließlich 
jie alle in April ſchickte, dies war eine Erquidung, ein urfräftiges 
Behagen für jeden Deutfchen, den die lange Ohnmacht feines Vater: 
landes gejchmerzt hatte. Nachklänge diefer Ueberrafhungsfunft 
fommen fpäterhin noch vereinzelt vor; fo die Veröffentlihung ver 
bis dahin geheim gehaltenen Bündnisverträge mit den ſüddeutſchen 
Staaten, das plöglihe Auftauchen Deutſchlands als einer Kolonial: 
macht u. vergl. Aber im allgemeinen geht es bejtändig bergab. 
66 ftand ſchon weit unter 64. Die Leiftung Bismards 66 kann 
noch verfchieden beurteilt werden, feine Zeitung 71 dagegen nicht. — 
St es mahr, daß Moltfe, wie im Jahre 71, fo aud 66 eine 
Fortfetung des Krieges anriet, jo hat Moltfe in beiden Fällen 
Net gehabt, Bismard dagegen Unrecht. Aber wozu den Krieg 66 
weiterführen? Erftlih aus demjelben Grunde, wie 71. Nämlich, 
weil eö ein Spielen mit Menfchenblut ift, einen Krieg, der große 
Opfer gefojtet hat, nachdem derſelbe einmal völlig entjchieden iſt, 
nun nicht noch mit geringen Opfern eine furze Zeit fortzufegen, um 
alle Früchte, die erſt zulegt dem Sieger in den Schoß fallen, un- 
gejchmälert einzuernten, Ein Krieg it wie ein Fiſchnetz, welches 
langfam aus dem Waſſer gezogen wird. Erft das legte Ende bringt 
den eigentlihen Gewinn. Aber was hätte Preußen von Defterreich 
erlangen fünnen? Böhmen! Diefer Hinweis erfcheint vielleicht 
unzeitgemäß heute, *) wo Defterreich Deutichlands Bundesgenofje ift. 


unter ber ſich dies alles veriteke. Kommen jene Völker einmal darüber 
zur vollen Klarheit, daß dieſe Harmlofigfeit eine wirfliche war, hinter ber 
nichts tief Verborgenes ftedte, — danı wird bei ihnen die Bismarck— 
bewunderung veißend abnehmen. Sie jind eben feine Deutſche! D. b. fie 
find von Natur mehr politifch angelegt, als wir. 

*) Und doch nicht in einem Augenblid, wo czechifche Studenten rufen: 
„Vive la France!“ und über Deutjche mit Stodichlägen berfallen. 
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So wie es jedoch gemeint iſt, trifft dies nicht zu. Gewiß ſind 
jedem echten Deutſchen gerade die öſterreichiſchen Stammesbrüder 
beſonders ans Herz gewachſen. Aber dieſe Vorliebe vermag er 
nicht zu übertragen auf die — Czechen! Und eben die Vorliebe 
für dad Deutſchtum in Oeſterreich muß folglich den Wunſch ent- 
ſtehen laſſen, daß rechzeitig Böhmen in Hände gekommen wäre, 
kräftig genug, um dem Rückgang des Deutſchtums zu ſteuern. 
Könnte die öſterreichiſche Regierung dieſe Bürgſchaft bieten, daß die 
jetzigen Zuſtände dort nur vorübergehend ſind, wer würde daran 
denlen, ihr den Beſitz Böhmens zu mißgönnen? So wie aber die 
Sache liegt, muß aud und gerade im Namen eines deutjc:öfter- 
reichiſchen Bündnifjes die Erftarfung des Czechentums tief beflagt 
werden. Wer weiß, wie meit dieſelbe im jtande fein wird, im 
entiheidenden Augenblif die fräftige Verwirklichung des Bündnis- 
gedanfens zu hemmen? Wäre dagegen Böhmen ausgefchieden aus 
der Geſamtheit der öfterreihifhen Monardie, jo hätten eben da— 
durch die deutjchen und deutfchfreundlihen Beitandteile in ihr eine 
viel größere Freiheit der Bewegung gewonnen. „Aber“, fragt man, 
„It Preußen denn befjer fertig geworden mit Dänen, Polen und 
Elſäſſern, als Defterreih mit den Gzechen?” Leider nein, der Unter: 
ſchied iſt nicht groß! Allein diefe ganze Betrachtung geht ja eben 
aus von der Vorausjegung, Bismard ſei wirklich der große Staats- 
mann gemejen, für den ihn die Mehrzahl nod immer hält. In 
dem Falle hätte er nicht bloß 66 höchſt wahricheinlid) Böhmen ge: 
nommen, fondern eö wäre auch der ganzen äußeren und inneren 
Bolitit Preußens und Deutihlands von da an eine großartigere 
Richtung gegeben, die anders im jtande fein mußte, felbjt wider: 
itrebende Teile zu überwinden und mit fich fortzureißen, als dies 
die mit taufend Kleinigkeiten rechnende, nicht führende, ſondern ab- 
wartende Bolitif der „freien Hand“ vermochte. — „Doch nein“, 
lautet die Entgegnung, „gerade in der Mäfigung hat Bismard 
feine Größe bewiefen, Sein meitfchauender Blick fah ſchon damals 
dad Bündnis mit Oeſterreich voraus und erfannte, daß im Hinblid 
auf diefe Zukunft Schonung geboten war.” Allein follte es wirklich 
diefe Schonung gemwejen fein, die Oeſterreich von einem Angriff auf 
Preußen im Jahre 70 abhielt und es jpäterhin zum Bundesgenofjen 
Preußens machte? Der Grund zu beidem lag in Rußland. 1870 
wußte Defterreih, daß ein Angriff auf Preußen es mit Rußland 
verfeindet haben würde; und jpäter wurde die Gefahr von dort: 
ber jo drohend, daß ihr gegenüber alle jchmerzlihen Erinnerungen, 
und wären fie weit fchmerzlicher noch geweſen, zurüdtreten mußten. 
Tag aber Deutfchland diefen Nüdhalt an Rußland haben würde, 
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auh noch im Fall eines Krieges mit Frankreich, das mußte im 
Jahre 66 Bismard, wie gewöhnliche Sterblihe die nicht wiſſen 
fonnten. Nichts würde ihn vielleicht fogar gehindert haben, außer 
Böhmen noch weitere Opfer zu fordern und dann auf lettere zu 
verzichten gegen eine Verpflichtung Dejterreichs, in einem Kriege 
mit Frankreich unbeteiligt zu bleiben und fpäter felbft der Genofje 
Deutichlands zu werden. — Jedoch alles derartige hat heute lediglich 
rüdjchauende Bedeutung. Böhmen ift bei Defterreich geblieben. Cs 
ſei ihm von Herzen gegönnt. Einen Vorbehalt aber muß hier jeder 
wirflihe Deutſche maden. Er muß wünſchen, e8 möge die öfter: 
reichifche Negirung den Willen und die Kraft finden, weiterer Zu: 
rüfdrängung des Deutihen Einhalt zu thun, damit nicht das 
böhmifche Kefjelland wie ein fpaltender Keil ſich hineinſchiebe, mie 
eine troßige czehifhe Burg daliege im Herzen deutichen Gebietes. 


Doch nun nähern wir uns mit rafchen Schritten der Zeit, wo 
die vermeintliche ſtaatsmänniſche Größe Bismards den gewaltigen 
Aufgaben, deren Hervortreten er felbit bejchleunigt hatte, jich immer 
weniger gewachſen zeigt. 1867 bereits, aus der Luremburger Frage 
mußte der Krieg mit Frankreich entjtehen. Aber hier finden mir 
im Gegenfat zu dem Schein der erjten Jahre ſchon ganz den 
fpäteren Bismard, der auch das Unvermeidliche fo lange als möglich 
hinausſchiebt, mag immer durch ſolches Hinausfchieben die Schwie— 
rigfeit und die Ungunft der Verhältnifje wachſen, der nur eine 
Weisheit noch fennt, Zeit, nit zu gewinnen, fondern zu — 
verlieren. 1867 war die Neubewaffnung Frankreichs, die den 
Anfang des Krieges fo verluftreih für die Deutfhen madte, noch 
erit im Werden. 1967 war Luxemburg noch deutſche Bundesfeſtung; 
und ein um feinetwillen ausgebrochener Krieg hätte ficherlich dies 
Verhältnis nur bejtätigt und vervollftändigt. Aber ſtatt thatkräftigen 
Vorgehens, ftatt einer runden, richtigen Löſung wurde die Halbheit 
diplomatifcher Bermittelung vorgezogen. So wurde Luremburg, der 
früher niederländifshe Anteil des Deutfhen Bundes, zu 
einem neutralen Zwergjtaat unter Garantie fämtliher Großmädhte. 
Die deutfhe Bundesfejtung hörte auf dies zu fein und wurde 
geſchleift. Ein doppelt beflagensmwerter Ausgang heute, wo ein 
deutfcher Fürſt über Luxemburg herrſcht! 

Und nun der Krieg mit Frankreich, deſſen Ausbruch dies 
verluſtreiche Nachgeben nicht verhindert hatte! Hier vollends, weit 
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mehr als 66, war die fcheinbare Menfchenfreundlichfeit eines möglichit 
ſchnellen Abbruchs des Krieges thatfächlic das Gegenteil. Ye größere 
Opfer derjelbe bereits gefojtet hatte, je ſchwerer es geweſen mar, 
Frankreichs MWiderftand endgültig zu brechen, um jo weniger durfte 
aufgehört werden in demſelben Augenblid, wo diefes Ziel nur eben 
erreicht war. Sole Thorheit bedeutet in Wirklichfeit nichts 
anderes, al3 die volle Arbeit thun, um davon zu gehen, fobald 
deren Früchte anfangen von felbit abzufallen,; es heißt mit un- 
jägliher Mühe den Ader bejtellen, aber, wenn die Ernte reift, ihn 
für einen Spottpreis verfchleudern. Gerade weil Frankreichs Kraft 
gebrohen war, fo hätte nun jede Mode defien Verlegenheiten immer 
ernjtliher gefteigert. Drei weitere Monate hätten mit leichter 
Mühe Deutfchland Vorteile erringen lafjen, die Frankreich ge- 
nötigt haben würden, ganz anderen Bedingungen zuzuftimmen. 
Der um fo furze Zeit verlängerte Krieg hätte deffen Gewinn ver: 
zehnfacht. — Aber freilih, hat Bismard nicht verjtanden und 
verfteht auch heute nicht, was damals eigentlih von Frankreich ge— 
fordert werden mußte, fo muß zugegeben werben, daß die Blindheit 
allgemein war. Sa, was unglaublicher flingt: Heute, nad 
zwanzig Jahren, ift fie noch allgemein. Und mas nod un— 
glaubliher Hingt: Diefe allgemeine Unfähigfeit zu 
jehen iſt eine ſolche Starblindheit, daß, wenn heute 
ein zweiter Krieg mit Frankreich günftig entſchieden wäre, günftiger 
noh als 1871), — unter allgemeiner Zuftimmung, und 
gepriefen als Leiftung höchſter Staatsmweisheit, die 
Federfuchierei abermals verderben würde, was das Schwert 
gut gemadht hatte. In der That, was iſt zu Hoffen von 
einem politifh fo unfähigen Volke?! 

Hier wird nun entgegnet werden, übertreiben fei leicht; es 
gelte auch bemweifen. Aber find die Beweiſe nicht da? Es handelt 
ih ja nicht um Vermutungen über Zufünftiges, fondern um eine 
gegenwärtige Thatfache, nämlich um hirnloſe Behauptungen, die ſich 
überall breit machen in den Zeitungsfpalten und im Tagesgeipräd 
bis zum Ueberdruß wiederkehren. Zwei oder drei Ausnahmen*) 
abgerechnet, ift auch nicht der leifeite Anfang eines Verjtändnifjes 
. *) Beachtung verdient: H. v. filter, Gejtaltung Deuticher Reichs: 
Grenzen im Weiten und Süden nad nächſtem beutjch-franzöfiihem Kriege; 
an Hinweiß auf unſer taujendjähriges Recht; Berlin, A. Reinede, 1887. 
Fine vortrefflice kleine Schrift, vorzüglich, geeignet, und Deutichen jeme 
übergroße Befcheidenheit im Beanſpruchen und Fordern, an der wir franfen 
andern Völkern gegenüber, gründlich audzutreiben. Es wäre zu wünſchen, 
dat die in ihr enthaltenen Anfchauungen dem beutichen Volfe in Fleiſch und 
Blut übergingen. 
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vorhanden dafür, um was es fih in dem taufendjährigen Ringen 
zwiſchen Deutihland und Frankreich gehandelt hat, und wovon die 
endgültige Entſcheidung diefes weltgefhichtlihen Kampfes abhängen 
wird. — Selbitverjtändlich bedingt hier eins das andere. Die Not: 
wendigfeit des Kampfes wird nur verjtanden, ſoweit ber 
Gemwinn, den er bringen fol, notwendig erjdeint. Das im 
Jahre 71 von Frankreich Erreichte aber iſt fo weit davon entfernt zu 
genügen, daß vielmehr ein Stehenbleiben bei ihm unvermeid- 
lih zum Untergang Deutſchlands führen muß. Von dem 
Augenblid an, wo die gänzlich ungenügenden Bedingungen des 
Frankfurter Friedens feitgejtellt wurden, war ein zweiter Krieg 
Deutſchlands, aud ohne Angriff Frankreichs, unabmweisbar 
gefordert. Jedes Jahr, das veritrih, ohne da dieſer dringenden 
Forderung Genüge geihah, war eine jchwere Verfäumnis. Heute, 
nah zwanzig Jahren, it dieſe Verſäumnis bereit3 fo ver: 
hängnisvoll geworden, daß in Frage fteht, ob fie überhaupt nod) 
wieder gut gemacht werden fann.*) 


*) Wie eine Fortiegung ded Krieges 66 und 71, jo ſohl Moltfe aud 
eine Wiederaufnahme desjelben zu verjchiedenen Malen angeraten haben. 
Die Wahrheit ſolcher Behauptungen ift ſchwer feitzuitellen. Wiederholte 
Hindeutungen auf „militärijche Unter( !!)itrömungen“ machen jie wahrſcheinlich; 
jie haben überdies die innere Wahrſcheinlichkeit für fih. — Die Hamb. 
Nachr. veranlaßte der Tod des umvergeklichen Heerführers zu der Bes 
merfung, der junge Deutiche Kaiſer müſſe fih vermaijt fühlen. Nicht 
bloß er fühlt jich jo, fondern das ganze Land! Unter allen Fehlern der aus: 
wärtigen Politik Bismards ift diejes der größte und alle anderen faſſen ſich 
gleihjam in ihm zuiammen, daß unvermeidliche, alles entſcheidende 
Kriege nicht geführt wurden, jolange noch eine Feldherrnkraft eriten Ranges 
da war, wie Moltfe. Dieje Unbegreiflichfeit (gelinde gejagt), die dem ſtaats— 
männiſchen Anjeben Bismardß bei jpäteren Gejchlechtern den größten Abbruch 
thun wird, jchadet ihm gleichwohl nicht in den Augen jeiner Zeitgenofjen. 
Letzteren bleibt er fortwährend der um das Ganze hochverdiente Mann, an 
dem nur Neid, Mißgunſt umb niedrige Feindſchaft fich zu vergreifen wage. 
Weil aber ber Berf. glaubt, von io Fleinlichen Beweggründen jich frei zu 
wifjen, nimmt er fich das ihm zuftehende Recht einer offenen Sprache. An 
einem feiner zahllojen Interviews meinte Bismarck, er jehe nicht ein, was 
ein „Präventiv“frieg nüsen könne. Hierauf lautet die Antwort einfach: Ein 
Mann, der die nicht einjieht, zwanzig Jahre lang an der Spike der 
Staatöleitung, ift ein Unglüd für jein Yand. Wir werden getröftet bamıt, 
Moltfes Geiſt Iebe fort in den von ihm gebildeten Generälen und Offizieren, 
er habe Feldzugspläne ausgearbeitet bis ins einzelnfte für die fünftigen Kriege. 
Allein das genügt nicht. Das eigentliche Genie ijt ein Urjprünglides; es 
läßt ſich nicht durch Schule übertragen. Und dann find die Einzelheiten 
eined Krieged nie im voraus zu berechnen. Die Wirklichfeit bringt Leber: 
raſchungen, bie auch bie jorgfältigit ausgearbeiteten Pläne nicht vorheriahen. 
Und bier fommt alle darauf an, wenn bie Dinge jo oder jo liegen, daß 
dann ein Feldherr mit feinem richtigen Blick joglei erfennt: Nun mus 
dies oder das gejchehen. Gin jolher Mann war Moltfe Und jolce 
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Iſt dies richtig, dann allerdings wird jedermann zugeben, daß 
über dieſe Lebensfrage des Verhältniſſes Deutſchlands zu Frankreich 
bis auf die gegenwärtige Stunde vollſtändigſte Unklarheit herrſcht. 
Bismarck glaubte im Frankfurter Frieden die Sache abzuthun, wenn 
er außer den fünf Milliarden eine Grenzregelung forderte — „Ver—⸗ 
befierung unferer Grenzen“, die war der oft gehörte Ausdruck —, 
dazu einige Grenzfeftungen, die einen neuen Angriff Frankreichs 
erihmweren follten. Als ob folde Kleinigkeiten in Betracht kämen 
bei einem Ringen zwiſchen zwei Bölfern, welches nunmehr taufend 
Jahre gedauert hat, und in dejjen gewaltigem Verlauf wir mechiel- 
meife die Gegner bis an das äuferjte Ende der weiten Ringbahn 
ih drängen ſehen!! — Sa, weit ift das Gebiet, um das es fich 
handelt. Sit dasſelbe deutſch? Nein, nicht entfchieven, oder nur 
teilweiſe. „Alſo“, fragt der Deutiche, immer bereit zu bequemen 
Verzichten, „was follen wir damit?“ Aber iſt es franzöſiſch? 
Ebenfalls nicht, oder nur teilweiſe. Allein deshalb eben, weil es 
weder das eine iſt, noch das andre, hängt von ihm die Entſcheidung 
ab. Es handelt ſich hier um ein Entweder-oder, täuſche ſich 
darüber niemand! Die Frage beſteht ſeit tauſend Jahren. Sie 
muß ausgetragen werden, ſo oder anders. Es iſt vergeblich, daß 
wir vor der Größe der Aufgabe zurückſchrecken; wir können der 
Loſung nicht aus dem Wege gehen. Führen wir fie nicht herbei in 
einem und günftigen Sinne, fo wird uns die ungünftige Löfung 
aufgedrängt. Und dann ift’3 erjt vecht vorbei mit Ruhe und 
Bequemlichkeit und Wohlleben für immer. — Um zu verftehen, 
worauf es ankommt, müſſen mir zurüdgehen bis auf die Beit, wo 
Deutſchland und Frankreich in dem heutigen Sinne des Wortes zum 
eriten Mal geihichtlih in die Erſcheinung traten. Das geſchah 
bei der Teilung des Franfenreihs Karla des Großen. Damals 
wurden, feineswegs willfürlich, wohl aber ala Anzeichen einer noch 
ungelöjten Frage, wie aus foldhen der Lauf der Geſchichte ſich ent: 
widelt, — Drei Reihe geichaffen, von denen jedoch nur zwei 





Männer gibt bie Vorjehung einem Volke nur in weiten Zwiſchenräumen. — 
Der Grundirrtum der Bismarck'ſchen Friedenspolitif, kurz gefaßt, beiteht alio 
darin, daß eine Kraft, wie die Moltfes, zwanzig Nahre lang unbenugt blieb, 
wahrend doch die dringendite Aufforderung zu ihrer Benugung vorlag, um 
und 3u fehlen, wenn das SHinaudgefchobene, aber Unvermeibliche fie 
ſchließlich Doppelt unentbehrlich machen wird. Bismards PVerfhuldung am 
deurihen Wolfe iſt bie, eine rechtzeitige Benugung der Kraft Moltfed nicht 
gewollt zu Haben, und zwar — obwohl Moltfe das Gegenteil anriet. Diejer 
war aljo nicht bloß der große Feldherr; er war aud ald Staatsmann ber 
(Frößere. Leider hat eine an ſich edle Gigenichaft, jein allzu beicheidenes 
Zurüdtreten, bier unbeilvoll gemirft. 
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lebensfähig waren. In diefem Widerſpruch murzelt die nun bereits 
taufend Sahre ihrer Löfung harrende Frage: Soll das Mittelreich 
nad Oſten fallen oder nad Weiten? — Im Mittelalter erlangte 
Deutfhland in ihm beftimmenden Einfluß. Dies wiederum mar 
zum Teil nur ein NRüdfal, MWiederherjtellung eines früheren 
Befisitandes, der dur das Eindringen der Römer in Gallien zu 
Ungunften des Germanentums verſchoben worden war.*) Dies alte 
geſchichtliche Recht Dentichlands hatte ſchon vordem neue Kraft 
erhalten dadurd, daß eben jenes aus der Völferwanderung hervor: 
gegangene und nachher zur Teilung gelangende Franfenreih germa: 
niſchen Urfprungs war, nicht galliſchen. „Das find alte Schartefen“, 
ruft man mir zu. Nein! Ich bitte um Verzeihung. Ich ſpreche 
von den Nüftungen heute und von dem in der Luft liegenden 
zweiten Kriege mit Frankreich. — Seit dem Beginne der Neuzeit 
hebt ein entgegengefegter Verlauf an, in welchem ein Stüd jenes 
Mittelreichd nad dem andern von Deutſchland losgetrennt wird und 
franzöfifcher Einfluß bier immer mehr zur Herrfchaft gelangt. Da: 
durch wird das Durchforſchen der Gefchichtäblätter des 16., 17. nnd 
18. Sahrhunderts für uns Deutiche zu einer fo ſchmerzlichen Be: 
ihäftigung. Schließlich fommt es zu dem franzöfifhen Kaiferreich 
Napoleons I., dem geihichtlihen Gegenftüd des Frankenreichs Karls 
des Großen, der völligen Umfehrung der Verhältnifje von damals. 
Nun tritt, und zwar feit Anfang dieſes Jahrhunderts, in Dem 
für deutihen Stolz und deutſche Ehre überaus fränfenden und 
demütigenden Verlauf eine abermalige Wendung ein. In ihr ftehen 
wir heute. Site ift noch unabgeſchloſſen. Ob fie mehr war, als 
eine vorübergehende Schwanfung, wird erjt die Zukunft lehren. In 
feinem Falle aber fann die Rede davon fein, daß die 1815 und 7I 
von Deutichland zurüdgeforderten Gebiete einen Endpunkt bezeichnen. 
Sie find zu verfchmwindend flein im Verhältnis zu dem Ganzen, von 
deſſen Beherrfhung, fei e8 durch die Oſtmacht, fei ed durd die Weit: 
macht, die endgültige Löfung der Frage abhängt. 

„Der Rhein Deutſchlands Strom, aber nicht Deutfchlands 
Grenze”, fo erflang der frifche Ruf an der Schwelle dieſes Jahr: 
hunderts. Cs war der Medruf beim Anbrud des neuen Tages, 
der Ruf des wiedererftehenden Deutſchlands. In ihm ift die ganze 
Frage zufammengefaßt. „In diefem Zeichen“, kann Deutfchland 
zugerufen werden, „wirft Du fiegen. Aber folge mannhaft dem 
Rufe! Harre treu aus in dem Kampfe! Träume von feiner Ruhe, 
folange das Ziel nicht erreicht iſt!“ Iſt es erreicht heute? Meil 


*) Vergl. hierüber v. Pfifter, Geftaltung Deuticher Reichs-Grenzen u. f. w- 


— — — — — —“ — A Knien 


auf einer kurzen Strede ein ſchmaler Streif linksrheiniſchen Gebietes 
Deutfhland zugelegt wurde, ſoll dadurch der Rhein Deutſchlands 
Strom geworden jein? Weder feine Quelle noch feine Mündung 
ift deutih. Nicht einmal die Mofel gehört uns ganz; ihr oberer 
Lauf blieb franzöfifh. Und nun gar die Maas? Und vollends 
die Schelde? Das alles aber ijt rheinifches Land. Ya, eine Rhein: 
frage iſt die Frage zwifchen Deutſchland und Frankreich. Sie ift 
von jeher nichts anderes gemejen. Aber in diejfer Weite muß jie 
gefaßt werden. Um das ganze Gebiet des herrlihen Stromes 
handelt es fich, welches ſich weit verzweigt nad Oſt und nad Weit. 
So gefaßt, führt die Nheinfrage zurüd zu jenem lotharingifchen 
Mittelreihe, auf defjen nördliche Hälfte Deutichland einen Anſpruch 
hat, der zurückreicht bis in die Zeit vor Cäfar d. h. joweit überhaupt 
die Geſchichte zurüddentt. Dies lotharingifhe Reich in feiner Nord: 
hälfte ift nichtö anderes, als ein Rheinreih. — Doch hier bejchleicht 
das Herz des VBaterlandsfreundes bange Bejorgnis. „Was heute 
franzöſiſch iſt“, Hört er, „joll franzöfiih bleiben. Deutjchland 
greift nicht zuerft an. Wird es aber auch angegriffen, fo fann es 
doh meiteres franzöfifhes Gebiet niht brauden.“ Es war 
aljo nichts mit dem Rhein, dem Strome Deutjchlands! Die 
Zeit der „realen Faktoren” hat für ſolche Ideale fein Verjtändnis 
mehr. Sie ift innerlih abgefallen von dem hohen Ziel, weicht 
feige zurüd und verzichtet im voraus. Nun wohl! Ihr wollt aljo 
den Rhein nit ganz? Dann müßt hr ihn ganz verlieren. 
Hier läßt ſich nichts teilen und halb abthun. Ein Ausmeiden hilft 
nichts; die Frage ift eine. Denkt an den Nedar! Denkt an den 
Main! Denkt an die nördlicheren rechtörheiniihen Zuflüffe! Wartet 
aljo, bis franzöfifhe Eroberung ihr Werk getan. Wenn es fo 
weit iſt, vergeßt nicht den Spruch: „Wer nicht hören will, muß 
fühlen”! Und, weil hr heute nicht wollt, wie Ihr jollt, — wundert 
Euch nicht, wenn eine Zeit fommt, wo Ihr follen werdet, wie Ihr 
nit wollt! 

„Aber Krieg! Krieg! Nur feinen Krieg!“, ruft es mir ent: 
gegen von allen Seiten; ‚Krieg iſt jchredlih!” Wer leugnet, daß 
Krieg ſchrecklich iſt? Aber es gibt Schredlicheres, als Krieg. Die 
Seiftesverfafjung eines ganzen Bolfes, welches die Furcht vor Krieg 
zum oberjten Bejtimmungsgrund feines gejamten Handelns macht, 
üt ſchrecklicher. Schredlider, als einfach Krieg, ift ein unglüd- 
liher Krieg. Verwitwete, Verwaiſte, Verjtümmelte, unheilbar 
Siehe, niedergebrannte Städte und Dörfer, verwüjtete Fluren, 
Sreuelfcenen, Wunden aller Art, die lange nachher no bluten, — 
ohne das gibt es feinen Krieg. Aber ein unglücklicher Krieg bringt 
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dies alles dappelt. Und während ein glüdliher Krieg hierfür 
auch Troft bringt, und zwar um fo Fräftiger, je Größeres durd 
ihn gewonnen wurde, je alljeitiger und reicher die Segnungen find, 
die hernach aus der blutigen Saat immer herrlicher feimen durd 
lange Jahre des Friedens hindurch, — mas bringt der unglüdliche 
Krieg? Zu allem anderen Jammer, den er verdoppelt, nod Dies 
herbſte Meh: Das Teuerfte, was der Menfh hat auf Erden, die 
Zufammenfafjung alles deſſen, was für ihn Liebe und Leben be 
deutet, dad NWaterland ift geichmälert, zerriffen, gefnechtet, ver: 
höhnt, vernidtet. Und während das freimillig übernommene Yeiden 
eines rechtzeitig und glüdli geführten Krieges begleitet ift von dem 
freudigen Gefühl erfüllter Pflicht, edler Mannhaftigfeit, vornehmlid 
aber von dem föftlihen Bewußtſein, Schreden und Verzweiflung 
abgewehrt zu haben von den Häuptern geliebter Angehöriger, von 
Haus und Hof, Heimat und Vaterland, — was kann umgekehrt 
bitterer fein, was grenzt näher an Verzweiflung, als das zu jpät 
fommende reuevolle Eingejtändnis, dies alles hätte abgewehrt werden 
fönnen; aber durd eigene Schuld, durch feiges Zurüdweihen vor 
dem Unvermeidliden wurde die Abwehr verfäumt? — Gibt es 
unter uns Yeute, graufam und blutdürjtig genug, um nad Krieg 
zu fchreien, weil fie die Leiden des Krieges herbeiwünfhen? Die 
an ihnen ſich weiden möchten, wie die alten Römer an den Qualen 
der Opfer des Circus? So fei ed doch endlich einmal vorbei mit 
den wüften, finnlofen Gegenreden, wenn hie und da wadere Männer 
ihre mahnende Stimme erheben: „Es muß Krieg geführt werden! 
Es hätte längjt fein follen! Schwere Fehler find begangen! Un- 
wiederbringliches iſt verſäumt““! Sei es dod endlich einmal vorbei 
mit den albernen Schlagwörtern: „Angſtmeierei! Kriegätreiberet ! 
Heterei und dergl.!“ Breche doc endlich die Erfenntnis ſich Bahn, 
daß Sole ernjte Männer auf "Krieg dringen, eben weil Krieg 
Ihredliih if. Weil, je eher er geführt wird, um fo mehr feine 
Leiden vermindert werden. Weil noch durd ihn Gewinn erreicht 
werden fann, mährend durd ein Hinausfchteben der Verluft*) 

*) Einer jener befremblichen Ausfprüche, durch welche Bismarck ſeit 
Jahren ſchon das allgemeine Urteil förmlich verwirrt, lautet: „Der teuerſte 
Friebe ijt billiger, als der wohlfeilſte Krieg”. Wie ſchief auch 
diefe Segenüberitellung fein mag — ſelbſt wenn es hieße: Der wohljeilite 
Friede ijt billiger, als der teuerjte Krieg, wäre fie doc falſch —, jo wird 
fie nichtö deito weniger wie eine Art Glaubensſatz wiederholt von vielen 
Blättern, auch außerhalb Deutſchlands. Man weiß wirklich nicht, jol man 
ſich Hier mehr wundern Über das gedanfenloje Nachſprechen oder darüber, 
daß der „große Mann“ es fertig bringt, jolde Behauptungen aufzutiichen. 
Ja, wenn ed Verjiherungsgejellihaiten gäbe fiir wohlfeile oder auch nur für 
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immer wahrſcheinlicher wird. Diejenigen dagegen, welche zum Ab— 
warten raten, entweder weil ſie unklare Köpfe ſind und die Un— 
vermeidlichleit des Kampfes, die drohende Gefahr einer Niederlage 
nicht erfennen, oder weil jie den billigen Ruhm mweichherziger 
Menfhenfreundlichkeit fuchen, oder endlich weil unter ſolchem Deck— 
mantel ein gemeiner Sinn und niedrige Beweggründe fich bei ihnen 
veriteden, — fie alle find in Wirklichkeit die Graufamen, melde die 
Leiden und Verluſte des Krieges in vollitem Maße herbeimünfcen. 
Sie werden den Fluch derer auf fich laden, über welche er fpäter 
hereinbriht mit allen feinen Schreden. Sie find an ihrem Teile 
Ihuldig an der namenlofen Trübfal, deren Wogen dann über 
unjerem unglüdlihen Volke zufammenjchlagen werden. 

Es war endlih Zeit, haltlofem Gerede gegenüber einmal die 
Wahrheit der Sache ins Licht zu ſetzen. Aber weil ich es zu thun 
habe mit — Deutſchen, jo muß ich gefaßt fein auf den finnlofeften 
Einwand. „Wie auch der Krieg verläuft”, fagt vielleiht ein jog. 
Kosmopolit d. 5. in Wahrheit ein vaterlandslojer, ehrlojer, ge: 
meiner Schurfe, „ein Teil muß doch der verlierende fein. Und 
warum gerade Franfreih?” Und zu ſolchem heimatslofen Welt: 
bürgertum geſellt ſich vielleicht unklare Nächitenliebe, verbunden mit 
franfhafter Gottergebenheit. Sie langt an bei der VBerrüdtheit eines 
zärtlihen Mitleids mit dem unglüdlihen Franfreih. Sollen wir 
die Veranlajjung fein, daß diefes arme Land von der Geifel des 
Krieges heimgejucht wird? Nimmer! Da warten wir lieber ab, 
„was Gott jchidt”, wenn es fein fol, auch das namenlofejte Elend 
für Deutfchland. Als Hätte derfelbe Gott, wie E. M. Arndt jagt, 
niht auch „Eiſen wachſen laſſen“! Gab er nicht dem Manne des 


glüdlihe Kriege! So wie aber bie frage thatjächlich liegt — und darauf 
müßte e8 einer Rolitif der „realen Faktoren” doc antommen —, fann jehr 
wohl ein zu lange gemwahrter Friede d. 5. ein zu ſpät geführter Krieg 
legteren zu einem verlujtreichen machen. Friede und Krieg jtehen aljo feines: 
wegs notwendig in einem gegenſätzlichen, fie können ebenjogut in einen 
urjäglichen Verhältnis jtehen. Der Friede, einerlei, ob teuer oder wohl: 
feil, fan der Grund eines teuren Krieges fein. Um alſo die Klojten eines 
ſolchen Friedens richtig zu berechnen, müjjen alle Koiten und Verluſte des 
nadhjolgenden Krieges, der ohne ihm glüdlich verlaufen wäre, wg 
werben. — Und ijt denn der bewaffnete Friede von heute an und für fich 
nicht ebenjo ichlimm, ald Krieg? „Aber wenigjtens fojtet er feine Menjchen: 
leben”, heißt ed. So, oberflächliche Aufiafjung, was weißt Du davon? Wird 
nicht Durch ihn der „Kampf ums Dafein” immer erbitterter? Und dieſer 
Kampf fordert auch jeine Opfer. Er trägt Sorge und Kummer in die 
Familien hinein, führt zu Siehtum und Tod durch Ueberanſtrengung und 
Entbehrung, zu Selbftmorb aus Verzweiflung und dergleihen. Wenn auch 
dieje langjamen Qualen fich nicht für das Auge zulammendrängen im ein 
einziges Bild, jo find fie darum doc nicht weniger jchredlich. 
3* 
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Zorns Gewalt, daß er bejtünde bis aufs Blut, bis in den Tod 
die Fehde? Mit welder Menſchenfreundlichkeit und chriſtlichen 
Nächſtenliebe Franfreih feit Jahrhunderten Krieg geführt hat in 
Deutichland und ihm Friedensbedingungen auferlegte, das lehrt die 
Gedichte. Und zugufehen bei Zeiten, daß es damit bei dem Ver: 
gangenen, welches wahrlich jchlimm genug gemwejen, fein Bewenden 
habe, das ift Menſchen- und Chrijtenpflicht gegen die nächſten An- 
gehörigen und das Vaterland. Frankreich wird doch niemals dauernd 
Ruhe halten. Die Ueberzeugung von der Unmöglichkeit des Gegen: 
teils follte heute auch für den Blödeften unumſtößliche Gewißheit 
jein. Und iſt es in diefem Falle erlaubt, zu warten, bis Frank— 
reich die Gelegenheit paßt, bis alles für feine böfen Abjichten am 
günftigften liegt? Sole Thorheit iſt eigentlih der Sinn der viel 
gerühmten, falich gerühmten Bismardfchen Friedenspolitif. Als hätte 
nicht jeder gute TFeldherr die Aufgabe, dem Gegner, fo viel als 
möglih, zuvorzufommen! Als wäre es bloß Pflicht, das began- 
gene Verbrechen zu jtrafen! Als müßte nicht aud feine Ausführung, 
jo viel als möglih, verhindert werden! Gerade im Namen des 
allgemeinen Friedens wäre Deutichland berufen gemwejen, glei) das 
erite Mal mit Frankreich gründlich abzurechnen, oder wenigjtens das 
damals Verfäumte rechtzeitig nachzuholen. Die Schreden des Krieges, 
die Verlufte der Niederlage, fie müfjen auf Franfreih fallen oder 
auf Deutfhland. in drittes gibt es nit. Und warum foll es 
nicht Frankreich fein? Cs hätte ja bleiben fünnen, wo eö war. 
Franz I., Ludwig XIV., Napoleon der I. und III. haben ſtets Vor— 
wand gejucht zum Streite mit Deutihland. Und das radhebürjtende 
Frankreich von heute fett nur dies alte Unredht fort. Obwohl der 
angreifende Teil 1870, hat es nur ein winziges Stück herausgegeben 
von dem, was uns gehörte jhon vor Cäfars Zeiten, worauf Die 
Völferwanderung, das Franfenreih, das ganze Mittelalter durch 
vielhundertjährigen Befit uns ein erneutes Recht*) gaben. Und 
wenn nun Frankreich heute unzmeideutig jagt: „Ich mwill den Krieg““, 
melden Grund hätte Deutjchland zu fagen: „Ih will den Krieg 
nicht‘? 

Freilich iſt ein gefchichtliches Necht niemals bedingungslos. Die 
Geſchichte tjt ein MWerdendes. Die urfprüngliche Art, wie Franfreidy 
im Laufe der Zeit immer wieder deutjches Gebiet an fih riß, war 
zweifellos ein gejchichtliches Unreht. Aber die Art, wie e8 Dies 
losgerifjene Gebiet nun auch fejthielt und allmählich ſich aneignete, 





*) Die Gejchichte jcheint zumeilen jelbit in ihre Zahlen eine abtichtliche 
Bedeutjamfeit zu legen. 870! 1870! Klingt das nicht fajt wıe ein Mahnruf: 
„Gedenke der taujendjährigen Aufgabe!*? 


— BE 


verrät offenbar eine große Kraft echten Volkstums, eine Tüchtigkeit 
auch fittlihen Urfprungs. Und leider liegt in der Art, wie Deutſch— 
land alle diefe Verlufte verſchmerzt und vergefjen hat,*) eine innere 
Untüdtigfeit. Unſere politifche Unfähigfeit führt ſich zurüd auf 
fittlihe Mängel. Und je länger ein folder Verzicht, unfittlih an 
ih und nur erflärlih durch fittlihe Mängel, ſich hinauszieht, um 
jo mehr hört natürlich das uriprünglide geſchichtliche Nedt, 
weil nicht geltend gemacht, auf, ein fittlich begründetes zu fein, 
Aber dies iſt auch der einzige Einwand, der erhoben werden fann 
gegen die Befugnis Deutjchlands, von feinem alten Rechte Gebraud 
zu mahen. Und ih frage: Kann es für Deutichland gut und 
förderlich fein, wenn diefer Einwand, der aus fittlihen Mängeln 
unferes Volkes feine Kraft zieht, immer gemichtiger wird? Wer es 
mit unferem Wolfe wohl meint, fann er dazu raten und dazu bei: 
tragen? 

Ein um drei Monate verlängerter Krieg im Jahre 71 hätte 
vorausfichtlih die drüdenden Zuſtände bemwaffneten Friedens, die 
heute auf Europa laften, erheblich gemildert und möglicherweije den 
zweiten Krieg mit Franfreih, der jest unvermeidlih geworden ift 
und, je länger er hinausgefchoben wird, nur um fo entjeßlicher 
werden muß, ganz entbehrlid gemadt. Jene lesten drei Monate 
Krieg hätten Deutfchland in den Stand geſetzt, mit Frankreich einen 
endgültigen Frieden zu ſchließen, wie ihn ein wirklich „eiſerner“ 
Kanzler, ein wirfliher „Staatsmann” fich nicht hätte entgehen lafjen. 
Anftatt der völlig ungenügenden drei Departemente, deren eines, in 


*. Die imnter wiederholten „Abbrödelungen”, durch welche Frankreich 
im Laufe der Zeit Deutichlands Weitgrenze in geradezu unerhörter Weije 
verfhoben hat, iind furz, flar und vollitändig zufammengefaßt in einer 
Ueberficht von R. Ujinger, „Die Grenze zwilchen Deutihland und Frank— 
reich, eine Hiitoriiche Skizze" ; Berlin 1870, E ©. Mittler und Sohn. Sehr 
bedauerlich ift es freilich, dan der Verfaſſer, in Webereinitimmung mit ber 
allgemeinen bdeutihen Schlaffheit, ſich nicht Hat entichlieken können, 
Städte, die nachmals franzöjiih wurden, mit ihrem alten deutichen Namen 
zu bezeichnen. Wie befremdlich für den nicht Unterrichteten, wenn er hört 
von Gebieten, die ehemals deutſch geweien jein jollen, — mit lauter frans 
zöfiichen Namen!! Höchſt verwunderlich ericheint eö ferner, wenn dieſe beredte 
Ueberfiht in die Schluffolgerung einer jo geringen NRüdforderung von 
rranfreich ausläuft. Freilich gelangt der zweideutige Ausdrud Yorhringen 
nicht zu Hinreichender Klarheit. Iſt nur ein fjogenanntes d. h. Deutſch— 
lothringen gemeint oder dad wirkliche d. 5. ganze Lothringen? Nach 
©. 63 und einzelnen früheren Stellen jcheint leßteres der Fall zu fein; und 
daun allerdings wäre die Verwunderuug minder groß. Gin Friedensſchluß 
71, der auch mur die8 voll und ehrlich erreicht hätte, das wirfliche d. 5. 
ganz Lothringen und wiederzugeben, könnte nicht ohne weiteres als Jeder: 
fuchſerei bezeichnet werben, 
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Wirklichkeit nur der vierte Teil Lothringens,“ dennoch großſprecheriſch 
mit dieſem Namen bezeichnet wird, wären von Frankreich zwölf) 
Departemente gefordert worden, in Form von vier Reihsländern. 
Das jegige Reichsland hätte einfach Elſaß geheigen. Hinzugelommen 
wären 2. ein wirkliches Lothringen, 3. ein Reichsland Hoch— 
burgund, 4. ein Reichsland Flandern. Wie ein ungezogenes Kind 
ftellt Frankreich fih heute nur um fo ungebärdiger, je nachfichtiger 
es behandelt wurde. Dann aber hätte ed, um es ganz hausbaden 
zu jagen, wirklich „Reſpekt“ gekriegt, was 1871 nicht der Fall 
geweſen ift und nicht der Fall fein fonnte. Es hätte fich gehütet, 
ein zweites Mal anzufangen, und wäre überdies zu fehr geſchwächt 
geweſen. Durch diefe Politif, nicht der „freien Hand’, hätte 
Deutichland freie Hände befommen nad) einer anderen Seite Hin. 





dieje Forderung durchzuiegen wuhte gegen den Willen Bismards. 
Was letteren nicht abgehalten hat, wiederholt rühmend hervorzuheben, er 
babe nicht einmal Met gewollt. Um jo jchlimmer, wenn er fo wenig von 
der Sache verjtand! 

**) Die mehrfach erwähnte Schrift v. Pfifterd, obwohl teilmeije von 
jehr verichiedenen Gefichtöpunften ausgehend, gelangt ungefähr zu der näm— 
lien Schlußfolgerung. Gewiß ein günftiges Zeichen für eine Rechnung, 
wenn biejelbe, obwohl verjchieden angejtellt, zu dem gleichen Ergebnis führt. 
Diefe zwölf Departemente — eine Forderung, liber deren Maßlofigfeit natürlich 
der deutſche Spiekbürger jih vor Entiegen nicht zu lafien weiß — be: 
zeichnen das wohl erwogene Maß bejien, was erreicht werden muß. War 
vollftändige Erreihung nicht möglich gleich beim eriten Kriege, ſo folgte 
daraus nur die Notwendigfeit eines zweiten Krieges, und zwar mit bem 
geringiten Zeitverluft geführt. So viel als möglid aber mußte gleich das 
erite Mal erreicht werben. 

Gewiſſe Yeute behaupten zur Rechtfertigung Bismards, er habe 1871 
nicht mehr fordern können, Deiterreihd, Ruklands und Englands wegen. 
Angenommen, ed wäre jo, mas wird dadurch bewieſen? Sicherlich alles 
andere, — nur nicht, daß Deutichlands Haltung ſeit 1871 bie rihtige ge- 
weien. Denn welden Sinn hatte dann die faft trunfene Zufriedenheit und 
Selbitzufriedenheit, dad Prablen, als jei nie in ber Geſchichte Dageweſenes 
erreicht ? Grollender Zorn des Vergewaltigten, dem der mwohlverdiente Lohn 
jeiner Mühen aus den Händen gewunden ward, fejter Entſchluß, unbeirrt 
durch zeitweiliged Miflingen, das verweigerte Recht bei der eriten Ge: 
legenheit zu nehmen, — Dies war dann die allein würdige Haltung. Es 
wäre in ſolchem Falle Die Haltung jedes anderen Volkes geweien. Urt 
möglid war es, daß Bismarck, wie Bewer in feiner legten Schrift (S. 10) 
mit Anführungszeihen bervorhebt, nicht häufig genug erklären fonnte, er 
babe fich nach dem letzten Kriege völlig „jatt“ gefühlt. Alſo aud) jo ift es 
nichtö mit der neuen deutſchen Herrlichkeit. Sondern es bleibt dabei: Die 
Deutihen, Bismard einbegriffen, veritehen nicht, um was es ſich zwiſchen 
Deutihland und Frankreich handelt. Sie verjtehen vor allen Dingen nicht 
die bringende Notwendigfeit der Forderung, den unabweisbaren 
Ernſt der Lage. 
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— ‚Aber nein”, ruft mir die ganze Schar der urteilälofen Nach— 
fpreher entgegen. „Was für ein Blof am Bein mären dieſe 
durh und durch franzöfifchen Länder geworden, ein mwahres 
Venetien für Deutſchland!“ Aber ſeid Ihr ſchon da geweſen? 
Geht doch hin in das departement du Nord, wo die Bauern 1870 
fih freuten über die deutfchen Siege! Ob fies noch thun, weiß 
ih nit. Geht hin in das Land, welches Ihr „Franche-Comte* 
nennt, in die Freigrafihaft Burgund, uud feht Euch die fernigen, 
biederen Leute an, die zwar in Sprade und Gefinnung heute 
franzöfiih find, aber ſonſt in dem innerjten Kern ihres Wefens 
urdeutih! Geht Hin zu der Stadt, die Ihr nennt ‚Nancy‘, und 
lernt von dem Elſäſſer deutſch Iprechen; er jagt Nanzig! Seht, wie 
die Deutfchen dort hinſtrömen trog Haß und Verhöhnung, Hinderung 
und Gefahr! Iſt nicht in Deutjchland überfhüffige Bevölferung genug, 
mit der allein man im Laufe eines Jahrhunderts größere Länder: 
ſtrecken deutjch machen könnte, ala diefe? — Aber ein weiteres Ein: 
gehen auf die Art, wie jene neu ermorbenen Gebiete hätten be: 
handelt werden müfjen, ijt hier unmöglich; fonft würde diefe zu 
jehr ſchon anfchwellende Unterabteilung zu einer eigenen Schrift 
werden. Ganz anders natürlih, als mie "die wenigen Elfäffer be: 
handelt worden jind, die folche verkehrte Behandlung eher franzöfiich 
gemacht hat, als deutſch, — nad) einem viel fühneren, großartigeren 
Plane, wie überhaupt die ganze Politik Deutfchlands dann groß: 
artiger geweſen wäre und, weil fie die Fragen richtig und gründlich 
gelöjt haben würde, jo auch lange Zeit in Ruhe auf die Früchte 
hätte warten fünnen. — Nur zmweierlei will ich daher zu bedenken 
geben. Wäre es etwa für Deutichland fein Vorteil gewejen, wenn 
in einem zweiten Kriege, falls ein folder überhaupt noch auäge- 
brohen wäre, die deutjchen Heere gleich dieſe weit vorgejchobene 
Grenze hätten überjchreiten fünnen, um faft unmittelbar einzudringen 
ins Herz des feindlichen Landes? Wäre es fein Vorteil geweſen, 
wenn die zahlreihen Feitungen hinter diefer Grenzlinie jchon vor 
Beginn des Krieges in deutjchen Händen ich befunden hätten? 
Nicht Straßburg und Met an fih find die wahren Grenzpläße 
Deutſchlands. Ein Blid auf die Karte genügt, um Folgendes zu 
beweifen: Die eigentlihe Grenzburg Deutfchlands ift das loth- 
ringifhe Hochland, — nidt, wie heute, und nod dazu un- 
gleih, zwischen Deutſchland und Frankreich geteilt, jondern ganz in 
deutfhen Beſitz. Der Argonnerwald und die Ardennen jind der 
eigentliche Grenzwall Deutjchlands, nicht der Wasgau. — Seit dem 
legten Kriege hat ein Wettlauf begonnen zwiſchen Deutfchland und 
Frankreich, wer am meiften Soldaten auf die Beine bringen und 
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am längften die größten Summen auf das Heer verwenden fönne. 
Diefer Wettlauf, der anfangs uns zu beluftigen ſchien, mweil wir 
meinten, Frankreich fünne es nicht aushalten, oder es habe nicht jo 
viel Leute, fängt an uns unheimlich zu werden. Darum frage id: 
Wäre es fein Vorteil gemweien für Deutichland, wenn in jenen 
zwölf Departementen, die wir hätten nehmen müſſen ftatt der allzu 
befcheiden geforderten drei, und aus denen Frankreich in den letzten 
Jahrhunderten gerade feine trogigiten Streiter, die franzöftfchen Er— 
oberer den Kern ihrer Heere gezogen haben, wenn es in ihnen feine 
Truppen mehr hätte ausheben fönnen ? Deutfhland braudte gar 
nicht dieſe widerjtrebenden Beitandteile in feine Reihen einzugliedern, 
wenn nur Frankreich aus ihnen nicht hätte geichulte Soldaten 
maden können. Ih frage: Wäre es fein Borteil geweſen für 
Deutihland, wenn Franfreih, ohnehin fhon fo reih an Hülfs— 
quellen, in diefen weiteren neun Departementen feine Steuern 
hätte erheben fönnen, fondern diefelben in Deutichlands Kafje ge: 
flofjen wären? — Dod dies alles, obwohl der Verlujt jener zwölf 
Departemente wahrſcheinlich von vorne herein in Frankreich den 
Gedanken eines Wettlauf mit Deutihland gar nicht hätte auf: 
fommen lafjien, — ift noch immer nicht die Hauptjahe. Bon ihr 
ſcheint Bismarck durchaus feine Vorftellung gehabt zu haben. Sonit 
fonnte er nicht das Hauptgewicht legen auf Grenzberichtigung, auf 
Grenzfeftungen oder auf den Umftand, ob die von Frankreich zu 
fordernden Gebiete augenblidlih franzöfifh find oder nit. Um 
dieje bisher franzöfifchen Gebiete handelte es fi gar nicht vorwiegend 
bei einem richtigen Friedensſchluß, wohl aber um den Keil, ver 
hineingeſchoben werden mußte zwiſchen Franfreich und die jog. neu— 
tralen Staaten, um diefelben von Franfreih zu trennen und fran- 
zöfiihem Einfluß zu entziehen. Die Zwiichenftanten Holland, 
Belgien und die Schweiz alle drei find aus deutfchem Fleiſche ge: 
fchnitten. Aber, was vormals deutſch war, das ſteht heute, mie 
ebenfalls Yuremburg, zum größten Teil unter europäifcher 
Garantie, auh gegen Deutihland. Auch nicht im entferntejten 
wird daran gedacht, gegen diefe drei Staaten felbit jemals Gemalt- 
maßregeln zu empfehlen. Frankreich, wenn es der Herr wird über 
fie und Damit audb über und, wird nicht verfehlen, ihnen 
Gewalt anzuthun. Deutichland braudt dies nicht. Aber franzöſiſchem 
Einfluß müfjen fie entzogen werben.) — Es ift immer wieder 


*) Wie weit oftmals in Deutichland das Verſtändnis für außmärtige 
Angelegenheiten reicht, zeigt augenblidlih (Mai 1891) die frage der Gr: 
mwerterung des Wahlrechts in Belgien. Ausnahmlos, nicht bloß in freifinnigen 
Blättern, wird tie als etwas (Frfreuliches, ja Wünſchenswertes bezeichnet. 
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dasjelbe. Jenes alte Lotharingien in feiner nördlichen Hälfte, das 
Rheinland im meiteren inne, die drei Länder Schweiz, Holland 
und Belgien mit dem zu ihrer Trennung von Frankreich nötigen 
Gebiet, — darum handelt es ſich in dem nunmehr taufendjährigen 


Nirgends eine Andeutung, daß dieje Aenderung, mag jie auch vielleicht un: 
abmweiöbar fein, doch nimmermehr für Deutihland erwünſcht iſt. Sie be: 
deutet nur eine meue Kräftigung bes ohnehin in Belgien jo jtarfen fran- 
zöſiſchen Geiftes. An und für fih fchon, als PVerfaffungsänderung, ſchafft 
ie eine Verwandtichaft mehr mit dem republifanifchen Frankreich; außerdem 
aber gelangen durch fie in diefem Fall gerade Die Beitanbteile der Bevölfe- 
rung zu größerer Geltung, bie ihrer aanzen gejellichaftlichen Lage nad) 
naturgemäß zu jenem hinneigen. — Freilich für wie viele Landsleute würde 
nicht der Hinweis darauf, daß die vlaemiſche Bewegung bejonders in Flerifalen 
Kreifen gerördert wird, vollitändig genügen, fie zu Gegnern berielben zu 
maden! Wenn umgekehrt in alter und neuer Zeit z. B. franzöfiiche Katho— 
Iifen auswärtige Proteftanten unteritügen, ruffiiches orthodores Gäfarentum 
im Ausland andere Glaubensgemeinſchaften und jelbft Umifturzvarteien 
fördert, jo ericheint und Deutjchen dies gleich ald Mangel an Ueberzeugung. 
In Wirflichfeit handelt es fich dabei mur um eine verjchiedene Ueber: und 
Unterordnung. Für die anderen Völker ift das Vaterland höchſte Ueber: 
zeugungsfrage; ob fatholiih ober proteitantiih, ob freifinnig oder das 
Secenteil, fommt für fie erit in zweiter Finie in Betracht. Zugegeben auch, 
wir Deutiche hätten bier von einem höheren Standpunft aus Recht — was 
keineswegs ohne weiteres ficher iſt —, jedenfalls ift diejer Unterſchied für die 
geringe Yebendigfeit des vaterländiichen Gedankens bei uns, für die mangelnde 
Widerftandsfraft, die dem deuiſchen Volksdaſein innewohnt, ein betrübendes 
Zeichen, Doppelt beunruhigend im Hinblif auf eine Zufunft, wo aller Vor: 
außficht nach deutſchem Volkstum die Art an die Wurzel gelegt werden wird, 

In wirflid kläglicher Weile zeigte fich dieſe politiiche Verſtändnisloſig— 
feıt der Deutichen vor einigen Jahren, Boulanger gegenüber. Unſere Nach: 
foınmen werben bier vergeblich ſich abmühen, das Unfahliche zu faſſen. Eine 
geradezu beijpielloje Gunſt des Glückes wollte ed, daR bei dem unverſöhn— 
lihen, nur auf Rache finnenden Gegner ein Emporkömmling allgemaltig 
wurde, wie er unfähiger nicht gedacht werden fonnte. Die Begeijterung für 
Voulanger war bei den Franzoſen zu einer förmlichen Verrüdtheit geworden 
und hatte ihnen alle klare Belinnung geraubt. Was hätte bier jedes 
andere Wolf an Deutichlands Stelle gethan? Es hätte fich .geitellt, als 
nahme es Boulanger ernfthait, als jei ihm bange, als hielte es ihn 
für einen zmeiten Moltke. Natürli wäre ihm dann erft recht von ben 
Franzoſen erlaubt worden, das ganze Heerweſen in Unordnung zu bringen, 
worin er ſchon viel geleiitet hatte, ſchließlich Deutſchland den Krieg zu er: 
Mären und durch jeine Kopflofigkait denjelben zu einem zweiten Roßbach zu 
geitalten. Was that anjtatt deſſen Deutichland? Es ruhte nicht, bis es 
Frankreich aus jeiner Verblendung herausgerifjien. Nachdem der Schnäbele- 
fall zur Ruhe gefoınmen, trat Boulanger in das neugebildete Minijterium 
Rouvier nicht wieder ein. In Frankreich war damals die Weberzeugung 
weit verbreitet, Hier jei deutjche Einwirkung thätig geweſen; und es eit- 
ſpräche durchaus dem Verfahren Bismards an anderen Stellen, wenn bieje 
Ipätere Gegenleijtung Frankreichs gleich ausbedungen worden wäre in dem Augen: 
blid, wo Deutſchland in der Schnäbelefrage nachgab. Kurz umd gut, jeitdem 
ihwand Bonlangers Anjehen mehr und mehr. Nüchternheit und flarer 
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Ringen. Und immer aufs neue muß e3 der Halbheit und unflarem 
Abwarten wiederholt werden: Die Frage wird ihre Löfung finden 
voll und ganz, wenn nit in dem einen Sinne, dann in dem 
entgegengejegten. 


Doc lange genug ift gehandelt von diefem allerdings wichtigſten 
Punkte. — Es war eine gefchichtliche Notwendigkeit, daß langſam 
im Nordoften Deutihlands eine feite Macht fih bilden mußte, 
damit von diefem fejten Stügpunft aus, und zeitweilig fogar in 
Anlehnung an einen nod) öftliheren Nüdhalt, endlih dem unabläffigen 
Zurüdweihen im Weſten Halt geboten würde. Doch die geihicht- 
lihen Notwendigkeiten wechſeln. Seit Anfang dieſes Yahrhunderts 
hat ſich jene gefchichtlihe Notwendigkeit in ihr Gegenteil verwandelt. 
Deutichland mußte nah Weſten bin ein fo entjhiedenes 
Uebergewicht erlangen, daß es von hieraus, gleihjam mit feft 
angelehntem Rüden, nunmehr feine volle Aufmerffamfeit und feine 
ganze Kraft wenden fonnte nah — Dften! Was lange fhon immer 
deutlicher fih anfündigte, it ſeit den legten zehn Sahren plöglich 
mit unabweisbarer Notwendigkeit an uns herangetreten: Ein Kampf 
gegen Rußland. Aber leider, um für ihn freie Hände zu haben, 
mußte Deutfchland vorher im Weiten fertig fein. Sonſt trat der 
heutige Zuftand ein, daß nämlich Deutichland, nit fertig mit 
FSranfreih, mit Rußland nicht anfing, fondern abwartete, bis 
Rufland und Franfreih Zeit gefunden hatten, fih die Hand zu 
reihen und ihm einen ungleihen Kampf aufzudrängen. Dieie 
Thorheit wiederum ift der eigentlihe Sinn der falih gerühmten 


Blid fehrten bei unjern Nachbarn wieder; und heute fteht dort an Der 
Spite der Heereßleitung Miribel, der vielleicht im Ernſte ald ein fran- 
zöſiſcher Moltke bezeichnet werden fann, Das iſt fertig gebradt — 
Während diejer ganzen Zeit und noch lange nachher — nebenbei ein Zeichen 
für die Erfindungsgabe der Mittelmäfßigfeit von heute — hatten beutjche 
Blätter nichts Angelegentlichered zu thun, als beftändig über Boulanger zu 
wigeln, über die Franzoſen zu fpötteln, ohne zu ahnen, daß bei diefer ganzen 
Sade uur Eins wirflid zum Spott herausforderte, ihre eigene unbegreifliche 
deutſche Dummbeit! — Uebrigens jollen Moltfe und andere tüchtige 
Leute, wie Walderjee, 57 für den Krieg geweſen jein. Bismarck dagegen 
fönnte leicht in irgend einen Fünftigen Anterview das oben geforderte Be— 
nehmen gegen Frankreich als „unmoraliſch“, al „undriftlih” verdamınen. 
Die edelmütige, gerührte Auffaffung der äußeren Berhältniffe nimmt jeit 
einigen Nahren bei ihm bedenklich zu. Sie erinnert etwas an den Wolf, der 
im Alter tugendhaft wurde. 
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Bismardihen Friedensweisheit. Sie ift das Gegenteil deſſen, was 
jeder tüchtige Feldherr thut. Wenn zwei feindliche Heere heran: 
ziehen, fuht er um jeden Preis ihre Bereinigung zu verhindern 
und fie einzeln zu ſchlagen. Nach dem gleich gründlich zu Ende ge: 
führten erften Krieg mit Frankreich hätte Deutſchland vor reichlich 
zehn Jahren, in Gemeinfhaft mit Defterreih, Rußland den Krieg 
erflären*) müfjfen. Und wären ebenjo weitſchauend die Friedens— 
bedingungen gejtellt nad Dften, wie nad; Mejten, dann mwäre ein 
dauernder Friede angebrodhen. Seit zehn Jahren hätten wir ihn 
Ihon! Das aber wäre ein gefunder Friede gewefen, die Ruhe nad 
gethaner Arbeit, der einen Weg geführt hätte aufwärts zu immer 
größeren Segnungen, im Gegenſatz zu dem faulen Frieden von 
heute, der die Völker befchwert Jahrzehnte hindurch mit erdrüdender 
Laft und zulegt abwärts führt in die Höllentiefe eines greulichen 
Vernichtungskampfes. 

Viel iſt in früherer Zeit geredet worden von einem europäiſchen 
Gleichgewicht. Wenn aber dies Wort jemals einen Sinn hatte, ſo 
hat es ihn heute hinſichtlich des ruſſiſchen Hundertmillionenreichs. 
Hier iſt das Gleichgewicht völlig verſchoben und verſchiebt ſich immer 
mehr, bis alles ſich überſchlagen wird. Das Gleichgewicht aber iſt ver— 
ſchoben, weil ein Gegengewicht fehlte. Es fehlt hier etwas. Was 
fehlt? Kein Zweifel iſt möglich: Ein Staat. Und welcher Staat? 
Wiederum iſt kein Zweifel möglich: Polen. — Die Schmach des 
deutſchen Namens in den mißhandelten Oſtſeeprovinzen hätte ein 

*) Zu den ganz vereinzelten Ausnahmen eines Widerſpruchs gegen die 
auswärtige Politif Bismards gehört die Flugſchrift: Videant consules 
u. ſ. w. Dieſelbe ftiht mohlthuend ab gegen das heute iandesübliche ge: 
danfenloie Nachſprechen und unaufhörliche Breittreten derjelben Anfichten, 
wodurch die öffentliche Meinung jo lebhaft erinnert an jene Hämmel, die 
alle den Sprung an derfelben Stelle ausführen, wie ber erſte. Obmohl eine 
furze Zeit lang ziemlich lebhaft beiprochen, hat diefe Schrift doch keineswegs 
au nur im entfernteften die verdiente Beachtung gefunden. Sie ijt nie 
widerlegt worden, fondern höchſtens albern beipottet, dumm angegriffen 
und jchlieglih todtgejhmwiegen. Ganz befonders iſt fie denen zu empfehlen, 
die von der augenblidlihen Macht Deuiſchlands eine jo übertriebene Vor 
ſtellung Haben, daß fie fich einbilden, dieſes fönne nötigenfalls es allein auf: 
nehmen mit Rußland und frankreich zugleih, — ſowie auch denen, für bie 
es num einmal wie ein Glaubensjag feftiteht, daß Deutichland, mögen jeine 
Nachbarn aud) noch jo jehr gearbeitet haben, wie durch eine bejondere Gnade 
von oben unter allen Umftänden der militärifche Mufterftaat jein und bleiben 
muß. — Hinfichtlich unferer Forderungen an Frankreich fommt freilich der 
Verfajier über die herrichende Unflarheit nicht hinaus, obwohl aud er die 
Verſäumnis Deutihlands im Jahre 87 hervorhebt, um jo mehr 
erfennt er wenigſtens Rußland gegenüber die dringende Notwendigkeit 
fräftigen Auftretens. 
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rechtzeitig mit Rußland geführter Krieg uns eripart. Mas aber 
ans ihnen zu maden gemejen wäre nad) ihrer felbjtverjtändlichen 
Trennung von Rufland, was aus Finnland, — dies und Aehn: 
liches wäre erft in zweiter Linie in Betracht gefommen. Die Haupt: 
fahe war und ift eine Spaltung des Panſlavismus durd ein 
zwifchen Deutſchland und Rußland hineingefchobenes, lesterem feind: 
liches Polen. Merfwürdige Umkehrung des Sachverhalts! m 
Weſten, wo das Mittelreich beftimmt ift zum Verſchwinden, meint 
Kurzfihtigfeit und Unklarheit, die Dinge würden bleiben, wie 
fie find. Im Oſten, wo ein Mittelreih entjtehen muß, meint fur; 
fihtige Unflarheit abermals, es fünne bleiben, wie es iſt. Handelte 
es fih um Vermutungen, feien diefelben noch jo ſicher begründet! 
Aber es handelt fih um Thatfadhen, um die Geſchichte! Jenes Mittel- 
reih im Weiten hat die längfte Zeit über nicht beitehen können; 
jenes Mittelreih im Dften war da. War es bloß da? Nein, 
es iſt da noch heute; nur, daß ihm fein Recht nicht wird. Das 
ſchändlichſte gefhichtlihe Unrecht ift hier geichehen und geſchieht noch 
heute.*) — Auf diefem Punkte wird wohl die Bismardiche Politif 
die meiften Gegner finden. Hier wird wohl mehr .ald einer den 
Kopf jhütteln über die Hartnädigfeit, mit welcher der greife Reichs: 
fanzler, deſſen äußere PBolitif auch hier mefentlih noch immer in 
Kraft bleibt, ſich darauf fteift, von der gewohnten Fährte nicht ab: 
zulaffen. Noch Fahre hindurh wurde Rußland die deutfche Freund: 
Schaft förmlih aufgedrängt, während legteres jchon unzweideutig zu 
verftehen gab, daß es für folde Freundfhaft danke. Die Polen, 
deren Mitwirfung unentbehrlih ift zur Abwehr der von Rußland 
her drohenden Gefahr, wurden nad wie vor zurüdgeitoßen. Der 
Wanderer aber, welcher eigenfinnig auf dem zuerit eingeichlagenen 
Wege weitergeht, mögen auch links oder rechts wiederholt Weg: 
weiſer ihm andeuten, daß dorthin das Ziel liegt, wird ficherlich fehl: 
gehen. — Mit dem Warten Ruflands, wie aud Franfreihs, kann 
das Abwarten Deutfchlands nicht entfhuldigt werden. Dieſes wartet, 
meil es den Frieden will; jene warten, weil fie den Krieg mollen. 
Sie warten in böswilliger Abjicht, weil fie mit ihren Vorbereitungen 
noch nicht fertig find oder die Gelegenheit noch nicht günftig genug 
finden. Rußland insbefondere wartet, indem es zugleih in ver 
Etille unermüdlih, mit fieberhafter Anftrengung thätig ift, jeme 
Zwiichengebiete, auf welche Deutichland bei einem zufünftigen Kriege 
ſich haupfädhlic ftügen muß, fo viel als möglich innerli mit fich zu 





*) Daß troudem nicht gedacht wird an eine Wieberheritellung Volent 
gerade auf Koiten Deutichlands, bedarf wohl Feiner Erwähnung. Es 
gäbe vielleicht Meittel und Wege, hier:beiden Teilen gerecht zu werben. 


verjhmelzen. Es hat in diefer Arbeit ſchon bemerkenswerte Erfolge 
erzielt. Und es wäre cin Narr, wenn es in ihrer Fortſetzung ſich 
jelbft jtörte, da Deutichland die Gutmütigfeit befitt, es darin 
nicht zu jtören. Wenn ich auf meinem Zimmer arbeite, während 
ein Einbrecher dabei beichäftigt it, meine Schränfe und Koffer 
auszuplündern, follte meine Bitte bei ihm nicht Gehör finden, wenn 
ih ihn anflehe auf den Knieen, er möge mid in meiner Arbeit 
nicht jtören? Wenn daher Deutjchland das zeitweilige Friedenhalten 
Rußlands und Frankreichs für ein Eingehen auf jeine friedlichen 
Abfichten nimmt, fo ift dies wirklich eine Verblendung, eine Leicht: 
gläubigfeit, eine Michelei, für mwelche überhaupt der richtige Name 
fehlt. Dover follte die Sache anders zufammenhängen? Sollte feine 
riedensliebe gar nicht mehr die edle „Ruhe des Starfen” fein, 
der feiner Sache gewiß iſt? Sollte es im Stillen ſich eingejtehen, 
fo jehr auch ſolches Gejtändnis zurüdgehalten wird, daß der günjtige 
Augenblid bereit3 verfäumt wurde? Daß es in Selbjtüberhebung, 
Leichtſinn und Bequemlichkeit bereitö zu lange gewartet hat? Wird jet 
vielleicht gemwartet halb aus Not, und weil Bangigfeit anfängt ſich 
einzuftelen? Denn befanntlid fürchtet der Deutſche ..... Was 
fürchtet der Deutfhe? Ob Gott bejonders, iſt heute mehr als fraglich. 
Aber ſonſt fürchtet er vieles auf der Welt, 3. B. die — Ruſſen! 

Wie Frantreih, jo aud Rußland gegenüber bedingte eins das 
andere. Die Notwendigkeit des Kampfes, auch ohne Angriff, wurde 
nur verftanden, fofern nicht bloß deſſen Unvermeidlichfeit, nicht bloß 
die Größe des Verluftes im Fall einer Niederlage, jondern auch 
die Größe des Gewinns, und zwar als eim in feinem ganzen 
Umfange Notmwendiges erfannt wurde. In Wahrheit iſt mwohl 
der allgemeine Standpunft heute der, daß weder Notwendigkeiten, 
noh Möglichkeiten mehr ernitlih erwogen werden. Ein dumpfes 
Sinbrüten, ein ftumpfes Abwarten gegenüber dem unabmwendbaren 
Verhängnis, bei dejjen drohendem Herannahen nod jeder Aufjchub 
als willfommene‘Frift eriheint,*) — dies ift wohl die Grundjtimmung. 








2) Bezeichnend ift hier die immer wiederfehrende Bismarckſche „Phraſe“, 
der Friede jei gefichert auf abiehbare Zeit. — Nebenbei einer der unpajjenbiten 
Ausdrüdfe, — was die Zeitungen nicht gehindert hat, fich desjelben um bie 
Bette zu bedienen. Gritlih it ein Zuitand „abjehbar“ nur, wenn mehr 
oder minder bejtimmt der Zeit punkt jeines Aufhörend angegeben werden 
farm, was gerade hier nicht der Fall it. Bismarck will jagen: „Der Friede 
it gefichert auf umbejtimmıte Zeit“. Zweitens hat dad Wort „abjehbar“ 
nur einen Sinn, wenn die Rede iſt von unerfreulihen Dingen; und jo be— 
tradhter doch Bismarck den zeitweilig gejicherten Frieden nicht. 3. B. bei einer 
aufreibenden Arbeit, bei einer peinlichen VBerlegenheit, bei einer jchmerzlichen 
Trennung ijt es ein Troſt, wenn deren Ende jich „abjehen“ läßt. Aber wer 
ipriht wohl von einem abjehbaren Slüd, von abjehbarer Treue und Be: 
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Rechtzeitig geführt aber, mußte ein Krieg mit Rußland nicht nur 
glüdlich verlaufen und den vollen Gewinn bringen, ſondern aud 
rerhältnismäßig leicht und ohne allzu große Opfer beendigt werden. 
— Durd eine runde, richtige Löfung auch bier hätte abermals 
Deutfchland freie Hände befommen nad einer dritten Seite Hin. 
Doch nun nicht mehr zu Krieg, mwenigjtens nit in dem erniten 
Sinne des Wortes, fondern nur zu fleinen Kriegen außerhalb 
Europas. Diefe Heinen Kriege, ein wahres Spiel, wären nur ala 
Zwifchenfälle verflodhten geweſen in eine fröhliche, friſche Arbeit: 
Die Gründung eines gewaltigen Kolonienreides. Das wäre 
nicht mehr Krieg geweſen wie früher, wohl aber ein neuer Lohn, 
der neben allem fonjtigen Gewinn aus den bereits abgethanen Kriegen 
Deutichland zugefallen wäre. Koloniengründung wäre nun Haupt: 
aufgabe der deutfhen auswärtigen Politif geworden. Auf 
diefe Arbeit hätte Deutichland fich werfen können mit feiner ganzen 
Kraft und allen feinen Mitteln, zum hellen Jubel aller derer, die für 
die Größe ihres Vaterlandes ein Herz und ein Verjtändnis haben. 

Aber, wie es der Fluch der böfen That ift, daß jie fortzeugend 
Böfes muß gebären, fo auch rächen fi politische Fehler nicht bloß 
an der Stelle, wo fie begangen wurden. Der vorzeitig abgebrochene 
Krieg 1871, die völlig ungenügenden Bedingungen des Frankfurter 
Friedens, der nicht geführte zweite Krieg mit Frankreich, der nicht 
geführte Krieg mit Rußland, — alle diefe Verfäumnifje und Nüd- 
ftände üben die traurigite Wirfung in dem folgenschweren Augen— 
blidl, wo über die Herrfchaft Afrikas entſchieden wird. Bei Der 
ganz verfehlten Neüugeitaltung Deutſchlands fonnte auch der Anſatz 
zu einer Koloniengründung nichts anderes werden, ala eine Fehl: 
geburt. Wie Deutichland Frankreich gegenüber im voraus ver: 
zichtet, wie es ſich Rußland gegenüber im voraus verloren gibt — 
man weiß nit mehr, ob noch freiwillig oder bereits gezwungen —, 
jo folgt daraus, entſchieden mehr gezwungen, als freiwillig, auch ein 
Zurüdweidhen vor England in der Kolonienfrage. Wie anders 
wäre es, wenn Deutſchland fi Frankreih und Rußland endgültia 


ftändigfeit und dergl.? — Es ift die dienſteifrige Benupung diefes un: 
pajienden Ausdruds ein Zeichen unter vielen von jener geiftigen Wirtel: 
mäßigfeit, von jenem Mangel an richtigem Sinn, von jener Urteilsloſigteit, 
zn denen Die legten zwanzig Jahre geführt haben, und die ich, abgejeben 
vom Ötrebertum, großenteil auf jüdiſchen Einfluß zurüdführe, Dabin 
gehört aud der Ausdrud „ſchneidig“, der ebenfalls gebraucht wird Durch 
did und dünn, mag er paſſen ober nicht. 3.8. um zu lagen, ein Mädchen 
fei ſchön, wird fie „ichneidig” genannt! Der Eindrud eines zarten, ge: 
— Liedes, einer maleriſchen Landſchaft wird wiedergegeben durch 
„ſchneidig“!! 
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vom Halje geichafft hätte, dort mit Hülfe Staliens, welchem in dem 

zweiten Kriege ebenfalld ein gutes Stüd franzöfifhen Gebietes zu- 

gefallen wäre, hier mit Hülfe Oeſterreichs und des miederhergeitellten 

Polens! Schon allein fein friegerifcher Ruf, feine allfeitig befannte 

Bereitheit zum Losſchlagen, feine gebietende Stellung in Europa 

hätten jeder feiner Forderungen einen ganz anderen Nachdruck ver: 

liefen! Und wie hätte es Geld und Mannschaften im Ueberfluß 

gehabt, um England zugurufen: Sic volo, sic jubeo, — um jede 

feiner Unternehmungen mit volliter Macht zu fördern! Anſtatt 

deſſen muß es heute beforgt ausihauen nah Dit und Weit, alle 
feine Mannjchaften und fein Geld ängjtlich zu Rate halten, befürdhten, 

daß einem feiner Bundesgenoſſen thatkräftiges Auftreten gegen 

England mißfalle. So ift es in der Kolonienfrage hauptfächlich 

angewiefen auf den guten Willen Englands. Der gute Wille 
Englands! Und in dieser Frage!! Daß Gott erbarm’!!! Wie 

Deutichland für Frankreich taufend Schmeicheleien und Aufmerkſam— 
feiten hat, obwohl von dort her feine andere Antwort erfolgt, als 

Hak und Hohn und der immer wiederholte Ruf: „Rache!“, — wie, 
es Rußland feine Freundichaft förmlich aufdrängt, obwohl von dort 
her geantwortet wird mit eijiger Kühle und mit Mikhandlung der 
Deutfhen in den Ditjeeprovinzen, jo auch muß es in Afrifa gute 
Miene zum’ böfen Spiel machen und jich zufrieden geben mit Helgoland 
und der Freundſchaft der Engländer, Freundſchaft der Engländer! ! 
Hat nicht irgend einmal jemand gejagt: „Gott bewahre mich vor 
meinen Freunden‘? Nicht wahr, deutjcher Spießbürger, wir fünnen 
uns ſehen lafien in der Welt? Eine jtolze Schöpfung, das neue 
Reih!*) 

„Uebung madt den Meijter‘‘, jagt ein altbemwährtes Sprid: 
wort. Hätte Deutihland in Europa feine andere Sorge gefannt, 
als die, ſich reine Bahn zu machen gegenüber unverbefjerlichen 
Gegnern, hätte es hier gelernt, nad) Hohem und nad dem Hödjiten 
zu jtreben in jenem fühnen Wetten und Wagen, welches allein die 
Völfer groß madht, — jo wäre es jicherlih mit demfelben Mut 
auf dem ihm gemiefenen Wege auch vorgegangen in Afrifa. Kine 





*) Zu einer Abordnung KRonjervativer aus Kiel hat neulich Bismard 
gereder von dem Deutjchen Reiche ald einem der eriten, — die „Beicheiden: 
beit“ verbiete ihm zu jagen: dem erjten. Umverjtändlih! Um Himmeis 
willen, was hat verſchämte „Beicheidenheit” zu thun mit der inneren umd 
äußeren Lage Deutichlands heute? 

Der alte Reihsfanzler ſcheint den klaren Blid völlig verloren zu haben 
für bie Wirflichfeit der gegenmärtigen Verhältnijie. Wie es jcheint, lebt 
er noch immer in ben Zeiten von 66 und 70, ohne gewahr zu werben, daß 
jeitdem die Welt um ihn ber fich völlig gewanbelt hat. 
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großartige Politit nad außen hätte daS heutige Ge: 
ihleht im Innern nicht auffommen laffen. Anitatt geijtiger 
Rheinbundſchaft und Materialismus, anjtatt einer Hochburg des 
Hebräertums und einer Pflanzjtätte des Sozialismus würden mir 
in feinem Innern finden ein fühnes, in heldenmütigem Ringen er: 
probtes, opferbereites, das Vaterland und feine Ehre allem andern 
voranftellendes Volk, dejjen Harer Blid für das dem Ganzen Nötige 
und Nützliche nicht getrübt worden wäre durch eigenfüdhtiges Trachten 
taufendfacher Art, dur ein Gemwirr niedriger, gemeiner Neigungen 
und Triebe. Co märe es eine Unmöglichfeit geweſen, daß, mie 
heute, namhafte Abgeordnete und ein bedeutender Bruchteil Der 
Preſſe zwar die Erwerbungen aller anderen Völfer auf afrifanifchem 
Boden als für diefe wertvoll, die von ihnen in ſolchen Erwerbungen 
bemwiejene Thatfraft alö durhaus vernünftig und höchſt anerfenneus: 
wert gebilligt, — dagegen, was Deutſchland ſich genommen, als 
völlig wertlos, als eine Yaft, deren man fich nicht jchnell genug ent- 
ledigen fönne, und jede dafür verausgabte Mark alö weggeworfenes 
‚Geld bezeichnet hätten. a felbjt diefer Widerfinn und diefe Schmad 
ift uns nicht erjpart geblieben, und wir erleben fie alle Tage aufs 
neue! Es ijt eine wahre Wut der Baterlandslofigfeit! — Aud 
jene andere Ungereimtheit wäre unmöglich geweſen, der Spott über 
das „Flaggenhiſſen“! Als ob in dem Augenblid, wo die Welt 
verteilt wird, nicht diejes die Hauptjahe wäre, daß nur erjt vor: 
läufig der Anſpruch geſichert wird? Mit der thatjäcdhlichen 
Befigergreifung und endgültigen Sicherung, mit der Ausnugung des 
gewonnenen Gebietes hat es noch immer Zeit. Aber daß nur zus 
nächſt das Gebiet für unjer gilt, dies ift das Dringende Mit 
diefer Grundlegung zu allem anderen fommen wir zu jpät, wenn 
einmal die Welt vergeben ijt. Oder hat es vielleiht für den 
Grundbefiger feinen Wert, wenn er meite Landjtreden fein eigen 
nennt, mag es auch augenblidlid an Zeit, Arbeitsfraft oder 
Geld ihm mangeln, um diefelben zu bebauen? Daß fie fein find, 
iſt deshalb völlig wertlos, aud) für die Zufunft? — Aber von dem 
allen verjteht eine vaterlandsloje Prejje nihts und will davon nichts 
verjtehen.. Mag auch in Deutichland die Bevölkerung noch jo 
reigend zunehmen, fie verjteht nicht, daß Hieraus die Frage ent- 
jpringt, wo dieje jtetS zunehmende Bevölkerung ſchließlich bleibt. 
Bleibt fie im Lande, jo droht uns in Kürze Uebervölferung mit 
allen ihren wachſenden Berlegenheiten und Scrednijien. Wandert 
jie aufs Geratewohl aus nad) allen vier Himmelögegenden, jo wird 
fortgejegt, was allerdings für die eigentlihen Germanen von jeher 
bezeichnend war, Kraftvergeudung, Andere Völfer, Die 
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urjprünglich nicht den vierten Teil unſerer Kraft und Begabung hatten, 
drohen doh im Laufe der Zeit uns zu überflügeln, meil fie von 
jeher verjtanden, das Ihrige weife zufammenzuhalten. Was 
it nachgeblieben von jenen trogigen alten Germanen, die das Römer: 
reich zu Fall braten und ganz Europa überfluteten bis nad Afrika 
hinüber? Mas bleibt von all’ jenen Strömen der Auswanderer, 
die ein Jahr nad) dem andern den heimifchen Boden verlaffen ? 
Solder Anblid thut wehe, wie wenn in Gebirgägegenden der durch 
Regen angefhmwollene Fluß, gelb von fruchtbarer Erde, ſich ins jalzige 
Meer verliert. Deutſche gibt es heute in der ganzen Welt. Aber 
in Amerifa find fie amerifanifher, als die Manfees, In Ungarn 
laſſen fie ihre Kinder ungarisch erziehen. An Paris fprechen fie 
ein jchauderhaftes Franzöſiſch oder ein noch fchauderhafteres Deutſch, 
welches zur Hälfte franzöfish ij. Alt ift die Klage über die 
Deutihen im Auslande, welche nur allzu ſchnell verlernen, fih als 
Deutfhe zu fühlen. Aber mit Unreht wird ihnen daraus von 
ihren Zandsleuten ein Vorwurf gemadt. Erftlih: Wo fommen fie 
her, diefe Deutfhen? Aus einem Lande, wo feine Luft weht für 
Vaterlandsliebe. Und zweitens: Mas ift denn daran, an jenem 
Lande, an weldem fie feithalten follen? Müffen fie nicht feinet- 
wegen überall Spott und Hohn dulden? „Heute doch nicht mehr?“, 
fragt der Spießbürger. O gemiß, heute noch immer, und von Jahr 
zu Jahr mehr. Geht nur Hin ins Ausland! Ihr werdet fehen, 
daß ein Volk, welches nicht verjteht jih Achtung zu verichaffen, 
welches fich ſelbſt nicht achtet, auch von anderen nicht geachtet 
fein fann. Aber troß diefer Scharen von Auswanderern, für welche 
der heimatliche Boden zu enge geworden ift, und die fremden Völkern 
helfen, ftarf zu werden, oft gegen uns,*) verjtehen noch immer vie 
meiften nicht, was für uns dringendftes Bedürfnis ift: Land und 
noch einmal Rand, jei es in Europa, ſei es außerhalb. Es gibt 
leider bei uns fo gar viele, die vor nichts jo bange find, als vor 
dem einen, - daß Deutſchland auf irgend einem Punkte zu mächtig 
werden könnte. Die Anfprühe anderer Völker auf jedes beliebige 
Gebiet finden fie mehr oder minder erflärlihd. Aber Deutſchland? 








*) Vergl. v. Pfiſter a. a. O., wo diefe traurige Thatjache beleuchtet wird 
— vergangener Zeiten. 
Daß in früheren Jahrhunderten germaniſche Eroberer Sprache und 
Sitten der eroberten Länder annahmen, indem ſie dort verblieben, iſt be— 
fannt. Unſere Zeit aber ſollte noch anderes jehen : Deutjche, die nad) fiegreichem 
Kampf gegen Frankreich, zurüdgefehrt ind eigene Land, bier nichts 
Giligered zu thun hatten, als fich freiwillig zu Franzoſen zu machen. — 
Angeſichts diejer befremdlihen Thatſache müſſen gewiß alle Vorwürfe gegen 
die Deutichen im Ausland verſtummen. 
4 





— 50 — 


‚Ber Leibe nicht!“ „Was ſollen wir damit?“ „Ja und ja 
nicht!“ „Sind wir nicht groß genug?“ So zeigen ſie eine Be— 
ſorgnis, die billig unſern Feinden überlaſſen bliebe. Oder ſollten 
ſie, bei Lichte beſehen, von dieſen nicht weſentlich ſich unterſcheiden? 
Wäre vielleicht ihre Eigenſchaft als Stammesgenoſſen und Bürger 
des Deutſchen Reiches nur ein Schein? Sollten es innere 
Feinde ſein? Wehe Dir, armes Deutſchland! Wenn alle die, 
welche heute für Deine Rechte kein Herz haben, von dem, was für 
Dich heilſam und notwendig iſt, nichts verſtehen, — Deine Feinde 
find, wo bleibſt Du? Ja, fie arbeiten an Deinem Untergang, 
ichlimmer, als die erbittertften äußeren Feinde; fie wüten gegen iht 
eigen Fleifh und Blut. Armes Deutſchland, wie viele Feinde halt 
Du! Was foll aus Dir werden ? 


Merfen wir nun endlid einen zufammenfafjenden Nüdblid auf 
die gefamte innere und Äußere Entwidelung jeit 71 und fragen nod 
einmal abſchließend: Wie war dies alles möglih? Wie war eme 
ſolche Fehlihöpfung möglich zunädit als das Werk Bismards? War 
er aud nicht der „größte Staatömann aller Jahrhunderte“ — diefelbe 
NHuhmredigfeit, die das Geſchlecht der letzten zwanzig Jahre ein 
„Heldenvolk“ nannte (!!jollen wir lachen oder weinen ?), legt aud 
ihm diefe überjchwengliche Bezeichnung bei —, war Bismard viel: 
leicht überhaupt nicht einmal Staatsmann, fondern nur ein großer 
Diplomat, der erite befte war er als folder doch nicht. — Diefer 
unterjcheidet fich von jenem etwa, wie die Pfiffigkeit und Findigkeit 
eines jchlauen Gefchäftsjuden von dem großen, freien Erfinden des 
Dichters und Denkers. Und was das innere anlangt, muß aller- 
dings gefagt werden: Bismards Beifpiel hat überzeugend bemiefen, 
daß einfeitig praftifche Tüchtigleit, auch noch jo gewandte Benutzung 
des Aeußeren, der realen Faktoren zur Leitung eines Volkes nicht 
ausreicht. Anders als vorübergehend, wirkt ſie jogar verderblid. 
Es gibt in dem Leben eines Volles — und um jo mehr, je größer 


es angelegt, zu je größeren Dingen es berufen ift — zu viele 
geiftige, edlere Bebürfniffe, denen fie nicht gerecht wird, zu viele 
für feine ganze Zukunft entſcheidende Fragen, in deren Tiefe fie 
nicht eindringt. In dem verjtändnislofen, ratlofen Stehenbleiben 
bei der Außenſeite und an der Oberfläche, haben wir gejagt, war 
Bismard durh und durch Preuße. — Wie aber erflärt es ich, 
daß diefer Preuße auch in dem Aeußeren jo ſchlecht wegkam? Diefe 
Thatfahe Scheint in vieler Hinficht jo unerflärlih, daß fie fpätere 
Geſchichtſchreiber vielleiht auf die abenteuerlichſten Vermutungen 
führen wird. Der eine wird vielleicht Bismarck fälfhlih in den 
Lerdacht bringen, er habe bejorgt, weitere Kriege könnten nur bei- 
tragen, Moltkes Ruhm zu vergrößern und ihn ſelbſt in Schatten 
zu ſtellen. Ein anderer, er habe gefunden, in dem neuen Reiche 
laffe eö fich mit den Ehren und Würden, die auch für ihn abge- 
allen, ganz behaglich leben; und dies habe ihm genügt. Dergleichen 
hat natürlich mit der Wirklichkeit nichts gemein. Sollte einem 
ipäteren Geſchichtſchreiber, bemüht, über Bismard jid ein Urteil zu 
bilden aus der Meinung der Zeitgenofjen, auch diefe fleine Schrift 
in die Hände fallen, fo will ich ihm ausdrücklich Folgendes erklärt 
haben: Ich denfe zwar jehr hoch von Bismard eben nit; aber für 
jo fhleht Halte ich ihn nicht. Es follte lediglich eine recht anfchau- 
liche Borftellung gegeben werden von der ernftlichen Verlegenheit, 
in der jpätere Gefchichtfchreiber ſich befinden müfjen, wirkliche 
Gründe zu entdeden für die unbegreifliche Friedenspolitif 
Bismards. Ein dritter wird vermuten — und dies fäme aller: 
dings der Wahrheit bedeutend näher —, Bismard habe von ſich 
jelbft eine übertrieben hohe Meinung gehabt. Er habe fidh alles 
Ernites eingebildet, lediglich durch diplomatifche Kunſtſtücke könne er 
ganz Europa, ganze Völker wie Franzofen und Ruſſen einfach nad 
einer Pfeife tanzen lafjen, wie er dasfelbe auch irrtümlich geglaubt 
babe Hinfichtlih der Parteien im Innern. In der That diefe Aus- 
ht mußte für Bismard, wie er ift, allerdings etwas Verlockendes *) 


*) Mas ift zu halten von jener oft wiederholten, überaus befremblichen 
Rede, der alte Kaijer Wilhelm habe keinen Krieg mehr fehen, er habe jeine 
Tage in Frieden beſchließen wollen? Haben nicht die Preußifchen Könige es 
immer für ihre eigentliche Aufgabe gehalten, die eriten Diener ihres Staates 
iu fein? Gibt es unter ihnen einen, der gewifjenhafter war in treuer Pflicht: 
efüllung, meniger bedacht auf eigene Bequemlichkeit, als Wilhelm J.? 
Und nun follte gerade dieſer Fürſt bei der frage, ob ein unvermeiblicher, 
vielleicht alles entſcheidender Krieg zur rechten Zeit geführt werden jolle oder 
zu jpät, micht bed Staates Wohl im eriter Linie in Betracht gezogen haben, 
jondern eigene Neigungen und Wünſche? Spätere Gejchichtihreiber, im Beſitz 
von allerlei Hülfsquellen, die und noch nicht zu Gebote jtehen, werben viel: 
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haben: Bor Mit: und Nachwelt dazuftehen als der edle Erhalter 
des Weltfriedens, und dies große Werk fertig gebracht zu haben zu 
Deutſchlands Ehre, ohne Moltfes Schwert herbeizurufen, ausſchließ— 
lih durd feine eigene geiftige Meberlegenheit! Allein, feitdem ein: 
mal fich herauögeftellt hatte, daß die auf den Berliner Kongreß 
gejegten Hoffnungen fich nicht verwirklichen Tonnten, feit dem Anfang 
der achtziger Jahre, und vollends feit dem Sturze Ferry in Frank— 
reich 1885 mußte jeder Zweifel darüber ſchwinden, daß Bismard 
ih eine unausführbare Aufgabe geftellt hatte, welcher er nicht ge 
wachſen war. Warum wurde nicht mwenigjtend von da an ein 
anderer Weg eingefchlagen? War es fchon damals zu fpät? Das 
war es nicht! Oder wollte Bismard einfach nicht eingeftehen, er 
babe ſich geirrt? Davor hat er dod an anderen Stellen fih nicht 
gejcheut ! 

Wahrſcheinlich ift ein drittes, nämlich daß Bismarck über feinen 
gründlichen Irrtum felbit heute noch nicht zur Klarheit gefommen 
it. Das Richtige ift wohl: Er hatte einfach nicht das Zeug Dazu, 
der große Staatsmann zu fein, welder er zum Heile Deutfchlands 
hätte fein müjjen. Und überdies hätte er eö nicht fein wollen. 
Aber, weil hier eins das andre bedingt, Können und Wollen, fo 
lafjen wir befjer beides beifeite und halten uns einfad an die That- 
ſache: Bismard ift bis heute ftedfen geblieben im Großpreußentum; 
zu dem wahrhaft deutichen Gedanken hat er fi niemals aufge: 
Ihwungen.*) Er fonnte fich die Führung Deutſchlands dur Preußen 
nun einmal nicht anders denfen, als fo, daß darunter das alte 
Preußen verjtanden wurde. Nur in ihm fah er das Heil. Und 
hätte er fich ein anderes denken fünnen, er wollte es nicht; er 
wollte Deutihland nur jo weit, als es mit diefem Preußen zu 
vereinigen war. Daher zunächſt fein hartnädiges Widerftreben, an 





leicht auf eine andere Spur geführt werden. Sie werben vielleicht hinweiſen 
darauf, daß Bismard ein unbedingtes Vertrauen bei feinem Monarchen 
fand, — ein zu weit gehendes, einjeitiges, ausjchließliches, werben möglicher: 
weife unſere Nachkommen ein Recht haben zu behaupten. Sie werben viel- 
leicht entdeden, daf er bier einen Kunfigrifi angewandt — wahrſcheinlich 
ihm felbjt unbewußt —, nämlich den Monarchen fo lange zu beeinfluffen, 
bi er ihn zu feiner Meinung Herübergezogen hatte, dann aber vor das 
Land binzutreten als der Vollftreder eines ihm auferlegten höheren 
Willens, 


*) Daran ändert es auch nichts, wenn Bismarck erft kürzlich bemerkte, 
er habe von dem Augenblid an, wo dies notwendig erjchien, nicht gezögert, 
das Preußiſche dem Deutichen unterzuordnnen. D. 5. er hat gemeint, Dies 
zu thun. In Wirflichfeit ift das eigentlich Deutſche für ihn bejtändig ein 
Bud mit fieben Siegeln geblieben. 
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den bisherigen Beziehungen zu Rußland und zu Polen das geringfte 
zu ändern. Daher vor allen Dingen feine engherzige Auffaffung 
der Weftfrage. Indem das neue Reich geboren wurde aus einem 
Kriege mit Franfreih, war ihm dadurd die feltene Gunft gewährt, 
den im Südoften notwendigen Gebietöverluft, der es zu einem 
Kleindeutfchland machte, im Weſten wieder auszugleihen. Es Tonnte 
ein neues Großdeutfchland werden, anders, aber nicht geringer, als 
bisher. Allein eben diefes Großdeutfhland wollte Bismard 
um feinen Preis, Denn ein foldes meiter nah Weften gerüdtes 
Großdeutichland hätte ohne Zweifel das im Nordoften angehäufte 
Preußentum in die Stellung einer Minderheit gebradt. — Durd) 
diefe Unterordnung Deutſchlands unter Preußen wurde nun natür: 
ih das Ganze weniger deutfh. Frage man nur die nidht alt- 
preußischen Deutichen, was fie vorziehen würden, der Thüringer 
und Württemberger eine Weberfiedelung nach Lothringen, nad) der 
Schweiz, nad) Belgien, der Holfteiner und Hannoveraner eine 
Ueberfiedelung nad Holland, oder ſämtlich eine Ueberſiedelung nad 
Pofen oder Dftpreußen? Wie aus einem Munde würden alle das 
eritere verlangen. Jener erjte Wechjel würde ihnen vorfommen mie 
ein Berbleiben in der Heimat, der zweite wie eine Verbannung in 
die Fremde. Neudeutſchland iſt zu öftlih*), geworden. 
Dadurh hat es für viele etwas Kaltes und Fremdes. Nur der 
Rhein und einzig er beſitzt die Zauberfraft, alle deutichen Herzen 
in warmem Schlage zu einen. Die landfchaftlihen Reize, die in 
dichteriſchem Glanze daliegende Vergangenheit Pofens und der Mark 
find Hierzu nicht im ftande. Mögen die Preußen es mwilfen, da fte 
die Kindlichfeit gehabt haben, das Gegenteil zu glauben. Als im 
Jahre 66 das frühere Deutichland fih zum Norddeutſchen Bunde 
verengerte, wedte derfelbe dennoch gerade bei den wärmiten Vater: 
landsfreunden ungeteilte Begeifterung. Warum? Weil fie in diejem 
Keime nur einen Anfang jahen zu künftiger Größe. Mie es fcheint, 
haben die Preußen diefe Begeifterung einfach auf fich bezogen, Als 
daher das Neudeutichland von 71, je mehr offenbar wurde, daß es die 
endgültige Schöpfung bedeuten jollte, um fo weniger jenen Vater: 
landsfreunden genügte, fühlten die Preußen ſich — enttäufcht! Sie 
beihweren fich heute darüber, daß bereit3 an manden Stellen die 
rechte Freudigfeit fehle für das neue Reich! Aber woher fol die 
fommen? Mit der ihnen eigentümlichen Begabung, ein reineres 


*) Biel wurde früher geredet von einem „Drang nad Often”. Aber 
ber Drang nad Weften iſt gan; anders ein beuticher. Dal, barüber 
v. Pfifter a. a. O., wörtlich ausgeſprochen ©. 18. 
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Deutſch zu ſprechen, als alle andern, Hagen fie über „centrifugale 
Tendenzen‘! Allein an wen liegt die Schuld? In diefem Falle 
doch fiher nicht an irgend einer EHleinftaatlichen Gefühlsenge, ſondern 
ausfchlieglih an dem bejchränften Geifte der preußifchen Führung. 
Es jchadet den Preußen ebenfalla nit, wenn ihnen auch dies 
gejagt wird, 

Wie die rechte Che im vollendeten Sinne des Wortes nur 
hervorgehen fann aus einer leidenfchaftlihen Liebe der Fugendzeit, 
jo auch ift ein geſundes, fräftiges, lebensvolles Volks- und Staats: 
dafein nicht möglich ohne die rechte Anfnüpfung der Gegenwart und 
Zufunft an die Vergangenheit. Es läßt fi ein Volk die dichteriſch 
verflärte Vergangenheit, die Träume und Hoffnungen, unzertrennlid) 
gefnüpft an die Stätte, wo feine Wiege geftanden, nicht rauben, — 
oder es muß innerlich verfümmern. Dem heine galt von jeher 
die Sehnſucht Deutichlands,; um diefen Strom hat fih, wie ein 
ihimmerndes Gewand, feine fagenreihe Vergangenheit gemoben ; 
in das Dichten und Trachten nad) ihm, in das Singen und Sagen 
von ihm hat es die ganze Tiefe feines Gemüts gelegt. An Diele 
Jugendzeit mußte das neue Weich anfnüpfen. Hier mußte fein 
geiftiger Shwerpunft liegen, nicht im Nordoften, — bier 
jeine Anziehungskraft, das Ziel alles Denkens und Fühlens 
in ihm. Hier mußte eine große, hohe Aufgabe die Blide aller auf 
jih Ienfen. Sie fonnte nit in Jahr und Tag abaethban werben. 
Aber der Weg dahin mußte geöffnet, die Hoffnung mußte verbürgt fein, 
daß treue Arbeit dereinit das Erfehnte erreichen werde, damit ein 
Streben rege würde, ein Streben edlerer Art, das alle einigte 
in der Nidhtung auf dies begeifternde Ziel. — Mber für ſolche 
tiefere, geiftigere, zartere Bebürfnifje einer Volksſeele hat die Politik 
der realen Faktoren fein Verftändnis. Wo ihre plumpe Hand hin— 
fährt, da jtreift fie den Blütenftaub ab. 

Das Befremdlichite jedoch tft diefes. Eben durch jeine Weigerung, 
auf den deufhen Gedanken einzugehen, ift Preußen nicht ge 
blieben, mas es war; fondern eben dadurd hat es aufgehört das 
alte Breußen zu fein im guten Simme des Wortes, in feinem 
echten Wert, mit der jenem eigentümlichen Kraft und Tüchtigkeit. — 
Seit lange ber hatte es den Beruf Deutfchland zu führen, auf den 
feine im Dften*) angehäufte Macht Hinwies, mit wachſender Klarheit 
alö den feinen erkannt. Aber, wie der Wanderer, wenn er fälfchlich 
glaubt, am Ziele zu fein, nun plößlich die Anftrengung des Weges 





*) Die Führung Deutichlands ift für Preußen jelbfi ein „Drang nad 
Weſten.“ Aber er kann nicht auf halbem Wege jtehen bleiben. 
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fühlt und erfchöpft niederfintt, fo erging e8 Preußen von dem erjten 
Augenblide an, wo es notbürftig etwas erreicht hatte, was aud) 
nur entfernt wie die Führerfhaft Deutjchlands ausſah. Aus dem 
Schwerte Deutfhlands wurde urplöglic die erflärte Friedensmacht, 
der „Hort des Weltfriedens“. Das früher fo ehrgeizige, begehrende, 
raftlofe Preußen hatte ſich über Nacht verwandelt in ein befcheidenes, 
das fih für vollftändig befriedigt erklärte. Bon feinem Kriege 
wollte es mehr wifjen, felbjt nicht von dem unvermeidlichiten, ſondern 
nur noch von einem mit Gewalt aufgedrängten. Den eritaunten 
Bliden ftellte ſich plöglich ein hriftliches, menfchenfreundliches Preußen 
dar, welches feiner Fliege wehe thun konnte, gefchweige denn feinem 
unverjöhnlichften Feinde. 

Und bier liegt das Geheimnis, warum das übrige Deutjchland, 
wenn auch von Begeijterung, Hingebung und derartigem jelbver- 
tändlih die Rede nicht fein kann, dennod fo willig in der groß: 
preußifchen Enge fich fejthalten und in fie fich einſchnüren ließ. Die 
Löfung des Rätſels ift diefe: Preußen wurde deutfh, und zwar 
im ſchlechten Sinne. Natürlich fand es damit völligjtes Verftändnis 
bei allem, was von jeher ſchlecht geweſen war in dem außerpreußifchen 
Deutihland, bei all der Sclaffheit, Untüchtigfeit, und Vaterlands— 
lofigfeit, die während der langen Ohnmacht und Zerriffenheit neben 
dem Edlen und Tiefen, Treuherzigen und Wahren fi bier ent: 
midelt Hatte und zum Teil ſchon von jeher in dem deutſchen 
Weſen lag. Da aber eine Gefälligfeit der andern wert ift, fo 
ließ das übrige Deutfchland nun um fo bereitwilliger von einem 
ſolchen Preußen ſich führen und verlor, weil diefe Führung an- 
Inüpfte an das Schlechte in ihm, darüber allmählich auch feine bis- 
herigen guten Eigenſchaften. Ein gegenjeitiger Austauſch der fchlechten 
Eigenfchaften begann, bei dem die guten Eigenfchaften beider immer 
mehr in den Hintergrund traten. Diejer Sat, der vielleicht mandem 
im Eingang vorfam als jcheingeijtreihe Spibfindigfeit, ald Hafchen 
nad) einem ungewohnten Gedanken, iſt leider nichts anderes, als die 
wahrheitsgetreue Darftellung einer traurigen Thatfahe. — Alles 
Unfähige, Verächtliche und Gemeine, wodurd der Deutfche fich bisher 
unterfchieden hatte von der Tüchtigfeit anderer Wölfer, ſah fein 
goldenes Zeitalter anbrechen, ala jene plötzliche Wandlung Preußens 
ih vollzog. Und, je größer in den Kleinftaaten die Furcht geweſen 
mar vor altpreußiſcher Straffheit, Ihatkraft und Zudt, um fo 
angenehmer war die Ueberraſchung. Aus dieſem Berftändnis 
Ihöner Seelen wurden alle jene unjauberen Geifter geboren, welche 
die lange, jchlaffe Friedenszeit der legten zwanzig Jahre groß ge: 
zogen bat. Sie alle konnten fein Friegerifhes Preußen 


144 


ei BE 


brauden.*) Zum Tanze um das goldene Kalb, zu Krämer: 
und Wuchergeift, zu Börfenjpiel und Gründerſchwindel, zu über: 
zeugungslojem Strebertum, zu materialiftiihem Sinnengenuß, zu dem 
allen paßte nicht die unermüdliche, nad) allen Seiten ſpähende 
Wachſamkeit, welche die Gefahr ſich eher vergrößert in der Be: 
jorgnis, fie irrtümlich für gering anzufehen, der ernite, ftille Mut, 
der geneigt ift, den Gegner für ftärfer zu halten, als er ift, aber 
fejt entſchloſſen zugleih, auch dem ftärfften nicht zu weichen. Mit 
dem allen hatte nichts gemein jener hohe Sinn, welder das Erreichte 
für nichts rechnet, folange noch etwas zu erreichen nacdhbleibt, und 
jeden Augenblid bereit ijt, alles bisher Gemwonnene wieder aufs 
Spiel zu fegen, um in fühnem Wagen Größeres zu erringen. — 
Weil aber doch die Stimme der Wahrheit im eigenen Innern nicht 
völlig Schweigen wollte, jo wurde nur um fo mehr geproßt mit den 
vergangenen Siegen, um jo lauter geprahlt mit dem, was Deutſch— 
land leiften würde, wenn es endlich wieder losgehe. Das „Helden— 
volk“ wurde gefeiert in hohen Tönen. In Bild und Schrift, in 
Denfmälern und Namensbeilegungen wurden die Erinnerungen des 
legten Krieges immer mieder aufgefriiht. Und das alles nannte 
fih dann ſchließlich „deutſche Ehrlichkeit, Tugend und Treue“!! 
Jede ernfte, warnende Stimme wurde verhöhnt. Wie ein jtörender 
Nuf drang fie hinein in das allgemeine Nennen und Jagen nad) 
Reichtümern, Ehren und Genüffen. Dies allein galt für fo eilig 
und unumgänglid notwendig, daß zu dem anderen feine Zeit blieb. 
Jenes andere mußte ſich finden und war vielleicht nicht jo ſchlimm. 
Und mande fagten fi wohl im jtillen: „Mag es jchlimm fein! 
Lab es halten, bis es brigt! Wenn id) nur vorher mein Teil 
berausfchlage, was kümmert mid das übrige!” Diefer gemeine 
Sinn, das Gegenteil von Gemeinfinn, — er ift eigentlich nur 
die lebte, reifeite Frucht der allgemeinen Gefinnung feit 1871. 
Diefe abjchredende Steigerung ruht, wie auf einer breiten Grund— 
lage, auf der Gefamtgeiftesverfafjung der lebten zwanzig Jahre. 
Und an ihr find wenige ganz ohne Schuld. Hier haben alle ge: 
fündigt, Kleine und Große, Neihe und Arme, Negirende und 
Regirte, Nord und Süd, Oft und Welt, Preußen und Nichtpreußen. 
Gerade das iſt das Erfchredende! Denn jolde allgemeine Schuld. 
eines ganzen Volkes war mehr als einmal ſchon der Vorbote eines 
geſchichtlichen Gerichtes. Was hilft es, daß eine verſchwindende 
Minderzahl das allgemeine Ververben aufhalten wollte, die Sieben: 

*) Bezeichnend iſt die Anſicht der Sozialdemokraten, weldde glauben, 
ihrer Sache gewiß zu jein, unter der einzigen Bedingung, daß noch einige 
Jahre Friede bleibt. 





EEE 


taufend, die ihre Aniee nicht gebeugt hatten vor Baal, die bekümmert 
und mit woachjender Beforgnis dem Angjt erregenden Scauipiel 
zufahen? Was Hilft es, daß dies innerlich zum Untergang fertige 
Volt noch einzelne wadere Söhne hatte, wie jene fühnen Pfadfinder 
in Afrifa, von denen einer das erauidende Wort ſprach, Deutſch— 
(and habe feinen Grund friedfertiger zu fein, alö andere? Kürzlid) 
Iprad) er Dies zweite, nicht minder gefunde, weil alle andern aus: 
ſchließlich das Ihre ſuchten, jo dürften nicht wir Deutſche allein 
uns mit Gleichberechtigung begnügen; wir fünnten fie nur erlangen, 
wenn wir jelbit ausfchlieglich würden. Ihre ftolzen Pläne in Afrika 
haben diefe Männer ſchweren Herzens zu Grabe tragen müflen, 
Weder oben nody unten war für fo hohe Dinge ein Verjtändnis. 
Was hilft es daher endlich, daß diefem Wolfe noch einmal vor 
jeinem Untergange ein großer Feldherr gejandt wurde, und der 
zugleih ein edler Mann war, der in mohlthuendem Gegenjate zu 
Strebertum und realen Faktoren, zum Tanze um das goldene Kalb 
die ihm angebotene Dotation — ablehnte? Auch Karthago, weldes 
doch dem Verderben geweiht war, hatte noch zuvor feinen Hannibal, 
Gallien ſah vor feinem Ende einen Bercingetorir, Polen einen 
Kosciuszko. 

Was hilft es? Will ja auch heute dies verblendete Volk an den 
ganzen Ernſt der Lage noch immer nicht glauben. Aber Ihr werdet 
daran glauben müſſen! Wartet nur die Zeit ab! Wenn ihre 
Stunde gekommen iſt, werden Eure Gegner Euch beides zeigen, wie 
Krieg angefangen wird und wie Friedensbedingungen geſtellt 
werden. Dasſelbe Frankreich, welches ſchreit über Zerſtückelung, 
weil es einen Zipfel geſtohlenen Gutes herausgeben mußte, — es 
wird Euch zeigen, wie ein überwundener Gegner, der wehrlos am 
Boden liegt, zu Gebietsabtretungen gezwungen und zerſtückelt wird. 
Wollt Ihr die künftigen Friedensbedingungen wiſſen? Auch ohne 
Sehergabe zu beſitzen, will ich ſie Euch ſagen. Rußland wird Oſt— 
und Weſtpreußen nehmen, Poſen dazu, vielleicht auch Schleſien, falls 
Oeſterreich dies Geſchenk ablehnt. Frankreich wird außer Elſaß— 
Lothringen die Rheinprovinz und Weſtfalen, dazu Rheinbaiern, 
vielleicht auch Heſſen, Naſſau und Baden als ſein Teil abſchneiden. 
Schweden erhält Pommern, Dänemark die Herzogtümer, möglicher— 
weiſe Mecklenburg dazu. Hannover wird wieder ſelbſtändig oder 
dient, Englands Zuſtimmung zu erkaufen. Die Provinz Sachſen 
fällt an das Königreich. Baiern und Württemberg ſehen die ruhm— 
reichen Zeiten des Rheinbundes wieder. Aber ſie werden ihnen 
nicht mehr munden. Alle werden finden, daß Rechnen mit realen 
Faktoren zu arger Verrechnung führen kann. Doch Ihr habt es 
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nicht anders gewollt! Und nun endlich Preußen, das arme 
Preußen! Nach dem Verluſt aller ſeiner übrigen Provinzen — 
was wird von ihm nachbleiben? Die Mark Brandenburg! Das 
war der Traum der Franzoſen, Ruſſen und Oeſterreicher ſchon zur 
Zeit des fiebenjährigen Krieges. Aber damals gab es einen Friedrid 
den Großen, der es verftand, zuerjt Krieg zu erflären und dem 
Vernichtung finnenden Gegner zuvorzufommen. Die Mari 
Brandenburg, dies Kleinpreußen im verwegenften Sinne, das wird 
das Ende jein — Grofpreußens und der verfehlten Neu: 
gejitaltung Deutſchlands. 


Drud von G. 9. Schulze & Ev, in Bröfenhainichen. 
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1866. 


April. Preußen beantragt beim Bundesrath die Reform der 
Bundesverfaflung. 
April. In Halle erlafien 65 Bürger der Stadt eine Erflärung, 
die im Gegenjaß zu dem allgemeinen Protejtiren gegen den 
„Bruderfrieg“ mit beitimmten Worten ausjpricht, daß nicht ſowohl 
ein ſolcher Krieg, als vielmehr die Umfehr auf dem betretenen 
Wege ein nationales Unglück wäre. 
Mai. Auflojung des preuß. Abgeordnetenhauſes. 
Juni. Die Unterzeichner der Hallenfer Erklärung Eonjtituiren ſich 
als eigene Partei, um die Widerwahl der fortichrittlihen Ab: 
geordneten Monmjen und Ule zu verhindern, bejchließen auf 
orihlag von Profeſſor Rudolf Haym, fih den Namen 
„uationalliberale Partei’ beizulegen und erlaſſen einen 
Aufruf mit der Unterſchrift „Komite der nationalliberalen Partei“ 
(unterzeichnet von Fiebiger, Fritih, Fubel, Haym, Küſtner, Pfaffe, 
Reinecke und Walther). 
Juni. Die 2. hannov. Kammer bejchließt auf Antrag Bennigjens 
mit 50 gegen 20 Stimmen ein Miftrauenspotum gegen das 
Minijterium. 


uni. RN. läßt feine Truppen in Holſtein einrüden. 
Juni. Der Bundestag beſchließt mit 9 gegen R Stimmen, die 
Bundesarmee (gegen Preupen) zu mobilijiren. Der preuß. Ge— 
jandte erflärt den Bund dadurch für aufgeloft, legt einen Bundes: 
entwurf auf den Tiſch des Hauſes und verläßt den Saal. 


Juni. In der 2. hann. Kammer beantragt Bennigjen eine 
Adrefie an den Konig, den Bundesbeſchluß vom 14. nicht aus— 
zuführen, und vollige Neutralität gegen Preußen und Dejterreid) 
zu bewahren. 


Stadtdireftor Raſch in Hannover eriheint an der Spitze 
einer Deputation der Bürgerſchaft am jpäten Abend noch bei 
König Georg, um denjelben zur Neutralität zu bewegen. 

Die Ständeverjammlung zu Kaſſel bejchliegt mit 35 
gegen 14 Stimmen eine Aufforderung an die Regierung, neutral 
zu bleiben, und mact diejelbe für alle jchweren Folgen einer 
anderen Haltuna verantwortlich. 


l 
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16. Juni. Proklamation des preußiſchen Generals von Boyen an 
die „heſſiſchen Bruder” beim Einmarſch in Kurbefien („Preußens 
Volk, gejhaart um Preußens Konig, jet jeine höchſten Guter eim 
für deutſches Recht und Deutjchlands Macht”). 

28. Juni. Urwahlen zum preußifchen Abgeordnetenhaus, 

29. Juni. Kreisrichter a. D. Schulze» Deligjh verlangt in einer 
Wahlverſammlung in Berlin, daß die Yiberalen jetzt ihre „wir: 
liche Macht“ gebrauchen jollten, wen nämlich die Negierung mit 
den Kreditforderungen zur Dedung der Kriegskoſten hervortrete. 
Dagegen widerrätb die Nat.-Zta., den Abgeordneten ein impera- 
tives Mandat zu ertheilen. 

3. Juli. Schlacht bei Königaräß. — Die Abgeordnetenwahlen in 
Preußen ergeben einen Nüdgang der liberalen Oppoſition von 
253 auf 148 Mann (beim Sortichritt von 143 auf 83, beim linfen 
Gentrum von 110 auf 65). Die Konjervativen iteigen von 38 
auf 142, die Altliberalen von 9 auf 26 Mann. 


5. Juli. Napoleon bietet jih durd Telegramm an den preußiichen 
Konig als Vermittler an. — Pismards Antwort auf ein Schreiben 
des Finanzminiſters von der Heydt, herzliche Zuftimnmmg zu dem 
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Vorſchlag, Schritte zur Beendigung des Verfaſſungsſtreits zu thun. 


12. Juli. In Etuttgart laden 46 Bürger (Chevalier, Dr. Otto 
Elben, Siegle u. Sen.) zu einer offentlihen Verſammlung ein, 
um eine Kundaebung gegen die Gefahr einer Einmiſchung Frank: 
reihs“ zu berathben. (Der Echwäb. Merkur erklärte morgens: 
„Die Anrufung franzöſiſcher Hilfe bat die Yage in Deutſchland 
vollftändig verändert... Möge L. Napoleon willen, wenn er 
die Hand nah dem heine ausitredt, daß er es mit dem 
ganzen deutſchen Bolfe zu thun hat.““ Die Berfammlung, von 
nationaler und großdeutſch demokratiſcher Seite ſtark beſucht, be— 
ſchließt einſtimmig einen Proteſt gegen franzöſiſche Einmiſchung 
und neue Rheinbundsideen. Der dritte Punkt der Reſolution 
hatte die Verſtändigung mit Preußen über ſofortige Einſtellung 
der Feindſeligkeiten und die Berufung eines Parlaments zur Feſt— 
ſtellung der deutſchen Verfaſſung empfohlen; darüber war jedoch 
mit den Demofraten fein Einvernehmen zu erzielen. 


13. Juli. Der preußiiche Gejandte v. d. Gol& in Paris giebt dem 
Kaifer Napoleon zu veritehen, daß Preußen genöthigt werden 
fonnte, die Ausführung der Reichsverfaffung von 1849 auf jeine 
Sahne zu jchreiben. 

18. Zuli. Einberufung des preuß. Yandtags auf den 30. Zuli. 


18. u. 19. Juli. Berathung des StaatSminifteriums übes Die 
Thronrede. Widerfpruch gegen die von Pismard, von der Heydt 
und Baron Werther verlangte Ankündigung einer Sudemnitäts- 
vorlage. Der König genehmigt die Ankündigung derjelben, 


21. Juli. Eine Verſammlung von badiſchen Yandtagsabgeordneten be— 
jchlieht eine Adrefje an den Großherzog zu Gunſten der im Berein 
mit Preußen zu vollziehenden Bundesreform und der Ueberbrückung 
der Mainlinie. Die Adreſſe, von 39 Abgeordneten ımterzeichnnet, 
wird am 


22. Zuli überreicht und hat zur Kolge, dab das Minifterium Edels- 
heim dem Minifterium Jolly Pla madt. 


26. Juli. Friedenspräliminarien. 


23. 


28. 


29. 


3. 


7. 


8. 


11. 
12. 


13. 
14. 
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Juli. Württenbergijche Adgeordnete verjchiedener Richtung ver: 
KIIRRIEIR. ſich in Stuttgart in der Yiederhalle zur Beiprehung der 
Lage. Die Berathung wird am 28. und 29. Juli fortgejegt und 
endet damtit, dab mit 50 gegen 20 (nationale) Stimmen bejchlofjen 
wird, von einer öffenlichen Kundgebung abzujehen. Der Mißerfolg 
Diejes Verſuchs einer Einigung auf nationalem Boden ruft bittere 
Enttäuſchung im Lande hervor. 
Juli. Minifterrath in Berlin; Graf Lippe ift entrüftet über die 
Idee einer Sndemnitätsvorlage. Der Finanzminiſter ſchreibt 
darauf an Bismarck, er werde abgehen, wenn die Vorlage nicht 
erfolge. — Die Gröffnung des Landtags wird verfchoben. 


Juli. Benedetti erhält Auftrag aus Paris, von Preußen zum 
Dank dafür, daß Frankreich die preußiſchen Waffenerfolge ge— 
ſchehen ließ, die Abtretung der 1815 von Frankreich zurücdgegebenen 
linfsrheinijchen Gebiete nebit Mainz zu verlangen. 

Ang. Bismard, der dem König nad) Frag nachgereift iſt, ſchickt 
die Thronrede mit der Ankündigung der ‘ Indemnitätsvorlage den 
Miniitern nah Berlin und bemerft, daß der Konig weitere Ber: 
handlung darüber nicht veritatte. 

Ang. Die Ausſchüſſe des deutſchen Handelätags, des volfswirth- 
ſchaftl. Kongrejies und des Nationalvereins, nebit vielen Fa 
und Geſinnungsgenoſſen zu gemeinfanter Berathung in Bram. 
ihmweig verjanmelt, erlaffen eine Erflärung zu Gunſten der Ver: 
waltung der Zollvereinsangelegenheiten durch die Bundes-Gentral- 
Bean und der Gejekgebung durch das Bundesparlament in Zoll: 
Jawen. 

Auguſt. Eröffnung des preußiſchen Yandtags. Die Ihronrede 
fündigt die Indemnitätsvorlage an. 

Hug. Bismard antwortet auf Benedettis Vorjtellung: wenn Sie 
auf diefen Forderungen beſtehen, rufen wir die deutiche Nation in 
ihrer Geſammtheit auf, machen ſofort Frieden mit Deiterreid) 
unter jeder Bedinaung, lafien uns auch den alten Bundestag ge 
fallen, geben aber dann vereinigt mit SO0 009) Mann über den 
Rhein und nehmen Euch den Elſaß ab. 

Manteuffel reijt in befonderer Miſſion nah Petersburg. 

Eine Verſammlung national aefinnter Männer in Stuttgart 
beichlieht, gegenüber der demofratijchen eine Organijation der 
Denutichen Partei zu Schaffen und beauftragt den Partei. 
Ausihuß, die Frage der Organiſation für das ganze Yand in die 
Hand zu nehmen. 

Auguft. Die Nat.-Itg. heift die neue Zeit „mit friihen Vor: 
ſätzen“ willfommen. 

In Darmitadt verfammeln ſich 26 heifiihe und 8 badifche 
Abgeordnete und ſprechen jich für den Eintritt in den nord- 
deutihen Bund aus. 

Aug. Napoleon erklärt den Vorſchlag vom 29. Zuli für ein 
Mißverſtändnis. 

Aug. Landesverſammlung der liberalen Partei für Naſſau 
in Diez a. d. Lahn. Ein Ausſchuß wird beauftragt, unter der 
Vorausſetzung der Einverleibung das Programm umzuarbeiten. 


Aug. Frieden und Schutz- und Trutzbündnis mit Württemberg. 

Aug. In Darmitadt verſammeln ſich über Hundert angeſehene 

Bürger (Dr. Jaup u. Gen.) und bejchliefen eine Adreſſe an 
1* 
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den Großherzog zu Gunſten des Anſchluſſes des ganzen Groß— 
herzogthums an den Norddeutſchen Bund. 
Das Indemnitätsgeſetz wird im preuß. Landtag vorgelegt. 
13. Aug. Frieden und Schuß. und Trußbündnis mit Baden. 
Dem preuß. Landtag wird das Annerionsgejek vorgelegt. 
18. Aug. Bundesvertrag mit den norddeutichen Staaten. 


19. Aug. Die erite vandesverjammlung der Deutfchen Partei in 
Württemberg findet in Plochingen unter Borfig Romers jtatt und 
beijchließt eine Rejolution zu Gunjten eines deutihen Bundesitaats 
mit era Sermeen und der Pflege des Zollvereins. 

Vertreter der großten heſſiſchen Stadtgemeinden und zahlreicher 
Drtögemeinden ſchließen jih der Abgeordneten: Erflärung vom 
8. Auguſt an. 


20. Aug. DBenedetti erneuert das Berlangen nad linksrheiniſchem 
Gebiet und jchlägt einen Geheimvertrag zwiihen Franfreih und 
Preußen vor, auf Grund deſſen Frankreich ſich bei nächſter Ge- 
legenheit Belgiens bemädtigen könne. 

22. Aug. Frieden und Bündnis mit Bayern. 

23. Aug. Prager Frieden. 


24. Aug. Der Rumpf des alten Bundestags, noch 7 Gefandte, 
darunter 3 von depofjedirten Füriten, endet im fal. Schloß zu 
Augsburg jein Dafein, „von Preußen befiegt, von Dejterreich ver- 
achtet, von der Nation bereits vergeflen.“ 

26. Aug. Landesverfammlung der Liberalen im sage Sadjen in 
Leipzig. Prof. Biedermann referirt. Gegen den Vorſchlag des- 
jelben wird im Laufe der Verjammlung ein Beſchluß beantragt, 
der die Annerion befürworten jollte. Am nämlichen Tag war die 
Verpffentlihung eines Anerfennungsbriefes des Konigs — an 
Beuſt erfolgt. Die Verſammlung befürchtet angeſichts dieſer Ver— 
öffentlichung, daß der Anſchluß an den Norddeutſchen Bund aus— 
ſichtslos, und läßt ſich hinreißen, dem Annexionsbeſchluß zuzuſtimmen. 

28. Aug. 42 Mitglieder der Linken der bayr. Abg-Kammer weiſen 
jeden Gedanken an eine Zerreißung Deutſchlands, Südbund u. ſ. w.) 
zurück und befürworten baldigſte Schaffung eines durch Parlament 
und Centralgewalt geeinten Vaterlands. 

30. Aug. Tweſten als Berichterſtatter der Budgetkommiſſion des 
ve Abg.Hauſes befürwortet die Sndemnitätsvorlage. 

Die bayr. Kammer beſchließt mit allen gegen 11 ©t. eine 
Borjtellung an den Konig, im Anſchluß an Preußen die Einigung 
herbeizuführen. Friedensvertrag und Kriegsentihädigung werden 
mit allen gegen 1 St. genehmigt. — Die erjte Kammer lehnt 
den Paſſus vom Anſchluß an Preußen mit 30 gegen 4 ©t. ab. 

3. Sept. Frieden mit Heilen. 

Lasker Eonftatirt im pr. Abg.-H., daß das öffentliche Rechtsbewußt- 
ſein befriedigt iſt. Virchow, Walded, Hoverbeck widerſprechen. Die 
Indemnitätsvorlage wird mit 230 gegen 75 Stimmen angenommen. 
In der Minderheit 13 Ultramontane, 40 vom Fortichritt, 22 vor 
Yinfen Zentrum, 

5. Sept. Detfer, Harnier und Gen. richten aus Kaſſel eine Adreffe 
an den König von Preußen, welde jih für die Einverleibung 
ausſpricht. 

7. Sept. Zweite Leſung des Annexionsgeſetzes im preuß. Abg-Haus: 
Annahme mit 273 gegen 14 Stimmen. 


8. 
11. 


22. 


23. 


25. 


27. 


24. 


28. 
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Sept. Einſtimmige Annahme des Indemnitätsgeſetzes im preuß. 
Herrenhaus. 

Sept. Verhandlung des preuß. Abg.-Haufes über das Wahlgeſetz 
für den nordd. Reichstag. Art. 1 gab dieſem Reichstag nur eine 
berathende Stimme über die, jpäter von den Einzellandtagen zu 
genehmigende, von den Füriten zu vollzichende Verfaſſung. Das 
Adg.-Haus beichliegt, dem Reichstag die Zuftimmung oder Ab- 
lehnung zu gewähren. 

Sept. Das Annerionsgefeß wird in dritter Lejung angenommen, 


Sept. Das Landesfomitee der Deutihen Partei in Württemberg 
tritt in Stuttgart zufammen und Eonjtituirt ſich. (Vorſitz: Hölder, 
Stellvertr.: Guſt. Müller-Stuttgart.) 

Sept. fi. Heftige Auseinanderfegungen in der Fraktion der 
Fortichrittspartei ım Preuß. Abgeordnetenhaufe. Die Mitglieder, 
welde für die Sndemnität geitimmt, geben ihre Erflärungen ab. 
Wer gejproden, verläßt die Sitzung, um an den folgenden Tagen 
nicht mehr an den Fraftionsberathungen theilzunehmen. 

Sept. Die Kreditforderungen für den Krieg werben mit 230 
gegen 83 Stimmen angenommen; die Fortichrittspartei ſtimmt 
wiederum getbeilt. 

Heftiger Protejt des Königs Georg gegen die Annerion von 
Hannover. | 
Sept. Das preuß. Aba.-Haus bewilligt mit 230 gegen 83 Stimmen 
den Kredit von 60 Millionen für außerordentliche Bedürfniſſe des 
Heered3 und der Marine, — mit dem Zujab Micaelis-Roepell, 
dab davon 27% Millionen dem Staatsihag zurüderjtattet werden, 
daß dieſer jedoch nicht mehr über 30 Millionen anwachien darf. 
Sn der Minderheit wieder die eine Hälfte der Fortichrittäpartei, 
Klerifale, Polen und einige vom Linfen Gentrum. 

Sept. Vertagung des preuß. Landtags bis 15 Nov.; 24 Abg. 
von der früheren Opposition (Hammacher, Yasfer, Pieſchel, Tweiten 
und Gen.) vereinbaren eine Grflärung, um vor dem Lande 
ihr Eintreten für die auswärtige Politif Bismards zu recht: 
fertigen. 

Oft. Emeute Proteftfundgebung des Königs Georg, der jedoch 
die Beamten ihres Eides entbindet. 

Okt. Die 2. württenb. Kammer bejchließt mit 61 gegen 25 ©t. 
eine ſtark partifulariftiihe und demofratiiche Adreſſe. 

Oft. König Karl nimmt die Kammeradrejje entgegen und über: 
raſcht durch eine vom mationalen Geilt getragene Ermwiderung, 
die „der Entwiclung der neuen Seftaltungen zu folgen” empfiehlt. 


Oft. Frieden mit Sachſen. 


Oft. Die Kommilfion der 2. badiihen Kammer empfiehlt die 
Annahme des Friedensvertragd und begutachtet den Eintritt der 
füdd. Staaten in den norddeutjhen Bund. Die Kammer jtimmt 
mit allen gegen 11 St. zu. 


ft. Die Erklärung vom 27. Sept. wird in der Nat.ZStg. ver 
öffentlicht. 

Der Staatsanzeiger veröffentliht das Wahlgeſetz für den 
Reichstag des norddeutihen Bundes. 
Okt. Die bisherigen nationalen heſſiſchen Abgeordneten (Hei. 
Fortichrittspartei) erlafien ihren Wahlaufruf. 


11. 


12, 


16. 


Pi 17. 


18. 
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15. 
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Nov. Provinzialverfammlung der hannoverſchen Nationalliberalen 
in Stade. Erlaß einer Erklärung, welche die angebahnte Einigung 
Deutfchlands begrüßt und die Zeit herbeiwunjcht, in der auch der 
Süden unter dem Ecepter des Königs von Preußen als Deutjchen 
Kaifers mit dem Norden vereinigt jein würde. 

Nov. Wiederbeginn der Preuß. Yandtagsjigungen. Fortſchritts-— 
partei und Linkes Centrum berufen ein gemeinjames Wahlfomite 
für die Reidystagswahlen, das alsbald einen Aufruf erläßt. 


Nov. Die preuß. Neg. umterbreitet dem Landtag eine Kredit: 
forderung von 1% Millionen Thalern zu Dotationen. — Die Namen 
der zu dotirenden Feldherren und Staatsmänner find in dem 
Entwurf nicht genannt. 


Nov. Am Preuß. Abgeordnnetenhauje Fonjtituirt jih die „Neue 
zraftion der nationalen Partei“, (Hammacher, v. Hennig 
asfer, Lüning, Roepell, Tweſten, v. Unruh u. Gen.) mit zumächit 

19 Mitaliedern, denen jich in den nächſten Tagen 7 weitere anjchließen. 

Der Ausihu des Nationalvereins hält in Elberfeld 
eine Sitzung ab und bejchließt, der im nächiten Frühjahr ein- 
zuberufenden Seneralverfammlung anheimzuſtellen, ob der National» 
verein nod Bedürfnis jei, nachdem aus allgemeinen Bolfswahlen 
ein Organ des Nationalwillens hervorgegangen jein werde. Eine 

Anjprahe an die Bereinsmitglieder, welche zu reger Betheiligung 

an den Wahlen zum Nordd. Heichstug ermumtert, wird beichlofien. 

Der Geſchäftsführer des Bereins verjendet diefe Berhlupfundgebung 

mit einem Begleitwort, welches darauf hinweiſt, daß „die Freiheit 

fih nur erarbeiten, nicht ſchenken läßt, ſelbſt nicht von einer 

Regierung, deren LAiberautät in dieſem Buntte weniger fragwürdig 

ift, als die der preußifchen.“ Die Schärfe diefes Sakes erfcheint 

einer größeren Zahl von Mitgliedern der Leitung des National» 
pereins unangebradht. Es tritt hier der Gegenjaß der Richtung 

Schulze⸗D elitzſch gegen die gemäßigte Richtung erſtmals zu Tage. 

Nov. Der Wahlausſchuß der Heſſiſchen Fortſchrittspartei in 
Darmitadt beſchließt, den Grafen Bismarck für die Kandidatur 

zum Nordd. Reichstag in Vorſchlag zu bringen. Derielbe lehnt 

jedocd Ende Januar 1867 die Kandidatur wegen jeiner anderweiten 

Sejhärtsüberbürdung ab, wird aber demnächſt im Wahlkreis 

Jerichow ohne jein Zuthun gewählt und nimmt diefe Wahl aud an. 

Dez. Nationalliberale Berfammlung in Roſtock. Erlaß einer 

Programm » Erklärung. Aufitellung der Kandidaten Pogge, Dr. 

Proſch, von Thünen, Dr. Viereck und Jul. Wiggers in den 

mecklenburgiſchen Wahlkreijen. 

Dez. Das preuf. Abg.Haus bewilligt die Dotationen für 

die Minijter Bismard und Roon (gegen dieſe Dotationen ftimmt 

die Kortichrittspartei) und für die Feldherren Moltke, Yalkenftein, 

Herwarth und Steinmep. 

Dez. Beginn der Konferenzen der norddeutjchen Regierungen 

über den Berfaflungsentwurf. 

Neuwaählen in Heilen. Die Nationalpartei unterliegt der leiden- 
ſchaftlich geſchürten großdeutſchen Bewegung. 21 Rechte, 11 Gentrumg, 
3 Demotraten, 13 nat.-lib, Fortichrittspartei. 

Dez. Annahme des Militäretats im preuß. Abg.-Haus, nach— 

dem mit 230 gegen 92 Stimmen der Antrag Virchow verworfen 

war, die Mittel als Paufhquantum nur außerhalb des Etats zu 
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bewilligen. Dagegen war mit 165 gegen 151 Stimmen beſchloſſen 
worden, daß die Feſtſetzung der He eresſtaͤrke jeweils von der Landes— 
vertretung zu genehmigen jei. Hierin waren alle Liberalen einig. 


Dez. Das preuß. Abg.-Haus genehmigt fat einftimmig die 
Einverleibung Schleswig Holfteins 

Dez. König Georg weigert ſich, die Offiziere ihres Eides zu 
entbinden, dody wird jeder einzeln entlaſſen, der in preußiſche 
Dienfte treten will. 

Dez. Die foniervative Fraftion des preuß. Abg-Haufes erläßt 
ihren Wahlaufruf, und befenut fich zur deutjchen Bolitif Bismarcks. 
(Herr von Gerlach, der Gegner diejer Politik, hatte jih von feiner 
Bartei, deren geiitiges Haupt er bislang gemwejen, loögejagt.) 
Dez. Das Minijterium von der Pfordten in Bahern macht einem 
national gerichteten Miniiterium Hohenlohe Platz. 


1867. 


Sau. MWahlaufruf des Gentralwahlfomites der nat.-lib. Bartei 
fur Hannover (v. Bennigfen, Albrecht, v. d. Horft). 

San. In Danzig tft zwiſchen Nattonalliberalen und Fortſchrittlern 
derjelbe Streit entbrannt wie in Berlin. Gegen Zweiten fandidirt 
Dr. Langerhans. J. von Henning veröffentlicht in der Nat. Ztg. 
eine Erklärung des Bedauerns über das Zerwürfnis in Danzig. 


. San. Die Yandesperjammlung der demofr. Volkspartei in Stutt- 


gart erklärt fich für einen Südbund, für ein Milizheer ıc. 


San. Das für die Wahl von Michaelis eingefegte Komite in Stettin 
leat fich die Bezeichnung bei: Wahlkfomite der nat.:lib. Partei. 
Konfil Muller (Fortihr.) nimmt nun die Gegenfandidatur an. 


San. 9. v. Sybel nimmt die Kandidatur in Lennep an; in 
einem Schreiben an das dortige Komite ermahnt er die Kon 
jervativen, „die immer gerne von Staatsmacht reden,“ wohl zu 
bedenken, „daß hier die freie Zuftimmung des Volkes die un: 
erläßlihe Bedingung der Macht it,“ und die liberalen Parteien, 
„Die zunächſt an die Volksfreiheit denken“, ermahnt er, „hier nicht 
h vergejien, daß unjere Freiheit heute vor allen gegen die Leber: 
uthung des feindfeligen Auslandes zu decken it.“ 


San. Schulze» Delikich bezeichnet in einer Berliner Seabe 
verjammlurg die Ausfichten auf Erlangung eines verfaſſun ſ⸗ 
mäßigen Rechts: uud Volksſtaates noch überall als trübe. „er 
mag fi wohl aufrichtig des Sieges erfreuen, ehe man weiß, 
wozu er benutzt wird?“ 


Jan. An Stelle des erfrankten Walde (Fortſchr.) halt Yaster 
für denjelben im 2. Berliner Wahlfreis die Kandidatenrebe. Die 
ihm im 4. Wahlfreis angetragene Kandidatur lehnt Yasfer ab, 
um die Spaltung der Ziberalen zu verhindern. 


San. Dr. Moller-Bradwede erklärt in einer Verſammlung in 
Bielefeld, dab fein Vater von der Kandidatur zurücktrete, um 
jede Zerſplitterung der Liberalen zu vermeiden. Darauf wird 
Waldeck's Kandidatur einſtimmig beſchloſſen. 


28. 


30.53 


3. 


12. 


13. 


24. 


24 


— 237. 


— ER - 


San. Die Kandidatur Witte in Roſtock, vom Wahlausfchuß der 
gemäßigten liberal-nationalen Partei aufgeftellt, wird von 
demofratiiher Seite befämpft. Der Standpunft Witte ſei „nichts 
als ein Bismarckiſcher“. 
an. Fr. Dunder beflagt in einer Wahlverfammlung in Berlin 
daß über dad Schidjal der beſiegten Länder nicht die Völker, 
jondern die Fürſten entichieden haben. „Die Vertreibung der 
Fürſten acceptirte ich natürlich, aber die Rechte der Volker waren 
dadurch nicht verwirft. Die Entjheidung mußte dem Deutichen 
Parlament überlafien werden“. Zur Reform der Berfaflung 
verlangt er ohne Einjhränfung die Reichsverfaſſung von 1849. 
„Sch werde feithalten an der Fahne Schwarz-Roth-Gold.” 
Febr. Vertrag zwiihen Bayern, Württemberg und Baden, 
wonach dieje Staaten jich verpflichten, ihren Landtagen Vorlagen 
zu machen, um die heimifhen Heereseinrihtungen der Leijtungs- 
räbigfeit des nordd. Bundes anzupaffen. Wachſende Agitation der 
Temokraten und Klerifalen im Süden gegen Preußen und den 
Militarismns. 
Febr. Die Konferenzen der nordd. Regierungen über Die 
Bundesverfaſſung werden mit dem Ergebnis allfeitiger Zuftimmung 
zu dem Entwurf abgeſchloſſen. 
Fehr. Wahlen zum Nordd. Reichötag. In den dftlihen preußiſchen 
Provinzen jind die Konfervativen Sieger, in Hannover umd 
Kurheſſen werden meilt Nationalliberale bezw, ſolche Kandidaten 
gewählt, die fihb im Laufe des Jahres noch der im Entſtehen 
begriffenen Partei anſchließen, in Schleswig.Holitein die An— 
hänger der Auauitenburgiichen Uppofition und zwei Dänen. 
Mecdlenburg wählt 5 Nationalliberale, das Königr. Sachſen 
nicht einen einzigen. In den übrigen Provinzen und Staaten 
wird überwiegend nationalliberal gewählt. Ergebnis: 59 Kom- 
jervative, 40 Freifonfervative, 45 Konftitutionelle (Altliberale 
und fonjervative „Wilde*), SO Nationalliberale, 34 Fortſchrittlich— 
Yiberale, 31 PBartifulariitten (Welfen, Polen 20.) 6 Wilde. 
Febr. Die Nat.Stg. weiſt das Verlangen, die Reichsverfaſſung 
von 1849 umbefehen wiederherauitellen, ſcharf zurück. „Wer heute 
zu jener Verfaſſung ſich zuriczumenden vorgibt, iſt entweder ein 
Sanfler, oder wird von anderen mißbraucht, um das zu befämpfen 
und womöglich au bintertreiben, was wirflides Bedürfnis und 
was wirklich ausführbar it.“ 
Febr. Eröffnung des Nordd. Neihstags. Die Thronrede be 
tont, daß alle Erfolge Preußens zugleich Stufen zur Wider: 
beritellung und Erhöhung der deutſchen Macht und Ehre geworden 
iind, amd kommt den Süddeutſchen offen und herzlich entgegen. 
Der nene Bund babe nah außen lediglib einen defenſiven 
Charakter. Der Verfaffungsentwurf wird angefündigt. 
Febr. Gröffnung des MNorddeutfchen KRonftitnirenden 
Meichstags. 
Febr. Vorbeſprechung der mat.elib. Abgeordneten zum Nordd. 
Reichstag. Tarüber berichtet die Schleſ. Ztg. v. 2. März wie folgt: 
In der Verfammlung vom 27. Febr. mochten etwa 60 Abge- 
ordnete anmweiend fein. Bun den in Berlin wohnenden waren 
v. Unruh, v. Vaerſt, Tweften, v. Hennig, Lasker, Michgelis 
zugegen; es mögen ferner erwähnt werden Simſonu. Freytag, 
Miguel. Römer aus Hannover, Meier-Bremen, Chapeau— 
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rouge-Hamburg x. R.v. Bennigſen eröffnete und leitete die 
Berhandlungen, welche jih wejentlih un die Frage bewegten, ob 
es ſchon jekt an der Zeit fei, ein ſcharf formulirte8 Programm 
aufzuitellen, damit fih an dieſem die verichiedenen Elemente und 
Richtungen der Verſammelten entweder fcheiden oder 119 vereinigen 
fünnten. Es fam zwar zu feiner Abſtimmung weder über dieje 
nob über andere, im Yaufe der Verhandlungen aufgeworfene 
Fragen; allein es trat doch zunächſt eine allgemeine Ueberein- 
ftimmung darüber hervor, dag man den von der Regierung vor- 
gelegten. Entwurf der Berfafiung des Nordd. Bundes weder, 
wie die Konjervativen, en bloc annehmen, nod, wie die Linke, 
en bloc verwerten, jondern den Verhandlungen des Reichstages 
au Grunde legen und möglichſt verbefiern wolle. Auch über die 
Richtung, in der dieſe Verbefjerung jtatt zu finden babe, war man 
im Allgemeinen dahin einveritanden, daß man nicht unter die 
Linie der Rechte binabgeben müſſe, welche die Verfafiungen aller 
Bundesländer bis jetzt ihren Ständen gewährt bätten, vor allem 
derjenigen Rechte, welhe fih auf das Budget bezögen. inige 
Stimmen wollten ſchon jetzt als Fundament der neuen Parteibildung 
den Satz anfgeftellt wijien, daß die Erlanguug des Budgetrechts 
nah Maßgabe der preußiihen Berfafiung die conditio sine qua 
non einer Vereinbarung mit den Regierungen jein müſſe. Die 
Verſammlung war jedoch nicht geneigt, fih ein für alle Mal ſchon 
jeßt zu binden, wenn man aud auf der andern Seite die Wahrheit 
dejien nicht verfannte, was namentlich v. Bennigien betonte: Die 
Partei müſſe ſich gegen rechts und links nicht allein durch Nega- 
tionen, fondern aucd durch eine beitimmte Position unterjcheiden,” 
Febr. Die Nat.-Itg. vom 1. März berichtet: 

„Biemwirvernehmen, hat ſich geitern Abend (28. Febr.) 
die national=liberale Partei des Neichstags unter dem 
Vorſitz von Bennigiens fonftituirt. ES traten derjelbeun 
vorerft 55 Mitglieder bei.“ 

Frankreich bringt die Ruremburger Frage auf's Tapet. 
März. Präfidentenwahl im Nordd. Reichſtag. Simſon wird 
zum Präſidenten, der Herzog von Ujeſt zum eriten, von PBennigjen 
zum zweiten Vicepräfidenten gewählt. 

März. Der Entwurf der VBerfafjung wird dem Reichstag vorgelegt. 


März. Die halbamtlihe „Provinzialforreipondenz” macht einen 
eriten Verſuch, die Nationalliberalen zu jpalten: fie jchreibt: 

„- +» Die national-liberale Fraktion wolle im Allgemeinen die 
nationalen Zwede der Regierung gleichfalls fordern, dabei aber 
gewiſſe Forderungen zur Sicherung gröferer parlamentariicher 
Rechte durchſetzen. Es jei fraglich, ob innerhalb diejer Fraktion 
die Liberalen aus den neuen Yandestheilen, die großentheils mit 
weit milderen Abjichten in den Reichstag eingetreten jeien, auf 
die Dauer mit den Mitgliedern aus den altpreußiihen Provinzen 
zulammengehen würden, welde bisher der DOppofition in der 
preußiſchen Kammer angehört hätten. . .* 

Abg. von Forckenbeck betont in einer Nede in Danzig: die 
Wirffamfeit der entjchieden liberalen Bartei liege jetzt nicht jo ſehr 
in dem Ausſprechen und Beitimmen von Prinzipien, als in dem 
fortwährenden Streben, mit den vorhandenen Kräften längst ſchon 
erfannte Wahrheiten endlich und unter jtetem Ringen zum Nuten 
des PVaterlandes in der Wirklichkeit auszuführen. 
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März. Tweſten und Miquel treten in erſter Leſung im Nordd. 
Reichstag für den Verfaſſungsentwurf ein. Eine zu ſtraffe Form 
der Gentralgewalt erichwere das Kintreten der Süddeutihen in 
den Bund. Die Rüdjiht auf den Süden müſſe entſcheidend jein, 
jedem von den Regierungen vereinbarten Entwurf wohlwollend, 
pofitiv gegemüberzutreten. (Qwejten.) Der vorliegende Entwurf 
befriedige weder ein politiihes, noch ein theoretijches Ideal, ent 
ſpreche aber einem hiftoriichen Vorgang und man dürfe an ihn 
nur die Kritik der praftiihen Brauchbarfeit legen. (Miquel.) 
März. Die nationalliberale Fraktion des Reichstags beiteht zur 
Zeit aus folgenden 71 Mitgliedern: 

Aßmann, Banmbach, v. Bennigjen, Bode, Braun (Hersfeld), 
Dr. Braun (Wiesb.), Buderus, de Chapeaurouge, Dannenberg, 
Delius, Graf zu Dobna-Kokenau, Dr. Elliien, Kordel, Dr. Freytag, 
Fries, Görk, Grumbredt, Dr. Harnier, Graf Hendel v. Donners- 
mard, v. Hennig, Hergenhahn, Hering, Heinrichs, Hoffmann, 
Holzmann, Hoſius, Dr. Jäger, Jüngken, Jungernann, Ranngießer, 
Dr. König, Köppe, Lasker, v. Yeipziger, Dr. Lette, Meier (Bremen), 
Michaelis, Miquel, Mütter, Dr. Detfer, Bannier, Boppe, Dr. Proſch, 
v. Buttfammer (Brauftabk) v. Puttkammer (Sorau), Reichenheim, 
Nömer, Dr. Röpell, Dr. Rückert, Salzmann, Schmidt, Frhr. von 
Schwarzfoppen, Graf Schwerin, Severin, Slomann, v. Spanferen, 
v. Sybel, v. Thünen, Tweſten, v. Unruh, Baron v. Vaerſt, Wachen: 
huſen, Macher, Wagner (Mitenburg), Weber, Weißig, Wiegand, 
Dr. Wiggers (Noftod), Wiſſelinck, Wölfel, Wulff:Yauenburg. — 
Außerdem ift der nationalliberalen Partei der Präfident Simfon 
zuzurechnen. 

Die Gejhäftsordnung der Fraktion fieht die Wahl eines 
Vorjtandes von 3 Mitgliedern vor, die abwecjelnd den Vorſitz in 
der Kraftion führen. Außerdem werden zwei Schriftführer und 
ı Schakmeiiter gewahlt. Die Wahl der Vorjtandsmitglieder wird 
von 4 zu 4 Wochen erneuert. Bon der Formulirung eines Pro- 
gramms wird zur Zeit abgejchen. 

März. Bon 626 ehemals bannoverichen Offizieren treten 424 in 
die preußiiche, andere in die ſächſiſche Armee ein. 

März. Die nat. lib. Fraktion beruft eine Redaktionskommiſſion 
für die Amendements zum Verfaſſungsentwurf. 

Aufruf des Komites der liberal=nationalen Partei in Mecklen— 
burg: Schwerin an die Parteigenofjen im Yande zu freiwilligen 
Beiträgen für einen Diätenfonds. 

März. Gleichzeitige Veröffentlichung der preußiſch-ſüddeutſchen 
Schußz und Trutzbündniſſe in Berlin, München und Stuttgart. 

Der Nordd. Reichstag lehnt mit 180 gegen 65 fortſchrittlich- 
klerikale Stimmen die Aufnahme von Grundredhten in die Ver— 
faſſung ab. 

März. Der Nordd. Neihstag lehnt mit 177 gegen 86 Stimmen 
die Schaffung eines fürmlihen Bundesminifterinms mit verant» 
wortlihen Miniftern ab; ebenſo mit 127 gegen 126 St. den 
Antrag Bennigjen, Bundesminifter neben dem verantwortlihen 
Bundeskanzer zu jchaffen. 

März. Der Antrag Bennigjen wird abermals, mit 140 gegen 
124 ©t. abgelehnt, doch wird die (moraliſche) VBerantwortlichkeit 
des Bundesfanzlers in der Berfaflung ausgeiprocen. 
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März. Der Nordd. Reichstag ſpricht die Straffreiheit wahrheits— 
getreuer Parlamentsberichte in der Verfaſſung aus. 


März Der Vordd. Reichsteg beſchließt mit 136 gegen 130 ©t. 
den nat. lib. Diäütenantrag. Bismard erklärt, die Regierungen 
würden ihn „unter feinen Umständen” annehmen, 


April. Im Nordd. Reichstag interpellirt Bennigfen namens der 
Yinfen wegen der Yuremburger Frage und Jicbert namens alter 
Parteien fräftigfte Unteritusgung gegen jeden Verſuch zu, altes 
deutfches Land vom Geſammtvaterland loszureißen. Gegen das 
Ausland und für die kräftige auswärtige Politik Bismarcks gebe 
es nur eine einige und entichlofiene Nation. Bismard erwidert 
mit einer hiſtoriſchen Darftellung; er betont, dar er die framzöfifche 
Empfindlichkeit möglichit zu ſchönen gedenfe und hofft, zweifellofe 
Rechte dentiher Staaten und Bevölferungen nicht beeinträchtigt 
zu jehen. 
April. Im Nordd. Reichstag tritt eine freie Kommiſſion unter 
nat. lib. Führung (Bennigien, Unruh, Baerft) zuſammen, um eine 
Verſtändigung über die Abichnitte Bundes-Kriegsweien und Budget 
herbeizuführen. Die fortjchrittliche Yinfe lehnt die Betheiligung ab. 
Der Reihstag nimmt mit 137 gegen 127 Stimmen ein, vom 
Abe. v. Forkenbeck vermittelte8 Kompromiß betreff3 der Heeres» 
ftarfe au, wonach diejelbe bis zum 31. Dez. 1871 auf 1 Proz. der 
Bevölkerung feitgejegt wird. 
April. Gin von den Aba. von Bennigien und Herzog von 
Ujeft verntitteltes Kompromiß wird mit 135 gegen 130 St. auge 
nonmten, wonach als „Pauſchquantum“ 675 ME. für jeden Kopf 
der Friedensſtärke des Heeres als Einnahme für die Zeit bis 
31. Dez. 1871 bewilligt werden. Die Regelung der Präſenz auf 
dieſe 4'/s Jahre wird als „interimiftiihe” im Verfaffungsentwurf 
bezeichnet. Später joll die Feſtſtellung durch Bundesgeſetz erfolgen. 
April. Der Nordd. Reichstag beichlieht mit 145 gegen 122 &t. 
den Verfaſſungsgrundſatz jährliher Budget3S und Nechnungsab: 
legungen. 
April. Abſchluß der Verfaffungsberathbung im Nordd. Reichsta 
in 2. Leſung. Den Shddeutihen Staaten bleibt der Eintritt au 
Vorſchlag des Bundespräfidenten im Wege der Geſetzgebung offen. 
April. Während der bavr. Yandtagss Ferien erklären fid 119 bayr. 
Abgeordnete in der Yuremburger Frage zu Gunſten Preußens. 
April, Die Diütengewähr wird im Nordd. Reichstag in 3. Yelung 
mit 178 gegen 90 St. verworfen, nachdem Pismard im Namen der 
Regierungen nochmals erflärt hatte, daß andernfalls das Ver— 
faſſungswerk geicheitert wäre. 23 nat.-lib. Abg. ftimmten aud 
jegt noch für Diäten. 
April. Endgiltige Annahme der Verfaſſung im Nordd. Reichstag 
mit 230 gegen 53 fortjchr.»Klerifale St. Das vom Abg. Tweſten ver: 
mittelte Kompromiß wird angenommen, wonach der König von Preußen 
im Bundesrath ein VBetorecht gegen Aenderungen an beitehenden 
Heeres:Einrihtungen erhält. Damit ift der Peitand der Armee 
(1 Proz. der Bevölferung und 675 ME. Ausgaben auf jeden Mann 
der PBräjenz) für alle Falle auch über 1871 binaus geficert. 
April. Bismard erklärt im Nordd. Reichstag, die Verfaſſung jei 
von den Regierungen angenommen. Schluß des Nordd. Reichstags. 


18. April. Schulze-Delikih und Franz Dunder zeigen Herrn von 
Bennigjen ihren Austritt aus dem —88 des Nationalvereins an. 

27. April. Die württemb. partikulariſtiſchen Miniſter v. Neurath 
und v. Hardegg werden entlaſſen. Die nationalgeſinnten Abg. 
Mittnacht und Oberſt Wagner treten an deren Stelle. 


28. April. Lasker rechtfertigt in einer Wählerverſammlung in Berlin 
ſeine Abſtimmung über die Verfaſſung. Seine Abſicht ſei geweſen: 
die Vergangenheit friedlich abſchließen, die Gegenwart reichlich ver— 
ſorgen, der Zukunft nichts vergeben. Einzelnes ſei gegen ſeine 
Wuͤnſche ausgefallen, im Ganzen ſei die Grenze, die er ſich ge 

ogen, gewahrt, wenn aud einige Beitimmungen hart an diejelbe 
Ähichen, jedoch ohne fie zu überjchreiten. 
29. April. Zujammentritt des preuf. Landtags. 


30. April. Yüning und Lasker erhalten jeitens einer liberalen 
Wählerverfammlung in Berlin ein mit 176 gegen 21 Stimmen 
bejchlofjenes Mißtrauensvotum wegen ihrer Theilnahme an der 
Gründung der nat.-lib. Partei. Lasker antwortet in der Nat.-Ztg. 
vom 5. Mai, ihn berubige fein Bemwußtjein. 

5. Mai. Die Nat.-Ztg. meldet: Im Laufe der gegenwärtigen Sejfion 
(des Abg.Hauſes) find die Abg. Amann, von Bunjen, Jung, 
Dr. Simſon, Stavenhagen der nat.-lib. Fraftion beigetreten, fodaß 
diejelbe gegenwärtig 31 Mitglieder zählt. 

8. Mai. Das preuf. Abg.-Haus nimmt mit 226 gegen 91 Stimmen 
in eriter Leſung die Verfaſſung an. 

44. Mai. Die Gentralleitung der nat.-lib. Partei (im Auftrag: Aß— 
mann, von Hennig, Lasker, Michaelis, Oppenheim, Tweſten und 
von Unruh) fordert durch Rundjchreiben auf, jetzt, da die Ber- 
fafjung den Boden geebnet, die feite Organifation der nat.-lib. 
Partei nah Kräften zu betreiben. Das Rundjchreiben befürwortet 
eine möglichit wirfjame Verbreitung der Bartei-Organe (Nat.-Ztg., 
Berliner Reform u. j. mw.) und jtellt eine Lithographirte Korres 
Ipondenz für die Parteiprefie in Ausfiht. (Die „Berl. Autograph. 
Korr.“, jpäter „Nat.Lib. Korr.“.) 

19. Mai. Arbr. von Hoverbeck und Joh. Jacobi treten aus dem 
Ausihur des Nationalvereins aus. 

20. Mini. Zahlreihe Verhaftungen welfischer Yegionäre. 

31. Mai. Das preuf. Abg.-Haus nimmt mit 227 gegen 93 Stimmen 
in 2. Leſung die Verfaſſung an. Qu der Minderheit 53 vom 
Fortichritt, 19 vom Linken Gentrum, je 14 Klerifale und Polen. 

1. Juni. Das preuß. Herrenhaus nimmt die Verfaſſung ein» 
ſtimmig an. 

4. Juni. Die 2. heſſiſche Kammer jpricht jih mit 32 gegen 15 
Stimmen fir Eintritt des ganzen Yandes in den nordd. Bund aus. 
Das Minifterium Dalwiaf weigert dies und beharrt bei feinem 
Verlangen, dab nur Oberheſſen eintrete. 

- 12. Juni. Dienational-liberale Partei vereinbart in Berlin 
ihrerites, am nächſten Tage veröffentlihtes Programm. Das- 
jelbe, von 56 Abgeordneten unterjehrieben, rechtfertigt die Antheil- 
nahme der Partei an dem Verfaſſungs- und Einiqungswerf, erwahnt 
die im den neuen Yandestheilen Preußens zu befriedigenden Be— 
dürfniſſe und die befreienden Aufgaben der Bundesgefehaebung 
auf allen Gebieten. 
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beigetreten: Pland » Meppen, Giebeler » Adolfshütte, E. Scholz: 
Wiesbaden. 

Juni. Gegenüber der Elberf. Ztg., welhe den Bruch zwijchen 
den beiden liberalen Parteien durh die Bildung eines Allgem. 
Wahlvereind der FYortihrittspartei für vollzogen und zwei gegen: 
einander jharf abgejhloffene Parteien für gegeben erachtet, weiſt 
die Nat.-Ztg. darauf bin, daß bisher nur die Nat.-Xib. einen über 
einjtimmenden Willen haben und dadurd) fähig werden, eine Partei 
zu bilden. Die Anderen ftimmten vorerjt nur in einer gewiſſen 
Verneinung überein, das gebe noch feinen Kitt für die Dauer, 
niht einmal ein Band für die Gegenwart. Die Nat.-2ib. Fonnten 
auf daS Heranwacfen zu einer ftarfen Partei noch rechnen, die 
fortgefchrittene Linke könne als äußerſte Linfe den bisherigen Boden 
nicht erhalten. 

Juni. Die erite heſſiſche Kammer erflärt ſich fait einitimmig 
gegen den Eintritt des ganzen Yandes in den nordd. Bund; 
acceptirt nur den Eintritt Oberheffens in benjelben. 


Suni. Der Voritand des Nationalvereins beſchließt in Berlin, 
den Ausihuß auf Ende September einzuberufen, damit derfelbe 
wegen der Zufunft des Vereins die eiiteibenben Beſchlüſſe faſſe. 
Juli. Nachdem in allen betheiligten Staaten die nordd. Bundes— 
verfafſung von den Landtagen beſchloſſen, tritt dieſelbe mit dieſem 
Tage in Kraft. 

Juli. Tweſten wird, wie ſchon wiederholt ſeit 1861, wegen „öffent: 
lihen oppofitionellen Auftretens“ vom Disziplinargerichtshof des 
Berliner Kammergerihts zu 100 Thl. Strafe und zu einem erniten 
Verweis verurtheilt. 

Auli. Schluß der Zollfonferenz in Berlin. Zoll und Handels» 
vertrag mit den Zollvereinsitaaten. Nach Art. 7 werden aus den, 
im nordd. Reichstag nicht vertretenen Staaten 85 Abgeordnete ge: 
wählt, die mit jenem als Zollparlament zuſammentreten. 

Juli. Der Wahlverein der Fortichrittspartei empfiehlt durch 
Rundichreiben an die VBertrauensmänner, fich bei der bevoritehenden 
Reihstagswahl wie früher mit der nahe jtehenden liberalen Partei 
über die Kandidaten zu verjtändigen, jofern die Partei jelbft nicht 
die Mehrheit ſicher hätte. 


. Zuli. Die Heffiihe Morgenztg. beklagt ſich über den „Wolfen- 


bruch“ von Unififationsmaßregeln in Kurhefien, der die Stimmung 
aänzlih umgewandelt habe. 

Juli. Der Staatsanwalt appellirt gegen das „zu milde“ Ur: 
theil gegen Tweſten; er will die Amtsentjegung ausgeſprochen 
jehen. 

„Sm Auftrag des Wahlausichuifes der nat.-lib. Partei in 
Preußen“ richtet v. Hennig ein Rundichreiben an die Vertrauens: 
männer und empfiehlt zunächſt, Die eigenen Kräfte eifrig zu ver: 
jtärfen, erinnert jedody au den Cab des Programms vom Juni: 
„Bir find nicht gejonnen, anderen Fraktionen der liberalen ‘Partei 
feindlich entgegenzutreten, wir fühlen uns eins mit ihnen im 
Dienite der Freiheit.” 

Juli. Die Nat.-Ztg. Eonjtatirt, daß im Wahlaufruf der Fort: 
ichrittspartei Feine Silbe mehr zu lejen vom Feithalten am Pro: 
gramm von 1861. 
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Juli. Eine Delegirtenverſammlung in Hannover verwahrt ſich 
gegen die Einführung des Inſtituts der Yandräthe in Hannover. 
Juli. König Wilhelm ſiſtirt von Ems aus die Einziehung des 
jog. kurheſſiſchen Staatsihaßes. Er erklärt in Ems bei der Ab- 
reife, demnächſt in Frankfurt und Kaflel, dab Srrungen gegen 
über den berechtigten Wünſchen der neuen Yandestheile vorge 
fommen jeien und er für Abhilfe jorgen werde. 

Die Nat.Ztg. nimmt Anlaß, auf das Treiben einer „Eleinen 

Goterie „Entſchiedener““ hinzuweiſen, die ſogar in Mecklenburg 
die Einmüthigkeit der Liberalen erſchweren. 
Aug. Erklärung von 50 nationalgefinnten ſüddeutſchen Ab— 
geordneten, die unter Borfiß des bayr. Abe. Marquard Barth in 
Stuttgart ſich verſammelt Haben, zu Gunſten einer völligen Einigung 
Subddeutichlands mit dem Nordd. Bund. 

Die Nat.-Itg. konſtatirt, daß manchen Ortes die Parole der 

fortichrittl. Gentralleitung vom 16. Zuli nicht befolgt werde und 
legt denen, die in Wäbhlerverjammlungen immer nur von ihren 
eigenen, unbefriedigten Wünſchen fprecen, die Frage vor, ob es 
nicht leichter fei, einen unbequemen Berfafjungsartifel zu ertragen, 
als das weit Umbequemere, das möglicherweiſe aus dem Umitand 
entipringe, dak Napoleon jeden Augenblid die Nation zu einem 
neuen Krieg um ihre Unabhängigkeit treiben könne. 
Aug. Rundſchreiben des Gejchäftsführenden Ausſchuſſes der 
n.el. Partei. „Nicht darauf fommt e8 an, im Namen der liberalen 
Partei ımgemefiene Korderungen zu stellen, ſondern mit ernitem 
Willen nnd ohne falfche Popularitätsjuht dahin zu wirfen, daß 
das Erreichen baldigjt sicher geitellt, das deutſche Staats 
gebäude raſch unter Dad und Fach gebradt werde... .“ Unter 
den Aufgaben, die dem zu wählenden Reichstag obliegen werden, 
hebt das Nundichreiben hervor: Steuer-Reform, Verwirklichung des 
allgemeinen deutichen Staatsbürgerrechts auch auf gewerblichen Ge— 
biete, einheitliches deutjches Geſetzbuch, Bereinigung mit dem Süden. 
Aug. Tweſten warnt in einer Nede in Reichenbach, das Ber- 
halten der Parteien gegenüber der PVerfaflung, die ja nun zu 
Stande gebracht jei, zum unterjcheidenden Merkmal für die 
fünftige Barteibildung zu machen. Abjurd und gehäfjig ſei es, wenn 
Wortfuhrer der Fleinen Minderheit jeden, der für die Ber: 
fafjung geitimmt, als „Nenegaten, Weberläufer und Berräther an 
der liberalen Sache“ verfegern und verläjtern. 


Ang. Im einer vom Abg. v. Hennig geleiteten Berjammlung 
Berliner Vertrauendmänner der nat.-lib. Partei wird die Gründun 
eines nat.-lib. Bereins für Berlin beichloffen; diefelbe joll jofort na 
den Wahlen erfolgen. Eigene Kandidaten jebt noch aufzuitellen, ei 
ausfichtslos, würde auch dem Geiſte des Wahlaufrufs widerjprechen. 


31. Aug. Wahlen zum Eriten Ordentlihen Norddeutihen Reichstag. 


5 


Die Nationalliberalen gewinnen in Hannover 3, im Kar. Sadjen 
5 Mandate, in Mecdlenburg aub das fünfte Mandat. Geſammt— 
ergebnis: 71 KRonfervative, 40 Freikonſ., 85 Nationalliberale, 
15 Liberale (Fraktion Bockum-Dolffs), 31 Fortſchrittler, 11 Polen, 
6 Eozialdemofraten. 

Sept. Cröffnung des badischen Landtags. Die Thronrede ſpricht 
jih offen für den Eintritt in den Nordd. Bund aus. Beide 
Kammern begrüßen dies in ihren Antwortadrejien. 


10. 


1) — 


Sept. Eröffnung des Nordd, Neihätags. Thronrede. 


11. Sept. Nat.Lib. Vertrauensmännerverfammlung in Berlin. Zu 


16. 


13. 


18. 


23. 


28. 


29. 


6. 


12. 


15. 


18. 


26. 


29. 


den Nahwahlen werden ald Kandidaten anfgeitellt im 1. Wahl» 
freis Aſſeſſor Jung, int 2. Prediger, Richter. 

Sept. Tweſten rechtfertigt in einer Berliner Wählerverſammlung 
die Aufitellung eigener Kandidaturen in Berlin. Gegen die 
populären Namen Löwe und Waldeck babe man Rückſichten 
Ichuldigerweiie geübt. Dieſe Rückſichten ſeien nicht mehr vor- 
handen. „Es tit nit richtig, einer Partei zu weichen, deren 
Auftreten wir für verfehrt, deren Wachsthun wir für verderblid 
halten.“ 

Sept. Das Prajidium des vorigen Nordd. Neichätagd wird 
wiedergewählt. 

Sept. Dr. Miquel und 56 nat.lıb. Genoſſen beantragen eine 
Adreije zur Antwort auf die Thronrede; die Adrefie wird mit 
geringen Uenderungen am 24. mit 157 gegen 58 fortichrittlich- 
partifularijtiihe Stimmen angenommen. 


Sept. Yandesverrammlung der deutid,en Partei Württembergs 
in Stuttgart. Erklärung für den Anſchluß an Norddeutichland 
und für eine Steuerreform. 

Sept. Erklärung der bayr. Biſchöfe gegen das beabfichtigte 
Schulgejeg für Bayern. 

Sept. Der Ausſchuß des Nationalvereins beſchließt in Berlin, 
der demnächſt einzuberufenden Generalverſammlung die Auflöjung 
des Vereins vorzuſchlagen. 

Okt. Erklärung der Landesverſammlung der (nationalen) Fort— 
ſchrittspartei Bayerns in Nürnberg für die Stuttgarter Reſolutionen 
vom 4. Aug. 

Okt. Der Wahlausſchuß der Fortſchrittspartei mahnt in einem 
Rundſchreiben, bei den Landtags-Wahlen zu beachten, „daß Einig— 
keit dem gemeinſamen Gegner gegenüber vor Allem Noth thut“. 
Oft. Nat.lib. Wahlaufruf zu den Landtagswahlen, vom ge— 
ſchäftsführenden Ausſchuß des Wahl-Komites der nat.-lib. Partei 
erlaſſen. (Aßmann, Braun, v. Forckenbeck, v. Hennig, Lasker, 
Oppenheim, Tweſten, v. Unruh.) 

DE. Programm der nat.-lib. Partei für die bevorſtehenden 
Sandtagswahlen. Dafielbe verlangt Förderung des Zuſammen— 
gewöhnens der alten und menen Yandestheile durch freifinnige 
Einrichtungen für beide. 

v. Hennig, Oppenheim und v. Unruh erlafien einen Wahl- 

aufruf am die ‘Barteigenofien in Berlin, um den Kampf gegen 
die Kortichrittspartei nicht unnöthig ſich verſchärfen zu laſſen. 
oft. Schluß des Nordd. Reichstags. Derjelbe hat das Budget 
für 1868 feitgeftellt, die Militärtonventionen genehmigt und n. A. 
das Geſetz über die Verpflichtung zum Kriegsdienft, das Poſtgeſetz 
und das Freizügigkeitsgeſetz beſchloſſen. Ein vom Reichstag an 
enommenes, von Sculze-Deligih beantragtes Geſetz zur Be- 
eitigung aller Schranken gegen die Koalitionsfreibeit wird jpäter- 
bin vom Bundesrath abgelehnt. 

Okt. Annahme des Zollvereinsvertrags in der württ. 2. Kammer 
mit nur 58 gegen 32 Stimmen. 


30. 
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Oft. Annahme deſſelben Vertrags in der bayr. Abg.-Kammer 
mit allen gegen 12 Stimmen, demnädhft in der Kammer der 
Reihsräthe mit 35 gegen 15 Stimmen. 


Nov. Yandtagsneumwahlen in Preußen. Ergebnis: 127 Konſ. 
61 Freikonſ., 22 Altliberale, 101 Nationalliberale (bisher 34), 
39 Linkes Gentrum, 48 Fortſchritt, 16 Klerifale, 18 Parti— 
fulariften. Die Konfervativen fiegen in den alten Provinzen, die 
Nationalliberalen in dem neuen, der Fortichritt faht in Schleswig- 
Holftein und Nafjau feiten Fu. 
Nov. Tweſten wird wegen einer im Abg.Haus am 20. Mai 1865 
gegen das Ober-Tribunal gehaltenen Rede zu 2 Sahren Gefängnis 
verurtheilt nnd gleichzeitig vom Amte juspendirt. 

Letzte Generalverjammlung des Nationalvereins, in Kaſſel; 
87 Mitglieder find erichienen, von Bennigſen hält die Abſchieds— 
rede. Die Auflöjung wird beſchloſſen. Die vom Berein 
gejammelten lottengelder 106 580 fl. 9 fr. werden der Marine- 
verwaltung gejpendet, die ihrerjeits Hilfsbedürftige, Wittwen und 
Waiſen von NarineAngehörigen damit unterftüßt. 
Nov. In der eriten ſächſ. Kammer wird ein Antrag des nat.-lib. 
Pürgermeifters Koch-Leipzig, betr. Herbeiführung einer neuen 
Ständevertretung zc. mit allen gegen 2 St. abgelehnt und der 
Antragjteller von dem feudal-partifulariftiihen Kammerherrn 
v. Zehmen durdy den Zurnf „Quousque tandem, Catilina* ıc. 
gröblich beleidigt. 
Nov. Die Stadtverordneten von Yeipzig, die Profeſſoren der 
Univerfität und die Bürgerſchaft proteftiren gegen die Beleidigung 
ihre Bürgermeiiters. 
Nov. Bei den Bürgervoriteherwahlen in Hannover werden 
5 Liberale, 4 Welten gemwäblt. 
Nov. Im preuß. Abg.Haus wird Forckenbeck zum Präfidenten, 
v. Köller (fonf.) und Bennigjen zu VBicepräfidenten gewählt. 
Nov. Bismarck weiit in einer Note nad Darmitadt die heſſiſche 
Regierung zurecht, weil fie die Einladung Frankreichs zu einer 
europaiichen Konferenz wegen der römiichen Frage angenommen. 
Mit den Geiſte des Bundesvertrags ſei dies nicht vereinbar. 
Nov. Im preuß. Abg.Haus wird ein Antrag Lasker, welcher an- 
läplih des Falles Tweſten die Verfaflung dahin erläutert, daß 
ein Redner des Hauſes nur vom Haufe felbit zur Berantwortung 
gezogen werden fann, mit 181 gegen 160 Stimmen und am 2, Dez. 
mit 188 gegen 174 Stimmen angenonmten. 
Nov. Der bleibende Ausſchuß des Handelstaas ſchränkt defien 
DOrganijation auf die Zollvereinsländer ein. Die Dejterreicher 
find damit ausgejchlojien. 


. Nov. In der Budgetfommijfion des preuß. Abg.Hauſes be- 


anjtandet Tweſten die Verwendung des 60 Millionenfredit zur 
Abfindung der depofiedirten Fürſten und erklärt jene Berwendung 
für einen Bertrauensbrud. Bismard verläßt die Sigung. Die 
Kommiſſion wählt Tweften zum Berichterjtatter. Bismard erflärt 
ihriftlich, fortan nicht mehr in der Kommiſſion erfheinen zu können, 
Dieje beichliegt mit allen gegen 2 Stimmen, daß fie durd die 
Wahl Iweitens fih den Ausdruck „Bertrauensbruh” nicht an« 
geeignet habe. Der Konflikt ijt damit beigelegt. 


— 1, — 


5. Dez. Graf zur Lippe tritt zurüd. Der Hannoveraner Leonhardt 
wird Sujtizminijter. 
11. Dez. Minifter Varnbüler lehnt in der württ. Kammer jede weitere 
Annäherung an den Nordd. Bund ab. 


15. Dez. Zahlreiche Adrefien aus der Nheinprovinz an den König 
zu Bunften der Erhaltung der weltlihen Herrihaft des Papites. 

29. Dez. Einführung des preuß. Militärftrafrehts in der nordd. 
Bundesarmee. 


1868, 


Anfang Ian. Weitere Adrefien aus der Rheinprovinz zu Gunſten 
der Erhaltung der weltlihen Herrihaft des Papites. 


6. Ban. Heftige Erflärung des Württ. Staatsanzeigers gegen eine 
von allen badijchen Miniftern und einer großen Anzahl badijcher 
Abgeordneter erlajiene Erklärung vom 20. Dez. 1867, welche „die 
Wege zu juhen“ verlangte, um eine Ausdehnung der Befugniſſe 
des Zollbundesraths und Zollparlaments auf dem Gebiete der ge- 
meinfamen materiellen SInterefien zu bewirten. Das württemb. 
amtlihe Blatt wittert Bertragsbrud und macht namentlih den 
badiijhen Miniitern zum Borwurf, fie bätten gewußt, daß die 
Mitkontrahenten im Zollverein gerade jene Beihränfung der Be- 
fugnifje gewollt hätten. 

Die Landesverfammlung der demofr. Volkspartei in Württem- 
berg warnt vor der Theilnahme an den Zollvereinswahlen. Das 
würde nur heißen, daß man auf den großdeutihen Gedanken zu 
Gunften der drohenden Verpreußung verzihte. Das Gentral- 
fomite der en erläßt in diefem Sinne am 20. Februar 
einen Aufruf. „ES handelt fih nicht um eine deutihe Sache.“ 

8. Jan. Die offiziöje Karlöruber Zeitung weiſt den württemb. An- 
griff zurüc, widerlegt den Vorwurf des Vertragsbruchs und ver- 
jihert dem württ. Staatsanzeiger, es werde ihm nicht gelingen, 
den vorgejehenen Ausſchuß des Zollbundesraths „für Handel und 
Verkehr“ auf die Dauer brach zu legen. 

Mit 174 gegen 144 Stimmen wird im preuß. Abg.-Haus 
auf's Neue der Antrag Yasfer betr. Auslegung des Art. 84 der 
Berfafjung (Redefreiheit der Abg.) angenommen. 


15. Jan. Debatte im preuß. Abg.Haus über die Verwaltungs: 
organijation. Die Nationalliberalen halten den provijoriihen 
Charatter der Bewilligungen feſt (Pauſchquantum). Die Regierung 
verlangt ein Definitivun. 

20. Zan. Das preuß. Abg.. Haus lehnt mit 201 gegen 154 Stimmen 
ab, die Etatpofition für die hannov, Yanddrojteien als Definitivum 
zu bewilligen, und gewährt fie nur als Paufhquantum. Mit 
186 gegen 175 Stimmen wird ein Antrag Solger bejdlofjen, der 
eine umfajiende Verwaltungsreform verlangt. 

22. Bau. Dffiziös werden Konferenzen des Minifterd des Innern 
mit Mitgliedern des Landtags über eine Kreisverfaflung (Beginn 
der Selbjtverwaltungsreform) verſprochen. 
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Jan. Tweſten wird von der 3. Abth. des Kammergerichts (unter 
Aufhebung des Urtheils vom 11. Nov. 1867) zu 300 Thalern 
Geldbuße verurtheilt. Das Kammergericht erflärt wiederholt, daß 
es die verfafiungsmäßige Redefreiheit im Sinne Laskers verftehe, aber 
durd das Erkenntnis des höchſten Gerichtshofs ſich gebunden fühle. 
Fan. Die 2. württ. Kammer beſchließt nach mehrmonatlicher 
heftiger Beratbung das neue, dem preußiichen angepakte Wchr: 
geſetz mit 50 gegen 40 Stinmen. Leidenſchaftliche Reden der 
Demokraten, „beim Blut der Söhne, bei den Thränen der Mütter, 
beim Fluche der Väter“ (Hopf) das Geſetz abzulehnen, 

Sam. Das preuf. Abg.Haus beichließt mit 166 genen 150 die 
Aufhebung des Zeitungsftempels. 

Ran, Aufruf der Deutihen Partei Württembergs zu den Zoll: 
parlamentöwahlen. Der Aufruf bekennt ſich zu der badiichen Er: 
flärung vom 20. Dez. 1867. 

Febr. Das preuß. Abg.Haus beihlieht mit 254 gegen 113 St. 
(in der Minderheit auch die altländiihen Nat.-Lib.) die Aus: 
zahlung von 16 Millionen Thlr. Ausgleichsſumme an König 
Georg und 8, Millionen an Herzog Adolf von Naſſau. Spbel 
hatte beantragt, dab ur die Zinfen aus diejen Rapitalien gezahlt 
würden und nur unter Borausfegung des Verzichts der Depoſſe— 
dirten auf Neftaurationsverjuche irgendwelcher Art, bezw. auf die 
Thronfolge des hann. Hauſes in Braunſchweig. Bismard ftellte 
jedem Aenderungsverlangen die Kabinetöfrage entaegen. 

Febr. Miniiterpräfident Mattby in Paden +. 

Febr. Heftige Anseinanderjeßung Bismarcks und der Alt 
fonfervativen im preuß. Abg.Haus. Die Yebteren verwahren fid 
energiich, als Partei Bismard gewählt oder zur bedingungsloſen 
Heerfolge verpflichtet zu fein. Bei der Abjtimmung über ben 
hannov. Provinzialfonds hat die Negierung eine Mehrheit von 
nur 197 (alle Bertveter der neuen ‘Provinzen, die meijten altpreuß. 
Nat.Lib., die Kreifonfervativen und einige Konjerv.) gegen 192 
(Aitkonjerv., Kortichritt, Polen x.) Bismard nimmt fofort 
Urlaub, bleibt aber in Berlin. Ziefe Verftimmmung gegen die 
Altfonfervativen. 

Febr. Das preuf. Abg.Haus lehnt den Antrag Dieſl (altkonf.), 
die Mittel nur für ein Jahr zu bemwilligen, mit 206 gegen 175 St. 
ab und nimmt mit 200 gegen 168 &t. das Geſetz über die hannov. 
Provinzialfonds nady dem Antrag Kardorff (jährlich 500 000 Thlr. 
zu überweilen) an. 

Febr. Die 1. württ. Nammer ftreicht eine Reihe von Beſchlüfſen 
der 2. Kammer zum Ktriegsdienitgefeß, fügt jih aber demnädft 
den Wiederheritellungen der 2. Kammer. 

Febr. Zollparlamentswahlen in Bayern. Der kath. Klerus tft 
einmüthig im preußenfeindlichen Sinne hervorgetreten. Ergebnis 
26 Herifale Bartifulariiten, 1 Demokrat, 12 (nationale) Fort: 
ichrittler, 9 Mittelparteiliche. 

Febr. In der nat.-lib. Fraktion des preuß. Abg.»Haufes bringt 
v. Hennig die Aeußerungen Grumbrechts bei der Etat-Ferathung 
der Yanbdroiteien zur Sprache. Er (Hennig) werde, falls Dieje 
Aeußerungen gebilligt würden, aus der Fraktion fcheiden. Grum— 
brecht ertlart jeinerjeits den Austritt, da er von der Fraktion eine ge- 
nügend energiiche Unterftützung der Regierung nicht erwarten fonne. 
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Febr. Silberne Hochzeit des Königs Georg. Ertragug der 
Welten nah Hieking. Der König bringt beim Feſtbankett ein 
„Hoch auf unfer baldige Wiederjehen im Welfenreih” aus. 

Im preuß. Herrenhaus erflärt der Finanzminiiter, daß das 
Vermögen des Königs Georg mit Sequefter belegt werde, wenn 
derielbe in jeinen Macinationen fortfährt. Darauf nimmt das 
Herrenhaus das Geſetz über den hannov. Provinzialfonds mit 
127 gegen 14 St. und das Gejek über die Ausgleihszahlungen 
an die Depofiedirten einftimmig an. 

Febr. Auf Grund des gemilderten Urtheild vom 27. Januar wird 
die gegen Tweſten verfügte Suspenfion vom Amte aufgehoben. 


— Bei einem parlamentariſchen Feſteſſen der konſervativen 
artei bekundet ſich, daß der feudale Flügel vorzieht, mit Bismarck 
nicht länger in Konflift zu leben. 

Febr. Der Demokrat Defterlen-Stuttgart tritt für die Betheiligung 
bei den Zollvereinswahlen ein. Schließlich fommt ein Demofrat 
nah dem anderen für jeine Perſon zu derjelben politiihen Er: 
fenntnis und die Partei erfcheint thatjächlih auf der ganzen 
Linie zum Wahlkampf. 

Febr. Zollparlamentswahlen in Baden: 8 Nat.-Lib., 5 Klerifale, 
1 Großdeuticer. 


Febr. Der Ausſchuß des deutichen — petitionirt bei 
den Minifterpräfidenten von Bayern, Württemberg, Baden und 
Helen um Erweiterung der Kompetenz des Zollvereins. 

Febr. Schluß des preub. Landtags. Die Thronrede veripricht 
eine Regelung der Selbftverwaltung in der ganzen Monardie, 
März Erſte Sigung des Zollbundesraths in Berlin. 

März. Beihlagnahme des Vermögens des Königs Georg. Graf 
Platen, der noh als „Minifter des Auswärtigen“ in Hietzing 
weilt, wird durd Beihluß des preuß. Staatsgerihtshofs in An— 
flagezuftand verjebt. 

März. Nahdem das vom Abg. v. Hennig mahgebend beein: 
flußte Korrefpondenzblatt der nat.-lib. Partei, die „Berliner Auto- 
graphirte Korreip.” wegen Uebertretung des Preßgeſetzes verurtheilt 
worden, ſoll fie aufhören zu ericheinen. Au deren Stelle werden 
in Form bloßer Priefe an befreundete Zeitungen aus der Partei 
fünftigbin Bee a ergehen. Die „Berl. Aut. Korr.” hatte 
übrigens durch einige Artikel in der Partei jelbit Mißfallen erregt. 
Die neue Briefausgabe erfolgt unter neuer Yeitung (Lasker's) und 
fol jih auf Nachrichten und kurze Beiprehungen beichränfen. 
März. Handelövertrag des Zollvereins mit Dejterreich. 


. März. Die Kurheiien Trabert und Plant werden unter dem 


Verdacht landesverrätberiiher Imtriebe verhaftet. Trabert wird 
am 24. April wieder in Freibeit gelegt. 

Ernennung von Predigern in Nordihleswig an Stelle der: 
jenigen, die dem König den Eid verweigern. 
März. Proteſt des Erzbiſchofs von Freiburg gegen das neue 
Schulgeſetz in Baden. Die Regierung antwortet, dab fie den 
Religionsunterriht durbaus der Leitung der Kirche unterjtellt 
habe und macht den Erzbiſchof aufmerkſam, daß der Vroteſt gegen 
ein verfaſſungsmäßig erlafienes Gejeh eine rechtliche Wirkung 
nicht habe. 
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23. 


24. 


25. 


28 


* 


31, 


— — 


März. Erklärung Miquels in der „Nat.-Ztg." zur Verwahrung 

egen den Vorwurf des Föderalismus, der aus Anlak feines 
Beriht3 an die „Ztg. f. Nordd.“ (Hannover) über den lekten 
Landtag erhoben wurde, 


März. Der bayriihe Kultusminifter v. Grefier erklärt in der 
2. Kammer, daß der Aogitation des Klerus gegen den Schulgejeß- 
entwurf mit aller Energie entgegentreten werde, namentlih da 
einzelne Geijtliche die efebliche Srenzline zwijchen weltlicher und 
geiftliher Gewalt bei Ausübung ihres Amtes unbeachtet lieken. 


März. Eröffnung de Nordd. Reichstags. Die Thronrede 
kündigt u. A. eine Gewerbe-Drdnung auf dem Boden der Gemwerbe- 
freiheit und Poftverträge mit füddeutihen und fremden Staaten 
an und erwähnt, daß im Sinne der Verfaffung die Vertretung 
des Bundes im Ausland, und zwar unter lebhaften Beifall im 
Lande, hergeftellt ei. 
März. Zollparlamentswahlen in Württemberg: Regierungs— 
partei und Demokratie fraternifiren gegenüber der nationalen 
Bewegung der deutichen Partei, die vollftändig unterliegt. Mit 
im Sanzen abgegebenen 129 725 gegen 45 797 nationale Stimmen 
werden gewählt: 6 —— 10 Großdeutſche und Demo— 
kraten, 1 Partifulariit, (der für einen Südbund mit Oeſterreich ift). 
März. Wiederwahl des vorigen Präfidiums im nordd. Reichs- 
tag. (Simfon, Ujeft, Bennigjen.) 
März. Erzefle bei der Kontrolverfammlung der Landwehr in 
Traunftein. Die Schuld wird der Flerifalen Agitation gegen Die 
„Berpreußung“ beigemeflen. Die Regierung jehreitet energiſch ein. 
März. Zollparlamentswahlen in Heſſen. Mit 75075 gegen 
4113 partit. St. werden in allen 6 MWahlfreifen nationale Ber: 
treter gewählt. 

Die Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und 
Heſſen erklären ſich in Berlin — jede beſonders — für die Aus— 
dehnung des Freizügigfeitsprinzips auf den Süden. 


1. April, Anſprache des Gejchäftsführenden Komitees der Deutjhen 
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Partei in Württemberg. Rückblick auf die Zollparlamentswahlen. 
„Der Streit ift zu einem Streit über die Deutſche Einheit ge 
worden. Das Ergebnis ift ein für Württemberg beſchämendes.“ 
Grmahnung, die nationale Idee zum Siege über den Haß zu 
führen, der allein die Gegner vereinigt. 

April. Der nordd. Reichstag lehnt den Diätenantrag Waldeck 
mit 97 gegen 92 Et. ab. Die Nat.Lib. ſtimmen getheilt. Bis- 
mards Erklärung, daß nicht heute ſchon an dem überhaupt nur 
durch Kompromiſſe geichaffenen Bau der Verfaſſung gerüttelt 
werden dürfe. Verwahrung dagegen, daß der Süden dem Norden 
abgeneigt jei, weil diefer nicht liberal genug wäre, Die im Süden 
der Einigung widerftrebenden Elemente feien Herifale Reaktionäre, 
von Baden abaejeben, und jeien „im Liberalismus, ich will nicht 
jagen, um ein Menſchenalter, aber doch um die Zeit, die jeit der 
QIulirevolution verfloiien ift. zurück.“ 

April, Differenzen Heflens mit Preußen über die Ausführung 
der Militärtonvention. Schwierigkeit, in Heflen die erforderten 
Mittel zu erlangen. Preußiſcher Drud auf den Kommandeur der 
hei. Dipilion, Prinzen Ludwig. Derjelbe legt dad Kommando 
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26. 


27. 


28. 


29, 


nieder, nimmt es jedoh am 14. März wieder au, nachdem 
General von Bonin aus Berlin in Darmitadt eingetroffen iſt und 
den Konflift beigelegt bat. 

Neihstagsdebatte über den Schub der Redefreiheit der Abge- 
ordneten. Bismarck begrüßt den Antrag Lasker und bittet nur, 
die Redefreiheit nicht für alle (au die Provinzial und Kommunal») 
Landtage au — ſagt aber für Preußen volle Befriedigung 
der Antragiteller zu. Annahme des Antrags mit 119 gegen 65 fon). St. 


April. Das in Paris erjheinende Welfenblatt „La Situation“ 
hört auf zu erjcheinen. 

Der bayr. Minifter des Innern, v. Hörmann, tritt in einem 
Ruudſchreiben energiih gegen die flerifalen Wühlereien auf, die 
bei den Zollparlamentswahlen und gegen den Schulgejeßentwurf 
erlebt wurden. 


April. Gereizte Anseinanderfeßung Bismarcks mit der Linken 
im Nordd. Reichstag bei Berathung des Geſetzentwurfs über das 
Bundesichuldenwejen, da die Verwaltung nicht bemilligte Ausgaben 
für den Flottenbau aus flüſſigen Anleihemitteln gemadt bat. 
Die Linke verlangte ein Klagercht gegen die Beamten der Bundes— 
ihuldenverwaltung. Bismarck entnahm daraus, die Regierung 
jolle vor die Alternative geitellt werden: entweder Feine Flotte 
oder ein Konflitt. Miquel, Lasker, Tweften vertreten die liberale 
Forderung, die mit 131 gegen 114 St. angenommen wird. Die 
Regierung ziebt nun den Gefeßentwurf zurück und fchränft den 
Fortgang der Flottenbauten auf das Allernothwendigite ein. 
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(Berg. unten 15. Juni.) 
April. Drganijation der demofr. Volkspartei in Bayern. Nürn- 
berger Brogramnı der „Freiheit, Gleichberechtigung und Brüder: 
lichkeit“, mit der „Verpflichtung, die freiheitlihen Prinzipien feinem 
anderen Intereſſe unterzuordnen.” 
April. Eröffnung des Zollparlaments. Die Thronrede bezeichnet 
dieje Zufammenfunft von Vertretern der ganzen Nation als Frucht 
einer naturgemäßen Entwidlung. „Halten Sie das gemeiniame 
deutiche Intereſſe feit im Auge, vermitteln Sie von dieſem Geſichts— 
punfte aus die einzelnen Intereſſen.“ 
April. Im Zollparlament werden in's Prafidium gewählt Simſon 
gegen 34, Fürſt v. Hohenlohe gegen 59 St. und Herzog v. jeit, 
den die Klerifalen und Demofraten mitwählten, um die beabtichtigte 
Wahl Bennigjens zu vereiteln. 
April. Der Bundesratb lehnt einſtimmig den Reichstagsbeſchluß 
vom 3. April (Medefreiheit betr.) ab. 

Das Obertribunal verwirft die Nichtigfeitsbeichwerde Tweſtens 
gegen das lebte Urtheil wider denfelben. 


30. April. Im Zollparlament konjtituiren fich die jüddeutichen Ultra— 


montanen (57) al$ „Süddeutſche Fraktion,” 


31. April. Auf beiondere Befürwortung der Mitglieder aus Baden 


und Heflen beichlicht die n..l. Fraktion, eine Mörefle zur Beant« 
wortung der Ihronrede im Zollparlament zu beantragen. Die 
Fraftionsmitglieder aus Banern balten ſich zurück und unter 
zeichnen auch demmädit den Adreß-Entwurf nicht. Die Nat.-Zta. 
bemerkt zu dem Beſchluß: „Die erfte, ans allgemeinen Wahlen 
hervorgegangene Vertretung der deutichen Nation darf nicht wie 
eine Mintjterfonferenz das zugewieiene Penſum als jeine alleinige 


— 


4. 


5. 


7. 
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Aufgabe betrachten. Die ſüdlichen Wahlen ſelbſt waren von einem 
ganz anderen Geiſte beieelt . ... . Beinahe find die Sach— 
veritändigen vernadläffigt über dem Beitreben, der politiichen 
Meinung den rechten und verſtändlichſten Ausdrud zu geben... 
Wenn die unter jolben Bewegungen ergänzte Verſammlung ihrem 
Urfprunge gerecht werden will, muß jie den mwiderftreitenden Ge— 
fühlen und Anjchauungen einen offenen Ausdruck verichaffen ... .* 
Die Barteiforrefpondenz (Berl. Autogr. Korr.) ſagt: „Die nationale 
Partei im Zollparlament aus Süd und Nord bat ihre Pflicht erfüllt, 
indem fie eine Adrefje beantragt hat.“ Die Thronrede hube 
eine Untwort fait unmittelbar verlangt. 

Mai. Die Partikulariften verweilen auf gereizte Stimmen franzd- 
ſiſcher Blätter, um den nat.-lib. Adreß-Entwurf im Zollparlament 
zu Fall zu bringen. s 

Mini. Die Nat.-Ztg. jagt, wenn die Nation die in der Gejchichte 
ohne Beifpiel daſtehende Mäßigung haben follte, fih zum Schweigen 
zu verurtheilen, lediglib damit der ſchwächeren Nachbarnation 
einige nervöſe Zuckungen eripart würden, jo wäre eben dieje Eigen: 
Ihaft der Mäßigung in einem Grade entwickelt, die unjeren ganzen 
nationalen Beruf in Frage jtellte, 

Mai. Der Antrag Ujeſt-Roggenbach-Völk-Feuſtel, über den 
Adre-Antrag zur Tagesordnung überzugehen, wird vom Zoll 
parlament mit 186 gegen 150 St. angenommen. Mit dem ſüd— 
deutſchen Klerifalen ftimmen auch die bayrischen Nationalliberalen. 
Bennigſen als Referent für die Adrefie hatte fich fehr vorfichtig 
ausgeiproden. 


11. Mai. Das Zollparlament genehmigt den Handelsvertrag mit 


16. 


18. 


Defterreich gegen 17 bodjchußzöllneriiche Stimmen. 

Mai. Das Zollparlament lehnt die Tabakſteuer mit 6 Ser. 
und den Tabak: Zoll von 6 Thlr. ab und befchließt mit 167 gegen 
131 St. eine Steuer von 3 Sur. bezw. Zoll von 4 Thlr. In der 
Minderheit die Liberalen und faft alle Süddeutichen. 

Mai. Bewegte Sitzung im Zollparlament.  Enticheidende 
Niederlage der flerifalen „Sidd. Fraktion“, die einem Antrag 
Bamberger mit der Einrede der Inkompetenz entgegengetreten 
war. Der Antrag wollte die Beſchwerden abitellen, die aus 
Heflen verlautbarten, wo die Herabſetzung der Weinzolle unver: 
einbar mit dem Fortbeſtand der hohen indirekten Yandesitenern auf 
Wein erihien. Die Südd. Fraftion erflärt den Antrag Bamberger 
als Peeinträhtigung der heſſiſchen Gouveränetat. Probſt— 
Stuttgart warnt, mit diefem Antrag „eine andere Lawine“ in 
Bewegung zu bringen. Bismarck giebt zu bedenken, „daß ein 
Appell an die Furcht in deutjhen Herzen niemals Wirfung hat.“ 
Zundende Nede Völk's: „est ift Fruhling geworden in Deutid- 
land." Völk wird unter großer Bewegung der Verſammlung 
umringt und beglückwünſcht. Annahme des Antrags Pamberger 
gegen die Stimmen ber „Eüdd. Fraftion*, einiger altpreugiichen 
Konfervativen und der Sozialiſten. 

Das Zollparlament lehnt den Petroleumzoll ab, Marquard 
Barth: Das Zollparlament habe mur einen Werth als Ueber: 
gana zum Bollparlament. Borläufig fei jeine Schwäche, daß es 
nur Einnahnten bewilligen fol, ohne eine Kontrole über die Aus 
gaben zu haben. Deswegen fonne es fi bei der Bewilligung 
nicht Beihränfung genug auferlegen. 


Nahdem das Dbertribunal die Berurtheilung Tweſtens 
beitätigt, nimmt diejer jeinen Abſchied aus dem Staatsdienit. 


20. Mai. Bankett der nat.-lib. Partei. Die Tiſchredner hoffen, _ 
daß die Vereinigung beim Zollparlament der Einheitsbewegung 
zur Stärkung gereiche. 

21. Mai. Feſteſſen zu Ehren der Süddeutſchen im Börſenſaal in Berlin. — 
Bolf antwortet „im Namen des ſüddeutſchen Volkes“, es beftehe 
fein Widerwille in demjelben gegen den Norden, wegzuräumen 
feien nur BVorurtheile und Mißverſtändniſſe. Marquard Barth 
bringt ein Hoch auf Bismarck aus, in dem die 2. Hälfte diejes 
Sahrhunderts ihren Mann aefunden habe. 

22. Mai. Abſchiedfeſt auf Zivoli, von ber Stadt Berlin für die — 
Süddeutſchen veranitaltet. 

Erklärung der Südd. Fraktion an ihre Wähler. Bericht 
über die bisherige Thätigfeit. Ermeute Prüfung der Stellung 
der jüdd. Staaten zu Preußen habe aufs Neue erfennen laflen, 
daß der Eintritt in den nordd. Bund weder der Freiheit, noch 
der Selbititändiafeit des Südens von Vortheil wäre. Der Nord» 
bund bevorzuge überwiegend Militärzwede. Appell an die jüdd, 
Regierungen zum Abſchluß eines feiten Südbundes. 

23. Mai. Die Betroleumjteuer wird vom Zollparlament mit 149 
gegen 86 Stimmen verworfen. Bismarck zieht die Tarifreform:Bor« 
lage zurück. Seſſionsſchluß. Die Thronrede betont, dat die Seffion 
manches Vorurtheil zerjtört oder doch gemindert habe. — Einladung 
zu einer Feitfahrt nah Hamburg und Kiel zur Befihtigung der 
Rımdesmarine. 

25. Mai. Vereinbarung der 1. u. 2. Kammer in Sachſen über ein 
neues Berfafjungs- und Wahlgeſetz. 

15. Juni. Auf Grund eines einmüthig gefahten Bejchlufies tritt 
die nat.lib. Partei im Nordd. Neihstag für ein Kompromiß 
über die Bundesjchuldenverwaltung ein. Die einmal beichlofjene 
Marine-Anleihe wird demnah unter Verwaltung der preuß. Be- 
hörde gebracht und diejer eine Kommiſſion des Bundes beigeordnet. 
Der Bundesrat) nimmt diejen Ausweg an, derielbe wird mit 
151 gegen 42 fortichr. Stimmen beſchloſſen. Die Gefahr für die 
Flotte ift damit abgewendet. [Der im Herbſt erſchienene Rechen: 
Ichaftsbericht der Partei verweilt ausdrücdlich auf die von Bismard 
aejchaftene Zwangslage, derjelbe habe nach dem 21. April „die 
Beweiſe der wirflihen Ausführung des Unglaublihen” erbradt. 
„Dancer Borwurf der Inkonſequenz wurde (gegen die nat.-lib. 
Partei) laut. Die formgemäße Berechtigung des Vorwurfs jei 
dahingejtellt; uns zwang die jichtbare Gefahr der Ylotte”.] 

18. Juni. Da eine Gewerbe: Ordnung nit mehr zu Stande zu 
bringen, nimmt der Nordd. Reichstag das von Miquel und Lasfer 
entworfene und beantragte jog. Nothgewerbegejeg an. 


20. Zuni. Schluß der Seſſion des Nordd. Reichstags. 
24. Juni. Cinweihung des Yutherdenfmals in Worms. 
8. Juli.  Yandtagswahlen in Württemberg: 6 Großdeutſche 
Minijterielle, 7 Miniiterielle, 11 Gemäßigtkonjervative, 12 National« 
liberale, 34 Demofraten. 


16. Zuli. Der Bundesrath gibt dem Antrag Bamberger vom 
13. Mai feine weitere Folge. 
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8. Aug. Seit Frühjahr iteigt in Nafjau die Ungufriedenheit über 
die geringe Schonung „berechtigter“ Eigenthümlichkeiten. Die 
nat.lib. —— verlieren ſichtlich an Vertrauen im Lande. In 
Folge deſſen wird von einer in Wiesbaden abgehaltenen Konferenz 
eine Landesverſammlung auf 13. Sept. ausgeſchrieben, damit die 
Beſchwerden des Landes, die ſich namentlich gegen den Kultus— 
miniſter richten, zu entſprechendem Ausdruck kommen. Der 
Miniſter will, im Einklang mit dem Biſchof von Limburg, das 
naſſauiſche Schuledikt (Simultanfhulen) durh das Syſtem kon— 
fejfioneller Schulen erjeßen. 


22. Aug. Fünfzigjähriges BVerfafiungsjubiläum in Baden. 


23. Aug. Peginn der Generalverſammlung des allgem. deutſchen 
Arbeiterpereins (Fraktion Schweiger) in Hamburg. 


30. Ang. Demofratiihe Verſammlung in Rüſſelsheim. Organifation 
für Kurbeflen, Naſſau, Heſſen und Frankfurt. Erflärung für ben 
Südbund und für Anſchluß an die Arbeiterpartei. 


31. Aug. Generalveri. der kath. Vereine Deutihlands in Bamberg. 
Erflärung zu Gunften der Aufrechterhaltung der weltl. Herrſcha 
des Papftes, für die „gemarterte Kirche in Polen“ ꝛc. 


5.— 3. Scpt. Der Vereinstag deutſcher Arbeitervereine (Bebel u. Gen.) 
in Nürnberg führt zur Spaltung, nahdem mit 68 gegen 48 St. 
das Programm der internationalen Arbeiterafiociation angenommen 
it. Die Minderheit fcheidet aus und begründet den Deutjchen 
Arbeiterbund. 

Die preukifchen Offiziöfen deuten an, daß die Verwaltungs» 
reform nod in ſehr weiten Feld ift und vertheidigen bie fort- 
dauernden Nichtbeitätiqungen von Gemeindewahlen. Unmutbige 
Aeußerungen in der liberalen Preſſe. 


13. Sept. Der Papit erläht eine allgemeine Einladung, in die 
katholiſche Kirche zurückzukehren. Nacfolgende lebhafte proteitan- 
tifhe Bewegung. 

14. Sept. Die naflauifche Landesverſammlung in Limburg ift, in» 
folge einer bifchöflihen Ermahnung, fo zahlreich von Ultramontanen 
beſchickt, daß die Liberalen in der Schulfrage überftimmet werden. 
Der Ausſchuß zieht die übrigen Anliegen zurüd, beruft eine neue 
Landesverſammlung nad Mieshaden ein. 


24. Sept. Der frühere Kurfürft von Heſſen appellirt von Böhmen 
aus an die Mächte. 

26. Sept. Gründung eined (Landes-JVereins der heffiichen 
(nat.zlib.) Fortſchrittspartei. ($ 1. Der Berein erjtrebt die 
freiheitlibe Entwidlung in Staat und Gemeinde, jowie den Ein- 
tritt der ſüddeutſchen Staaten und insbejondere des ganzen Grop- 
herzogthums im den nordd. Bund.) Zum Präſidenten des Landes. 
ausſchuſſes wird Metz— Darmſtadt gewählt. Dieſes Hervortreten 
der nationalen Richtung wird in der nat.-lib. Preſſe als die Frucht 
der beim Zoffparlament ausgejtreuten Saat überall begrüßt. 

23. Scpt. Die Yandesverfammlinmag in Wiesbaden, von nahezu 
4000 Perſonen bejucht, erklärt fih gegen die Verfümmerung der 
beitehenden Echulgejeßgebung. 

1. Oft. Kultmsminiiter v. Mühler führt in der Provinz Hannover 
in den Bolfsichulen das pietiltiihe Flüggeſche Leſebuch ein. 


11. 


14. 


28. 


* 
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Okt. Eröffnung des 1. Provinziallandtags in Hannover und in 
Schleswig-Holitein. 


Oft. Cmanuel Seibel wird benahrichtigt, daß er durd feine 
Sedihte auf den König von Preußen den Ehrenjold aus der 
Schatulle des Königs von Bayern verwirft habe. Sn der Folge 
verzichtet Paul Heyſe freiwillig auf denfelben Ehrenfold. 


Okt. Der bayr. Miniiter v. Hörmann erläßt ein neues Rund» 
jchreiben, um die Fräftige Abwehr der Flerifalen Agitation zu be- 
wirfen, damit Bayern nicht in einen Zuftand unheilvoller Iſolirung 
oder gar in eine undeutſche Politik gedrängt werde. 


Nov. Adreſſe ber württ. Demokratie an das jpanifhe Voll. „In 
diefem Zuftand der Königslofigfeit würde in feinem unter uns der 
Gedanke auftauhen, die Monarchie künſtlich wieder einzuführen.” 


Nov. Der hannov. Provinziallandtag verlangt einjtimmig bie 
Fernhaltung des Flüggeſchen Leſebuchs. 

Nov. Eröffnung des preuß. Landtags. Die Thronrede drückt 
ſich unbeſtimmt über die Verwaltungsreform aus und ſcheint die 
Entwicklung nur provinziell geſchehen aſſen zu wollen. Die nat.-lib. 
Preſſe betont, es ſei darauf zu dringen, „daß wir endlih aus den 
unfruchtbaren Allgemeinheiten herausfommen. — 


Der König von Preußen bewilligt dem Dichter Emanuel Geibel 
eine Penſion von 1000 Thl. jährlich. 


Nov. Der hann. Provinziallandtag wählt Herrn von Bennigſen 
mit 53 gegen 12 welf. St. zum Landesdireftor und genehmigt die 
Vorlage wegen Ablöjung der Reallaften gegen die Stimmen ber 
Ritterfchaftlichen. 


. Nov. Neugeſtaltung des Programms der badijchen liberalen 


Partei dur eine in Offenburg abgehaltene Konferenz. Ein das 
neue Programm begqleitendes Rundjcreiben bedauert, daß die 
jüngſte Neubildung des Miniſteriums (Berufung des Kreisgerichts- 
direftors Obkircher zum Zuftiaminiiter) ohne Einvernehmen mit 
der Rammermehrheit erfolgte und daß das frühere Bertrauensver- 
hältnis der Partei zur Regierung nicht mehr beitehe. 
Nov. An Hannover organijirt ſich ein aroßdeutich-demofratiich- 
foderalijtifcher Bereit. 

Abg. Grumbrecht iſt der nat.-lib. Fraktion des preuß. Abg. 
Hauſes wieder beigetreten. 


Mitte Nov. Neue Erregung in Raſſau wohin der Kultusminiſter 
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altpreußiſche Geiſtliche verſetzt hat. Die Preſſe vertheidigt die Un— 
abhängigkeit der Union in Naſſau, die nur unter den Kultus zminiſter, 
nicht unter den Berliner Oberkirchenrath geſtellt werden könne. 


In Kaflel wird ein (großdeutſch-demokratiſcher) Deutſcher 
Nolfsverein für Kurhefien gegründet. 


Nov. Fraktionsdiner der mat.-lib. Partei in Berlin. Abg. 
v. Hennig bringt ein Hoch aus auf die Kollegen aus den neuen 
Provinzen. Abg. v. Vennigfen erwähnt zunächit die Errungen- 
Ihaften im hannoverſchen Provinziallandtag. Zum Schluß ſpricht 
er „in ſeinem und ſeiner Freunde Namen die Zuſicherung aus, 
daß ſie es in dem bevorſtehenden Kampfe niemals an ſich fehlen 
laſſen und immer die Einigkeit mit den altpreußiſchen Freunden 
hoch halten würden.“ 


1. 


2. 


3: 
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Dez. Stürmiſche Debatte im preuß. Abg.-Haus. Die Nat.-Lib. 
(Tweiten u. Gen.) wollen feine Zuziehung von Hilfsrichtern beim 
Obertribunal und verweigern die hierfür geforderten 1000 Thaler. 
Juſtizminiſter Leonhardt erklärt gereizt: wenn aud das Geld nicht 
bewilligt werde, jo werde doch nicht zu erreichen fein, daß feine 
Hilfsrichter zugezogen würden. „Mit aller Schärfe und Schroff: 
heit” werde er jich Dagegen wehren, daß Appellationsrichter zum 
Dbertribunal berufen würden, die etwa ein Abgeordnetenmandat 
übernehmen wollten. 


Dez. Gründung ber liberalen Mittelpartei in Bayern. Das Pro» 
gramm betont die Selbititändigfeit Bayerns für den Fall der er- 
wünjcten Einigung von Eid und Nord und wünſcht eine mög— 
lichit innige Allianz mit Deiterreich. 

Dez. Meb beantragt in der Darmitädter 2. Kammer den Eintritt 
des ganzen Großherzogthums in den nordd. Rund. 


Dez. In zweitägiger Verhandlung des preuf. Abg.Haufes haben 
Praun die naſſauiſchen, Bennigjen die hannpverichen Beichwerden 
vorgetragen, und alle liberalen Redner eine, wenn auch langfame, 
doch wenigitens vorfchreitende Berwaltungäreform verlangt. Ein, 
leteres formulirender Antrag Solger wird gegen den Widerjprud 
des Minifters des Innern, Grafen Eulenburg (des Welteren), mit 
großer Mehrheit angenommen. 


Eröffnung des württ. Yandtags. Die Thronrede erhofft eine 
zeitgemäße Yolung der Einiqungöfrage, eine Harınonie der natio- 
nalen Snterefien mit der Selbititändigfeit des Yandes. Die Ver: 
faſſungsreviſion jedoch wird gewiſſermaßen vom Wohlverhalten der 
Mehrheit abhängig erklärt, was viele Unzufriedene macht. 


Dez. Im preuß. Abg.Haus verweigern die Nat.-Lib. die Um: 
wandlung der ſechs Yanddrofteien Hannovers in drei Regierungen. 
Bennigjen will nur eine Regierung und Beibehaltung der Sande 
drofteien. Der Minifter des Innern antwortet gereizt, er jei 
„plan» nnd energielos” in feiner Rückſicht auf die Hannoveraner 
gewejen, zum Danf dafür jeien lcktere nirgends zu haben, nicht 
einmal zu 1000 Thalern Bewilligung. Die Yanddrofteien werden 
mit 172 gegen 151 Stimmen aufrecht erhalten. 


Die vffiziofe Karlsr. Ztg. berichtet, die Miniſter hätten infolge 
der Offenburger Kundgebung dem Großherzog Vortrag gehalten, 
der vollfommen die Fortführung der inmeren und nationalen Po- 
litif nach den bisherigen Grundſätzen billigte. Kiefer habe aus 
jeinerv Ztelung als Miniſterialrath jcheiden müflen, nachdem er 
in Offenburg eine führende Nolle übernommen. Die Offenburger 
beauftragen demnächſt den Staatsratd Yamey, die Beſchwerden 
gegen das Minifterium Jolly in einer Brojchüre zufammenzufaflen. 


7. Dez. Bei der Wahl des 1. Präfidenten in der 2. württ. Kammer 


10. 


unterliegen die Demofraten dem miniſteriellen Kanzler v. Geßler 
mit 42 gegen 46 St. erhalten aber den Plab des 2. Präfidenten. 
Rei der Adrehdebatte greift Pfeiffer (Deutiche Partei) die Regie- 
rung an, weil fie ihr Verſprechen der Berfafiungsrenifion ver— 
geſſen. Hölder verlangt eine fräftigere nationale Politif. 


Dez. Beginn der Berathung des Kultusetatö im preuß. Abg.- 
Haufe, Mintjter von Mühler wird im Lauf der mehrtägigen De- 
batte ſcharf angegriffen. 
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19. Dez. Der Adreß-Entwurf der Deutſchen Partei wird von der 
2. württ. Kammer mit 64 gegen 23 St. abgelehnt. Uber auch 
der Entwurf Probſt (großdeutich, Demofr.) wird, nachdem er 
durchberathen, mit 59 gegen 38 St. verworfen. Laugathmige Er- 
Härungen Barnbulers uber feine Rolitif von 1866, Die nunmehr 
eine Wandlung erlitten hat und den Demofraten abgünſtig tt; er 
verwirft die Idee des Sudbundes und will die überhaupt gemein 
jamen Fragen „lieber mit ganz Deutichland, ald mit Bayern ge 
meinjhaftlih” behandeln. 

22. Dez. Feſtmahl der nat.-lib. Fraktion in Berlin. — — 


27. Dez. Eine allgemeine Verſammlung der Liberalen (ſog. Offen-— 
burger) in Offenburg beſchließt definitiv das neue Programm 
der „liberalen und nationalen Partei Badens.“ Die 
Be des Tages, Bluntſchli, Yamen, Kuſel, Morjtadt, Haufer 

. A. vermeiden den formlichen vruch mit der Regierung. 


29. * Die Nationalliberalen in Naſſau laden zu einer Verſamm- — 
lung nah Wiesbaden ein, behurs Wiedervereinigung aller Libe— 
ralen in einer „deutjchen Kortihrittspartei in Naflau.” 


31. Dez. Sue Leonhardt in Preußen lenkt ein und entläßt 
porerit 3 von den 7 Dilfsrichtern am Obertribunal. 


Die Freiburger Kurie hat im Laufe des Monats angejehene 
liberale Katholifen des Landes mit der Excommunikation bedroht 
und verhängt dieſelbe am 14. San. 1869 thatſächlich gegen den 
PRürgermeifter Stromeyer in Konitanz. 


1869. 


14. Sau. Im preuß. Abg.Hauſe erflärt bet. Auftizminifter, unter 
allen Umjtänden feinen Hilfsrichter beim bertribunal mehr zu: 
zulaffen. Der Etat wird dann bewilligt. 


28. Jan. Beitinmter Wideripruch der Nat.-Lib. gegen den im preuß. 
Landtag vorgelegten Entwurf über die anderweite Abgrenzung der 
Wahlfreife, namentlich gegen die Idee, jedem Landrathskreis je 
einen Wertreter zu geben, wodurdh die „Yandratbswahlen“ ver: 
ewigt würden. $ 1 der Vorlage wird abgelehnt. Die Regierung 
zieht den Entwurf zurück. 


Die bad. Regierung leitet Unterſuchung gegen den Bisthums— 
verwefer Kübel von Freiburg ein, wegen der Erfommunikation 
Stromeyers. 

29. Jan. Das preuß. Abg.»Haus genehmigt mit 256 gegen 70 St. 
die Beſchlagnahme des Bermogens des Königs Georg und bes 
Kurfürften von Hefien. 

Teier des 2djährigen Regierungsjubiläuns des Herzogs von 
Coburg⸗Gotha. 

4. Febr. Der Papit befiehlt dem (itaatsfreundlichen) Biſchof von 
Rottenburg, ein „ächtes“ Seminar im Sinne des Iridentinums 
einzurichten, bezw. den Konviftsdireftor Ruckgaber jorort zu ent: 
fernen und tadelt die Entfernung des (Denunzianten) Majt, des 


10. 


15. 


16. 


18. 


26. 


23. 


— — 


früheren Regens des Seminars. Die Kränkungen des Biſchofs 
dauern den ganzen Sommer hindurch, bis der greiſe Mann 
gebrochenen Herzens ſtirbt. 

Febr. Das preuß. Abg.-Haus lehnt mit 202 gegen 137 St. die 
Beſeitigung des Verfafiungsartifels über die Unentgeltlichfeit des 
Bolfsfhulunterrihts ab. 

Febr. Wahlaufruf der Deutihen Bartei in Sadjen zu den 
Landtagswahlen. 

Febr. Die bayr. Regierung läßt anfündigen, dab fie im Detail 
ausgearbeitete Entwürfe über die Herftellung eines Bundes der 
en und defien Verbindung mit dem Norden fertig geftellt 
habe. 

Febr. Bei Perathung des Gejeßes über die Verſorgung ber 
Wittwen und Waifen der Glementarlehrer erflärt Miquel im 
preuß. Abg.H., ehe Minifter Mühler nicht gegangen wäre, könne 
an eine planmäßige Neform nicht zu denfen jein. 

.. Nah langwierigen Berhandlungen fommt ein Rezeß 
zreußens mit der Stadt Frankfurt zu Stande. Die Stadt erhält 
die geforderten 3 Millionen, da der König 1 Million aus feinen 
Privatmitteln zuleat. 

Febr. König Georg proteitirt gegen die Beichlagnahme jeines 
Nermogens. 


. Kebr. Yandesverjammlung der Deutſchen Partei Württembergs 


2 ‚Geislingen. Erklärung (3 Punkte) im nationalen und liberalen 
Sinne. 

März. Eine endlih ausgearbeitete nene Kreisordnung für 
Preußen ift VBertrauensmännern aus den verjhiedenen Provinzen 
vorgelegt worden. Die Beſprechung darüber endet ergebnislos. 


März. Reichstaaseröffnung. 


. März. Schluß der Landtagsjejfion in Preußen. 


März. Der NReihstag wählt fein früheres Präjidium wieder. 
März. Der Reichstag nimmt mit 140 gegen 51 St. abermals 
den Antrag Lasker zum Echut der Redefreiheit an. 

Tweſten, Graf Münfter und 98 Gen. beantragen im Reichs» 
tag die Errühtung verantwortliber Bundesminiſterien. 
März. Bei der eriten Leſung der Gewerbe-Ordnung im Reichs» 
tag entwidelt v. Schweiger eritmals das jozialiftiihe Evitem und 
die Abfichten feiner Partei. 
März Miquel, Yasfer und 31 Gen. beantragen, die Kompetenz 
des Bundes auf das geſammte bürgerliche Recht und die Gerichts— 
organijation anszudehnen. 
März Dei den Ergänzungswahlen zum Zollparlament in 
Württemberg unterliegen die national. Kandidaten, Hölder in Ulm ıc. 
April. Auf die Angriffe offiziojer Blätter antwortet die nat.-lib. 
Parteiforrefpondenz: „Graf Bismarck erflärt, daß er eine Majorität 
haben müſſe, um zu regieren; er richtet ſich aber gar nicht nad 
der Majorität, jondern verlangt, daß dieſe ſich ihm unterwerfe. 
Run hat zwar die nat.-lib. Partei die Indemnität gewährt, die 
Verfaſſung, des nordd. Bundes acceptirt, und unterftügt die deutfche 
und auswärtige Politif Rismards: in inneren ragen aber kann 
fie nicht auf das eigene Urtheil verzichten.“ 


6. 


7. 


13. 
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April. Hagen u. Gen. (Fortſchr.) beantragen im Reichstag zu 
erflären, daß die in Preußen durch Verordnung geltende Be- 
freiung der Offiziere von den Kommunallajten nicht auf das ganze 
Bundesheer ausgedehnt werden könne. Die betr. Verordnung der 
Bundesheeresverwaltung ſei für verfafiungswidrig zu erflaren. 
Die Nat.-2ib. beantragen UWeberweifung des Antrages an eine 
Kommilfion, was angenommen wird. 


April. Die Sinanzfage im Reich erfordert eine große Erhöhung 
der Einnahmen. Die Regierung wünjht u. A. eine Erhöhung der 
Epiritusfteuer, die Aufhebung der Portofreiheit für Abgeordnete 
und Einführung einer Wechjelitempeliteuer. Die nat.-lib. Prefie hatte 
dagegen Bedenken erhoben, worauf die Prov.-Corr. mit einer der 
befannten Strafpredigten über ke lie der Partei, Mangel 
an Unterjtüßung 2c. antwortet. Die Wirfung ift nur, daß — wie 
die Nat.-Ztg. konſtatirt — die Stimmen für Ablehnung der Steuer: 
vorlagen fih mehren. Die Auseinanderfegungen darüber in der 
Oeffentlichkeit werden täglich gereizter. 


April. Bei der Etatberathung im Reichstag verlangt Tweiten 
den Erjaß der Matrifularbeiträge durch Einfonmtenjteuern. 


14. April. Welfiihe Demonitrationen in Hannover gelegentlich des 


16. 


28. 


22. 


Geburtötagsfejtes der Königin Marie. 


April. Bismard weit im Reichstag den Antrag Tweſten— 
Münſter vom 16. März in längerer fachlicher Ausführung 
und als ein gegen jeine Perſon gerichtetes Miptrauenspotum 
zurüd. Lasker bejtreitet dieſen Charakter des Antrages. 
Derjelbe wird mit 111 gegen 100 ©&t. angenommen. Die 
„Berl. Aut. Corr.“ betont, daß das Grundprinzip des Fon- 
jtitutionellen Syſtems verantwortlide Gejammtminifterien ver: 
lange, die Bismard durch einzelne Staatsfanzler erjegt willen 
wolle. „Seiner Perjönlichfeit mag dieſe Auffaffung ganz bes 
fonders — aber in der ganzen Geſchichte waren die 
Miniſterialdiktaturen nicht die Epochen der Freiheit und Gerechtig— 
keit.“ Bei Gelegenheit der Debatte über den Antrag Tweſten 
hatte der Abg. Windhorſt Folgendes geäußert: Die Verfaſſung 
des nordd. Bundes „wurde nur gegeben zur Handhabung defien, 
wa3 paftirt war, und hat fih ausſchließlich auf diefem Boden 
zu bewegen. Es haben dieje Berhältnifie eine gewijie Analogie 
mit einer Aftiengejellihaft.” („Etwa zum Betriebe einer 
Bierbrauerei?" — Jet die Nat.-Ztg. vom 21. April hinzu.) 
April. In Bayern, Württemberg und Baden haben die Ultra- 
montanen und großdeutjchen Demofraten gemeinfam eine große 
Pewegung für das allgemeine und geheime Stimmrecht bei Yand- 
tagswahlen entfadt. Eine Verſammlung der (nat.-lib.) Offenburger 
in Pforzheim ſpricht ſich gleichfalls dafur aus. 


April. Biſchof Senejtrey von Regensburg äußert in Schwandorf 
beim Empfang der dortigen Beamten, der (aus Anlaß des Streites 
um das Schulgejeg) trauernden Kirche könne nur dDurd Krieg oder 
Revolution geholfen werden; wenn die Fürjten nicht mehr Fürſten von 
Gottes Gnaden fein wollen, jei er der erite, der die Throne umjtürzt. 
Das vom PBisthumverwefer Kübel in Kreiburg angerufene 
Dberhofgeriht in Mannheim erklärt eine Anklage gegen den 
Biſchof wegen des Stromeyer'ihen Falles für unitatthaft. 


28. 


29. 
4. 


—e 
11. 


12. 


15. 


18. 


21. 


22, 


23. 
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April. Der Reichstag nimmt den Antrag Miquel-Lasker von 
18. März an. Die Partikulariſten der Fonjervativen Partei und 
die Welfen leiiteten leidenſchaftlichen Widerſtand. Ein Abaeordneter 
drohte geradezu, daß Preußen beim nächſten Krieg ſchwerlich eine 
aroge Zahl von Bundesgenoſſen haben werde, wenn es auf diejen 
Weg der Gentraliiirung trete. Auf die Altkonſervativen hatte e3 
offenbar Eindruf gemacht, dat ihnen Windthorit als nächite Folge 
diejer Gentralijation die Abſchaffung des Herrenhauſes an die 
Wand malte. Der Bundesrath Ichnt aber am 25. Juni den An— 
traa ab. 
April. Schluß der Landtagsſeſſion in Bayern. 
Mai. Der NReihötag beichlieft in 2. Yelung die Errichtung eines 
Bundes » OberbandelSgerichts in Yeipzig, wogegen ebenfalls in 
einzelnen Staaten (Mecklenburg, Sachen) jeitens der ‘Partifula- 
riiten heftige ‘Protefte wegen „Sentralifirung” erfolgen. 
Mai. Fraftionsdiner der nat.lib. Partei. In den Trinkſprüchen 
wird betont, dat die Bartei über der liberalen niemals die nationale 
Seite ihres Programms aus den Augen verlieren werde. 
Mai. Der Reihstaa verwirft in dritter Leſung den Diätenantrag 
mit 110 aegen 100 St. nachdem derielbe am 5. Mai mit 109 
gegen 94 St. angenommten worden. 
Mai. An Mannheim erflären 131 angejehene Bürger im 
Widerſpruch zu der klerikal-demokratiſchen Agitation jomohl der 
Negierung als der Kammermehrheit ihr Bertrauen. Nehnlide 
Kundgebungen folgen in Karlsruhe, Heidelberg ıc. 
Mai. Der preuß. Finanzminiſter legt in einer Denfichrift die 
mißliche Yage des Staatshaushalts dar. Das Defizit beträgt 
> 200000 Thlr. 
22. Mai. GSteuerdebatten im Reichsſtag. Energiſche Ber- 
wahrung Yasfers gegen die v. d. Heydt'ſche Finanzpolitif, die 
feine Erjparnifie ermoalicen wolle. Bismarcks Beichwerde: Wir 
verlangen Prod, Sie aeben uns Steine. Benniafen fritifirt die 
willfürlien Zahlen der v. d. Heydt'ſchen Denkſchrift und beklagt 
die heftigen Angriffe der Offiziofen auf die Nativnalliberalen. 
Rismard lehnt die Verantwortung auch für die Haltung des 
Staatöanzeigers in diefen Dingen ab. 
Mai. Die Nat.-Zta. bezeichnet das Feithalten der Regierung 
an den Matrifularbeiträgen als „die alte Fümmerlihe Weisheit 
des Mißtrauens“, das im Bunde jo wenig wie in Preußen auf 
Einnahmen aus Stenern angerwiejen fein, und für die im Jahre 
1871 bevorftehende neue Webereinfunft in Petreff der Heeres— 
verraflung jede Unterhandlung uber Einnahmebewilligungen ab» 
ichneiden will, 

Yandtagswahlen in Bayern. Die Ultramontanen erringen eine 
Mehrheit (79 aegen 75). 
Mai. Große Landesverlammlung der nationalen und liberalen 
Partei in Offenburg. Erlaß einer Adreſſe an den Großherzog, 
die derſelbe entaegennimmt und am 29. Mai in edler Sprade 
und deutſchem Sinne beantwortet. Dagegen befiehlt er, den 123 
Petitionen der Ultramontanen und Demofraten um Xandtags- 
neumwahlen Feine Folge zu aeben. 
Mai. Perathung des Antrags Hagen vom 6. April. Ber 
Neferent Stephant (mat.lib.) will in der Ausdehnung der 


Kommunalſteuerfreiheit allerdings einen formalen Verſtoß erfennen 
und verlangt eine einheitliche Regelung. Das wird auch beſchloſſen, 
zu einer Vereinbarung über das Wie? der einheitliben Negelung 
fommt es nicht, wohl aber zu einer bewegten Szene zwiſchen 
Room, der die Verfaſſungswidrigkeit jeharf beitreitet, und dem 
heſſiſchen WBundesrathösberollmäctigten, v. Hofmann, der Zweifel 
an der Rechtsgiltigkeit äußert. 

Mai. Ein von 20000 Männern aus ganz Deutjchland be: 
ſchickter Proteſtantentag in Worms weiſt die päpitlide Einladung 
von 13. 9. 68 in würdigen Sätzen zurück. 

Aus Fatholifchen Kreiſen vom Rhein ergehen Voritellungen an 
den Biſchof von Trier, welche die Rejorgnis der gebildeten Katholiken 
über die in Rom geplante Unfehlbarkeitserkiärung ausſprechen. 
uni. Der Reichstag lehnt mit 128 gegen 73 Stimmen Die 
Steuer für PBorjenfchlußfcheine, mit 152 gegen 48 Stimmen die 
bohere Bierjtener ab. Schon damit find die Stenerreformpläne 
v. d. Heydt's fo gut wie aeicheitert. Die Regierung ordnet 
wiederum die Cinftellung aller „nicht abfolut dringlichen“ öffent 
lihen Arbeiten an. 
uni. Die Nat.-Zta. weiſt die offfzioje Verdächtigung zurücd, 
als ob jede liberale Einrede nur von „Macterweiterungsgeluften“ 
eingegeben jei. 
uni. Eröffnung des Zollparlaments, da8 am 4. Juni das 
frühere Präfidium wiedermwähit. 

Die Nat.»Ztg. weiit auf den Jubel der Ertremfonfervativen 
bin, die jetzt nach der Ablehnung der Steuervorlagen erwarten, 
ber Kanzler werde vollig in ihren Schooß zurückkehren. 

Juni. YXandtagswahlen in Sachſen: 33 Bartifulariften, 32 


Nativnalliberale, 5 National:Demofraten. 


uni. Der Reichstag lehnt aud die Erhöhung der Branntweinitener 
ab und bewilligt nur die Einführung der Wechjelitenpelitener. 
Die Regierung zieht num ihre Steuervorlagen uberhaupt zurüd. 
Juni. Forckenbeck weiſt im Reichstag entſchieden zurück, daß 
zwiſchen den Nationalliberalen aus den alten und neuen Provinzen 
ein Unterjchied beſtehe. „ES gab wohl eine Zeit, wo ſich ein 
ſolcher Zwieipalt vielleicht von der Negierung und ihren Freunden 
bei gejhidter Behandiung der nenen Provinzen und ihrer Wort- 
führer aus der liberalen Partei hätte bewerfitelligen umd verwerthen 
lafien. Heute ſteht es anders.” 
Aumi. Beginn der Yandtagswahlbewegung in Baden. Die 
Freiburger Nurie ermahnt den Klerus zu lebhafter Betheiligung. 
Die Abgeordneten Feuſtel und Bluntichli haben eine, von 32 
Abgeordneten beſuchte Konferenz der national geſinnten Nertreter 
Süddeutichlands im Zollparlament veranlaßt, um gegenüber der 
„Süddeutihen Fraktion“ Stellung zu nehmen. Die Konferenz 
beiclieht , daß die nationalgeiinnten Enddeutichen in Zwiſchen— 
räumen regelmäßig als „freie Vereinigung“ zuſammentreten jollen. 
„Ihre Mitglieder ſchließen ſich den Nat.Lib., Freikonſervativen, 
der Fortſchrittspartei an. Aber ſie ſind darin einig und ver: 
bunden, daß fie das nationale Banner auch in Süddeutſchland 
hoch halten und den Irrthum zerftören wollen, als ob die Be: 
völferung von Süddeutſchland ebenjo wenig national gefinnt fei 
wie die Südd. Fraktion." (Nat.-Ztg. 11. Juni.) 


Di 
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16. Inuni. Das Zollparlament verwirft wiederum den Petroleumzoll, 


1, 


mit 155 gegen 93 ©t.; gefteht aber am 17. die — der 
Rübenſteuer von 7,5 auf 8 Sgr. zu, mit der von Lasker bean» 
tragten Bedingung, dab das neue Zuderfteuergejeg erjt in Kraft 
trete, wenn der modifizirte Zolltarif zu Stande gekommen fein 
würde. Hiergegen verwahrt fi die Regierung. 

Die DOffiziofen unteritellen den Nat.-Lib. die Abficht, eine 
Verftändigung über die Heeresverfafiung im Jahr 1871 jept 
ſchon vereiteln zu wollen, 

Juni. Abjchiedsdiner der nat.-lib. Fraktion des Reichstags, 
an der auch ſüdd. Zollparlamentämitglieder theilnehmen. Politiſches 
Ziihgejpräh, als defien Ergebnis ſich die Ueberzeugung heraus— 
itellt, „daß man im Süden und Norden, in der durch Die heimischen 
Verhältniffe gebotenen Weife, den Fortſchritt zur nationalen 
Einigung anftrebe.“ 

uni. Minifter v. d. Hendt will den Nat.-Lib, beim Eiſenzoll 
Zugeftändniffe maden, wenn fie den Betroleumzoll annehmen. 
Der Kompromißverſuch mißlingt. 


. Zuni. Bismarck erflärt im Zollparlament einen ermäßigten Tarif 


ohne PBetroleumzoll für unannehmbar. Letzterer wird mit 157 
egen 111 St. abgelehnt. Die Tarifrevifion ift damit gejcheitert. Das 
Suderjtenergejeß wird ohne die Lasker'ſche Klaufel angenommen. 


. Suni. Schluß des Zollparlaments wie des nordd. Reichstags. 


. Juni. Endlih kommt auch mit Praunfhweig eine Militär- 


fonvention zu Stande, wenngleih das Yand eine große Sonder- 
ftellung ſich vorbehalten hat. 


1. Zuli. Bismarck geht auf unbeitimmte Zeit auf Urlaub, 


Der Ex-Kurfürſt von Heſſen appellirt an alle europäifchen 
Mäcte gegen die Beichlagnahme feiner Güter. 
Juli. In einer Unterredung mit dem SKorrejpondenten des 
New-Nort Herald beklagte fih Bismarck bitter über den Mangel 
an Entgegenfommen jowohl der Miniiter, als auch des in zahl» 
reiche Fraktionen getheilten Parlaments und ftellt Neuwahlen für 
den Herbit in Ausſicht. Er habe „die Sahe längit fatt und 
wiederholt um feine Entlafiung gebeten.” Die Unterredung wird 
jebt, nahdem Bismard in Uriaub gegangen, von der Nordd. 
Allg. Ztg. veröffentlicht. Demnächſt wird hocoffizios erklärt, 
daß Bismard die Verdffentlihung nicht veranlaßt habe. 
Juli. Abg. Thomfen » Oldenswort legt fein Landtagsmandat 
wegen eines Gehörleidens nieder. Sn einem Abjchiedsbrief an 
feine Wähler mahnt er, das Yäftige, was die Annerion mit fid 
gebradt, nicht zu übertreiben, und beflagt, daß die Unterdrüdung 
durh Dänemark vergefien zu fein jcheint. Darauf antwortet Die 
damal3 noch auauftenburgiiche Kieler Zeitung mit dem Hinweis 
namentlih auf den Steuerdruck. Thomſen widerlegt den Einwurf 
der Kieler Zeitung. Die Augquftenburger Partei ift von da ab 
raſch im Abfterben. 


11. Juli. Offiziös wird EFonftatirt, daß Bismards Gejundheitäzu- 


18. 


ſtand das Einholen ſeiner Entſcheidungen ſeitens der Miniſter 
während des vorübergehenden, aber vollſtändigen Urlaubs verbiete. 


Juli. Wahlaufruf der nationalen und liberalen Partei in 
Baden. 
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27. Juli. Der Führer der preuß. Fortſchrittspartei, Waldeck, legt 
wegen feines gebrochenen Geſundheitszuſtandes beide Mandate 
nieder. 

Die Berirksiyuode zu Efens (Ditfriesiand) ſchließt zwei Mit- 
nlieder wegen Zugehörigkeit zum “WProteftantenverein aus Der 
Synode aus. Diejer widerrechtliche, in Gegenwart des General- 
juperintendenten und unter dem Borfi des Superindenten vor« 
genommene Aft der Unduldſamkeit erregt weithin Aufſehen. 

28. Juli. Die bayr. (nationale) Fortichrittspartei iu München 
ründet einen Wahlverein für die Hauptitadt, um zu ſämmtlichen 
Wahlen im nationalen und freiheitlihen Sinne wirken zu können. 

20. Aug. Die Liberale Partei in der Pfalz vereinigt fi mit der 
(nationalen) Bayriſchen Fortichrittspartei. 

24. Aug. Die Landtagswahlen in Baden lafien den Befihitand ber 
Parteien unverändert. 

1.6. Sept. Die Biihofsfonferenz in Fulda beruhigt die Katholiken 
über die Abfichten des Konzils. In der Form, in der es ge 
Ihieht, fommt aber die Kundgebung eher einer Warnung vor 
den in Rom gehegten Plänen glei. 

7. Sept. Die badische Regierung jegt den Amtsvorftand in Kon 
ftanz als landesherrl. Kommiflar zum Vorſitzenden der drei ka— 
tholifchen Stiftungsfommilfionen ein und läßt die Stiftungskiſten 
aus den Pfarrhöfen auf das Amtshaus bringen, damit die Ver— 
waltung ihren geordneten Fortgang nimmt, bis die geiftl. Kollegien 
ſich entſchließen, die Berwaltung mit dem (erfommunizirten) 
Bürgermeifter Stromeyer wieder zu bejorgen. 

25. Sept. Feſt des 5Ojährigen Peitehens der Verfafjung in Würt- 
temberg. Die zum Hoffeſt geladenen demofr. und großdeutichen 
Abgeordneten bleiben fort, weil der im Gefängnis ſitzende Karl 
Mayer nur auf 3 Taae beurlaubt, nicht amneſtirt worden. 


29. Sept. In der 2. bavr. Kammer find durch Kajfirung mehrerer 
Wahlen beide Parteien aleih ſtark (71 gegen 71). Infolge deſſen 
fommt, auch in 7 wiederholten Abitimmungen am 3. und 6. Oft. 
bei Stimmeengleichheit Feine Präftdentenwahl zu Stande, jo daß 
die Auflofung erfolgen muß. 

1. Oft. Adreßdebatte im bad. Yandtag. Scharfe Erklärungen des 
Minifterpräfidenten gegen den Bisthumsverweſer Kübel, derjeine kirch— 
lihe Gewalt ala gleichberechtigt neben ber ſtaatlichen erläutert hatte. 

6. Oft. Eröffnung des preuß. Landtags. Die Thronrede läßt die ungünftige 
Finanzlage unverändert ericheinen und kündigt eine Kreisordnung an. 

3. Oft. Miquel und Lasker bringen ihren vom Bundesrath ab- 
gelehnten Antrag, die Rundesfompetenz auf das geſammte bürger- 
lihe Recht und die Gerichtsorganifation anszudehnen, im preuß. Abg. 
Haus ein. Im Herrenhaus beantragt der frühere Suftizminifter Graf 
zur Lippe, das Bundesoberhandelsgericht für unznläſſig zu erflären. 

12. Oft. Biſchof Heinrih von Paſſau erklärt ſich gegen die „Ans 
maßungen“ der ſog. kathol. Vereine. Der ultramont. Aba. Jörg 
geipelt in den Hiſtor.Polit. Blättern die katholiſche Kammer: 
fraftion, die nur wille, was jie nicht wolle, 

16,, 17. Oft. Delegirtenverfammlung der deutichen Volkspartei in 
Praunjchweig. Erklärung zu Gunjten des Zujammenwirfens mit 
dem Berband deuticher Arbeitervereine, 


” 
Jo 


21. 


3. 


4. 


19. 


20. 


24. 


25. 


29, 


17. 
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Oft. Die Fortiehrittspartei im preuß. Abgeordnetenhaus bringt 
den Antrag Virchow ein, die Negierung wolle die Heereskoſten 
herabjegen und die allgemeine Abrüftuna auf diplomatiſchem 
Wege berbeiführen. Der Antrag wird am 5. Nov. mit 215 gegen 
99 Ztimmen verworfen. 

Oft. Untlafiung des preuß. Finanzminiſters v. d. Heydt, an 
defien Stelle tritt ». Gamphaufen. 

Nov. Kine mit 27047 Unterichriften bededte dänische Adrefie 
aus Schleswig wird vom König von Preußen nicht angenomnten. 
Nov. Unterricytsminifter v. Mübler legt dem preuß. Yandtag 
ein Schulgejeß vor. 

Die Kortichrittspartei in der 2. Sächſiſchen Kammer bringt 
einen Wbrüftungsantrag (Antrag May und Gen.) ein, der mit 
>59 gegen 15, bezw. 50 gegen 24 St. angenommen wird. in 
nat.-lib, Amendement, die Abrüftung „dann, wenn die Mückicht 
auf die Sicherheit und Machtitelung Deutichlands dies geitattet”, 
in Erwägung zu nehmen, wird mit 53 gegen 21 St. verworfen. 
Die Erite Kammer lehnt den Antrag am 22. San. 1870 mit 24 
gegen 21 Zt. ab. 

Nov. Das pr. Herrenhaus befürwortet troß des Widerſpruchs 
des Handeldminifter® mit großer Mehrheit die Einführung des 
Tabakmonopols. 

Nov, Die Deutſchen ſiegen bei den Gemeindewahlen in Flens— 
burg, Apenrade, Hadersleben, ſelbſt in Sonderburg auf Alſen. 
Nov, Tas pr. Abg.H. nimmt mit 218 gegen 116 konſerv., 
tlerifale und polnische Et. den Antrag Miquel-Lasker betr. Rechts— 
einheit im Runde an. 

Nov. Bei din Yandtagswablen in Bayern erlangen die Ultra— 
montanen SO Wandate, Die Yiberalen 74. Infolge deilen tritt 
das Minifterium Hohenlohe zurück; der König genehmigt aber 
nur das Entlaſſungsgeſuch Hörmann's, für den Braun, und 
Greſſers. Für den Yu berufen wird. 

Nov. MWelfiiber Sieg bei den Gemeindewablen in Hannover. 
(20 gegen 4 Nationale.) 

Nov. PBennigjen macht bei der Etatdebatte im preuß. Abg..Haus 
die Regierung, namentlich den Rultusminifter dafür verantwortlich, 
daß die altlutheriiche Partei in Hannover an Uebermuth immer 
mehr gewachjen it und daß die alten Gegner fich durch Verbindung 
der firhlichen und politischen Segenfäße derart geſtärkt haben, daß in 
Hannover wirflih eine Gefahr für den Staat beranzuwachien droht. 
Dez. Großer Grubenftreif in Waldenbura. 

Dez. Die preuß. Staatsregierung erklärt durch Schreiben an das 
Abg.- Hans, über die Verwendung der Cinfünfte aus dem beichlag- 
nabmten Welfenfonds nicht Rechenſchaft ablegen zu füunen. 
Yasfer will wenigitens die moraliſche Ueberzeugung gewinnen, 
day die Abwehr welfiicher Umtriebe alleiniger Verwendungszweck 
jei. Die Regierung erklärt fich bierüber nicht weiter. | 

Durch Erſatzwahlen bat die Demokratie im württ. Yandtag 
joviel Eike gewonnen, daß fie mit 46 Mandaten ebenſo ftarf ift, 
wie die übrigen Gruppen der gewählten Abgeordneten. Die 
„privilegirten” Vertreter des Adels und der Seiftlichfeit geben alfo 
den Ausichlag. 
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1870. 


1. Jan. Die auswärtigen Angelegenheiten Preußens gehen mit 


5 


8. 


diejem Tage auf den nordd. Bund über. 


San. Im Hinblid auf die im Herbſt bevorjtehenden Landtags» 
wahlen in Preußen betont die „Nat.»3tg.", dab das Kultus: 
minifterium „vollitändig hinter den Aufgaben der Gegenwart 
zurücbleibt.“ 


Zaun. Die „Nat.Ztg.“ erwartet eine mächtige Rüdwirfung des 
Konzils auf die Einheitsbewegung. „Wenn die Häupter der 
deutihen Kirche ihrer nationalen jemeinfamfeit fih bewußt zu 
werden beginnen, dann ift die Zeit nicht fern, im welcher die 
le efinnung aufhört, ein Hindernis deutjcher Einheit 
zu ſein.“ 

San, Sübbeuticher Abgeordnietentag in Karlsruhe. Bayern ift 
nicht vertreten. Das wichtige Ergebnis iſt das Verlangen nad 
dem Anjchluß an den Nordd. Bund. „Die Bayern muffen zu 
einer Klärung ihres Standpunftes gebrabt werden.” 
(Nat.-3tg. 18. I.) 

Die mat.-lib. Parteileitung beruft auf den 6. Febr. eine 
Delegirtenverfanmlung nah Berlin ein. Das von Bennigjen, 
Fordenbeck, Hennig, Lasker, Miquel, Oetker, Tweſten und Unruh 
unterzeichnete Schreiben verlangt eine feite Organijation, einen 
Landes-Ausſchuß, in dem die Provinzen Preußens und die nordd. 
Bundesitaaten, mit je bis zu 5 Mitgliedern vertreten fein follen ; 
ferner einen ftändigen Boritand von 7 Mitgliedern. 


12. Jan. Eroffnung des bayr. Candtags, Die Ihronrede verlangt 


19. 


20. 


22. 


24. 


28. 


29. 


neue Steuern und veripricht ein Wahlgejeß auf Grundlage des 
direften Wahlreht3. Die erwünſchte und erhoffte nationale Ver: 
bindung der deutjchen Staaten dürfe an der Selbititändigfeit 
PBaverns nicht rütteln. 

Ian. Erklärung des Domprobites I v. Dollinger-München 
aegen die Unfehlbarkeitsadreſſe der Mehrzahl des vatifanifchen 
Konzils. Der Magiſtrat von Dünden verleiht ihm darauf, am 
25., das Ehrenbürgerrecht (mit 22 gegen 6 Stimmen), die Ge 
meindebevollmächtigten jtimmen it 23 gegen 12 Stimmen zu. 
Dollinger lehnt die Ehre ab. 

Ian. Das „Bayr. Vaterland“ jchreibt: Der ift unfer Freund, der uns 
von den preußischen Bampyren, von den preußiſchen Tyrannen befreit. 
San. Sm preuf. Aba.- Haus fcheitert die Kreisordnungs-Vorlage. 
Die Mehrheit will die Amtshanptleute nicht vom König ernannt, 
jondern von der Aemtervertretung gewählt willen. Die Negierung 
verzichtet auf weitere Berathung. 

Tan. Das preuß. Aba.- Haus beſchließt die Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtſteuer. Trotzdem die Regierung ihre Zu 
jtimmung erklärte, Ichnt aber das Herrenhaus am 7. Febr. den 
Reitritt zum Veſchluß des Abg.Hauſes ab. 


San. In der bayr. Kammer der Neichsräthe wird eine Adreſſe 
zur Beantwortung der Ihronrede im ultramontanen Einne mit 
allen. (auch den prinzlihen) gegen 12 Stimmen bejchlojien. 

Jan. Die 2. bayr. Kammer beginnt die Berathung einer Adrefe. 
Heftiger Anjturm gegen das Minilterium Hohenlohe. Der mit 
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einent Mißtrauensvotum gegen letzteres reich gewürzte Adreß— 
entwurf der klerikalen Rechten wird am 10. Febr. mit 77 gegen 
62 Stimmen beſchloſſen. Der Entwurf iſt vom prot. Ober- 
fonfiftorialpräfidenten v. Harleß beantragt, in Folge defien eine 
lebhafte Bewegung in protejtantifhen Kreijen entiteht. 

Ian. König Ludwig II. von Bayern zieht die Minifter und 
die Minorität der Reichsrathskammer demonitrativ zur Hoftafel. 


1. Febr. König Ludwig II. von Bayern nimmt die Herrenhaus. 


2. 


adrefie nicht an und verweiit den Prinzen Luitpold und defien 
Söhne bis auf weiteres vom Hofe. 


Febr. Erregte Debatte im preuß. Abg.-Haus über eine aus der 
v. d. Heydt'ſchen Verwaltung (1868) herrührende Etatsüber- 
———— von 720000 Thlr. Camphauſen verſucht die Ueber— 
chreitung zu rechtfertigen, hat aber mit allen ſeinen Argumenten 
wenig Glück, namentlich nicht mit dem Hinweis auf den durch 
die Luxemburger Frage „ummölften Horizont“. 


4, Febr. Die „Nat.Ztg.“ fragt, wie man der Verfiherung trauen 
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joll, daß die Kreisordnung einen Fortichritt auf freiheitlihemn 
Meg bedeuten werde, wenn die Regierung die liberalen Gemeinde: 
beamten und Gemeinden „niederhalte.“ 


u. 6. Febr. Delegirtentag der nat.-lib. Partei, wozu 130 Aus- 
wärtige anmwejend. Bennigjen erflärt. die auswärtige Politif der 
Regierung jei zu unterjtugen, die innere zu befümpfen. Der 
Organijationsplan wird genehmigt. Der Landesausihuß wird 
auf 3 Jahre, der Voritand auf 1 Fahr aewählt. Yesterer beiteht 
zunächſt aus Unruh, Hennig, Lasker, Miquel, Bunjen, Braun, 
Hardt, Eoltmann, Oppenheim, Zabel, jfümmtlih in Berlin, 
Forckenbeck, und Yent-Preslau, Pennigjen-dannover, Oetker-Kaſſel—⸗ 
Biedermann-Leipzig nnd Fries-Weimar. Später wird noch 
Bamberger fooptirt. Der Vorſtand konſtituirt ſich demnächſt und 
wählt Unruh zum Vorſitzenden, Miquel und Bunſen zu Stell— 
vertretern, Hennig zum Geſchäftsführenden Mitglied. Ueber das 
Verhältnis zu den anderen liberalen Parteien Norddeutſchlands 
referirt Lasker und empfiehlt für alle wirklich liberalen Zwecke 
ein Zuſammengehen. Weber das Verhältnis zu den ſüdd. National— 
liberalen referirt Bamberger und empfiehlt entjchiedenes Vorgehen 
in Gemeinjchaft mit ihnen betreffs aller nationalen Fragen. 


11. Febr. Im Bumdesrath wird der Entwurf des Strafgeſetzbuchs 


12. 
14. 


mit allen gegen die Stimmen der beiden Medlenburg angenommen. 

Bismarck desavonirt Camphauſen wegen des Heranziehens 
der Yuremburger Frage bei der Nedhnungsprüfung für 1868. 
Camphauſen verfichert num, daß er jelbit ſolche Etatsüberjchreitungen 
niemal$ macden werde. 

Die Nordd. Alla. Ztg. desavouirt den württ. Minijter Varn— 
büler, der in der Stuttg. Kammer für Württemberg das Nect 
erklärt hatte, in jedem Einzelfall kriegeriſcher Verwicklungen, die 
zur Erfüllung des Bündniſſes mit Preußen führen, zu unterfuchen, 
ob die Kriegsurſache beredtigt oder unberechtigt ware. 

Fehr. Schluß des preuf. Yandtags. 

Febr. Groffnung des Reichstags. Angefündigt werden das 
Strafgeſeßzbuch, Gefege zum Schutz des Autorrechts, über ge- 
meinjames Andigenat, über Erwerb und Verluft der Bundes» 
angehörigfeit und Unterſtützungswohnſitz-Geſetz. 


15. 
22, 


21. 
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Febr. Entlafjungsgefuh des Ministers Hohenlohe in Bayern. 
Febr. Bei der Reichstagseröffnung hat jich ergeben, daß die 
Regierung zur Zeit jeden weiteren Schritt zur Einigung Deutſchlands 
abwehrt und am wenigiten geneigt wäre, einem Antrag auf ein- 
jeitige Aufnahme Badens zu entiprehen. Die „Nat.-Ztg." meint, 
in diefem Nichtöthun könne man dem „Herm Bundeskanzler” nicht 
zur Seite jtehen. Sie wiederholt ihre Vorwürfe, nahdem am 
andern Tag die Offiziöjen heftig gegen Lasfer ausfallen, weil’ 
diejer bei Berathung des Zurisdiktionsvertrags mit Baden einige 
allgemeine fritiihe Bemerfungen gemacht hatte. 


Febr. Im Nordd. Neihstag erklärt jih Bismard gegen den 
Antrag Lasker über die Frage eines jofortigen vereinzelten Ein» 
trittö von Baden in den Nordd. Bund, indem er mit anderen 
Worten und in großen Zügen ausführt, er wolle feinen einzelnen 
Theil, jondern nur den ganzen Süden in den nationalen Verband 
eintreten jehen. Wenn der national Fräftigere Theil, Baden, das 
bayr. Franken und Schwaben, den minder ausjichtsreichen (Alt: 
bayern, Oberpfalz u. ſ. w.) nicht mit fortreiße, würde lebterer 
nie mitfonmen. Man dürfe die Milh nicht abjahnen, den Reft 
aber jauer werden lafien. Die Debatte hat injoweit flärend 
gewirft, dab Lasker im Einverftändnis mit feinen polit. Freunden 
den Antrag zurüdziehen Fann. Im Lande wird dies Ergebnis 
der Debatte jedoch bedauert. 

Die „Nat.Ztg.“ erklärt, damit jei die Situation zwifchen 
den nationalgefinnten Parteien „völlig verändert“. Die „Zeitung 
für Norddeutſchland“ in Hannover, das dortige Partei— 
organ, nimmt in Dderjelben Weiſe Stellung. Eine, in der 
„Nat.-Ztg." vom 1. März verlautbarte Stimme „Aus Baden“ be- 
— ob dem Kanzler an dem Süden überhaupt etwas gelegen. 

uch die halbamtl. „Karlsruher Ztg.“ tritt für aktive nätionale 
Politik ein. 

Die Landtagserſatzwahlen in München fallen dank dem ein— 
müthigen Handeln aller liberalen Richtungen wieder zu Gunſten 
der nationalen Linken aus. 


1. März. Die Beibebaltung der Todesſtrafe im Strafgeſetzbuch 


wird vom Reichstag in 1. Yejung mit 118 gegen 81 St. verworfen. 


3. März. Die „Nat.»Ztg.” verweilt auf das Gefläff der Offizidjen 


5. 
7. 
8. 


gegen die Nationalliberalen wegen der badiihen Anjchlußdebatte 
und fragt, ob das etwa die Eröffnung des Wahlfeldzugs jein ſoll. 
Auch die „B. A. 4.” kommt darauf zu ſprechen und bemerft, daß 
die Stellung der Regierung zu den Nationalliberalen immer nur 
eine widermwillig anerfennende gewejen jei. 

März. Die 2. bad. Kammer erklärt fih mit 40 gegen 9 St. für 
Abſchaffung der Todesitrafe. 

März. Fürſt Hohenlohe wird als bayr. Minifter des Aus: 
wärtigen entlafien. Yin jeine Stelle tritt Graf Bray. 

März Ter nordd. Neihstag beſchließt mit großer Mehrheit, im 
Strafgeſetzbuch ($ 49) die Nedefreiheit der Reichstags: und bundes- 
ſtaatlichen Kammermitglieder zu jtatuiren. Damit hat die höhere 
Inftanz in diefer Angelegenheit gegenüber den bisher wider: 
jtrebenden preuß. Inſtanzen entichieden. 

März. Im Finanzausfhuß der 2. bayr. Kammer beantragt der 
Demokrat Kolb als Referent ftatt der geforderten 6% Millionen 


— 


Gulden für außerordentl. Militärzwecke nur Inapp 2 Millionen zu 
bewilligen und das Milizſyſtem zu verlangen. Der Finanzaus— 
ſchuß beſchließt am 12. mit 5 gegen 4 Stimmen, 2525 000 fl. zu 
bewilligen und läßt die Miligfrage auf ſich beruhen, nimmt aber 
am 16. mit allen gegen die Stimme des einzigen liberalen Mit 
alied3 Stauffenberg die Vorſchläge Kolbs an. 

An der 2. württ. Kammer beantragen 45 Demokraten und 
Großdeutſche Herabſehung der (zweijährigen) Präſenzzeit und Ein— 
ſchränkungen im —— 


12. März. In der württ. 2. Kammer beginnen Auseinanderſetzungen 


zwiſchen Regierung und Bolfpadtel, Romer nennt diejelben einen 
„bäuslichen Zwiſt“ und beſchuldigt Die Regierung, durch ihr langes 
Echmeigen der demokratischen Agitation gegen die Militäreinrid) 
tungen und die Bündnispolitik Vorfchub geleiftet zu haben. 


17. März. Die „Nat.-Zta.” mahnt die Liberalen dort, wo nur die 


Vereinigung ſtark mache, einig und feit aufzutreten. Doc bürfe 
fih die nat.-lib. als die ftärfere Partei vom Fortichritt nicht in's 
Schlepptau nehmen laſſen. 


21. März. Auf eine Interpellation wegen des Artikels der Nordd. 


24. 


30. 


A. Zta. vom 12. Febr. ſchräukt Varnbüler in der 2. wurtt. Kammer 
jeine Aenferungen vom 30. Dft. 1867 erheblih ein und cerflärt 
fich für lohale Erfüllung des Allianzvertrags. 


März. Auf Antrag Stephanis (nat.-lib.) beſchließt der Reichstag 
die Schaffung einer höchſten Bundesinftang mit richterliher Ge— 
walt (Berwaltungsgerichtshof) für alle Streitigfeiten der Ge— 
meinden xc. Die Regierung widerjpricht und macht das Zuſtande⸗ 
kommen des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes abhängig von der Fern— 
haltung dieſes Gentraloraans. 

Der Konig von Württemberg nimmt bie Entlafiung von drei 
Mintjtern (Wagner, Geßler, Solther) an und beruft den noch weit 
entjchiedener nationalen Suckow als Kriegsminiiter, Schenerlen als 
Minifter d. Innern. Gegen dieie „Regierung der Energie” erläßt die 
Demofratie wie die Großdeutſche Partei jofort ein fcharfes Manifeft. 
März. Der Reichstag beichlieit mit 117 gegen 73 St. einen 
Antrag Lasker-Fermuth:von Hoverbed, die Regierung zu baldiger 
Revijion der Militäritrafgefege aufzufordern. 


. März. Die bayr. Kammer bewilligt im außerordentlichen Militär- 


etat 2941000 fl. Nationale Programmrede des neuen Minifters 
des Auswärtigen. 


April D Der Reichstag erlebt eine, an die Konfliftözeit erinnernde 
Debatte, Die Liberalen wollen 30 000 Thlr. „Beitrag Preußens 
für Reforgung ausmärtiger Angelegenheiten“ nicht als Einnahme 
bewilligen, weil in Preußen die entiprechende Ausgabe nicht be» 
jchlojien worden und weil e8 nur Ein auswärtiges Amt geben 
fonne, das vom Wunde jelbjt unterhalten werden muſſe. Bismarck 
meint, wenn der Reihstag die Einnahme beichloiien, fei Preußen 
gezwungen zur Leiltung, weil die Bundes: der Landesverfaſſung 
vorgehe; er befhuldigt den widerjprechenden Lasker des Partifularis« 
mus. Die Poſition wird Schließlich mit 112 gegen 74 ©&t. bewilligt. 


. Upril. Hervorragende Mitglieder der nationalen Partei aus 


Bayern, Württemberg, Baden und Helfen (Margu. Bart), Mar: 
auardfen und Stauffenberg; Holder, Nomer und ©. Müller; Eck— 
hard und Roder; Demnburg, ST. Bamberger) treten in Stuttgart 


In. 


21. 


[773 


17. 


21. 


24, 
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zufammen, um fih über ein praftiihes Zuſammenwirken in allen 
vier jiddeutihen Staaten zu verjtändigen. Es wird eine Orga» 
nilation mit regelmäßig wiederkehrenden Konferenzen bejchlofien. 


.‚ April. Schluß der Landtagsieftion in Baden. Die Thronrede 


erflärt wiederum die nationale Einigung als höchſtes Ziel. 


April. Große ZYandesverfammlung der Deutihen Bartei in 
Stuttgart. Begrüßende Erklärung ſeitens der württ. Ritterjchaft, 
die fih eins wiſſe mit der Verſammlung in der „wichtigiten 
Frage, der deutſchen“. Beihlupfafiung von 3 Rejolutionen im 
nationalen Sinne, 


April. Eröffnung des Zollparlaments. 


. Mai. Das Zollparlament Ichnt alle Anträge auf Verminderung 


der Eifenzölle ab. 


. Mai. Das BZollparlament bejchliegt mit 187 gegen 65 ©t. die 


Erhöhung des Kafferzolles auf 5 Ihlr. 25 Sgr., jet aber den 
Reiszoll von 1 Thlr. auf 15 Sgr. herab. Die Zarifrevifion wäre 
damit neuerdings geſcheitert. 


: Mai. Das Zollparlament befchlicht gegen die Stimmen der ſüd— 


deutjhen Bartifulariften nad) dem Antrag Bamberger, die Regie» 
rung zur Münzreform aufzufordern. 


. Mai. Das Zollparlament beichließt mit 186 gegen 84 St. des 


Fortſchritts und der jndd. Partikulariften einen VBermittlungsantrag 
Patow, dent die Regierung zuftimmt. Der Zoll auf Baummollgarne 
wird nicht, der für Noheifen von 5 anf 2% Egr., für Neis auf 
15 Sar. herabgeſetzt, für Kaffee auf 5 Thlr. 25 Sar. erhöht. 
Schluß der Seſſion. Die Thronrede dankt, daß dieämal eine 
Verjtändigung bewirkt wurde. 
Mai. Gründung eines nat.-lib. Wahllomites für die Provinz 
Oſtpreußen. (Borftand: Kiejchte, Generallandichaftsrath Richter, 
Landrath a. D. Lensky.) 
Mai. Der Reichstag lehnt mit 113 gegen 102 St. den Aufwand 
fur ein bereits angefauftes Marine-Dienitgebäude ab. Die Ab: 
ihaffung der Elbzölle wird genehmigt, die Entjihädigung an 
Medlenburg jedoch herabgejeßt, die an Lauenburg geftrichen. 

Die 2. bayr. Kammer erflärt fihb mit 76 acgen 67 St. für 
Abſchaffnug der Todesitrafe. 
Mai. m dritter Beratbung beichlieft der Neichätag mit 127 
argen 109 Stimmen die Todesitrafe im Strafgeſetzbuch zuzulafien. 
Pismard war von Barzin nah Berlin zurücgekehrt, um jelbft 
mit größtem Nahdrud die früheren Erklärungen der Regierung 
zu unterftügen. Yeonhardt hatte erflärt, dab die Regierung die 
Menderungsbeihlüfie des Reichstags alle annehmen wolle, die Ber 
jeitigung der Zodesftrafe aber nicht. Wenigſtens für Mord und 
Mordverjuhe auf das Bundesoberhaupt und den Yandesfüriten 
müſſe die Todesitrafe beibehalten werden. Bismard betonte die 
poltiihe Eeite: die Einheit, die Nothwendigkeit der Strenge negen 
diejenigen, die mir dem Mordwerkzeug die Nation in ihrer Herr— 
lichkeit zeritören wollen. Lasker verharrt ablehnend. Miguel ver: 
weilt auf Die jchwere Aufgabe derjenigen Staaten (Sacien), die 
eben erſt die Todesitrafe befeitigt haben und fie jekt wieder ein: 
führen jollen, kann aber doch für diefen Aunenblid die völlig 
Pejeitiaung im Bunde nicht befiirworten. — Die Mehrheit de 
127 wird durd den Uebertritt von 23 Nationalliberalen ermöglicht 


a 


a 


26. 


19. 


30. 
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Mai. Schluß der Reichstagsſeſſion und der Legislaturperiode. 
Deren Ergebnis ſind insbeſondere: die Verfaſſungsurkunde, das 
gemeinſame Indigenat, die Freiheit der Niederlaſſung, des Erwerbs 
von-Grundbeſitz, des Betriebs der Gewerbe, die Regelung der 
Bedingungen für Erwerb und Berluft der Bundesangehörigkeit, 
die Beieittgung der mehrfachen Beitenerung deſſelben Einfommens, 
die Aufhebung der polizeilihen Beſchränkungen der Eheſchließung, 
die Befeitigung der Abhängigfeit jtaatsbürgerliher Rechte von 
Eonfelfionellen Unterjchieden, Bundesfonfulate zum Schuß der 
deutſchen Schifffahrt, Abſchaffung der Elbzölfe, Negelung der 
Flößerei, — über die internationalen Beziehnngen des 
Poſtweſens, die Organiſation des Bundesheeres und der Kriegs— 
marine, die einheitliche Regelung der Verbrauchsſteuern, die 
Wechſelſtempelſteuer, endlich und namentlich die Herſtellung gemein— 
ſamer Rechtseinrichtungen (gegenſeitige Rechtshilfe in den Ver— 
trägen mit Baden und Beten) Aufhebung der Zinsbeihränfungen, 
der Echuldhaft und des Lohn-Arreits, Handeisgefegbuh, Wechſel— 
ordnung, Aktienreht, Schuß des Urheberrechts, Strafgeſetzbuch. 
Juni. Sitzung des Landeskomites der Nationalliberalen Sachſens 
in Dresden. Die Wahlvorbereitungen werden getroffen, das 
Zuſammengehen mit bundesfreundlichen Fortſchrittlern wird 
empfohlen. 

JInni. Der Finanzausſchuß der 2. bayr. Kammer beſchließt mit 
7 gegen I St. die Herabſetzung der Dienſtzeit auf 8 Monate. 


. Zuli. Die ofjiziöfe — Corr.“ beſchuldigt die Liberalen ins— 


geſammt, die großen Reformen vereitelt und verſchleppt, die Be— 
dürfniſſe des Volkes verkannt, die MWünfche des Volkes mißachtet 
zu haben (!), 

Delegirtenverfammlung aller Liberalen aus Medlenburg in 
Roſtock. Völlige Einigung betreffs des Wahlvorgehen?. 


.Juli. Die beiden Parteien der 2, bayr. Kammer hatten je eine 


Abordnung beftellt zur Herbeiführung einer Berftändigung über 
die Wahlgejegvorlage. Die auf Grundlage des allgemeinen direften 
Wahlrehts erzielte VBerftändigung wird von der liberalen Partei 
angenommen, von der Elerifalen verworfen. 


Juli. Beginn der Generaldebatte über den Militäretat in Der 
2. bayr. Kammer. Referent Kolb verlangt das Milizivitem, da 
man in Bayern, von außen nicht bedroht, weder zu Angriffsfriegen 
noh zur Niederhaltung des eigenen Yandes eine Militärmacht 
haben wolle. „Screiten Sie kühn voran, andere Völfer werden 


‚ folgen.“ Der Minifter des Auswärtigen verweilt auf die ernite 


11. 


16. 


Yage. Die Debatte dauert bis zum 15. Juli und wird daun in 
Anbetracht der Yage auf eine Woche vertagt. 
Juli. Unmittelbares Geſuch des Vorftandes der nat.-lib. Partei 
an den König, er möge die Herausforderung Frankreichs mit der 
Kriegderklärung beantworten. — Cin Rundihreiben Hennigs an 
die raftionsmitglicder ermahnt zum vollzähligen Erjcheinen, falls 
bei Kriegsanbrudy der Reichstag einberuien wird. 
Iuli. Die bayr. Regierung läßt ultramontane und demofratiiche 
Blätter, die ſich leidenjchartlih gegen die Iheilnahme am Krieg 
erflären, fonfisziren, 

Eine grogartige Volksverſamml. in Stuttgart, zu der die deutſche 
Partei alle deutichaefinnten Männer eingeladen, erklärte den Krieg als 
einen nationalen Kriea, der über die Zukunft des Volkes entſcheide. 





— — 


17. Juli. Eine große Volksverſammlung in Hannover erklärt ſich 


18. 


19. 


20. 


21, 


14. 


für entſchloſſene Unterftügung der Negierung. 

Eine großartige nationale Demonitration in München bezeugt 
dem Konig die Dankbarkeit des Yandes. In Nürnberg erklärt fich 
eine Verſammlung von 4000 Männern, der auch Demokraten 
beimohnen, jolidarifch verbunden mit dem ganzen deutjchen Wolfe, 
Inli. Angefihts der aufßerordentlihen Kriegskredite, die die 
bayrifche Regierung fordert, verpflichtet fich die ultramontane Rechte 
(patriotiiher Klub), nur für bewaffnete Neutralität zu ſtimmen. 


Juli. Der für die Kriegäfredite eingeſetzte Sonderausfhuß der 
2. bayr. Kanmer beſchließt mit 7 gegen 2 ©t. Ablchnung der 
Regierungsvorlage, mit 6 gegen 3 die bewaffnete Neutralität; 
wofür ftatt 21,1 bis Jahresſchluß nur 12,66 Millionen Gulden 
bis Ende Dftober bewilligt werden. Im Plenum der 2. Kammer 
wird aber der Ausihuhantrag mit 89 gegen 58 ©t. abgelehnt 
und die ganze geforderte Summe „einfach für den Fall der Un— 
vermeidlichkeit des Krieges“ mit 101 genen 47 St. bewilligt. 
Miedereröffnung des Reichstags. Thronrede. 
Kriegserklärung Franfreid®. 


Juli. Die erfte bayr. Kammer bewilligt die Kriegskredite einftimmig. 

Beide befliihe Kammern bewilligen die auferordentlichen 
Kriegskredite einftimmig. 

Der im Reichstag von Miquel angeregte und entworfene 
Adrepentwurf wird mit 145 Unterfchriften als Antrag aller 
Fraktionen eingebraht. Nicht unterichrieben find Windhorjt und 
von Mallindrodt, die zwei Sozialdemokraten (Bebel und Liebknecht) 
und der Welfe Ewald. 

Der Reihstag nimmt einjtimmig dieſe Adrefie zur Beant- 
wortung der IThronrede an. „Das deutiche Volt wird auf der 
MWahlftatt den Boden der Einigung finden.“ — 


Juli. Die Demokratie im württ. Yandtag verzichtet nach den in 
Bayern gefallenen Entiheidungen auf einen Widerftand gegen Die 
Kriegstredite, die in der 1. Kammer einftimmig, in der 2. Kammer 
mit 85 gegen 1 ©t. (Hopf) bewillat werden, 

Der Reihstag genehmigt einftimmig den geforderten Kriegs: 
fredit und beichlieht geaen die Stimmen der Kortichrittspartei, die 
Yegislaturperiode bis jpäteftens 31. Dez. 1870 zu verlängern. 
Schluß des Norddeutihen Reichstags. 

Sept. Kundgebung des Magiftrats, der Gemeindevertretung, 
der Handel: und Gemwerbevertretung u. j. w., in München zu 
Sunjten der Wiedererwerbug von Elſaß-Lothringen und einer 
Einigung des Neiches. 

Sept. Manifeit der ſog. demofrat. Fortichrittspartei in Braun— 
ihmweig an alle Arbeiter Deutſchlands, nun, da in Frankreich die 
Republik aufgerichtet, „in Maſſe“ jeder Fortfekung des Krieges 
zu widerjtehen nnd die Annerion, von Elſaß und Yothringen „wicht 
zu dulden.” Die Unterzeichner werden jofort verhaftet. 

Sept. Proteft der demofrat. Volkspartei in Königsberg (Job. 
Jacoby) gegen jede Annerion franzöſiſchen Ländergebiets. Auch 
Joh. Jacoby wird daraufhin am 20. September verhaftet; jedoch 
auf Veranlaſſung des Königs am 26. Oktober wieder auf freien 
Fuß gelegt, ebenjo die im Juli und Augujt verhafteten Welten 
und Dänen. 


11. 


Aufrichtnng des Beides. Innerer Ausban. 


15. 


16, 


23. 


26. 


3. 


19. 


(1870 — 1878.) 


mn 


1810; 

Sept. Abg. von Bennigjen, der mit v. Fordenbed, Lasker und 
Dppenheim in München eingetroffen ift, wird vom Minifter des 
Ausmärtigen, Grafen Bray, empfangen und hat eine längere 
Unterredung mit dem KRabinetschef des Königs, Minifterialrath 
Eiſenhardt. Infolge der Beſprechung mit den bayeriihen Partei 
freunden fand am 19. Sept. eine Sitzung des engeren und weiteren 
Ausſchuſſes des Wahlvereins der bayr. (nationalen) Fortichritts- 
partei ftatt, welche beichloß, bei dem geichäftsleitenden Ausſchuß 
(in Erlangen) die baldigite Berufung des Landes-Ausſchuſſes und 
einer allgemeinen Bolfsverfammlung zu beantragen. 


Sept. Abg. von Bennigjen und Gen. Den in Stuttgart ein. 
Auh bier gewinnen diefelben in ter Beiprekung mit den 
potitifhen Freunden Die Ueberzeugung, daß im Lande über die 
nationale Frage faun eine Meinungsverichiedenheit berrict. 


Sept. Nationale Boltsverfammlung in Münden, im der 
Berchthold, Kühlmann und Haufer ſprechen. Nachher zieht die 
Verfammlung vor die Wohnung des zu Befuh in Müncen an- 
weſenden Minifterd Delbrüf und bereitet ihm eine Opation. 
Medakteur VBechioni bringt ein Hoch aus auf „König Wilhelm, 
den Mehrer des Neiches, den fünftigen Dentichen Kaiſer.“ 
Scpt. Aufruf der Fortichrittspartei, enthaltend die Korderungen 
zur fünftigen Neihsverfafiung: Grundrechte, abermal3 Berufung 
eines „Eonitituirenden“ Reichstags, Mitenticheidungsrecht des 
Volkes uber Krieg und Frieden u. ſ. w. Die Bayer. Kortichritts- 
partei lehnt im Oftober jede Mitwirkung auf dieſem verfehlten 
Wege ab. 

Oft. TDelegirtene und Bertrauensinännerperfammlung aller 
national denfenden Württemberger in Stuttgart. Eine vom Pericht: 
erftatter Hölder vorgejchlagene Adreſſe ſpricht fih gegen den 
Verſuch einer neuen „Lonjtituirenden” Reichsſtagsverſammlung, 
wie genen den Gedanfen eines blos „weiteren” Bundes aus. 
Prof. K. Waizläder, v. Wöllwarth, Dr. Hettih, Pfarrer ren 
ſprechen für Die Adreſſe, die einftimmig angenommen wird. Der 
Staatsanzeiger fir Wurttemberg erklärt daß der König als 
deuticher Fuürſt bereit und entichlofien jei, die im nationalen 
Iuterefie gebotenen Opfer zu bringen. Anfang November ev: 
folgt jedoh eine Ehwenfung nad der bayriſchen Seite hin. 
Oft. Tweſten +. 

Okt. Mit den Bevollmächtigten der Südftaaten werden aud 
Benniajen, Friedenthal (freikonſ.) und Blankenburg (fonf.) nad 
Verjailles berufen, um über die Verfaflung zu a 


3. 
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9. 
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14. 


16. 


24. 
26. 
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* 


— 48 — 


Nov. Der haunov. Provinziallandtag beſchließt mit 48 gegen 
20 ritterſchaftlich-welfiſche Stimmen eine Ergebenheitsadreſſe an 
den König. 

Nov. Ledochowski in Verſailles überreicht dem König eine 
Adreſſe aus Poſen und Culm zu Gunſten der Wiederherſtellung 
der weltlichen Herrſchaft des Papſtes. 

u. 16. Nov. Landtagswahlen in Preußen. Im den neuen 
Provinzen nehmen die Nationalliberalen 50 von den 80 Mandaten 
ein. Bon den 36 Kreijen in Hannover wählen 28 nationalliberale, 
5 minifterielle und nur 3 welfiihe Kandidaten. In Rheinland» 
Weſtfalen tritt eine jtarfe ultramontane ‘Partei hervor. In 
Frankfurt unterliegen die Demofraten. Geſammtergebnis: 
123 Nat.-Lib., 8 Altlib., 116 Konferv., 55 Freifonjerv., 59 Ultra: 
montane und Welfen, 50 Yortichrittler, 19 Polen, 2 Dänen. 


Nov. Eine Berfammlung der Vertrauensmänner der Deutjchen 
Partei Württembergs, anläßlich der KammerAuflöjung nad 
Stuttgart berufen, ſpricht ſich entichieden für den Anſchluß an 
den nordd. Bund aus. 

Nov. Die nationalliberale Preſſe iſt einig in der jcharfen Ver: 
urtheilung der Zugeitändnifle, die Bayern gu Gunſten jeiner 
Eondereriftenz beim Eintritt in den Deutihen Bund erhalten fol. 
Heftige Borwürfe gegen die preußiſche Regierung, scharfe 
Mahnungen an Bayern werden laut. 

Nov. Demonjtrative Kundgebung der Mündener Gemeinde: 
behorden gegenuber den Nachrichten, daß die Berjailler Verhand- 
lungen in's Stoden gerathen. Die Bewilligung zur Sllumination 
beim Empfang der Truppen wird zurüdgezogen, wenn Bayern 
nicht zum Bunde beitritt u. j.w. Nürnberg bejchließt eine Adrefje 
an den Konig. 


Nov. Eröffnung des Nordd. Reichstags. 


Nov. Marquard Barth, Marquardien, Schauß und Dr. Stenglein 
als Bertrauensmänner der bayr. Fortichritts- Partei treffen in 
Berlin ein, um mit den Nativnalliberalen Suhlung zu nehmen 
und ihren Einfluß geltend zu machen, daß der Reichstag die Zu: 
geitändnijie an Bayern annimmt. Der Erfolg ift nur ein jehr 
bejcheidener. Die „Nat.Ztg.“ jchreibt noh am 3. Dez., dat Bayern 
zu jolhen Forderungen kein Recht habe, daß es „jeine volle Schuld 
an Deutichland noch nicht abaetragen hat.” „Die „Wocenjchrift 
der Fortjchrittspartei in Bayern” erklärt ſich am 5. Dez. für die 
Reſervatrechte. 

Nov. Der Reichstag genehmigt mit 178 gegen die 8 Stimmen 
WEN: Demofraten und Welfen, die geforderten Kriegs» 
redite. 

Dez. Danfadrejie der Gemeindevertretung Stuttgarts an den 
König für den Eintritt in den Nordd. Bund. 


Dez. Reichstag. Annahme der Berträge mit den füdd. Staaten. 
Der wichtigite Vertrag mit Bayern wird mit 195 aegen 32 Stimmen 
(19 von der ortichrittSpartei, 6 Sozialiſten, 2 Klerikale, 
2 Bartifulariften und 3 nat.-lib. Difjidenten) angenommen. 

Die nat.-lib. Reihstagsfraftion wählt Sybel, Pennigien, 
Fordenbed, Lasfer und Miquel zur Kommiſſion für die Ber: 
einbarung eines Adref-Entwurfs. 


10. 


11. 


15. 
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Dez. Neihstag. Die durch Einfügung der Worte „Kaiſer und 
Reich“ bedingte Berfafiungsänderung wird gegen bie Stimmen 
der Spzialilten genehmigt. Die Adrefie an den König wird be 
ſchloſſen und die 30er Deputation (jog. Kaijerdeputation) dur das 
2008 gewählt, die perfonlich die Adreſſe in Berjailles überreichen fol. 
Schluß des nordd. Reichstags. 

Dez. Landtagswahlen in Württemberg. Totale Niederlage der 
Demofraten. 


Dez. Nachdem Minifter v. Lug am 14. die Verträge Payerns 
mit dem Nordd. Bund ın ber Kammer vorgelegt und dringlic 
begründet hat, wählt diefe einen Fünfzehner-Ausſchuß, beitehend 
aus 12 ertremen Ultramontanen ıınd 3 Yiberalen. Zum Referenten 
wird der ärgite Gegner Jörg beitellt! Fe hatte flar und deutlich 
gejagt: Bayern werde zum zweiten Male ſolche Bedingungen nicht 
wieder erhalten.) 


16. Dez. injtimmige Annahme der Bundesperträge in der 2. bad. 


19. 


20, 


23. 


Kammer. 
Dez. Die vom Präfidenten Simſon geführte „KRaijerdeputation” 
begrüßt in Verjailles den König von Preußen als fünftigen Kaifer. 
Dez. Annahme der Bundesverträge in der 2. heſſiſchen Kammer 
mit 40 gegen 4 Stimmen, (2 demofr., 1 fler., 1 feudale). 

Die nat.-lib. Reichstagsfraktion mählt ihren Vorſtand: 
Unrub, Detfer, Bennigjen, Miguel, Hennig. Der Fraktion find 
bereit3 104 Mitglieder beigetreten. 


Dez. Annahme der Bımdesverträge in der 2. württemb. Kammer 
mit 74 gegen 14 Stimmen. 


24. Dez. Die nat.-lib. Prefie alaubt die Schwierigfeit würdigen zu 


29. 


30 


7. 


müren, die der bayr. Regierung erwachſen ilt. Es erjheint kaum 
moglih, mit der gegenwärtigen Kammer, bezw. bei einer ultra- 
montanen Mehrheit eine Zweidrittelmehrheit fur die Verträge von 
Berjailles zu finden. Die nat.-lib. Prefie betont aber, daß ed am 
geſichts der errungenen Zugeftändnifje eine Ehrenſchuld der Münchener 
Regierung ift, dieſen Verträgen zur Anerfennung zu verhelfen. 
Dez. Der Ausſchuß der bayr. Kammer beſchließt mit 12 gegen 
3 Stimmen die Verwerfung der Verträge zu empfehlen. Die 
ultramontane ‘Prefie fängt aber jhon an, der Annahme das 
Wort zu reden. „Entrinnen“ Eonne man dod nicht mehr, man 
risfire auch bei einer Yandtagsauflojung zu viel. 

Dez. Annahme der Verträge in der 1. bayr. Kammer mit allen 
aenen 3 Stimmen; auch der Erzbiſchof von München und der 
Riihof von Augsburg ſtimmen dafıır. 


acer 


1871. 


San. Der Erzbiihof von Münden erläßt einen Hirtenbrief: er 
habe jih dem Konzil unterworfen und fordere von feinen Diözejanen 
das Gleiche. Pis das Sahr vorüber, haben alle Bijchofe, Telbft 
Biſchof Hefele fib in gleicher Weife unterworfen und inzwijchen 
auch zahlreihe Mafregelungen (Erfommunifation) ergeben lafien 
wider alle, die nicht die Unfehlbarfeitslehre anerkennen; auch wird 
von dem Episfopat allmälig der Staatögewalt zugemuthet, gegen 


*— Widerſtrebende mit den Machtmitteln des Staates einzu— 

reiten. 

11. Jan. Der Ausſchuß der bayr. Kammer beantragt Verwerfung 
der Verſailler Verträge. Die Kammer genehmigt jedoch die Verträge 
am 21. San. mit 102 (70 liberale, 32 Elerifale) Stimmen gegen 
48 (47 Herifale und 1 demofr.). Die erforderliche Zweidrittel- 
mehrheit wäre nicht zu Stande gefommen, wenn die von weiten 
Kreifen in Deutſchland beanjtandeten umfangreichen Rejervatrechte 
nicht von Bismard energiſch vertheidigt worden wären. 


14. u. 15. San. Der nat.lib. Landesausſchuß iſt in Berlin ver- 
jammelt und jtimmt den ſüddeutſchen Verträgen zu; er bezeichnet 
als hauptfächlices Ziel der Partei die Stärkung der Gentralgewalt, 
bejchließt den Erlaß einer Anfprabe an die Wähler und erledigt 
formale Gejchäfte. 

15. Jan. Fraftionsdiner der nat.-lib. Partei des prenf. Abag.-Haufes, 
wozu die in Berlin zahlreih anmejenden Mitglieder des Landes— 
Fri eingeladen find. Toaſt Fordenbed’s auf den „Deutichen 

aiſer.“ 
Wahlaufruf der Deutſchen (nat.lib.) Fortsſchrittspartei in Heſſen. 

18. Jan. Im Spiegelſaal des Schloſſes zu Verſailles erfolgt die 

feierliche Verkündigung der Wiederaufrichtung des Deutſchen 

Kaiſerthrons. Proklamation des Kaiſers Bere m. 
Wahl-Anjprahe des Vorſtandes der nat.-lib. Partei im Kar. 

Sachſen (Biedermann, Landgraf, Levin, R. Schmidt und Stephant). 

Ran. Wahlaufruf des Gejhäftsführenden Ausſchuſſes der nat.-lib. 

Partei Badens (Bluntjchli, Eckhard, Kiefer, Kufel, Yamen). 

28. Ian. Die Wahlen zum Deutihen Neihstag werden auf den 
3. März anberaumt, der Reichstag auf den 9. März einberufen. 
Später (26. Febr.) wird die Einberufung auf den 21.März verjchoben. 

31. Ian. Der Wahlausfhuß der bayr. Fortſchrittspartei Eonjtituirt 
ih und legt den Anhängern der joeben aufgelojten Liberalen 
Mittelpartei den Beitritt freundjichaftlib nahe. Der Wahlaufruf 
wird am 8. Yebruar vereinbart. 

4. Febr. Das preuß. Abg.-Haus genehmigt das Gefek, betr. Ueber- 
tragung der oberiten Yeitung des Volksſchulweſens in Hannover 
von den Konfiftorien auf den Staat. Das Herrenhaus verwirft 
die Vorlage. (15. Febr.) 

5. Febr. Wahlaufruf der Deutjhen Partei in Württemberg. 

17. Febr. Herrenhaus und Abg.-baus in Preußen verjtändigen ſich 
über das Einführungsgeſetz zum Unterſtützungswohnſitzgeſetz. 
Schluß der Seſſion. 

18. Febr. Dem Kaiſer Wilhelm wird in Verſailles eine Bittſchrift 
von 56 klerikalen preuß. Landtagsabg. überreicht, betr. Wieder— 
herſtellung des Kirchenſtaates. 

27. Febr. Wie in Preußen Miniſter Mühler dem Breslauer Fürſt— 

biſchof am 19. Januar die Hilfe der Staatsgewalt gegen einen 

fath. Yehrer, der die Unfehlbarfeit nicht amerfennt, verweigerte, 
verjagt Miniſter Zug in Bayern in gleicher Weije dem Augsburger 

Biſchof die Hilfe gegen einen fath. Pfarrer, der vom Biſchof ab— 

gejegt, von jeiner Gemeinde jedoch feitgehalten wird. 

März. Erſte Wahlen zum Deutichen Reichstag. Die liberalen 

Mittelparteien vereinigen von 3,58 Millionen Stimmen rund 
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1,4 Millionen auf fih und nehmen von 382 Dandaten 150 in Beſitz. 
Die nat.lib. Fraktion ijt mit 120 Mitgliedern demnächſt die 
ftärfite Partei im Reichstag. 

März. Neihstagseröffnung. Thronrede des Kaijerd. Bismarck 
wird in den Fürſtenſtand erhoben. 

März Die bayr. Regierung verweigert dem Bamberger Erz- 
Biſchof das Placet zur Verkündigung der Bejchlüfie des vatifanifchen 
Eoncils. Der Erzbifchor läßt diefelben am 25. April trogdem 
verfündigen. Die anderen Biſchöfe in Bayern fragten gar nicht 
nadı dem Blacet. 


März. Der Reichstag bejchließt gegen die Flerifalen Stimmen 
die Antwortadrejie auf die Thronrede; die Adreſſe verwahrt fi 
gegen jede Intervention in fremde Angelegenheiten, damit aljo 
aegen die vom Gentrum verlangte Einmiſchung Deutihlands in 
Italien zu Gunften der weltlichen Herrſchaft des Papites. 


April. Der Reihätag genehmigt die nordd, Bundesverfaſſung 
mit den nothigen formalen Aenderungen als Reichsverfaflung. 
Die Aufnahme der fogenannten 1849er Grundrechte wird nach 

heftigen Auseinanderjefungen mit dem Centrum abgelehnt. 


April. Der heifiihe Miniiterpräfident Dalwigf tritt zurück. Sein 

Nachfolger iſt aber gleichfalls ‘Bartifularift. 

April. Die Prof. Döllinger und Kriedrih werden vom Erzbiſchof 
in München exkommunicirt. Infolge deſſen erläßt am 20. ein 
„Romite der altkatholiſchen Aktion“‘ von München aus einen Aufruf 
an alle Katholiken in Deutichland, Deiterreih und der Schweiz. 
Beginn des Altkatholizismus. 

April. Der Reichstan aenehmiat fait einitimmig eine neue 
Krieasanleihe von 120 Millionen Thaler. 

Mai. Frankfurter riedensvertrag. 


Mini. Der Keichätaa nimmt mit allen gegen die altionjervaliven 
Stimmen den Antrag Bunſen an, wie bei den Offizieren ſchon 
geſchehen, auch den Mannſchaften aus den franzöſiſchen Milliarden 
einen größeren Betrag zu Darlehen oder einmaligen Gaben 
zuzuwenden. Die Regierung erklärt dies für unmöglich, bringt 
aber im Juni doc ein Geſetz ein, welches hierzu + Millionen 
Ihaler flüſſig macen will und ebenfoviel zu I Dotationen berühmter 
Heerführer. Das Gejeh wird am 14. Juni mit 175 gegen 51 
tortjchrittlich » Flerifale Stimmen angenommen, mit der von 
Bennigjen befürworteten Modifikation, dab außer den Heerführern 
auch Staatsmänner dotirt würden, die um Die Heeresorganifation 
bejondere Berdienite erworben hätten. 

Mai. Der Reichstag genehmigt mit allen gegen die 2 Etimmen 
des Soz.Dem. Schraps und des Demokr. Sonnemann die 
Vereinigung von Eljah-Lothringen mit dem Neihe. Die Dauer 
der Diktatur wird nur bis Ende 1872 genehmigt, ftatt, wie ber 
Pundesrath minjchte, bis Ende 1873. Anleihen für Efliah- 
Yothringen, welche das Reich mit belaften, bedürfen der Zur 
ſtimmung des Reichstags. So wird das sr definitiv am 
3. Juni faſt einſtimmig angenommen. Nur Pebel und einige 
PBartifulariiten ftimmen dagegen. 

Mai. Der Neichstag fordert den Kanzler auf, möglichſt bald 
eine Universität in Strakburg einzurichten, 
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11. Juni. Der Reichstag genehmigt das Reihs-Militärpenfionsaejeß. 


14. Juni. Anläßlich des Dotationsgejeges (vergl. 23. Mai) greift 
Kiefer im Reichstag die Fortihrittspartei um ihrer wiederholten 
Negationen willen heftig an, was ebenjo heftige Rückäußerungen 
hervorruft. 

15. Juni. Schluß der Reihstagsjeifion. 


16. Juni. Giegeseinzug der Truppen in Berlin u. ſ. w. In 
Hannover bat die welfiihe Rathhausmehrheit jeden amtlichen 
Empfang der Truppen abgelehnt. Kaifer Wilhelm läßt der Stadt 
notifiziren, daß er am 30. jelbit an der Epike der Truppen in 
Hannover einziehen werde. Der Provinziallandtag beichliegt nun 
in der 2. und 3. Kurie einjtimmig und mit Zuftimmung von 
4 Bertretem der eriten Kurie (Nitterfchaft) einen fejtlichen 
Empfang, 13 Ritter dagegen. Die Stadtverordneten (Bürger: 
porjteher) lehnen am 30. fruh nochmals, mit 11 gegen 10 St., 
den Empfana des, inzwiſchen erfranften, durch den Kronprinzen 
vertretenen Kaifers ab. 


8. Juli. Ein von jänmtlihen Miniſtern genengezeichneter Erlaß 
des Konigs von Preußen befiehlt die Aufhebung der gejonderten 
Abtheilungen des Kultusminiiteriums für katholiſche und evange- 
liihe Angelegenheiten. Beginn der geſetzlichen Abmwehrmaßregeln, 
denen nachmals durh Virchow die Geſammtbezeichnung „Kultur: 
fampf“ beigelegt worden. 


29. Juli. Die Univerjität Münden wählt demonjtrativ (mit 52 
gegen 6 St.) Tollinger zum Rektor für das nächte Jahr, im 
welches das Univerjitätsjubiläum fällt. 

10. Sept. Die Nationalliberalen und Forticrittlich-Yiberalen im 
Konigr. Sahjen beſchließen in einer Delegirtenverfammtlung in 
Niefa, bei den Yandtagsergänzungswahlen gegen die feudal: 
partifulariftiibe Rechte aujammenzugehen. Die Wahlen am 
2. Sept. fallen überwiegend liberal aus, auch in Dresden unter 
liegt der Konjervative, 


17. Sept. Sogar die „Seneralverjammlung der baveriihen Bauern: 
vereine* im —— befaßt ſich mit der Politik und beſchließt 
5 Sätze über Schule, Kirche und Papſtherrſchaft. 


5. Okt. Um endlich Klarheit in die, von den Ultramontanen er 
zeugten Wirren zu bringen, richtet die Yinfe der bayr. Kammeı 
(Interp. Herz) an die Staatsregierung eine vierfahe Frage, wie 
den vergewaltigenden Lehren Roms entaegengewirft werden joll. 
Der Kultusmintiiter antwortet am 14. Oftober in umfaſſendſter 
Meile. Das Konkordat als aufgelojt zu betrachtet, lehnt er ab, 
verfichert aber jeden begründeten Schuß für diejenigen, die an 
die Unfehlbarkeit nicht alauben, bezw. allen Geiſtlichen und Laien, 
Eltern und Gemeinden ıc. 


12. Oft. Bei den LYandtagserneuerungswahlen in Baden verftärkt 
ih die ultramontane Minderheit durh 2 gewonnene Mandate. 

16. Oft. Wiedereröffnung des Reichstags. Die Thronrede verlangt 
Verlängerung des Proviforiums (Pauſchquantums) im Heeres: 
etat auf noch ein Jahr. 

2. Nov. Der NReihstag bewilligt faſt einjtimmig 20 Millionen 
Thaler Zuſchuß zum Ban der Gotthardbahn. 
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Nov. Der Reichstag genehmigt gegen die fortſchrittl.klerikalen 
Stimmen die —— eines Reichskriegsſchatzes von 40 Millionen 
Thaler, wodurch der bisherige preuß. Staatsſchatz von 30 Millionen 
Thaler in Wegfall kommen kann. 


Nov. Der Reichstag nimmt mit 183 gegen 88 klerikale und 
konſerv. St. einen a und Gen. an, wonach jeder 
Bundesjtaat (alfo auch Mecklenburg) eine gewählte Landesver- 
tretung mit Gejeßgebungs: und Budgetrecht haben foll, 


Nov. Der Reihötag beihlieft gegen die Klerifalen und Hoch» 
fonjervativen, dem von der gejammten Linken unteritügten Antrag 
Lasfer entjprehend, die Kompetenz des Reiches fei auf das ge 
jammte bürgerlibe Recht, Strafrecht, gerichtliches Verfahren und 
und Gericht3organijation auszudehnen. Der Rundesrathsausihug 
beichließt mit 6 gegen 4 (preuß.) Stimmen Ablehnung. 

Nov. Der Reichstag beihlieft das Münzgeſetz in dritter Leſung. 
Nov. Eröffnung des preuf. Landtags. Entwürfe einer Kreis» 
ordnung, des Schulauffichts- und des Civilſtandsgeſetzes werden 
angefündigt, lehtere beide zur Stärkung der Staafsgewalt gegen- 
über den „Bewegungen auf dem Gebiete der Kirche.“ 

Nov. Der Reihötag genehmigt in 3. Lejung gegen die klerikalen 
Stimmen den von Bayern im Bundesrath eingebradten „Kanzel« 
paragraphen” zum Strafgejeg. Dagegen ſtimmte E. Richter mit 
11 Fortſchrittlern, 23 Fortihrittler ftimmten dafür. Der Klerus 
der Stadt Cham beſchließt (8. Dez.): „Wir fürchten uns nicht vor 
dem 2jährigen Gefängnis und werden taujendmal lieber in den 
Kerfer aehen, als ftumme Hunde machen.” 

Nov. Die 2. ſächſiſche Kammer wählt mit 37 gegen 
35 Stimmen einen fortjchrittlihen Präfidenten und mit 39 gegen 
34 Stimmen einen nat.-lib. VBicepräfidenten (Streit). 

Dez. Der Reichätag bewilligt mit 152 gegen 128 Stimmen das 
Militärpauſchquantum auf weitere 3 Jahre, bis Ende 1874. 
Dez. In der mwürtt. 2. Kammer bringen die Ultramontanen und 
Demokraten einen Antrag ein gegen jede Preisgabe von Rejervat- 
rechten. In der bayr. 2. Kammer erjheint am 13. De. ein 
gleicher Antrag. 


Dez. Gamphaujen bringt im preuß. Yandtag die Steuerreform» 
vorlage ein. 

Dez. Die Fortjchritts- und nat.-lib. Fraftion der 2. ſächſiſchen 
Kammer verschmelzen jih zu einer ‘Partei. 

Dez. Im preuß. Landtag bringt Mühler das Schulaufſichtsgeſetz 
ein, das im Minifterium mit Mehrheit (gegen Mühler's Stimme) 
bejchloffen worden. Die Kreuzzeitung jpurt den Boden unter den 
Fußen mwanfen. 


Dez. Eulenburg legt dem preuf. Yandtag den Entwurf der 
Kreisordnung vor. Das bringt die Altkonjervativen nun ganz» 
lich in Verwirrung. Die Kreuzzeitung jchreibt am Zahresihluß: 
es jei ein undanfbares Geſchäft, heutzutage noch Fonfervativ zu 
fein. Bismarck ſchwimme mit dem breiten Strom des Liberalismus 
und kämpfe gegen die, mit denen er „nach Gottes Ordnung zu— 
jammeniteben mit; te.” 
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1872. 


Jan. Unter a: des altliberalen Abg. Bonin treten Delegirte 
der drei liberalen Parteien im preuß. Abgeordnetenhaus zu einer 
Beſprechung zufammen und vereinbaren ein gemeinfames Bor: 
eben gegen den Kultusminifter von Mühler und alle von ihm 
ommenden Gejeßvorlagen. Der Minijter reiht daraufhin am 
12. jein Entlafjungsgejud ein. Die liberalen Parteien beichließen 


demnächſt, am 14., eine ſcharfe Miftrauenserflärung in der Kammer 


durchzubringen, fofern Mühler noch zur eriten Leſung des Schul« 
geliehen im Haufe erjcheinen würde. Der König entläßt den 
zum am 17. Sanuar und beruft am 22. Falk an Miühler’3 
Stelle. 


30. Jan. Bei Berathung des Kultusetats im preuß. Abg.-Haus 


11. 


13. 


erklärt ſich Bismarck gegenüber der neuen Fraftion des Gentrums ; 
er habe in deren Herportreten nur die Mobilmahnng der Kirche 
aenen den Staat erbliden Fonnen. — Minifter Falk läßt alle 
orlagen Mühlers bis auf das Schulaufſichtsgeſetz fallen. — 
Die Kortichrittspartei ſtimmt gegen alle Ausgaben für ben 
evangeliihen DOberfirhenratb, obwohl Falk gebeten, ihm Zeit zu 
laffen, um jich über die Verhältnifie ertt zu orientiren; er werde 
dann ſelbſt Reformen vorjhlagen. 
Febr. Das preuß. Ada. Haus nimmt mit 197 gegen 172 Eonj. 
und Fler. Stimmen in 2. Zefung das Schulauffichtsgefeg an. In 
der Auseinanderfegung mit Windthorſt bemerkt Bismarck: es 
kommt nicht ſelten vor, daß der bitterſte Feind einer beſtimmten 
Monarchie ſich unter der Maske der Sympathie für dieſe Monarchie 
an deren König heran zu drängen jucht, um ihm einen Rath zu 
ertheifen, der höchſt aefahrlih it für diefe Monarchie. (Lebhafte 
Bewegung.) 
Febr. Die „Kreuz-Ztg." Fündigt dem Kanzler entichiedene 
DOppofition an, zunächſt zum Zwecke der „Bindifation des 
monarchiſchen Prinzips gegen  parlamentarishe Majoritäts- 
wirthichart." 
Febr. Das preuß. Abg.»Haus nimmt das Schnulaufſichtsgeſetz 
endgiltig mit 207 gegen 155 Stimmen an. Bismarck erflärt (im 
Hinblid auf die noch ausitehende Herrenhausberathung), daß die 
Regierung „jedes Fonjtitutionelle Mittel anzuwenden entjichlofien 
it“, um das Geſetz durchzuführen. (Die Blätter erwarten einen 
Pairsſchub von ca. 50 Mitgliedern.) 


20. Febr. Die Kommijiion des Herrenbaujes hat das Schulaufſichts— 


gefek durchberathen und darin die unbedinate Herrſchaft der Geiſt— 
lichfeit über die Yofal-, ja auch über die Kreisichulinfpeftion ſtatuirt. 

Gemeinſame Perathung der mat.lib. und der Fortſchritts— 
fraftion de3 preuf. Abg.-Hauſes, um ein Kompromiß zum Gejeh 
über die Oberrehnumasfammer zu erzielen. Das gelingt nicht. 
Das Geſetz wird am 21. mit allen gegen 43 fortichrittl. Stimmen 
endgiltig angenommen. 


26. Febr. Das preuf. Abg.Haus nimmt das Eteuerreformaejek 
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nach den Beſchlüſſen 2. Leſung an. Die Regierung zieht das 
Geſetz nun zurück. 

März. Das preuß. Herrenhaus nimmt nach Z3tägiger Debatte 
das Schulauffihtögeieß im Gegenjag zu den Beſchlüſſen jeiner 
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Kommiſſion nach den Beſchlüſſen des Abg.Hauſes mit 125 gegen 
765 Stimmen an. Das Geſetz wird am 12. verfündiat. 


März Das preuf. Abg.-Haus nimmt mit 256 gegen 61 alt 
fonjervative und Elerifale Stimmen bie Kreisordnungsvorlage 'an. 
April, Reihstagseröffnung. 

April, Im Bundesrath ergeben jih Meinungsverjhiedenheiten 
über den "Antrag Lasker, betr. Rechtseinheit. Preußen iſt für, 
Bayern, Württemberg, Sachen itellen eine Mehrheit gegen den 
Antrag. Bismard, um eine Abſtimmung zu vermeiden, läßt dem 
Antrag an die Ausſchüſſe zurücdverweifen. 

April. Die Petitionsfommijiion des Reichstags wählt Gneift 
als Berichteritatter über die ‘Petitionen betreffs des Jeſuitenordens. 


18. April. Konferenz von Delegirten der drei liberalen Reichstags— 
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fraftionen über die Stellungnahme zur Ealziteuer. Da die übrigen 
Reichseinnahmen wachſende Erträge liefern, läßt fich eine Minderung 
der Salzjteuer erwägen. Die Fortichrittspartei wollte die ganze 
Einnahme von rund 10 Millionen Thaler jtreihen. Man 
einigt jih über einen Borfclag, die Salziteuer ı von Zeit zu Zeit, 
und zunächit um ein Drittel herabzaumindern. Der Vorſchlag ſoll 
einer Konferenz von Delegirten der anderen Barteien unterbreitet 
werden. Dieje zweite Konferenz beſchließt am 27. Herabſetzung 
auf 1 Thlr. vom 1.1.73 ab und eine NRejolution zu Gunſten 
jpäterer aänzlicher Abfchaffung. 

April. Im preuß. Abg.»Daus bejtätigt der Finanzminifter, daß 
im Borjahre ein Ueberihuß von 9", Millionen Thalern erzielt wurde. 
Mai. Reichstag. Bismarck erflärt ih entjchieden gegen Die 
Eile, mit der man die Salziteuer abſchaffen will. Die Naitation 
gegen die Abaabe von LYebensmitteln rechne er „in das Gebiet 
derjenigen politiihen Heucelei, die man auf politiſchem Gebiet 
für erlaubt hält und ſich und anderen konzedirt.“ Die Matrifular- 
beiträge balte er für noch Ihlechter als die Salziteuer. Bei der 
weiteren Berathung am 3. Juni begmügt ſich der Reihstag mit 
Annahme einer Refolution Hoverbeck, welche die Hoffnung auf 
baldige Aufhebung der Salzitener ausipridt. 


Mai. Profefior Reinkens und andere Prieiter werden erfommundirt, 
weil jie der Unfehlbarfeit ſich nicht unterwerfen. 


Mai. Delegirte der verfchiedenen liberalen Reihstagsfraktionen 
einigen fih uber einen Antrag gegen den Sejuitenorden. A 
Mai. Nachdem in Preußen gegen die freifinnigen Berliner 
Prediger Yisco und Sydow wegen üffentlicher wifienjhaftliher 
Vorträge Disziplinar-Unterfuhung eingeleitet worden, wogegen 
die theologiiche Kalfultät Jena bereits Proteſt erhoben, erlaſſen 
auch ſüddeutſche Abgeordnete, Geiſtliche u. ſ. w. eine entſchiedene 
Verwahrung dagegen, daß man gerade diejenige Richtung in der 
Kirche mundtodt und rechtlos machen will, die „die innere Ver— 
mittelung der WVeltfultur uud der oriftlichen Frommigfeit ſich zur 
Aufgabe geſetzt bat.“ Unterzeichnet jind u. A. Aub, Marquardfen 
aus Bayern, Kiefer, Lamey, Defan Schellenberg aus Baden, 
Suche: Frankfurt, Detfer, Nebelthau aus Kurheſſen, Frejenius, 
Hergenhahn aus Naſſan u. |. w. 


Mai. Bennigjen bringt im Reichstag zur Sprache, dab der 
Batifan den Kardinal Hohenlohe als preußiſchen Geſandten beim 
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päpſtlichen Stuhl abgelehnt, und emfiehlt, > Poſten überhaupt 
einzuziehen. Bismarck will den Poſten noch nicht räumen, ver- 
jihert aber: Nah Canoſſa gehen wir nicht, weder in Firchlicher 
nod in jtaatliher Beziehung. 

u. 16. Mai, Gneiſt referirt im Reichstag über die zur Sefuitenfrage 
vorliegenden Petitionen. Entſprechend dem .. Marquardien, 
der mit den jtaatstreuen Parteien vorher vereinbart war, wird 
mit 205 gegen 84 (76 ultramontane und polniſch-welfiſche, 
8 fortichrittlihe, und einige demofratijhe und wildklerikale) 
Stimmen bejchlofien, die Regierung um geſetzliches Verbot jener 
Ordensthätigfeit zu erſuchen. 

Mai. Bismard gebt nah Varzin auf Urlaub, von wo er erft 
an 14. Dez. wieder nah Berlin zurückkehrt. 


Mai. Der Antrag Lasfer betr. Kompetenz des Reich über dad 
geſammte Gebiet des bürgerlihen Rechts wird zum dritten Male, 
nad dreitägiger lebhafter Debatte zwiſchen den Nationalliberalen 
(Miquel, Lasfer 2c.) und den Miniftern Mittnaht und Faeuftle 
jowie dem ſächſ. Vertreter Held, mit großer Mehrheit angenommen. 
Dagegen nur die Klerifalen, Partikulariften und zum Theil die 
Konjervativen. 

uni. Der Neihstag bejchließt in 3. Leſung das Gejeg über 
den Dberrehnungshof. Die in 2. Leſung volljogenen Um— 
änderungen im liberalen Sinne werden zwar nicht ſämmtlich 
aufrechterhalten, gleihwohl lehnt der Bundesrath demnächſt das 
— ab und es muß ein „Nothgeſetz“ über die Rechnungsprüfung 
im Reich erlafien werden. 

Zuni. Der Reichstag beihlieht mit 165 gegen 78 ©t. die Ver— 
längerung der Diktatur in Eljaß-Lothringen bis 1874. 

Der preuf. Yandtag wird bis 20. Oft. vertagt. Die Kreis— 
ordnung jtedt im Herrenhaus feit, wo inzwijchen die Kommiljion 
mit 7 gegen 6 St. bejchlofien hat, auf Ablehnung anzutragen. 
Juni. Der Reichstag beſchließt endgiltig das Reichsbeamten- 

ejeg. Die Lasker'ſchen Anträge haben nur zum bejcheideneren 
Theil eine Mehrheit gefunden. 
Juni. Veritändigung urter den Delegirten der Eonfervativen und 
liberalen Reichstagsfraktionen über die Faſſung eines Sejuiten- 
gejeges. Der von der Regierung vorgelegte Entwurf wird durd 
dieſe Faſſung erjeßt und legtere am 19. Jumi mit 181 gegen 93 Et. 
bejchlofjen. Das Gejeß wird demnächſt durch Bundesrathsbejhluß 
auch auf Eljah-Lothringen angewandt und im Yaufe des Sommers 
in Preußen, Bayern, Baden, Heilen u. ſ. w. mit ruhiger Ent: 
ichlofienheit ausgeführt. Der Wideritreit der Ultramontanen gegen 
die Staatsgeſetze beginnt leidenihaftlih und für den inneren 
Frieden gefahrlih zu werden. Der Bapit jpriht am 29. Jumi 
die Erwartung aus, „es werde ſich bald das Steinhen von der 
Höhe Ioslojen, das den Fuß des Kolofjes (des deutichen Reiches) 
zerichmettre.” 

Sept. Baron v. Safer, der bavr. Gejandte in Stuttgart, hat 
ih ein halbes Jahr lang bemüht, ein gemäßigt ultramontan- 
partifulariftiihes Minifterium zu Stande zu bringen. Er unter 
breitet jeßt endlich dem König eine immer noch lüdenhafte Vor: 
ichlagslifte, die aber jofort abgelehnt wird. Die Sache endet 
damit, dat die Ultramontanen kaum einige Intelligenzen befiten, 
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die zur Leitung der Staatögeihäfte fih eignen würden; die 
wenigen aber haben nicht Celbitvertrauen genua, um al$ regierungs— 
fähig gelten zu Fönnen. 


25.—27. Sept. Eriter deutiher Handwerfertag in Dreäden. Man 
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jpricht noch ziemlidy vorfihtig. Aber es beginnt doch ſchon bie 
Tonart: „Kein Stand im Staate jei jeßt jo vogelfrei, wie derjenige 
der Handwerker“ (Tifchler Todt-Minden), — die von da ab 20 Zahre 
hindurch auf den Handwerkertagen wiederfehrt. 


Okt. Unter Vorſitz von Stauffenberg tagt eine Berfammtlung 
ber Delegirten des liberalen Kreispereind für Oberbayern und 
jtellt ein age lets Reformprogramm auf. (Unterrichtswejen, 
Kirhenpolitif, Wahlrebt, Stener- und Berwaltungsreform.) 


Okt. Das preuf. Herrenhaus wirft die Kreisordnungs-Borlage, 
nachdem es dieſelbe vorher veritümmelt hat, unter den Tiſch. 
Zunächſt wird mit 72 gegen 64 Stimmen die Beibehaltung der 
Erb» und Lehnſchulzen befchlofien, dann die Vorlage mit 125 gegen 
18 Stimmen abgelehnt, und mit 100 gegen 64 Stimmen eine 
provinzielle Negelung der Kreisverfafjungen verlangt. Infolge 
defien bitten die Minitter Eulenburg (Inneres) und Selchow (Land— 
wirthſchaft) um ihre Entlafjung; gleichzeitig Roon aus Gefundheits- 
rückſichten. 

Nov. Die Regierung ſchließt den Landtag und beruft ihn auf 
den 12. Nov. wieder ein. 

Nov. Der beffiiche Landtag hat am 7. Nov. jeine 4jährige 
Yegislatur beendet. Kurz vorher iſt ein neues Minifterium unter 
der Präfidentihaft von Hofmann's gebildet worden, der am 
14. Oktober ein freiheitlibes, treu nationales Programm Des 
Miniſteriums entwidelt hat. Er verabjchiedet am 7. Nov. den 
Yandtaq mit einer für die nat.-lib. Mehrheit jehr anerfennenden 
Schlufrede. Nunmehr erläßt die Yandesverjammlung der Heſſiſchen 
Fortſchritts- (mat.-lib.) Partei ihr Wahlprogramm: Entſchiedene 
Stellung gegen die Ultramontanen, Betonung des Verlangens 
nad ehrliher Erfüllung der freiheitlihen Zuſagen vom 14. Oft.; 
Entfernung auch derjenigen Perjünlichkeiten, „welche den Geijt des 
geitürzten Syſtems zu lange vertraten, um in einem bejieren 
wirfen zu können.“ Die Nemwahlen am 19. Dez. ergeben eine 
jibere nationalliberale Mehrheit von 26 Stimmen gegen 12 Kon 
jervative und 4 Wltramontane. 


12. Nov. Wiedereröffnung des preuß. Landtags. Thronrede durch 


13. 


26. 


den Kriegsminiiter v. Noon, Cine neue Vorlage der Kreis— 
ordnung wird angefündiat. Dieſelbe ift am 11. in einer Be: 
jprechung zwiſchen Eulenburg und Vertranensmännern der fonf. 
und liberalen ‘Parteien feitgejtellt worden. Der Miniiter hat zu: 
gejagt, daß er diefe neue Vorlage entichieden im Herrenhaus ver- 
treten werde, was bei der vorigen vielfach vermißt wurde, und 
dab die Negierungsvorlage nothigenfalls mit Pairsſchub ohne 
alte und jede Modififation durchgefeßt werden joll. 

Nov. Die Fraktion der nationalliberalen Partei befchlieht ein- 
itimmig, der Berabredung ihrer Telegirten mit Enlenburg bei— 
zutreten. 

Nov. Das preuß. Abg.Haus beſchließt mit 288 gegen 91 (feudal— 
flerifal-polniihe) Stimmen endgiltig die Kreisordnung. 


u 


Die fonjervative Partei bejeitigt in ihrem Fraktionsvorſtand 
die gemäßigte Vertretung. Die majorifirten Gemäßigt-Konſervativen 
iheiden aus der Partei und Eonjtituiren jih als Fraftion der 
National» oder Neu-Konfervativen. 


30. Nov. Der König von Preußen beruft 25 neue Herrenhauss 


mitglieder. (Pairsſchub.) 


7. Dez. Das Herrenhaus nimmt die Kreisordnung mit 116 gegen 
' 


91 Stimmen endgiltig an, — gerade 25 Stimmen Mehrhei 
Unter Vilmar's Oberleitung bildet fi eine, era von 

der niederhejfiichen Orthodorie ange neue politiiche Partei im 

Kurheſſiſchen, die die „Rückkehr der depofjedirten Fürſten“ verlangt. 


11. Dez. Die 2. württ. Kammer nimmt mit 64 gegen 17 Stimmen 


16. 


9 


die Steuerreformvorlagen an. 

Dez. Fürſt Pismard, der am 14. aus Varzin pri ift, 
bittet um Enthebung von jeinem Amte als preuf. Minifterpräfident. 
Der König nimmt am 21. Dez. das Gejuh an und überträgt den 
Vorſitz im Staatsminijterium auf den Grafen Roon. Die Er- 
nennung Roon’s zum Minifterpräfidenten erfolgt am 1. San. 1873. 





1873. 


Fan. Kultusminister Falf legt im preuß. Abg.Haus vier firhen- 
politiihe Gejege vor, 1. über die Grenzen des Rechtes zum Ge 
brauch kirchlicher Zuchtmittel, 2. über die Vorbildung und Ans 
jtellung der Geiftlihen, 3. über den Austritt aus der Kirche, 
4, über die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung eines 
firhliben Gerichtshofs. Die vier Entwürfe werben einer 
21er Kommiffion überwiejen, in welder die Nat.-Lib. mit 6, Alt-, 
Neue, Freifonferpative und Centrum mit je 3, Portichritt mit 2, 
Polen mit 1 Mitglied vertreten jind. Der Vorſitz wird 
Bennigjen übertragen. 

Der Episfopat protejtirt am 30. San. in drohender Form 
(Denfihrift) gegen die Entwürfe. 

Das Abg.Haus genehmigt am 31. Zan., bezw. 4. Febr. und 
endgiltig am 1. März, zulegt mit 228 gegen 108 Stimmen die 
von der Kommiljion vorerit bearbeitete Vorlage, betr. der durch 
die Gejege nothigen Verfafiungsänderungen. «Referent Gneijt.) 
Sn der Minderheit Centrum, Polen und etlihe Altfonjerpative, 
Windthorjt giebt in der Debatte zu, dab die Grenzen der ftaat- 
lichen und Firhlichen Angelegenheiten nicht feititehen. Da aber nad) 
Art. 15 der Berfafjung die Kirche „ihre Angelegenheiten“ felbit- 
ftändig ordnen dürfe, jei es im Streitfall auch ausſchließlich ihre 
Sache, die Grenzen „ihrer” Angelegenheiten zu bezeihnen! Das 
Herrenhaus bejchließt die Verfajlungsänderung am 11. März mit 
93 gegen 63, am 4. April mit 87 geaen 53 Stimmen. Dort 
vertheidigte Bismarck jelbit „das Vorrecht und den Vortritt des 
Staates im Neihe diejer Welt”; mußte fih aber von jeinem 
früheren Kollegen zur Lippe jagen lafien, daß „wir uns mit diefer 
Berfafiungsänderung auf dem Wege der Revolution befinden.“ 
Die vier Gefehe werden am 20. März vom Abg.-Haus mit 222 
gegen 100, bezw. 205 aegen 119 Stimmen, vom Herrenhaus am 
28., 30. April und 1. Mai angenommen ; in einer enticheidenden 


14 


15. 


Abjtimmung über ein Amendement Krafiow ergeben ji im Herren« 
haus 88 für, 70 St. gegen die Regierungsvorlagen; die Oppofition 
wurde hier von Kleiit- * Graf Brühl und Gen. geführt. Die 
vom Herrenhaus bejchloftenen Heinen Aenderungen werden vom 
Abo. Haus am 9. Mai acceptirt. Damit find dieje 4 Geſetze fertig. 
San. Lasker greift im preuß. Abg.Haus den Schwindel mit 
Eijenbahn-Konzejjionen an. Der greife Handelöminifter Ipenplig, 
defien Integrität nirgends bezweifelt wird, antwortet ſchwach und 
ungenügend; die Regierung bringt bereit$ am 19. einen Gejeß- 
entwurf betr. die Be:heiligung der Staatsbeamten bei der Ber- 
tretung von Erwerbögejellfchaften ein. Doch macht Roon am 7. Febr. 
wenigitens den Verjuh, den Geh. Rath Wagener rein zu wajchen. 
Lasker fommt aber jofort mit jo unwiberleglichem Beweismaterial, 
daß Roon einen Theil ſeiner Abwehrbemerkungen ſofort zurück— 
nimmt. Die Disziplinar-Unterfuhung gegen Wagener beginnt denn 
auh am 8. Febr., ebenfo muß die von Yasfer am 8. Febr. be- 
antragte Eijenbahn»Unterfuhungsfommifiion zugeitanden werden. 
Der König jelbit beruft hierzu eine königl. Unterſuchungskommiſſion. 
Später (1. März) verfügt ein fönigl. Erlaf, dab das Eijenbahn- 
fonzefjionirungswejen funftig wieder dem gejammten Staats« 
minijterium unterftehen folle. Da von dem Entlafjungsgejuh des 
Minifters von Itzenplitz auch am 9. Febr. noch nichts verlautet, 
bejchließt die nat.lib. Fraktion, dieſem Minifter die eben ſchwebende 
Eijenbahn-Anleihe von 120 Mill. Thalern nicht zu bewilligen. 
(Bergl. 12. Febr.) 

San. Herr von Gerlab wird in dem kath. Wahlfreis 
Mühlheim a. d. R. aewählt und tritt als Hofpitant der Centrums— 
fraftion des preuß. Abg.-Haufes bei. 


30. Jan. Minijter Mittnaht hat am 24. auf eine demofratiihe Ans» 


* 


10, 


frage fih in der 2. württ. Kammer offen für die einheitliche Ge— 
rihtsorganifation ausgejprohen, aud für ein Reichsgericht. Die 
Kammer jprict jih nun mit 48 gegen 22 Stimmen, gemäß dem 
nat.-lib. Antrag Holder n. Gen. für die Kompetenz des Reichs für 
ein allgemeines Civilgefeßbuh, und mit 62 gegen 17 Stimmen 
für ein Neihsgeriht und Erhaltung der Schwurgerichte aus. 
Damit war das Eis gebrochen. Im Laufe des Frübjahrs 
ſprachen fih mit großen Mehrheiten auch die Parlamente 
in Dresden, Braunfhweig u. f. w. in gleicher Weiſe aus. 

ebr. Das preuf. Abg.Haus bejchließt mit 211 aegen 76 Elerifale 
Stimmen das Gteuerreformgejeß. Die Klaffenjteuer wird 
fontingentirt. Die Skala beginnt mit 3 Marf von 420—660 ME. 
Einfommen u. j. w. 


Febr. Die beiden ſächſiſchen Kammern haben jeit Monaten 
widerjprechende Beſchluſſe zu den Vorlagen der Regierung über 
die VBerwaltungsreform, wie über das Volksſchulgefetz und das 
Konſiſtorialgeſetz gefaßt. Jufolge deſſen iſt das ſog. Vereinigungs— 
verfahren nöthig geworden. Im Betreff der Verwaltungsreform 
giebt nun die erite Kammer den liberalen Korderungen ber 
Regierungsvorlagen und der Mehrheit der zweiten Kammer er— 
heblich nad, und der Ausgleich iſt damit in allen Stücken gelungen. 
Die 1. Kammer nimmt einjtimmig, die 2. gegen 23 Stimmen die 
vereinbarten Gejege an. Die große Reform der gejanımten inneren 
Verwaltung Sachſens ift damit glüdlih zu Stande gebradt. 
Ueber die Steuerreformvorlagen, welche jhon in der 2. Kammer 
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Berichterſtatter Genſel) beſeitigt waren, einigen ſich beide Kammern 
inſofern, als ſie am 8. — durch Rejolution der Regierung die 
Einführung der Klajien:, Einkommen-, und Daneben die Beis 
behaltung der Grund» und Sewerbeiteuer empfehlen, und dem 
Yandtag vorbehalten, den jeweiligen Finanzbedarf auf beide 
Eteuergruppen zu vertheilen (Duotitirung.) 


11. Febr. In Stralſund wählen dieſelben Wahlmänner von 1870 


1. 


19. 


21. 


22. 


23. 


28. 


bei einer Landtagserſatzwahl ſtatt des früheren Konfervativen mit 
169 aegen 90 Stimmen einen Nationalliberalen. 

Febr. Minifter Graf Itzenplitz fucht um feine Entlafjung nad); 
er erhält am 23. April Urlaub und wird am 13. Mai durch Achen« 
bach erjeßt. 


. März. Meichstanseröffnung. Wiederwahl des Präſidiums: 


Simſon, Fürſt Hohenlohe, v. Benniajen. 

März. Das pr. Abg. Haus beſchließt mit allen gegen die 
konſervativen Stimmen die Aufhebung der Kalender- und 
Stempelſteuer. 

März. Im Braunſchw. Yandtag ſetzen die Nationalliberalen trotz 
des Einſpruchs des Miniſters v. Campe den Beſchluß (mit allen 
egen 4 St.) durch, daß der Herzog um Abſchluß einer Militär— 
onvention mit Preußen erſucht wird; was der Herzog jedoch 
unterm 7. April nachdrücklich ablehnt. 


März Am Reichstag beantragen die Nationalliberalen ein mit 
der Fortichrittö: und liberalen Reichspartei vereinbartes Preßgeſetz. 
März. Der Yandesausihuf der nat.-lib. Partei beichlieht, im 
Mai die Vorarbeiten für eine energifche Wahlthätigfeit zu beginnen 
und beauftragt den Borjtand, bis dahin eine qeneinfame | Thaͤtigkeit 
aller liberalen Parteien gegen die ültramontanen, Polen, Welfen 
und Sozialiiten anzuftreben. 


März. Tine Anzahl orthodorer Pfarrer unterläßt den im 
Preußen zu Kaijers Geburtstag angejegten Sottesdienit. 


März Wahlaufruf der Fortichrittspartei, ala deſſen Verfaſſer 
Virchow genannt wird. Der Aufruf erfennt an, daß die gegenwärtige 
Lage „mehr unjerem Programm als dem der Geaner gleicht," 
beruft jih auf Die „enticheidende Mitwirkung“ bei dem „definitiven 
Bruch mit jenem verwerflihen Syſtem der aegenfeitigen Wer: 
ſicherung zwiſchen der Beamtenherrſchaft im Staate und der 
Prieſterherrſchaft in der Kirche“, verlangt die Unterſtützung der 
Regierung ſeitens der Liberalen in dieſem Kampfe, „der mit 
ſedem Tage mehr den Charakter cine großen Kulturfampfes ber 
Menihheit annimmt“ u. ſ. w. Pariſins bemerkt: „Kein Aufruf 
der Fortichrittspartei hat jo ſchnell den einftimmigen Beifall der 
Araftionsmitglieder gefunden, wie diejer.“ 


März. Der Fraunihw. Yandtaq genehmigt das mit dem Herzog 
vereinbarte Regentſchaftsgeſetz. Der Großherzog von Oldenburg 
iebt Anfangs 1874 dazu feine Zuſtimmung, während der Kaiſer 
Bi eine Mitwirfung ablehnt. 


1. April. Da die Regierung eine Initiative nicht ergreifen will, 


beantragen die nat.-lib. Abg. Volt und Hinſchius im Reichstag 
einen Geſ —— über die bürgerliche Form der Eheſchließung, 
die Abgg. : iggers und Gen. einen Geſetzentwurf über Preß und 
Bereinswefen. Durh die am 23.4. hierüber geführte erite Ver- 


2. 


23. 


29, 


10. 


14. 


20. 
21. 


29. 


handlung gedrängt, Fündigt dann doch die Preuß. Regierung ein 
Preßgeſetz an. 

April. Der Reihstag nimmt abermals den Antrag Lasker— 
Stauffenberg-Hohbenlohe auf Ve der Reichskompetenz auf 
das gefammte bürgerlibe Recht, das Strafreht und gerichtliche 
Verfahren an. Endlih kann Delbrüd ein Entgegenfommen in 
Ausficht ftellen und kündigt die Einſetzung einer Kommiſſion für 
das bürgerliche Gejeßbuh an. Die am 3. April wieder beainnende 
Konferenz der Zuitizminifter kann ſich zwar über ein Reihägericht 
nod nicht einigen, da immer nod der Berziht auf die oberiten 
Yandgerichte ſchwer fällt, doch zeigt ſich, daß auch Bayern ſchon 
nachgiebiger geworden. Immerhin dauert es dann noch bis zum 
12. Dez., ehe der Bundesrath dem Antrag Lasker zuſtimmt, dann 
allerdings ſtimmen nur beide Mecklenburg und Reuß ält. L. 
dagegen, Reuß jüng. L. enthält ſich der Abſtimmung. 


April. Die liberalen Fraktionen bringen im Reichstag einen 
Antrag auf Errichtung eines Reichseiſenbahnamtes ein. Der 
Antrag wird am 28. Mai, vom Reichskanzler lebhaft unterſtützt, 
mit großer Mehrheit angenommen, desgl. in 3. Leſung am 
14. Juni, nachdem Lasker den Entwurf neu durchgearbeitet hat. 
Im Bundesrath wird der Entwurf gegen die Stimmen von 
Württemberg und beiden Mecklenburg am 20. Juni angenommen. 


April. Biſchofskonferenz in Fulda, die bis 2. Mai dauert. Ein 
Sendichreiben, das beichlofien wird, erklärt, daß die Biſchoöfe ſich 
den Kirchengejegen nicht fügen und ermuntert Klerus und Volk 
zum Wideritand, 


Mai. Die Verſammlung des Yandesausfhujles der nat.-lib. 
Partei, an der die Reichstags: und Yandtagsabgeordneten und 
viele Delenirte aus den Provinzen — im aanzen etwa 200 Ber: 
jonen theilmehmen, jept den Wahlaufruf nah dem Entwurf 
Laskers feit. 
Mini. Die (neufonjervative) „monardifchnationale Partei des 
Reichstags“ vereinbart ihr Programm, das aber erit im Auguit 
vollig befannt wird, und einen Wahlaufruf, dat. 15. Mai 1873, 
ae. v. Bismarck-Naugard, von Rauchhaupt, von Liebermann, 
v. Raldow-Reigenftein, Yampugnani, Hahn, und Richter-Hirſchberg. 
Der Reichstag nimmt mit 174 gegen 62 Et. den Antrag 
Büſing u. Gen. an, daß jeder Bundesitaat (aljo auch Mecdlenburg) 
eine fonititutionelle Verfaſſung haben müſſe. 
Mai. Schluß der preuß. Yandtagsjeilion. 
Mai. Die Krenzzeitungskonjervativen erlafien das „Wahlprogramm 
der Altfonjervativen.“ 
Mai. Im Neihstag beantragen Vöolk und (119) Gen. zur 
bevorjtehenden Strafprozekordnung eine Nefolution, welche ſich 
aegen die Erfegung der Schwur- durch Schöffengerichte ausſpricht. 


3. Mai. Die Regierung legt im Bundesrath einen Preßgeſetzentwurf 


vor. Dejien $ 20 wird jeitens der öffentlichen Meinung jofort als 
„Rautichufparagraph” beanftandet. (Gefängnis oder Feitungshaft 
bis 2 Jahre für einen „die Sittlichfeit, den Rechtsfinn oder die Vater: 
landsliebe untergrabenden- Angriff auf die Yamilie, das Eigen- 
thum, die allgemeine Wehrpflicht oder jonjtige Grundlagen der ſtaat— 
liben Ordnung“ u. j.w.) Der Rundesrath läht den Entwurf bis 
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Januar 1874 liegen und bringt ihn dann in etwas gemildeter 
Form an den Reichstag. 

Im Bundesrath hat Bayern Schwierigkeiten erhoben, weil 
die Vorlagen immer fir und fertig von der preuß. Regierung 
fommen, und bat einen Antrag eingebradt, daß alle be 
abjihtigten wichtigeren Vorlagen vorher er Meinungsaustauſch 
den Regierungen zugehen ſollen. Der Antrag wird nach einer 
von Mittnacht vorgenommenen Umgeſtaltung beihloffen, der zufolge 
— Mitglied das Recht, Vorſchläge zu machen, nach Art. 7 der 

erfaſſung vorbehalten bleibt. 


4. Zuni. Die Unzufriedenheit im Reichstag über die mangelhafte 


18. 


24. 


Sejhäftsvorbereitung nimmt zu. Die erfte Leſung des Etats 
fonnte erit am 26. Mai begonnen werden und jelbit da fehlten 
noch wejentlihe Theile defielben und alle nöthigen Erläuterungen, 
Die Nationalliberalen befürworten eine Vertagung bis Herbſt. 
Die Fortihrittspartei hat eine Rejolution beantragt, welche gründ- 
lihere und überfichtlihere Vorbereitung verlangt. Schließlich 
einigen fih auf nat.-lib. Befürworten alle großen Parteien, das 
Neihämilitärgefe, (mwelhes in Einnahme und Ausgabe mit 
140,3 Millionen Thalern balancirte) liegen zu laſſen und nur noch 
den Etat, dad Münzgejeß, das Papiergeldgeſetz und die Ein- 
führung der Berfajiung in Eljaß-Lothringen zu erledigen. Die 
Ermüdung des Neihstaas zeigt ih am 4. Juni in der Beihlup- 
unfabigfeit bei einer Abſtimmung über das Civil-Ehe-Geſetz. 
Da es oftmald an anderem Etoff mangelt, verhandelt der Reich$- 
tag in der Zwijchenzeit, biS die Regierung mühſam mit der Be: 
ihaffung des Berathungsmaterials fertig, feine Initiativ-Anträge, 
worüber Bismarck am 16. Juni abfällig ſich äußert. Yasfer er: 
widert, wein man ſich Monate lang mit finanziellen Vorlagen be- 
Ichäftige, jei es dem Reichstag nicht zu verdenfen, dab er dazwiſchen 
auch einmal von den Rechten des Volkes rede. Bismarck tadelt 
dieſe „deflamatoriiche Abſchweifung auf die jogenannten Volks— 
rechte“, was große Unruhe verurſacht. 

Juni. Die große Mehrheit der Nat.-Lib. ftimmt angefichts des 
allgemeinen Widerftands des katholiſchen Klerus mit dem Fort 
ichritt und der lib. Reichspartei im Reichstag für Streichung des 
Poſtens für die Geſandtſchaft beim bl. Stuhl. Die Position wird 
auf Befürworten Bismards mit nur fnapper Mehrheit bewilligt. 
Juni. Der Reichstag nimmt in zweiter Leſung das Geſetz, betr. 
die Einführung dar Reichsverfaſſung in Eljah-Yothringen an. 
Der Antrag Windthorit, der das Kaiferl. Verordnungsreht nad 
Einführung der Berfafiung nicht „bis zu andermweitiger gejeßlicher 
Regelung“, fondern nur auf 2 Sabre noch beitehen laſſen will, 
wird genen die Stimmen von Gentrum und Fortſchritt (mit 171 
gegen 71) abgelehnt. 

Die Fortichrittspartei ſieht jihb zum Schluß der Neihstags- 
ſeſſion 1873 bemüßigt, in einer Nejolution zu erklären, daß fie 
diejenigen nicht mehr als nabejtebende politiiche Freunde anjehen 
könne, welche in der Frage des Militärpaufbauantums, der 
Neihstagsdiäten und des Dffizierfervifes mit den Konjerpativen 
aejtinmt hätten. 

Juni. Wabhlaufruf der Gentrumspartei. 

Der Reihstag nimmt das Münzgeſetz in dritter Leſung an, 

ebenjo am 30. Juni der Bundesrath. 


25. 


Juni. Der Reihstag nimmt definitiv die Zarifreformvorlage 
an, wonach der Roh-Eiſenzoll jofort aufbört, die übrigen Eifen- 
zölle ermäßigt werden und am 1. San. 1877 ebenfalls aufhören, 
desgleihen der Stärkezoll zu diefen Termin wegfällt. Die Re 
ierungsvorlage hatte jofortige Bejeitigung aller Eifenzölle ver 
angt, was jedody mit 134 gegen 98 Stimmen abgelehnt wird. 
Die statt dejien bejchlofiene Hebergangsmaßregel war von Varn— 
büler und Miquel beantragt und mit der Regierung vereinbart. 
Auch das Papiergeldgejeß und der Etat für 1874 werden end» 
giltig beichlofien. Gegen das Papiergeldgejek ftimmt demnächſt 
im Bundesrath nur Sadıjen. 


Schluß der Reichstagsiejlion. 


13. Zuli. Der Beriht der Eifenbahn » Unterfuhungstommiflion, . 


28. 


welcher die von Lasker erhobenen Beſchwerden durchaus beftätigt 
wird dem Kaifer überreicht. Geb. Rath Wagener iſt jchon unterm 
8. Suli vom 1. Oktober ab „mit Penfion“ in Ruheſtand ver- 
jegt worden. 

Juli. Unter entjcheidender Mitwirkung der nat.:lib. Abgg. 
Schröder, Meß, Dernburg, Heinzerling u. j. w. verabjchiedet Die 
2. heſſ. Kammer das Volksſchulgeſetz mit allen gegen die 3 ultram. 
Stimmen. Das Geſetz ftellt die „gemeinfame (Simultan-)Schule 
als Prinzip auf. Die Ummandlung beftebender konfeſſioneller 
Schulen in gemeinfame hängt vom Antrag der betheiligten 
politijhen Gemeinde und des fonfejlionellen Eculvoritandes ab. 
Die 1. Kammer jtreiht aber am 12. Oftober alle liberalen 
Grundbeitimmungen des Entwurft. Die Verhandlungen berüber 
und hinüber dauern Monate lana, bis endlid am 4. 2. 74 Die 
1. Kanımer im Mefentlihen nachgibt und auch den Ausſchluß 
aller Ordensgeiſtlichen aus der Volksſchule mit 15 gegen 12 
Stimmen acceptirt. 


24.—25. Aug. Soz.den. Kongreß in Eijenad. 
223.—28. Aug. Die fogenannte Auguſtkonferenz der orthodoren 
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lutheriſchen Mitglieder der preußiſchen Landeskirche, (darunter Baitor 
Knaad. Paſtor Uniftorp, Erminiiter Manteuffel, Kleift-Rebom, 
Senftt-Pilfah u. j. w.) in Berlin erflärt fih gegen die von der 
Regierung beabfichtigte neue DOrganifation (Synodalverfaſſung), 
„gegen den modernen Staat und den jogenannten Yiberalismus* ꝛc. 
und bezeugt dem brandenburger Konfiftorium für das an Paſtor 
Sydow vollzugene Kebergericht „ein hohes Danfgerühl*. 


Aug. In Bayern ergeht eine kgl. Verordnung, wodurch der 
Volfsichule der Charakter als Pfarrbezirfsichule und dem Orts- 
pfarrer das Auffichtsrecht entzogen wird. Die Schule wird dem 
Gemeindebezirk angegliedert; die Aufſichtsbeamten fünnen aus dem 
Kaienftand entnommen werden. Die Simultanfchule wird zugelaflen. 
Darauf gejtügt, wandeln viele Städte (Kaiferslautern u. ſ. w.) ihre 
Roltsichulen in Simultanfchulen um. Der Episfopat erhebt jedoch 
auch biergegen verbitterten Wideritand in Wort und Schrift. 


Aug. Kleiſt-Retzow unterliegt, wie vor furzem in Neuftettin, jebt 
and in Halle-Herford bei einer Reihstagserfagwahl gegen den 
Regierungstandidaten. 

Die auf Grund der Kreisordnung vollgogenen Kreistagswahlen 
in den oftl. preuß. Provinzen fallen überwiegend fonjervativ aus. 
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.Sept. Allgemeine Sedanfeier. Feierliche Enthüllung des Sieges— 
denkmals in Berlin. Katholiſche Apelige Schlefiens und vom Rhein, 
die der Kaifer dazu eingeladen, haben demonftrativ abgelehnt. 


Sept. Kaijer Wilhelm beantwortet den Beichwerdebrief des Papſtes 
vom 7. Aug. dahin, daß es jeincd failerlihen Amtes jei, den 
inneren Frieden zu ſchützen und das Unjehen der Geſehe zu 
wahren und beklagt ſich über die unter Mißbrauch des prieſterlichen 
Amtes betriebene Agitation. Der Briefwechſel wird erit am 
14. Dft., kurz vor den Landtagswahlen, veröffentlicht. 

Sept. Der König von Preußen oftroyirt die Kirchengemeinde. 
und Synodalverfajiung für die 6 älteren Provinzen. 

Sept. LYandtagsneuwahlen in Sachſen: 16 Nat.-Vib., 18 Yort- 
ſchrittler, 12 Freie Yiberale Bereinigung, dagegen troß aller An- 
ftrengungen des Regierungsapparates nur 26 Konfervative umd 
9 fonjerv. Gentrum. Dazu einige „Wilden“. Die Liberalen haben 
wieder 6—8 Stimmen Mehrheit. Bei der Präfidentenwahl am 
14. Oft. werden die Liberalen Schaffrath und Streit mit 42 gegen 
36, De 39 gegen 36 Stimmen gewählt. 


Sept. Der Widerftand der „Bilmarianer“ gegen das Konfiftorinm 
in Kaffel und den Kultusminijter hat derartige Dimenſionen an« 
genommen, daß der Kaifer einfchreiten muß; er verfügt, daß Kon» 
jiitorium und Minifter in Disziplinarfachen, welhe die Amts 
entfeßung zur Folge haben, die erite und bezw. lebte Inftanz in 
Kurheſſen find. 

Oft. Eine aus höheren Vermwaltungsbeamten des Reg. Bez. 
Poſen zujammengejekte Kommiffion unter Vorſitz des Reg.-Präf. 
Steinmann jpridt ir mit Hinweis auf die dringenden Noth- 
ftände für baldigfte Einführung der Eivilehe aus. 


Oft. Landtagsernenerungswablen in Baden, in deren Folge zählt 
der Yandtag 49 Nativnalliberale, 10 Utram., 4 Demokraten. 


Oft. Wahlmännerwahlen in Preußen. Die ertreme Linke, die 
den Maigejegen widerjtrebte, verliert einige ihrer beften Sige. Die 
Altkonjervativen find dezimirt. 

Nov. Abgeordnetenwahlen in Preußen: 178 National: 4 Alte, 
72 Fortjchrittlich- Liberale; 4 Alte, 28 Neu, 38 Freifonjervative; 
86 Bentrum, 2 Welfen, 18 Polen, 2 Dänen. Ein Wahlkampf 
zwiſchen Nationalliberalen und Forticritt war nur in Schleswig- 
Holftein, Frankfurt aM. und Kirhhain- Frankenberg entbrannt, 
wo überall der Fortſchritt weichen mußte. 


5. Nov. In der bayr. 2. Kammer werden Stauffenberg und Schlör 
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mit 76 gegen 72 ultr. St. ind Präſidium gewählt. Das Reſultat 
ift jedoch nur erzielt, weil mehrere Ultramontane frank find und 
die kleine Fraktion Sepp mit den Yiberalen jtimmt, nachdem die 
Ultramontanen eine ihnen angebotene billige Beritändigung brüst 
abgewieſen. 

Nov. Mit Hilfe der Fraktion Sepp ſetzen Die Liberalen in der 
2. bayr. Kammer (77 gegen 74 St.) auch einen Antrag Völk— 
Herz zu Gunſten der Necht3einheit * Reiche (im Sinne des 
Antrags Lasker) —* Die erſte Kammer ſchließt ſich mit 27 
gegen 15 St. am 4. Dez. an. 

Nov. Bismarck wird wieder Miniſterpräſident in Preußen. Die 
ſeit Juni latente Miniſterkriſis iſt damit ausgetragen. Die öffent: 
liche Meinung iſt von dieſer Löſung ſehr befriedigt. Nur Windt— 
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borft meint in feiner Interpellation vom 22., das Kollegialſyſtem 
ſolle num begraben werden. 

Nov. YLandtagseröffnung in Preußen. Mit den Freikonſervativen 
wird leicht eine Verftändigung über das Präjidinm erzielt und 
demnächſt Bennigfen (mit 263 gegen 82 ultr.) Löwe (242 gegen 
79 ultr. und 23 fonj.) und Friedenthal (233 gegen 77 ultr. und 
26 foni. St.) gewählt. Der Finanzminiſter kann abermals einen 
Ueberſchuß von 27 Millionen Thaler aus 1872 nachweiſen. 
Nov. Minifter Jolly legt der bad. 2. Kammer zwei Gejehe 
über das Unterrihtäwejen und ein Kirchengefeg im Sinne der 
jüngſten Maigeiche vor. 

Nov. Auflöſung des Reichstags. 


Dez. Kal. Verordnung beir. Aenderung des von den Fathol. 
Biihöfen zu leiftenden Eides; („die Geſetze ded Staates gemifjen 
baft zu beobachten.“ ) 

Dez. Die Regierung legt dem pr. Abg.Haus ein Geſetz, betr. 
Einführung der obligatorifhen Givilehe vor; daſſelbe wird am 
17. in erfter, am 20. Dez. mit 208 aegen 110 St. in zmeiter 
und am 19. San. 1874 in 3. Yejung mit 198 gegen 168 St. 
angenommen. Bei der eriten Leſung erfolgt eine harte Augein« 
anderfegung Bismarcks mit Gerlach, bei der dritten mit Mallind» 
rodt, der unter Berufung auf Lamarmora dem Kanzler geradezu 
Yandesverrath vorgeworren hatte. 


. Dez. Die zweite bad. Kanımer bejchlieht einen Antrag Bluntichli, 


betr. Verfaſſungsreviſion, gegen die ultr. Stimmen. erlangt wird 
jabhrlihe Berufung der Kammer, einjährige Budgetperiode u. ſ. w., 
zur Erwägung wird Die Befeitigung des Zweifammerinftems geftellt. 


1874. 


Jan. KReichstagsnenwahlen: Die National-Yiberalen erringen mit 
1394 000 Stimmen 152 Kandidaten; für die liberale Reih$partei 
und für Yiberale ohne Barteiftellung werden 190 690 Stimmen 
abgegeben. Unter den Yerteren befinden ſich Bethmann-Hollweg, 
Bonin, Bockum-Dolffs und Dr. Robert NRömer-Um, die auch 
künftig der Yinfen angehören. Die übrigen Mitglieder der früheren 
Yiberalen NReichöpartei, jomweit fie wiedergewählt werden, jchlichen 
jih der Deutſchen (freifon‘.) Reichspartei an oder zählen fid 
politiſch zu ihr. Auf die liberalen mittleren Randidaten find 
alſo 1584690 von 5,2 Millionen abgegebener Stimmen 
entfallen, am nächften fteht das Zentrum mit 1438792 Stimmen 
und 91 Abg. Im Uebrigen gruppiren fih die Stimmen wie 
folgt: Kortichritt 458067 St. und 45 Aba., Freifonfervative 
390.999 St. (wozu etwa 30000 St. der früheren liberalen Reichs 
partei zu rechnen wären) und 33 Abg., Konjervative 353 395 St. 
und 21 Abg., Eozialdemofraten 351670 St. und 9 Abg., Polen 
208 797 St. und 14 Abg., Eliah-Yothringer (vergl. 1. Februar) 
190 131 St. und 15 Aba., Welten 72091 St. und 4 Abg., — 
außerdem I Demokrat, I Däne und einige Wilde. Die Liberalen 
verfügen über 202 Sitze, — baben alſo eine Mehrheit von 4 St. 
im Meichstag. Wo ein Zuſammenwirken auch mit den Frei— 
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konſervativen ſich ermöglicht, iſt die liberale Mittelpartei im Beſitz 
einer ſicheren Mehrheit von 20—30 Stimmen. 

Fan. Die Nat.Lib. (Bluntichli, Kiefer, Schmidt und Gen.) be 
antragen in der bad. 2. Kammer einen durchgearbeiteten Geſetz— 
entwurf, zur Regelung der Rechte der Altkatholiken. 

San. Im pr. Abg.-Haus wird der Dispofitionsfonds für all« 
gemeine politiihe Zwede und der Fonds für geheime Ausgaben 
en gegen die Flerifalen und fortichrittlihen Stimmen bes 
willigt. 

Die pr. Regierung legt dem Abg.-Haus weitere firchen- 

politiihe Gefeße vor: 1. betr. die Verwaltung erledigter fatho- 
liſcher Bisthümer; 2. betr. die Auslegung und Ergänzung des 
vorjährigen Geſetzes über die PVorbildung und Anftellung der 
Geiftliben. Das eritere Gejek wird im Plenum durchberäthen, 
das andere einer Kommiſſion überwiejen. 
San. Die braunihw. Kammer lehnt mit 29 meift ländlichen 
gegen 16 Stimmen ein Wahlreformgejeß ab, weldes die Zahl 
der Abgeordneten von 46 auf 33 vermindern, für die Wahlen 
ſelbſt jedoch direfte, geheime Abftimmung gewähren wollte. 


Febr. Die eriten Reihstagswahlen in Eljaß-Lothringen ergeben 
außerlih den vollen Sieg der vereinigten Proteſtler und Altra— 
montanen. (Die Refultate find oben, 10. Jan. mit aufgeführt.) 
Von den abgegebenen Stimmen find 79% diefer Vereinigung, 
17% den gemäßigten Eljaß-Lothringern (Autonomijten), 2,5% 
den Altdeutichen, 0,25% den Sozialiſten zugefallen. 

Tebr. Neichstagseröffnung. Die Thronrede kündigt den Ent: 
wurf eines allgemeinen Vtilitärgeleged an, auf das auch die 
offiziöfe Preſſe ſofort das Schwergewicht für die beginnende 
Seſſion legt. Das Gefeg erſcheint alsbald und will die bisherige 
riedensprajenz von 401 659 Mamı „bis zum Erlaß einer ander- 
weitigen gejeplihen Beſtimmung“ feſthalten, verlangt aljo die 
dauernde Bewilligung diefer Mannjhaftsziffer, bezw. der Heeres— 
fojten im Rahmen diejer Friedenspräſenz. 

Febr. Der Reichätag wahlt in's präfidium: Forckenbeck (nat. 
1ib.), Fürſt Hohenlobe (Neihsp.) und Hänel (Kortichr.). 

Febr. Auch die 1. bad. Kammer ſtimmt den Kirchengeſetz, 
gegen welches der Erzbisthbumsverweier Kübel den Ungehoriam 
bereits offen angekündigt hat, mit allen gegen 3 Stimmen zu. 
Febr. Erite Yejung des Militärgefeges im Neichstag. Moltke's 
berühmte Rede: „Was wir in einem halben Jahre mit den 
Waffen errungen haben, das mögen wir ein halbes Jahrhundert 
mit den Waffen ſchützen, damit es uns nicht wieder entrilfen wird. 
Fehr. Reichstagsdebatte über den eljah-loth. Antrag, die reichs— 
ländifhe Bevölkerung über die Annerion abjtimmen zu lajien. 
Der Antrag wird mit allen gegen 23 Stimmen Polen, Zozial- 
demofraten und Sonnemann (Dem.), Kryger (Dane) und Ewald 
(Welfe)] abgelehnt. Die Eljäjier, welche bei diejem eriten Auf: 
treten eine jehr unglücliche nolle aeipielt, verlafien den Saal. 
Biſchof Naeh, der bei der Debatte erflärt hat, er wolle den Frank: 
furter Friedensvertrag nicht zerreißen, it in der Folge heftigen 
Anfeindungen der Proteitler ausgejeßt. 

Febr. Das preuß. Herrenhaus nimmt mit 89 gegen 51 Stimmen 
das Givilehegefeß an. Nahden das Abg»Daus auf dringende 
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Befürwortung der Regierung und um örtlich die Durchführung 
des Geſetzes in Ermangelung anderer Kräfte nicht jcheitern zu 
jehen, auch Geiltlihe als Givilitandsbeamte eventuell zugelaſſen 
hat, it aus orthodoren geiftlihen Kreifen eine entichiedene Be 
wegung hervorgetreten, man jolle die Geiſtlichkeit damit verichonen. 
Darauf bejchlieft das Herrenhaus den Ausfhluß der Geiftlichen 
von diefem Amte. Regierung und Abgeordnetenhaus treten dieſem 
Beſchluß bei. 

Dem Neihstag geht ein Gejegentwurf zu, nad welchem die 
entlafjenen oder wegen unbefugter Handlungen bejtraften Kirchen 
diener eines Bundesſtaates auch in allen übrigen feinen Schuß 
finden jollen. 

Febr. Gemeinjames Sendjchreiben der preuß. Biſchöfe gegen die 
neueſten Kirchengejegentwürfe. 

März Fortan erſcheint als anerkanntes Organ der Partei die 
autographirte „Nationalliberale Korrejpondenz“ (N. L. C.) unter 
MWehrenprennigs Leitung. Die Berl. Autogr. Korreip. (B. A. C) 
unter Laskers's Leitung ericheint weiter, ſie vertritt den linfen 
Flügel der Partei. 


März. In Baden beginnen die Gemeinden über das Unfehlbarfeits- 
dogma abzuitimmen. Den Anfang macht Schwannigen b. Konitanz 
und venwirft das Dogma mit 54 gegen 3 Stimmen. 

März. Die Militärfommiffion des Reichstags beſchließt mit 
22 gegen 6 Eon. Stimmen, die Ziffer der Friedenspräjenz zunächſt 
offen zu laffen und mit 16 Stimmen (der Nat.-Lib., Freikonf. 
und Kon.) gegen Fortichritt und Centrum, die Cadres (469 Bat., 
465 Esfadr,, 300 Batterien, 29 Pat. Fußartillerie, je 18 Pat. 
Pioniere und Trains) u bewilligen. Die Regierung wird auf 
gefordert, jich bis zur 2. Leſung über die Zuläſſigkeit einer Minimal- 
iffer von 360 000 Mann zu erflären. Yebteres jtellt einen ent— 
5 Konflikt zwiſchen Regierung und Mehrheit in Ausſicht. 
Der Reichskanzler, der krank darniederliegt, ſpricht ſich ſehr 
ungehalten aus und droht mit feinem Rücktritt. 


25. März. Nachdem die Mitwirfung des Kaifers zu einem Negent- 


Ihaftögejeß für Braunichweig nicht zu erlangen war, bejchließt die 
Praunichweiger Kammer, die Ausführung des im vorigen Jahre 
beſchloſſenen Geſetzes ruhen zu lafien. 


28. März. Der Reichstag nimmt in 3. Lefung mit 180 gegen 
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81 Stimmen den von Völk-Hinſchius beantragten Entwurf eines 
Givilehegejeßbucdes für das ganze Neih an. 

März. Forckenbeck wird zum Kaijer berufen, um ihm über den 
Stand der Militärfrage Vortrag zu halten. 

April. Die Spener'ihe Ztg. Fonjtatirt, daß viele Abgeordnete 
mit anderen Anfichten ‚aus den Ferien — ſeien. Die 
Mehrheit der Wähler will feinen Konflift mit der Regierung. 

In einer Fraftionsjfigung der national-liberalen Partei des 
Neihstags wird fait einitimmig beſchloſſen, die Friedenspräfenz 
von 401659 Mann zu bewilligen, wenn dieje Ziffer vorerit nur 
auf 7 Jahre feitgefegt und die Befreiung der Offiziere von den 
Kommunaliteuern aus dem Geſetz gejtrichen wird. Bennigjen wird 
erjucht, auf diefer Bafıs eine Vereinbarung mit Bismard zu Schaffen. 
Der Kaijer beräth jih am 10. April zuerit mit den Generalen, 
dann mit Bismarck darüber und genehmigt das Kompromiß. 
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Der Bundesrath ſtimmt am 13. April fait einſtimmig dem Ber: 
mittelungsvorjchlag zu. SInfolgedeflen ergiebt jich bei der 2. Leſung 
im Reichstag am 14. April eine Mehrheit von 224 gegen 
146 Stimmen für den Antrag. Bon der Fortſchrittspartei jtimmen 
die nachher ausſcheidenden 14 Mitglieder Löwe, Perger, Groß, 
Zinn und Genojjen für den Antrag Bennigjen, das Gros unter 
Richter dagegen. So wird das Geſetz auch am 20. April mit 
214 gegen 123 fortihr. und ultram. Stimmen endgiltig ans 
genommen und der Konflikt it vermieden. 

Lasker hatte von der Fortjcrittspartei Ausfunft verlangt, ob 
deren Mitglieder „feitbleiben”, au wenn es zur Auflojung käme. 
In der Fraktionsſitzung der Wortichrittspartei ergab ſich, 
daß 5 Mitglieder den Kompromiß » Antrag Bennigjen jogar 
mit unterjchrieben haben. Die Antwort an Lasker mußte alfo 
verneinend ausfallen. Seinerjeit3 hatte Lasker nur 15--18 ©t. 
vom Linfen Flügel jiher, wenn es auf eine Ablehnung der hohen 
Bräjenzziffer angefommen wäre. Yasfer machte sich felbit und 
seinen —— nun kein Hehl daraus, daß die Regierung aus 
Neuwaählen eine ſehr große Mehrheit erlangen werde und trat dem 
Kompromiß bei. 

April. Ledochowski, der jeither wiederholt wegen Webertretung 
der Kirchengejege mit Geld» und reiheitäftrafen belegt werden 
mußte, wird von firchl. Gerichtshof feines biſchöflichen Amtes für 
verlujtig erklärt. 

April. Der Reichstag bejhlieft mit 214 gegen 108 St das 
jog. Internirungs- und Verbannungsgeſetz gegen widerjpenitige 
Geiſtliche in 3. Yelung. 

Der Neihstag nimmt in 3. Leſung das von der nat.-lib. 
Partei mit der Regierung vereinbarte Kompromiß über das 
Preigefeß mit großer Mehrheit an. Für die preuß. Prejie ift 
damit die Pefreiung von Zeitungsitenpel- ımd Kautionspflicht 
errungen. Das Beihhlagnahmereht der Behörden iſt in gefahr- 
drohenden und „dringerden" Fällen oder aegen unzüchtige 2c. 
Druckſchriften zuläfiig, jonft von der richterliben Anordnung abs 
bängig; der Zeugnißzwang mußte allerdings wieder zugejtanden 
werden. — In einer Nejolution fpricht ſich der Reichstag mit 
164 gegen 149 St. für Ueberweilung der Prefvergehen vor die 
Schwurgerichte aus. 

April. Camphauſen eritattet im pr. Aba. Haus den Finanz 
beriht. Auch für 1873 hat fih ein Ueberſchuß von 21 Millionen 
Thalein ergeben. 

April. In der 2. ſächſiſchen Kammer greift Minifter von 
Noſtitz-Wallwitz die Nat.-%ib., die ihm vor Zahresfrift die Gejeße 
über die Verwaltungs-Organijation zu Stande gebraht haben, 
in beftigfter Weife an; er wirft ihnen Mangel an ſächſiſchem 
Patriotismus, ja beinahe offenen Yandesverratb vor. Die Kon 
fervativen, wie die Kortichrittler betheiligen fih an diefem An— 
griff. Die liberale Gemeinjchaft ift damit fernerhin unmöglich. 


1. Mai. Das preuß. Abg.-H. beräth in zweiter Leſung das Geſetz 


über die evangeliihe Kirchengemeinde und Spnodalverfafiung. 
Die Kommiffion (Referent Miguel) beantragt, den zweiten Theil 
des Gejebes über die Synodalverfaflung fallen zu lafien. Der 
Regierungsentwurf hatte überhaupt nicht eine Yegalifirung des 
ganzen Inhalts der Kirchengemeinde und Synodalverordnung 
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vom 10. 9. 73 verlangt, ſondern nur die Mitwirkung des Geſetz- 
gebers zur Aufhebung älterer, durd die September-Berordnung 
objolet gewordener Geſetze und zur Nebertragung ftaatlich-rechtlicher 
Befugniſſe, die nicht einfeitig dDurh das Kirhenregiment erfolgen 
konnte. Die hiermit umjchriebene Begriffsbeftimmung des Art. 15 
(Selbititändigfeit des Kirchenregiments in Angelegenheiten der 
Kirhe felbit) wird von der Mehrheit acceptirt. Die Art und 
Weiſe jedoch, wie die neuen Kreisiynoden zufammengejegt waren, 
begegnete vielfahen Bedenten, weshalb man von einer fürmlichen 
Legalifirung dieſes Theils der Septemberverordnung vorläufig 
lieber abjab und ſich auf die Verfafiung der Kirchengemeinde be— 
ſchränkte. Das.Herrenhaus tritt diefen Beichlüfien bei. 


Mai. Das preuß. Abg.-G. beſchließt mit großer Mehrheit die 
beiden firhenpolitiihen Geſetze (vergl. 20. 1.) Das Herrenhaus 
bejchließt diefelben mit 81 gegen 46 Stimmen. 

Mai. Das preuß. Aba.-H. beihließt auf dringlihes Befurworten 
Lakers, die Zinsgarantie für die Nordbahn (mit der das Gründer: 
fonjortium in die Klemme gerathen war) zu verweigern. 


Mai. Die 2. badiihe Kammer genehmigt nah ſtürmiſchen 
Debatten das Altkatholifen-Gejeß ; die 1. Kammer genehmigt es 
am 2. Juni. 

Mai. Schluß der preuf. Landtagsſeſſion. 

Mai. Erſte altfatboliihe Synode in Bonn. 


Suni. Der Bundesrath lehnt nad) wiederholten Berhandlungen 
das vom Reihstag auf Initiative von Bluntihi und Lasker be- 
ichlofiene Civil-Ehe-Geſetz ab, beichließt jedoch mit 41 gegen 
17 Stimmen, (Sacdjen, Weimar, beide Medlenburg, Oldenburg, 
Braunſchweig, Lippe u. j. w.) den NeichSfanzler um Vorbereitung 
eines jolhen Reichsgeſetzes zu erjuchen, damit Die Regierungen 
vorher ihre Wünjche dazu geltend machen fünnen. 


uni. Der Bundesratb genehmigt die großen Entwürfe der 
Reichsjuſtizgeſetzgebung für die Gerichtsverfaflung, den Straf 
prozeß- und die Civilprozeßordnung. 

uni. Die Ultramontanen in der 2. bayriihen Kammer laſſen 
bei der Spezialberathung des Etat3 durch den Abg. Freytag eine, 
im Frakttionsklub beſchloſſene geharniſchte „Erklärung“ gegen 
Minijter Zug verlejen. Nach der Antwort des Miniſters beantragen 
Marquardien und Völk die Wiederaufnahme der Generaldebatte, 
um den Kampf aufzunehmen, was aber die Ultramontanen mit 
77 gegen 76 Stimmen ablehnen; Sowie dann die Kraftprobe 
dur die beantragte Verweigerung einer Etatpojition praftiich 
fortgejeßt werden joll, fällt ein Ultramontaner um und die 
Poſition (Banerweiterung des Polytechnikums) wird mit 77 gegen 
76 Stimmen bewilligt, die nächſte mit 76 gegen 74. Der An- 
lauf hatte aljo einen Eläglihen Ausgang. 

Juli. Der Bundesrath beftellt die Kommiſſion zur Ausarbeitung 
eines Entwurfs für das Bürgerlie Geſetzbuch. (Windiceid, 
Pape, Pland u. ſ. w.) 

Juli. Das Kullmann’ihe Attentat auf Bismard hat Preß— 
erörterungen zur Folge, die ſämmtlich an den „Kulturkampf“ ans 
fnüpfen. Auch die Prov.»Gorr. jpricht von „Quellen, aus welden der 
Fanatismus ungebildeter katholiſcher Volkskreiſe immer neue 


Nahrung ſchöpft und jchließlih bis zum Meucelmord getrieben 
wird“. Die ultramontane Preſſe macht den Verſuch, das Attentat 
als ein fingirtes darzuitellen. Der Juftigminifter ordnet ftrengere 
Ueberwadhung der ultramontanen Preß- und Bereinsthätigkeit an. 
In Berlin werden jämmtliche Fatholiihen Vereine geſchloſſen, 
dafielbe Schickſal ereilt alle Zweigvereine des Mainzer Katholiten- 
vereins, viele jogenannte Caſinos u. j. w. 

22. Aug. Biſchof Ketteler verbietet der Mainzer Diözeje die Theil- 
nahme an Sedanfeſtlichkeiten, deögleihen jedes Feltläuten, jede 
Art des Gottesdienftes u. j. w. Die meiften Biſchöfe folgen 
dieſem Beiſpiel, aber doch nicht alle. Der apoftoliihe Vitar 
Vorwerk in Dresden läßt anzeigen, dab er jelbft daS Tedeum in 
der Hoffirhe halten wird und gejtattet das Feitgelänte. 


14. Sept. Aufruf von 36 angejehenen Männern aus den ver: 
ſchiedenſten Theilen des Neihes (Mitgliedern des Vereins für 
Sozialpolitif) zu einer Tagung am 11. Oktober in Eiſenach, um 
die Bejeitigung der Matrifularbeiträge und Erſetzung durch eine 
Reihseinfommenftener zu berathen. Die Verlammlung beichließt 
am 11. DOftober die Gründung eines „Deutihen Steuerreform— 
vereind”, der jih am 5. Dezember in Berlin Fonitituirt. 


27. Sept. Die Landesverfammlung der Deutihen Partei in 
Württemberg beichliegt ein Programm, das die liberalen und frei— 
fonfervativen Elemente in der Partei zufammenhalten könne. 
Quftizeinheit, Reform des Cijenbahn: und Banfwejens, frei- 
nniges Bereins: und Verſammlungsrecht, verantwortliche Reich» 
minifter u. j. w. Betreffs der Yandesangelegenheiten:: Weitere 
Gelbitverwaltung in Gemeinde und Bezirk, Verwaltungsgerichts— 
höfe, Einkammerſyſtem.) 

30. Sept. Die 2. heifiihe Kammer beginnt die Berathung der 
re a er, die für Heſſen nad dem prenkiihen Bor: 
ang die Berhältnifie zwiſchen Staats- und Kirdengewalt regeln 
ollen. Die Ultramontanen erneuern auch bier den leidenichaft- 
lihjten Sturm gegen die Staatsgewalt. Die Gejeße werden am 
14. Oktober mit allen gegen 4, bezw. 3 Stimmen angenommen, 
Sn der 1. Kammer will Dalwigk die Berathung auf unbejtimmte 
Zeit vertagt ſehen, was mit 16 gegen 15 Stimmen abgelehnt 
wird; die Gejete werden dann (13. November) gegen 11, bezw. 
12 und 13 Stimmen angenommen. 

1. SH. In Preußen tritt das Civilehe-Geſetz in Kraft. 
9. Oft. Die 1. und 2. Kammer in Sadjen verftändigen ſich über 
das Steuer-Reformgefeh. 

20. Okt. Nah überaus en Wahlkampf wählt der neue Mainzer 
Gemeinderath (17 Nat.-Lib., 10 Ultr., 6 Demofr., 3 Farbloje) den 
nat.-lib. PBürgermeifterfandidaten mit 23 Stimmen. Die Demo- 
fraten haben hier den Ultramontanen die Heerfolge verweigert. 


29. Okt. Reichstagseröffnung. Die Thronrede Fündigt u. U. Die 
Zuftiggejeße, ein Gejeß über den Landſturm, das I eg 
und das Panfnotengejeb an. Der Neihstag wählt demnäd) 
31. DE.) nur liberale Präfidenten: Fordenbed mit 203 gegen 4, 

tauffenberg an Stelle des freifonf. Fürften Hohenlohe mit 144 
gegen 67, Hänel mit 153 gegen 51 Stimmen. 
Durch kaiſerl. Erlaß wird für Eljah-Lothringen ein Landes» 
Ausſchuß in's Leben gerufen. 
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13. Nov. Auf nat.elib, Anregung verftändigen fi die liberalen und 
fonjervativen Parteien im Reichstag, im Banfnotengejeß die Ein» 
richtung einer Reichsbank vorzuſehen und jedenfall® durchzuſetzen. 

16.—18. Nov. Bei Berathung des — — vertreten 
Bamberger und Lasker die Umwandlung der preußiſchen in eine 
Reichsbank. 


20. Nov. Angeſichts der jährlich höheren Matrikularbeiträge erflärt 
Sachſen-Weimar im Bundesrath zu Protokoll, daß die indirekten 
Steuern zum Erſatz ſchärfer herangezogen werden müßten. 

273. Nov. Der Reihätag verweift die Juftisgefeße an eine „Itändige* 
(auch über Bertagungen binaus tagende) Kommiſſion. 

29. Nov. In einer großen Debatte über den reichSländiihen Etat 
erflärt Bismard auf die Klagen der Eljäfler über das deutſch 
gerichtete Schulweien int Neihsland, er lafle jich weder durch 
Vorwürfe nod durch Weberredung bewegen, die Intereflen des 
Deutjchen Reiches aus Gefälligkeit für jolhe Elfäfler zu gefährden, 
die „im Ganzen nicht zu unjeren Freunden gehören“. 

30. Rov. Dr. Bifjing, bisher Redakteur des ultramontanen „Beob— 
achters“ in Karlsruhe tritt in die Redaktion der liberalen Kon- 
itanzer Zta. ein; er erflärt, daß er bisher jchon den Ultramon« 
tanen ftetS geratben, die Kirchengejeße anzuerkennen, daß er über: 
zeugt fei, daß der Staat andere Ziele. ala diefe Anerkennung, nicht 
verfolge. Bijlings Schritt macht anfangs großes Auffehen, bleibt 
aber ohne Nachfolge. 

1. Dez. Bei der Etatberathung im Reichstag erläutert Bismard 
die ganze Drgantjation der Reichsämter, er befennt jich rüdhalt- 
los zum Prinzip jeiner Berantwortlichkeit und hat, wie die Preſſe 
mit Genugthuung verzeichnet, auch den fchroff ablehnenden Stand» 
punft gegen Reichsminiſterien gemildert. 

4. Dez. Der Poften eines Gefandten beim bl. Stuhl wird auf: 

gehoben. 

Jörg (ultr.) greift den Neichsfanzler in Beiprehung des 
Kilfinger Attentats beftig an, wird aber, ebenjo, wie nachher 
Windtborft, mit wuchtigen Erflärungen Bismarck's zurückgewieſen. 
„Verſtoßen Sie den Mann (Kullmanny), wie fie wollen, er hängt 
jih doh an Ihre Rockſchöße“. Lasker weift die ultramontanen 
Angriffe auf die deutiche Politik, die nah Jörg den Krieg mit 
Frankreich planmäßig provozirt habe, als ein Verbrechen gegen das 
Baterland zurüd. Eetzterem Nusdrud folgt ein Ordnungsruf des 
Präfidenten.) Lasker wird von Liberalen und Konfervativen be 
alüdwünidt. 

Dez. Gelegentlih einer von Windthorjt provozirten Debatte über 

die Ginziehung des Geſandtſchaftspoſtens am Vatikan ſtellt 

Varnbüler feit, daß thatiächlich der frühere päpftlihe Nuntius in 

München, Meglia, ſich über die mißliche Yage der Fatholifchen 

Kirhe in ganz Europa beflagte und bemerkte: „Die katholiſche 

Kirche fommt zu ibrem Rechte nur in Amerika, in England und 

in Belgien, der Kirche fann nur die Revolution helfen”. 

9. Dez. Bor dem Berliner Stadtgericht beginnt der Prozeß Arnim. 

15. Dez. Bei Berathung der Matrifularbeiträge, die wieder um 
16,5 Millionen Mark erhöbt find (auf rund 69 Millionen Mark) 
erflärt Delbrüd, eine weitere Erhöhung ſolle ausgeſchloſſen fein. 
Für Mebrbedürfniffe müßten neue Neichsiteuern eintreten. Lasker 
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widerſpricht jeder Mehrbelaſtung des Volkes, will aber zugeben, 
daß durch Uebertragung von Landesſteuern (Stempel-, namentlich 
Erbſchafts- und Immobilienſtempel) auf das Reich Wandel ge— 
Kochen werde; auch die Reichdeinfommenfteuer jei in's Auge zu 
en. 

Dez. Abg. Majunfe ift am 11., aljo während der Tagung des 
Reichstags verhaftet worden, um eine Gefängnisitrafe abzubüßen. 
Auf Antrag Lasker wird der Geſchäftsordnungskommiſſion am 
12. zu jchleuniger Berichterftattung die Frage geitellt, ob derartige 
Verhaftungen von Mitgliedern zuläffig. Die Kommiffion hat ſich 
nicht einigen fünnen. Der Reichstag beſchließt nun mit 158 ultr., 
nat.-lib., fortihr. gegen 151 fonj. und etwa ein Dußend nat. 
lib. Stimmen die Unrechtmäßigkeit der Verhaftung. Bismarck 
reiht daraufhin dem Kaiſer jein Entlaſſungsgeſuch ein. Der 
Reihstag nimmt am 17,, wiederum mit ſchwacher Mehrheit, den 
Antrag nohmals an. 

Dez. Ein berausfordernder Antrag des Zentrums, die Geheim— 
fonds für das Auswärtige Amt zu ſtreichen, giebt dem nat.-lib. 
Führer Bennigjen den günftigen Anlaß, vielmehr ein Bertrauens- 
votum für Bismard zu beantragen und unter lautem Beifall in. 
glänzender Rede zu begründen. Die Pofition wird mit 199 gegen 
71 ultram. poln., joz..dem. und demofr. Stimmen bewilligt. Die 
Differenz zwiichen der Mehrheit und Bismard iſt damit bejeitigt. 
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1875. 


San. Die nene Münzrechnung (Mark und Pfennige) tritt fait 
überall in Kraft; Württemberg wird am 1. Juli 1875, Bayern 
am 1. Jan. 1876 folgen. 
Ian. Der Reihstag beſchließt das Landſturmgeſetz mit allen 
gegen die ultr., fortichr. und ſoz⸗dem. St. in 2. Yelung (den ent- 
jheidenden $ 5 mit 176 gegen 104 St.) und am 22. San. in 
dritter Leſung mit 198 gegen 84 St. Die Fortjchrittspartei ift 
jeßt zur Mehrheit übergetreten. 
San. Eröffnung des pr. Yandtags. 
San. Der Reihstag befhließt in 3. Leſg. mit 207 gegen 72 St. 
der Ultr. und Polen das Reichs-Civil-Ehe-Geſetz. Der Bundes- 
rath nimmt es am 4. Febr. an. Bayern ftimmt dafür, Sadjeı, 
Mecdlenburg, Oldenburg, Braunſchweig und drei kleinere Staaten 
Dagegen. 
San. Der Reihstag aenebmigt in 3. Leſung mit großer Mehr: | 
beit gegen Gentrum, einzelne Konfervative und einige Kortichrittler 
das Banfnoten- und Reichsbankgeſetz. 

Schluß der Reichtagsſeſſion. 
Febr. Päpitlihe Bulle gegen die Maigejebe. Die ultramont. 
„Sermania” begrüßt diejelbe mit dem Jubel, daß nun auf ultr, 
Seite gefämpft werden joll, „bis zur Vernichtung.“ 
Febr. Das pr. Abg.-Haus beainnt die Berathung der Provinzials 
Ordnung, der Geſetze über die Verwaltungsgerichte und die Dotation 
der Provinzen. Die Mehrbeit it mit den Grundzügen einverjtanden, 
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Die Berathung vollzieht ſich auf Grund der Berichterſtattung Miquels 
ohne erhebliche Schwierigkeit und endet am 7. Juni mit der An— 
nahme der Provinzialordnung mit 240 gegen 103 St. In der 
Minderheit die Ultr. und Polen und 18 Fortſchr., während 22 
dafür ſtimmen. Im Herrenhaus ergiebt ſich eine vielfach ab— 
weichende Meinung. Den Städten ſoll die größere Vertretung ge— 
nommen, der Provinzialausſchuß joll auf weniger Mitglieder reduzirt, 
das Yaienelement des Propinzialraths jol vermindert werden x. 
Am 7. Juni ift das Abg.-Haus wieder in der Yage, über diefe 
Abänderungen zu beichließen. Miquel hat die im Herrenhaus ab» 
gelehnten Anträge Hobrecht als VBermittelungsanträge aufgenommen, 
indet aber damit auf der linfen Seite mehrfach Widerſpruch. Seine 
Anträge, die in Betreff des Provinzialausichufies etwas nachgeben, 
den Stadtfreifen aber im Prov.-Landtag, und namentlich dem Yaien- 
Element im Provinzialrath gerecht werden, dringen Schließlich durch 
und danach wird das Geſetz mit 213 gegen 148 St. (ultr., poln., 
die meijten fortichr. nnd einige nat.-lib.) angenommen. Das Herren- 
haus nimmt das Geſetz am 12. Juni an. 


Febr. Nachdem das pr. Minijterium bejchlofien, die Verwaltungs: 
reform in Anbetraht des, in den weitlihen Gemeinden über- 
wiegenden ultramontanen Terrorismus nidt auf Rheinland« 
MWertfalen auszudehnen, bejhlieft das Abg.-Haus auf Antrag 
Virchow mit 292 gegen 28 ©t. eine ſolche Ausdehnung zu 
befürworten. (Derjelbe Beihluß wird am 23. Febr. 1875 erneuert. 
bleibt aber auch dann vorläufig erfolglos. DBergl. 4. Dez. 1877.) 


Febr. Das pr. Abg.Haus beginnt die Berathung eines weiteren 
firhenpol. Gejeßes über die VBermögensverwaltung katholiſcher 
Kirhengemeinden. Den Bfarrern wird damit der Vorſitz im 
Kirhenvoritand entzogen. Das Geſetz (Neferent Gneift) wird am 
1. Mai endgiltig mit 238 gegen 89 ultr. St. im Abg.-Haus, am 
11. Juni im Herrenhaus angenommen. 

Febr. Ein auf Antrag des Abg. Buhl beſchloſſenes Erſuchen 
des Reichstags an den PBundesratb um Mafregeln gegen Die 
Reblausgefahr wird vom lekteren erfüllt. Selbſt hier wird von 
Bayern und Sadjen die Erweiterung der „Reichskompetenz“ 
bekämpft. 

März. Der kath. Abg. Sepp bringt in der 2. bayr. Kammer 
den empörenden Mißbrauüch in der kath. Kirche mit jog. geſtifteten 
Meilen zur Sprade. Bayr. Yandesvermögen werde in großen 
Summen ind Ausland verichleppt. 

März. Die pr. Neaierung legt, als Antwort auf die päpftl. 
Bulle vom 5.2. ein Geſetz vor, wonach alle Bedürfniszuſchüſſe 
für die fath. Kirche eingehalten werden, joweit die bisherigen 
Empfänger ji den Staatsgeſetzen nicht unterwerfen. (Sperrgejeg.) 
März. In der 2. bayr. Kammer wird das Militärbeamten« 
Geſetz mit nur 76 (73 lib. und 3 ultr.) gegen 67 ©t. beſchloſſen, 
hat alfo, was zu dieſer Verfaſſungsänderung nöthig wäre, eine 
Zweidrittelmehrbeit nicht erhalten. Marquardjen weiſt den Ultra- 
montanen nad, wie furzjichtig ihre Taktik, da nun eben das 
Geſetz als Neichsgeieb kommen werde. Völk ruft den Ultr. zu: 
„Derwerfen Eönnen fie das Gejeb, gemadt wird es doch!“ 
März. Bei der 2. Leſung des Sperrgefeßes im preuß. Abg.H. 
verliejt Frhr. v. Wendt unter großem Tumult die in den Blättern 
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überall Eonfiszirte Bulle vom 5. Febr., was der Präfident nad 
der Geihäftsordnung nicht verhindern kann. Bismard antwortet 
mit einer großen Rede, in der er im ftaatlichen Intereſſe an die 
äußerste Rechte und äußerſte Linke freundſchaftlich appellirt, ges 
ichlofien diefen Kampf zu führen. Bedeutfane Rede Gneift’3, der 
dagegen fih verwahrt, dab der Staat feine Kindererziehung, die 
Ehe, den Zufammenhang feines Volkes durch Geſetze von mehreren 
fouveränen Gewalten zerreißen lajle. 


1. April. Die Deutihe Partei in Stuttgart feiert Pismards 


8. 


11. 
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Geburtstag durh eine große Verfammlung und beſchließt eine 
Eingabe. an die Regierung, daß die Leitung des Jugendunterricht3 
durh Orden und Kongregationen verboten werde. \ 


April. Das preuß. Abg.-H. nimmt das Eperrgejeß in 3. Leſung 
gegen die nltr..poln. Stimmen an. 
April. „Krieg-in-Sicht“:Artitel der Berl. „Bolt“. (In Frank. 
reich iſt eine weh Vermehrung der Armee im Werke. Die 
Köln. Ztg. hat am 5. Apr. bereits die Frage aufgeworfen, ob eine 
fatholifche Yiga etwa ſich vorbereite.) 

Die 1. hei. Kammer nimmt cndlih doch die Kirchengejeße 
nah den Beſchlüſſen der 2. Kammer an. 
April. Die preuß. Regierung legt ein Geſetz vor, betr. Auf- 
hebung der Art. 15, 16, 18 der Berfafiung. Das Gejet wird 
am 11. Mai vom Abg.-d. gegen die ultr. und poln. Stimmen, 
int Herrenhaus am 14. Juni genehmigt. 


April. Angejichts der Bulle vom 5. Febr. erklären bei Berathung 
des Sperrgeiehes im pr. Herrenhaus mehrere Yeudale, daß ſie 
num auf Eeite der Staatögewalt treten. Bismarck bearüßt e8, 
daß für ihn diefe Brüde gejhlagen worden, „um alte —— 
zur konſervativen Partei wieder anzuknüpfen, die nicht ohne ſchwere 
Verlegung für mic zerrifien werden konnten“. 


April. Beginn der Landtagswahlbewegung in Bayern. Der 
liberale Wahlaufruf ermahnt zur Eintracht im Kampf gegen die 
angreifende Hierarhie. Der Wahlfampf wird von ultramontaner 
Seite mit beijpiellofer Heftigfeit geführt. Das Sigl’ihe Vaterland 
hatte jhon am 17. Febr. den Ton angegeben, wie folgt: „Die Haupt: 
jahe iſt — das Steinhen! Ohne eine baldige, ohne eine ge 
waltige rettende Katajtrophe in Europa werden wir mit oder ohne 
Kammer jo oder jo des Teufels, nämlid ganz preußiſch.“ Ende 
April folgt das „Fränk. Bolfsblatt” Dr. Rittler® mit der Loſung: 
„Nur ein in der Wolle aefärbter Ultramontaner, der in Allem 
was die Neligion betrifft, durh Did und Dünn mit dem Papite 
und der Kirche geht, und in defjen Adern fein Tropfen preußen- 
freundlichen Blutes fließt, ift ein zuverläjjiger Bertrauensmann des 
fatholifch- patriotiihen Bayernvolkes.“ Als nnn die Regierung 
am 11. Zuni die Verordnung über die neue Wahlfreis-Eintheilung 
erließ, fam noch das Yamento über die „liberale Wahlfreis- 
geometrie" dazu. Was an Gewiſſensdruck durh den Klerus 
möglid war, it gewiß nicht unterblieben. Angeficht3 all’ deſſen 
war aber der Erfolg ein mehr als bejcheidener. Die am 15. Juli 
vollzogenen Wahlmänner- und am 24. Zuli folgenden Abgeordneten: 
wahlen ließen alles beim Alten: 79 Ultramontane, 77 Liberale, 
nur daß unter eriteren das gemäßigte Element etwas zurück-, das 
Sigl’ihe etwas mehr hervorgetreten ift. 


1. Mai. Die pr. Regierung legt ein Geſetz vor, betr. Aufhebung 
der Klöfter. Die der Krankenpflege gewidmeten Flöjterlihen Ge— 
meinjchaften dürfen auf Widerruf fortbeitehen. Die zu Unterrichts- 
zweden gegründeten müfjen in 4 Jahren, die übrigen in 
6 Monaten fih auflöjen. — Die Nat.-Lib. führen mit den übrigen 
ftaatlihen Parteien eine Veritändigung herbei, das a unver- 
ändert anzunehmen. Dem entiprehend wird am 8. Mai beichloflen. 
Das Herrenhaus beräth den Entwurf im Plenum und nimmt ihn 
am 10. Mai mit 243 gegen SO ©t. an. 


8. Mai. Ein vom Abg. Petri (nat.-lib.) beantragter Gejegentwurf, 
welher die Rectsverhältnifie der Altkatholiten nah badijhem 
Mujter regelt, wird in 3. Yejg. mit 292 gegen 75 ©t. vom Abg. 
Haus bejhloffen, vom Herrenhaus am 10. Zumi. 


23.— 26. Mai. GSozialdemofratiijher Kongreß in Gotha. Die 
Lafjalleaner und die Eiſenacher vereinigen ih („Einigungs* 
programm”). 

4. Juni. Bismarck erhält Urlaub auf unbeftimmte Zeit. 

13. Juni. Landesperjammlung der heifiihen Nat.Lib. in Frankfurt. 
Wahlaufruf zu den Landtagswahlen. Aus den Beiprebungen 
ergiebt fih mande Unzufriedenheit über die unentſchloſſene Aus— 
führung der Kirchengejege jeiten® der Regierung und deren 
Ihwählihe Haltung gegenüber den Ultramontanen. 

14. Juni. In der Reihstags-Juftizfommiffion ſetzt ——— 
einen Beſchluß mit 16 gegen 7 Stimmen durch, wonach der 
Zeugniszwang für Nedafteure wegfällt. 

15. Juni. Schluß der Landtagsſeſſion in Preußen. 


15. Juli. Nah den Ergänzungswahlen zur 2. heſſ. Kammer haben 
die Ultramontanen ihre 3 Mandate auf 5 erhöht. Die liberale 
und antirultramontane Gegenfeite verfügt nod über 45 Stimmen. 
Domfapitular Hahn in Würzburg, der liberal gewählt hat, 
wird vom Biſchof gemafregelt und bis auf Weiteres vom Dienft 
jujpendirt. Der Gemafregelte ruft den Schutz der Gtaatd- 
regierung an. Die Regierung greift nahdrühlih ein und Hahn 
wird am 15. November in alle jeine Rechte wieder eingejeßt. 

Juli. Die Bilhöfe in Preußen erklären, das Geſetz über die 

Vermögensperwaltung der Kirchengemeinden rejpeftiren au wollen. 

Die offfziofe Prefie glaubt, dies habe die Bedeutung eines erften 

entgegenfommenden Schrittes gegenüber den Maigejegen überhaupt. 

Auch die Neden auf dem Freiburger Katholifentag (2. — 4. Sept.) 

hören ſich im Werhältnis zu den bisherigen Kraftleiftungen ges 

mäßigt an. 

18. Sept. Pandtagsernenuerungswahlen in Sachen. Die Liberalen, 
obwohl bei den Wahlen uneins, behaupten fih in ihrer Mehr: 
heitsftellung, nebmen jogar den Konjerpativen einige Site ab. 
Die Sozialdemokraten haben troß enormer Arbeit Fein einziges 
Mandat errungen. 

28. Sept. Yandtagseröffnung in Bayern. Die 2:Stimmen-Mehrheit 
der Ultramontanen bejeßt alle PBräfidial: und WBureauftellen und 
beantragt jofort ein Miftrauenspotum gegen die Regierung in 
Form einer Adreſſe an den König. Der Gegenentwurf der 
Yiberalen wird nad mehrtägiger Debatte abgelehnt, der Zörg'ſche 
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Entwurf mit 79 gegen 77 Stimmen am 13. Oft. angenommen. 
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Das Minifterium bietet jeine Entlaſſung an, der König antwortet 
mit einer Bertrauensfundgebung für das Minifterium und ver- 
weigert die Annahme der Mehrheit3-Aorefie. 


1. Oft. Im Preußen tritt der Oberjte Verwaltungsgerichtshof in's 


Leben. 


14. Oft. Landtagseröffnung in Sachſen. Bei der Präjidentenwahl 


gehen die Fortſchrittler mit den Konjervativen und wählen 

Haberforn (fonj.) zum Präfidenten, Streit (Fortſchr.) zum 1. und 

(gegen die weißen Zettel der Nat.Lib.) Dr. Pfeiffer (nat.-lib.) zum 
izepräjidenten. 


15. Oft. Landtagserneuerungswahlen in Baden: 22 Nat.» Lib., 


24. 


27. 


28. 
29. 


19. 


20. 


23. 
22. 


1. 


6 Ultr., 2 Demokr. 

Oft. Pei der Landtags-Erſatzwahl in Hohenzollern fiegen dies— 
mal die beiden nat.-lib. Kandidaten mit 115 gegen 103 ultr. 
Stinmen. 


Oft. Reichstags» Eröffnung. Die IThronrede kündigt eine Er- 
höhung der Pranntweinfteuer und die Einführung von Börjen- 
ftempelabgaben , jowie eine Novelle zum Gtrafgefekbuh an. 
Hierüber, wie in Anbetraht der ftärfer hervorgetretenen Bes 
wegu 2 der Schugzöllner befürdtet die öffentlihe Meinung einen 
Konflift zwiſchen Mehrheit und Kanzler. Die Fonferpativen 
Blätter unterftellen dem Kanzler die Abficht, die nat.-lib. Partei 
zu jprengen und aus dem vechten Flügel in Verbindung mit den 
Konjervativen fih eine neue Mehrheit zu jchaffen. 


Oft. Der NReihstag wählt wieder Kordenbed, Stauffenberg und 
Hänel ins Präfidium. 


Oft. Miquel berichtet im MeichStag unter lebhaften Beifall 
über die bisherigen Arbeiten der Juſtizkommiſſion. 

Die Frage der Erwerbung der Eijenbahnen für das Neid) 
wird in der Deffentlichfeit lebhaft erörtert. 


Nov. Im Reihätag entwidelt Camphauſen bei der Etatdebatte 
die Gteuerprojefte. Yasfer antwortet entgegenfonmend, da 
Camphauſen für den Fall eines Mißlingens ſeinen Rücktritt und 
„neue Männer“ in Ausfiht geftellt hat. Die von Camphauſen 
berührten „furchtbaren wirtbichaftlihen Zuftände“ kann Lasker aber 
nicht anerkennen. 


Nov. Bismard kehrt aus Varzin zurück und ftellt jorort im 
Reichstag die Kabinetöfrage betreffd der Steuervorlagen. 


Nov. Landtagseröffnung in Karlsruhe. 


Nov. Bismard’s erjte große Nede im Abg.Haus über die 
Steuerreform; er will die Matritular-Umlagen wenn möglid) 
anz bejeitigen und Erſatz aus indireften Steuern entnehmen. 
Gs müfle gelingen, „das Reich finanziell zu ſichern gegen den 
Unverftand des Volkes und jeiner Vertreter.” Die Mittel müßten 
jo aufgebracht werden, „wie es den Eteuerzahlenden am bequemften 
und leichteften und für die Befeitiaung, die Konjolidirung des 
Reiches am nützlichſten ift.“ 


Dez. Die nat.-lib. Reihstagsfraftion beichlieht, in der Straf 
gejepnovelle die wejentlih politiſchen Verſchärfungen (Aufreizung, 
Sufammenrottung u. j. mw.) für unannehmbar zu erflären und nur 
auf eine Erörterung der ubrigen Paragraphen (Amtsvergehen, 
Körperverlegung u. j. mw.) ſich einzulafien. Demgemäß wird auf 
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Antrag Lasker's am 3. Dez. beſchloſſen, nur die letzteren an die 
Kommiſfion zu vermeifen, die eriteren im Plenum zu behandeln. 
Bismard antwortet mit Beichwerden über die Bitterfeit der 
Lasker'ſchen Kritik. 

7. Dez. Der Reichstag geht über die Petition der Eifen- und 
Stahl-Induftriellen, betr. Rückgängigmachen der Beichlüfie über 
die Herabjegung der Eijenzölle, einfach zur Tagesordnung über. 

10. Dez. Die Pudaetlommiffion des Neihstaas hat die beiden 
Steuervorlagen abgelehnt und das Mehrbedürfnis von 15,8 Mil. 
Mark durch Abftriche, Einnahme» Erhöhungen u. f. w. im Etat 
jelbft ausgeglichen. Demgemäß beſchließt der N) eihstag am 
17. und 18. Dez. Delbrüd acceptirt dieſe Beſchlüſſe, überläßt 
aber die Verantwortung für Die Gejtaltung der Finanzwirthſchaft 
des — Jahres dem Reichstag. 


12. Dez. Die von der Keichsregierung berufene Cifenbahntarif- 
tommiffion geht nach monatelanger Arbeit ergebnislos auseinander. 
Ein einheitliches Tarifſyſtem ift geiceitert. 


14. Dez. Der Reichstag lehnt Die politiichen Paragraphen der 
Stinfgefegnoveile int Wejentlihen ab. Nur die VBerihärfung für 
Widerftand gegen Erefutinbeamte wird mit 144 gegen 137 Stimmen 
angenommen, nadıdem die Beitimmung betreff$ der mildernden 
Umitände erweitert it. 
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1876. 


— 4. Ian. Auch die Vrovinzial-Landtage zeigen fait durchweg ein 
vorherrſchend feudal- konſervatives Element. 

6. Jan. In Bochum weiſt Frhr. v. Loe, ebenſo Windthorſt am 17. 
bei einer Ausſprache gelegentlich ſeiner Geburtstagsfeier allen und 
jeden Kompromißgedanken im Kulturkampf auf's Entſchiedenſte 
zurück. 

16. San. Yandtagseröffnung in Preußen. Bei der Präfidentenwahl 
bleibt Bennigjen Präfident, für Lowe, der verzichtet, wird Hänel 
mit 188 gegen 156 Stimmen gewählt. Der 3. Sitz geht wieder 
an die Freifonfervativen (Bethufy-Huc) über. 


22. Jan. Die Fortichrittspartei beſchließt in einer vereinigten Sigung 
der Reichstags: und Yandtagsfraftion mit allen gegen 1 Stimme, 
den Ankauf der Eiienbahnen für das Meich abzulehnen. In 
aleiher Weiſe nehmen die Kortichrittler der ſächſ. 2. Kammer 
Stellung. 


23. Jan. Der Reichstag lehnt fait einſtimmig den auf die Soz.- 
Dem. gemünzten Aufreizungs: Paragraphen der Strafgefenovelie 
ab; ebenjo am 28. mit 136 gegen 132 Stimmen den verfchärften 
Kanzelparagraphen und die Verſchaͤrfung des $ 131 Gerhöhnung 
von Gtaatseinrichtungen),. Dagegen wird der ſog. Ducesne- 
(Aufforderung zum Berbreben) und der foa. Arnim-Paragraph, 
letterer nad dem Aenderungsantrag Marquardfen mit 179 gegen 
120 Stimmen des Kortichr., des Gentr. und 5 Bereinzelter an— 
genommen. In der 3. Leſung am 7T—10. Febr. wird der Kanzel: 
paragraph mit 173 gegen 162 wieder bergeftelt. Alle Para- 
graphen, die auf eine disfretionäre Negierungsgewalt betreff3 der 


8. 
10. 
13. 


14. 


18. 
25. 
29. 


6. 


Preſſe und Vereine abzielen, werden fajt einftimmig (gegen einige 
fon. und freifoni. Stimmen) abgelehnt. Bei der Schlup- 
abftimmung über die Strafgejeßnovelle im Ganzen jtimmt am 
10. Febr. die Mehrheit des Fortjchritt8 mit Centrum, Polen, 
Soz. Dem. gegen das Gefeh. 

Febr. Der Reihstag genehmigt das Arbeiter-Hilfsfafiengejeb. 
Febr. Schluß der Reihstagsieffion. 

Febr. Programm der „Steuer: und Wirthichaftsreformer”. 
(Agrarier.) 

Febr. Die Regierung legt dem Abg.Haus den Gejek-Entwurt, 
betr. Die evangeliihe Kirchenverfafiung in den acht älteren Pro- 
vinzen vor; Ende Februar folgt der Entwurf eines Staatsgeſetzes 
zur evangeliihen Synodalordnung. Die Fortichrittspartei bean» 
ſtandet, daß Regierung und Kirchenregiment ung entjcheiden 
wollen, welche Punkte der Generaliynodalordnung der Genehmigung 
der Zandesvertretung unterliegen, welche nicht. Der Kultusminifter 
beruft fih auf die Kommiffionsbeichlüffe der vorigen Seflion. Die 
nat.-lib. Partei ift überwiegend der Anficht, daß aus der neuen 
G.Syn.Ordnung ein Batitanismus fih nicht entwiceln wird. 
Ueberdies wird auf Falk Nüdficht genommen, der dem König ſich 
für die Annahme der G.-5.0D. verbürgt hat und beftimmt erklärt, 
im Falle der Ablehnung zurüczutreten. Den Bemühungen 
Wehrenpfennigs gelingt es, ein Einvernehmen mit den Konjer- 
vativen zu vermitteln, jo. daß die Gejeke am 9. Mai mit 211 
gegen 141 (ultr. und fortihr.) Stimmen angenommen werden, 


Febr. Falls Erlaß über die Ertheilung des fath. Rel.-Unterr. 
in den Volksſchulen. 


Febr. In der 2. bayr. Kammer erklärt Minifter v. Pfregichner, 
dab Bayern entichieden gegen das Reichseiſenbahnprojekt ift. 
Febr. In der 2. ſächſ. Kammer läßt die nat.-lib. Partei durch 
Dr. Genjel einen entichiedenen Vorſtoß gegen Lie vom Kultus» 
minifter begünftigte orthodore Richtung an der Univerfität Leipzig 
ausführen. Ein Antrag Genſel-Ludwig, der demnädjt die Bes 
rufung eines Vertreters der „theologiſch-hiſtoriſch-kritiſchen“ Schule 
verlangt, wird mit 47 gegen 23 Stimmen angenommen. 

März In der 2. jähl. Kammer wird der mat.-lib. Antrag 
Biedermann u. Gen., der für Reich3eifenbabnen jih ausfpridt, 
mit 59 gegen 19 Stimmen abgelehnt. Die ſächſ. Regierung 
fchreitet al3bald dazu, die noch vorhandenen Privatbahnen im 
Lande zu verftaatlihen. Nachdem aber Preußen die Linie Berlin- 
Dresden und Halle-Sorau-Guben übernommen, und dem Güter- 
verfehr der fähliihen Bahnen durch dieſe Konkurrenzbahnen uns» 
bequem wird, muß fih die 2. Kammer bereit3 am 20. Juni be 
quemen, die Regierung um ihre Bemühung im Bundesrath zu 
Gunſten eines Rechseiſenbahngeſetzes zu erfuchen. 


März. Auch Sahien: Weimar meldet fih in einem  offiziöfen 
Artikel der Weim. Ztg. als Gegner der Reichseiſenbahnen. 


11. März. Die 2. bayr. Kammer lehnt mit 79 ultr. gegen 76 lib. 


25. 


Et. die im Etat verlangten Gehaltsaufbejlerungen für die Ber 
anıten ab. 

März. Die pr. Negierung bringt eine Vorlage ein, betr. die 
Ermächtigung, die ftaatl. Bahnen und das Auffihtsreht über die 


30. 


25. 


10. 


16. 


17. 
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Pahnen aufs Reich übertragen zu dürfen. Erſte Leſung am 
26.—27. April. Pismard, Achenbach, Camphauſen treten für 
das Reichseifenbahnprojeft ein. Yasfer empfiehlt die Vorlage im 
Interefie der Macht und Einheit des Reichs. In der 2. Leig. 
wird die Vorlage am 29. Apr. mit 206 nat. lib. und fonf. gegen 
165 ultr. und % rtihr. St. ne in 3. Leſg. am 2. Mai 
mit 216 genen 160 &t. Sm Herrenhaus (18. Mai) wird bie 
Vorlage von den Feudalen heftig befämpft, weil jie Mißtrauen 
gegen Preußen mwede. PBismard erklärt, das Mißtrauen würde 
leichter und ftärfer fid entwiceln, wenn Preußen in feiner Hand 
die preußiichen Bahnen vereiniote, aljo auf den Weg des „Groß- 
preußenthums“ träte. Die Vorlage wird mit 52 gegen 26 Gt. 
auch im Herrenhaus angenommen. Das jo zu Stande gebradte 
Geſetz bleibt aber todter Buchſtabe. 


März Die württ. Kammer lehnt den Antrag Elben, der 
das Köihseifenbabnfoften fördern wollte, mit SO gegen 6 &t. ab. 


April. Der Präfident des Reichskanzleramts Delbrüd erſucht 
„aus Gejundheitsrüdfichten“ um jeine Entlafjung, die ihm zum 
l. Suni ertheilt wird. Die Ueberzengung gebt allgemein dahin, 
daß Delbrüd, „ein Mann der ftillen geräufchlofen Arbeit, abhold 
jedem Unfrieden und Streit, feine Zuft haben konnte, einen ver- 
geblihen Prinzipienftreit gegen den Reichskanzler aufzunehmen, 
dejjen gewaltige Energie in Verfolgung jeiner ſtaatsmänniſchen 
Ziele cr bewundern gelernt hatte“ Pariſius S. 12). Bismard 
jeibft betätigt diefe Auffafjung am 26. Apr. durch die Bemerkung: 
er räumte (vor dem umfaſſenden Wirthihaftsreformprogramm) 
it illichweigend das Schlachtfeld.“ Eine, begleitende Erſcheinun 
dieſes Ruͤcktritts iſt u. A. daß in der offiziöſen Preſſe N. A. 8. 
lebhaft nach einer fonfervativeren Führung der Dinge im Reiche 
und in Preußen verlangt wird. 


. Mai. lm wenigjtens irdendwo ihre Macht zu erproben, kaſſirt 


die Zweiftimmenmehrbeit der Ultram, in der 2. bayr. Kammer 
die liberalen Wahlen in Münden I wegen „gejeßwidriger” Ein— 
theilung der Urwahlbezirfe. In Müncen II bar diefelbe Einthei- 
lung jtattgefunden. Dort find aber Ultramontane gewählt, dort 
wird die Kaſſirung am 6. Mai abgelehnt. Bei der nachfolgenden 
Wahlbewegung in Diüncen I fuchen die Ulıramontanen (14. Mai) 
in öffentl. Verſammlung den joz. dem. Beiltand jich zu verichaffen. 
Die Erjagwahl am 18. Mai führt zu einem noch größeren Sieg 
der Yiberalen. 


Mai. Ernennung des heil. Minijterpräf. von Hofmanı zum 
Nachfolger Delbruds, 


Mai. Das preuß. Abg.Haus nimmt in_3. Lefung das Gejeß 
über die VBermögensverwaltung fatholifcher Diözefen mit 230 gegen 
92 ultr. St. an. Das Herrenhaus nimmt das Gejeß am 22. Mai 
ebenfallö an. 


Mai. Im preuß. Abg.Haus handelt es fih bei Bewilligung 
einer Zinsaarantie für die Bahn Halle» Sorau » Guben darum, 
ob die offenen und verftecten Widerſacher Camphauſens die bis- 
berige Handels» und Verkehrspolitik lahm legen oder nicht. Das 
feſte Zufammenhalten der Nationalliberalen fihert den Minifter 
die nothwendige Mehrheit. 


22. 


Mai. Die in Schweinfurt tagende Wanderverfammlung des 
Landw. Vereins in Bayern lehnt mit allen aegen etwa 25 St. 
das von Thüngen vertretene Programm der Etener: und Wirth: 
ihaftsreformer ab. 


. Mai. Das preuß. Abg.Haus genehmigt in 3. Leſung das Geſetz 


betr. die Befähigung zum höheren Verwaltungspdienit. 

Sn Württemberg find die großen Neformgejeße 1) über die 
Derwaltungsrechtspflege, 2) über die Aufhebung des Geheimen 
Rathes, Organijirung eines Staatäminifteriums und Bildung 
eined Staatsrathes, 3) über die Entſcheidung von Kompetenz. 
fonflitten — in Vorbereitung begriffen. Da es ausſichtslos, die- 
jelben noch in diejer Seſſion zu verabjchieden, legt die Negierung 
in der 2. Kammer ein vorläufiges Geſetz über die Bildung des 
Etaat3minifterinms vor. Doch fommt diejes, wie ein vorgelegtes 
Schul⸗Geſetz durch die 1. Kammer zu Fall. Den Standesherren 
war es jhon zu viel, daß der Seiftlihe nur wählbar als Schul- 
aufjeher, nicht geborener AufjichtSbeamter fein follte. Die 
Seſſion ſchließt am 27. Juni ohne nambafte Ergebnijie. 


. Mai. Die 2. ſächſ. Kammer genebmiat das Gejek betr. die 


Hoheitsrechte des Staates über die fath. Kirche. 

Mai. Das preußiihe Abg.Haus beginnt die 2. Perathung 
der neuen Gtädte- Ordnung für die 8 alten Provinzen. Der 
Hauptitreitpunft iſt die Frage des MWahlrehts, an der aud 
die Vorlage einftweilen fcheitert. Die Ultramontanen und ein 
Theil des Fortichritt3 verlangen das gleihe Wahlreht. Die 
Mehrheit (Kon, Nat.» ib. und eine Minderheit des Fort— 
ſchritts) halten an dem Dreiflafieniyitem feft, ohne ſich für daſſelbe 
als für das beſte Syſtem zu enticheiden ; in Rückſicht darauf, daß 
der Minifter des Innern, Eulenburg, jede andere Regelung als 
unannehmbar abgelehnt bat. So wird überall nah den Noms 
miſſions-, bezw. nad den Kompromiß-Anträgen Miquel-Virchow 
beſchloſſen, allerdings inſofern noch im Wiederſpruch zur Mer 
ierung, als leßtere Die Anwendung des Gejeßes auf Aranfe 
urt a. M. nur zulaſſen will, wenn auch dort das Dreiflafien- 
ſyſtem eingeführt wird. Die Mehrheit dehnt aber das Gejeß auf 
ranffurt aus, ohne dort das beitehbende Wahlreht auf das 
Dreiklaſſenſyſtem aurüdzujhrauben. Daran wird auch in 3. Leſung 
(29. Mai) feitgehalten. Das Herrenhaus (22. Juni) repidirt Die 
Beſchlüſſe des Abg.Haufes in entjchlofiener Weile rückwärts, und 
zwar unter Zuftimmung der Regierung. Daraufhin (24. Juni) 
vereinbaren Delegirte der nat.-lib. und Fortichrittspartei, behufs 
MWiederherftellung der Abg.Haus-Beſchlüſſe einmüthig vorzugehen 
und anf andere Vorſchläge fih nicht einzulaiien. Demgemäß 
werden am 27. Juni alle Vermittelungsanträge ga und 
die alten Beichlüffe aufrecht erhalten. Ein Verſuch Eulenburgs, 
die beiden liberalen Parteien zu trennen, hat feinen Grfolg. 
Das Herrenhaus beichlieft am 29. Juni, wie es am 22. be 
jhlofien hatte. Damit ift die Etädte-Drdnung geiceitert. 


7. Zuni. Der Kaifer und König ernennt dv. Hofmann und den 


neuen Staatsjefretär des Ausw. Amtes, v. Bülow, zu preuß. 
Staatsminiftern. Die Offizioien begrüßen dieſe Heranziehung 
höchſter Reichsbeamten in das preuß. Minifterium als einen Akt, 
der jede Möglichkeit zur „Anwendung gewiſſer konſtitutioneller 
Doktrinen“ (Minifterverantwortlichfeit u. j. mw.) endgiltig befeitigt. 
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Bei der am 23. Juni hierüber geführten Debatte im Abg.Haus 

gehen Gentrum und Fortichritt heftig gegen die Regierung vor. 

Gneiſt beitreitet, daß die Ernennungen dem Geifte der Verfaflung 

widerſprechen. 

Juni. Die beiden Kammern des bad. Landtags einigen fid über 

die Schulgejeßnovelle. Das Prinzip der gemiſchten Schule (mit 

obligat. Religions» Unterriht) wird and von der 1. Kammer an 
erfannt. Die 2. Kammer macht, abweichend von ihren urjprüng- 

lihen Beſchlüſſen, das Zugeitändnis, da bei Beſetzung der * 

ſtellen auf Die verſchiedenen Konfeſſionen Rückſicht genommen 

werden ſoll. So wird das Geſetz mit 43 gegen 10 ultr. St. 
angenommen. 

30. Juni. Schluß der Landtagsſeſſion in Preußen. 

3. Juli. Die Juſtizkommiſſion des Reichsſtags beendet die Durch— 
berathung der drei großen Juftisgefeße; der Vorſitzende, Miguel, 
giebt einen Ueberblid über den Gang und Zwed der Arbeiten. 
Im Auftrag der ganzen Kommiffion danft Dr. Reicheniperger 
dem Vorſitzenden für defien „ebenfo £lare, energifche, wohlmollende, 
follegialiiche Leitung.“ 

5. Suli. Die ultr, Mehrheit der 2. bayr. Kammer hat für ihr 
Landtagswahlgeſetz nur die eigenen Stimmen, aljo feine Zwei- 
drittelmebrheit aufgebraht. Nun fährt fie fort, liberale Wahlen 
zu fafliren, zunächſt die Wahlen in Zweibrüden, am 19. die in 
Regensburg, und am 27. die in Würzburg und Schweinfurt u. j. w. 
Bon allen 16 fajlirten Wahlfiken erringen aber die Ultramontanen 
bei den Nachwaählen nicht einen einzigen. 

10. Juli. SKonfervative aus Nord und Sid erlafien einen Aufruf 

zur Bildung einer deutjich-Fonjerpativen Partei: Das nah 8 Tagen 

veröffentlidite Mitgliederverzeichnis beweiſt, daß die neue ‘Partei 
nicht8 anderes, als die bisherige feudale (Krenzeitungs-) Partei 
it. Die Prov. Korr. lehnt die Gemeinihaft der Regierung mit 
diefer Partei ab, während die „Nordd. Allg. Ztg.“ und andere 

Offiziöſe die neue Partei lebhaft unterjtügen. 

Suli. Schluß der Yandtagsjeffion in Bayern. — Anfprade der 

Yiberalen Partei der 2. Kammer an die Wäbler. 

13. Aug. Die Laster'ihe „Berl. Aut, Korr.” lehnt es ab, dabei fi 
zu betheiligen, daß die nat.-lib. Partei „lediglich unter dem Gefichts- 
punkt eines ausgiebigen Materiald für die Bildung einer 
goupernementalen Bartei verwendet werde." Die FortichrittSpartei 
babe ſich den Nat.»?ib. genäbert und es ſei nicht zu befürdhten, 
daß fie auf einen Standpunkt der unfruchtbaren Oppofition zurück— 
falle. Die Regierung aber habe nur die Hoffnungen der Reaftion 
neun belebt. Demnad werde die geſammte liberale Partei bei den 
Yandtagswahlen, wie 1873, geſchloſſen vorgehen. 

Anfang Sept. Das nat.- ib. Gentralwahltomite veröffentlicht den, von 

— Wehrenpfennig verfaßten Bericht über „Die Gejeßgebung der legten 

6 Jahre im Neich und in Preußen.” (Berlin, ©. Reimer's Verlag.) 
Im Schlußwort heißt e8: „Die nat.»lib. Partei bedarf feines neuen 
Programms, Ihr Programm ift die Fortentwickelung deſſen, was 
jeit 6 Jahren im Reich wie in Preußen begonnen ijt.” 

19. Sept. Der dem Bundesratb vorliegende Etat des Reichskanzler— 
amts jtellt eine weitere Ausgeltaltung der Reihsämter (Reichs- 
juſtizamt, Unterftaatsjefretariat für die Meichslande, Theilung Des 
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26. 


27. 


27. 
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Reichäfanzleramts in eine Central: und eine Finanzabtheilung in 
Ausſicht. Lebtere mit Michaelis als Direktor foll aber nicht dem 
Präfidenten (Hofmann), jondern der Gentralabtheilung mit Ed 
als Direktor untergeordnet fein. 
Sept. Durban wird an Gtelle Jolly's Minifterpräfident in 
Baden. Stößer wird Minifter des Innern, Grimm Suftizminifter. 
Die politiihe Richtung des Minifteriums wird davon nicht berührt. 
Sept. Eugen Richter ſpricht fih in einer Urwählerverfammlung 
für das Zujammengeben mit den Nationalliberalen aus. 

Auf dem Bolkswirtbichaftl. Kongreß in Bremen unterliegen 
die Schußzöllner mit ihrem Antrag auf Aufrechterhaltung der 
Eiſenzölle mit 105 gegen 136 Stimmen und jcheiden darauf- 
hin aus. 

Sept. Der hannov. Provinziallandtag beichließt auf Antrag von 
Knyphaufen, Fromme und Bennigfen einftimmig, die Negierung 
um Aufhebung der Beihlagnahme des Welfenfonds zu eriuchen. 


. SH. Auflöfung des preuß. Abg.-Haufes. Die Wahlen werden 


auf den 20. bezw. 27. Okt. angejeht. 


. Oft. Die 2. heſſ. Kammer erflärt fih mit 32 gegen 8 Stimmen 


für das Neichseifenbahnivgftem. Die 1. Kammer lehnt am 
29. Nov. einftimmig ab, diefer Erklärung beizutreten. 

Okt. Bei den Landtagswahlen in Preußen erleidet die neue, 
deutſchkonſervative Bartei eine volljtändige Niederlage. Die Nat. 
Lib. gewinnen noh 8 Mandate, die Fortichrittspartei kehrt in 
alter Stärfe zurüd. 

Oft. Reihstags-Eröffnung. Die Thronrede kündigt die Zuftiz 
gejeße und eine Wendung der Zoll: und Steuerpolitik an. 


1. Nov. Der deutihe Handelätag erflärt fih mit 15 gegen 


18. 


10 Stimmen für Aufrehterhaltung der Eijenzölle als Kom» 
penjationsobjeft für die bevorftehenden Handelsvertragsverhand— 
lungen. Das preuß. Minijterium hat fich aber bereits nad ein» 
REN Zuftimmung des Reichäfanzlers, einftimmig entichieden, 
Daß das Gefek vom Zuli 1873 am 1. Ian. 1877 in Kraft tritt, 
alfo die Eifenzölle wegfallen. 


. ARov. Der NReichdtag wählt Fordenbef und Stauffenberg wieder 


zu Präfidenten, Die Nat.» ib. Ichnen aber die Wiederwahl 
Häneld für die 3. Stelle ab, weil von den Landtagswahlen in 
Schleswig.Holjtein ber eine Beritimmung gegen ihn bejteht. 
Löwe-Bohum (Liberale Gruppe Löwe » Berger) wird an jeiner 
Stelle gewählt, lehnt aber ab. Dann wid doch Hänel 
gewählt, der aber nun ablehnt. Da die FortichrittSpartei einen 
anderen Kandidaten nicht vorichlägt, wird am 3. v. Benda mit 
156 gegen 71 Stimmen und 68 weiße Zettel gewählt. Die 
Folge eine tiefe Verſtimmung zwiſchen Nat.Lib. und Forftſchritt. 


.Mov. Der Reichstag genehmigt gegen die ultr. Stimmen die 


Einrihtung des NReihsjuftizamts. 

Nov. Kine Delegirtenverfammlung heſſiſcher Proteftanten in 
Worms beihlieht die Gründung einer „Religionsgemeinidaft 
freier Proteftanten.” Der Austritt aus der Landesfirhe nimmt 
großen Umfang an. Trotzdem madt die am 6. Dez. wieder 
verjammelte Landesſynode feine Zugeftändniffe, weder betreffö der 
ftärferen Vertretung des Laien» Clement® und der größeren 


\ 


21. 
. Dez. Der Reihstag hat die 2. Leſung der Juſtizgeſetze beendet. 


Gemeinden, noch betreffs des Rechtes der Korporationen, im 
Angelegenheiten der Kirchenaemeinden unmittelbar an die oberfte 
Vertretung Petitionen und Anträge zu richten. 


Nov. Rückkehr Bismards aus Barzin nad) Berlin. 


Konkursordnung und Civilprozeß haben feine erheblichen Diffe- 
renzen gezeitigt. Beim Strafprozeß halten die Liberalen an der 
Ueberweifung von Prehvergeben an die Schwurgerihte und an der 
Verwerfung ded Preßzeugniszwanges feit. Bei dem Gerichts- 
verfafiungsgefeß handelte es ſich eimerjeitS um die Modalitäten 
der Beitellung von jtellvertretenden, nicht dem Gerichtshof ſelbſt 
angehörenden Hilfsarbeitern (Hilfsrihtern) bei den Landgerichten. 
Die liberalen Parteien wollten hg daß die Regierungs- 
gewalt auf dieſem Wege in einzelnen Fallen einen ungebührlihen 
Einfluß auf die Belegung der Gerichte nehmen fünne. (Beim 
Oberlandesgericht und Reichsgericht find Hilfsrichter ausgefchloflen.) 
Anderjeitö drehte ſich der Streit um die Regelung der Kompe- 
tenzitreitigfeiten zwiſchen Juſtiz und Berwaltung, und um die 
Pefeitigung der bejonderen Schranfen (vorgängige Genehmigung der 
vorgeſetzten Behörden) für die gerichtliche Verfolgbarfeit der Beamten. 

Der Bımdesrath unter Vorſitz Bismards nimmt am 12. De. 
Stellung zu den Reichstagsbeſchlüſſen und ae 18 Bunte 
als unannehmbar. Am 14. und 15. Dez. verhandeln Miquel, Bennig- 
jen und Lasker mit der Regierung über eine VBerftändigung. Die 
Regierung gibt in mehreren Punften nah: Die Hilfsrichter werden 
auf Antrag des Geſammtpräſidiums auf beitimmte Zeit oder auf die 
ganze Dauer des, die Aushilfe bedingenden Verhältnifies berufen. 
Die Schwurgerichte bleiben für Preivergehen zuftändig, wo fie es 
bisher fhon geweien. Die Behörden» Entiheidung bei der 
Reamtenverfolgung wird auf Feititellung thatjächliber Merkmale 
eiugeſchränkt u. ſ. w. Den Zeugniszwang gibt die Regierung nicht 
preis. Die nationalliberale Fraktion des Reichstags genehmigt die 
Vermittlungsanträge mit allen gegen 4 Stimmen, die Forticritts- 
fraftion lehnt fie einftimmig ab. 

Civilprozeß und Konkurserdnung werden am 21. Dez. ein« 
ftimmig, Strafprogeß und Gerichtsverfaflung mit allen gegen die 
fortichr. und ultr. St. nngenommen. 

Fortichrittspartei und Gentrum ergingen fih nun bis zu den 
Wahlen in einer wüjten Agitation gegen die Nationalliberalen. 
„Sold eine Fluht und Kelonie, Herr Kürft, ift ohne Beiſpiel in 
der Weltgeſchichte“, citirte die „Sermania‘, und die „Berl. Volks— 
Ztg.“ schrieb: „Moloh weint! Mit dem Schredensruf durd» 
itromen jeine Priefter die Gaſſen. Sie zerreißen ihre Kleider und 
ftreuen Aſche auf ihre Häupter. Und es erheben alle Männer 
Klagen und alle Weiber Jammergeſchrei, bis die Prieſter ftehen 
bleiben vor dem Haufe und die Zeichen ihnen jagen, daß dort 
das Kind lebt, welches Moloh zum Opfer haben will.... . In 
den jüngſten Tagen haben wir wiederum den Ruf gehört... 
Molody will ein Opfer haben. Seine Priefter werden es finden 
und darbringen, und jodann wird wieder Jubel jein im Lande, 
dieweil Moloch gnädig und das Opfer (die Preſſe) angenommen 
bat“ u. ſ. w. Ein Manifeft der Kortjchrittspartei „Auf Die 
Wacht” begann mit dem Saße „Das Unglaubliche ift geſchehen“ und 
warnte vor der Unterſtützung der Nationalliberalen bei den Wahlen. 


3. 


12. 
13. 


14. 


22. 
24. 


10. 


Nationalliberale. . . .» . . 
Liberale Gruppen +) und Wilde 48 27 
—— Mae 


Dez. Meitere Andeutungen Bismarks im Neichötag über Die 
unausbleiblibe Wendung der Wirthichaftspolitif; er begutachtet 
Retorfionszölle gegen Rußland. Cine Vorlage dieſes letzteren 
Betreff3 gelangt alsbald an den Reichstag. Die von demjelben 
berufene Kommtifion ſetzt fich zur Hälfte aus Schußzöllnern und 
Sreihändlern zuſammen. Die Vorlage bleibt indefien unerledigt. 
Dez. Der Reichstag lehnt den Antrag Windthorft, betr. Auf 
rechterhaltung der Eitenzöle, mit 201 gegen 116 St. ab. 

Dez. Landtagsneuwahlen in Württemberg. Die Regierungs- 
partei (27 —— bat auf Koften der Nationalliberalen 
(18 Mandate) einige Site gewonnen. Auch erftere fteht über- 
wiegend auf mittlerem liberalen und entidieden auf nationalem 
Boden. Beide Parteien verfügen fortan, mit den Privilegirten, 
über 65 Stimmen. Die Ultramontanen zählen 14, die Demo— 
fıaten 13 Mitglieder. Uebrigens fällt auf, dak die neue Kammer 
25 Schulzen und 20 Staatsbeamte zählt. 

Dez. Das auf der Dresdener Konferenz der Eijenbahnver- 
waltungen bejchloffene einheitliche &ütertarifiniten wird vom 
Aundesrath genehmigt. Der Beſchluß verpflichtet zwar die Bahn- 
verwaltungen nicht; doch haben die betheiligten Negierungen zu— 
gejagt, auf ihren Staatsbahnen und auf den von ihnen ver 
walteten Privatbahnen das Syſtem durchzuführen. Die jelbit» 
verwalteten Privatbahn jchliefen ſich an. Somit it thatfächlich 
auf diefem Punfe einheitlicher Verkehr geichaffen. 

Dez. Schluß der Reichstagslegislaturperiode. Die Neuwahlen 
jind auf den 10. Ian. anberaumt. 

Dez. Anſprache des Nat.-Lib. Gentralwahltomites an die Wähler. 
Rechtfertigung der Abitimmung über die Juſtizgeſetze. Ab— 
rechnung mit der „Berliner“ Kortichr.ttspartei. 

Dez. Wahlaufruf der Nationalliberalen Partei. 


1877. 

San. Miquel jpriht in Corbach (Walde) vor jeinen Wählern; 

er will fein Mandat mehr und empfiehlt Bunfen als Nachfolger. 

Jan. Neichstagsneuwahlen. Ein Vergleih mit den biäherigen 

Wahlen ergiebt folgende Ueberſicht: 

I 112) IIL®) 

Febr. Aug. 

1567 1867 1871 1874 1877 

80 83 120 151 127 
35 4 14 


19 31 49 35 


J 
* — 
onſervative.... 59 68 55 22 40 


Konſervative Wilde . . .. 16 8 


3 


Sreifonferpative. . . 2... 40 40 39 33 38 


N) Norddeutiher Reihstag: 297 Mitglieder. 

?) Deutiher Reichstag ohne Eljah-Lothringen: 382 Mitglieder. 
) Deutiher Reihstag mit Eljah-Yothringen : 397 Mitglieder. 

% Linfes Centrum, Liberale Reichspartei, Gruppe Löwe-Berger. 
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I I III 

— — — — 

Febr. Aug. 
1867 1867 1871 1874 1877 
Bundesftaatl.-Konitit.. - .. 18 21 — — — 
Autonomiten -» » 2. 2... — — — u 5 
Gentrum . . . .» _ — 61 91 93 
Eljäfler Proteitler . — — — 15 10 
Mefen . ... — — 7 4 4 
olen . 15 11 14 14 14 
nen. . 2 2 | 1 1 
Sozialiiten 2 6 2 9 12 
Demofraten . — — 1 1 4 


12. Jan. Landtagseröffnung in Preußen. Präfidentenwahl: Ben- 
nigjen, Klo (Fortſchr.), Bethuſy-Huc (freifonf.). 

22. Febr. NReihstagseröffnung. Die Thronrede wirft die Frage 
auf, welhe Mapregeln zu ergreifen jeien, damit die. wieder um 
365 Millionen ae Matrifularumlagen ermäßigt würden. 
Nahdem die Wahlen das bisherige Band unter den beiden libe- 
ralen Parteien zerriffen, wird bei der Präfidentenwahl die Fort» 
ichrittSpartei übergangen. Gewählt werden 2 Nationalliberale, 

orckenbeck und ——— und 1 Freifonf., Fürſt Hohenlohe— 
Langenburg. 

24. Febr. Die Alt- und Deutſchkonſervat. im Reichstag vereinigen 
fi wieder. Die Freifonjervativen lehnen die Fuſion ab. 

28. Febr. Das pr. Abg.-Haus genehmigt mit 186 gegen 164 St. 
die Zinsgarantie für die Berlin-Dresdener Bahn. 

Bei der Abitimmung im Bundesrath über den Sit bes 
ReihögerichtS wird Preußen mit 30 gegen 28 St. majorifirt. Die 
Entſcheidung fällt zu Gunjten von Leipzig, ftatt Berlin. 

3. März. Schluß der preuß. Landtagsjeffion. 

10.—12. März. Ctatdebatte im Reichstag. Bismarck weift auf die 
„bei uns immer ſehr jtarf gebliebene Fluth des Partifularismus“ 
hin. „Die Neihsjluth ift rüdjteigend ; wir gehen einer Art von 
Ebbe entgegen.” Er bejhwert jihb u. U., dab die Marine 
verwaltung (Stofh) monatelang mit der Neihsfinanzverwaltung 
ftreite, um eine höhere Summe in den Etat einfegen zu Dürfen, 
nachher aber von Eugen Ridhter fihb mit Leichtigfeit dahin 
bringen lafie, mit einem noc geringeren Sage auszufommen, 
als die Finanzverwaltung begutachtet hatte Stoſch fühlt ſich 
bierdurh verlegt. Es fommt zu Friftionen. Der Kanzler ver- 
weigert eine von Stoſch geforderte entjchuldigende Erflärung. 
Der Kaifer lehnt gegen Pismardd Gutachten das Entlafjungs« 
geſuch Stoſch's ab, de März erbittet Bismard feinen Abſchied. 

23. März. Der Reichstag bejchliegt mit großer Mehrheit gegen die 
Elſäſſer das Gef. über die Landesgeſetzgebung in Eljaß-Lothringen. 

Die Fortjhrittspartei erläßt eine Art von Deklaration ihres 
Parteiprogramms, und erflärt fih gegen das Reichgeijenbahn- 
projeft, für möglichite Einſchränkung der indirekten Steuern, Auf- 
hebung der Galzitener, fortichreitende Verminderung der Zölle, 
jährlihe Steuerbewilligung, deshalb vorläufige Beibehaltung der 

atrifularbeiträge und zum Erſatz derjelben eine birefte quotifirte 
Reichsiteuer. 


24. 


12. 


13. 


21. 


24. 


3, 


12, 
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März. Der Reichstag beſchließt mit großer Mehrheit das Geſetz 
über das Reichsgericht in Leipzig. Der Antrag Gneiſt, Berlin 
als Sitz zu wählen, war in 2. Leſung mit 213 gegen 142 St. 
abgelehnt worden. 


. März. Die mat.-lib. Fraktion beichlieht, über die gewerblichen 


Fragen eine Nejolution zu beantragen, weiche in 9 Punkten aus: 
führlichſt eine ſtraffere Ordnung des Lehrlingsweſens und in 
4 Punkten die Förderung der gewerblichen Schiedsgerichte fordert. 


ae Durch kaiſerl. Erlaß erhält Bismard Urlaub auf un- 


beitimmte Zeit und es wird ihm zugeitanden, ſich im Reichs— 
fanzleramt, wie im pr. Minijterpräfidium vertreten zu lafien, 
wobei er jedoch jederzeit berechtigt bleibt, in die Verfügungen 
jeiner Vertreter Forrigirend einzugreifen, in folhen Fällen aber 
auch die Berantmwortlichfeit trägt. Mittels Schreiben vom 11. Apr. 
theilt Bismarck dieje Neuerung den Präfidenten des Reichstags 
und Landtags mit, und geht am 16. 4. nad Varzin. 


April. Auf nat.-lib. Anregung Ireten im Reichstag Delegirte 
aus allen Barteien zufammen, mm zu berathen, wie die, von 
Preußen im Bumdesrath beantragte Wiedereinführung eines 
Eifenzolles von 75 Pig. für den Gentner (Retorſionszoll) ab— 
gewehrt werden Eonne. 

April. NReihstagsdebatte über das Schreiben ded Reichskanzlers 
vom 11. April, worin dem Neichätag die Beurlaubung Pismards 
angezeigt wird. Bennigjen, der am 10. eine längere Unterredung 
mit Bismard gehabt, wideripricht dem Antrag der Kortichritts- 
partei nach einem Minijterverantwortlichkeitsgejeß ; er hat bereits 
am 11. April in der Kraftion vertraulich mitgetheilt, daß das 
Reichsfinanzamt in Bälde mit dem preuß. Finanzminiſterium 
vereinigt werden und daß der preuß. Finanzminiſter dann der 
geborene Präſident des Reichskanzleramts fein ſoll. Bennigſen macht 
nun auch im Plenum hieruͤber eine viel bemerkte Andeutung. 


April. Neihitagsdebatte über den Retorſions-Eiſen-)Zoll. 
Zreitichte fprict gegen die „aufgeregte Jagd der Suterefienten 
nach dem goldenen Vließ tes Schutzes von oben.” Nur die eigene 
Arbeit, die fittlihbe Erftartung, das Wiederaufleben „Anjerer alten 
Handelögewohnheiten fünne helfen und thue noth. Der Debatten- 
fampf zwilchen Sreihändlern und \ Schußzöllnern erneuert ſich auch 
bei der 2. Berathung am 27.4. und endigt mit der Verwerfung 
der Regierungsvorlage mit 212 gegen 111 Etimmen. 


April. Die Reihstagsfommilfion bejchließt, von den vorliegen» 
den Anträgen zur Gewerbe-Ordnung den der Nationalliberalen, 
den der Konfervativen und den der Eozialdemofraten dem Reichs— 
fanzler als Diaterial zu überweifen, den ultramontanen Antrag nicht. 
Der Reichstag bewilligt aegen Gentrum, Fortſchritt und 
Sozialiften die geforderten 105 neuen Hauptmannitellen im 
Militär-Etat. 
Mai. Der Reichstag genehmigt endgiltig das Reichspatentgeſetz. 
Schluß der Neihstagsieffion. 
Mai. HB. Oppenheim ſpricht ſich in der „Gegenwart“ über 
„Die Friltionen des Neihöfanzlers“ dahin aus, daß Bismard, 
der gleichſam nominatim in der Verfaſſung jtehe, von Oben io 
wenig wie vom Parlament geitürzt werden würde. „Deutſchland 
will von Bismard regiert jein und verzichtet auch nicht darauf, 
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7. 


26. 
16. 
19, 


12. 


19. 


21. 


22, 
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jelbit wenn er Krankheit vorſchützt; es will dann lieber ein biächen 
weniger reaiert jein, als von einem andern.“ 

uni. Preußen beantraat in Bundesrath die Mebertragung aller 
Yandes-Stemprlitenern auf das Neich, um die Matrifularbeiträge 
zu ermäßigen, reſp. zu bejeitigen. 

Juni. Die Soy-Dem, erobern bei einer Reichstagserſatzwahl 
zum eriten Mal einen Berliner Wahlkreis (VI. Wahlkreis) mit 
12 752 gegen 11652 fortichr. Stimmen, 


. Iuli. Zuſammentritt des bayr. Landtags. Die ultram. Zwei— 


ſtimmenmehrheit gewährt der aroßen liberalen Minderheit wiederum 
nicht ein einziges Amt im Prandium und Bureau. 

Juli. Forckenbeck warnt in einer Rede in Breslau die liberale 
Partei eindringlib vor Ueberſtürzung. „eine Ihorheiten, feine 
Umüberlegtheiten. Zurück auf die Schanzen zur mannhaften Vertheidi— 
gung des Grrungenen! Altes Uebrige wird von felbit nachfolgen.“ 
Aug. Enthüllung der&anofia-Sänle auf dem Burabera b. Harzburg. 
Sept. Grunditeinleg. des Niederwalddenfmals durch deu Kaifer. 
Zept. Landtagsneuwahlen in Sadjen. Die Liberalen verlieren 
4 ige, einen an Liebknecht. Damit tft die liberale Mebrheit 
verloren. 40 Konjervative, 38 Liberale, 1 Sozialiſt, 1 Wilder. 
Oft. Eulenburg erſucht um feinen Abſchied, nachdem feine 
weiteren Pläne betr. der Urganifation_der Yandesverwaltung bei 
Vismard auf Widerſpruch geſtoßen find. Der Kailer gewährt 
nur einen 6 monatlihen Urlaub. Friedenthal wird als <tell- 
vertreter berufen. 

Okt. Wehrenpfennig wird als Geheimer Rath in's Handels- 
miniſterium berufen. 

Oft. Yandtagseröffrung in Preußen. Wiederwahl des Prä— 
ſidiums: Bennigſen, Nloß, Bethuſy-Huc. Die Foriichrittspartei 
beantragt jofert eine Iadelsfundgebung gegen das Minijterium, 
einmal wegen der unzuträglichen Minifterbeurlaubungen, ſodann 
wegen Nichterfüllung von Zuſagen betreffs der Verwaltungs» 
organiſation. Diele, wie die vom Gentrum eingebracte NRejolution 
wird durch die Nat.Lib. zu Fall gebradt. Nachdem Yaster_ im 
einer, von der nat.elib, Fraktion einitinmig beichlojienen Er— 
klärung den Standpunkt der Partei gefennzeichnet (gegen Tadels— 
votum, aber fur Yandgemeinde- Ordimma und allg. StaͤdteOrdnung) 
geht Die Debatte reſultatlos zu Ende. Eine Vorlage zur Städte— 
Ordnung erſcheint alsbald im Abg.Haus. 

Okt. Yandtagsernenerumaswablen i. Baden. Die nat.lib. Mehrheit 


»0 


bleibt beſtehen. 47 Nat. Lib., 12 Ultram., 3 Dem, 1 Kon]. 


30. Oft. Yasfer betont bei der Gtatberatbung im pr. Abg. Haus, 


25. 


22 


En? 


das nothwendig erit ein wirklicher Finanzmann gefunden werden 
müſſe, che man befriedigende Finanzpläne erwarten könne. 

Nov. Die Nat.Stg. konſtatirt, daß mit einer tiefen, emiten 
Kriſis zu reden je. Tas Berbleiben Bismards jei ernitlih in 
Frage geſtellt. 


— 29. Dez. bg. von Bennigſen gebt, int Einvernehmen mit 


jenen politiſhen Fremden, nach Barzin, um mit dem Reichs— 
kanzler Die innere Lage und Die Löſung der Kanzlerkriſis zu bes 
fprechen. 


LT, 
Die Wende der inneren Politik. 


(1878— 1880). 
— 
1878. 

15. Jan. Preußen beantragt im Bundesrath die Erhöhung der 
Tabakſteuer um 29 Millionen, eine Erhöhung der Brauſtener und 
Einführung einer Schankſtätten-Lizenz-Abgabe, außerdem werden 
vorgejchlagen Epielfartenjtempel mit 2, Börſenſteuer mit 5"/a, 
Lotterieenttempel mit 6 Millionen Ertrag, im Ganzen etwa 
1— 1", Mill. mehr, als der Mehrbedarf des Neiches für 1873/79 
ausmacht. 

25. Jan, Stöcker entwickelt das Programm der neuen, chriſtlich— 
ſozialen Arbeiterpartei in Berlin. 

6. Febr. Reichstagseröffnung. Wiederwahl des Präſidiums. 
Eine Vorlage, welche den Reichskanzler ermächtigt, ſich auch in 
der Gegenzeichnung vertreten zu laſſen, und die Steuervorlagen 
ſind noch in der Schwebe im Bundesratd, nehmen aber ſofort 
alles Intereſſe in Anſpruch. Die beiden liberalen Parteien ver: 
ſtändigen jich, den tat durchzuberathen, ohne erit die neuen 
Steuervorlagen abzuwarten. 

14. Febr. Rückkehr Bismarcks von Varzin. Cr beantragt am 
19. im Bundesrath eine Reichs-Enquete über die Lage der Eiſen— 
induſtrie und erſcheint ain nämlichen Tag noch im Reichstag, 
um eine Interpellation Bennigſen-Hänel über die Lage im Orient 
in großen Zügen zu beantworten, 

21.—23. Febr. Grobe Stenerdebatte im Neihstag. Helldorf und 
Kardorff verlangen eine noch wirfiamere Anſpannung der in: 
direften Steuern. Stauffenberg acceptirt den Gedanken einer ein: 
heitliben Regelung der Stenipelitenern durch das Neich, verwirft 
aber die Tabakitener und die übrigen Borlanen, ebenfo ſprechen Yasfer 
und Bamberger. Sie wollen „die ganze Strecke“ mit Bismarck 
chen, um die Matrifularbeitrage zu befeitigen, wenn er ein jelbit- 
tändiges Finanzſyſtem mit Steuerbewilligungsrecht entwirft. 
Konſtitutionelle Bürgſchaften, namentlich auch Reorganiſation der 
Reichsämter bilden die unaufgebliche Vorbedingung. Die Fort— 
ſchrittspartei und das Centrum nehmen eine entſchieden oppo— 
ſitionelle Haltung ein. Die Vorlagen haben alſo keine Ausſicht. 
Bismarck überraſcht durch eine entſchiedene Rede für das Tabak 
monopol. 

23. Febr. Bennigſen lehnt in einer Unterredung mit Bismarck weitere 
Verhandlungen über die Steuerreform ab. Die Gründung einer 
feiten Mebrbeit und dev Eintritt Bennigſen's ins Miniſterium gilt 
wegen des Tabakmonopols als aejıbeitert, 

27. Febr. Gamphanjen nimmt feinen Abſchied. 

3.89.11. März. Reichstagsdebatte über das Stellvertretungs— 
geieh. Bennigien hält prinzipiell anı Verlangen nach Reichs— 
mintiterien feſt, Ichränft aber die Korderungen Ztauffenbera’s vom 
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22. Sebr. erheblich ein; er giebt zu, daß das Ziel jegt nicht er- 
reihbar, will nicht das Steuerbewilligungsrecht, jedoch eine beweg— 
lichere Geſtaliun der Einkommenſteuer. Die bayr. und württ. 
Miniſter verwahren ſich gegen die Einführung von Reichsmini— 
jterien. Bismarck erflärt es für einen eirceulus vitiosus, dah man 
erit ein Neichfinanzgamt haben und dann die Reichsfinanzreform 
geben wolle. Das preuß. Steuerbewilligungsrecht dürfe mit den 
Neichsiteuervorlagen nicht verquidt werden, — Das Ütellver- 
tretungögejeg wird am 11. März mit 171 gegen 101 (ultr., elj.- 

lothr. und fortichr.) Stimmen angenommen. Polen und Sozia— 
liften enthalten fih der Abjtimmung. 

März. Die Schutzzöllner im Reichstag treten unter Varnbüler's 
Führung als „Bolkswirthichaftlice freie Vereinigung” mit anfangs 
60 Mitgliedern zufammen. 

28. März. Im preub. Abg.e-Haus werden 36 000M. für den 
Fall im Etat fur den Bicepräfidenten des Staatsninifteriums 
bewilligt, dab derjelbe Miniiter ohne Portefenille it; Dagegen wird 
unter nat+lib. Führung die Uebertragung der Foriten- und Domänen» 
verwaltung auf das Landwirthſch. Minifterium und die Errichtung 
eines bejonderee Eifenbahnminiiteriums abgelehnt. Bei Berathung 
des legteren Punktes unterzieht Bismard die bisherige Verkehrs: 
politif Achenbachs einer herben Kritif, jo daß diejer ſofort jeinen 
Abſchied nachſucht. 


März. Beriohnliher Brief Leo's XIII. an Kaiſer Wilhelm. 
Beginn des Abbruchs der Maigeſetze. 


März. Graf Stolberg wird Vicefanzler und Vicepräfident des pr. 
Staatsininiiteriums, Hobrecht Finanz, Maybach HandelSminifter. 


März. Schluß der preuf. Yandtagsfelfion. 


April. Der Bırndesrath beichließt die von Bismarck beantragte 

Zabaf:Enquete, Im Lande beainnt die Sorge wegen des drohenden 
Zabafmonopols in agitatoriſcher Weife jich zu äußern. Die nat.- 
lib. Reihstagsfraftion nimmt am 11. April einitimmig gegen 
das Monopol Stellung. 


Mai. Die nat.-lib. Reihstagsfraftion beſchließt, auch aus der 
Vorlage über die Tabaf-Engquete alles zu entfernen, was als Ein« 
leitung zum Monopol erjcheint. 


10.—17. Mai. Die Vorlage über die Zabaf-Enquete wird mit 152 
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19, 


22. 


gegen 117 (ultr. fortſchr.) Stimmen gemäß den Aenderungs- 
anträgen ber Nat.»Lib. im Reichstag angenommen. Bennigſen 
erklärt, die Erhohung indirekter Steuern, auch der Tabafitenern, 
für disfutabel, aber unter fonititutionellen Bürgichaften. 


Mai. Hödel's Altentat auf Kaifer Wilhelm. 


+ Mai. Eulenburg verftändigt fih in Varzin mit Bismard über 
ein Sozialiltengejeg. 
Der Reichstag genehmigt den Spielfartenitempel. 

Mai. Mit der Mehrheit der Nat.Lib. und Konf. wird im Reichs— 
tag die Novelle zur Gewerbe-Ordnung (Fabrifinjpektoren, —— 
ordnung) beſchloſſen, die Vorlage über die Gewerbegerichte ſcheitert. 
Mai. Die nat.-lid. Fraktion beſchließt einftimmig, das ſoeben 
an den Reichstag gelangte Eozialiftengefeß in dieſer Form ab— 
zulehnen. 
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23./24. Mai. Im Reichstag erklärt fich die nat.-lib. Partei gegen 
das Sozialiftengejeß, will aber im Herbſt bei einer beſſer aus— 
gearbeiteten Borlage gerne hilfreiche Mitarbeit leiſten. Cin hierauf 
nerichteter Antrag Gneift-Bejeler wird gegen 60 mat.-lib. (mit 
243 St.) abgelehnt, die Vorlage jelbit hierauf mit 251 gegen 
57 kon. St. | 

Schluß der Reichätagsfeifion. 

26. Mai. Im ſächſ. Landtag it nad) einem, ein Sahr dauernden 
Streit die EinfommenjteuerReform zwiſchen beiden Kammern 
endlich vereinbart. 

2. Juni. Nobilings Attentat auf Raifer Wilhelm. Der Kronprinz 
wird Stellvertreter de8 jchwer verwundeten Monarchen. Die 
DOffiziofen und Konjerpativen beginnen in der Preſſe einen fürn 
lichen Bernichtungsfampf gegen den Liberaliämus und namentlich 
gegen die Nat.»Lib. Auf Antrag Preußens wird der Reichstag 
am 11. Juni aufgelöit. 

30. Juli. Allg. NReihstagäneumwahlen. 98 Nat. Lib, 5 Gruppe 
Löwe-Berger und 4 gemäßigteliberale Wilde, zujammen 107 
(32 weniger al$ 1877), 26 Fortichritt und Linkslib. Wilde, zu— 
jammen 27 (10 weniger), 59 Konſ. (19 mehr), 56 Freikonſ. 
(18 mehr), 94 Gentrum (1 mehr), 5 Demofr. (1 mehr), 9 Spy. 
Demokr. (3 weniger), 10 Welfen (6 mehr), 4 Autonomijten 
(1 weniger), 14 Polen, 1 Däne, 11 Protejtler (1 mehr). 

5—8. Aug. Heidelberger Konferenz der Finanzminiſter über die 
Steuerreform. 

9. Sept. Reihstanseröffnung. Vorgelegt wird ein neues, von dem 
im Mai abgelehnten wejentlich unterfchiedenes Sozialijtengejeß. 
Wiederwahl der Präfidenten Fordended, Stauffenberg und Hohen: 
lohe. 

24. Sept. Landtagsneuwahlen in Heſſen. Die nat.-lib. Mehrheit 
bleibt erhalten. Die Feine ultramontane Minderheit verjtärft ſich 
von 5 auf S Mitglieder. 

9.—16.,18.,19, Oft. Zweite und dritte Leſung des Sozialiſtengeſetzes. 
Bennigien erkennt an, dab dieſe Vorlage weit gruͤndlicher durch— 
gearbeitet ift, und dankt dem Kanzler für die Berficherung, daß 
er eine reaftionäre Politit damit nicht betreiben wolle. Lasker 
motivirt die Nothwendigkeit eines Ausnahmegeſetzes. Bismard 
gibt eine freundliche Gegenrede, von der die Konierpativen wenig 
erbaut find. Das Geiek wird endagiltig mit 221 gegen 149 ©t. 
angenommen. In der Mehrheit die Ronfervativen, Freifonjervativen 
und Nationalliberalen geſchloſſen, dazu 1 Ultr. und 1 Sortichrittler, 
in der Minderheit alle übrigen. Schluß der Reichstagsſeſſion. 

25. Oft. Ein Brief Pismards an VBarnbüler Fündigt eine „une 
faffende Revilion“ des Zolltarifs an. 

12. Nov. Bismard beantragt im Bundesratb die Perufung eines 
Ausihufles zur Prüfung des geſammten Inhalts unjeres Zoll. 
tarifſyſtems. 

19. Nov. Eröffnung des preuß. Landtags. Die Thronrede konſtatirt 
ein Defizit von 70 Millionen. Wiederwahl des Bureaus. 

24.— 26. Nov. Der Parteitag der Kortichrittspartei beichließt ein 
neues Programm, das die Partei völlig wieder in radikale Bahnen 
ablenft. 
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Dez. Der Kaijer übernimmt die Regierung wieder. 


.— 20, Dez. Der Braunſchw. Yandtag beantragt einftimmig, die 


Regierung um Vorlage eines Negentihaftsgefeßes zu erſuchen. 
Dez. „Dezember⸗Brief“ Bismards an den Bundesrath zu Händen 
des Zolltarif-Reform-Ausſchuſſes. Bismarck verlangt allgemein 
anf die Einfuhr Schutzölle von 510%. Der Ertrag müſſe 
auf 70 Millionen fommen, 

Dez. Das pr. Abg. Haus genehmigt die Errihtung des 
Ministeriums für Deffentl. Arbeiten und die. Uebertragung der 
Forften- und Domänenverwaltung vom Finanz auf das Land— 
wirtih. Minifteriun. 
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1879. 


San. Rickert und v. Benda beantragen im pr. Abg.Haus die 
Quotiſirung der ganzen Klaſſen- nud Einkommenſteuer. Die 
Regierung jcheint, ſeit Eintritt Hobrechts in das Yinanz- 
miniſterium, geneigt, eine theilweiſe Uuotifirung zuzugeſtehen. 
Hobrecht ſtellt ſeinerſeits am 21. den Erlaß eines jo großen 
Betrags der Steuer in Ausſicht, als die Matrikularbeiträge er— 
mäßigt werden oder vom Reich Geld überwieſen wird. 

Ran. Gegenüber einem, im Bundesrath vorliegenden, von 
Reichskanzler eingebrachten Geſetz, betr. Beihränfung der Nede- 
freiheit der Abgeordneten, haben Nat.Lib. und Fortichritt im 
pr. Abg. Haus cine Nejoiution vereinbart, welche die verfaflungs- 
mäßigen Garantieen der Nedefreiheit nachdrüdlich in Shuß nimmt. 
Die Nejolntion wird mit großer Mehrheit beichlofien. Die Yande 
tage in Bayern und Württemberg erklären ſich ebenfo. 

Febr. Rückkehr Pismards aus Varzin; er führt am 8. jelbit 
den Vorſitz in der Bundesratbjikung, in welcher der Sejeßentwurf 
gegen Die Nedefreiheit („Maulforbgefeg“) gegen die Stimmen 
von Bayern, Oldenburg, Bremen und Neuß ält. 2. augenommen 
wird. 

Febr. Die nat.-lib, Fraktion des pr. Abg.«Hauſes beſchließt 
einen Antrag Lauenſtein einzubringen, der vorzugsweiſe als Ver- 
wendungszwed etwaiger Mehreinnahmen vom Reich die Weber: 
weilung von Grund: und Gebäudeſtener (neben dem Erlaß an 
Klafien- und Einfommenfteuer) verlangt. 

Febr. Reichstagseröffnung. Bei der Präfidentenwabl ſtimmen 
die Konfervativen gegen Kordenbed, wie gegen Stauffenberg, die 
aber beide doch gewählt werden. Als Dritter wird Lucius 
(freifonf.) gewählt. 

Febr. Das pr. Abg.Haus lehnt mit 179 gegen 174 ©t. ab, 
ſich gegen den weiteren Erwerb von Vellbahnen dur den Staat 
zu erklären. Hobrecht ijt in der Lage, feine Zufane vom 10. San. 
namens der Staatsregierung zu wiederholen. Die Anträge 
Rickert (Quotifirung) und Yauenjtein (Orundftenerlleberweiung) 
werden mit großer Mehrbeit befchlofjen. 

Febr, Der Braunihw. Yandtag beichließt ein mit der Regierung 
vereinbartes neues Regentſchaftsgeſetz. 
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22. Febr. Der Reichstag genehmigt den Handelsverkrag mit 
Dejterreich nach lebbafter Debatte zwiſchen Nichter und Bismarck 
uber Freihandel und Schutzzoll. 

24. Febr. Schluß der Landtagsfeifion in Preußen: 

4.—7. März. Der Reichstag lehnt gegen die fonfervativen Stimmen 
das —— ab und beſchließt mit großer Mehrheit 
(Antrag Stauffenberg), die Geſchäftsordnungskommiſſion zu bes 
auftragen, fie joll prüfen, ob Aenderungen betreffS der Disziplinar- 
gewalt des Reihätans gegenüber feinen Mitaliedern überhaupt 
nöthig. Die Kommiſſion fommt am 18. 3. zu dem Schluſſe, 
daß nur die Beitimmungen über Entziehung des Wortes. ciner 
Ergänzung bedürften, eine allgemeine Reviſion jedoch ent- 
behrlich jei. 

21.—27. März. Der Reichstag erörtert und beſchließt einstimmig 
einen Antrag Schneegans Elſäſſ. Autonomift) zu Gunjten einer 
jelbftftändigen Landesregierung in Eljah-Lothringen. 


16. April. Im einem Brief an Frhrn. von Thüngen giebt Bismarck 
zu, daß auch er den von der Tariffommilfion des Bundesraths 
beihlofienen Kornzoll von 25, bezw. 50 Pf. für zu niedrig findet 
und alles daranjegen will, eine Erhöhung durdzubringen. 


2.—9. Mai. Erſte Berathung des Zolltarifs. Bismard vertheidigt 
in zwei großen Reden jein Programm gegen Yasfer und Richter. 
Bennigjen kommt erft am vierten Tage zu Wort; er wie Dchel- 
bäufer find maßvoll in der Form und fpreden in Betreff der 
Finanzzölle und der Bedürfnisfrage überhaupt entgegenfommend. 
Die Nat.Lib. beantragen, je eine Kommiffion für die Finanz: 
und die Schußzölle einzujegen. Der Antrag wird abgelehnt. 
Löwe-Bochum's Antrag, die ganze Borlage an eine einzige Kom— 
million zu verweilen, wird von allen Konjervativen, dem Gentrum, 
der Gruppe Löwe-Perger und 3—4 Nationalliberalen angenommen. 
Es zeigt jich bereits, daß der Zolltarif — auch wenn alle Liberalen 
dagegen wären, ca. 15 Etimmen Mehrheit hätte. 

10.—12. Mai. Erſte Berathung der Tabak und Brauſteuervorlage 
im Reichstag. 

15.—29. Mai. Zweite Yefung des Tarifs. Die erjten enticheidenden 
Abſtimmungen (Eijenzoll) ergeben bereitS 192 gegen 125, ja ſogar 
218 gegen 88 Stimmen, aljo gewaltige Mebrbeiten. Abgelehnt 
wird am 23. Mai die Erhöhung des Kornzolles auf I ME. mit 
173 gegen 6 ©t., dagegen wird der 50 Pf. Zoll mit 226 gegen 
109 St. die Holzzölle mit 172 gegen 88 genehmigt. 

17. Mai. Deutjher Städtetag in Berlin. Kundgebung gegen Die 
Cebensmittelzölle. Forckenbecks Appell an die „aroße liberale 
Partei.” 

21. Mai. Nachdem Kordenbed als Neihstagspräfident refignirt hat, 
wird von der fonj.-Eler. Mebrbeit v. Seydewitz (fonj.) mit 195 St. 
(negen 119 unbejchriebene Zettel) gewählt. 

24. Mai. Nahdem auch Stauffenberg als 1. Bicepräfident refignirt, 
wählt der Reichstag mit 162 (gegen 103 unbeichriebene Zettel und 
36 zeriplitterte Stimmen) den Gentrumsführer von Frankenſtein 
als Erſatzmann. 

29. Mai, Der Reihötag genehmigt das Eperrgejeß zum Zolltarif 
nah Windthorftihen Anträgen. Die Regierung muB ſich die un: 
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begnemen Anträge, wonach auch Roheiſen, Tabak, Petroleum ꝛc. 
ſofort „geſperrt“ werden, gefallen laſſen. 

Vertagung des Reichſtags bis 9. Juni. Im der Zwiſchenzeit 
jollen die konftitutionelle und die Frage der Finanzzolle geftärt werden. 
Anni. Bennigien verjucht veraeblid, mit Windthorit und Franken— 
jtein die fonititutionellen Bürgſchaften zum Zolltarif zu vereinbaren, 
Das Gentrum hält an den PVtatrifularbeiträgen feit und will den 
Mehrertrag an die Einzelitaaten überwiejen jeben. Gleichzeitig 
unterhandelt Bismarck ſowohl mit Bennigjen, ald mit Windthorſt, 
jedoch ebenfalls vergeblid. 

Juni. Die Tarifkommiſſion des Reichstags, welche ihre Be- 
rathungen bingezögert hat, un das Ergebnis der Verhandlungen 
abzuwarten, beſchließt mit 16 gegen 11 Et. die Frankenſtein'ſche 
Klaufel. Die Konjervativen und Klerifalen haben jich alſo geeinigt, 
um den Preis der Frankenſtein'ſchen Klaufel will das Gentrum 
auch die Finanzzölle bewilligen. Die Anträge Bennigjen's, die 
Matrifularbeiträge zu bejeitigen, den Kaffeezoll und die Zalziteuer 
zu quotifiren und den Ueberſchuß an Einnahmen im Etat den 
Ginzelitaaten zu übermweiien, werden abgelehnt. Das Eteuer: 
bewilligungsreht des Neihstags iſt vom Gentrum preisgegeben. 
Juni. Nachdem Pismard das konf.-Her. Kompromiß acceptirt 
hat, ohne das preuß. Miniſterium oder den Reichskanzleramts— 
präfidenten davon in Kenntnis zu ſetzen, reicht Hobrecht fein Ent: 
laſſungsgeſuch ein; desaleihen am 30. Juni Falk und Friedenthal. 
Juli. Die natlib. Reichstagsfraktion beſchließt, gegen die Franken— 
ſtein'ſche Klauſel, eventnell auch gegen den ganzen Tarif zu ſtimmen; 
18 ſchutzzöllueriſche Mitglieder behalten ſich ihre Abſtimmung vor. 
(Schauß, Volk, Treitſchke, Wehrenpfennig u. A.) 

Juli. Bitter wird preuß. Finanzminiſter. Der Reichstag ge— 
nehmigt mit 171 gegen 92, bezw. 174 gegen 97 Stimmen die 
Finanzzölle anf Petroleum und Kaffee. 

Suli. Der Reichstag genehmiat eine Erhöhung der Tabatiteuer 
auf 85 ME (ſtatt 120 ME. der Regierungsvorlage) für aus— 
ländiichen forort, 45 Mk. (ſtatt SO ME) für inländischen Tabak 
von 1. 4. 34 ab, läßt aber die Nachſteuer und die Yizenzitener 
fur Tabak fallen. 

Suli. Der Reichstag nimmt mit 211 (Eon. u. alte.) gegen 
129 (lib.) Stimmen die Franfenjtein’she Klaufel an. Die Polen 
enthalten ſich der Abſtimmung. Bismarck meint: Ueberweiſung 
der Zollmehrerträge unter Beibehaltung der Matrifularbeiträge 
oder Bejeitigung derjelben und Ueberweiſung des Ueberſchuſſes ber 
Reichseinnahmen überhaupt jei bonnet blane oder blanc bonnet. 

Die Prauftenerfommijtion des Reichstags läßt die ihr über: 
wiejene Vorlage fallen und empfiehlt eine angemefjene Erhöhung 
der Branntweinftener in Verbindung mit der Branftener in's Auge 
zu fallen. 


10.—12. Juli. Dritte Leſung des Tarifs. Agrarier und Induſtrie— 


ESchußzollner haben ſich verſtändigt und erhöhen die Eiſenzölle noch 
über die Beſchlüſſe zweiter Leſung hinaus mit 178 gegen 160, 
die Kornzolle auf 1 ME. mit 156 gegen 160 Ztimmen, In 
nanentlicher Abſtimmung wird das ganze Tarifgeſetz mit 217 
gegen 117 Stimmen angenommen, Die 15 Nat.-%ib,, welche fich 
hierbei von der Fraktion getrennt und fur das Geſetz geitimmt 
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haben, ſcheiden aus der Fraktion, weil „die in der letzten Zeit 
abgehaltenen Fraktionsjigungen in ihnen die Neberzeugung hervor: 
gerufen haben, dak innerhalb der Fraktion über die in der gegen- 
wärtigen Yage einzunehmende politiihe Haltung ein fo tief greirender 
Gegeniag vorhanden tft, day fie einen geeigneten Boden für eine 
fernere gemeinichaftlihe Thätigkeit nicht mehr zu erkennen ver: 
mögen.” 
Schluß der Reichstags-Seſſion. 

Juli. Bismarck legt dem Bundesrath ein Gejek über Ein- 
fuhrung zweijähriger Etat- und vierjähriger Yeaislaturperioden vor. 


Juli. Puttkamer wird Kultus, Lucius Landwirthſchafts-Miniſter. 


Sept. Yandtagswahlen in Sachſen. Die Nat.Lib. gewir”geger 
die Soz-Dem. 2, die Fortſchrittler verlieren 5 ige, die cr, 
behalten +5 Mandate. 

Dft. Yandtagswahlen in Preußen. Konſ. 117, Freikonſ 52, 
Nat.»Lib, 107, Gruppe Löwe 7, Fortſchr. 34, Centrum 97, Polen 
19, Dünen 2. Die Konjervativen haben ca. 90 Mandate von 
den Liberalen gewonnen, wozu die Yandräthe im oſtl. Preußen 
das Meijte beitrugen. 

Oft. Yandtagderneuerungswahlen in Baden: 21 Nat.Vib. (—6), 
10 Ultram. (+ 4), 2 Konj. (+2), 2 Demofr,, 1 Wilder. 

ft. Fuſion der Alt: und Neufonjervativen im preuß. Aba.-Hans. 
Okt. Nandtagseröffnung in Preußen. Bei der Präjidenten- 
wahl wählen die Konjervativen und Kierifalen Koller (konſ.) von 
Benda (nat lib.) und von Heeremann (Gentr.). Die von den 
Nat.-Lib. und Freikonſ. vereinbarte Liſte: Bennigfen, Koller, 
Bethuſy-Huc bleibt mit 164 gegen 218 Stimmen in der Minder: 
beit. Die Kortichrittier hatten weiße Zettel abgegeben, hätten 
aber die Minderheit auch nicht zur Mehrheit machen können. 
Denmah iſt Bennigjen nicht wieder aewählt und zum eviten 
Diale ein Nltramontaner im Präfidium des preuß. Yandtags. 
Nov. In Preslau ſpalten jih die mat.-lib. Wahlmäanner bei 
einer Nahwahl zum Yandtag. Die Mehrheit will Yasfer nicht 
mehr wählen; der bisherige Fuhrer des linfen Flügels unterliegt 
mit 53 ©&t., gewählt wird der Kandidat des rechten Flügels, 
mit 64 St. 


11.—13. Nov. Generaldebatte über die Eifenbahnverjtaatlihung im 


preuß. Abgeordnetenhaus. 


9.—12. Dez. Das preuf. Abg.Haus beichließt, nachdem die Ga— 


10. 


rantien jeitens der Regierung gegeben find, mit 226 gegen 115 ©t. 
die verlangten Eiſenbahnverſtaatlichungen (Berlin-Ztettin, Magde- 
burg=Halberitadt, Hannover-Altenbeden, Köln-Minden.) In der 
Minderheit der Kortichritt und das Gentrun. Gegen das eine 
oder andere Projekt werden auch einige nat.lib. Stimmen abge 
geben. 

Dez. Fraftionsdiner der nat.-lib. Yandtagsabgeordneten. Es 
fehlen Forckenbeck und Lasfer, die übrigens micht mehr im 
Yandtag ſitzen. Bennigſen Eonitatirt, daß das Volk feine Reaktion 
wolle und daß Bismarck jein eigenites Werf von 1867 auflöjen 
müßte, wenn er die Neaftion einführen wollte. Tas Gentrum, 
wie die Konjervat. jeien durchaus ihres letzten Erfolges nicht froh. 





— 90 — 
EN, 


Die achtziger Jahre. 


1880. 


17. Jan. In Baden ergiebt ſich ein Konflikt der Mehrheit mit der 


rRegierung anläßlich des, in der 2. Kammer erſcheinenden „Examen— 
eejeßes“ ( Nbänderungen betr. Ablegung des Eramens der Kandidaten 
der Theologie). Die Nat.:Fib. beſchließen, nur zuguftimmen, wenn 
die Kurie ausdrüdlich das „Prüfungsverbot” zurucdnimmt. Seitens 
der Kommijfion wurde demgemäß beantragt, auf die Perathung 
des Geſetzes nicht einzugehen. Im Plenum giebt die Regierung 
zur 2, Leſung mehr als unbefriedigende nachträgliche Erläuterungen. 
Die im Sejeßentwurf vorgejebene Prüfung, zu der ein jtaatliher 
Kommiſſar erſcheinen ſollte, iſt gar micht die theologische Fach— 
prüfung. Letztere behält ſich der Biſchof vor, ohne einen Kommiſſar 
des Staates dabei zuzulaſſen. Die Kammer iſt geneigt, die 
Vorlage kurzer Hand abzuweiſen. Indeſſen giebt nun der Erz— 
bisthumsverweſer v. Kübel nah; er zieht das „Prüfungsverbot“ 
zurück. Die Regierung zieht dann am 13. 2. den Gejekentwurf 
vom 17. 1. zurück und legt einen neuen Entwurf vor, den Die 
Kammer am 25.2. einjtimmig genehmigt. Damit ijt der Kultur: 
fampf in Baden beendet. 


21. Jan. Das preuß. Abg.Haus lehnt das Schanfiteuergeiek und 
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auch den Kommiſſionsvorſchlag, die Schankſteuer lediglich auf den 
Ausſchank von Branntwein zu beſchränken, mit 192 lib. und ultr. 
gegen 175 fon). Stimmen ab. 


San. Die 2. beifiihe Kammer genehmigt endlih, nah lang» 
wierigem Streit, mit 24 gegen 24 Stimmen den Berfanf des 
hei. Antheils an der Main-Weſer-Bahn an Preußen. 


. Febr. Tas preuf. Abg. Haus genehmigt mit 223 gegen 


144 Stimmen die VBerftaatlihung der Nheiniichen und Potsdam: 
Magdeburger Bahn, am 11. Febr. auch die der heil. Strecke der 
Main-Weſer-Bahn. 


Febr. Reichstags-Eröffnung. Die Konſervativen und Ultramontanen 
beſetzen, nachdem Hölder (Gruppe Schauß-Völt) den 2. Vice 
präſidenten-Poſten abgelehnt, das ganze Präſidium aus ihren Reihen. 


13. Febr. Die ultram. Mehrheit der 2. bayr. Kammer verweigert 


1. 


wiederholt jeden Staatszuſchuß zum Würzburger Univerfitätd« 
jubiläum. 


u. 2. März. Gifte Leſung des neuen Septenatsgeſetzes im 
Neihstag. (Friedenspräſenz 427270 Mann. Gadres: 503 Bat. 
Inf, 19 Bat. Pioniere, 332 Batterien Feldartillerie u. ). w.) Die 
Vorlage gebt an eine Kommiſſion, die Bennigjen zum Borfigender 
wählt. 
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März. Die 2. badiihe Kammer nimmt nrit 28 nat.lib. gegen 
19 Stimmen ein von Kiefer beantragtes Mißtrauensvotum gegen 
Miniſter Stöher an, der in den Verhandlungen mit der Freiburger 
Kurie einer ſchwächlichen, anti liberalen Haltung beihuldigt wird. 


März. Laster erklärt feinen Austritt aus der nat.-Iib. Fraftion. 


April. Der Bundesrath nimmt mit erbeblihen Milderungen im 
Tarif die Stempelſteuer- und Unittimasftenervorlagen an, befreit 
aber mit 30 gegen 28 Stimmen die Poſtanweiſungs, und Poſt— 
vorſchußquittungen. Der Reichskanzler reicht jeine Entlafiung ein. 
Kaifer Wilhelm beantwortet dieſes Gejuh mit den Worten: Es 
bleibt bei meinem Niemals, 

u. 10. April. Der Reichstag genehmigt mit 186 gegen 
94 Stimmen das zweite Septennat. Widert polemifirt heftig 
gegen Richter. „Er danfe für einen Yiberalismus, der die Grenze 
ausitelle, daß er für 3 Sahre das Militärbudget bewilligen Fonne, 
für 7 Sabre aber nicht." Gegen die Vorlage jtimmen Fortſchritt, 
Ultram. und die reichsfeindlihen Gruppen, auch Yasfer und 
Etauffenberg mit 2 Genojien vom linfen Flügel der Nat.-Vib, 


April. Der Bundesrat) nimmt durch einitimmigen Beſchluß 
(d. h. es jtimmt feiner dagegen) jein Botum vom 3. 4, betreffs 
der Foftquittungen zurüd. Bismarck verlangt zu feiner weiteren 
Genugthuung eine Nevifion der Geſchäftsordnung des Bundes- 
raths. Die Reviſion wird am 22. 4. genehmigt. 

April. Der Reichstag genehmigt in 3. Yelung mit 186 gegen 
125 St. die Eeptennatsvorlage endgiltig; ebenſo die Wieder 
aufhebung des Flachszolles. 

April. Der Reichstag nimmt mit 181 gegen 69 St. einen 
Antrag Buhl gegen den Plan eines Tabakmonopols an. 

April. Der Reichstag lehnt die Samoa-Vorlage mit 123 gegen 
112 St. ab. 

April. Völk u. Genofien beantragen angefihts der häufigen 
Beſchlußunfähigkeit des Neihstags Herdbſetzung der Beichluß- 
täbigfeitsziffer. 

Mai. Wolffſon u. Gen. interpelliren den Reichskanzler wegen 
jeines Vorgehens gegen die Freibafenitellung Hamburgs. 

Mai. Der Reichstag nimmt die Verlängerung des Sozialiſten— 
gejeßes, jedoch nur auf 2 jtatt auf 3_ Jahre, gegen die Stimmen 
des Gentrums, Fortichritts und der Soz.Dem. an. 


Mai. Der Reihstag genehmigt das Wuchergeſetz, lehnt aber das 
von Wild. Bismard beantragte Zinsmarimum fait einftimmig ab. 
Die von W. Bismarck beantragte Nejolution zu Gunften der 
Beihränfung der Wechfelfreiheit wird mit 136 gegen 99 Et. 
angenommen. 
Mini. Der Reichstag genehmigt die Elbeihiftfahrtsafte ohne 
den Art. 4., der eine Preſſion gegen Hamburg aemwejen wäre. 
Schluß des Neihstags. Die Prau: urd die Etempeliteuer- 
vorlagen jind unerledigt geblieben, ebenſo das Wehrſteuergeſetz und 
die Küſtenſchifffahrtsgeſetze. 
Mai. Dem pr. Yandtag geht das erjte Geſetz, betr. Abbruch der 
Waigeſetze zu. Zugleich veröffentlicht Bismarck eine Reihe von 
Schriftitucden, die mit der römiichen Kurie gewechſelt worden, 
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Juni. Das pr. AbgeHaus beſchließt gegen den Fortſchritt, den 
aroferen Theil des Wentrums und einige Nat.»vib. die Ver: 
waltungsgejege (Organifation der Allg. Yandesvermaltung, Ver— 
waltungsgerichtsbarfeit) mit den von Bennigien mit den Konjerv, 
vereinbarten Modififationen. 


Juni. Dritte Leſung des Kirchengejeges im preuß. Abo. ‚Haufe. 
Mit 198 aeger 197 Stimmen lehnt daS Haus den zwiichen 
Pennigjen Namens eines Theils der Nat.-%ib. u. den Konfervativen 
vereinbarten $ 1 (Vollmacht der Regierung, Geiltliche anzuitellen 
unter Abitandnahme von wejentliben Maigejeßparagraphen) ab. 
48 Nat. Lib. (Rickert u. Gen. 1.) hatten gegen, 47 (Bennigjen und 
Sen.) dafür geitimmt. — Der $ 4 (Biederberufung abgeiegter 
Biſchöfe) wird fait einitimmig abgelehnt. Die anderen Artifel 
werden mit größerer Mehrheit genehmigt, das ganze Geje mit 
206 gegen 202 Stinunen. In der Mehrheit die Konj. und circa 
50 Nat.Lib., in der Minderheit Centrum, Fortiehritt umd circa 
45 Nat.-?ib. Das Geſetz, welches jeßt noh aus 10 Artifen be- 
jteht, wird am 3. 7. vom Herrenhaus einfach angenommen, damit 
es nicht nochmals an's Abg.-Haus zurückzugeben braudt. Zonit 
wäre das Gejet verloren. 


Juli. Schluß der preuf. Landtagsſeſſion. 
u. 29. Juli. Zweite Kinanzminijterfonferenz in Koburg. 


Ara. MNidert erklärt ſich in einer Wahlrede in Danzig gegen 
Bennigſen's Taktif und Politik, verlangt, daß als Ziel eine große 
liberale Partei erſtrebt werde und entwickelt das Programm einer 
ſolchen. (Freihandel und nl der Falk'ſchen Schul— 
und Kirhenpolitif.) 


Ag. Bamberger, Banınbad, Beiſert,— Berling, Braun, Bunſen, 
Drawe, Forckenbeck, Jegel, Hönicka, stieichfe, Knoch, Yipfe, 
Aler, Meyer, Pilger, Platen, Rickert, Sachſe, Echlutow, Paſtor 
Seyffard-Liegnitz, Stauffenberg, Struve, Thilenius, Trautmann, 
Vollerthum, Weißermel, Weſtphal und Witte erklären ihren Aus: 
tritt aus der mat.elib. Partei. Sie verlangen die politiiche und 
wirtbichaftlihe (Zoll:) Freiheit und das Zufanımemwirfen aller 
Yiberalen. 
Sept. Bennigſen eutwidelt in einer großen Nede auf dem 
bannoverihen nat.-lib. Parteitag die Murgaben der Partei und 
fritifirt die Sezeſſion als Ergebnis — Verärgerung. 
Lasker fällt auch in Magdeburg bei einer Landtagserſatzwahl 
gegen den nat.-lib. Liſtemann durch. 


Sept. Die Ultramontanen im Rheinland beſchließen die „würdige 
Zurüchaltung“ zur Domfeier in wol, 


Oft. Yandtagserofinung in Berlin. Die neue Fraftionstifte 
hat Sich aeitaltet, wie folgt: 107 Konſ., 52 Freikonſ., 7 Eon]. 
Wilde, ST Nat-tib., 14 jezeffioniftiihe und > andere liberale 
„Wilde“, 97 Fortichritt, 99 Zentrum und Welfen, 19 Polen, 
(3 erled, Mandate). Die Nat.-Yib. haben beichlofien, nicht in's 
Prafidium einzutreten, wenn wieder ein Gentrumsmann gewählt 
wird. Freikonſ. Sezeſſ. und Kortichr. aehen mit den Nat.-Lib. 
gemeinſam vor. Gewählt wird Koller (fon’.), Benda (nat.ib.), 
Stengel {freifonf.). Die junge Eonj.+Eer. Gemeinſchaft geht alio 
Ichon in die Price. . 


2. Nov. Das preuß. Budget für 1881/82 hat wiederum ein Defizit 
(30 Millionen), Zn Erwartung der Ueberweijungen vom Neid) 
ihläat die preuß. Regierung gleichwohl den Erlaß eines Theiles 
der Klaſſenſteuer und Ueberweiſung eines Iheiles der Grund» 
und Gebäudeſteuer vor. 

Nov. Einrihtung des Volkswirthſchaftsraths in Preußen auf 
dem Wege der fol. Verordnung. 

In Erfüllung der Garantie-Zufagen bei der Eijenbahn- 
verſtaatlichung legt die Regierung dem Landtag das Geſetz über 
die Einrichtung der Eifenbahnräthe vor. 

19. Nov. Parteitag der Sezeſſioniſten („Liberale Vereinigung“) in 
Berlin. Rickert erklärt, es fomme nicht darauf au, den Nat.-Yib. 
oder Fortſchrittlern Mandate wegzunehmen, Tondern dafür zu 
jorgen, dab „überhaupt wirklih liberale Männer“ gewählt 
wurden. Mit der — Fortichrittspartei werde man ih leicht 
verſtändigen. 

Dez. Bennigſen greift im preuß. Landtag den Kultusminiſter 
Puttkamer an wegen der Unterjtugung, die er den kirchlich-ortho— 
doren Beſtrebungen der Welfen angedeihen läßt. 
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1881. 


9. Jan. Die Landesverſammlung der Deutſchen Partei in Württem— 
berg bejdyliehkt ein neues Programıı. 


17. San. Der Kronprinz erklärt in eimem Geſpräch mit Stadtrat) 
Magnus, daß ihm „diefe Sudenhege eine Schmach für Deutich- 
land“ ſcheine. 

21. Jan. Das preuß. Abg.-Haus genehmigt das Zuſtändigkeits— 
geſetz für die Selbftvengaltungs - Organitakton hält aub am 

14. 2. mit 176 lib. und ultr. gegen 134 Eonf. Stimmen die vom 

Herrenhaus geitrichenen Beitimmungen zum Schuß der Gemeinden 

aufrecht. 

Fan. Das pr. Abg.-Haus lehnt den Antrag Windfhorft, betr. 

Ztraffreibeit für unberugtes — mit 254 gegen 

115 St. ab, im der Minderheit die Ultr. und Polen, ein Konſ., 

5 Fortichrittl., 1 Sezeſſ. 

29. Ian. Das pr. Abg.Haus befchließt mit 243 aegen 106 St. den 
einmaligen zu einem dauernden Steuer-Erlaß umzugeitalten. Im 
der Minderheit die Nat.-Lib. und Freifon., die angeſichts des 
Derizits von 30 Millionen erit eine organische Finanzreform für 
nothig erachten. 

Rarteitag der Eezeffioniften in Halle. Gin Antrag auf 
grumdfäglihes Zufammengehen mit dem Fortichritt wird mit 55 
gegen 55 St. abgelehnt. 

Gegenfundgebung der Nationalliberalen in Halle, daß die 
„grundfäglihe” Oppoſition gegen die Bismarck'ſche Politik, „ob 
jie gleih im Einzelnen irren mag“, den Liberalismus nur einflußlos 
machen fonne, 

3.—5. Febr. Erite Lefung des Verwendungsgeſetzes im pr. Abg. 
Hand. Das Gejeß hat nur den Beifall der Konjervativen. Gneiſt 
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beanftandet das Syſtem, im Yandtag die Verprlichtung des Reichs— 
tags zur unabſehbaren Bewilligung indiretter Steuern zu ſchaffen, 
und den Vertheilunasmaßitad, der nur Snterejienitreit erzeuge. 

11. Febr. Tas pr. AbgeHaus beichlieft die Novelle zur Provinzial: 
ordnung. (Ausdehnung auf den Velten.) 

15. Febr. Reichstagseröffnung. Wiederwahl des Prajidiums durch 
die konſ.kler. Mehrheit. (Arnim, Rranfenitein, Acdermann.) Graf 
Arnim-Boitzenburg (freifonf.) lehut ab, da er ichen vorher erflärt 
bat, mit einem Ultramontanen nicht zuſammen zu fißen. Darauf 
wird v. Goßler gewählt. 

16.— 18. Febr. Im Serrenbaus gerätb Pismard bei der teuer: 
Erlah » Debatte mit Camphauſen hart aneinander und berichtiat 
ihn, die Feſſel für alle Reform aewejen zu jein. Der Steuer— 
Erlaß wird mit 94 gegen 41 St. aenchmiat. 

19.— 20. Febr. Das Herrenhaus itreicht nur nod eine von den Ve: 
ftimmungen zum Schuß der Gemeinden im Zuſtändigkeitsgeſetz 
(wonach eine Beſtätigung der Semeindeporftandsmitglieder nicht er— 
forderlich fein Jollte, Jondern une für Bürgermeiſter und deren Vertreter), 
nimmt die übrigen (Entſcheidung des Bezirfsraths im Streit zwiichen 
Semeindevorjtand und » Vertretung, Aufſichtsrecht des Kreisans- 
ichufjes uber die Yandgemeinden) an, nachdem Eulenburg dieſelben 
fur annebmbar erflärt bat. Da erhebt jih Web. Rath Nommel 
und verlieft ein Schreiben des Handelsminiſters Bismarck gegen 
Die Eulenburg'ſche liberale, zu Gunſten der Kleiſt Retzow ſchen 
Auffaſſung. Eulenhurg nimmt ſeine Entlaſſung. Tas Abg.: 
Haus halt mit 175 gegen 149 St. auch den $ 7, daß nur Die 
Bürgermeifter und deren Stellvertreter der Beſtätigung bedürfen, auf— 
recht. Das Herrenhaus ftreicht ihn nochmals. Die Negierung zieht 
mm am 23. Febr. Das Geſetz zurück und ſchließt Die Yandtaasteitton, 

23. Febr. Die 2. bavr. Kammer bejchlieht mit 129 Et. gegen 15 Zt. 
die Reform der Wapitalrentenitener und am 26. d. Mts, Die Reform 
der Haus- und (Srunditeuer, 

3. März. Cine Ausſprache innerhalb der nat.-1ib. Fraktion führt, 
nachdem Bennigſen die geſammte innere Yage dargeſtellt, zu einer 
volligen Einigkeit. Die auf dem linken Alügel itehenden Mit— 
alieder, welche zur Sezeſſion meigten, erfennen Bennigſens Auf— 
faſſung und Führung au. Die Fraktion ift von da ab die ganzen 
Soer Jabre hindurch einig und in freundſchaftlichem, reiten Zu— 
jammenbalt. 

8,—9. März. Bennigſen nimmt im Reichstag gegen die 2jahrigen 
Etatperioden Stelunng. Das Centrum ſchwankt. 

10. März. Tie 2. württ. Kammer erklärt ſich mit 56 gegen 16 
demokr. und vereinzelte mat.lib. Zt. für das Tabakmonopol. 

15. Marz; Die ulir. „Germania“ bat die Bosheit, ein vertrauliches 

— Rundſchreiben zu veroffentlichen, in dem Graf Mirbach die früheren 
Teflaranten ermuntert, Durch „ein Paar Zeilen” der Entſchuldigung 
mit Bismarck wieder zum Frieden zu kommen. 

24. März. Der Reichstag beſchließt gemäß einem Antrag Benda— 
Rickert, zu verlangen, daß die auf das Reich fallenden Koſten 
des Zollanfchtufies von Altona in den Etat eingeſtellt werden. 

28. März. Tie Reichstagskommiſſion verwirft die Vorlage wegen 
der Gtat: und Wahlperioden und beirhlicht nah dem Antrag 


Bennigjen, dein Art. 15 der Verfaſſung zuzufügen, daß der Reichs» 
tag jeweils im Oftober zu berufen fei. 

28.—29. März. Der Reichstag verweilt die Stempeliteuer-Vorlage 
an cine Kommiſſion, die Bra und Wehritener-VBorlagen fommen 
im ‘Plenum zur weiteren Berathung, was mit Ablehnung ſchon 
gleichbedeutend ift. 

1. April. Die 2. bayr. Kammer genehmiat auch ein neues Ge— 
werbeitenergeich. 

1.—4. April. Bei der eriten Leſung des Unfallverficherungsgefches 
zeigt ſich eine, bis tief im die fonjervative Partei bimiberreichende 
DOppofition gerade gegen jene Punkte (Staatszuſchuß 2c.), auf die 
Bismarck den Nachdruck leat. 

3. April. Stauffenberg verjucht vor feinen Wählern in Sanders: 
beim die Sezeſſion zu rechtfertigen. (Der Wahlfreis geht aber 
in Herbſt wieder in nat.lib. Hände über.) 

6. April. Nach jahrelangem Bemühen fett die ultr. Mehrbeit in der 
>, bayr. Kammer einen Beſchluß mit 77 aenen 62 lib. Stimmen 
zu Oumiten der Bejeitigung des 7. Schuljahres durch. Die erite 
Kammer lehnt Dies einſtimmig ab. - (4. >.) 

20. April. Gelegentlih ver Vereinfachung der Ztaatsverwaltungs- 
behörden im Baden werden die Minitter Grimm und Stößer ent: 
lajjen, womit das Einvernehmen zwiſchen der lib. Nammermebrheit 
und der Regierung wieder bergeitellt üt. 

241.--30. April. Der Reichstag genehmigt mit großer Mebrbeit 
das Geſetz über die Deffentlichfeit der Verhandlungen des Landes— 
ausſchuſſes von Elſaß-Lothringen und den obligateriichen Gebrauch 
der deutſchen Sprache in demſelben, ebenſo das Küptenfrächtſchiff— 
fahrtsgeſetz. 

5. u. 6. Mai. Die Prov. Gorr. bereitet auf die Reichstagswahlen 
vor mit dem Artifel „Der Amwalt des Heinen Mannes". Weder 
Baäner noch Arbeiter habe im Parlament eine genügende Ber 
tretung. 

Rei Berathung der Vorlage über die zweijährigen Gtats 
beflaat Bennigſen unter ausführlider Darleaung der bearimden- 
den Umſtände die allgemeine Abipannıma und Ermudung im Barlas 
ment, die Unficherheit, das ewige Hin- und Herſchieben, den Mangel 
eines guten Verhältniſſes dev Mehrheit zum Kanzler, und verwirft 
Die eine Schwächung des Neichstags und Damit auch eine Schwächung 
des Einheitsgedankens involpirende Borlage. Bismarck antwortet 
mit Vorwürfen; was Bennigſen als Unterftützung aus fruberer 
Zeit erwahnt, jei nur im der Weile gemeinſame Arbeit geweſen, 
das man all jeine Vorjchläae in die Häckſelmaſchine gebracht babe. 
Eine Rückſichtsloſigkeit gegen die Miniſter und ihre Räthe jet es, 
ben Reginn der Reichstagsſeſſion im Tftober zu verlangen; eritere 
hätten dann ihre Borarbeiten im Hochſommer au beginnen; er 
deutet die Moglichkeit an, den Neihstaa aus Berlin wegzuverlegen. 


6. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Leſung mit 195 gegen 
134, bezw. 140 geaen 131 Zt. das Geſetz über Die Vergünſftigung 
der Neihöbeamten bei Beſteuerung der Dienſtwoöhnungen. In Der 
Minderheit die liberalen ‘Parteien. 

7- Mai. Ter Reichstag lehnt etuftimmia die Wehrſteuer ab 


J 


und genehmigt das Geſetz uber die Naturallehitungen fur die be— 


wafinete Macht im Frieden. In letterem Geſetz ijt auf liberales 
Betreiben die Feitiegung der Entihädigungen den Eelbjtverwal- 
tungsbehörden zugeſprochen, weshalb der Bundesrat) demnädjt 
das Gejeß verwirrt. 

16. Diai. Der Reichstag lehnt die 2jähr. Etats mit jehr großer 
Mehrheit ab. 

17. Mai. Der Reichstag lehnt in 2, Yefung mit allen gegen etwa 
40 fonj. St. die Brauftener-Erhöhung ab. 

19.— 21. Mai. Der Reichstag nimmt mit 140 ult.-fonj. gegen 
123 St. in der Sewerbenovelle den Yehrlingsparagraphen (100 e) 
an, lehnt aber mit 132 gegen 127 Et. das Verbot des Yehrlings- 
haltens für Nichtinnungsmeiſter ab. Letzterer Beſchluß wird ant 
9.6. mit 120 gegen 115 Et. aufrechterhalten. Zwanasinnungen 
jind alſo abgelehnt. 

25.— 27. Mai. Bei Perathung des Antrags Nichter, betr. die 
gegen Hamburg ergriffenen Mafregeln zur Erzwingung des 
Zollanichlufjes verläßt der Bundesrat) den Reichstag. 

28. Mini. Der Reichstag genehmigt in 2. und am 13. Juni in 
3. Leſung die Porjen- und Yotterieiteuer, lehnt aber die Steuer 
auf die Duittungen, Chefs, Girvanweifungen und Lombard— 
darlehen ab. 

29. Mai. Allgemeiner nat.-lib.-Delegirtentag in Berlin. Bennigjen 
erläutert die innere Yage. Das zur a vorgelegte Programm 
wird einjtimmig genehmigt und von 176 Mitgliedern des Reichs— 
tags und der Einzellandtage unterjchrieben. 

31. Mai bis 11. Juni. Zweite Leſung des Unfallverfiherungsgeiehes. 

14. Inni. Der Reichstag lehnt mit 153 (115 lib. u. etliche 40 ultr.) 
gegen 102 (70 konſ. und einige 30 ultr.) Stimmen den Kredit für 
einen deutſchen Volkswirthſchaſtsrath ab. Bennigſen namentlich 
befümpft diejes „Nebenparlament”, — Die Novelle zum Gerichts 
fojtengejeß wird nach den Anträgen von Cuny's genehmigt. 

15. Juni. Die Hamburger Bürgerſchaft genehmigt den Zollanfhluß 
mit 106 gegen 45 St. 

15. Juni. Der Reichstag beſchließt mit 145 gegen 108 lib. Etimmen 

das Unfallverfiherungsgejeh in 3. Leſung. Die von den Nat.-Yib. 

verlangte Neihsanftalt wird zu Gunſten der Yandesanjtalten mit 

161 Eonj.»Eler. gegen 105 nat.-lib. und freifonf. Stimmen abgelehnt, 

der Reichszuſchuß wird verworfen. a Beſchluß maht das 

Geſetz auch für Neichöregierung unannehmbar. 

Schluß der Reichstagsſeſſion. 

Juni. Rücktritt des Grafen Stolberg-Wernigerode. Puttkamer 

wird Miniſter des Innern, Goßler Kultusminiſter. Dem Reichs— 

kanzler ertheilt der Kaiſer Urlaub. 

12. Juli. Landtagserneuerungswahlen in Sachſen. 19 Konſer. 
(+ 6), 5 Nat.Lib. (— 4), 5 Fortſchr. (— 3), 1 Soz. (4 1). Die 
Kammer hat demnah eine jihere Mehrheit von 47 Konf., Daneben 
16 Nat.Lib., 13 Fortihr., 4 Soz. 

21. Juli. YLandtagsneuwahlen in Bayern: 82 Ultr., 63 Lib., 
3 Konf. 

12. Aug. Prof. Ad. Wagner bezeichnet in einer Wahlrede in 
Parmen die Auffafjung der Regierung dahin, dat das Tabak— 
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monopol ein „Patrimonium der Enterbten der Geſellſchaft“ fein 
jol. Die Prov. Corr. fordert durh die Wahlen ein formliches 
Plebiszit über diefen Monopol» und Eozialreformplan. 

Graf Eulenburg geht als Oberpräfident nad Kajiel. 

3. Sept. Die Konfervativen haben durd vertraul. Rundichreiben 
die Parole ausgegeben, bei den Neichstagswahlen das Centrum 
zu unterjtügen. Das Girfular kommt, anfcheinend von Flerif. 
Seite, in die Deffentlichteit. 

15. Sept. Der Wahlaufruf der nat,-lib. Partei zeigt Entgegen: 

fommen auf dem Gebiete der Sozialreform, wenn nicht erperi- 

mentirt, jondern vorlihtig das Erreihbare und Mögliche in An- 

griff genommen wird, und verweiſt auf die Gefahr des immer 
engeren Bündniffes der Firhlihen und politiihen Reaktion. 


3. Oft. Landtagswahlen in Baden. Die Mehrheit der Nat.-Lib. 
geht auf 31 herunter (11 Site verloren). Die Ultramontanen 
haben 23 (+9), die Demofraten 5 (+ 1), die Konferpativen 3 
(+ 1), außerdem ein Wilder (Beamter). Die Preſſe erklärt diejes 
Ergebnis als darakteriitiih für die wachſende partifulariftifhe 
Strömung und für die Ausfichtslojiafeit de3 Tabakmonopols. 


9. Oft. Nat.Lib. Parteitag für die Prov. Sahjen in Magdeburg. 
ag rn jpriht gegen das Tabakmonopol und erinnert, daß 
jein Eintreten in die Regierung vor 3 Jahren daran gejcheitert, 

daß er die Verantwortlichkeit für die Durchführung des Monopols 
abgelehnt habe. 

27. Oft. Allgemeine NReihbstagswahlen. Die Mittelparteien find er- 

heblih geſchwächt. Die Nat.»Lib. zählten nach der Sezeſſion 62, 
jeßt nur 46 Mitglieder, die — ſind von 56 auf 27 
(mit Treitſchke 28) zurückgegangen. Den Gewinn haben aber 
auch die Konſervativen nicht eingeheimſt, trotz Adolf Wagner und 
Prov. Eorr., ſie find von 59 auf 50 a Da- 
gegen zählen das Centrum 100 (+6), die Welfen wieder 10, 
die Polen 18 (+4), die Dänen 2 (+1), die eljäfl. Proteftler, 
welde den Autonomiften überall wieder den Boden abaegraben 
haben 15 (+4), die Sozialdemofraten 12 (+3) Mitglieder. 
Die Fortihrittlihe Linke hat ſich durch die radifale Ausnutzung 
der Monopolgefahbr am meilten veritärft: Sezejfionijten 47, mit 
Bockum-Dolffs 48, Fortihritt 59 (-+ 33), Demofraten 9 (+ 5). 
Das Schluß-Reſultat war erſt durch 97 Stihmwahlen zu er- 
zielen, wobei die merfwürdigiten Bündniſſe geſchloſſen worden. 
8. Nov. Die „Poit” Fündigt den Rüdtritt Bismards an. 


12. Nov, Bismarck kehrt nah Berlin zurüd und hält dem Kaijer 
jofort Vortrag. 

17. Nov. Reichstags -Eröffnung. Kaiſerliche Botſchaft über die 
Sozialreform. räſidium: Levetzow, Franckenſtein, Benda. 
Letzterer lehnt ab, dafür wird Ackermann gewählt. 

1. Dez. Der Reichstag lehnt mit 169 gegen 83 St. abermals ben 
Etat-Poften für einen Deutſchen Volkswirthſchaftsrath ab. 


2. Dez. Unter den brei liberalen NReihstagsfraftionen findet eine 
Perjtändigung über ein gemeinfames Operiren von Fall zu Fall 
Statt. Sunächit wird bejchlofien, ein erweitertes Haftpflichtgefeß 
anözuarbeiten und baldigit an den Reichstag zu bringen, Dafielbe 
wird am 19. Dez. vereinbart umd als Antrag Buhl eingebracht. 


— 
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7. Dez.  Fraftionsdiner der mat.lib. Neichstagsabgeordneten. 


15. 


28. 


24. 


Bennigſen jpriht fih gegen eine Bereinigung mit den Links— 
ftehenden zu einer großen liberalen Partei aus und empfieblt 
gerade jekt volle Eelbititändigfeit nad rechts, links und gegen 
die Regiernng. 

Dez. Große Reihtagsdebatte über die Wahlbeeinflufjungen. 
Puitkamer vertheidigt die preuß. Beamten, die den Wabl-Eintluf 
geübt und veriichert diejelben des Danfes der Regierung und des 
Kaiferd, Daraufhin verurtheilt Bennigjen dieſes „franzöſiſche“ 
(Bräfeftur) Syſtem Puttfamer und das Hereinziehen der Perfon 
ded3 Monarchen atıf das Schärfite. Ein Antrag Dirichlet, der 
jtrengite Prüfung durh die Wahlprüfungsfommiliion verlangt, 
wird mit großer Mehrheit angenommen. Die nächſte Folge tit 
die Verabfchiedung des Oberpräfidenten von Oſtpreußen, von Horn, 
der ſich zu Wahlbeeinfluffungen nicht hergegeben bat, die Ver— 
leihung eines hohen Ordens an Puttfamer und eine Ziteler- 
höhung des Redakteurs der Prov. Gorr., Dr. %. Hahn. Die 
Offiziöſen in der Bolit. Gorr. (Dr. Konſt. Rößler) jtellen einem 
neuen „Konflikt“ in Aussicht. 
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1882 

+ 
San. Ein Erlaß des Kaifers und Königs Wilhelm (gegengez. 
vom Neichsfanzler) an das Staatsminifterium betont das ver— 
faſſungsmäßige Recht des Monarchen zur perjönlihen Leitung Der 
Regierungspolitif und verlanat die Vertretung derjelben bei Den 
Wahlen von allen politijhen Beamten. 
Jan. „Triumph“ Windthorit3 im Reihstag. Mit 233 gegen 
115 ©t. wird die Aufhebung des Gejeges gegen unbefugtes 
Saframentsjpenden verlangt. 
San. Der Neihstag genehmigt den Hamburger Zollanſchluß. 
Febr. Der preußiihe BVolkswirtbsichaftsrath wird eröffnet und 
beginnt jeine Perathung mit dem Qabafömonopol, das er am 
31. März mit 33 gegen 31 St. vermwirft. 
März Das preuß. Abg.- Haus bewilligt die weitere Verſtaat— 
lihung von 6 Privatbahnen für 473 Millionen Marf. 
März. Das preuf. Abg.Haus genehmigt die neue Firdenpol. 
Borlage (Widerruf des Maigejekes über die Borbildung der Geiſt— 
lihen) auf Grund eines klerik.konſervativen Kompromifies. In 
der Minderheit die Liberalen einmüthig und die meiiten reis 
Fonjervativen. Den jog. Bildhofsparagraphen fuhrt übrigens die 
Regierung nachher doch nicht aus. 
April. Der Bundesrath bejchließt gegen die Stimmen von 
Rayern, Sachſen, Baden, Helen und einigen Kleinftaaten, das 
Tabafmonopol dem Reichstag vorzulegen. 


28. April. Sm der bad. 2. Kammer ergiebt fih zum eriten Male 


6. 


eine Mehrheit der Ultramontanen, Konfervativen und Demokraten 
gegen die Nationalliberalen. (31 gegen 30.) 

Mai. Das preuß. Abg.Haus lehnt das Verwendungsgejeg ohne 
Kommiſſionsberathung ab. Sinanzminifter Bitter tritt am 19. Juni 
zurud, 


15. 
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Inni. Der Reichstag lehnt mit 276 gegen 43 konſ. St. das 
Tabakmonopol ab. Bennigſens Rede gegen alle überſtürzenden 
Steuerpläne und gegen jeden Verſuch, den Reichstag in ſeinen 
Rechten zu ſchmälern, fordert für Preußen eine klare Steuerreform 
(vergl. 22. Febr. 1883). 


1. Okt. „Liberaler“ Parteitag in Gotha, von Sezeſſioniſten einbe- 


26. 


28. 


6. 


20. 


20. 


21. 
22. 


rufen, aber aud von Hänel (Fortichr.) und einigen Nat.-Lib, 
beſchickt. Hänel polemifirt gegen die radikale Unduldfamfeit 
Eugen Richters, wie gegen den Verſuch eines engeren Zuſammen— 
ihluffes der Nat.»Lib. und gemäßigt Konjervativen. Richter behält 
aber die Oberhand in.der FortichrittSpartei. Hänel bleibt deren 
Mitglied. Die „großliberale” Idee ift nun für längere Zeit erledigt. 


Okt. Preuß. Landtagswahlen. 67 Nat.-Lib., 21 Sezejfioniften, 
39 Fortihr. Die ehemalige liberale Mehrheit ift fait auf die 
Hälfte zufommengejchmolzen. Dagegen 117_Konf., 59 Freifonj.; 
ferner 98 Gentrum, 18 Polen, 2 Dänen, 1 Demofr. 

Nov. Der Bundesrath beſchließt, dem Reihstag gleichzeitig den 
Etat für 1883/84 und den für 1834/85 vorzulegen, um die Mög: 
lihfeit der zweijährigen Etatsperioden erproben zu lafien. Der 
Heichätag lehnt am 11. Dez. mit 224 gegen 48 fon. ©t. ab, die 
Berathung des lekteren Etat3 gleichzeitig mit der des eriteren 
Etat3 vorzunehmen. 

Dez. Gründung des Deutſchen Kolonialvereins in Franfurt a. M. 
Im BVorjtand Furt v. Hohenlohe, Bennigjen, Miquel, Brüning, 
Hammaker, u. 4. 

Dez Landtagswahlen in Württemberg. Die Demofraten be 
haupten jih mit Mühe und Noth; gerade die Führer Karl 
Maver, Bayer, Schott fallen in ihren „Hochburgen“ durch. Deutſche 
Parkei 32, Yiberal-fonf. Partei 24, Demokraten 23 Mitglieder, 
7 Wilde, 


1883. 


Ian. Der Reichstag verwirft mit 170 lib. und freikonſ. gegen 
148 St. den Antrag Adermann, betr. Privilegium der Innungs— 
meijter zum Halten von Yehrlingen. 

Febr. Der Reichstag hat den Etat für 1883,54 erledigt und 
lehnt Fapitelweije den für 1884/85 ab. 

Febr. Der NReihötag verweift mit 146 lib. gegen 109 ©t. das 
Militärpenftonsgejeß an die Kommijfion zurüd, damit jie in dem 
Geſetz die Kommunaliteuerpflicht der Offiziere nachtrage. Der 
Bundesrat) zieht das Geſetz am 11. Juni zurüd. 

Febr. Das preuß. Abg.Haus verwirft in 2. Etatberathung mit 
177 gegen 165 St. den Kredit für den preuß. Volfswirthicafts- 
rath, in 3. Berathung am 7. März mit 191 gegen 191 ©t. 
Febr. Der Bıundesrath verfügt das Schweine » Einfuhr: Verbot 
gegen die amerifaniihe Einfuhr. 

Febr. Das preuß. Abg.Haus nenehmigt fait einmüthig Die 
Außerfraftießung der 2 unterjten Stufen der Klafienjtener und 
die Monatsnacläjie für die Etufen bis 4200 Mf. Die Regierung 
hatte 4 Stufen abtragen und bis 6000 ME. Einkommen Nacläjie 
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gewähren wollen, it aber mit dem Erreichten aufrieden. Das 
Haus beſchließt ferner eine Reſolution, welde die Erleichterung 
der Einfommen unter 6000 Mk. die Deflarationsprfliht und die 
Kapitalrenteniteuer verlangt. Die Regierung giebt auch hierzu eine 
entgegenfommende Erflärung, erkennt alfo das von Bennigjen am 
15. Juni 1882 jfizzivte Steuerreformprogramm jeßtals dasrichtigean. 


13. März. Tas pr. Abg.Haus dehnt die von ber Regierung 
eingebradhte Hundefteuervorlage auch auf die Hunde des Militärs 
aus, worauf die Regierung das Gele fallen läßt. 


20. Diärz. An Stelle von Stoſch's wird von Gaprivi Chef der 
Admiralität. 

14. April, Botſchaft des Kaifers an den Reichstag, Diejer möge 
noch in der Frühjahrsſeſſion den Etat für 84/85 erledigen, um 
im Winter zu dem jozialpolitifhen Gefegen Zeit zu haben. Der 
Reichstag entipricht diefem Wunſche des Kaiſers und erledigt bis 
12. Sumi auch den zweiten Etat. 

23. April. Das preuß. Abg.Haus verwirft mit 229 (fonf. u. nat.-lib.) 
gegen 135 (ulte. u. fortihr.) St. den Antrag Windhorit, betr. 
Freigabe auch des unbefugten Saframentejpendens. Dagegen 
wird mit 209 Eonj. » ler. gegen 156 Et. ein Antrag Althaus zu 
Gunſten der Nevifion der Maigeſetze im Sinne der römijchen 
Wünſche beſchloſſen. 

9. Mai. Das zweite Unfallperſicherungsgeſetz, welches 2596 Reichs— 
zuſchuß und 15° Arbeiterbeitrag forderte, ſcheitert in der 
Kommiſſion des Reichstags. 

31. Mai. Der Reichstag beſchließt in 3. Leſung mit 216 gegen bie 
99 St. der Seceffionijten, Fortichrittler und Sozialdemofraten das 
Krankenkaſſengeſetz. 

5. Juni. Das preuß. Abg-Haus genehmigt den Dortmund-Ems— 
Kanal, den aber das Herrenhaus ablehnt. Die Regierung legt 
ein firhenpol. Geſetz vor, über das fie mit der Kurie vorher ſich 
nicht verftändigt hat. Die Ronjervativen verjtändigen ſich aber 
mit den Ultramontanen darüber und beichlieren das Geſetz 
endgiltig am 23. Zuni mit 224 gegen 107 St. Die Fortichrittler 
und Freikonſervativen jtimmen getheilt. Die Nat.Yib. und 
Sezeſſioniſten verwerfen das Geſetz einmüthig, Das Geſetz 
beichränft die Anzeigepflicht und ſetzt den Firdl. Gerichtshof auf den 
Ausiterbe-Etat. . 

11. Juni. Bennigſen legt feine Mandate nieder, 

29, Hug. Der zu einer furzen auferordentl. Sefjion einberufene 
Reichstag genehmigt den jpanifchen Handelsvertrag. 

28. Scpt. Enthüllung des Niederwalddenfmals. 

1. Oft. Der Reihstags:Wahlfreis Bennigjens (Stade) geht an 
die Fortſchrittspartei verloren. 

5. Oft. Bei den Yandtagdwahlen in Baden erobern die Nat.-Lib- 
3 Mandate und haben wieder eine fejte Mehrheit von 34 St., 
alle anderen ‘Parteien 26. 

6. Dez. Im preuß. Abg.“Haus stellt Puttfamer die Einführung 
der offenen Etimmabaabe bei Reichstagswahlen in Ausſicht. 
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1884. 


5. März. Am Vorabend der Eröffnung des Reichstags verſchmelzen 
fih die Sezeſſioniſten mit dem Fortichritt unter dem Namen der 
„Deutſchen Freifinnigen Partei.” In's Reihstagspräfidium wird 
Levetzow, Frandenftein und der deutichfreif. Hoffmann gemählt. 

23. März). In Heidelberg erlafien 42 Delegirte der ſüddeutſchen 
nationalliberalen Landesparteien eine „Erklärung“, (Heidel: 
berger Erflärung) die in Nord und Süd lebhafte neue 
Bewegung in die Reihen der Partei bringt. Ein großer national» 
liberaler Parteitag in Neuitadt a. d. H, vor dem Miquel die 
Heidelberger Erklärung erläutert, tritt ihr am 14. April mit 
einmüthiger Begeifterung bei. Verſammlungen in den verjchiedeniten 

 Theilen des Neiches, Hannover voran, erklären ſich ebenſo. Em 
allgemeiner Delegirtentag der Partei in Berlin, zu dem Bennigien 
und Miguel fich eingefunden, begrüßt am 18. Mai die frijche Be— 
wegung der Süddeutſchen und bejchließt eine übereinjtinntende 
Erklärung ald Ergänzung zum Allg. PBarteiprogramm von 1881. 

10. Diai. Der Neihstag beichlieft mit 189 gegen 157 ©t. bie 
Verlängerung des Eozialiftengejeges. Von den Deutjchfreifinnigen 
find 25 (ehemalige Secefjioniiten), vom Gentrum 39 für das 
Geſetz eingetreten, um eine Mehrheit dafür zu ftellen, da ſonſt "’e 
Auflojung des Reichstags fiher geweien wäre. 

3. Juni. Der preuß. Staatsrat) wird reaftivirt, der Kronprinz 
zum Borfikenden berufen. Bei der Berufung der Mitalieder wird 
nur die deutfchfreifinnige Partei übergangen. 

18.—25. Juni. Die Dampferfubventions-VBorlage wird nad) langem 
Streit in der Reichsſtagskommiſſion begraben. Bismards program— 
matiijhe Erklärungen über den Reichsſtandpunkt zur Kolonial- 
politif und über die Furcht Bambergers vor „Naſenſtübern.“ 

20. uni. Frühſchoppen bei Bismard. Unterhaltung des Kanzlers 
mit Gneiſt. Der Kanzler verwahrt fih dagegen, daß er das 
Wort vom „An die Wand drüden der Nationalliberalen” ge 
braucht habe. Auch den von: Scholz verfaßten Gejcäftsitener: 
Entwurf desapouirt er. Die Konjervativen jind von alledem 
wenig erbaut; am allerwenigiten die Ultramontanen. 

25. Juni. Der Lehrlings- Antrag Adermann findet jebt eine ultr.» 
fon). Mehrheit von 154 gegen 150 &t. Da er aber feine Straf 
beſtimmungen enthält, ift er ein Schlag ins Waſſer. Der Bundes» 
rat) nimmt ihn nicht an. 

27. Zuni. Der Reihstag genehmigt endgiltig mit allen gegen die 
freifinnigen und jozialdemofr. Stimmen das Unfallverſicherungs— 
gejeß, nachdem von einem Reichszuſchuß Abitand genommen tt. 

28. Juni. Der Reichsteg genehmigt das neue Geſetz über die 
Aftiengejellihaften mt‘ allen gegen einige freii. Stimmen, 

7. Aug. In Angra Prauena wird die Deutiche Flagge gehißt, des: 
aleihen am 21. in Kamerun, am 5. Sept. in Porto Seguro und 
Klein-Povo, Ende Oktober in den übrigen weſtafrikaniſchen Ge— 
bieten, im November in der Südſee und auf Neu-Guinea. 

14. Sept. Landesverſammlung der nat.lib. Partei in Hannover. 
Programmrede Bennigſens gegen den Einfluß und das Ueber— 
gewicht der reaftionären Elemente innerhalb der preußiſchen Re— 
aterung unter dem Syſtem Puttfamer. 


28. 


3. 


5. 
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Sept. Generalverfjammlung des Kolonialvereins in Eiſenach. 
Kundgebung für Dampferfubventionen und das Bismarckh'ſche 
folonialpolitiihe Programm der Reicheregierung. 


SH. NReihstagdwahlen. Die Nationalliberalen verjtärfen ſich 
um 330000 Stimmen der ehemaligen Sezeffioniften und um 
10 Mandate. Die vereinigten Gezejfioniften und Fortſchrittler 
verlieren 40 Mandate. Die Sozialdemofratie geht von 12 auf 
24 Abg. in die Höhe. Das Centrum bleibt nad) wie vor der 
ausichlaggebende Faktor. 76 Konf., 30 Freifonf., 51 Nat.Lib., 
65 Deutlähfreif, 100 Ultrantont., 10 Welfen, 16 Bolen, 7 Demofr. 
15 Protejtler, 24 Soz.Dem. 1 Däne, 2 Wilde (Liberale). Der 
Reihstag wählt fein früheres Präfidium (21. Nov.) wieder. 
Die Soz.Dem. jheinen nun ihren Wählern eine pofitiv-gerichtete 
Thätigfeit bieten zu wollen und berufen (30. Nov.) einen Aus- 
ſchuß zur Beratung eines zu beantragenden Arbeiterſchutz- 
gejehes. 

Dez. Der Reihstag beichließt wiederum den Antrag Windthorft, 
betr. Aufhebung des Erpatriirungsgejeges mit 217 gegen 93 
Stimmen. Der Reihsfanzler führt eine ſehr entfchiedene Sprade 
gegen Windthorft und die Kurie. 


Dez. Nachdem der vorige Reihstag alle weiteren Zollerhöhungen, 
insbefondere die auf Holz, zu Gunjten der „ehrlichen Probe” ab- 
gelehnt hat, bildet jich jet wieder die „Freie wirtbicaftl. Ber- 
einigung“, zunächſt mit 180 Eonferv. und ultram. Mitgliedern, 
um erbeblihe Zollerhöhungen durchzuſetzen. 


Dez. Der Reihstag hat ſchon am 4. Dez. dem Kanzler eine 
fleine Mehrforderung von 2700 M. zu Gehaltsaufbefierungen der 
Beamten der Reichsfanzlei verweigert und jtreicht jetzt auch die 
Forderung für einen 2. Direktor im Auswärt. Amt mit 141 gegen 
119 konſ. und nat.-lib. ©t., desgl. am 16. Dez. mit 152 gegen 
124 St. die Mehrforderung für neue Konfulate an den afrifa- 
nijhen Küſten. Dieſe Beſchlüſſe erregen weithin großen Unmillen. 
Die Oppojition zieht es deshalb nah Neujahr vor, die Bewilli— 
gung diefer Poſten in möglichfter Stille geſchehen zu laſſen. 


1885. 


San, Der Reihstag weift auch die Forderung von 150 000 ME. 
für Korihungszjwede in Gentralafrita an die Kommiſſion zurück, 
bewilligt die Forderung jedohb am 23. Jan. gegen Gentrum und 
einige Freiſinnige. 

San. Vertrauensmännerverfammlung der nat. und lib. Partei 
in Paden. Kundgebung für eine Meichspolitif im Sinne des 
nat.-lib. Parteiprogramms von 1881, aber auch zu Gunſten der 
Einigkeit der Yiberalen im Lande gegen die Ultramontanen. 


Tan. Der Reichstag verweift einen Antrag Buhl, betr. Er- 
hebungen über die Bedürfniſſe eines le IE ee nebſt 
weitergehenden Anträgen der Ultramontanen und Konſervativen 
an eine Kommiſſion, desgleichen den ſpäter eingebrachten Arbeiter— 
ſchutz-Antrag der Sozialdemokraten. 
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30. Jan. Die Reichstagskommiſſion verwirft nach zweimonatlicher 
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16. 


23. 


1. 
15. 


Berathung mit 10 (ultr.s frei.) gegen 9 (fonf.» nat.-lib.) St. die Pojt- 
dampfervorlage. 

Febr. Die Nat.-Lib. und Freifonf. haben im pr. Abg.Haus 
ein Bolksfhullehrer Benfionsgejep beantragt. 

Febr. Der Reichstag beihließt Die Erhöhung des Roggen: und 
Weizenzolles auf 3 ME. mit 192 gegen 151, bezw. 229 gegen 
113 St., desgleihen am 20. April die Erhöhung der Viebzölle. 
März Der Reihätag nimmt mit großer Mehrheit die Poft- 
dampfervorlage an. Schließlich ift der fortichrittl. Linken nur eine 
tleine Zahl Ultramontaner treu geblieben. 

April. Bismard3 70. Geburtstag wird überall durch großartige 
Beitveranftaltungen gefeiert. 

April. Beiden eriten Wahlen zum Hannov. Provinziallandtag hat 
das ausgejproden welfiich.ritterfchaftlihe Element kaum ein viertel 
der Eike erlangt. 


4. Mai. Das pr. Abg.Haus beichließt mit 223 konſ.kler. gegen 


8. 


86 liberale St. das Huene'ſche Berwendungsgejeß. 

Mai. Der Reihätag bejchließt mit 214 gegen 41 deutihfr. St. 
das Börjenjtener-Geiek, mit gleich großer Mehrheit auch das neue 
Zuderfteuer-Gefeb. 


13. Mai. Der Reihstag genehmigt mit 199 gegen 105 St. die 


15. 


15. 


20, 


21. 


22, 


30. 
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ganze Novelle zum Zolltarif; in der Mehrheit 23, in der Minder- 
heit 20 Nat-Lid, 

Mai. Der Neihstag genehmigt mit 225 gegen 50 deuſchfreiſ. 
Et. die Novelle zum ſpan. Handelsvertrag, betr. Aufhebung der 
Bindung des Roggenzolles. 

Sept. Yandtagsergänzungswahlen in Sahjen: 19 Konjervative 
(— 1), 4 Nationallib, (unverändert) 5 Freiſinnige (— 2), 2 Yiberale, 
3 Sozialiſten (+ 1). 

Sept. Landesverſammlung der Nat.-Lib. Partei in Hannover. 
Bennigfens Rede. Programm:Erflärung, iusbejondere gegen eine 
Steuerreform a la Huene mit jchwanfenden Weberweijungen und 
gegen die immer weitergreifenden Machtanſprüche der vomijchen 
Dierardie, 

Oft. Die braunfdhweig. Yandesverfammlung wählt einjtimmig 
den Prinzen Albrecht zum Regenten. 

Oft. Der Papit ald Schiedsrichter im Karolinenitreit hat jeinen 
Vermittelungsvorſchlag ausgearbeitet, der ohne Weiteres ange- 
nommen wird. 

Oft. Landtags-Erneuerimgswahlen in Baden. Die Nat.-Lib. 
erobern nod 10 Mandate, die Konfervativen verichwinden gänzlich 
aus der Kammer. Zu erneuern waren 34 Mandate. Gewählt 
werden 26 Nat.-Yib. (+ 10), 6 Ultramontane (— 6), 2 Demoft. 
(— 2), — Koniew. (— 2) 

Nov. Landtagswahlen in Preußen: 129 Konf., 65 Freikonſ., 
68 Nat.»%ib., 43 Freiſ., 100 Ultram. und Welten, 15 Polen. 
13 Wilde. 


28. Nov. Das Gentrum ſucht einen Vorwand, fi) der weiteren 


Forderung der Kolonialpolitif zu entziehen. Anfrage im Reichs: 
tag, ob die Sejuitenthätigfeit in den Kolonien, die dod „Ausland“ 
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jeien, zugelafien werde. Antwort Bismards: Nein, und am 
wenigiten die anal ber franzöfiihen Geſellſchaften, die dem 
Sefuiten-Drden affiliirt jeien; und zwar aus Reſpekt vor der 
Neichsgejeßgebung. Dagegen verfihert Bismard, dab Die 
„katholiſche“ Miſſionsthätigkeit überall gerne zugelafien werde, nur 
dürfe den Wilden gegenüber nicht die leidige NRivalität beider 
firhlichen Richtungen herportreten.. 
Dez. SImterpellation der Polen im Neichstag über die Polen- 
Ausweiiungen. Kaiferlibe Botihaft, die ſich verwahrt, daß der 
Reichstag hier über Maßregeln aburtheilt, die dem Landeshoheits- 
recht entrließen. F 

Damit iſt die intereſſante Sitnation geſchaffen, daß Herr 
Windthorſt mit den Polen als eine Gefahr für die partifulare 
Gelbitjtändigfeit int Reiche bloßgeſtellt ericheint. Die Botfhaft hat 
offenbar. mehr den Zweck, den Einzelitaaten eine gemifle Bes 
ruhigung zu gewähren, nachdem die Erledigung der Braun« 
ſchweiger Frage wie die benoritehende Steuerreform Bejorgnis 
vor allzugroßer Gentralifirungstendenz gewedt hat. Der Kanzler 
ſelbſt erflärt ſich ar ie bereit, bei der Etatberathung auch 
über die preufifchen Maßregeln gegen die polnijchen Ueberläufer 
Rede und Antwort zu jtehen. 


. Dez. Der Reichstag beſchließt das Neihsbeamtengejek mit 


groper Mehrheit. in Antrag Francke-Tondern und v. Köller 
gewährt dem Geſetz rückwirkende Kraft. 

Dez. Bei den ſtädtiſchen Wahlen in Hannover verlieren die Welfen 
4 Sitze, fo daß fie und die Nat.:Lib. mit je 12 Et. gleich jtarf find. 


u. u — — 


1886. 


Januar. Preußen beantragt im Bundesrath das Branntwein— 
monopol; Bennigſen trifft am folgenden Tag in Berlin ein, um 
mit ſeinen politiſchen Freunden die Stellung hierzu zu beſprechen. 
Es herrſcht volles Einverſtändris darüber, daß auch dieſes Mouo— 
pol entſchieden abzulehnen iſt. Die Vorlage wird im Reichstag 
am 27. März mit 181 gegen 3 St. abgelehnt, die Konſervativen 
enthalten jich der Abſtimmung. 

Januar. Die Nationalliberalen fordern im preuß. Abg.-Haus 
gemeinfam mit den Freifonjervativen die Negierung auf, im 
Poln. Sprachgebiet die deutiche Kolonifirung in großem Stile zu 
zu betreiben. (Antrag Ahenbad.) Der Antrag wird auf Miquels 
Initiative zurückgeführt. Der Antrag wird am 30. Januar ein- 
ſtimmig angenommen, nahdemGentrunt, Bolen und Freiſinnige vorher 
den Situnasiaal verlajien haben. Die Regierung entipriht dem Ans 
trage durch Vorlegung einer größeren Neihe von Gejeken, (Hundert- 
millionenfonds zu Anjiedelungszwecen, Unterjtügung: deutſcher 
Schulen u. ſ. w) Das wichtigſte Anfiedelungsgeje wird am 
7. April mit 214 nat.-lib. und konſ. gegen 120 ultr.- poln.- freif. 
St. beſchloſſen, die übrigen Geſetze unter gleiher Parteikonſtellation. 
April. Der Neichstaa bejchließt mit 169 aegen 137 St. die 
Verlängerung des Sozialiſtengeſetzes auf weitere 2 Jahre. Mit der 
Mehrheit ſtimmen diesmal 23 Ultranontane, 
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9, April. Der Reihstag beſchließt die Ausdehnung der Unfall 


13. 


12. 


und Kranfenveriiherung auf die land- und Foritwirthichaflichen 
Betriebe. 

April. Das preuß. Herrenhaus bejchließt die ihm zuerſt vor— 
gelegte Novelle zu den Maigeſetzen (Aufhebung der Staatswiſſen— 
Ihaftl. Prüfung f. geijtl. Kandidaten) nad den Anträgen des 
Fuldaer Biſchofs Kopp, nahdem die Kurie verſprochen hat, fur dieſen 
Fall die Anzeigepflicht anzuerkennen. Sm Abg.-Haus unterliegen 
die Nat.»Fib. mit dem Antrag auf Kommijjionsberathung. Die 
orlage wird bier mit 259 gegen 109 St. angenommen. Gegen 
diejelbe jtimmen jämmtlihe Nat.-Lib., die Mehrzahl der reis 
fonf. und ein Theil der Yreifinnigen. 

Mai. Das preuß. Abg.eHaus verwirft einen Antrag Sinebel 
nat.lib.), betr. ſtaatliche Maßregeln gegen Grundſtücks- und Vieh— 
wucher. Dafür wird die Regierung auf Fonjerv. Antrag bin um 
Pefdrderung von kommunalen Sparfafien erjucht, die auch dem 
genden Kreditbedürfnis der Fleinen Beſitzer Rechnung tragen 
fonnten. 


17. Mai. Den Reihstag geben zwei Entwürfe, betr. der Brannt— 


20 


21. 


25. 


10. 


20 


20. 


weinftener zu. Der Prinzipalentwurf will 1 ME. 20 Pf. innere 
Verbrauchsſteuer einführen, der Eventualentwurf wird jofort zurück— 
gezogen, da jeine Einbringung auf einem Berjehen des Bundes: 
raths beruhe. Der Prinzipalentwurf wird jchon in der Kommiſſion 
und demmäcit im Plenum mit erdrüdender Mehrheit abgelehnt. 


Mai. Im preuß. Abg.-Daus ericheint der Antrag Hammerſtein, 
betr. arößere Rechts- und Freiheitsgewähr an die evang. Kirche. 
Sm Abg.Haus bleibt der Antrag liegen, im Herrenhaus wird er 
am 30. Juni als Antrag Kleiſt-Retzow beſchloſſen. 

Mai. Der Reichstag beſchließt ein neues Zuckerſteuergeſetz, welches 
den Nübenverbrauh zu einem Gentner Zuder auf 10,17 Gentner 
bemißt, demnach auch die Ausfuhrvergütung (bezw. Erportprämie) 
berabmindert. Das frühere Verhältnis war 1:12. 

Mai. Das pr. Abg.Haus beſchließt abermals den Bau des Dort: 
mundEms-Kanald. Diesmal genehmigt ihn auch das Herrenhaus, 
Suni. Prinz Yuitpold übernimmt die Neaentihaft in Bayern. 
Konig Ludwig Il. ertrinft am 13. Juni im Starnbergeriee. Der 
Landtag tritt am 15. Juni in München zufammen, die Kammer 
der Neihsräthe genehmigt am 21. Juni, ebenfo die Abgeordneten- 
fammer am 26. Juni einftimmig die Negentichaft. In der Dis: 
kuſſion greifen die unterfränfiichen Ultramontanen (Stamminger 
und Gen.) und Walter» Amberg namentlib den Minifter Lutz 
heftig an. Walter jagt geradezu, dal dieſe Kataitrophe nicht, 
und jedenfall3 nicht in folder Weiſe und nicht fo früh gekommen 
wäre, „wenn die Umgebung des Königs eine andere gewejen 
wäre.” — Schau und Stauffenberg treten für Lutz ein. Das 
Entlafiungsgefuh des Minifteriums lehnt der Prinzregent am 
6. Juli mit einem ſehr huldvollen Schreiben ab. 

Sept. In einer furzen auferordentlichen Seffion genehmigt der 
Reichstag die Verlängerung des ſpaniſchen Handelsvertrags bis 
I. Februar 1892. 

Oft. Der ſeit 1851 in polniihem Berk befindliche Reichstags— 
wahlfreis Graudenz wird durch Hobrecht bei einer Erſatzwahl rür 
die deutſchen Parteien zurücerobert. 


25. 


6 


17. 


> 
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Nov. Eröffnung der Reihstagsfeffion. Das nene Eeptennats- 
geleh wird vorgelegt. (534 Bataillone Inf., 465 Eskadr., 364 
atterien, 31 Fußartillere-, 19 Pionier-, 18 Train» Bataillone. 
Friedenspräfen; vom I, April 1887 ab auf 7 Fahre: 468 409 Mann.) 
Das Reihsgericht betätigt die Urtheile der Oberlandesgerichte 
in. den jeit anfang 1885 geführten Diätenprozefien. 
Dez. Der feit 1878 in demofr. Befik befindlihe Reichstags 
wahlfreis Mannheim wird dur Diffene für die nat.-lib. Partei 
in der Etihwahl zurücderobert. 


Dez. Die Militärfommiljion des Reichstags vertagt troß der 


dringenden &egenrede des Kriegsminiſters die 2. Berathung 
der Borlage bis nad Neujahr. Die Kommijfion hat mit 16 ultr. 
und freiſ. gegen 12 nat.-lib. und Fonj. Stimmen bejclofien, bie 
verlangte Präfenzziffer um 27000 Mann, alfo auf 441 200 Mann 
und die Inf. Bat. auf 518 herabzuſetzen, mit dieſen Aenderungen 
die ganze Organiſation auf 3 Jahre zu genehmigen, außerdem 
auf 1 Jahr die Erhöhung der Friedenspräſenz auf 450 000 Mann 
und die weitere Kormirung von 16 Inf.Bat. zu bewilligen. 


1287. 


Jan. Die Militärfonmijiion vermag fih über die Friedens» 
präjenz nicht zu einigen. Das Centrum will alle 468 000 Mann 
jedoh nur auf ein Jahr, die Freifinnigen wollen 454 000 Mann, 
ebenfall3 nur auf ein Jahr bewilligen. Beide Anträge und 
ebenfo der $ I der Reg.Vorl. werden abgelehnt. Genehmigt 
werden nur die Iruppenforper nah dem am 17. Dez. gefaßten 
Beihluß, (518 Inf.-Bat. dauernd, 16 auf ein Jahr.) 


14. Jan. Der Reihstag beſchließt nad dreitägigen Verhandlungen 


16. 


21. 


ungeachtet der offen von Bismarck angekündigten Auflöſungs— 
gefahr mit allen oppoſitionellen 186 gegen 154 St. der Konſ. und 
Nat.Lib. dem Antrag Stauffenberg entiprehend, die Heeres— 
organijation zwar im vollen Umfang der Negierungsvorlage, 
jedoh nur auf 3 Jahre zu bewilligen. Darauf wird der Reichs— 
tag’ aufgelojt. 

Die beiden Fonferpativen und die nationalliberale Partei- 
leitung vereinbaren ein Wahlkartell. 


Fan. Wahlaufruf des Gentralwahlfonites der nat.-lib, Partei. 


Jan. Kardinalitaatsjefretär Sakobini fpriht dem Nuntius in 
München die Mipbilligung des Papftes über die Haltung der 
Gentrumspartei aus. Das Echreiben wird am 4. Febr. von der 
Polit. Corr. in Wien veröffentlicht. Die Bijchöfe von Limburg und 
Pojen und der Goadjutor von Straßburg unterjagen daraufhin 
dem Klerus eine fompromittirende Wahlagitation. Der rheinijche 
Parteitag der Ultram. nimmt am 6. Febr. für Windthorit Partei. 


31. Jan. Die „Poft” veröffentlicht einen Artifel „Auf des Meflers 


Schneide”. Boulanger fei, wie ehedem Gambetta, Herr der Yage. 


13. Febr. Durch Fal. Verordnung in Preußen wird der Biſchofseid 


im Sinne des Vatikans abgeändert. 


21. Febr. Neichstaasnenwahlen. Für Septennatskandidaten werden 


3,6, für Eeptennatsgegner 3,9 Millionen St. abgegeben. Gemählt 
werden jedoch 221 Kartellfandidaten (99 Nat. Lib., 2 Lib. Wilde, 


22. 
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79 Konſ., 41 Freikonſ.) gegen 172 Septennatsgegner (31 Freiſ., 
97 ultram., 4 Welfen, 13 Polen, 15 EI}., 1 Däne, 11 Eo3.-Dem.). 
Febr. Dem preuß. Herren-Haus geht ein weiteres Abbruchsgeſetz 
zu den Maigejegen zu, welches die bijchofl. Kleriferjeminare wieder 
geitattet. Biſchof Kopp fügt eine Reihe von Beitimmungen hinzu, 


welche die Anzeigepfliht und das Einſpruchsrecht bei Pfarr- 


4 


20. 


13. 


18, 


22, 


23. 


21. 
16. 
13. 
18. 
28. 
17. 


verwejern ausſchließen, dad Sakramenteſpenden bedingungslos 
freigeben u.j.w. “Was Genirun beurtheilt diefe Mitwirkung des 
Fuldaer Biſchofs ſehr abfällig. Der Bapft areift aber unterm 
7. April mitteljt Schreiben an den Kölner Erzbifhof zu Gunſten 
der Vorlage ein. Die Vorlage wird mit den Kopp’ihen Anträgen 
am 24. März im Herrenhaus, am 27. April im Abg.-Haus gegen 
99 (alle liberalen und einige Fonf.) Stimmen angenommen. 
März. Der Reihstag wählt jein Präfidium aus den Kartell: 
parteien, nahdem das Gentrum den dritten Poſten abgelehnt hat, 
weil es den 2. beanjpruchte. (Wedell-Piesdorf, Buhl, Unruhe-Bomft.) 
März. Der Reihätag genehmigt das Septennat mit 223 gegen 
48 St. Die Ultramontanen enthalten jih der Abſtimmung, 
7 itimmen für das Geptennat. Die Vorlage im Ganzen wird 
mit 227 gegen 31 St. angenommen. 

Mai. Der Reichstag genehmigt den Nachtragsetat für Heeres» 
zwecte (Anleihe von 156 Millionen) nahezu einitinmig. 

uni. Derfeihstag genehmigt mit 233 gegen 80 freif. u. ſoz-dem. St. 
das Branntweinjteuergejeß. (50, bez. 70 Pf. innere Berbrauchsiteuer). 
Demnächſt befhliefen die ſüddeutſchen Landtage den Anſchluß an die 
nordd. Branntweinjteuergemeinihaft. Der badiihe Yandtag ein» 
ftimmig, (5. Zuli), die 2. württ. (15. Sept.) mit 64 gegen 19 ©t., 
die bayr. Abg.-Kammer (22. Sept.) mit 133 aegen 18 ©t. 

Ein Antrag auf Gewährung eines Arbeiterſchutzgeſetzes (Sonn— 
tagsruhe, Beſchränkung der Frauen» und Kinderarbeit 2c.) wird 
vom Reichstag faſt einjtimmig angenommen. 

Auni. Der Reichstag genehmigt das neue Zuderiteuergeiek. 
(10 ME. innere Verbrauchsabgabe, Herabjeßung der Material- 
jteuer und der Erportvergütung.) 

Suni. Yandtagswahlen in Bayern: 74 Ultram., 5 Kon. 
6 Fathol. Mittelpartei, 73 Liberale. Die Ultramontanen gewähren 
demnächft den Liberalen einen Sik im Präfidium. 

Juni. Der heiliihe Landtag beſchließt, die Maigeſetze betr. der 
Seijtliben-Borbildung ebenjo, wie in Preußen gejchehen, zurück— 
aurepidiren. 

Suli. Für den verjtorb. Proteſtler Kable wird in Straßburg 
Petri (Hojpitant der Nat.-Lib.) gewählt. 

Sf. Yandtagsernenerungswahlen in Baden. Die Nat.-Lib. 
erobern noch 5 ultr. und die beiden demofr. Mandate. 

Oft. Yandtagserneuerungswahlen in Sachſen: 19 Kon. 9 Nat. 
Lib. 1 Soz.Dem. | 

Okt. Biſchof Kopp wird Fürftbiihof von Breslau und leijtet 
den neuen Eid, 

Nov. Berjammlung bei Walderjee in Gegenwart des Prinzen 
und der Prinzeffin Wilhelm, betr. Forderung der Stadtmijjion, 
Dez. Der Reichstag beſchließt mit 203 gegen 116 St. die Er» 
höhung der Getreidezölle auf 5 Mk., in der Minderheit 69 Nat. 
vib., einige Freifonjerv., die Freiſinnigen und Soz.Dem. 
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* 


17. 


9. 


20. 


4. 
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Jan. Der Neihstag genehmigt die Einführung der Gewerbe 
Ordnung in Eljah-Yothringen. 
Febr. Bismards große Neihstags-Nede über die europäiſche 
Yage. „Wir Deutſche fürchten Gott, aber ſonſt nichts im der 
Veit.“ Nach der Rede beantragt das Gentrum die En-bloc-Mn- 
nahme der Wehrporlage (Landſturm) in 2. Leſung und die jorortige, 
debattelofe Ueberweifung des dazu gehörigen Anleihe-Gejepes an 
die Budgetfommijfton. Demgemäß wird beichlofien. 
Febr. Kinitinnmige Annahme der Wehrvorlage im Reichstag 
in 3. Leſung; desgleihen am 10. Febr. des Anleihegejekes dazu 
(281 Millionen.) AR 
Febr. Der Reichstag genehmigt in 3. Leſung die von ben 
Konjervativen, Freikonſ. und Nat.Lib. beantragten fünfjührigen 
Yegislaturperioden gegen die Stimmen aller übrigen Parteien. 
Der Bundesrath ertheilt am 25. Februar jeine Zuſtimmung. 
Febr. Der Reichstag beſchließt die Verlängerung des unver 
änderten Sozialiſtengeſetzes auf nur 2 Jahre. Die Regierung 
hatte wejentliche Berjchärfungen und Berlängerung auf 3 Sahre 
verlangt. u 
März Das preuß. Abg.Haus beſchließt die Cinführung ber 
fünfjährigen Yegislaturperioden aud in Preußen. Dafür die 
beiden Fonj. Parteien und die Nat.Lib., dagegen die übrigen 
Parteien. Das Herrenhaus jtimmt am 31. März zu. 
März. Kaifer Wilhelm J., der Gründer des neuen Deutſchen 
Reiches, ſtirbt im 91. Yebensjahre, im 28. Jahre jeiner Regierung. 
Kaiſer Friedrich übernimmt die Regierung, und trifft aus San 
Nemo am 12. März in Berlin ein. 
März. Der Reichstag beſchließt, den Reichskanzler um eine 
Vorlage betreffs eines Nationaldenfmals für den verjtorbenen 
Kaifer zu erſuchen. 
April. Beginn einer Kanzler: Krifis wegen einer bei Hofe ge: 
planten Verlobung der Prinzeſſinn Bictoria mit dem früheren 
Fürſten von Pulgarien, Alerander von Battenberg. Am 13. April 
meldet die „Bolt“, daß die Kriſis beigelegt jei. 
April. Benniafen wird der Rothe Adlerorden I. Ki. verlieben. 
April. Das preuß. Abg.Haus beſchließt das Geſetz, betr. Auf 
hebung des Volksſchulgeldes und Dotation der Gemeinden zur 
Durchführung eines reiten Yehrerbejoldungsplanes. 
Mai. Einführung des Pahzwanges an der franzöfiihen Grenze. 
Mai. Im preuß. Abg.Hauſe verurtbeilt Abg. Richter die gegen 
die Kaijerin Sriedrih im der Prejie erzeugte Bewegung. Abe. 
v. Ennern verwahrt die nat.-lib. Partei dagegen, daß fie mit 
diefer Bewegung etwas gemein habe. 
Juni. Miniſter von Puttkamer wird verabjchiedet. 
Juni. Kaifer sriedrih +. Kaiſer Wilhelm II. übernimmt bie 
Regierung. F 
Juni. Reichstagscröffnung durch den Kaiſer; an der Feierlich— 
keit nehmen 22 deutſche Bundesfürſten Theil. 

Die nat.-lib. Fraktion des Abg.Hauſes hat unter Theil 
nahme Mignels uber die KRartellfrage berathen, jedoch die Notb- 


15. 


— 109 — 


wendigfeit einer Anwendung des Kartells auf die bevorftehenden 
Yandtagswahlen verneint. 


Aug. Bennigſen wird zum Oberpräfidenten von Hannover 
ernannt. 


Sept. Delegirtenverfammlung der nat.-lib. Partei in Preußen, 
unter Vorſitz Hobrechts. Ein Wahlaufruf für die Yandtags- 
wahlen wird beſchloſſen. Derjelbe umfaßt das ganze Programmı 
der Partei für die inneren preußijchen Dinge. 

Nov. Landtagswahlen in Preußen: 87 Nat-Lib., 29 Freiſ., 
68 Freifonj., 130 Kon, 97 Gentr, 15 Polen, 2 Dänen, 
2 Melfen, 3 Wilde. 

Nov. Der am 22. Nov. wiedereröffnete Neichstag wählt 
v. Levetzow, Buhl und v. Umruh in's Präſidium. 

Dez. Im Melle-Diepholz jiegt bei der Reichstagserſatzwahl in 
der Etihwahl der amtijemitiih gefärbte Welfe mit freifinniger 
Hilfe über den bisherigen nat.:lib. Vertreter. 


- .— ee 


18829. 


San. Der Gentralvorjtand der nat.-lib. Partei erfucht die Partei: 
genojjen in Breslau, wo bei der Reichstagserfaßwahl am 14. Jan. 
7790 jor.:dem., 5533 freif., 4585 nat.-lib. und 1481 zünftlerifch- 
flerifale Stimmen abgegeben worden find, alfo Stichwahl erforderlid) 
it, — Mann für Mann zu Gunjten des Deutichfreifinnigen zu 
ſtimmen. Indeſſen jiegt am 26. Jan. der Eozialift mit 9948 
gegen 8237 Stimmten. 


20. Jan. Die „Kreuz-Ztg.“ veröffentlicht einen geharnifchten Artikel, 


der die Erſchütterung des monarchiſchen Gefühls beflagt. Dafür 
wird zwar nicht mit Namensnennung Bismarck verantwortlich 
gemacht, aber eine Reihe von „Vorgängen der legten Zeit“, die 
jeitens der „Kreuz-Ztg.“ jelbit auf dem Kanzler zurückgeführt worden 
waren. Die KRonjerpative Parteileitung erklärt ihr Bedauern über 
diejen Artikeln. 


30. Ran, Der Reichstag genehmigt die oſtafrikaniſche Vorlage 


14. 
8. 


30. 


(2 Millionen zur Unterdrudung des Sklaven-Dandel3 und zum 
Schuß deutfcher Intereſſen in Dftafrifa, Beitellung eines Reichs— 
fommifjars) mit allen gegen die freifinnigen und joz..dem. Stimmen. 
Febr. Der Schulantrag Windthorjt'S wird im preuß. Abg.«Haus 
eingebracht. 

März. Bei der Reichstagserſatzwahl in Gelle find 9555 nat.-lib,, 
9761 welfiiche, 1790 jog.»dem., 1068 frei. Stimmen abgegeben. 
Auch hier treten zur Stichwahl die Freilinnigen offen für den 
Welfen ein, der mit 12 695 aegen 10 952 Stimmen gewählt wird. 
April. Das prend. Abg.- Haus bat feine Sikungen nah den 
Dfterferien wieder aufgenommen, aber noch am Abend deſſelben 
Tages wird die Eeffion geichlojien. Die im Entwurf fertige Steuer: 
vorlage iſt ploßlich verihmwunden, ohne dab fie an den Yandtag 
gelangt wäre. Dem VBernehmen nad hätte der Kaifer am 25. April 
die Genehmigung zum Cinbringen der Borlage ertheilt. Am 
29. und 30. hätten aber Miniiterfonferenzen ftattgefunden, die den 
Wechſel herbeiführten. 


2. 


24. 


25. 


1. 


3. 


10 


* 
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Mai. Im Reichstagsfoyer findet zwiſchen dem Vorfigenden des 
bergbaulichen Bereins, Dr. Hammader und den Deputirten der 
jtreifenden weitfäliihen Bergarbeiter („SKaiferdeputirten”) eine 
Vereinbarung über die Wiederaufnahme der Arbeit ftatt. 


Diai. Der Neihätag genehmigt die Invaliditäts- nnd Alter: 
verjicherung endailtig mit 185 gegen 165 Stimmen. Dafür die 
Konjervativen mit 7, bie en mit 4, die Nat.»%ib. mit 
9 Ausnahmen, ferner 13 Ultramontane und I Freiſ. (Thomſen). 
Die verzeihneten Ausnahmen und alle übrigen Parteien dagegen. 


Mai. Parlamentariihes Bankett zu Ehren Grispi's im Kaijerhof 
zu Berlin. Benda jpriht auf Grispi, Miquel auf Italien. 
Aug. Pei der Reihstagsitihwahl in Öalberitadt wird (Sohn) 
(freifonf.) mit 6939 genen 6322 nat.-lib. Stimmen gewählt. Die 
Konjervativen haben hier das Kartell, das fih aud auf Nad- 
und Erfaßwahlen erſtrecken ſollte, gebrochen. Die Wahl John’s 
ift nur moglich geworden dadurch, daß die Freiſinnigen zur Stid- 
wahl als Parole Wahlenthaltung ausgegeben hatten. Die Soz. 
Dem. jind theilweife direft für John eingetreten. 


Oft. Eine erneute Kundgebung der „Kreuz-Ztg.“ von 26. Sept. 
wendete fih gegen „die Tüncher ımd Färber, die Putzer und 
Boliere, welche jich jelbit und die Welt betrügen, indem jie auf 
nationalliberale Waaren fonfervative Firmen und Stempelzeihen 
anbringen“ und „das Gold altpreußitch-fonjervativer Prinzipien“ 
durd eine „verderbliche Legierung mit ımedlem Metall aus der 
Schatzkammer des Liberalismus” zum Talmigold herabwürdigen. 
Der Neihsanzeiger ftellt nun feit, daß der Kaifer ſich ber diejen 
Artifel lebhaft mißbilligend ausgejprohen habe, und daß Ddiejer 
Angriff auf eine „den Grundſätzen Seiner (des Kaijers) Regierung 
entiprechende Rolitif” „mit der Achtung vor der Allerhöchſten 
Perſon nicht in Einklang zu bringen jei.“ 

oft. In FriglarMelfungen wird der Fonjervative Bewerber bei 
einer Erſatzwahl von denjelben Wahlmännern, die ihn ein Jahr 
vorher newählt hatten, fallen gelaffen und der nat.lib. Kandidat 
Sleim gewählt. 


Of. Yandtagseriagwahlen in Sachjen. Die Deutichfr. verlieren 
2 Eike an die Soz.Dem. Sonſt bleibt die bisherige Vertretung 
erhalten. 

oft. Bei der Etatberatbung im Reichstag erneuert Bennigſen 
das Verlangen nah cinem verantwortliber Reichsfinanzminiſter. 


Nov, Die bayr. Kammer beihließt mit 31 gegen 78 St., die 
Befeitigung des Placetum regium zu verlangen. In der Debatte 
bat der Abg. Daller einen Sturm der Entrüftung verurjacht mit 
den Worten: „Das Centrum war es, das 1866 dem bayeriihen 
Königsbaufe die materielle Exiſtenz gerettet hat.“ 


Nov, Im Reichstag fragt Eugen Richter, nachdem jeit Monaten 
Graf Walderfee im der Prefie Gegenjtand befrempdliher Be— 


urtheilung gewefen, ob Anzeichen vorliegen, daß derjelbe die aus— 


3. 


wärtige Politif des Kanzlers durchkreuzt. Der Kriegäminiiter 
nennt jene Ausjtreuungen frivol und für die Armee beleidigend. 
Dez. Die Konjervativen, Freifonjervativen und Nationalliberalen 
erneuern das Wahlfartell von 1887 für Die bevorftehenden Wahlen, 
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6. Dez. Der Reichstag erneuert das Privilegium der Reichsbank 
auf 10 Fahre, unter günftigeren Antheilsbedingungen des Reichs. 

8. Dez. Der freiſ. Abg. Bulle erflärt auf einem Parteitag in 
Bremen, die freifinnige Partei habe „Fehler über Febler gemacht 
nach verfchiedenen Richtungen“, die Fuſion von 1884 ei den 
Eezefftoniften „verhängnisvoll“ geworden, eine neue liberale Partei 
nıüffe gebildet werden. 
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1890. 


10. San. Der Reihstag genehmigt gegen die freif. und foz..dem, 
Stimmen den Pau eines Apifo für den Oberbefehlshaber bei 
größeren Marine-llebungen. 

15. Jan. Der Reichstag beſchließt faſt einftimmig, eine Abänderung 
der MilitärgerichtSbarfeit zu verlangen. 

18. Jau. Der Reichstag genehmigt abermals den Antrag Windthorft, 
betr. Aufhebung des Erpatriirungsgefeßes, gegen die nat.-lib. und 
freifonf. Stimmen. 

21. Jau. Der Neihstag genehmint die Poſtdampferverbindung mit 
Dftafrifa gegen die freiſ. und ſoz-dem. Stimmen. 

24. Zaun. Wahlaufruf der nat.-lib. Partei. j 

25. Jan. Der Reihstag hat im Soz.-Gef. die Streihung der Aus: 
weijungsbefugnisgegen die konſ. Stimmen bejchloffen. Nun vereinigen 
fich die Konferpativen mit Gentrum, Freifinn und Soz.Dent. und 
bringen das Geſetz im Sanzen mit 167 gegen 18 Stimmengum Scheitern. 


31. Zan. An Stelle Bismards übernimmt v. Berlepfh das Handels— 
und Gemerbe-Miniiterium. 


5. Febr. Kaiferlihe Erlaſſe, betr, Arbeiterihug und Umgeftaltung 
der StaatSbergwerfäbetriebe zu jozialpolitiihen Mufteranftalten. 
(Arbeitervertretung u. ſ. w.) 

20. Febr. MNeihötagswahlen: 43 Nat.-Lib., 67 Freif., 72 Konſ., 
20 Freikonſ., zufammen 202! Die verfafjungstreuen Barteien 
zufanımen haben faum noc eine Mehrheit im Reichstag! Gentrum 
107, Polen 16, Welten 11, Broteitler 10, Dänen I, Dempfraten 
10, Sozialdemokraten 35 (N), auch 5 Autifemiten. Das Ergebnis 
war erft durch 100 Stihwablen vervolljtändigt, wobei die Gegner 
der Nat.:Lib. ohne Unterichied anfammengeben. Co kommt es, 
dab die nad der Stimmziffer vrittitärfite Bartei der Nat.-Lib. 
nach der Zubl der Mandate ungebührlich zurückgedrängt iſt. 

20. März. Entlafjung des Fürften Bismard aus dem Reichs- und 
Staatsdienft. Auch Graf Herbert Bismard erhält am 26. März 
die nachgeſuchte Entlaſſung. 

24. März. Bei der Nahwahl erobern die Nat.Lib. den Wahlkreis 
Hamm-Soeſt vom Gentrum. 

1. April. Allgemeine Feier von Bismards Geburtätag. Die nat.-lib. 
Fraltion des preuß. Abg.Hauſes richtet eine Adreſſe an Pismard, 

15. April. Antrittörede des Minijterpräfident. v. Caprivi i. pr. Aba.D. 

7. Mai. Der Reichötag wählt den Fonjerv. Präfidenten von Levetzow 
faft einftimmig wieder, dazu den Grafen Balleitrem und Dr. 
Baumbad. 
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19, Mai. Der Dreizehner-Ausihuß der Frei. Partei wählt itatt 
Eugen Richter mit 7 Stimmen den Abg. Schrader zum Bor 
ſitzenden. Konflikt zwijchen dem rechten und’ linfen Flügel; 
eriterer jcheint auch geneigt, für die Militärvorlage ftimmen zu 
wollen. Virchow beanitandet die Yegalität der Wahl Schrader. 
Das Gentralfomite der freiſ. Partei erfuht anı 10. Zumi den 
Ausſchuß um Bornabme einer neuen Wahl mit der Magßgabe, 
daß ein VBorfigender und ein jtellvertr. Borf. gewählt werden joll, 
die im Vorſitz alterwiren. Darauf wird Richter wieder zum Vorj., 
Schrader zum 2. Vor. gewählt. 

7. Juni. Das preuß. AbgHaus Ichnt das Sperraeldergejek (Aus: 
folgung der Zinjen, nicht des Kapitals des Sperrgelderfonds) 
gegen die freij. Stimmen ab. 

11, Inni. Das preuß. Abg.»Haus nimmt das Rentengütergeſetz 

gegen die frei. Stimmen an, 

24. Juni. Dr. Miquel wird zum preuß. Finanzminiſter ernannt. 

28. Zuni. Der Reichtag genehmigt die Militärporlage; Erhöhung 
der Friedenspräjenz auf 486 983 Mann, entiprechende Vermehrung 
der Zruppentheile, namentlihb um 70 fahrende PBatterien. In 
der Kommiſſion hatte der Kriegsminifter weitausareifende neue 
Pläne der Armee: Organifation angedentet. Der Reichskanzler 
ihräntte jhon in der Kommiffion dieſe Andeutungen ein und 
widerruft fie im Plenum fait vollitändig. Bennigten empfiehlt 
dringlich, die zweijährige Dienftzeit in Erwägung zu ziehen. Bier 
Rejolutionen Windhorft werden angenommen. arnach Stimmt 
auch das Gentrum für das Geſetz. Dagegen nur Freiſ. Soz.Dem., 
Welfen und Dem. 

Der Reichstag genehmiat das Geſetz über die Gewerbeſchieds— 
gerichte gegen die freif. und joz..dem. Stimmen. 

28. Hug. An Miquels Stelle wird in Kaijerslautern Brund (nat. 
lib.) gewählt. 

1. Oft. Das Sozialiſtengeſetz erliſcht. 

14. Mov. Im preuß. Abag.: Haus werden bie Reformgeſetze vor« 
gelegt. (Einkommen, Gewerbe, Erbichaftsitener, Landgemeinde: 
Ordnung, Schulgefeh.) 
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Dorbemerkung. 


Auf Wunjch mehrerer Freunde geſchieht die Herausgabe dieſes Auf: 
jages noch vor dem Erjcheinen des „Bolitifhen Handbuchs“, deſſen Ab: 
ihluß erft nad) Erledigung der Handmerfervorlage und einiger anderer 
augenblicklich nod jchwebenden Fragen der Gefeggebung erfolgen wird. 


R. St. 


Im 18. Jahrhundert gab es nur eine Politik der Fürften, nicht 
der Völker. Die franzöfiihe Revolution fegte dann mit blutiger Gemalt 
die Majorität an die Stelle der Autorität, erjticte aber an dem Ueber: 
maß ihrer eigenen Verbrechen und machte dem napoleoniſchen Kaifertum, 
ihrem völligen Gegenbild, Platz. Fürften und Völker litten unter feiner 
Geißel, bis die großen Jahre 1813, 1814 und 1815 die Befreiung 
braten. Das Ergebnis für Deutihland entjprach nicht den Erwartungen. 
Der nad) Zertrümmerung des alten deutichen Kaiferreiches jegt im Jahre 
1815 begründete „Deutſche Bund“ von 39 völlig jouveränen, jelbitändigen 
Staaten unter Führung Defterreihs war mit feinem loderen Neben: 
einander und jeinem ohnmädtigen Bundestag eine einzige große Ent: 
täufhung. Prinz Wilhelm von Preußen, der nachmalige Kaiſer, ſchrieb 
in einem Briefe vom 31. März 1824: „Hätte die Nation 1813 gemußt, 
dab nah) 11 Jahren von einer damals zu erlangenden und wirklich er: 
reichten Stufe des Glanzes, Ruhmes und Anſehens nidhts als die Er: 
innerung und feine Realität übrig bleiben würde, wer hätte damals wohl 
alles aufgeopfert, ſolchen Refultates halber?” So dachte Prinz Wilhelm 
nicht allein, jo empfanden große Schichten des Volfes. Der politifche 
Sinn erwadhte. Nicht Söldnerichaaren, jondern ein zum erjten Mal auf 
Grund der allgemeinen Wehrpflicht aufgerufenes Volksheer hatte den Erb- 
feind bezwungen und jo forderte denn auch das ganze Volk die Frucht 
des Sieges. Es bildeten fih, wenn auch nody nicht organilierte Parteien, 
jo doch ftarfe Strömungen, die vor allem die gebildete Welt der Uni: 
verfitäten mit fi riffen. Durch Aufgabe der abjoluten Regierungsform 
und Gewährung von Verfaflungen machten die meijten Staaten — 
Sadjen:Weimar als erſter — in den Jahren 1816 bis 1820 dem er: 
wachten Streben ein wichtiges Zugeftändnis. Das junge politiiche Leben 
blieb aber von Auswüchſen und BVerirrungen nicht frei. Die erjehnte 
deutihe Einheit ſchien manden Stürmern ohne vorherigen Umſturz der 
Throne des Deutſchen Bundes unmöglich und die Führer der urfprünglid) von 
glühender vaterländifcher Begeijterung getragenen Bewegung machten aus 
ihren revolutionären Beitrebungen fein Hehl. „Nieder mit Kronen, Thronen, 
Drohnen, Frohnen und Baronen !” hieß es in den Kreifen der „Unbedingten“ 
und man beriet allen Ernites, ob zur Löſung der deutjchen Frage die Fürften 
allefamt geföpft oder nur penfioniert werden follten — für den König 
von Preußen wurden in legterem Falle 600 Thaler jährlich vorgejchlagen. 

Die Regierungen griffen zu ſcharfen Unterdrüdungsmahregeln, die 
„Reaktion“ trat in volle Wirfung. Damit waren die beiden Gegenfäße 
„konſervativ“ (erhaltend) und „liberal“ (befreiend) gegeben. 
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Die liberale Richtung begann ſich zuerit lebhafter im Südmeiten 
Deutjchlands, in Baden, zu regen. Dort traten auch zuerſt deutlicher ver: 
ſchiedene Schattierungen des Liberalismus hervor, die radifale demofra- 
tiiche und die gemäßigte. In Preußen regte ſich das Parteileben bejonders 
frühzeitig in-der Provinz Preußen. Dort war der Jude Zohann Jacoby 
der Stimmführer des Radifalismus, einige Edelleute Vorkämpfer eines 
gemäßigteren Liberalismus. An Schlefien übernahm die Führung eines 
entjchiedenen Liberalismus Heinrid Simon. Im Königreich Sadjen 
Ihmwang fi) zum Haupt der demofratiihen Richtung der Theaterkaſſierer 
Robert Blum auf, einer der namhafteften Demagogen, der jpäter bei der 
Unterdrüdung der Revolution in Wien auf Befehl des Fürften Windiſch— 
gräß erſchoſſen wurde. Auch in Kurheſſen, dem jegigen preubifchen Re: 
gierungsbezirf Kaſſel, bildeten ſich frühzeitig Anfäge zur Parteiorganifation. 
Dem Sonfervativen Bilmar traten hier Liberale wie Sylveſter Jordan, Bayr— 
hoffer, Friedrich Detfer gegenüber. Den wichtigſten Anjtoß zu einer dauernden 
Parteigruppierung gab der aus den Provinziallandtagen hervorgegangene 
erſte preußifhe Vereinigte Landtag, den König Friedrich Wilhelm IV. 
duch das Patent vom 3. Februar 1847 berief. In ihm führte der Libe: 
ralismus beider Schattierungen das große Wort, dody überwog innerhalb 
der liberalen Partei die gemäßigte Richtung. Damals reichten ſich die 
(iberalen Oftpreußen und die liberalen Rheinländer, deren Organ bie 
Mannheimer „Deutihe Zeitung“, jpäter die „Kölniſche“ war, die Hand. 
Der bejte Redner der gemäßigten Ziberalen mar der Weitfale Georg 
Freiherr v. Vinde, der übrigens jpäter, zum Schluß feines Lebens, ſich 
mit manden anderen auf die Ffonfervative Seite ſchlug. Die Konſer— 
vativen zählten im ®Bereinigten Landtag nur wenige Vertreter, 
unter denen ſich indes bereits der Deichhauptmann Otto v. Bismard-Schön: 
haufen bemerkbar machte. 

Die Pariſer Februarrevolution (1848), die das Königtum in Frank: 
reich hinwegſchwemmte, wälzte ihre Wogen auch nad) Deutſchland. Der 
Liberalismus war im Volke obenauf, der Sonjervatismus nur duch eine 
„Keine, aber mächtige Partei" am Hofe wirffam. Ein deutiches Einheits- 
parlament, Rede: und Prebfreiheit, allgemeine Volksbewaffnung, liberale 
Minifterien wurden in allen VBolfsverfammlungen gefordert, daneben von 
den Radifalen die Republif, von den Gemäßigten ein fonititutionelles 
Kaijertum. Die Spannung der Leidenjchaften jtieg, die Revolution brach 
los. Das „tolle Jahr” fand in Preußen den Schwachen König Friedrid 
Wilhelm IV. vor, aber eine Disziplinierte Armee. Während in Baden 
die Truppen meulerten, mwährend jonjt in Deutichland felbit Offiziere in 
die Reihen der Aufitändifchen traten, blieb das preußiihe Militär jeinem 
Eide treu. Preußen waren es, die auch in Süddeutichland die Revolution 
niederfchlugen. Sie endete mit einem groben Miherfolge. Alle die Glüh— 
föpfe, die ehrlich für Einheit und Freiheit geſchwärmt, aber den falfchen 
Weg zu diefem Ziel eingejchlagen hatten, waren auf einmal furdtbar er: 
nüchtert und die Regierungen thaten das ihrige dazu, um den Liberalismus 
völliger Troftlofigfeit zu überliefern. Die Radikalen verftummten. In 
der auf einem neuen Wahlgefeg aufgebauten preußifchen Kammer von 
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1850 waren die Konſervativen vorherrſchend, die „das hiſtoriſche Recht 
der Krone“ nicht nur gegenüber der Revolution, ſondern auch gegenüber 
dem Parlamentarismus, der „Renolution in Schlafrock und Pantoffeln“, 
und gegenüber den Einheitsbejtrebungen demofratifcher Art vertraten. 
Die im Sommer 1848 begründete, von dem damals 33jährigen 
Affeffor Hermann Wagener glänzend geleitete „Neue Preußiſche (Kreuz-) 
Zeitung“ war ihr Organ; der geiſtvolle Brofefjor Julius Stahl, der, aus 
jüdiihem Blute entſproſſen und aus Bayern gebürtig, doc ein rechter 
Preuße und lauterer Chriſt geworden war, formulierte ihre Grundſätze; 
Otto v. Bismard und der Oberappellationsgeridhtsrat Ludwig v. Gerlad) 
waren ihre Vorkämpfer. Die Liberalen (das jogenannte linke und rechte 
Zentrum) hatten fi) in der „Nationalzeitung“ eine Stüße gejchaffen. 
Die demofratijchen Ueberlieferungen wurden, weniger in der Kammer als 
in der Prefje, durch die 1849 aus der Bernitein’schen „Urmähler-Zeitung“ 
hervorgegangene „Volkszeitung“ gepflegt. Ganz vorübergehend bildete ſich 
auch jeit 1852 infolge der Politik des Kultusminifters Raumer eine katho— 
liche Fraktion unter den Brüdern Peter und Auguft Reichensperger. 

Als der hochbegabte, edle, aber unpolitiihe und nicht thatenfrohe 
Friedrich) Wilhelm IV. in der Regierung durch Wilhelm I. abgelöft wurde, 
der, im Grunde jeines Herzens am Königtum alter Art hängend, doc) 
gegen die Eonftitutionellen Forderungen der neuen Zeit ſich nicht jperrte, 
begann von neuem ein reges politisches Leben. Die „deutihe Frage“ 
wurde überall erörtert, auf Schüßenfeiten von der Einigung wieder ge— 
ſchwärmt; die „Eleine, aber mächtige” Ffonjervative Partei verlor einen 
großen Teil ihres Einflufjes bei Hofe, eine liberal angehaudhte Regierung 
nahm ihren Pla ein und der Liberalismus kam verftärft in die Kammer. 
In dem Liberalismus mit jeiner Begeijterung für deutſche Einheit und 
Freiheit jtedte ein gutes Teil deutſchen Idealismus', aber wenig praftijcher 
Sinn und menig gejchichtliches Verftändnis. Er hat in den deutichen 
Stämmen die Sehnjuht nad) erneutem Zuſammenſchluß mad) erhalten, 
das erfennt jede gerechte Gejchichtsichreibung als fein Verdienſt an; aber 
jeine Thaten haben in Wirklichkeit das Werden der Einheit nicht gefördert. 
Die jogenannte Konfliktszeit in Preußen ift des Zeuge. 

Als Wilhelm I. Regent wurde, galt feine erite Sorge der Armee, 
Unter Friedrih II. hatte fie Preußens Großmacht gefchaffen, war dann 
aber verfümmert und 1806 tief gedemütigt worden. 1813 erneut eine 
Handhabe von Preußens und Deutſchlands Ruhm, war fie jegt wieder 
im Rüdgang begriffen. Die allgemeine Wehrpflicht jtand nur auf dem 
Papier. Die alte Aushehungsziffer vom Jahre 1820 war troß Zunahme 
der Bevölkerung Diefelbe geblieben, nämlid” 40000, mährend bei voller 
Durchführung der allgemeinen Wehrpfliht 155000 Mann hätten ausge= 
hoben werden müſſen. Die von Wilhelm I. geplante Heeresreform ver- 
langte eine jährliche Aushebung von 63000 Rekruten (dafür Befreiung 
der vier älteiten Landmwehrjahrgänge von der Wehrpflicht) und die drei- 
jährige Dienftzeit als Grundlage. Die liberale Mehrheit in der Kammer 
bemwilligte die Mittel zu der Heeresverftärfung nicht dauernd, jondern nur 
vorläufig, die dreijährige Dienjtzeit garnicht. 
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Infolge der Halbheiten der von Georg v. Vincke geführten Liberalen 
kam es am 9. Juni 1861 zur Abtrennung ihres linken Flügels und 
Bildung der Fortſchrittspartei, deren Hauptführer der Obertribunals— 
rat Waldeck war und die zum großen Teil aus Juriſten beſtand. Sie 
war und blieb unter den liberalen Parteien die doktrinärſte, d. h. in 
ihrer theoretiſchen Ueberzeugung hartnäckigſte und Belehrungen der Ge— 
ſchichte und des Lebens unzugänglichſte Partei, die ihren Grundſätzen nach 
nur ein Wiederaufleben der demokratiſchen Richtung darſtellte. 

Als deren Erbin iſt ſie auch ausdrücklich von dem Abg. Eugen Richter be— 
zeichnet worden. „Die Fortſchrittspartei hat ſich ihres demokratiſchen Urſprungs 
nie geſchämt, ſie hat ihre demokratiſche Grundlage nie verleugnet“, erklärte er am 
9. Dezember 1882 im Reichstag. 

Die neue Partei mar entichiedene Gegnerin der Heeresreform, ja 
des föniglichen Heeres in überlieferter Form überhaupt. Der Gedanke 
an 1848 und 1849, mo die deutihe Demokratie unter den Bajonetten 
preubifcher Soldaten zufammengebroden mar, ſchmerzte noch; das Heer 
als Stüße der „Monardjie von Gottes Gnaden“, als Gegengewidht gegen 
den Parlamentarismus war den Fortjährittlern ein Dorn im Auge. 

Wie fie darüber dachten, ſprach Johann Jacoby deutlich am 29. April 1865 
aus (Stenogr. Ber. ©. 1229): 


„Eine Armee, wie die Reorganifation fie jchaffen will, ein großes 
ſtehendes Soldatenheer, geführt von Berufsoffizieren, die weder auf die 
Verfaſſung vereidigt, noch den allgemeinen Landgejegen unterworfen 
find, ijt eine Gefahr, eine jtete Bedrohung der jtaatlihen Freiheit. Es 
iit der bewaffnete Friede im inneren, eine permanente Kriegsbereit— 
ichaft gegen das eigene Bolf. Es bleibt nur ein Weg: Einführung eines 
volfstümlichen Wehrſyſtems!“ 


Was das „volfstümliche Wehrſyſtem“ Jacoby's bedeuten ſoll, hatte fein 
— — Waldeck in der Vationalverſammlung am 31. Auguſt 1848 (Stenogr. 
Ber. ©. 97) gejagt: eine „Volkswehr“ von Bürgern mit aus ihrer Mitte nach 
allgemeinem, gleihem und direftem Wahlrecht gewählten Offizieren! 

Im Zujammenhang mit dem Widerftand gegen die Heeresreform 
machten fi) im Abgeorönetenhauje inımer mehr die Beitrebungen geltend, 
dem Parlament die ganze Regierungsgemwalt zu gewinnen und die Kron— 
rechte zu bejchneiden. Am 6. Dezember 1861 fanden neue Abgeordneten: 
mahlen jtatt. Die Gemähigt-Liberalen wurden jehr geſchwächt, die Kon— 
jervativen, die einzigen, die für König Wilhelms Pläne eintraten, erhielten 
bloß 24 Mandate, die Fortichrittler dagegen 100. Nah 3 Monaten voll 
frudhtlofer Debatten wurde das Abgeordnetenhaus aufgelöft. Ein Zwiſchen— 
minijterium Hohenlohe verjuchte durd die Beamtenmaſchinerie und offi— 
ziöfe „Belehrungen“ einzumirfen, erreichte aber das Gegenteil: Konſerva— 
tive und Gemäßigt:Liberale wurden nahezu völlig aufgerieben, mit 308 
gegen 11 Stimmen ſtrich das neue Haus am 23. September 1862 alle 
Koften für die Reorganijation des Heeres. Zwei Jahre lang waren die 
Koſten proviſoriſch bemilligt worden, die neuen Truppenteile mit ihren 
Fahnen, Offizieren, Einrihtungen waren da — mas nun? 

An demjelben 23. September ernannte der König Herrn v. Bismard 
zum Minijterpräfidenten, der kühn erflärte „‚dven Staatshaushalt ohne die in 
der Verfaſſung vorausgejegte Grundlage führen zu müſſen“, und zum 
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Thema der deutihen Frage dem Fortſchritt in der Budgetlommiffion das 
berühmte Wort entgegenſchleuderte: 


„Richt durch; Reden und Majoritätsbejchlüffe werden die 
großen Fragen ter Zeit entſchieden — das iſt der Fehler von 
1848 und 1849 gemejen — fondern durd Blut und Eifen!“ 


Bismard wurde nicht verjtanden. Das Abgeordnetenhaus vermweigerte 
jede Mithülfe bei feiner Bolitif. Er ſelbſt urteilte darüber ziemlich vor: 
urteilsfrei und ſchob es nicht irgend melder „Vaterlandsloſigkeit“ zu, 
fondern zum großen Teil dem Unverftand, aber aud der „allen Zeitungen 
abgeneigten Trägheit, jenem Erbteil Eleinjtaatliher Verhältnijfe.‘ 
(13. 6. 1865). 


Wie gering das Berjtändnis für den notwendigen Gang der neuen deutſchen 
Sejchichte war, geht aus allen erbitterten Debatten jener Zeit hervor. So äußerte 
der liberale Abg. dv. Unruh am 18. Februar 1863, er habe, „falls die Regierung 
eine agreſſive Politif betreibe, das Vertrauen zum ganzen Kaufe, jedenfall zu 
jeiner großen Majorität, daß es in Uebereinftimmung nit dem ganzen Lande zu 
einer ſolchen Bolitit diefem Minifterium auch nicht einen Thaler be» 
willigen werde.“ 

„Wenn wir leider ein Staat find, der bei diefem Minifteritum auf eine 
große Bolitif in Europa fo wenig wie auf eine klare und wahre und freie und 
redlihe Politik im Inneren irgend einen Anſpruch machen kann . . .“ meinte 
Walded am 31. März 1863. 

Am 11. Mai 1863 gab der fpätere Oberbürgermeifter von Dortmund und 
Köln, Beder, befannt geworden unter den Namen „der rote Beder“, die Loſung 
aus: „Diefer Regierung nichts!“, ein Wort, da8 nachher in der Wahl-PBarole: 
„Dielen: Miniftertum feinen Groſchen!“ jeinen monumentalen Ausdrud fand. 

Es ſei Pflicht, „dem Könige die Gefahren darzulegen, die den Staat aus 
einer Politik erwachſen müßten, die in frenıdem Intereſſe und gegen preußiſche 
und deutfche Intereſſen geführt werde“, erklärte Birhom am 18. Dezenber 
1863, ferner an demijelben Tage: 


„Man kann nur das angreifen, daß er (Bismard) eigentlich feine Politik 
bat, daß er ohne Kompaß in das Meer der äußeren Berwidelungen binausftürmt, 
daß ihm jedes leitende Brinzip fehlt. Der Herr Minijterpräfident hat auch gar 
feine Ahnung don einer nationalen Politik.“ „ch will nur wünjchen, 
dag es dem Herrn Minijterpräfidenten gelingen möge, unter den Diplomaten 
Europas eine ähnliche anerkannte Stellung zu finden, wie ich wenigjtens jagen 
kann, daß ich fie unter nieinen Spezialfollegen gefunden babe.“ 

„Er ift jet dem Böjen verfallen und er wird nicht wieder von ihm lose 
kommen.“ Birhow, am 21 Januar 1864. 

Bei Beiprehung der däniichen Frage anı 22. Januar 1864 veranlaßte der 
Fortſchrittler Schulze-Delitfh, inden er der Regierung den Kredit zur Kriegs— 
anleihe verweigerte, das Abgeordnetenhaus zu dem Beichluffe: „Mit feiner 
jegigen Politik fällt Breußen von — ab und mißbraucht ſeine 
Großmachtſtellung; dieſe Politik kann fein anderes Ergebnis haben, als die 
Herzogtümer abermals an Dänemark auszuliefern; fie fordert überdies den be— 
rechtigten Widerſtand der übrigen deutſchen Staaten und damit den Bürgerkrieg 
in Deutſchland heraus; darum wird das Haus der Abgeordneten mit allen ihm 
zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln dieſer Politik entgegentreten.“ 

Die Politik des gegenwärtigen Miniſteriums, erklärle Loewe an demſelben 
Tage, „hat eine erſchreckende Aehnlichkeit mit der, die zur Kataſtrophe von 
1806 geführt hat.“ 

Am 5. Mai 1865 vergaß ſich der Abgeordnete Gneift, ein bedeutender 
unit, joweit, dem Minifterium Ha og es trage „daS Kainszeichen des 
idbruhs an der Stirn.” Da der Präfident des Haufes dieſe Aeußerung 

nicht rügte, erhob fich der Kriegsminifter Moon und wies fie mit den Worten 
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Unverſchämtheit.“ 

Der däniſche Krieg war ſiegreich beendet. „Wir können uns die Ver— 
rößerung gefallen laſſen — warüm nicht? — aber daß wir dazu helfen 
Sollen. * Menſchvonuns verlangen.“ Waldeck am 13. Juni 1865. 


Geſtützt nur von ſeinem König, von dem Herrenhauſe und von dem 
Heinen Häuflein Konſervativer im Abgeordnetenhauſe, führte Bismarck 
unbeugjam ſeine Politik durch, die deutſche Frage unter Ausſchluß des 
unbrauchbaren öſterreichiſchen Staates mit Preußen an der Spitze zu löſen. 
Die Erkenntnis von Preußens Beruf hatte blitzartig ſchon hin und wieder 
die Gemüter erhellt. Am 14. Auguſt 1859 war in Frankfurt a. M. 
durch den Hannoveraner v. Bennigſen im Verein mit Guſtav Freytag 
und anderen Liberalen der „Nationalverein“ gegründet worden, der eine 
einheitliche deutſche Zentralgewalt mit preußiſcher Spitze erſtrebte und es 
bis auf 20 000 Mitglieder brachte. Aber 1861 hatte der Verein aus 
feinem Programm die Forderung der preußifhen Führung mieder ge: 
ftrihen und als 1866 der Krieg gegen Deiterreich entbrannte, befam es 
ein preußiſcher Abgeordneter (Freeſe) jogar fertig, auf dem Abgeordneten: 
tage zu Franffurt a. M. am 20. Mai die ſüddeutſchen Bertreter aufzu: 
fordern, die Waffen gegen Preußen, aljo fein Heimatland, gegen feinen 
König, feine eigenen Wähler, zu ergreifen. Inzwiſchen hatte Bismard 
feine deutſche Politik jchon enthüllt. Bei dem Bundestage, der immer 
noch ein fümmerlihes Daſein friftete, ftellte er den Antrag auf Be: 
rufung eines deutjchen Parlaments auf der Grundlage des allgemeinen 
gleichen, direkten, geheimen Wahlrehts. Der Antrag wirkte wie ein 
Zauberfhlag. Im Vertrauen auf die im Grunde monardijche Gefinnung 
der Deutihen glaubte Bismard an die Zweckmäßigkeit eines jo demo- 
fratiihen Wahlrehts. Die Kammern in Darmitadt, Naffau, Hannover, 
Kurhefien, Weimar erklärten fi für die Bismard’iche Politik, Arbeiter 
in Glauhau und Bürger in Leipzig thaten dasjelbe, die eriten Anzeichen 
eines Umſchwunges madten fid) bemerkbar, und als dann Preußen 
Oeſterreich niederfämpfte, erlitten die preußiſchen Fortjchrittler gerade am 
Tage von SKöniggräß, am 3. Juli 1866, eine gemaltige Niederlage. 
Während nun die Regierung mit der Kammer ihren Frieden machte, 
ipaltete fi die Fortfchritispartei. Jacoby, Schulze, Virchow, Walded 
eiferten mit ihrem Anhang nad) wie vor gegen die Regierung. Die 
Mehrheit aber gab ihren Widerftand auf und vereinigte fi) mit einer 
Reihe von liberalen Abgeordneten unter Führung der Herren dv. Bennigjen, 
Lasker, Hammacher, v. Unruh u. U. zur nationalsliberalen Partei. 
Der „Nationalverein‘‘ hatte ihr vorgearbeitet. Gie erfannte das Ge— 
ſchehene an, verſprach volle Unterftüßung der ausmärtigen Regierungs= 
politif, erklärte aber auch, dab es „neben der gerüjteten Madt und dem 
Anfehen der Waffen einer freifinnigen Verwaltung bedürfe. Der Nord- 
deutfche Bund löjte nun das alte Staatengebilde ab und da regte es ſich 
auch in den Parteien Süddeutichlands. In Baden verlangte fon jetzt 
die Mehrheit, in Baiern ein ftarfes Drittel der Kammer den Anſchluß 
an den Bund. In Baiern hatte es ſich feit 1818 im mejentlihen umı 
Auseinanderfegungen zwiſchen Staat und Kirche gehandelt, und jo waren 
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dort nur zwei Parteien, die katholiſche und die liberale, groß geworden. 
Hier wie auch ſonſt in Deutſchland waren die Liberalen die Befürworter 
der deutſchen Einheit. In der ſchärferen, demokratiſchen Form traten ſie 
namentlich in Württemberg auf. Die dortigen, in geringer Zahl auch 
in Baiern vertretenen Demofraten (jüddeutiche Volkspartei) blieben aber 
auf 1 Stammgebiet befchränft und erlangten im Reiche feinen großen 
Einfluß. 

Der am 24. Februar 1867 zufammengetretene Eonjtituierende nord— 
deutiche Reichstag enthielt 79 National-Liberale und 19 Fortichrittler, die 
Mehrheit aber mar fonjervativ. Erſter Beratungsgegenitand mar die 
Verfafjung. Die Fortfchrittler lehnten fie im Ganzen ab. Weber das 
allgemeine gleiche direkte geheime Wahlrecht erhob ſich eine lebhafte Debatte. 
Der Konjervative v. Belom und der National:Liberale v. Sybel waren 
entichieden dagegen, Geheimrat Wagener aber (der „Sreuzzeitungs- 
Wagener” und Kampfgenojje Bismards) verteidigte es mit großer Wärnte. 
Diejer grundlegende Berfaffungsparagraph wurde auch angenommen, da= 
gegen die im Entwurf verlangte Nichtwählbarfeit von Beamten auf Bes 
treiben der Liberalen (die jet ganz anders darüber denken) abgelehnt. 
Ueber die Militärfrage gab es ebenfalls endloje Debatten. Gegenüber 
dem Antrage des Fürjten Solms:Lid) auf fiebenjährige Feſtſtellung der 
Heeresitärfe (Septennat) drang der Antrag des National-Ziberalen v. 
Forckenbeck auf vierjährige Feltitellung durd. Die dreijährige Dienftzeit 
wurde beibehalten. Die übrigen Punkte wurden meiſt glatt erledigt und 
am 17. April 1867 Eonnte die Verfaffung veröffentliht werden, die im 
MWejentlihen aud das Vorbild der ſpäteren deutfchen NReichsverfaffung 
von 1871 mar. 

Die meitere Entwidlung des Parteimejens in Deutjchland bis zu 
der Zerfahrenheit und Fraktionszerflüftung des heutigen Tages ift nur 
dann verftändlich, wenn man die Steime des Zmiejpalts erfennt. Bis in 
die Mitte der jechziger Jahre hinein waren die drei Hauptgruppen der 
Konfervativen, Gemäßigt: bezw. National-Liberalen und Demokraten bezw. 
Fortichrittler rein politifche Gebilde, die einzig und allein um die großen 
ftaatlihen Fragen der Königsherrſchaft, der Parlamentsherrichaft, der 
Volksherrſchaft fämpften. Nun aber pochten wirtſchaftliche und joziale 
Fragen immer gebieterijcher an das Thor und begannen das Werk der Um: 
wandlung, das bis heute noch nicht vollendet ift. Unveritanden vom Bolfe 
ragen in die moderne Zeit Diejenigen verfteinerten hiftoriihen Parteien 
herein, die noch frampfhaft an dem Glauben fefthalten, daß nad rein 
politijchen Zehrjäßen die großen Fragen der Gegenwart ausgefochten werden 
müffen. Innerhalb der Parteien aber wirft unerbittlich die notwendige 
Zerjegung, die nad verjdyiedenartigen mwirtfchaftlihen und fozialen An— 
jchauungen die Geijter fcheidet. 

Der Liberalismus, der in den erjten Jahren des neuen Reiches 
am ftärfiten war, der in feiner höchſten Blüte 1874, beide Richtungen 
zufammengenommen, 208 Mitglieder, aljo 9 über die abjolute Mehrheit 
der 397 Reichstagsabgeordneten zählte, übertrug einfach feine politischen 
Grundjäße auf die Behandlung auch der nidhtpolitiihen Fragen. So 
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eritarrte der Fortichritt zum grundjäßlichen Gegner der Regierung; ſo 
blieb der National-Liberalismus der grundfägliche Borfämpfer der Einheit 
und Uniformierung auf jedem Gebiet, modjte fie nun berechtigt fein oder 
nicht, bis hin zum einheitlichen bürgerlichen Geſetzbuch in unferen Tagen. 
Beide Richtungen aber machten ihr gemeinfames Streben nad) Freiheit 
auh auf allen nichtpolitiichen Gebieten geltend und bradten uns jo 
wirtjchaftlich die Gemerbefreiheit und die Freizügigfeit, die Aftienfreiheit 
und die Wucherfreiheit und ähnliches mehr. Auf geiftigem Gebiet aber 
äußerte fich der Freiheitsdrang durd eine entſchiedene Gegnerichaft gegen 
die Kirche. Beides it von großem Einfluß auf die Entwidelung unjeres 
Parteimefens geworden. Die mwirtichaftliche Entfeflelung fam naturgemäk 
dem mirtjchaftlich jtärfiten Teile der Nation zu Gute, der Kapitalismus 
in feiner graufamjten Form murde übermädtig und der Sozial: 
demofratie, die ſchon in den Eonjtituierenden norddeutichen Bundestag 
ihren erjten Vertreter, Bebel, entjandt hatte, wurde das Feld geebnet. 
Die Gegnerſchaft gegen die Kirche aber verlieh dem Anfangs der ſieb— 
ziger Jahre entbrannten Kulturfampf eine Form, die das Zentrum, 
unfere jetzt ausjchlaggebende Partei, in Berbitterung groß gemadt hat, 
während andererfeits die evangelifche Kirche, die eine wertvolle Mithelferin 
am ftaatlichen, wirtichaftlihen und jozialen Ausbau hätte werden können, 
niedergehalten wurde. 

Solange der Liberalismus zur Oppofition gehörte, folange war für 
das Zentrum oder die Ultramontanen (megen Roms, das ultra 
montes, jenjeitS der Alpen, liegt, jo genannt) fein breiter Boden vor= 
handen. Als aber der Liberalismus Regierungspartei wurde, eine firden= 
feindlihe Mehrheit alſo mit der Staatsgewalt ihr Bündnis ſchloß, war 
der Boden gegeben. Kurz vor der Begründung des Reiches bildete ſich 
im preußifchen Abgeordnetenhaufe unter dem Namen des Zentrums eine 
Fraktion mit dem furzen Programm: 

„Die Fraktion ftellt fich zur bejonderen Aufgabe, für Aufrecdhter- 
haltung und organische Yortbildung verfaffungsmäßigen Redtes 
im Allgemeinen und inösbejondere ut Freiheit und Selbſtändigkeit 
der Kirche und ihrer Inſtitutionen einzutreten. Die Mitglieder der— 
ſelben ſuchen dieſer Aufgabe auf dem Wege freier Verſtändigung zu 
entſprechen und ſoll die Freiheit des Einzelnen in Bezug auf ſeine 
Abſtimmungen keine Beeinträchtigungen erleiden.“ 

Die Fraktion vertrat alſo im Gegenſatz zu dem Liberalismus mit 
feinen Uniformierungs=Beftrebungen und jeiner Verftändnislofigfeit für 
Chriftentum und Kirche die Nechte der leßteren gegenüber dem Staate 
und die Rechte der Einzeljtaaten gegenüber dem Reiche, ließ aber in 
wirtichaftlihen Dingen ihren Mitgliedern freie Hand. In den zmei 
Programmpunften feſtgeſchloſſen und einig, enthielt die Fraktion im 
übrigen alle Schattierungen zwiſchen fonfervativ und demofratiih. Sie 
nahm jofort die Agitation für die erſten Reichstagsmahlen (im März 1871) 
in die Hand und hatte den Erfolg, 63 Mandate zu erringen. Wegen 
jeiner ausgeſprochen chriſtlichen, antizliberalen Stellung hatte das Zentrum 
manche Berührungspunfte mit den Sonfervativen; wegen jeiner jtaats= 
rechtlihen Anfichten wiederum mande Gemeinjchaft mit den partifula= 
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riſtiſchen Parteien (Teil-:Staatlern) den Polen, Welfen oder Deutſch— 
Hannoveranern, Elſäſſern und Anderen, die infolge ihrer Abjtinmungen 
im Parlament oft geradezu als „Anhängfel“ des Zentrums bezeichnet 
worden find. Der hannoverſche Staatsminifter a. D. Windthorft (f 1891), 
neben dem noch v. Mallindrodt, v. Schorlemer:Alft, die Gebrüder Reichens— 
perger und v. Frandenftein als Führer zu nennen find, wurde der Bor: 
fämpfer des Zentrums, das unter ihm namentlich während des KHulturfampfes 
(1872—1886) zu außerordentlicher Bedeutung heranwudjs. Jener Kampf, 
deſſen Ausgangspunft die am 19. Juli 1870 erfolgte Unfehlbarkeitser: 
klärung des Papites auf dem vatikaniſchen Konzil bildete und der ſchließlich 
zu einem Ringen zwijchen jtaatliher Macht und religiöfer Ueberzeugung 
wurde, zeigte deutlich, daß Ideen und Weltanſchauungen, mögen fie jein, 
welcher Art fie wollen, durch Gemaltmittel nicht unterdrüdt werden können, 
eine Erfahrung, die man in ähnlicher Weife der Sozialdemokratie gegen: 
über gemadt hat. Schon bei den nädjten Wahlen 1874 ftieg das 
Zentrum von 63 auf 91 Mandate. 

Die fozialdemofratifhe Bewegung mird, obgleid fie ſchon 
andere Borläufer hatte, allgemein auf die Wirkſamkeit Ferdinand Lafjalles 
im Jahre 1863 zurüdgeführ. Der Kampf ums Dafein mußte im 
19. Jahrhundert unter ganz anderen Bedingungen geführt werden, als 
früher. Das Mafchinenzeitalter, deſſen Beginn man mit der Einführung 
der Majchinenweberei, um 1775, rechnen fann, hatte die Arbeit zur 
Ware, den fozial verpflichteten ‚„‚Meilter‘ zum ſozial ungebundenen „Arbeit: 
geber’’ gemacht, die Arbeitsteilung die menschliche Familie zerjplittert, der 
erwachende Weltverfehr die gemütloje Konkurrenz zur Gebieterin erhoben. 
Die herrjchenden Klaſſen hatten durd; Aufhebung der Leibeigenichaft und 
andere Reformen zwar Rechte verloren, aber auch Pflidhten. Frei, aber 
ihuglos jtand nun der Fleine Mann da. Die alten Organijationen, Die 
einigen Halt gewährt hatten, waren zerriffen und den Reſt räumte der 
Liberalismus weg. Das abfjolute Königtum, das früher durch ein Macht— 
gebot zu Gunften finfender Stände eingreifen fonnte, war nicht mehr da. 
Die Parlamente aber wußten, geſtützt auf die liebeleere materialiftijche 
Wiſſenſchaft, fein anderes Sprüdjlein für die Not der Zeit, als das der 
Freiheit, der mirtfchaftlichen Entfeffelung, des Fapitaliftiihen Fauftrechts. 
Noch hingen die Arbeiter dem Liberalismus an, der ihnen aber, unter 
Führung des perſönlich menfhenfreundlihen Abg. Schulze-Delitzſch, außer 
„Bildungsveremen”, „Konfumvereinen“ und ähnlichen ſchwachen Tröjtungen 
nichts zu bieten mußte. Laffalle, ein eitler, genußfüchtiger jüdiſcher 
Lebemann, den es fißelte, eine Rolle zu jpielen, aber aud ein jehr be: 
gabter, philoſophiſch gebildeter, Fritifch angelegter Geilt, der für die wirt: 
Ichaftliche Entwickelung mehr Verjtändnis hatte, als feine meijten liberalen 
Zeitgenofjen, griff hier als eriter politifcher Organiſator der Arbeitermwelt 
ein und begründete am 23. Mai 1863 den „Allgemeinen deutjchen 
Arbeiterverein“, dem er als nächſte Aufgabe jtellte, 

„auf friedlichen und legalen Wege, insbefondere durch das Gewinnen 


der öffentlichen Ueberzeugung, für die Kerjtellung des allgemeinen, 
gleihen und direften Wahlrecht zu wirken.‘ 
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Gei das erreicht, jo mühten mit Hülfe des Staates „Produftivafjoziationen“ 
der Arbeiter in arokartigem Maßſtabe begründet werden, bis ſchließlich 
diefe genofjenichaftlichen Betriebe die privatfapitaliftiichen vollig abgelöit 
hätten und der Arbeiterjtand zu feinem eigenen Unternehmer geworden 
ſei. Alle anderen im Rahmen der beitehenden Ordnung gemachten 
jozialen Verſuche mühten an dem „ehernen und graufamen Gefeg, wonad) 
unter der Herrihaft von Angebot und Nachfrage der durchſchnittliche 
Arbeitslohn immer auf den notwendigen Lebensunterhalt reduziert bleibt, 
der in einem Bolfe gemohnheitsmähig zur Friltung der Eriftenz und zur 
Fortpflanzung erforderlich ift“, jcheitern. Neu waren die Gedanken nid. 
Das Verlangen nad; allgemeinem Stimmrecht war eine alte demofratifche 
Forderung, die Produftivaffoziationen hatte jhon 1839 der Franzoſe 
Louis Blanc in feiner berühmten Schrift „Organisation du travail“ 
verfodhten, und die Lehre vom ehernen Lohngefeß ſtammte von dem 
Nationalöfonomen David Ricardo, einem jüdiſch-engliſchen Finanzgenie. 
Aber alle diefe Gedanken wurden von Laſſalle glänzend vorgetragen und 
er zog mie ein Triumphator durch das Land, gegen die „verdammte 
Bebürfnislofigfeit‘‘ und gegen die politifche Unthätigfeit eifernd und überall 
die Arbeitermafjen anregend und begeifternd. Die Staatsgewalt jtand diejen 
‘een durchaus nicht ablehnend gegenüber. Das allgemeine gleiche direkte 
Wahlrecht war ein Punkt des Bismardichen Bundesreformplanes. Der 
preußiſche Minifterpräfident, der als Gefandter in Paris von den Blancſchen 
Anregungen mandyes verjpürt hatte, begründete ferner jelbit mit Mitteln, 
die ihm König Wilhelm zur Verfügung ftellte, Rroduftivafjoziationen für 
arme Weber und drüdte ſchon in den ſechziger Jahren die Einberufung einer 
Arbeiterſchutzkonferenz dur, prallte aber mit allen Verjudhen an dem 
Wideritande des verfnöcherten Beamtentums, feines eigenen Minifteriums 
und des Liberalismus ab. Beſonders der damalige Handelsminiiter, 
Itzenplitz, war der zäheite Gegner. Aber auc die Agitation Laſſalles 
nahm ein jähes Ende. Eine Liebesaffäre mit der Braut eines anderen 
vermwidelte ihn in ein Duell, und am 31. Auguſt 1864 erlag er feinen 
Verletzungen. Bald nachher, am 28. September 1864, begründete Karl 
Marr, der Sohn eines getauften Rechtsanwalts in Trier, in London Die 
„snternationale Arbeiter Ajfoziation“, Marr, der ſchon 1847 mit 
Friedrih Engels zufammen das „Kommuniftiihe Manifeſt“ verfaßt 
hatte, ein in feiner revolutionierenden Wirkung unerreichtes Schriftchen 
mit dem befannten zum Schladtruf gewordenen Schlußſatz: „Proletarier 
aller Länder vereinigt Euch!" Laſſalle jtand nod auf dem Boden 
des Nationaljtaates, Marr dagegen baute feinen fozialiftiichen Staat 
auf internationaler Grundlage auf; Laſſalle hoffte auf „legalem“, 
gejeglihem Wege durch Aufrüttelung bloß der Geilter, durch all- 
gemeine Anerfennung des „neuen Prinzips” fein Biel zu erreichen, 
Marr verwies auf den gemaltfamen Umſturz; Laſſalle verlangte 
Organifation der Mrbeit und Grmeiterung des Mittelftandes durch 
Aufiteigen der Arbeiterflaffe zu eigenem Beſitz, Marx Enteignung aller 
Beſitzenden durdy das Proletariat. Die deutihen Marriften Eonftituirten 
ih auf dem Eiſenacher Kongreß am 7. Auauft 1869 als Zmeig der 
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Internationale unter Führung des Scriftitellers Liebfneht und des 
Drechslermeifters Bebel und nannten ſich „Sozialdemofratiiche Arbeiter: 
partei”. Nach mandhezlei jehr erbitterten Kämpfen gingen die Zafjalleaner 
in ihnen auf; die Einigung erfolgte in Gotha am 22. Mai 1875. Gie 
bedeutete für die Eiſenacher einen vollftändigen Sieg. „Seien Sie nur 
unbeforgt, wenn mir die Sache erit fomplett haben, dann mollen wir die 
Kerle ſchon abthun“, meinte Liebknecht vorher, (wie in feinen „Enthüllungen 
über die Führer der fozialdemofratiihen Partei“ der frühere Reichstags 
abgeordnete Hartmann auf Seite 6 erzählt) und er behielt Recht. Der 
Marrismus wurde zum Alleinherricher. An dem Gothaer Programm, 
das aud für die fozialdemofratiihen Parteien anderer Länder vorbildlich 
wurde, heibt es: 

„In der heutigen Gejellichaft find die Arbeitsmittel Monopol der 
Kapitaliftenklaife; die hierdurch bedingte Abhängigkeit der Arbeiterklaſſe 
ift die Urjache de3 Elends und der Knechtſchaft in allen Formen. 

Die Befreiung der Arbeit erfordert die Verwandlung der Arbeits- 
mittel in Gemeingut der Geſellſchaft und die genojienfchaftliche 
Negelung der Gefamtarbeit mit gemeinnüßiger Verwendung und 
gerechter Verteilung des Aıbeitsvertrages. 

Tie Befreiung der Arbeit muß das Werk der Arbeiterklafje jein, 
— alle Klaſſen nur eine reakttionäre Majje fınd. 

on diefen Grundfäten ausgehend, eritrebt die jozialiftifche Arbeiter» 
partei Deutichlands mit allen gejetlichen Mitteln den freien Staat und 
die ſozialiſtiſche Geſellſchaft, die Zerbrechung des ehernen Lohn— 
gejees durch Abichaffung des Syſtems derXohnarbeit, die 
Aufbebung der Ausbeutung in jeder Geftalt, die Befeitigung aller 
jozialen und politischen Ungleichheit. 

Die fozialijtiiche Arbeiterpartei Deutfchlands, obgleih zunächſt im 
nationalen Rahmen wırfend, ift ih des internationalen Charakters 
der Arbeiterbewegung bewußt und entichloffen, alle Pflichten, welche 
derjelbe den WUrbeitern auferlegt, zu erfüllen, um die Berbrüderung 
aller Menſchen zur Wahrheit zu machen.“ 


Im Reichstage jaken 1871 2 Sozialdemofraten, 1874 9, 1877 
ihon 12. Aus der Arbeitergruppe von 1863 mar eine politiihe Partei 
geworden, die auf demjelben materialiftiichen Boden fuhte, wie der radikale 
Liberalismus, die ihre Waffen zum Kampfe gegen religiöje und ftaatliche 
Autorität auch aus feinem Arjenal entlehnte, und in jozialer Beziehung, 
indem fie die äuberiten Folgerungen des liberal-fapitaliftiichen Syſtems 
zog, fi doc) gegen ihren eigenen Nährvater menden mußte. 

Die alten hiftorifchen Gegner des Liberalismus, die Konfervativen, 
traten im Reichstag als zwei felbftändige, allerdings jehr nah verwandte 
Fraktionen auf, als Konfervative und Freifonjervative (auch Reichspartei 
genannt), welche ſich zunächſt nur dadurch unterjchieden, daß die erjteren 
ihre driftlichen, die leßteren ihre regierungsfreundlihen Grundſätze mehr 
betonten, und dab unter den erjteren mehr der Grundbeſitz, unter leßteren 
mehr der induftrielle Befiß und die höhere Beamtenjchaft im Parlament 
vertreten war. Die deutfchen Konjervativen zählten im erjten Reichstag 57, 
die Reichspartei 37 Abgeordnete. In Preußen fam es, nahdem Anfangs 
die Konjervativen unter Bismards Einfluß die liberale Aera mitgemad)t, 
zeitweilig zu einem Konflikt zroijchen ihnen und dem Kanzler. Am Laufe 
des Kulturfampfs waren die Rechte der Kirche auf die Schule beſchnitten 
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und die bürgerliche Ehe eingeführt worden, dann kam die Einführung 
der ihnen nicht genehmen Kreisordnung hinzu, kurz, 71 „Altkonſervative“ 
fagten ſich öffentlich von Bismard los Ser Sn und erließen am 
21. Mai 1873 einen Aufruf, in dem es hie: „Wir mwiderjtreben jeder 
Geſetzgebung, melde jtatt der Weiterbildung die Auflöfung organijcher 
Verbände herbeiführtt . .. Wir wollen die Freiheit des Unterrichts aud) 
für die Kirche unter gejeglich geregelter Aufliht des Staates.” Nur 
45 Abgeordnete, die „Neue Eonjervative Fraktion”, blieben in Fühlung 
mit Bismard und den Liberalen. Aber fchon bei den nädjiten Wahlen 
murde die Macht der Altfonjervativen im Landtag gebrochen. Als im 
Reichstage die liberalen Parteien 1874 ihren Höhepunkt erreichten, ſank 
die Zahl der Eonfervativen Mandate auf 22, bezw. 33. Die Lehren 
blieben nicht unbeachte. Am 7. Juni 1876 nahmen die „Deutichen 
Konjervativen” in einer Verfammlung zu Frankfurt a. M. Stellung zu 
den Fragen der Zeit, machten durch Boranjtellung des „Nationalen“ in 
ihrem Aufruf mit Bismard ihren endgültigen Frieden, gaben aber aud) 
ihren Grundjägen inbezug auf alle anderen immer dringenderen Fragen 
der Zeit ausführlid Raum. Die Gründerperiode mit ihren furdhtbaren 
geihhäftlihen und moraliſchen Folgen, der Kulturkampf, der eine tief: 
gehende Firhliche Entfremdung enthüllt hatte, und das wilde Ueberſchäumen 
der Sozialdemokratie, die damals unter dem fanatiichen Agitator Moſt 
zur offenen Mordpredigerin wurde, waren ein erjchredendes mene tekel. 
Das Programm, oder vielmehr der Aufruf der Sonjervativen erhielt 
folgende Faſſung: 
1. Wir wollen die für unfer Vaterland gewonnene Einheit auf dent 
Boden der Reichs erfafiung in nationalen Sinne ftärfen und ausbauen. 
Wir wollen, daß innerhalb diefer Einheit die berechtigte Selbitändigfeit 


und Eigenart der einzelnen Staaten, Provinzen und Stänme gewahrt 
werde. 


2, Wir fünnen nur eine ſolche Weiterbildung unferes öffentlichen 
und privaten Rechtes als ſegensreich anerkennen, welche, auf den realen 
und gejchichtlich gegebenen Grundlagen fußend, den Bedürfnifjen der 
Gegenwart gerecht wird und damit die Stetigfeit unferer geſamten po— 
litiichen, jozialen und geiftigen Entwidelung fichert. 


3. Wir legen auf politischen Gebiete entjcheidendes Gewicht auf die 
monardhiichen Grundlagen unjeres Staatslebens und eine fräftige obrig- 
feitliche Gewalt. 

Wir wollen ein volles, gejetlich gefichertes Maß bürgerlicher Freiheit 
für alle und eine wirkjame Beteiligung der Nation an der Geſetzgebung. 

Wir wollen in Provinz, Kreis und Gemeinde eine Selbitverwaltung, 
gegründet nicht auf das allgemeine Wahlrecht, jondern auf die natür- 
den Gruppen und organiichen Sliederungen des Bolfes. 


4. Das religiöfe Leben unferes Volkes, die Erhaltung und Wieder- 
eritarfung der chriſtlichen und kirchlichen Einrichtungen, die jeine Träger 
find, — dor allem die Eonfeffionelle, chrijtliche Volksſchule erachten wir 
für die Grundlage jeder gejunden Entwidelung und für die Wwichtigite 
Bürgſchaft gegen die zunehmende Berwildetung der Majjen und die 
fortichreitende Auflöfung aller gefellichaftlihen Bande 

Wir betrachten den firchenvolitifchen Streit, der als Kulturfampf 
bon Liberalismus zum Kampfe gegen das Chriitentum ausgebeutet 
wird, als ein Unglüd für Neich und Volk und find bereit, zu deſſen 
Beendigung mitzuwirken. 


5 
— 17 — 


Wir erlennen einerſeits dem Staate das Recht zu, kraft ſeiner Sou— 
veränität, ſein Verhältnis zur Kirche zu ordnen und werden die Staats» 
gewalt den entgegenfiehenden Anſprüchen der römiichen Kurie gegenüber 
unterjtügen. Andererſeits wollen wir feinen Gewiſſenszwang und des- 
halb fein Uebergreifen der ftaatlichen Geſetzgebung auf das Gebiet des 
inneren firchlichen Lebens. In diefem Sinne —* wir zu einer Re— 
viſion der im Laufe des Kampfes erlaſſenen Geſetze bereit. In dieſem 
Sinne werden wir auch für das gute Recht der evangeliſchen Kirche auf 
jelbjtändige Regelung i&rer inneren Einrichtung eintreten. 

5. Gegenüber der fchranfenlojen Freiheit nach liberaler Theorie 
wollen wir im Erwerbs» und Verkehrsleben eine georbnete wirtjchaft: 
liche Freiheit. Wir verlangen von der wirtichaftlichen Geſetzgebung 
gleichmäßige Berüdjihtigung aller Enwerbsthätigfeiten und gerechte 
Würdigung der zur Zeit nicht ausreihend berüdjichtigten Intereſſen von 
Grundbeſitz, Yndujtrie und Handwerk. Wir fordern demgemäß Die 
fchrittweife Bejeitigung der Bevorzugungen des großen Geldfapitals. 
Wir fordern die Heilung der fchweren Schäden, welche die übertriebene 
wirtſchaftliche Zentralifation und der Mangel fejter Ordnungen für 
Landwirtſchaft und Stleingewerbe zur Folge nebabt hat. Insbeſondere 
fordern wir die durch Erfahrung gebotene Revifion des Geſetzes über 
den Unterjtügungswohnfig und der Gewerbe-Ordnung. 

6. Wir erachten es für Pflicht, den Ausschreitungen der jozialiftiichen 
ing entgegenzutreten, welche einen wachjenden Teil unſeres 

olfes in feindjeligen Gegenjag zu der gefamten bejtehenden Drdnung 
bringen. Wir find überzeugt, dat die bloße Entfeſſelung der indivi- 
duellen Kräfte zu einer gefunden twirtichaftlihen Entwidelung nicht 
führen fann, daß der Staat vielmehr die Aufgabe nicht abweijen darf, 
die redliche Erwerbsarbeit gegen das Ueberwucern der Spekulation und 
des Aktienunweſens zu ſchützen und durch eine wirkſame Fabrikgeſetz— 
ebung die ſittliche und wirtſchaftliche Lage der Lohnarbeiter, ſowie das 
—8 Zuſammenwirken von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu 
ſichern und zu fördern. 

Alle, welche dieſen Grundſätzen zuſtimmen, und gewillt ſind, die— 
ſelben, unabhängig nach oben wie nach unten, zu vertreten, fordern wir 
auf, ſich zu einer feſtgeſchloſſenen Partei der Deutſchen Konſer— 
vativen zu vereinigen. 

Der Reichstag vom Jahre 1877 zählte neben 40 Deutſch-Kon— 
jfervativen, 38 Freis$tonjervativen noch 136 National:Liberale, 4 Demo: 
fraten, 35 Fortſchritter. Es mar der lekte Reichstag aus der Zeit 
der liberalen Wirtichafts: und Sozialpolitik, der Politik des Freihandels, 
der Gobden und Smith, des Manceftertums, des Gehenlaffens (laisser 
faire, laisser saller), des ökonomischen Andividualismus oder wie man 
fie ſonſt nennen mag, jener Politik, mit der nun in den Jahren 1878 
bis 1881 die deutihe Regierung endgültig brah Vorher wäre ein 
Schmenten faum möglich gewejen, denn dıe „Wiſſenſchaft“ in ihrer Mehr: 
heit trat für den öfonomifchen Individualismus ein und dem großen 
Publifum imponierte diefe Lehre, welche den Racker von Staat „be: 
ſcheiden“ machte und ihm fein Eingreifen in den freien wirtſchaftlichen 
Kampf ueitattete, jo auberordentlih und fam ihm fo geiltreid vor, dab 
die Wahlen naturgemäb liberale Mehrheiten ergeben hatten. Auch das 
Gros der Sonfervativen ſtand, wie Bismard, anfangs der jiebziger Jahre 
auf demjelben nationalöfonomifchen Boden, der erjt allmälig durch die er: 
ftarfende neue Richtung der Wiſſenſchaft (Sathederjozialismus) erjchüttert 
wurde, zum Teil auch durd die praftiichen Erfahrungen, die man mit 
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der liberalen Gejeßgebung gemacht hatte. Mit der Einleitung der Schuß: 
zollpolitit zu Gunften der Induſtrie und Landwirtihaft im Jahre 1878 
und der Sozialreform zu Gunſten der Arbeiter im Jahre 1881 begann 
der Zerfegungsprozeß der großen liberalen Partei. Als nad; dem Höbdel- 
ihen Attentat auf den alten Kaiſer dem Reichstage das Sozialijtengeje 
mit feinen ſcharfen Ausnahmebeftimmungen gegen die Sozialdemokraten 
vorgelegt wurde, erflärten ſich die National-Liberalen dagegen. Nach dem 
zweiten (Nobilingfhen) Attentat wurde der Reichstag aufgelöft. Die von 
der Regierung nidht mehr unterjtügten National-Liberalen fehrten jehr ge: 
ſchwächt, mit nur 99 Mandaten, zurüd und ftimmten für das Sozialijten- 
geſetz. In ihrem Wahlaufruf hatten fie in Bezug auf die Zollfragen 
nichts Bindendes geäußert. Sie konnten es audy nicht, denn „zwei 
Seelen“ regten fich in ihrer Bruft. Bei den Verhandlungen über den 
Schußzolltarif fpalteten fie fich, bei der Abſtimmung jedoch erklärten ſie 
ſich gefchloffen dagegen. Bismarck brachte aber auch ohne fie, mit Hülfe 
des Zentrums und der Sonjervativen, die 94, bezw. 59 und 57 Mandate 
zählten, die Vorlage durd. Die Liberalen ſahen ſich auf einmal in der 
unangenehmen Lage, zu einer Minderheit zu gehören, im Gegenſatz zu 
welcher die Regierung ihre Politik machte. Der „entichiedene" und der 
„gemäbigte* Flügel der Partei gerieten darob in Widerſpruch und als 
gelegentlich einer kirchenpolitiſchen Vorlage 45 national:liberale Abgeordnete 
dafür, 42 dagegen jtimmten, benußte dies der linfe Flügel unter Forden- 
bed, NRidert und Bamberger, um ſich von der Richtung Bennigjen-Miquel 
am 1. September 1880 zu trennen. Jene Gruppe der Linken, Sezeſ— 
jionijten genannt, verjchmolz fi) darauf 1883 mit den Kortichrittlern zur 
deutjh=freifinnigen Partei, die bei ihrer Bildung über 100 Mit: 
glieder zählte. Nach zehnjähriger Zufammenarbeit zerfiel die Partei aber 
wieder anläßlich der Militärvorlage von 1893 in ihre alten Bejtandteile: 
die Ridertichen Sezeilioniften jezefitonierten zum zweiten Male und nannten 
jih „Freifinnige Vereinigung“, während die Richterſchen Fort— 
jchrittler unter dem Titel „Freifinnige Volkspartei“ zuſammen— 
blieben. Beide Richtungen jpiegeln in ihrer Haltung ihren geihichtlichen 
Urjprung getreu wieder. In der freilinnigen Volkspartei it die alte 
demokratiſche Ueberlieferung in allen politischen, religiöfen, wirtichaftlichen 
und jozialen Fragen lebendig, fie find die unverändert Alten von 1848 
und 1862. In der freilinnigen Vereinigung jind auf religiöjem, wirt— 
ihaftlihem und jozialem Gebiet diefelben Grundjäge mahgebend, deren 
Gewicht no durd den Einfluß naheitehender Börfenfreije vermehrt wird, 
dagegen ijt die „Vereinigung“ auf politiihem und insbejondere militär- 
politiichem Gebiet — unter der geſchichtlichen Nachwirkung von 1866 — 
für die Regierung mitunter wohl zu haben. 

Die dritte liberale Gruppe, die nationalzliberale, feßte nad) der 
Sezeſſion ihre Antichten in einem ausführlichen Programm am 29. Mai 1881 
auseinander. Sie erklärte fi) darin für die neue Bismarckſche Sozial: 
politif, nahm dagegen zur Wirtichaftspolitif feine fejte Stellung, jondern 
ſprach ſich für Aufrechterhaltung des rein politischen Charakters der 
Parteien aus: 
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„Entſchloſſen, die beſtehende gewerbliche Geſetzgebung und die auf 
ihr beruhende wirtjchaftliche Freiheit gegen realtionäre Angriffe zu ver— 
teidigen, halten wir an der Ueberzeugung feit, daß entgegenjtehende 
Meinungen über Schutzoll und Freihandel nidt zur 
Grundlage politifher Barteibildung dienen dürfen. Die Ver— 
jchiedenheit der landichaftliden Anterejien, je nad) dem Bormwiegen 
von Handel und Schifffahrt, von Aderbau und don Induſtrie, erfordert 
dringend, daß innerhalb unferer Partei abweichenden Anſchauungen 
über Zollfragen Raum gelafjen wird. in Aufgeben diejer SGreibeit 
würde eine über ganz Deutjchland fich eritredende nationaleliberale Bartei 
unmöglic;) machen. Saum vollftändig aurüdgedrängte politische Gegen» 
fäge don Norden und Süden, von Dften und Weiten müßten in 
unferem noch jo jungen Deutichen Reiche auf das Gefährlichite immer 
von Neuen hervorbrechen, wenn große wirtjchaftliche Intereſſen zugleich 
als politische Parteien ſich befämpften.“ 


Die „Heidelberger Erklärung“ vom 23. März und die „Berliner 
Erklärung‘ vom 18. Mai 1884 beftätigten das Programm, eine meitere 
Erklärung vom 31. Mai 1891 that im Allgemeinen daſſelbe, ſprach aber 
noch den Saß aus: 

„Der Delegiertentag erklärt, daß er auf Jozialpolitifhem Ges 
biet einen Ruhepunkt für gefonmen erachtet “ 


Während ſich die liberalen Parteien der neuen mirtichaftspolitifchen 
und jozialpolitiihen Strömung entgegenftellten, grub ſich der Katheder— 
jozialismus ein immer tieferes Bett. Sein Hauptvertreter, Profefior 
Adolph Wagner, hatte ſchon jeit 1870 in Fleineren Streifen anregend 
gewirkt, Rodbertus, Huber, Wagener, Rudolf Meyer und andere Alt: 
fonfervative hatten mit ihm und vor ihm ähnliche Ideen gepflegt und 
gegen Ende der Jiebziger Jahre gab es bereits eine anjehnliche Litteratur 
in Ddiefem Sinne. Gegenüber der materialiltiihen Auffaffung der 
alten Lehre, die der ‚natürlichen‘ Entwidelung freie Bahn ließ, betonte 
der Kathederjozialismus die jittlihe Auffaffung, welche die widerſtreben— 
den Kräfte der einzelnen Individuen zum Wohle der Geſamtheit binden 
umd organifieren und jo auch den Schuß der Schwachen ermöglichen will. 
Der Kathederjozialismus der Wiſſenſchaft wurde im praftiichen Leben zum 
hrijtlihen Sozialismus. Der Hofprediger Adolph Stöder war es, der 
ihn aus der Gelehrtenitube in die öffentliche Politik verpflanzte. Die 
Erkenntnis des Zufammenhanges zwiſchen mirtjchaftlihem Elend und 
fittliher Vermilderung trieb ihn dazu und das ihn erjchredende Ueber: 
handnehmen der Sozialdemokratie gab ihm den unmittelbaren Anlah. Am 
3. Januar 1878 nahm er in einer mild erregten Arbeiterverfammlung 
im Norden Berlins, im „Eisfeller‘‘, den Kampf für die chriftlich-fozialen 
Ideen auf und gründete darauf am 25. Januar 1878 die „Chriſtlich— 
joziale Arbeiterpartei”, melde den doppelten Zwed verfolgte, die 
Arbeiter für den chriftlihen und den Staatsgedanfen, und die chriitlichen 
Kreiſe und den Staat für eine arbeiterfreundliche Politik zu geminnen. 
Sie eritrebte 

„eine friedliche Organifation der Arbeiter, un in Gemeinfchaft mit den 
anderen Yaltoren des Staatölebens die notwendigen praftifhen 
Reformen anzubahnen.“ 
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Ziel der Reform mar die Verringerung der Kluft zwiſchen Reich 
und Arm und die Herbeiführung größerer wirtjchaftliher Sicherheit; die 
chriftlih-joziale war alfo die erite auf chriftlichenationalem Boden itehende 
Partei, die klar formulierte, daß der Kampf um Parlamentarismus und 
Abjolutismus und fonjtige politifche Formen als abgethan zu betrachten 
jei und die Entjcheidungsichladhten des modernen Staatslebens einzig und 
allein um das mwirtihaftlich”joziale Problem geſchlagen werden müßten. 
Ihre Forderungen an den Staat lauteten: 


A. Urbeiterorganijation. 

I: Herbeiführung an m riicher, fachlich geichiedener, aber durch das ge— 
ſamte Reich hindurchgehender Fachgenoſſenſchaften, mit ihnen zuſammen— 
hängend Regelung des Lehrlingsmejens. 

2. Einfe etzung obligatoriſcher Schiedsgerichte. 

3. Errichtung von obligatoriſchen Witwen- und Wai en», ſowie Invaliden— 
und Altersverſorgungs- und Rentenkaſſen 

4. Autoriſation der Fachgenoſſenſchaft zur Vertretung der Intereſſen und 

Rechte der Arbeiter ihren Arbeitgebern gegenüber. 

5. Berpflichtung der Fachgenoſſenſchaften zur Haftung für die von den 
Arbeitern etwa zu Üübernehmenden fontraftliden Verbindlichkeiten. 
Staatlihe Kontrole des fachgenoſſenſchaftlichen Kaſſenweſens. 

B. Arociterfeig 3. 

Berbot ver Sonntagsarbeit, Abſchaffung der Arbeit von Kindern und 

verheirateten Frauen in den Fabriken. 

Normalarbeitstag, niodifiziert nad Fachgenoſſenſchaften 

Energiiche Anſtrebung der Internationalität diejer Arbeiterſchutz-Geſetze; 

= zur Erreihung dieſes "Zieles ausreihender Schub der nationalen 

rbeit. 

4. Schuß der Arbeiterbevölferung gegen gefundheitswidrige Zuftände in 

den Arbeitölofalen und Wohnungen. 

Wiederheritellung der Wuchergejeke. 

C. Stantsbetrieb 

Arbeiterfreundlicher Betrieb des vorhandenen Staat3- und Kommunal— 
eigentums und Ausdehnung besjelben, ſoweit es öfonomijd) ratſam 
und techniſch zuläſſig iſt. 

D. —— 

Progreſſive Einkommenſteuer als ausgleichendes Gegengewicht gegen be— 
ſtehende oder zu ſchaffende indirekte X Befteuerung. 

2, PBrogreifive Erbichaftsjteuer bei größeren Bermögen und entfernteren 
Rerwandtichaftsgraden. 

3. Börjeniteuer. 

4. Hohe Yurusiteuern. 


Aus der Arbeiterpartei wurde bald eine Partei der „Kleinen 
Leute‘ überhaupt, die ihre Wirkfamfeit aber vorerjt nidht auf das 
ganze Neich, jondern vor allem auf Berlin jelbjt erjtredte, wo der 
Liberalismus und die Sozialdemokratie am dichteften faßen. Das meifte 
Verftändnis und Entgegentommen fand die neue Partei bei den Konſer— 
vativen. Ein Efonjervativer moeitfäliiher Kreis wählte 1881 Stöder 
in den Reichstag und vhne ihre bejondere Organijation in Berlin 
aufzugeben wurden die Chrijtlih-Sozialen zu einer Gruppe der deutjch- 
fonjervativen Partei. Die erbittertiten Gegner aber erjtanden der neuen 
Bewegung bejonders in den Kreifen des modernen Judentums, das im 
einer ausgebreiteten Preſſe eine auberordentlihe Macht beſaß, jtets in den 
vorderiten Reihen des radikalen, fpäter auch des gemäßigten Liberalismus 
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geſtanden hatte — die nationalliberalen Führer Lasker und Bamberger 
maren Juden — und von dem Eritarfen des chriltlichen Sozialismus 
ein Schwinden jeines geijtigen und gejchäftlichen Einfluffes befürchtete. 
Das hriftlich-foziale Programm enthielt noch feinerlei Hinweis auf Die 
AJudenfrage, aber Stöder nahm, angegriffen, den Kampf auf, der nun, 
nahdem er ſchon vorher dur Otto Glagaus Enthüllungen über den 
Gründerſchwindel und fonjtige Schriften theoretifch vorbereitet war, volfs- 
tümlich wurde, auf die Entwidelung der fonjervativen Partei ftarf ein: 
wirkte und eine Reihe gleichlaufender Strömungen erzeugte. 

Etwa das Jahr 1880 bezeichnet den Ausgangspunft diejer anti: 
femitifhen Strömungen. Der Gejchichtichreiber Heinrih von Treitjchfe 
rollte in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ die Judenfrage auf, eine Maſſen— 
petition an den Reichskanzler jprad ji für das Verbot der Judenein: 
wanderung und für Ausihluß der Juden von obrigfeitlihen Nemtern 
aus, ihr Verfafjer, Dr. Bernhard Förfter, begründete den antiſemitiſchen 
„Deutichen Bolksverein“, Dr. Ernjt Henrici den „Deutihen Reichsverein“ 
und Liebermann von Sonnenberg, ein ehemaliger Offizier, trat an Die 
Spitze der von ihm ins Leben gerufenen „Deutjchen Volkszeitung“, für 
die der Großkaufmann Rudolf Herkog das Geld hergab. Vereine und 
Zeitungen gingen in den nächſten Jahren ein und ihre Gründer taudjten 
in der jogenannten „Berliner Bewegung“ unter, die kirchlich und politiſch 
unter chrijtlich-fozialer Führung ftand. Im Jahre 1885 erwachte die 
Noitation von neuem, genährt durd eine umfangreiche Verbreitung von 
Flugſchriften durch den Leipziger Angenieur Theodor Fritih. Im 
Frühling 1886 murde dann in Gafjel eine allgemeine deutſche anti: 
jemitifche Vereinigung begründet, deren Führer der Arzt Dr. König aus 
Witten an der Ruhr, der Gymnaftallehrer Dr. Baul Förjter, Lieber: 
mann von Sonnenbera, Fritih und der Bibliothefajliitent Dr. Bödel aus 
Marburg, der mit außergewöhnlidem Erfolge als Volksredner unter den 
heſſiſchen Bauern gewirkt hatte, waren. Bödel fam aud) 1887 als eriter 
Antifemit in den Reichstag, trennte ſich aber von der Bereinigung, nad): 
dem fie im Frühjahr 1887 beſchloſſen hatte, in friedlihem Einvernehmen 
mit der dhrijtlichjozialen Bewegung vorzugehen. Die mehr konjervative 
Richtung Liebermanns konſtituierte fih 1889 in Bochum als „Deutjd: 
foziale antifemitijhe Partei“, die mehr demofratifche Bödels 1890 
in Erfurt als „Antifemitiihe Bolfspartei“, die als „Reformpartei“ 
jet auch in Sachſen Anhänger gewann, mährend Helfen-Darmitadt und 
Heflen-Nafjau als erites Agitationsgebiet gedient hatten. Im Jahre 1890 
gelangten außer Bödel auch nod die Neformer Werner und Zimmermann 
und der Deutſch-Soziale Liebermann von Sonnenberg in den Reichstag, 
furz darauf bei Nahmahlen der Kaufmann Pidenbah und im Herbſt 
1892 in Zandsberg-Soldin der Rektor Ahlmwardt, der durch feine Schrift 
„Der VBerzmeiflungsfampf der ariſchen Bölfer gegen das Judentum“ 
rajch befannt gekannt geworden war. Bei der näditen Wahl errangen 
die Antifemiten fhon 15 Mandate und vereinigten ſich am 7. Oftober 
1894 auf dem WParteitage zu Eiſenach zu einer einzigen „Deutſch— 
fozialen Reformpartei.“ Ahlwardt und Böckel jtellten wenige Monate 
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darauf die „Antifemitiihe Volkspartei” wieder her, ohne aber zunächſt 
mit diefer Abfonderung große Erfolge zu erzielen, da beide ihr früher 
großes Anfehen verloren hatten: Boͤckel durch feine Mißwirtſchaft in den 
heſſiſchen Bauernvereinen, Ahlwardt durdy perfönliche und politiſche Unzu: 
verläffigkeit. Die Gegnerjhaft gegen das Judentum und den wirtſchafi— 
lihen Liberalismus ift das Einigende bei den Antifemiten, während im 
übrigen die politifhen und jozialen Anfichten noch nicht ausgeglichen find. 
Hervorragend ilt ihre agitatorifche (merbende) Thätigfeit, die es ermöglicht 
hat, daß die Zahl der für fie abgegebenen Stimmen von 1890 bis 1893 
fi verneunfadht hat, ein Ergebnis, das felbft die Erfolge der Sozial: 
demofraten aus ihrer eriten Zeit übertrifft. 

Belonders „Eleine Leute“, wirtſchaftlich Bedrängte, bildeten Die 
Truppen ber jozialsreformatorifhen Bewegung; die Offiziere fanden ſich 
jelbjt in den höchſten Ständen. Der evangeliihe Standesherr Graf 
Friedrich zu Solms-Laubah trat mit warmem Eifer für die chriſtlich— 
jozialen Ideen ein und der fatholiihe Neichsfreiherr von Fechenbach— 
Laudenbach arbeitete mit feiner ganzen Kraft für die Begründung einer 
großen „jozial-fonfervativen“ Partei, die Angehörige beider chriftlichen 
Konfejlionen vereinen follte.e Am 10. November 1880 fanden fih in 
Frarffurt a. M. unter feiner Führung gegen 100 fozialpolitifch intereſſierte 
hervorragınde Katholifen und Proteitanten zufammen, die es zwar zu 
feiner Parteigründung brachten, aus deren Mitte aber manche Anregung 
in meite Kreiſe getragen murde. Gleichzeitig mit der XThätigfeit der 
Alten erwacht‘, namentli durch die foziale Botihaft Kaiſer Wilhelms I. 
vom 17. November 1881 beeinflußt, eine ähnliche Bewegung unter den 
Jungen, unter der deutſchen Studentenſchaft. Wie vor zwei Menſchen— 
altern die Burfchenichaft das Feuer der nationalen und freiheitlichen 
Gedanken gepflegt hatte, jo wurden jegt die „Vereine deuticher Studenten“ 
zum Herde fozialer Ideen auf nationaler Grundlage. 

Die zahlreichen Anregungen aus der Zeit von 1880 bis 1890 
fanden in den fonfervativen Zeitungen einen lebhaften Widerhall. In 
dem Streife des „Verbandes der chriftlichfonfervativen Preſſe“ war zuerſt 
die Forderung nad einer volfstümlihen Ergänzung des Programms von 
1876 laut geworden, in der Zeit des fogenannten „Sartells“, des 1887 
zur Erreichung militärfreundliher Wahlen geſchloſſenen engen Bündnifjes 
zwiſchen Konfervativen und National:Liberalen, aber naturgemäß offiziell 
zurüdgedrängt. Das Kartell wurde von der Regierung mit allen Mitteln 
unterftügt. Nur die „ertremen“ Konfervativen und mit bejonderer Schärfe 
die Chriftlich-Sozialen unter Stöder waren dagegen, weil es zur Ver— 
wiſchung fonfervativer Grundſätze führe und thatſächlich nur dem Libera= 
lismus zu gute fomme. Für diefe Gegnerfchaft befamen fie die volle 
Ungunjt des Fürjten Bismard zu Eoften, der ſogar nahe daran war, 
Stöder aus Berlin „auf Grund des Sozialijtengejeges” ausmeijen zu 
lafjen, während früher die Regierung die chriftlich-joziale Unterftügung 
gegen den entjchiedenen Liberalismus und die Sozialdemokratie gern gejehen 
hatte. Die Abneigung gegen das Kartell wurde aber infolge der Wahlen, 
deren Haupterfolg den National-Liberalen zufiel, nur nod vertieft. Die 
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Forderung nach Selbſtändigkeit und Programmergänzung kehrte immer 
wieder und führte ſchließlich zu der Einberufung eines konſervativen 
Parteitages auf den 8. Dezember 1892 in den Saal der Tivolibrauerei 
zu Berlin. Eine jchärfere Faflung des Programms ſchien jet um jo 
gebotener, als jeit dem Frühling 1890 der Reichskanzler Fürft Bismard 
dur; den General von Gaprivi ahgelöjt war, der zwar religiös mit den 
Konferoetiven fich auf demjelben Boden fand (Volksſchulgeſetz!), deſſen Wirt: 
ichaftspolitif aber ein völlig liberales Gepräge trug, der den Antijemitismus 
für eine „Vorfrucht der Sozialdemokratie" erklärte, der jogar mit dem 
Gedanken umging, einen Freilinnigen (als Schapjefretär) in dag Minijterium 
zu berufen. Bon der Ffonjervativen Neichstagsfraftion erflärten ſich 
allerdings 21 Mitglieder — Mdermann, Bod, Dodillet, Graf von 
Dönhoff-Friedrichſtein, Graf Douglas, von Flügge:Sped, von Gerlad), 
Dr. Hartmann, von Helldorff, von Holleuffer, Graf Holſtein, Hultzſch, 
Graf Kleijt:Schmenzin, Klemm, Graf von Saldern:Ahlimb, Dr. Scier, 
Graf Sclieffen-Schwandt, von Steinau-Steinrüd, Uhden, Wichmann, 
von Wrisberg — gegen die Brogramm-Ergänzung. Herr von Helldorff- 
Bedra galt als ihr Woriführer, Freiherr von Hammerftein, feit Anfang 
der achtziger Jahre Leiter der „Kreuzzeitung“, als die Seele der jtärferen 
GSegenpartei. Die Helldörffler wollten den Sonjervativen die Rolle einer 
Regierungspartei erhalten mwifjen, drangen aber nicht durch, vermochten 
auch Feine Abjplitterung zu Wege zu bringen, fondern gingen in Der 
Strömung unter, die auf eine felbjtändige Volkspartei mit Zugeſtänd— 
niffen an die jozialen und antiſemitiſchen Regungen hindrängte. 

Ueber die Urjachen diefer Strömung bat fich der Fonjervative Abgeordnete 
Graf Mirbach amı 26 März 1896 im Herrenhaufe offen ausgeſprochen: „Es ift 
mir vielfach int perjönlichen und fonftigen Verkehr mit herborragenden Staats- 
männern der Wunfch unterbreitet, eine fonfervative Partei wieder zu erlangen, 
wie fie früher beitand. Ja, meine Herren, diejes Stilleben würden wir uns 
außerordentlich gern gönnen, wenn nicht unter unferen Füßen der Boden diefes 
allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlrechts ein ſehr heißer geworden wäre. 
Jede Partei it jetst mehr oder weniger abhängig bon den großen Maffen und 
muß mit ihnen rechnen, ob fie es will oder nicht, ob es ihr bequem ift oder nicht.“ 

Etwa 2000 Delegierte fanden ſich am 8. Dezember auf Tivoli ein. Der 
zur Beratung vorgelegte Brogrammentwurf unterjchied ſich ſchon durd feine 
äußere Anordnung von dem Aufruf von 1876. Dort war das Nationale 
an eriter Stelle betont und die Stellung zum Chrijtentum erjt im $ 4 
behandelt worden; im Tivolivorogramm dagegen hieß es an erjter Stelle: 


„Wir wollen die Erhaltung und Kräftigung der hriftlichen Lebens— 
anihauung in Bolf und Staat und erachten ihre praftiihe Be- 
thätigung in der Geſetzgebung für die unerläßliche Grundlage 
jeder gejunden Entwidelung.“ 


An den Schluß dieſes grundlegenden Paragraphen, gleihjam als 
Folgerung aus dem dhriftlich-fozialen erjten Satz, famen die Worte: 


„Wir befämpfen den vielfad) fich bordrängenden und zerjegenden 
jüdifhen Einfluß auf unſer Volksleben. Wir verlangen für das 
riftliche Volk eine chriftliche Obrigkeit und chriftliche Lehrer für chrijt- 
lihe Schüler.“ 
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Die Begeijterung, mit der die Verfammlung die Begründung diejes 
Zuſatzes durch Redner aus allen Landesteilen entgegennahm, war jo groß, 
daß die vorfichtig einjchränfende Bemerkung — „Wir verwerfen aber die 
Ausichreitungen des Antiſemitismus“ — abgelehnt und aus der Mitte 
der Verſammlung heraus ſogar ein Hoch auf Ahlwardt ausgebradht wurde. 
Der Antifemitismus fei recht und gut; Ausfchreitungen verwerfe man 
überall, auch beim Freifinn und anderen Parteien, und wenn man nur 
bei dem Antijemitismus ſich ausdrüdlich dagegen verwahre, fo jehe das 
nad) judenfreundlicher NAengitlichfeit aus. Von 8 2 bis $ 14 war im 
mejentlichen der Inhalt des Programms von 1876 beibehalten, nur über: 
fichtliher zerlegt und in der Agrar-, Handwerker: und Börfenfrage aus: 
führlicher präziftert worden. 8 14 des Entwurfs wurde verändert. Ur: 
ſprünglich war darin die Bekämpfung der Eozialdemofratie 

„mit den Macdhtmitteln der StaatSgemwalt“ 
verlangt, aber auf Betreiben der dhriftlich-Jozialen Gruppe unter Stöders 
Führung, die nad ihren Grundfäßen für eine friedliche Löſung auf dem 
Wege reformatoriicher Gejeggebung eintrat, erhielt der Paragraph die 
unverbindlichere Faſſung: 
„Diejenigen Anhänger der Sozialdemokratie und des Anarchismus, 
deren baterland3lofe und auf den Umſturz gerichtete Beſtrebungen mweite 
Kreife unſeres Bolfes gefährden, find als Feinde der ſtaatlichen Ord— 
nung zu befämpfen.“ 

Der Tivolitag bedeutete ein weiteres Abrüden von der freifonfer: 
vativen Partei, in welcher inzwilchen der Abgeordnete Kommerzienrat 
Fehr. v. Stumm zu größtem Einfluß gelangt war, ein urjprünglid 
bürgerlicher Fabrikbeſitzer, der ſchon in den ſechziger Jahren als Gegner 
der eriten jozialen Verſuche Bismards fi) bemerfbar gemacht hatte. 
Das neue Programm der Deutichen Stonjervativen murde von der 
freifonfervativen Preſſe und dem einzigen Organ der Helldörffler, dem 
„Konjervativen Wochenblatt“, befämpft, von den übrigen Blättern aber 
und nad und nad fait ohne Ausnahme von allen Eonfervativen Ver: 
einigungen gutgeheiken. Bei den Wahlen von 1893 verfhmwanden die 
meilten der protejtierenden 21 Abgeordneten aus dem Reichstag, ihr 
Organ ging fpäter aus Abonnentenmangel ein und das Tivoliprogramm 
behielt vollitändig das Feld. Die Stimmenzahl der fonjervativen Wähler 
wuchs von 895 103 im Jahre 1890 auf 1038353 im Jahre 1893. 

In den nächſten Jahren aber ſchien wieder eine Rüdbildung der 
Partei zu beginnen. Verſchiedene Gründe waren dafür maßgebend. Durd 
Ahlwardts Auftreten im Reichstag 1893 verlor der Antifemitismus an 
Salonfähigfeit; Ahlwardis Angriffe auf die Heeresverwaltung wegen ber 
von ihr benußten angeblidy untauglichen „Judenflinten“ Loeweſchen Fabri- 
fates, jeine Angriffe auf den Finanzminijter Miquel wegen angeblich un- 
Jauberer finanzieller Machenfchaften bei ausländischen Eifenbahngründungen 
und andere Vorſtöße wurden zu Wafjer und mit feinen jogenannten 
„Akten“, die Feine wirklich beweiskräftigen Dokumente enthielten, machte 
der urteilslofe Mann ſich zum Gefpött der politifhen Welt. Hammerjtein 
aber, der energifchte Gegner der Gruppe Helldorff, ging 1895 infolge 


ſchwerer perjönlicher Verfehlungen, die ihn in das Zudthaus brachten, 
bürgerlid und politih zu Grunde. Beides trug Dazu bei, bie 
Konjervativen fortan zu größerer Zurüdhaltung in der Yudenfrage zu 
nötigen. Auch das joziale Intereffe wurde durdy die bedrängte Lage eines 
Standes, des durch ruinöfe Preiſe ſchwer gefährdeten landmwirtichaftlichen 
Grundbefites, vollfommen in Anfprudy genommen; der zwei Monate nad) 
dem Tivoli-:Barteitag begründete „Bund der Landwirte“ fand in der kon— 
jervativen Partei feinen Hauptvertreter. Dazu Fam den Stonfervativen die 
von dem Frankfurter Pfarrer Friedrich Naumann entfachte Bewegung der 
„jungen“ ChriftlihSozialen in die Quere, die ganz unabhängig von 
der fonfervativen Partei, ja in jcharfem Gegenſatze zu ihr ſich entwidelte 
und politiijh auf liberalem Boden ftand, mährend fie fi in fozialer 
Beziehung mit den „älteren” Chriſtlich-Sozialen Stöders berührte. Die 
parteioffiziöfe „Confervative Correfpondenz“ nahm den Kampf mit den 
„Sungen“ auf und erflärte, wer diefen Kampf nicht mitmache, könne 
der Partei nicht mehr angehören; die Sozialreform, hieß es in 
einer meiteren Erklärung, fomme nur der Sozialdemofratie zu Gute. 
Am 8. Dezember 1895 trat darauf der chriſtlich-ſoziale Abgeordnete 
Profeſſor Hüpeden-Caſſel aus der Eonfervativen Partei aus. Gtöder, 
defjen von dem Durchſchnitts-Konſervatismus abweichende Anfichten man 
bis dahin nicht als unvereinbar mit feiner Stellung in der Fraftion 
angefehen hatte, der ſich andererjeits auch von Naumann abjeits gehalten 
hatte, trat, nachdem ſchon vorher zwiſchen dem Organ feiner Gruppe, dem 
„Bolt“, und der „GConfervativen Correjpondenz” ein immer größerer 
Zmiejpalt in der Auffaffung der fozialen Frage ſich entwidelt und eine 
Icharfe Fehde Plag gegriffen hatte, am 1. Februar 1896 ebenfalls aus 
der Partei aus, Don beiden Seiten war ein Ultimatum gejtellt worden. 
Der geihäftsführende „Elferausfchuß” der Eonjervativen Partei verlangte 
von GStöder die Zuftimmung zu der Erklärung: 

„In Anbetracht, daß die Haltung, welche das „BoLf“ gegenwärtig 
in wichtigen Tragen einninmt, mit fonjerbativen Grundjägen underein- 
bar ijt und die fonjervative Partei, der ich angehöre, ſchädigt, erkläre 
ih, daß ich niit diefem Blatte, auf das ich ichon lange einen maß: 
gebenden Einfluß nicht mehr beige, nichtS mehr gemein habe und 
jede auch nur mittelbare Berantwortlichkeit für deſſen Anhalt ablehne.“ 

Stöder vermeigerte feine Zuſtimmung in diefer Form. Umgekehrt 
legte er dem Elferausfchuß folgenden Antrag vor: 

„sn Erwägung, daß über die jozialpolitifche gelung der deutſch— 
fonfervativen Bartei öffentlich Mißverjtändnijfe und Mißdeutungen ber» 
vorgetreten find, welche den notwendigen Kampf gegen die Sozial» 
demofratie und gegen andere jozialsverderbliche Beitrebungen beein- 
trädjtigen, tolle der Elferausſchuß nachfolgende Grundſätze ausfprechen 
oder gutheißen: 1. Es ift eine gefhichtliche Notwendigkeit, die 
Arbeiterbewegung in ihrer Berechtigung anzuerkennen, fofern fie nicht 
den Umfturz des Beitehenden, fondern auf geieh lichen Wege einen 
Anteil der arbeitenden Klajjen an der politischen Macht und eine Höhere 
äußere wie innere Zebenshaltung anftrebt. 2. E8 iſt eine politische 
ap an has die Sozialreform ohne Rückſicht darauf, wie 
die Sozlaldemofratie und ihre Führerſchaft fie aufnimmt, 
weiterauführen und auf alle produftiven Stände gleid- 
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mäßig zu erftreden 3. Es iſt eine konſervative Notwendigfeit, 
den in der faiferlihen Botſchaft von 1881 ausgefprodyenen Gedanten 
eines fozialen Aufbaues forporativer Genofjenichaften auf den Grund» 
lagen des chriftlichen Volkslebens feitzubalten und jeinerzeit zu realifieren.” 


Der Antrag wurde, nachdem Stöder die ihm vorgelegte Erklärung 
nicht gebilligt, nicht mehr zur Beratung geitelt. Mit Stöder traten aud) 
jeine Anhänger aus dem alten Parteiverbande aus und Eonjtituierten ſich 
am 26. Februar 1896 zu Frankfurt a. M. als jelbitändige chriftlich- 
joziale Partei, die jomohl den Stonfervativen, als auch den Anhängern 
Naumanns gegenüber ihre Grenzen abitedte. Als Grundlage diente ihr 
das am 9. Juni 1895 in Eiſenach neu formulierte Programm. Die Neu— 
bearbeitung war notwendig geworden, mweil verjchiedene Einzelforderungen 
des 1878er Programms inzwiſchen durch die jozialpolitiiche Gejeggebung 
ihre Erledigung gefunden hatten und die veränderte wirtjchaftspolitiiche 
Lage inbezug auf Landwirtſchaft und Handmerf, mie aud) die ins Leben 
getretene Kolonialpolitif u. a. m. eine Stellungnahme erheilhten. Den 
„Einzelforderungen” an die Staatspolitif, an die Wirtichafts:, Gemerbe:, 
Sozial-, Steuer: und Kolonialpolitif, in der Judenfrage und Frauenfrage, 
waren bei der Neuformulierung die allgemeinen „Grundlagen“ voran= 
geftellt, welche folgendermaßen lauten: 


1. Die chriſtlich-ſoziale Partei eritrebt auf dem Grunde des Ehrijten- 
tums und der Vaterlandsliebe die Sammlung der vom chrütlich-jozialen 
Geiſte durchdrungenen Volkskreiſe aller Schichten und Berufe. Indem 
fie, gemäß der dringenden Aufgabe der Beit, ihre Aufmerkfamfeit und 
Fürſorge bejonders der Kräftigung des Mitteljtandes und der 
Hebung der arbeitenden Klaſſen zumendet, will jie doch allen 
ichaffenden Ständen in Stadt und Land, der Landwirtichaft wie der 
Induſtrie und dent Handwerk, mit gleicher Freudigfeit dienen und auch 
für die gerechten Tyorderungen der Angeitellten, bejonders der mittleren 
und kleineren, in Staats-Kommunal- und Brivatbetrieben fräftig eintreten. 

2. Die chriſtlich-ſoziale Partei befänpft deshalb alle undiftlichen 
und undeutichen Ginrichtungen, welche den inneren BZujanımenbruch 
und den äußeren Umifturz herbeiführen müſſen; insoejondere richtet fie 
ihre Waffen gegen den falfhen Liberalismus und die drüdende 
Kapitalsherrichaft, gegen das übergreirende Judentum und Dıe 
revolutionäre Sozialdemofratie. indem fie eine auf der Solidarität 
der Gejellichaft beruhende Wirtjchaftsordnung anftrebt, verwirft jie ebenio 
die Forderung jtaatliher Maßnahmen im einfeitigen Intereſſe des Ber 
figes wie die Ausgeftaltung der jozialen Bewegung zu einer Kampf— 
organijation gegen den Belit und die Befitenden. 

3. Die chrijtlichejoziale Partei erblidt die vornehmite Hilfe für die 
Schäden unferes Volkes in der Geltendmachung der Lebensträfte des 
Evangeliuns auf allen Gebieten. Sie will Staat und Gejellichaft, 
Haus und Perjönlichteit unter den Einfluß des lebendigen und praf-» 
tijhen Chriſtentums zurüdführen und dadurch für die Emeuerung 
des deutſchen Geiftes die allein wirkſame Grundlage jchaften helfen. 
ALS eine der eriten Bedingungen dazu fordert fie die Beſetzung der 
Beanitenftellen, bejonders der hervorragenden und autoritativen, mit 
fittlich tüchtigen Perfönlichkeiten. 

4. Die chrijtlich-foziale Partei jieht in dem forporativen Aufbau 
des Bolfes unter Feithaltung \einer politiihen Rechte das unbedingt 
notwendige Mittel wider den gewaltſamen Umſturz des Beitehenden. 
Sie erjtrebt eine mit Pflihten und Nechten ausgeftattete Berufs- 
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organiſation für alle Stände und die Uebertragung politiſcher 
Necdte auf dieje forporativen Genoſſenſchaften. 

5 Die chriſtlich-ſoziale Partei verfolgt daS Biel die friedliche 
Löſung derfozialen Schwierigkeiten auf dem Wege einer ftarfen 
Sozialreform durd die Beringerung der Kluft zwifhen reih und 
arm und das ehrliche Zuſammenwirken aller Stände an der Einheit, 
Freiheit, Ehre und Größe des Baterlandes unter der Führung eines 
volfstüntlichen Kaijertums. 


Die folgenden „Einzelforderungen“ waren ein Ausbau derer von 
1878. Mit der Yudenfrage insbejondere befaßte ſich der VI. Abjchnitt, 
in dem es hieß: 

1. Ausihluß der Juden aus allen obrigfeitlihen Aemtern. 

2. Bulafiung der Juden zu anderen Aemtern und zur Abdvofatur 
nad dent Bevölferungsverhältnis. 

3. Verhinderung des Ueberwuchern der Juden an den chriftlichen 
höheren Knaben- und Mädchenjchulen und der jüdiichen Lehrkräfte an 
den Univerfitäten. 

4. Berbot der Judeneinmanderung. 

Die „jüngeren“ Chriftlid Sozialen Naumanns gaben fih am 
23. November 1896 auf dem Delegirtentage zu Erfurt eine eigene Or: 
ganifation als „National:jozialer Berein“, vorläufig nod ohne 
Feititellung eines in das Einzelne gehenden Programms und ohne Kon: 
ftituirung einer fürmlichen „Partei“, doch ſchon im Hinblid auf ihre 
fommende Gründung. Im politifcher Beziehung nahmen die National: 
Sozialen das Programm des alten Liberalismus (Saijerlihe Zentrals 
gemalt, aber Ausdehnung des Parlamentarismus und Ermeiterung der 
Rechte der großen Maſſe) auf; in mirtichaftliher Beziehung zeigten ſie 
ihre liberale Abjtammung durch jtarfe Betonung der Induſtrie- und 
Erportpolitif; dazu Fam ihre grundjäßlihe Ablehnung des Antifemi- 
tismus; in jozialer Beziehung dagegen blieb ihr Zufammenhang mit den 
„alten“ Chriſtlich-Sozialen gewahrt, nur unterſchieden fie ſich von dieſen 
durch ihre Erklärung, mit der Sozialdemokratie in praftiichen Fragen 
„Hand in Hand“ gehen zu wollen. Die in Erfurt bejchlofjenen „Grund: 
linien“ des nationalsjozialen Vereins lauten: 

1. Wir jtehen auf nationalem Boden, indent wir die wirtchaftliche und 
politiihe Mactentfaltung der deutihen Nation nad außen 
F die Vorausſetzung aller größeren ſozialen Reformen im Innern 

alten, zugleich aber der Ueberzeugung ſind, daß die äußere Macht auf 

die Dauer ohne Nationalſinn einer politiſch intereſſirten Volksmaſſe 
nicht erhalten werden kann. Wir wünſchen darum eine Politik der 
Macht nach außen und der Reform nach innen. 

2. Wir wünſchen eine feſte und ſtetige auswärtige Politik, die der 
Ausdehnung deutſcher Wirtſchaftskraft und deutſchen Geiſtes dient. 
Um ſie zu ermöglichen, treten wir für die geſetzlich feſtzulegende un— 
geſchmälerte Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht, für eine 
angemejjene Vermehrung der deutichen Kriegsflotte jowie für Er— 
haltung und Ausbau unferer Kolonien ein. Im Intereſſe der 
daterländiihen Macht und Ehre werden wir Mipjtände in unjeren 
militärifchen und folonialen Einrichtungen jtetS offen befänipfen. 

3. Wir ftehen feit auf dem Boden deutjcher Reihöverfaffung und 
wünjchen ein Fräftiges Zuſammenwirken der Monarchie und der Volks: 
vertretung. Wir find für Unantajtbarkeit des allgemeinen Wahl« 
rechts zum Reichstage und für Ausdehnung desjelben auf Landtage 
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und Kommunalvertretungen. Wir fordern Verwirklichung der 
politiſchen und wirtſchaftlichen Bereinsfreiheit und ungeſchmälerte Er— 
haltung der Rechte aller Staatsbürger. 

4 Mir wollen eine Bergrößerung des Anteils, den die 
Arbeit in ihren derjchiedenen onen und Arten in Stadt und Yand 
unter Männern und Frauen an dem Gefantertrage der deutichen 
Volkswirtſchaft hat, und erwarten ihn nicht von den Utopien eines 
revolutionären marriftiihen Sozialismus, fondern don fortgeſetzter 
politifcher, gewerfichaftlicher und genoiienjchaftlicher Arbeit auf Grund 
der vorhandenen PVerhältnifie, deren geihichtliche Umgeftaltung wir zu 
Gunſten der Arbeit beeinflujjen wollen. 

5. Wir erivarten, daß die Vertreter der deutihen Bildung im 
Dienjt des Gemeinwohls den politiihen Kampf der deutiden Arbeit 
gegen die Uebermadt vorhandener Beſitzrechte unteritügen werden, wie 
wir andererfeits erwarten, daß die Vertreter der deutichen Arbeit fich 
aur Förderung daterländifcher Erziehung, Bildung und Kunſt bereit 
finden werden. 

6. Wir find für eine Regelung der Frauenfrage im Sinne einer 
planmäßigen Schulung und größerer Sicherung der perjönlichen wirt» 
ichaftlihen Stellung der Frau und Zulaſſung zu foldhen Berufen und 
öffentlichen rechtlichen Stellungen, in welchen fie die erziehende und 
fürforgende Thätigfeit für ihr eigenes Geſchlecht wirkſam entfalten kann. 

7. Su Mittelpunkt des geiftigen und fittlihen Lebens unjeres 
Volkes jteht uns das Chriftentumt, das nicht ir Barteijacdhe gemacht 
werden darf, fi) aber auch im öffentlichen Leben als Macht des 
Friedens und der Gemeinfchaftlichfeit bewähren joll. 

Während Konfervative und Xiberale jo in eine große Zahl von 
Gruppen zerjplittert waren — Deutſch-Konſervative, Freisftonjervative, 
Deutſch-Soziale, Chriſtlich-Soziale, National-Soziale, National-Liberale, 
freiſinnige Vereinigung, freiſinnige Volkspartei, ſüddeutſche Volkspartei, 
antiſemitiſche Volkspartei — blieben Zentrum und Sozialdemokratie 
einig, trotzdem es auch bei ihnen, der veränderten Zeit gemäß, an 
Keimen zum Zwieſpalt nicht fehlte. Für das Zentrum war der Kultur— 
kampf (1872—1886), für die Sozialdemokraten das Sozialiſtengeſetz 
(1878—1890) der „eiferne Ring“ geweſen, der fie zum Zufammenhalten 
und zur Disziplin erzogen hatte. Nady dem Tode des Hannoveraners 
Windthorſt übernahm der Nafjauer Dr. Lieber, alſo auch ein anneftirter 
„Mubpreuße”, die Leitung des Zentrums, das unter ihm in politischer 
und wirtjchaftlicher Beziehung einen demofratifcheren Anſtrich erhielt, jo 
daß zeitweilig der fatholijche Adel und die fatholifhen Landwirte — am 
Rhein, in Sclefien und in Baiern — in offenen Gegenjaß zu Der 
Zentrumspolitif traten, ohne es jedoh, mit Ausnahme der bairijchen 
Bauernbündler, zu einer thatſächlichen Abfplitterung zu bringen. Das 
Zentrum blieb bei den legten Reichstagsmwahlen ſtets im Belige jeiner 
90 bis 100 Mandate. Bei den Sozialdemokraten war zu Bebel und 
Liebfneht der jüdiſche Großkapitaliſt Paul Singer als dritter Führer 
hinzugetreten, der an thatjächlichen Einfluß bald die beiden anderen über- 
tagte. Im Reichstag waren die Sozialdemokraten, die es in der legten 
Seſſion bis auf 48 Sitze brachten, meiſt an der Seite des Fortſchritts, 
bezw. der freiſinnigen Volkspartei als die entſchiedenſten grundſätzlichen 
Gegner der Regierung zu finden und ſtimmten geſchloſſen. Außerhalb 
des Parlaments trat zunächſt nach dem Aufhören des Sozialiſtengeſetzes 
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der Widerſpruch der radifaleren „Jungen“ oder „Unabhängigen“ in 
Erſcheinung, die von der Beteiligung der Sozialdemokratie an der Geſetz— 
gebung überhaupt nichts wiſſen wollten, fondern ftatt des „allmählichen 
Hineinwachſens“ in den ſozialiſtiſchen Zufunftsitaat ausfchlieklih das 
zielbewußte Hinarbeiten auf den plößlichen Umfturz wünſchten, aber damit 
nicht durchdrangen. Auf der anderen Seite regten fi wiederum Be— 
itrebungen, welche im Gegenſatz zu dem offiziellen marriftifchen Glaubens 
befenntnis der Sozialdemofratie, das international und revolutionär iſt, 
hie und da den Weg der Reform auf nationalem Boden für gangbar 
hielten. Auf dem Breslauer Parteitag in der zweiten Oktoberwoche 1895 
fam eine diefer Richtungen zu Wort. Das von ihr aufgeftellte refor: 
merijche „Agrarprogramm“ murde aber abgelehnt und der Marrismus 
blieb Sieger. 

Seit dem Umſchwung der Wirtichaftspolitif unter Bismarck 1879, 
noch mehr jeit dem Rüdjchlag unter Gaprivi 1891 erfuhren die „alten“ 
Parteien immer jtärfer das Sinfen ihres geſchichtlich begründeten Ein— 
Hlufjes zu Gunjten der „Antereffenpolitif” einzelner Stände. Die Berufs: 
gruppen wandten ſich immer gejchloffener den meijtbietenden Parteien zu, und 
diefe wurden dadurch immer mehr ihrem Anhang unterthan, jo daß man heute 
ſchon in gewiſſem Sinne von einer berufsitändijchen Vertretung ſprechen kann, 
etwa von der des ländlihen Grundbeliges durch die Konjervativen, des 
induftrielen Kapitals durch die NationalLiberalen, des ſpekulativen 
Kapitals dur die Freifinnigen und dergleichen mehr. Es hat den An: 
Ichein, als ob in den nädjiten Jahren diefe Gruppirung noch deutlicher 
werden follte, obgleich fie völlig nie durchgeführt werden fann, da der 
Reichstag nicht nur jtändiihe Aufgaben zu löfen, jondern aud für die 
Allgemeinheit gültige nationale und fulturelle Entiheidungen von größter 
Zragmeite zu treffen hat. Die Wirkung der Interefjenpolitif auf die 
Parlamente ermeijt ſich als bejonders jtarf in Zeiten wirtjchaftlicher 
Schwankungen. Augenblicklich äußert fie ſich in der Zerjegung der alten 
politiihen Parteien, an deren Stelle fie allein aber wohl faum dauernde 
Neubildungen zu jegen vermag. Die zukünftige Gruppirung der deutſchen 
Parteien wird je nad der Antwort auf die drei großen Fragen bedingt: 

chriſtlich oder materialiſtiſch, 
ſozial oder individualiſtiſch, 
national- oder weltwirtſchaftlich. 

Was der Menjc glaubt — Glauben in noch weiterem als dem Katechis— 
musjinne gemeint — das ilt er. Die Weltanfhauung it die Grund- 
lage aller Bethätigung. Aud in der Bolitif ringen Chrijtentum und 
Materialismus um den Endſieg. Je nachdem der Glaube an eine 
jittliche oder natürliche Beitimmung des Menjchen den Ausgangspunkt 
bildet, wird von vornherein die Stellungnahme zu allen übrigen Fragen 
des Lebens, auch des politifchen, eine verjchiedene fein. Die jogenannte 
„klaſſiſche“ liberale Nationalöfonomie mar materialiftiih, der Katheder— 
jozialismus ihr Gegenſatz Die allerneuejte Richtung, die aus dem 
Kathederjozialismus geboren iſt, entfernt ji) doch wieder von ihm, indem 
fie (mie Profefjor Sombart-Breslau) die Geihichte als bloken „Kampf 
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um den SFutteranteil oder den Futterplatz“ anfıeht und den Einfluß 
idealer Mächte nicht gelten läßt. 

Die Gefellichaftsauffaffung geht entweder von dem einzelnen In— 
dividuum oder von dem ganzen fozialen Körper der Menjchheit aus. 
Der Individualismus betont das Recht des Einzelnen gegenüber der 
Sejamtheit, der Sozialismus das Recht der Gefamtheit gegenüber 
dem Einzelnen. Der Individualismus meilt eine Einmiſchung der jtaat- 
lihen Gemeinſchaft in das Herrichaftsgebiet des einzelnen Individuums 
oder der einzelnen Klafje ab. In feiner milderen (fonfervativen) Form 
tritt er als Patriarhalismus auf, der den herrichenden Klaſſen den von 
den Bätern ererbten öfonomijch-politiichen Einfluß nicht bejchneiden laſſen 
will. Sn feiner jchärferen (demokratiichen) Form will er auch für jeden 
Einzelmenjhen feine Schranfe in der freien Ausnugung feiner Kräfte 
gegenüber dem Schwächeren. Der Sozialismus erjtrebt demgegenüber 
Selbitverleugnung des Cinzelnen und der Klaſſe zu Gunjten der Ge— 
famtheit und eine Ausgleichung der öfonomijch-politifchen Unterjchiede 
innerhalb der ganzen Gejellichaft. 

Auf wirtichaftlihem Gebiete ftehen fih die nationale und die 
internationale Auffafiung des Wirtfchaftslebens aegenüber. Die An: 
hänger der Nationalwirtichaft fehen das Heil der Zukunft in einer der- 
artigen Stärfung des inneren Marktes, dab ſowohl für induftrielle als 
auch landmwirtichaftlihe und fonjtige Erzeugniffe Produftion und Kon— 
jumtion (Erzeugung und Berbraud) innerhalb des eigenen Landes jid) 
gegenfeitig ergänzen und die Abhängigkeit vom Auslande in bezug auf 
Einfuhr und Ausfuhr möglichſt aufhört. Die äußerſten Verfechter 
diefer Auffaffung find infolgedeilen Hochſchutzzöllner. Die Anhänger 
der Weltwirtichaft halten demgegenüber eine Abjchliekung für unmöglid 
und das Geſetz von Angebot und Nachfrage auf dem Weltmarkt für den 
beiten wirtichaftlichen Ausgleiher. Ihre äußerſten Verfechter find infolge: 
deſſen Freihändler. 

Sruppirt man die gegenwärtigen Parteien nad diefen Geſichts— 
punften, jo erhält man als „Ertreme‘ auf beiden Seiten die Chriſtlich— 
Sozialen und die Freifinnigen. Die Chriftlih:Sozialen find hriftlich, 
jozial, nationalwirtichaftlih, die Freifinnigen materialiltiich, individua- 
liſtiſch, weltwirtſchaftlich. Aus den verfchiedenen Kombinationen von 
chriſtlich, materialiſtiſch, jozial, individualiftiich, nationalwirtichaftlih, welt: 
wirtichaftlich laffen ſich mweiter die charakteriſtiſchen Merkmale der übrigen 
deutihen Parteien zuſammenſtellen, doch ergiebt ſich Faum bei einer 
einzigen ein völlig einheitlihes Bild, weil eben das Barteimejen der 
Gegenwart fih noch in einem Auftande der Gährung befindet. Die 
Konfervativen find chriftlich, teilmeife fozial und teilmeife individua- 
liftifch, nationalwirtichaftlih, die Deutſch-Sozialen im Ganzen ebenfo, 
die National=sLiberalen individualiltiich, im übrigen ganz geteilt, die 
National:Sozialen dhriltlich, fozial, meift weltwirtichaftlich, das Zentrum 
chriſtlich, ſozial, im übrigen geteilt, die jüddeutfhen Demokraten 
materialiftiich, individualiftiih (in Einzelfragen mit einem „Stid in das 
Soziale‘), weltwirtichaftlih, die Sozialdemofraten materialiſtiſch, 
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weltwirtichaftlih und nur eingefchränft jozial, indem ihre Forderung nad) 
„Herrichaft des Proletariats‘, aljo wieder einer einzelnen Klaſſe, völlig 
unjozial iſt. 

Das unklare Parteiengewirr ermedte jchon längit die Sehnjudt 
nad) flarer Scheidung und Zufammenballung in nur zwei große Heer: 
lager. Wenn die Zeit dazu gekommen ift, dann werden die „Extremen“ 
linfs und rechts die Kerntruppen diefer Heerlager bilden, denn die Kalten 
und Warmen find den Lauen jtets überlegen. Ob nun gerade Die 
Namen der gegenwärtig am ertremiten einander gegenüberjtehenden 
Parteien erhalten werden, ob das Menjhenmaterial für die Neu: 
bildungen von ihnen oder anderen Gruppen geliefert werden wird, darum 
handelt es fich hier nicht, jondern um die Grundfäße, wie fie in den 
programmatifhen Erklärungen der Ehriftlih-Sozialen und Freifinnigen 
zum Ausdrud gelangen. Geſchlechter fommen und gehen, es fommen und 
gehen aud die Parteien, die parteibildenden Kräfte aber der Geſchichts-, 
Geſellſchafts- und Wirtfchaftsauffaffung bleiben, und fie werden Die 
Neuordnung vollbringen. Die Zeit dazu kommt aber erjt dann, wenn 
die Regierung ſich bewußt und mit voller Thatkraft von dem mittelpartei- 
lihen Weſen jcheidet und das deutiche Volk, das Volk der Dichter und 
Denker, zu einem Bol der ‘Bolitifer wird. 








— um 





Berlin, 
Drud der Baterländifchen Berlags » Anitalt, 
W, Bilbelmftraße 30/81. 


— 3 — 27022 — an 








f * 


RER Hua 


...u 
CR. 





on 


v 


zo 


+ 


— — 


-. 


sor Dr. Alfred Kirchhoff 


LIBRARY 


OF THE 
UNIVERSITY OF WISCONSIN 


= 


5 


= Dalle a. 
#-Schwetschke Druckerei und Verlag m. b. D» 





i992. 


‚e OPi 
Schilderun, 


Gebauer - Schwetschke 
Druckerei und Verlag m. b. H., Halle a. S. 





Dr. Alfred Berg 


Die mehlipste empraphische Lilaralır, 


Ein praktischer Wegweiser. 


gr. 8%. 5 Bog. Elegant broschiert 70 Pfg. 
Mit Schreibpapier durchschossen 85 Pfeg. 


* 


Dieses von dem berühmten Geographen Professor Kirchhoff 
empfohlene Werk bietet über die gesamte geographische Litteratur 
-— Allgemeine Erdkunde, Länderkunde — schnellste und nutz- 
bringendste Orientierung. Die Bedeutung der einzelnen Werke ist 
zumeist mit wenigen Worten gekennzeichnet. 

Der Berg'sche Wegweiser wird somit zu einem unent- 
behrlichen Hilfsmittel. Der Preis ist dem Zweck entsprechend un- 
gemein niedrig gestellt worden. Besonders praktisch für eigene 
Einschaltungen ist die mit Schreibpapier durchschossene Ausgabe. 
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Von Alfred Funke, Halle a. S. 


80 Seiten gr. 8%. Mit einer Karte der Siedlungen. Mk. 1.25. 
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Der Verfasser, eine Autorität auf dem Gebiete der Aus- 
wanderung, wie seine Berufung zu der am 25. Februar 1902 in 
Berlin konstituierenden Sitzung des Komitees des nationalen Kolonial- 
Kongresses 1902 beweist, giebt hier eine wesentlich vertiefte und 
erweiterte Darstellung eines Gedankens, für den er in verschiedenen 
Vorträgen in Kolonial- und geographischen Vereinen eingetreten 
ist. Man merkt auf den ersten Blick, dass der Verfasser auf Grund 
selbständiger Beobachtung redet. Die Darstellung ist licht und klar, 
die Sprache niemals einförmig, sondern in manchen eingestreuten 
Schilderungen von poetischer Schönheit. 
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amNie Antwort auf diefe oft aufgeworfene und von 

| Y5 Derxtretern der verfchiedenften Richtungen unferes 

| 5 politifchen Kebens auf die mannigfachfte Urt ber 

| antwortete, bei der neulichen Polendebatte im preußifchen 

| Landtag im geradezu entgegengefegten Sinne geftreifte Frage 

j fheint vom Standpunkte der Grammatik und Kogif eine 
fehr einfache zu fein. National ift alles, was zu einer 
Hation gehört. Weit ſchwieriger wird aber die dann felbft- 

| verftändlich fich ergebende Frage: Was ift eine Wation ? 
Alle darauf gegebenen Antworten verraten eine große fub: 
jeftive Sicherheit in der Wortdefinition, indem fie auf die 
Ableitung von der lateinifchen oder romanifchen Grundform 
hinweifen, werben aber fehr ſchwach und unzulänglicdh, fobald 

| wir fie an die wirklich in der Weltgefchichte als gefchloffene 

| Hation auftretenden Menjchheitstomplere anlegen. Kein 
Menſch aber braucht fich zu ſchämen, wenn er befennen muß, 
über die objektive Bedeutung des Begriffes „Nation“ ſich nicht 
flar geworden zu fein. Selbft zwei unferer größten Geifter 
aus dem Anfang des 19. Jahrhunderts bemeifen, wie völlig 
gegenfägli" man damals noch über den Sinn des Wortes 

Nation dachte. Schiller ruft in einem Diſtichon aus: 

| „Sur Yation euch zu bilden, 

| Ihr hofft es, Deutfche, vergebens!" 

f Noch vor der Kataftrophe von Jena, dem Debacle 

| Deutſchlands, alfo ehe der furchtbare Zuſammenbruch des 

| führenden beutfchen Staates, ehe die — der 


Bunte, Was tft national? 
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anderen bdeutfchen Staatsgebilde zu napoleonifchen Domänen 
erfolgt war, ſprach Schiller dem deutſchen Dolfe nicht nur 
die Qualität einer Nation rundweg ab, fondern er zertrat auch 
alle Hoffnung für uns, je eine Nation zu werden. Das muß 
uns wunderbar erfcheinen, wenn auch bei der herrfchenden 
Duodezftaaterei in Deutfchland und der Stagnation der preus 
ßiſchen Derhältniffe feit dem Tode des großen Friedrich dem 
Saienpolitifer Schiller jede nationale Hoffnung aus begreif: 
lichen Gründen entſchwinden konnte. Wunderbar muß uns 
das Schillerfche Wort trogdem zumal heute deshalb erfcheinen, 
weil die Mirklichfeit gerade das Gegenteil bewiefen hat. Iſt 
Schiller darum ein falfcher Prophet gewefen? Er meinte unter 
Nation offenbar eine im Nationalftaate geeinte Volksſchar. Zur 
Verwirklichung diefer dee waren allerdings vor Jena nicht 
einmal ſchwache Heime vorhanden. Bezeichnend ift es für 
die damalige Zeit, daß alle unfere Klaffifer — Goethe nicht 
ausgenommen — eine Dereinigung der politifcy getrennten 
deutfchen Stämme nur auf litterarifchy#äfthetifchem Boden an- 
ftrebten und für möglich hielten. Erft mit dem gewaltigen 
nationalen Auffhwung von 1813 ändert fich diefe Auffaffung. 
Er erjt fonnte einen Körner hervorrufen, während der große 
Olympier mit feinen politifchen, aus der vorjenenfer Feit 
ftammenden Anfichten fih für uns bereits antiquiert aus» 
nimmt, um nicht ein härteres Wort zu gebrauchen. Die nur 
auf dem Plaffifchen Boden Hellas’ oder der Romantif noch 
patriotifch fich erheben könnende Poefie nimmt fi} nad} 
Waterloo ſchon fremd aus. Man bewundert heute Sprache 
und Aufbau derfelben, lächelt aber mit Recht über ihre poli- 
tifche Weisheit. 

Einen fcharfen Begenfaß in nationalem Sinne zu Schiller 
bildet ein anderer Großer im Reiche deutfcher Geifteswelt, 
Fichte. Als die Feldzeichen Preußens, an denen die Blorie 
der fridericianifchen Seit noch haftete, fi} vor dem napoleo- 
nifchen Adler ſenken mußten, als auf Roßbach und Keuthen 
ein Jena gefolgt und mit Preußen der ganze politifche Be: 
sriff Deutfchland in Fläglihe Trümmer gefunfen war, als 
durch das Brandenburger Thor die Barden Napoleons ein: 
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zogen und franzöfifche Trommeln unter den Einden raffelten, 
da hielt Fichte feinen flammenden Appell „an die deutfche 
Nation,“ furchtlos und zuverſichtlich. Trotz Paradefchritt 
und TGrommelwirbel der franzöfifchen Barnifon war er 
Manns genug, die Deutfchen zu erinnern, daß fie noch lebten 
als eine zufunftsreiche Nation, und die Geſchichte hat fein 
großes Wort beftätigt. Fichtes Begriff von dem Weſen einer 
Hation war eben ein anderer, größerer als der Schillerfche. 
Fichte hatte den Mut, felbft im zeitweilig niedergetretenen, 
ſtaatlich völlig zerfplitterten Deutfchtum die nationale Kraft 
der Gemeinfamfeit anzurufen in prophetifch zuverfichtlichen 
Worten, als hätte ihn die ftolze Ahnung erfüllt, daß eben in 
mannhafter Gegenwehr gegen den franzöfifchen Erbfeind 
das deutfche Dolf ſich dermaleinft den nationalen Staat er- 
fämpfen werde, als hätte er nach Tilfit fchon ein Derfailles 
geahnt. 

Schon die Wirkung der FKichtefchen Reden an die deutfche 
Nation beweift, daß in dem Worte „Vation“ ein geheimnis- 
voller Sauber, eine Kraft liegt, deren Anwendung auf die 
Dolfsfeele von einer erregenden, ja fascinierenden Wirkung 
fein kann. So fegensreihh der Sichtefche Motruf an das 
Hationalbewußtfein der Deutfchen gewefen ift, fo ideal das 
Streben deutfcher Politifer der Frankfurter Nationalverfamm- 
lung gewefen fein mag, fo verderblidy kann die falfche Aus» 
münzung diefes Geheimniſſes des Wortes Hation werden, 
wenn fie durch politifche Hlopffechter und Streber gefchieht. 
Sie haben von jeher fich die Begriffe Nation und national 
felbftfüchtig zu nuge gemacht, fie Fannten die aufregende 
Wirfung derfelben auf die Dolfsmenge ganz genau. Ob es 
auf dem forum Roms oder in der City Englands gefchah, 
ob Eicero oder Chamberlain, ob Deroulede und Marcel Habert 
oder der Rektor aller Deutfchen nationale Pofen annahmen, 
ob Panflawiften oder Alldeutfche diefen Sammelruf in das 
Gewirr der Tagespolitif hineinwarfen — überall gefchah es 
und gefchieht es mit derfelben Abficht, den Zauber des Wortes 
Nation als ein politifches Stimulans wirfen zu laffen, über- 
all mit dem gleicdyen Erfolge, fei es an der Themfe und 
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Seine oder an der Spree und Ilewa, Welche große Wirkung 
aber diefes politifche Univerfalmittel haben kann, zeigen zwar 
große, erhebende Momente in der Weltgefchichte, nicht zuleßt 
das Aufftehen des deutfchen Heerbannes im Jahre 1870; 
aber auch entfegliche Folgen diefes Üperierens mit der Na— 
tionalidee kennt die Gefchichte der Mlenfchheit, es hat Sans- 
eulotten und Petroleufen, $ranctireurs und Borer gegeben. 
Don dem nationalen Kleinfriege im öfterreichifchen Parlament, 
bei dem das Pelotonfeuer der Ohrfeigen Pnatterte umd die 
Pultdedel als ſchweres Geſchütz erdröhnten, ſchweigen wir. 
Es wäre ficherlich ein intereffantes Problem für einen 
hiftorifch gebildeten Philologen, einmal zu unterfuchen, wie 
feit der großen Revolution in frankreich das Wort Nation eine 
von der urfprünglichen ganz abweichende Bedeutung ange: 
nommen und fich in dtefem Sinne unmerklich, aber feft in 
unfer Denken und Fühlen eingebohrt hat. Das Mittelalter 
fannte auch das Wort natio, aber in einem ganz anderen 
Sinne. Es verftand immer die durch Blutsperwandtfchaft 
geeinte Menge der Dölfer darunter, fannte aber noch nichts 
von der hohen Bedeutung, wie fie dem heutigen Worte inne: 
wohnt. Nation war nur ein Sammelbegriff, faft ein Re— 
giftrierwort, das nur in Außerlicykeiten zur Geltung Fam. 
Die Nationen unter der Studentenfchaft der 1348 geftifteten 
Univerfität Prag tragen noch feinen politifchen, fondern höch— 
ftens landsmannfchaftlihen Charakter, während heute die 
„böhmifche Nation“ an der Univerfität Prag, auch aus Söhnen 
desfelben Kandes zufammengefeßt, fich jede gemeinfame lands: 
mannfchaftliche Bezeichnung ſtürmiſch verbitten würde. Heute 
ringen dort Tfchechen und Deutfche in erbittertem Kampfe 
darum, die böhmifche Kation in Wirklichkeit vorzuftellen. 
In den Zeiten der alten Univerfität Prag herrichte aber 
ohne Zweifel noch die Auffaffung, daß das lateiniſche natio 
einen Volksſtamm bezeichnet, der zufolge gemeinfamer Ab- 
funft feiner Glieder ſich gleich zeigt in Ausfehen und Sprache, 
in Brauh und Sitte. Etwas Ühnliches haben wir dann 
in Yordamerifa, wo man im 17. Jahrhundert von fieben 
Kationen ſprach, unter denen man die Indianervölfer an 
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den großen Seeen verftand. Aber fchon das 19. Jahrhundert 
in feinem Beginne zeigt, daß Feine Nation eine foldye natio, 
eine ſolche genealogifche Einheit darftellen fann. Das Wort 
Nation hat fi) zwar fo feft eingebürgert, ift fo fehr Gemein: 
gut der Dölfer geworden, daß es fchlechterdings nicht mehr 
auszumerzen oder zu erfegen ift. Neben dem ftolzen Klange 
desfelben ift „das Volk“ faft trivial geworden. In Wirk: 
lichkeit find die Begriffe Dolf und Hation verfchieden ge 
worden, fie deden ſich nicht mehr. Dolf ift eine Menge 
Menſchen, etwas Unbeftimmtes, wie es früher „Cand“ war, 
ein Stücd der nicht vom Mleere bedediten Erde, ehe die Geo— 
graphie für „ein Land“ einen ganz beftimmten Begriff definierte. 
Die Bewohner jeder Inſel, jeder Stadt und jedes Staates 
dürfen wir im zufammenfaffenden Sinne Dolf nennen, felbft 
wenn fie von ihren VNachbarn gar nicht oder faum ver» 
jchieden find. Wir fönnen fagen: das Dolf des Herzogtums 
Gotha, des Fürftentums Reuß ⸗Greiz, des Königreichs Preußen. 
Man verfteht dann eben die Bewohner eines durch Staats: 
grenzen umriffenen Gebietes darunter. Uber von einer 
gothaner oder gar reußifchen Nation zu reden, wird feinem 
vernünftigen Menſchen einfallen. Don einer preußifchen 
Nation hat man zwar gefprochen zu beftimmten Zeiten, aber 
da waren es die Heßer und Streber, welche unter der fchwarz- 
weißen $lagge dem deutfchnationalen Gedanken gern den 
Garaus gemadht hätten, ihm das weiße Leichenhemd und 
das fchwarze Brabfreuz gegönnt hätten. Zum Glüd aber 
hatte der „preußifche Junker” Bismard andere Anfichten von 
der Größe einer Nation, Schon die Gefchichte der Entwick— 
lung des Königreichs Preußens lehrt, daß von einer preu- 
Bifchen Nation nicht die Rede fein kann. Preußen ift zu 
allen Seiten ein integrierender Beftandteil Deutfchlands ge: 
wefen. Wie fehr diefes Gefühl auch in dem Bewußtfein 
feiner herrſcher wach gewefen ift, beweifen ihre politischen 
Maßnahmen. Des Großen Kurfürften Mahnwort: Gebdenke, 
daß du ein Deutfcher bift! redet unzweideutig von dem deutfch 
nationalen Empfinden der Hohenzollern. ja, in der Wiener 
Hofburg hat man ftets aus diefem Denfen der Branden: 
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burger Herrfcher Kapital gefchlagen, indem man die Habs« 
burgifchen Intereſſen als nationale deutfche ragen unter 
Umftänden hinftellte und dafür die Dienfte der Hohenzollern 
in Anfpruc nahm. Anders ift es nicht zu erflären, daf 
der Große Kurfürft troß aller herben Enttäufchungen es ftets 
ablehnte, mit Frankreich oder einem anderen nichtdeutfchen 
Kabinett gegen Öfterreich - Habsburg gemeinfame Sache zu 
machen. Auch Friedrich II. hat ficherlich unter dem Banne 
des nationalen Empfindens geftanden, wenn er dem Habs: 
burger, der zufällig auch noch den fadenfcheinigen Purpur 
und mottenzerfreffenen Hermelin als Deutfcher Kaiſer trug, 
für die Erhebung zum König in Preußen fo viele Kon- 
zeffionen machte. Erft Sriedrich II. räumte mit diefer ver- 
fehrten und falfchen ITationaldufelei auf. Er trug fein Be 
denken, die Habsburgifche Politif als reine Hauspolitif auf 
zufaffen und die gebotenen Konfequenzen zu ziehen. Aber 
gerade dann wirft er für unfer Empfinden als echt natio- 
naler fürft, wenn er im Sturm einherfegt und die „Reichs: 
armee” zu Paaren treibt. Roßbach wird ftets eine rein 
nationale That bleiben. Diefe Reichsarmee, ein buntfchediger 
Haufe im Bunde mit den Sranzofen, kommt uns Deutfchen 
von heute als ein erbärmliches Kunıpenpad vor, dem fchon 
jeder deutfche Junge auf der Schulbank die wohlverdienten 
fridericianifchen Hiebe von Herzen gönnt. Aber die Bleine 
Anekdote von dem preußifchen Hufaren, der zum öfter: 
reichifchen Küraſſier mit Erfolg fpricht: „Bruder Deutfcher, 
laß mir den Franzoſen!“ ift wieder bezeichnend dafür, daf 
in der fridericianifchen Armee noch der deutfchnationale Geiſt 
lebte, wenn auch nur latent und gelegentlich zum Durchbruch 
fommend. Doch diefe elende und lächerliche Reichsarmee 
beftand in Wirflichfeit aus Deutfhen, aus Leuten, die troß 
aller Lächerlichfeit ihres Auftretens deutfches Blut in den 
Adern hatten. Und trogdem verfpotten und verachten wir 
Deutſche von heute fi. Warum? — Entſchieden deshalb, 
weil wir fühlen, daß Angehörige unferer Nation, die über 
die Grenzen ihres natürlichen Daterlandes einer anderen 
Nation die Hand zum Bunde reichen gegen Deutſche, der 
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Verachtung anheimfallen müſſen. Wir empfinden beim Hin- 
blick auf deutjche Kiebäugeleien und Bündniffe mit Frankreich 
beftimmt, daß ein Dolf beftimmte Grenzen innehalten muß, 
um fih als Nation zu erhalten, daß aus dem unbeftimmten 
Volk“ erft die heutige „Nation“ erwächſt, wenn es feinen 
geographifchen Rahmen, feinen fejten Wohnraum, erhält 
und innehält. Einen eflatanten Beweis für diefe Wahrheit 
bilden die Beziehungen der Deutfchen im heutigen Oſterreich 
zu uns Reichsdeutſchen. Wir tragen fein Bedenken, fie als 
Glieder des deutfchen Dolfes zu betrachten, foweit die Grund⸗ 
lagen dafür auf dem Gebiete der gemeinfamen Tradition, 
Spradye, Poefie und bildenden Kunft liegen. Ein Band 
wiffenfchaftlichen und fünftlerifchen Schaffens vereint uns der- 
maßen innig mit unferen Dolßsgenoffen in Öfterreich-Ungarn, 
als gehörten fie noch heute der deutfchen Nation an. Diele 
unter uns werden in feuriger Erregtheit oder flammender 
Entrüftung hier einwenden: „Allerdings gehören fie ihr noch 
an! Aber eben hier tritt der Unterfchied zwifchen der 
alten und veralteten Auffaffung des Begriffes der Nation 
und derjenigen, welche wir heute vertreten, Plaffend hervor. 
Gewiß wird man ohne chaupiniftifchen Beigeſchmack im An— 
fhlug an die oben erwähnte Deutung die Deutfchen in 
Öfterreich, vollends die wackeren Sachſen in Siebenbürgen, 
dem deutfchen Dolfe zuzählen dürfen, man wird auch nicht 
vergefjen, daß fie aus unferem alten Reiche hervorgefproßt 
find, die Deutſch⸗Oſterreicher als ruhmmwürdige Kämpfer im 
Örenzbereiche unferer alten bayriſchen Mark, die Sachſen 
auf der ungarifchen Afropolis des fernen Sübdoftens als unfere 
treuefte Kolonie aus der ftaufifchen Seit — aber wir werden 
uns doch niemals entfchliegen Fönnen, fie der heutigen deutjchen 
Nation zuzuzählen. Ob die Ahnen von Deutfchen über die ehe: 
malige Dolfsgrenze in die Ditfeepropinzen Rußlands gezogen 
oder auf dem Boden der Däter geblieben find, wie in der 
Schweiz, Xordbelgien und den Niederlanden — fie find im 
Kaufe der Geſchichte in eigenartige Staatsgebilbde, folglich in uns 
fremde Intereſſenkreiſe einbezogen worden, fie zählen alfo in 
diefem realpolitifchen Sinne nicht mit zur deutfchen Hation. 


Bismard, der doch gewiß urdeutſch bis ins Mark hinein 
dachte, würde das Wort Nation nie in einem anderen Sinne 
gebraucht haben. Er verftand immer unter der deut: 
fhen Hation nur die Bewohnerfchaft des Reiches, 
das am 18. Januar 871 gegründet iſt. Man muß in 
allen Hämpfen, fobald die nationale frage auf- 
taudht, doh immer einen Sammelpunft haben, 
und daß ift für uns das Reich, nicht wie es ge 
wünfht werden Pönnte, fondern wie es befteht“ 
(Rede vom 1. April 1895). Diefer Anſchauung entfprad 
feine Politif. Wenn er fi fchon nicht gerade gern zur 
Kolontalpolitit entfhloß, fo war er niemals dafür zu 
haben, zum Schu der Deutfchen in Siebenbürgen und Ruf- 
land, in Südbrafilien oder Südausftralien das Schwert in 
der Scheide zu lodern. Mit unzweideutigen Worten lehnte 
er es ftets ab, ſich der Deutfchen in den ruffifchen Oſtſee⸗ 
provinzen anzunehmen. für jeine Auffaffung in diefer Frage 
gelten diefelben Worte, die er in der Reichstagsrede vom 
1. Januar 1887 bei Gelegenheit der Debatte über die bul- 
garifche frage gebrauchte, für die er befanntlich nicht die 
Knochen eines pommerfchen Grenadiers übrig hatte. ‚Wir 
werden uns,” fagte er, „wegen diefer frage von niemand 
das Leitfeil um den Hals werfen laffen, um uns mit Ruß- 
land zu brouillieren.“ — Wie ein Jupiter tonans wetterte 
er gegen den Allgemeinen deutfchen Schulverein, als diefer durch 
feine Klagen über die Bedrängung Deutfcher in Öfterreich, 
befonders der Sachſen in Siebenbürgen, Mißſtimmung des 
Wiener Kabinetts hervorzurufen und damit einen Schatten auf 
die foeben mit Mühe gefchloffene Allianz mit Öfterreich her« 
aufzubefhwören ſchien. 

Bismard würde heute genau fo wenig wie fein Nach— 
folger Bülow, deffen Begriff von dem Weſen einer Nation 
ſich mit dem Bismarckſchen dedt, dafür zu haben fein, die 
Sache der Buren als eine frage aufzufaffen, die unfer natio- 
nales Intereſſe beanfpruchen dürfte. Genau fo wenig, wie 
er fi) wegen Bulgarien, weil es zufällig einen Fürſten 
deutfchen Blutes hatte, oder wegen der Ruffifisierung Dorpats 
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mit Rußland brouillieren wollte, würde er heute daran 
denfen, den Buren zu £iebe unfere Beziehungen zur Eondoner 
Regierung gefpannt zu geftalten, oder gar aftiv in den fübd- 
afrifanifchyen Krieg einzugreifen. Die Politif Bülows, fo 
fehr fie von vielen Deutfchen, deren Herz mit dem Kopfe 
durchgeht, vom Standpunkte der Humanität aus getadelt 
wird, entfpricht der bewährten Bismarckſchen Schule. Gerade 
die Klarheit der Bismardfchen Überzeugung, nur für die 
Intereffen des Reiches, wie es feit dem 18. Januar 1871 be 
fteht, die Macht der Regierung einzufegen, fich von diefem 
ftets gleichbleibenden Kurfe durch Feine Nebenſtrömung im 
deuffchnationalen Fahrwaſſer abbringen zu lafjen, ift ficher 
eine Bafis der diplomatifchen Erfolge des erſten Reichsfanz. 
lers gemwefen. 

Es ift gerade neuerdings anläßlich der Debatten inunferem 
Sandtage anläßlich der Dorgänge in Wrefchen interefjant, 
die verfchiedenen Auffaffungen feftzuftellen, welche die ftrei- 
tenden Parteien von dem Weſen einer Nation haben. Die 
Polen verfechten dabei den Standpunft: Alles das, was dem 
Dolfe polnifcher Zunge in Preußen, Öfterreich und Rußland 
zufagt, alfo bejonders der Gebrauch der polnifchen Sprache 
in der Schule, ift ein Ziel, das vom polnifch.nationalen 
Standpunkte aus mit allen Mitteln erftrebt und erreicht 
werden muß. Bier ift alfo als Schiboleth der polnifchen 
Nation der Gebrauch der polnifchen Sprache angefeßt, ja alle 
Elemente, welche ſich der polnifchen Sprache bedienen, werden 
für die Zugehörigkeit zu einer polnifchen Nation ohne weiteres 
reflamiert, einerlei, ob fie unter preußifcher Herrfchaft ftehen 
oder unter anderer, Der verdiente Derfechter der Idee einer 
Nation in unferem Sinne aber, der Staatsminifter a. D. Hob- 
recht, ftand bei der Polendebatte auf einem ganz anderen 
Standpunkte. Er verftand unter deutfcher Nation nicht ein— 
fach alle Elemente, welche fi des Deutfchen als Umgangs: 
fprache bedienen, wie es die Polen für ihre Afpirationen 
thun. Er ift auf einer Seite fogar viel entgegenfommenbder, 
als mancher Deutfchye es gern fieht: er verdenft es den Polen 
— nicht, wenn fie im privaten Leben ſich der polniſchen 
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Sprache bedienen, aber dafür faßt er im politifchen Sinne 
die Polenfrage innerhalb der Grenzen unferes Reiches fo 
ſcharf und ftreng auf, daß er das Reichsinterefje durch jede offi- 
ztelle Konzeffion an das Polentum — und eine foldye wäre die 
Erlaubnis des Gebraudyes der polnifchen Spradye in den 
öffentlichen Schulen — verlest fieht; und im Intereſſe des 
Reiches, das nur die deutfche Spradye als offizielles Der- 
ftändigungsmittel kennen darf, wenn es wirklich eine nationale 
Einheit bilden und bleiben will, darf darum das Reich feinen 
Fuß breit an Pofition verlieren. Das geſchähe aber, wenn 
man den nationalpolnifchen Umtrieben audy nur das geringjte 
Entgegenfommen auf Koften des Deutfchtums im ©ften 
machen wollte. So dachte auch Bismard. Auch er ftand 
treu auf der Wacht gegen die Polen, ein Edart und Roland 
zugleih. „Wir ftehen in nationaler Beziehung 48 Millionen 
deutfche Germanen zwei Millionen Polen gegenüber, und 
daß in einem ſolchen Derbande die Wünſche der zwei 
Millionen für die übrigen 48 Millionen nicht maßgebend 
fein können, liegt auf der Hand, namentlich in einem Zeit— 
alter, wo doch die letzten politifchen Entfcheidungen auf 
Majoritätsbeftimmungen geftellt find. Wir fönnen beides 
nicht miffen, Pofen nody weniger als das Elfaß, aber beides 
niemals. Wir fingen: Feſt fteht und treu die Wacht am 
Rhein — aber fie fteht an der Warthe und Weichfel ebenſo.“ 
So fprad er am 16. September 1895 zu den Deutfchen aus 
DPofen, die zu ihm nach Darzin gefommen waren, und zu 
den Weftpreußen ſprach er adıt Tage fpäter: „Die polnifche 
Szlachta hat mit der Sozialdemofratie das gemein, daß fie 
ihre legten Ziele nicht offen darlegt. Ich fpreche nur in der 
Hoffnung, bei unferen deutfchen Kandsleuten den letzten Reſt 
von Polenfympathie, von Sympathie für Polonifierung aus» 
zurotten, und meine deutfchen Landsleute zu bewegen, daß 
fie gegenüber dieſen phantaftifchen Beftrebungen und Sym- 
pathien feft zufammenhalten und fie ſich auch nicht bis an 
den Mantel fommen lafjen, viel weniger bis ins Herz hinein, 
wie es bei uns mitunter früher gefchehen if. — für uns 
ift die polnifche Adelspartei eine Partei des Umfturzes, denn 
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fie erftrebt den Umfturz des Beftehenden. Wir müfjen auf 
Tod und Leben dagegen fämpfen.” in dem Kampfe der 
Dolen um die Anerkennung der polnifchen Sprache als Lehr⸗ 
ſprache und der rüdfichtslofen Unterdrüdung diefer Anſprüche 
feitens der deutfchen Regierung und ihrer Anhänger ift das 
her ein Kampf zweier Nationen zu erbliden, von denen die 
eine wirflicd; vorhanden ift, die andere aber nur zufolge einer 
fchiefen Auffaffung noch eriftiert, nämlidy im rein genealo: 
gifchen Sinn. Diefer Kampf, obwohl er nicht mit Kanonen 
und Magazingewehren geführt wird, tft darum nicht weniger 
zielbewußt und erbittert. Hobrecht identificiert im Sinne Bis- 
mards das deutfche Mationalintereffe mit dem Intereſſe aller 
Deutfchredenden innerhalb der Grenzen des Reiches. Alle 
Inſaſſen diefes Reiches müfjen dasfelbe Intereſſe an der 
Erhaltung des Reichskörpers haben, diefer Erhaltung zu- 
widerlaufende Intereſſen find als ftaatsfeindlic; und gefähr— 
lih zu befämpfen und zu unterdrüden, Dabei erijtieren 
ja innerhalb der Reichsgrenzen Fleine Gruppen, Fran— 
zofen, Dänen, Polen, weldye nad :Sprahe und Herkunft 
gegen die Germanifierung proteftieren. Sobald aber die Be: 
ftrebungen diefer Bürger des Neiches das bdeutfche National: 
intereffe gefährden, find fie unerbittlih als NReichsfeinde zu 
betradhten und zu behandeln. 

Obwohl diefe Auffaffung im ſcharfen Gegenfag zu der- 
jenigen fteht, welche die polnifche Fraktion im deutfchen Reichs: 
tag wie im preußifchen Kandtag verficht, fo find wir doch 
weit entfernt, die Anſicht der Polen als Utopie zu verhöhnen. 
Wir verfennen durchaus nicht, daß ihr Mationenbegriff auch 
bei andern Dölfern eriftiert, er ift fogar der herfömmliche und 
urfpüngliche, wenn auch heute veraltet. Urſprünglich ift die 
Nation ein durch gemeinfame Abfunft zufammengehöriges Dolf. 
Was wir hier zu ermweifen fuchen, daß eine Nation nicht auf 
bloßer Blutsverwandtfchaft aller ihrer Angehörigen von Ur— 
anfang beruht, jo gewiß dauerndes Beifammenmwohnen in: 
folge von unvermeidlicher Blutmifchung fchlieglic; fogar nach 
Millionen zählende Nationen familiär vereinheitlicht, wird 
faum jemals diellberzeugung der Maffe, des gemeinen Mannes 





2 —ñ ⸗ñ ⸗ñ 


werden. Der wird ſich nach wie vor, ſchon unter Nachwirkung 
des trügeriſchen Namenſchalles, unter einer großen Nation die 
naturgegebene große familie denken, die von einem natio: 
nalen Adam und einer Eva herftammt, wenn auch der 
Stammbaum nicht mehr bis in die Gegenwart nachgemiefen 
werden fann. Auch unfere Dorfahren, die fich erft feit der 
Regierungszeit Ludwigs des Deutfchen den Gejamtnamen 
Deutſche“ beilegten, müffen ihren Derwandtichaftszufammen:- 
hang fchon lange vor jeder ftaatlichyen Dereinigung erfannt 
haben, denn fie hielten fi für eine weit ausgezweigte Ger: 
manenfamilie, und ihrem Kaufalitätsbedürfniffe genügte die 
findliche Dorftellung, es fei zur Gründung diefer Familie 
gar fein Ehepaar erforderlich geweſen, fondern allein der 
„Urmann“, der mannus des Tacitus, aus der Erde hervor. 
gefproffen, habe das blonde Germanengeſchlecht aus fich er: 
zeugt. Diel mag auch in unferen Schulen der Unterricht in 
biblifher Geſchichte dazu thun, daß man ſich in früher 
Jugend bereits unter dem Eindruck der fchlicht klaſſiſchen 
Erzählungen von den Erzpätern das Entftehen von Dölfern 
vollfommen fo gefchehen denft wie das einer Einzelfamilie, 
ohne zu ahnen, daß die angeblichen Abrahamföhne fchon in 
der Periode, da fie mit ihren Herden im Lande Kanaan hin 
und herzogen, ficher nicht reinblütig, d. h. nicht von völlig 
gleicher Abftammung waren, geſchweige denn in der Folge: 
zeit, als fie feit dem Einzug in das ihnen verheißene Land 
den langwierigen Derfchmelzungsvorgang durchmadhten, der 
aus ihnen und all den Dorbewohnern des eroberten Landes 
zu beiden Seiten des Jordan, mithin aus einer nicht mehr 
analyfierbaren Mifchung von femitifchen wie nichtfemitifchen 
Elementen die jüdifche Nation hervorbradhte. 

So wird der Wahn von der Familiennation, eben weil 
er für fo felbftverftändlich wahr hingenommen wird, in den 
Köpfen weiterfpufen. 

In diefem Sinne ſpricht man von nationaler Tradıt, 
dem Xationalgericht, nationaler Spradye, Sitte und Denfart, 
alles Dinge, die vom Wefen der Nation bei jedem einzelnen 
wiederfehren und in ihrer Summe feine „Wationalität” aus: 
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machen. Vationalität iſt aber noch lange Feine Nation. 
Über dieſe Wahrheit hielt Fürſt Bismarck in feiner Rede 
vom 14. März 1885 dem Abgeordneten Richter ein lehreiches 
Privatiffimum: „Wie der Herr Abgeordnete über nationale 
Dinge dent, das fam in einer Weife heraus, über die ich — 
weil fie ein fo Plares Schlaglicht auf feine Denfungsweife 
wirft — eine gewifje Befriedigung bei mir nicht unterdrücken 
fonnte. Er fagte: je öfter die nationale frage aufgeworfen 
wird — Ja, für den Herrn Dorredner ift alfo unfere 
nationale Sache eine Sache, die wohl gelegentlich einmal auf: 
geworfen und dann befprochen wird, dann fängt man an, 
ſich feiner Nationalität zu erinnern, und dann wird man 
national. für mich, meine Herren, ift es eine frage, die 
an jedem Tage und in jeder Stunde mir oft mit hundert 
Beziehungen entgegentritt, die mir den Schlaf und die Ruhe 
am Tage raubt und mich dazu treibt, hier in meinem hohen 
Alter an die Beantwortung von Reden das bischen Atem 
zu fegen, das mir noch übrig bleibt. Das ift eben die Kiebe 
zu meiner Nation, zu meinem Daterlande.” Wieder fehen 
wir, daß der Begriff Bismards eine fcharfe Grenze zwifchen 
Nationalität und Kation zieht. Letztere deckt fidy hier mit 
dem „Daterlande”. Er Fennt innerhalb diefes auch andere 
Kationalitäten, die fich aber nie zu einer Nation ausgeftalten 
fönnen. So ruft er am 18. Mlärz 1867 den Polen zu: „Der: 
sichten Sie darauf, diefeom Phantom nachzujagen, vereinigen 
Sie fi mit uns, vereinigen Sie ſich mit der Mehrzahl Ihrer 
polnifch fprechyenden Brüder in Preußen, mit den polnifchen 
Bauern an der Teilnahme, an den Wohlthaten der Eivili- 
fation, die Ihnen der preußifche Staat bietet, beteiligen Sie 
ſich ehrlid am gemeinfamen Werfe, und Sie werden unfere 
Hand offen finden, und wir werden Sie mit freude als 
unfere Brüder und Landsleute begrüßen.” 

In unferem oben ausgeführten Sinne von Hationali- 
täten auch innerhalb unferer Nation zu reden, hat alfo einen 
guten Sinn. Auch die Regierung fpricht in diefem Sinne 
von einer polnifchen Nationalität in Pofen, aber niemals 
von einer polnifchen Wation. Das Reich des weißen Adlers 
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indes war nicht etwa darum von vornherein unter einem 
böfen Stern geboren, weil die foziale Bliederung des Dolfes 
eine fo unglüdlihe war. Zwar ift es fein glüdlicher Afpelt 
für ein Reich, wenn, wie in Polen, der Adelsftand allein die 
Gewalt in den Händen hat, diefe rückſichtslos der willenlofen 
leibeigenen Mafje der Bauern gegenüber ausnüßt, wenn ein 
gefunder, Fräftiger Mittelftand, das Bürgertum, die ficherfte 
Stüße einer Nation, fehlt, und an feiner Stelle nur die Juden: 
Schaft im £ande einen fehr ſchwachen Erfaß bilden foll. Aber 
ein Staat ift wegen einer fo unglüdlichen fozialen Sufammen- 
fegung feiner Bevölkerung noch nicht zum Untergang beftimmt, 
fondern in erfter Linie darum dem Serfall geweiht, weil er 
fein natürlich gefchloffenes Ganzes bildet. Polen hat niemals 
natürliche Grenzen gehabt, nur Pleine Streden derfelben an 
der Oſtſee und den Karpaten. Das Königreich Polen war 
ein Sufallsgebiet, noch dazu, nachdem man das Jagellonen- 
reich hinzugefügt hatte, ſodaß das Reich im herfömmlichen 
Sinne von „LLation” preisgegeben war, denn das Jagellonen- 
reih war litauifcdyes Gebiet. Solche Staaten find immer 
furzlebig in der Gefchichte. Ein Jahrhundert, oft nur ein 
Jahrzehnt ift ihnen vielleicht befchieden, wenn fie es fchon mit 
ihren Grenzen ausfprechen: Wir find Unglüdsgebilde. Das 
ungeheure Gebiet, das Alerander der Große zu einem Reiche 
zu verfchweißen fuchte, zerfiel ebenfo fchnell wie der Mongolen: 
ftaat des Didingis Khan und die Monarchie Mapoleons 1. 
Der glüdlichfte Wurf zu einer nationalen Staatsgründung 
wird ftets der fein, der den richtig erfannten Fielen des 
Dolfes das rechte Werkzeug in die Hand giebt, fie zu er 
reichen, vor allem alfo das rechte Staatsgebiet in der national 
zweckmäßigſten Umgrenzung. Diefes Daterland, wie es Bis- 
mard unferer Nation angemwiefen hat, beftimmt die Nation, 
weift ihr die ganze Kebensrichtung, giebt einem jeden das 
Pfund, mit dem er wuchern foll, verleiht ihm den Schuß 
der Nation, fo lange, als fein Werk dem Lande zu gute 
fommt. In feinen Grenzen bildet fich die einheitliche Nation, 
niemals aber in den monftröfen Staatsgebilden, wie fie 
Alerander und Napoleon ſchufen. Selbjt das Römerreid,, 
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trotz der Gruppierung ſeiner Provinzen um das Mittelmeer, 
dieſe wertvolle Derfehrsbrüde, würde auch bei einer längeren 
Dauer des Reichs und des eiſernen Herrfcherwillens der 
Römer nie zu einer nationalen Dereinheitlihung gelangt fein. 
So verfhhieden die Natur Italiens und Arabiens, Egyptens 
und Balliens war, ebenfo verfchieden geftaltete ſich das Völker: 
leben in diefen von natürlichen Grenzen umſchloſſenen Pro» 
vinzen, abgefehen davon, daß die Kultur der politifch unter- 
jochten Dölfer großenteils älter und höher entwidelt war als 
die der Römer, 


Wenn fo Staaten mit Aufallsgrenzen fehr Purzlebig 
find, fo weifen ſolche mit natürlich gegebenen, geographifchen 
Umriffen ftets eine lange nationale Eriftenz auf. Portugal, 
Spanien, talien, die Niederlande und die Schweiz find folche 
langlebige Staaten. Seit 1256 hat fein anderes Königreich 
jo feft feine Grenze eingehalten wie Portugal, ein Beweis 
naturgemäßer Umgrenzung. Die nur auf portugiefifchen 
Boden, nicht ins fpanifche Hinterland hinein ſchiffbaren Fluß⸗ 
ftreden bilden jamt der Küftenfee treffliche Derfehrsftraßen 
zu innigerem SJufammenfchluß des feiner ganzen Natur nadı 
Kaftilien entgegengefeßten, weithinaus ins Weltmeer blidenden 
£andes. Das gab dem Volke fein eigentümliches Gepräge 
und ſchied es famt feiner zur vornehmen Kitteraturfpradhe 
entwidelten Mundart von Spanien. 


Auch die nationale Einheit Frankreichs und taliens 
beruht mit nichten auf urfprünglicher Blutsverwandtfchaft, 
fondern auf dem natürlichen Zufammenfchluß jedes der beiden 
Länder, ihrem Abfchluß nad, ‘außen durch Meer und Ge: 
Dirge. Die Dölfergruppe der Kelten, aus der die Franzoſen 
hervorgingen, breitete ſich auch über Hifpanien, die britifchen 
Inſeln, Weit: und Süddeutfchland, ja über Öberitalien aus; 
nur ein Teil diefer Dölfer hatte Franfreih inne und ver 
ſchmolz dafelbft mit fremden Dölferfchaften: Iberern und 
Ligurern, Römern und Griechen, Franken und Burgundern. 
So gleichen natürlich gefchloffene Landräume Hohlformen, in 
welche die bildfame Maffe verjchiedenfter Dolfsart ſich ein- 
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ſchmiegt, um zur nationalen Einheitsform zu verſchmelzen. Die 
Maſſe kann wechſeln, die form bleibt. Flußthäler, die Schiff⸗ 
fahrt längs den Küſten, offene Ebene, bequeme überfchreitbare 
Gebirge erzeugen in dem nämlichen Landraume immer wieder 
die nämlichen Derfehrs- und Handelslinien. Handel und 
Derfehr aber find die einflußreichften Bildner der Völker. 
Sie greifen nicht fo geräuſchvoll ein wie Naturfataftrophen 
oder Dölkerfchlacdhten, dafür find fie alltäglich bei ihrem Werk, 
kleine Urſachen in milliardenhafter Summierung zu großen 
Wirkungen hinanzuführen. 

Solche gefchloffene Landräume find fogar imftande, 
mehr als einmal eine Nation hervorzubringen. So gebar 
Italien eine antife Nation, deren Einheit bis zur Zeit des 
Auguftus vollendet wurde, dann wieder nach der Serftörung 
durch die Stürme der Dölferwanderung, die neuitalienifche, 
die erft 1870 fertig ward. Beide Male aber umfaßte diefe 
Nation das Gebiet von den Alpen bis Sizilien. Dalmatien 
gehörte nicht dazu, ebenfo wenig wie heute. Muß das nicht 
der italienifchen Jrredenta von heute ein mächtiger hiftorifcher 
Singerzeig fein ? 

Wo einem Lande folche natürlichen Grenzen fehlen, inner« 
halb deren fich eine gefchloffene Nation entwideln kann, da 
müffen fie gefchaffen werden, und fei es mit Gewalt. Wir 
Deutfchen haben lediglich aus territorialnationalem Intereſſe 
Elſaß nebft Deutfch-Kothringen genommen, nicht etwa, weil 
dort uns abtrünnig gemachte Dolfsgenofjen wohnten oder weil 
diefe Territorien einft dem verfloffenen bdeutfchen Reiche an- 
gehörten, fondern weil uns Meg als Sperrfefte des zum 
Rheine ausmündenden Mofelthals, vor allem aber die Was- 
gaumauer hocherwünfcht fein mußte zur Dedung unferer 
Weitgrenze. Wir brauchten eben diefe fichere Grenze, um 
unfere nationale Entwidelung gegen Ubergriffe ficher zu 
ftellen. 

In dem Wollen brübderlichen Jufammenhaltens wurzelt 
jede echte Nation, in der Sicherung der Durchführbarfeit 
diefes Willens jchafft fie fi) ihre Zukunft. 
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In folden natürlidyen Derfehrsprovinzen find nun 
Kationen entitanden. Wenn Schiller von dem „fich bilden” 
einer Nation ſprach, fo hat er zufällig, fogar gegen feine 
Abficht, die richtige Bezeichnung für den Werdegang der 
nationalen dee und ihre Verwirklichung gefunden. Diefes 
Sichbilden ift ein langfamer, aber ficherer Derfchmelzungs: 
prozeß verfchiedener Elemente auf demfelben Boden. Es ift 
ja nicht wahr, daß YHationen von gleicher Abfunft fein 
müffen. Höchſtens auf Nationen von fo liliputanifcher Be: 
deutung für die Weltgefchichte wie Norwegen kann man zur 
Eremplifizierung greifen, wenn man fie zum Beleg einer 
veralteten Doftrin abfolut preffen will. Aber felbft diefe 
normwegifche Nation ift in ihrem Blute nicht ganz ungemifcht. 
je größer und älter nun die auf gemeinfamem Boden ent: 
ftandene Nation ift, defto gemifchter ift fie urfprünglich ge 
wefen. Die ruffifche Nation ift niemals größer gewefen als 
heute, Nie find ihre Erfolge größer und vielfeitiger geweſen 
in der Weltpolitif als heute, wo vom baltifchen Meer bis 
zum Endpunfte des gigantifchen Schienenweges in Oftafien 
ſich alles dem Scepter des weißen Zaren beugt und es nur 
noch einer Seit des Abwartens bedarf, um felbft Indien in 
die ruffifche Intereffenfphäre einzubeziehen. Dabei ift das 
ruffifche Dolf aus den verfchtedenartigften Elementen zufammen: 
gefchweißt zu diefer fraftvollen, felbftbewußten Nation. Das 
Dolf der Broßruffen in Mittelrugland hat fi} alle Bewohner 
der ofteuropäifchen Niederung derartig affimiliert, daß außer 
Dolen und Kitauern faum nod Splitter von den ehemals 
felbftändigen Stämmen im ungeheuren Raume vorhanden 
find. Außland war ethnifch viel buntfchediger als das 
heutige Öfterreich ; deutfche, finnifche, tatarifche, türfifche, klein— 
und großruffifche Beftandteile find heute feft zufammen: 
gefchweißt, feitdem Peter der Große und Katharina II. den 
urfprüngli nur im Centrum anfäffigen Großrufjen die 
Herrfhaft über die ringsum gelagerten Dölfer, die Küften 
der Ditfee und des Schwarzen Meeres gewonnen haben, fo: 
dag nun der umfangreichite Nationalſtaat der öſtlichen Erd: 
fefte ſich ausgeftalten konnte, alles Nichteuffifhe allmählic, 
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ruffifizierend, unterftüßt durch die Bodenform des weiten 
Tieflandes ohne jede Gebirgsfcheide. Das letere erweiſt fich 
ftets fo günftig für die Ausgleichung volfstümlicher Gegen: 
fäge und die Aufrichtung einer ftraffen Staatseinheit zufolge 
der Möglichkeit ſchrankenloſen Derfehrs. 

Alle ehemaligen Nationalitäten, die auf diefem großen 
Gebiete wohnen, fühlen fi) heute als Ruffen, abgefehen von 
den Polen. Diefe Erfcheinung im Leben der Kationen, diefe 
Affımilation ift nichts Ungewöhnlicdyes. Unſere deutfche 
Nation weift diefelbe Thatfache auf. Noch heute finden wir 
3. 8. in der Nähe von Halle, in Ummendorf, Schfopau 
und anderen Dörfern Bewohner, deren charafteriftifche 
Körpermerfmale, Schädel: und Gefichtsbildung forbifche Ab: 
funft verraten. Diefe Bauern find in der That dem Ur: 
fprunge nady Sorben, aber fo innig mit den germanifchen 
Nachbarn verfchmolzen, fo feft in die deutfche Nation ein 
gefügt, daß fie es fich Schön verbitten würden, wollte man 
fie anders denn als grunddeutiche Leute bezeichnen. Solche 
in unfere Nation eingefügten Beftandteile find auch nicht ein- 
mal immer blutgemifcht, wie man zum Trofte der altbadenen 
Samilientheorie fagte. Wir wählen als Beifpiel den Spree- 
wald. Wo tet da die Blutmifhung? Die Deutfchen wan- 
dern nicht in den Spreewald hinein, fondern nach Maßgabe 
des Derfehrs der Wenden mit den Deutfchen „magert der 
Spreewald ab“, um einen fehr bezeichnenden Ausdrud zu 
gebrauchen. Befonders von Nordweſten her wird das wen: 
difche Gebiet immer Fleiner, weil der Einfluß von Berlin 
her natürlih am ftärfften if. Die Spreewäldler gebrauchen 
zwar auch heute noch ihr Wendifch im privaten Derfehr, 
aber fie find urdeutfch im nationalen Empfinden. Sie denfen 
nicht daran, ihre wendifche Sprache verbreiten und fie Nicht— 
wenden aufzwingen zu wollen, fie kennen feine wendifche 
Propaganda, auch nicht auf ſprachlichem Gebiete, fondern 
gebrauchen gern ihr gutes Deutſch, das fie forreft in der 
Scyule gelernt haben. Man vergleiche mit diefen deutfchen 
Spreewäldlern die Polen im Staate! Don der hetze in Pofen 
und Schlefien bis in die Induſtriebezirke Weftfalens, von 
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adrefie — alles verrät eine bewußte Feindfchaft gegen unfere 
deutfche Nation neben einem nationalen polnifchen Größen: 
wahn. Blücdlicherweife werden diefe Polenideeen nicht in den 
Himmel wahfen. Während die polnifche Sprache noch lange 
als Waffe in thörichtem Kampfe dienen wird, wird die 
Sprache der Spreewäldler langfam, aber ficher ausfterben, 
um der deutfchen völlig Pla zu machen. Eine Spree 
wälderin wird die legte fein, die ſich des Wendifchen bedient, 
wenn wir Ariftoteles glauben dürfen, der die Frau als viel 
fonfervativer in der Sprache hinftellt als den Mann. Die 
Geſchichte der Germanifierung Rügens giebt dem Weiſen von 
Stagira recht, denn dort war es eine frau, welche die urfprüng- 
lihe Landesſprache als legte gebrauchte. 

Große Nationen find das Produft einer geiftigen Affimi- 
lierung. Staatengebilde, in denen diefe Erfcheinung auf geiftigem 
Gebiete nicht herrfcht, haben feinen Anſpruch auf den Namen 
einer Nation, fie find dem Ferfall oder der Eroberung aus» 
gefegt. Sie werden auch während ihres politifchen Beftehens 
ftets den Eindrud der Schwäche verraten, welche fie zu feiner 
Entwidelung fommen läßt, weil eben diefe Kraft der Affimt: 
lation ihnen fehlt oder doch zu ſchwach if. Man ann feine 
befferen Beifpiele für diefe Behauptung finden als die beiden 
großen Staaten Amerikas, die Dereinigten Staaten von Mord» 
amerifa und die Dereinigten Staaten von Brafilien. Beide 
dehnen fich über ein riefiges Territorium aus, beide werden 
von den verfchiedenften Raſſen bevölfert, Aber während 
die United States wirklich „vereinigte” Staaten find Praft 
des Willens, mit welchem die anglogermanifchen Be: 
ftandteile alle übrigen fich gleichartig geftaltet, alle Wider: 
fpenftigen aber unfhädlicdy gemacht haben, ift es eine bittere 
Sronie, von den Estados Unidos do Brazil zu reden, wenn 
diefe Bezeichnung auch die offizielle if. Es giebt gar Feine 
brafilianifhe Wation. Die Ureinwohner, die Indianer vom 
Amazonas bis Jacuhy, find Indianer geblieben, die nichts 
von einem Aufgehen in eine große VNation wiffen wollen, 
Sie ftehen, wie ihre nordamerikaniſchen Brüder, der Landes» 
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regierung feindfelig gegenüber. Uber während die Regierung 
in Wafhington es verftanden hat, durch eine planmäßige Kultur- 
arbeit und Erziehung, verbunden mit der ftrengen Be: 
fhränfung des roten Mannes auf die \ndianerreferpationen 
die rote Gefahr zu befeitigen, haben die Behörden in Kio de 
Janeiro bisher noch gar nichts gethan und erreicht, um das 
Innere des ungeheuren Landes Brafilien wirflid zu regieren 
und zu beherrfchen. Dazu fommen die Gegenſätze zwifchen 
den eingewanderten Europäern, von der Deradhtung der 
Sarbigen aus Negerblut ganz zu fhweigen. Trog Raketen: 
gefnatters, Divarufens und bombaftifcher Phrafen am 15. Ho- 
vember, dem YTationalfeiertage der Republif, ift der Deutfche, 
der Indianer, der Spanier, der Pole, der Sranzofe in feinem 
Empfinden nie ein Brafilianer geworden. Während in Nord— 
amerifa fich jeder Bürger der Republif nur als Amerifaner 
fühlt, einerlei, aus weldyem Blute er hervorgegangen fei, 
find die Bewohner Brafiliens noch heute ftreng gefchieden 
und weit entfernt, ſich als wirfliche brafilianifchye Bürger zu 
betrachten, Ja, der echte Eufobrafilianer beftreitet fogar den 
übrigen Mitbewohnern des Landes das Hecht, fich echte, 
wafchechte Brafilianer zu nennen, fie find in feinen Augen 
nur Gäfte in feinem CLande. Aber auch der EKufobrafilianer 
felbft ift noch lange nicht zu einem nationalen, einheitlichen 
Typus geworden. Der den Riograndenfer mit dem Bahianer 
vergleicht, den lebhaften Sohn des Südens mit dem phlegma- 
tifchen Sprößling der Tropen, dem ift es nicht mehr unver: 
ftändlich, daß diefe verfchiedbenen Elemente unter den £ufo- 
brafilianern felbft ſich nicht als Ungehörige einer Nation be» 
trachten, fondern in ihrer Dereinigung im Bundesparlament 
in Rio nur eine Gelegenheit fehen, den ftets vorhandenen 
Gegenſatz zwifchen den Südftaaten und dem Norden Brafi- 
liens in heftigen Fehden auszufechten, wenn nicht gar in 
militärifchen Putfchen oder Flottenrevolten der Welt es unnüßer- 
weife immer wieder zum Bemwußtfein zu bringen, daß eine 
gefchloffene Nation Brafiliens nicht eriftiert. Jeder Brafilianer 
ift fihh darüber Far, dag ein Serfall des Staatenkoloſſes, 
eine Aufteilung desfelben nur eine frage der Zeit, vielleicht 
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der allernächften fein kann, und der Süden fieht bereits heute 
in Dr. Julio de Caftilhos den Politifer, der die Separation 
der Südftaaten durchſetzen wird. Diefe Zuftände find beredte 
Seugniffe dafür, weldye ungeheure Kraft für eine Mation 
in einer geiftigen Affimilation liegt, welche verderbliche Folgen 
aber ein völliges Fehlen derjelben haben wird, 

Während Brafilien fo ein Beifpiel nationaler Schwäd- 
lichfeit bietet, zeigt eine andere Republif wieder die fegens- 
reihe Wirkung der geiftigen Angliederung fremdblütiger 
Elemente an den Nationalkörper, das ift Frankreich. Die 
Statiftif beweift, daß hier feit Jahren die Zahl der Geburten 
derjenigen der Sterbefälle nicht mehr in einem gefunden Der- 
hälmiffe gegenüberfteht. Ja, in den Jahren 1890 und 1891 
haben fogar die Todesfälle die Geburten um 38446 bez. 
10505 überragt. Auf Grund diefer Thatfachen haben wir 
uns daran gewöhnt, Sranfreich als eine abfterbende Nation 
zu betrachten. Wach dem alten Begriffe von der Nation 
wäre ja ein gemwiffer Anhaltepunkt dafür da, fo zu fprechen. 
Aber wird Frankreich in der That leer, volfsarm? Abfolut 
nicht, es nimmt Jahr für Jahr an Kopfzahl zu, wenn auch 
nicht in dem Maße wie unfer deutfches Reich. Die grande 
nation füllt eben die durch die geringe oder ganz ausfallende 
Geburtspermehrung entftehenden Lücken durch einwandernde 
Elemente aus und affimiliert fie dem vorhandenen Volks— 
förper fo innig, daß fte in wenigen Jahrzehnten völlig darin 
aufgehen und fi nur noch als franzofen fühlen, Diefe 
Kraft hat Frankreich von jeher befefjen, und es wäre eine 
große Thorheit, von einer franzöfifchen Nation im alten 
Sinne zu reden. Sie ift zwar. überwiegend Eeltifchen Ur: 
fprunges, aber fchon in ältefter Seit hat fie im Südweften 
iberifche Aquitanen, im Südoften nichtkeltifche Kigurer, im 
Nordoſten die den Kelten verwandten Belgen in ſich aufge 
nommen, Auch normannifche Beimifchung im Worden und 
farazenifche im Süden ift nachzuweifen. Xavenftein in London 
hat ftatiftifch nachgewiefen, daß diefe Einbeziehung fremder 
Elemente noch heute den Bevölkerungszuwachs in Frankreich 
ausmacht. Aus England, Belgien, Deutfchland, der Schweiz, 
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Italien und felbft Spanien überfchreitet heute noch ein folcher 
Dorfchub die franzöfifche Grenze, um dann mit der franzö- 
fifchen Nation zu verfchmelzen. In der Bretagne erkennen 
wir heute noch Kelten, ungefähr eine Million Seelen, welche 
aus England eingewandert find und weftlich einer Kinie von 
der Dilainemündung nad) St. Brieuc wohnen. Im äußerften 
Korden leben 165000 Dlamen, im äußerften Südweften 
etwa 100 000 Basfen, im Südoften und auf Corſica etwa 
600 000 Italiener; auch tritt in Kouffillon nody das kata— 
lonifche, im Urdennengebiet das wallonifche Element hervor. 
Schweizer nehmen in der Sreigraffchaft Burgund, Deutfche 
in Paris ihren Wohnfis, nicht nur vorübergehend als Gou⸗ 
vernanten, fondern in allen Erwerbsftänden, vom heſſiſchen 
Straßenfehrer und füddeutfchen Hammelſchlächter bis zum 
Sinanzmann und Gelehrten finden wir Sranzofen von deutfcher 
Herkunft. Auch die Jtaliener kommen nicht nur als Zug- 
vögel in Geftalt der genügfamen und billigen, dafür aber fo 
gehaßten Arbeiter, fondern italien liefert jedes Jahr auch 
einen Zuſchuß von Blut, das in denn Adern des franzöftichen 
Dolfes dauernd verbleibt. talienifche Kamen finden wir 
ebenfalls in allen Volksſchichten und Zeiten, von Caferio bis 
Hola, von Mazarin bis Gambetta. Don der Normandie 
aus ftrömen Engländer hinzu, fodaß die Nation alfo bunt- 
Shedig genug ausfehen würde, wenn man an fie den ver» 
alteten Maßftab der Blutsverwandtfhaft anlegen wollte, 
aber in Wirflichfeit bildet die grande nation eine ftrengab- 
gefchloffene Einheit. Mag allerdings der feine Parifer ge 
waltig mit dem frommen, aber rohen Bewohner von Poitou, 
der quedfilberne Bascogner mit dem plumpen Auvergnaten, 
der verfchlagene Normanne mit dem treuherzigen Burgunder 
fontraftieren — fie find und fühlen fich aber alle als Fran: 
zofen, reden die franzöfifche Sprache und bilden die große 
Nation. An Nationalitätsbeftrebungen zu denken, wie fie 
leider noch ſchwach in Deutfchland und fehr ftarf in Öiter: 
reich auftreten, fälltihnen nicht ein. Wenn man nicht gerade 
den Stammbaum verfolgen Fann, wird man in den wenigften 
Fällen daran denken, in einem $ranzofen den Abfömmling 
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einer anderen Nation zu erbliden. Der nationale Gedanke 
hat die heterogenften Elemente zu einem großen Ganzen zu: 
fammengefchweißt. 

Eine ähnliche, erfreuliche Erfcheinung haben wir in un: 
ferem preußifchen Staate gehabt. Die franzöfifchen Kamen 
mancher Staatsbürger erinnern uns an ihre Abfunft von 
den Befugies, denen der Große Kurfürft ein gaftliches Afyl 
anbot. Aber es wäre nicht nur lächerlich, fondern geradezu 
infam, Männer nicht als zu unferer deutfchen Nation gehörig 
betrachten zu wollen, die trotz ihres franzöfifchen Namens 
mit dem Schwert des Officiers und dem Geift des Gelehrten 
unferem nationalen Auffhwung gedient haben. Sie find zwar 
dem Blute nad Franzoſen, oft noch wafchechhte Franzofen, 
aber der Nation nach Deutſche, denn fie find in ihrer 
Sprade, ihrer Seele, ihrem Denken und Fühlen, ihren geiftigen 
Intereſſen deutfjh. Wird man noch den Mut haben, diefer 
Thatfache gegenüber von der Blutsperwandtfchaft und Fa: 
milientradition als notwendiger Grundlage zur Bildung der 
Nation zu reden? 

Auch die Umgangsſprache ift nicht mehr das einzige 
Merfmal, um die Kationen feftjuftellen, um die Zahl der 
Kationen zu eruieren. Mit diefem Mittel kann man wohl 
die Nationalität, nie aber die Nation mit Sicherheit feitlegen. 
Die Proteftler und Dänen in unferen Reichsgrenzen nehmen 
zwar das Recht in Anſpruch, zu anderen Kationen gezählt 
zu werden, wenn auch; mit dem Erfolge, fich lächerlich zu 
machen. Aber den Mafuren in Oftpreußen wird doch niemand 
die Idee zu fuggerieren wagen, als feien fie troß ihrer Um: 
gangsſprache Angehörige einer anderen Nation als der 
deutfchen. Auch die Friefen in Hannover und Oldenburg 
fühlen fi} gewiß nur als Deutfche. Sie alle find aber 
Deutfche, weil fie als Bürger dem Reiche angehören, mögen 
fie nun gern oder ungern diefe Wahrheit hören. Das Mlerf: 
mal der Sugehörigfeit zu einer Nation ift die Staatsbürger: 
fhaft. So gut wie das alte Rom die Zugehörigfeit zur rö— 
mifchen Nation von dem Befite des Bürgerrechtes abhängig 
machte, ebenjo ift das legtere auch heute noch das Entſchei— 
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dende für die Nation eines Menfchen. Die Polen innerhalb 
unferes Reiches find thatfächlih Deutfche und müfjen als 
ſolche offiziell betrachtet werden. Sie müffen daher, wenn 
fie fich gegen diefe Thatſache fträuben, politifch deutſch er- 
zogen und uns geiftig und fpradhlich affimiliert werden. So 
wenig wir daran denken, ihnen im privaten Derfehr den 
Gebraudy ihrer Sprache zu verübeln, fo energifch müſſen 
wir dagegen proteftieren, der polnifchen Sprahe audh nur 
einen Schimmer von offizieller Geltung zuzugeftehen, folange 
das deutfche Reich eriftiert. Offiziell find alfo die Polen — 
mit einem Flaren Worte gefagt — zu germanifieren. Sträuben 
fie fi) dagegen, oder verfuchen fie, mit Gewalt diefem Be: 
ftreben der Staatsregierung Binderniffe in den Weg zu legen, 
fo find fie einfah als bürgerliche Elemente zu betrachten, 
deren Aufführung der Staatsruhe und Wohlfahrt zuwider: 
läuft, und demgemäß zu behandeln. Ohne Härten geht eben. 
die Durchführung eines nationalen Bedankens nicht ab. 
Rußland, das den Gebrauch des Kleinruffifchen als Schrift: 
fprache offiziell verboten hat, weiß fehr wohl, daß eine fprad)- 
lihe Konzeffion an das Kleinruffentum nur von Schaden 
des nationalen Beftandes begleitet fein würde, Solche Maß: 
nahmen find Feine Brutalität, fondern Bethätigungen nationalen 
Gefühls. 

Wird diefe Theorie fchon auf heftigen Widerfprudh im 
£ager der Polen ftoßen, fo wird fie noch viel erregter in 
unferer deutfchen Mitte von der Partei der Antiſemiten aufge: 
nommen werden. Erziehung oder perfönliche Abneigung find 
für viele Deutfche maßgebend gewefen, um in den unter uns 
lebenden fraeliten Angehörige einer fremden Nation zu er: 
bliden und diefen die Gleichberechtigung mit den übrigen 
Bürgern des Staates abzufprehen. Don perfönliher Zu 
oder Abneigung, von Philo- oder Antifemitismus kann für 
uns feine Rede fein, wir haben nur die Richtigfeit unferes 
Theorems auch für diefen Fall nachzumeifen. 

Gerade die Gefchichte des jüdifchen Dolfes ift ein Beweis 
für die Wahrheit unferes Wationalbegriffes. Nur jo lange 
haben die Juden eine Nation gebildet, als fie fefte Staats- 
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grenzen kannten, nur folange ift der nationale jüdifche Gedanke 
in Kraft gewefen, für diefe Nation haben die Maffabäer den 
Kampf der Derzweiflung geführt, für fie hat es nie an auf: 
opferndem Heldenmut gefehlt. Aber mit dem Derluft des 
Befites eines beftimmten, natürlich abgegrenzten National— 
ftaates ſank auch die zjüdifche Nation felbit in Trümmer. 
Mit den Mauern Jerufalems fiel auch der nationale Be: 
danke in Schutt und Staub. Das fühlten die Juden felbft. 
Sie wußten fih an Jerufalem und das gelobte Land ge: 
bunden, wenn fie eine Nation bleiben wollten. Darum madıten 
fie den politifchen Mittelpunkt des Landes zum Brennpunft 
des Kultus, um auch den weitzerftreuten Ungehörigen einen 
Sammelpunft zu bieten und fie fo der Nation zu erhalten. 
Als die ägyptifchen Juden in der Ptolemäerzeit ihren eigenen 
Tempel errichteten, feßten fie fi} in einen bewußten Gegenfaß 
zur eigentlichen jüdifchen Nation. Die jüdifchen Patrioten 
haben es ftets gefühlt, daß der Derluft des Staates gleich: 
bedeutend mit dem Untergange der XWation fei; darum 
flammten die leidenfchaftlichen Derfuche immer wieder auf, 
die heilige Stadt und das gelobte Fand wiederzugewinnen, 
bis fie mit den falle des Bar Chochba einen endgültigen 
Abſchluß fanden. Seit diefer Feit hat die Nation Feinen 
engen Hufammenhang mehr. Sie zerfällt und verteilt fich 
unter die Nationen Europas und Nordafrikas, nur die 
Sprache des Kultus ift ein geiftiges Band neben dem Kultus 
felbft, das ihnen noch eine geiftige Sufammengehörigfeit ge: 
währt. Die bürgerliche Bedrüdung, die Verachtung feitens 
der chriftlichen und mohamedanifchen Dölfer, die gemeinfam 
getragene Not und Derfolgung, die Abfperrung in den 
Ghettos find dann Mittel gewefen, welche eine unbeabfichtigte 
Wirkung gehabt haben, fie haben dem Juden immer wieder 
zum Bemußtfein gebradit, daß er ein Jude ift, bis er fich 
felbft eine gewiffe Ausnahmeftellung im bürgerlichen Leben 
pindicierte. Wir find überzeugt, daß eine bürgerliche Gleich- 
ftellung von vornherein fie auch im politifchen Leben den 
Kationen viel ſchneller affimiliert hätte, als es gefchehen ift. 
Auch die Katholiten Deutfchlands haben ihre befondere 





Kultusfpradje, das Kateinifche, ihre befonderen Kultushand:- 
lungen, die nicht immer mit denjenigen der Mehrzahl der 
Hation übereinftimmen; find fie deshalb von den Proteftanten 
national verfchieden P Die Staatsbürger mofaifcher Konfeffion 
gehören alfo gerade fo gut zur deutfchen Nation, wie die 
übrigen Befenntniffe, eben weil fie Bürger des Keiches find, 
für deffen Errichtung auch jüdifches Blut gefloffen ift. 


Aber die alte Theorie vom Blute, das dider als Waffer 
ift, Fann doch noch anfcheinend ganz verlodende Beifpiele 
für ſich anführen. Sie fann auf Dänemarf und Korwegen, 
auf England und Mordamerifa hinweifen. Die beiden nor: 
dischen Nationen, wird man einwenden gegen uns, find zwar 
geographifch und durch Staatsgrenzen getrennt, trotzdem aber 
doch ein Dolf. Die Norweger find eben Dänen, weldye „auf 
den Hordweg” gegangen find, wie fchon die Übereinftimmung 
der Sprachen beider Nationen beweift. Die Sprache ift zwar 
gleich, das geben wir zu, der Urfprung ift ebenfalls ein 
gemeinfamer gewefen — aber wo in aller Welt giebt es ein 
Dolf, das ſich fo ängſtlich, oft kindlich ängſtlich fein Recht 
als felbjtändige Nation referviert, ohne darauf Rückſicht zu 
nehmen, ob feine politifcye Wohlfahrt darunter leidet oder 
nicht, als in Norwegen? Man denke nur an die ewigen 
Pleinlichen Xeibereien mit Schweden! Man frage einmal 
einen däntfchen oder norwegifchen Patrioten, ob er auf Koften 
feines nationalen Selbftgefühles eine Derfchmelzung mit dem 
Sprady: und Blutsperwandten wünfche. Die Antwort würde 
ftets fo ausfallen: „Warum nit? Wenn der Däne Nor: 
weger werden will!” und umgekehrt. 


Ein noch fchlagenderes Erempel für unfere Anficht ift 
das nationale Derhältnis von England und Nordamerika. 
Wer fein Herz befonders ftählen will im Streit um die frage 
über das Werden einer Nation, der jchaue die heutigen Der- 
einigten Staaten an. Gerade fie find ein Sanımelfurium von 
allen europäifchen Kationen plus Wegern und Chinefen, 
Derfchiedenere Beftandteile Fann es alfo nicht geben. Aber 
trotzdem ift die nationale Einigung erfolgt. Die Natur ihres 
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Candes wies die nötigen Einheitszüge auf, und der Menſch 
verftand es zudem, die dort vorhandenen Begenfäte zwifchen 
dem wohlbenegten, an den nützlichſten Foſſilſchätzen reichen 
Oſten und dem dürren, edelmetallreihen Hochlandweften 
famt den riefigen Entfernungen von atlantifcher bis paci- 
fifcher Küfte, famt dem argen Derfehrshemmnis der Felfen- 
gebirge, der Nevadakette, durch Eifenbahnen zu überwinden, 
Dem durch die englifche Beftedlung früherer Jahrhunderte 
gefhaffenen Stamm der Meufiedler fchmiegten fi) in Sprache 
und Lebensgewohnheit alle fpäteren Nachzügler aus Europa 
an nach dem Geſetz der Ausgleihung an der Hand des 
täglichen Derfehrs. Das £eben auf demfelben Boden, in 
derfelben Luft wirfte nicht minder ausgleihend auf Förper: 
liche Ausbildung und Temperament; Ehefchliegungen ver: 
wifchten ethnifche Gegenſätze, namentlich aber flößte das ge: 
meinfame Wirfen auf der gleichen Grundlage der Boden: 
mitgift nad} den gleichen Zielen in Ackerbau, Gewerbe und 
Handel den Wunfch ein nach gleichartiger Regelung der 
wirtfchaftlihen Einrichtungen durch den nationalen Staat, 
unabhängig von Fremden, und feien fie auch die daheim in 
England gebliebenen Däter und Brüder. Der Abfall der 
Kolonieen auf der atlantifchen Seite Nordamerifas von Eng. 
land war nur der Ausdrud des friſch erwachten nationalen 
Sonderintereffes. Man faßte den Willen der Zoslöfung 
einerfeits, des felbftändigen Sufammenhaltens der Koloniften 
andererfeits, d. h. man fühlte fih als Nation, und wer 
wollte den Bewohnern der Dereinigten Staaten es beftreiten, 
daß fie eine wirkliche, große Nation fein? Die Dankees find 
die Nation der United States. Man fage nicht, daß dann 
auch Britifch-NTordamerifa dazu gerechnet werden müffe, weil 
die Nordgrenze der Dereinigten Staaten doch feine natürliche 
ſei. Britiſch⸗Nordamerika fteht den Dereinigten Staaten 
feindlich gegenüber, ganz erflärlih. Denn die Bewohner 
des erfteren Landes find die Nachkommen der ehemaligen 
Koloniften, welche nicht mit den Dorfahren der Dankees die 
Theezollfrage als Dorwand zur nationalen Erhebung be- 
nugten, ſich nicht den felbftändig gewordenen Danfees fügen, 
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ſich nicht afftmilieren wollten und deshalb auswanderten. 
Die Mehrheit aber in dem Gebiete, das wir heute die Der: 
einigten Staaten nennen, verfocht eben gelegentlich der Chee- 
zölle feine nterefien. Sie hatte den Punft erreicht, in 
dem das „Bilden“ einer Nation, wie Schiller fagt, eintritt, 
in dem das bewußte Wollen, eine Nation zu werden, fich in 
die That umfesen ließ. Die MWichtgleichintereffterten, die 
nationalen Diffidenten, wanderten eben aus. Aber die That: 
fache, daß die Dereinigten Staaten troß der englifchen Sprache 
eine felbftändige Nation find, fteht unumftöglich feſt. Ob fie 
aber ſchon völlig entwidelt ift, was ihre Grenzen anbetrifft, 
ift eine andere frage. Der 49. Breitegrad foll die Nord— 
grenze bilden. Aber diefe Linie ift Feine natürliche Grenze, 
an der man fefthalten müßte oder Fönnte, die man mit Forts 
und Kanonen ficherte, wie wir es mit den Dogefen gethan 
haben. In einem Kriege der Dereinigten Staaten mit Eng- 
land würde im falle feines Sieges das Dolf der Danfees 
ganz gewiß Britifch-TTordamerifa behalten, um feine Grenzen 
zu geographifch:natürlichen zu machen. 

Auch England bietet eine vorzügliche Gelegenheit, die 
Einwirkung ſolcher natürlichen Grenzen auf die nationale 
Entwidlung zu fonftatieren. Die Engländer find der Ab— 
funft nach Deutſche, aber doch eine felbftändige Nation ge 
worden, weil fie als Angelſachſen in ein Gebiet übergefiedelt 
find, das vermöge feiner Abgefchlofjenheit die Bildung einer 
eigenen Nation geradezu gebieterifch forderte. AMlan wende 
nicht ein, daß fie ein Miſchvolk feien, daß fie zu viel Peltifches 
Blut in den Adern haben. Wir Deutfche haben vielmehr 
flavifches Blut in unferen Adern. Die Angelfahfen haben 
die Kelten verdrängt. Auch der Zufluß der 55000 or» 
mannen unter Wilhelm dem Eroberer hat feinen wefentlichen 
Einfluß auf die Nation geübt. Sie ift eine deutfche, wie 
ſchon ihre Sprache verrät. Das Englifche ift eine deutſche 
Sprache, die mit einer Art Dolapüfbeftrebung auch Beftand: 
teile anderer Sprachen in fich aufgenommen hat, in ähnlicher 
Entwidlung wie 3. B. das Kiſſuaheli an der Küfte von 
Oſtafrika. Die Engländer find eben troß ihrer nahen Der- 
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wandtſchaft mit uns zu einer ſcharf geſchiedenen Sondernation 
geworden durch den Einzug ihrer angelſächſiſchen Vorfahren 
in ein ſcharf charakteriſiertes Land von einer Selbſtändigkeit, 
wie ſie kein anderes Land in Europa aufzuweiſen hat. Auf 
dieſem eigenartigen Boden hat der nationale Wille ſich ſeine 
eigenartige Nation durchaus aus ſich herausgebildet. Dieſer 
nationale Verband ift auch erhalten geblieben, trotz der poli— 
tifchen Ausdehnung in allen Erdteilen. Wie einft das Mittel 
meer die Derfehrsbrüde für die Provinzen des alten Rom 
bildete, fo ift heute der Ocean mit der ununterbrochen thä- 
tigen Dampfer- und Seglerverbindung zu der Brüde für 
einen regen Derfehr der Tochterländer mit dem Mutterhaufe 
Britannien geworden. Sie liefern ihm ihre Kohjftoffe, em: 
pfangen von ihm fertige Sabrifate, und in Erinnerung an 
den fchweren Fehler, den England vor mehr als hundert 
Jahren mit dem Derfuch einer Befteuerung feiner nordameri- 
fanifchen Kolonieen gemadt hat, find fie freigeblieben in der 
Derwaltung ihrer inneren Angelegenheiten, Nicht einen Denny 
unmittelbarer Abgabe liefern fie in den Staatsſchatz nad 
London und bilden doch eine Hauptgrundlage britifcher Größe 
durch den gewaltigen Umfas von Milliarden im $amilten- 
freis diefes Greater Britain, diefes Mationalförpers von noch 
nie dagemwefener Lagerung über den Erdball durch alle vier 
bewohnten Zonen, mit dem Herzen in Europa, den Bliedern 
in allen Weltteilen, dem Aderſyſtem interfontinentaler Schiff- 
fahrtslinien. Das Britenreich lehrt uns, wie bei weifer 
Schonung materieller Sonderintereffen eine ftarf ausgeprägte 
Dolfsindividualität felbft bei UÜberfiedlung über das Welt: 
meer bis in die letten Winkel der Erde den nationalen Zu: 
fammenhang bewahren fann an der Hand des Schnellver- 
fehrs, der die Entfernungen Fürst. Der Deutfche hingegen 
zerfchneidet nur zu leicht als Auswanderer feinen Sufammen: 
hang mit der Heimat. Er findet nirgends überfeeifche Länder 
für deutihe Mlafjenanfiedlung unter deutfchem Banner, er 
geht im fremden Dolfe auf, zumal im englifchredenden. 
Wie viele Millionen der Unfrigen find hinübergezogen nach 
den Dereinigten Staaten, aber fo wenig haben fie als Deutfche 
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dem Abſatz deutfcher Waren dort drüben Bahn gebrochen, 
dag nächſt der englifhen Zufuhr nad) dem Gebiet 
der United States die franzöfifche die bedeutendfte blieb, ob: 
wohl die franzöfifche Einwanderung doch ganz untergeordnet 
erfcheint, denn Frankreich liefert überhaupt nur wenige Aus: 
wanderer. Jüngſt hat zwar Deutfchland es auch auf dem Be- 
biet der Einfuhr überflügelt, aber offenbar nicht deshalb, 
weil feine Emigranten dort ſich auf einmal nationaler bethä- 
tigten, — auch der Befuch des Prinzen Heinricy wird hierin 
feine dauernde Wandlung fchaffen — fondern weil ſich feine 
induftrielle Machtftellung feit Chicago und Paris als über: 
wältigend herausftellte. 

Einen jcharfen Gegenfas zu ſolchem Aufſchwung auf 
nationalem Gebiet bildet Öfterreich-Ungarn. Gerade feine 
nationale Serriffenheit aber ift ein guter Beweis für unfere 
Cheorie. 

Auch hier wäre die Natur des Landes Fein Bindernis 
für eine große nationale Entwidlung gewefen, Eine mächtige 
Schlagader für die Einheit feines Wirtfchaftslebens ift ihm 
durch den Donauftrom befchieden. An ihm liegen feine beiden 
prächtigen Großftädte, nach ihm gravitiert der Hauptverkehr, 
felbft der böhmifche, denn offen liegen die Wege von Böhmen 
nach der mährifchen Donauprovinz, fomit nach Wien, wo: 
gegen nach Morddeutichland nur der eine Engpaß des Elb- 
thals als natürliche Derbindungsftraße führt, ohnehin bis 
zum Beginn des 19. Jahrhunderts wenig benußgt. Aber es 
ftogen hier unverföhnliche Dölkergegenfäße in engem Gehege 
hart aufeinander. Ungarn ift feit 1867 fo gut wie jelbft- 
ftändig, nur durch Perfonalunion noch mit ©fterreich ver: 
bunden, und die Magyaren find rüftig dabei, ihren Staat 
national auszubauen bis zum trefflich grenzenden Mauerbogen 
der Karpaten. In Böhmen träumt der Ticheche vom Reiche 
der Wenzelsfrone und befämpft den Deutfchen bis aufs Blut, 
in Galizien regieren die edlen Polen nach gewohnten Grund: 
fägen und unterdrüden fraft der augenblidlichen Gewalt die 
Ruthenen; die Slowenen in Krain und Kärnthen, die Jtaliener 
in Tirol forgen für die nötigen nationalen Schlachtrufe gegen 
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die Deutfchen — überall ein Kampf von einer Unverföhn: 
lichkeit, wie er kaum gegen einen äußeren Feind leidenjchaft: 
licher geführt werden Fönnte. Man betrachtet in vielen 
Kreifen die Monarchie Öfterreich- Ungarn nur noch als wan- 
delnde Leiche und fürchtet ernfte Kataftrophen für den Fall 
des Todes des Haifers Franz Jofef und den Regierungs- 
antritt des allgemein als fanatifch Flerifal gefinnt angefehenen 
Thronfolgers Franz Ferdinand. Beſonders die Deutfchen 
Öfterreichs fehen ernften Zeiten entgegen. Teilweife erhoffen 
fie ihr einziges Heil von einem politifchen Anſchluß an das 
Reih. „Wir fchielen nicht, wir fchauen ins Deutfche Reich 
hinein!” fingt das Kampflied der Nordmährer. Daß aller- 
dings das Reich ihnen zu folhem Anflug die Hand bieten 
würde, müfjen wir verneinen, folange Bismards bewährte 
Traditionen noch in unferer Wilhelmftraße herrfchen. Der 
Dater aller diefer Serfahrenheit, diefer bitteren nationalen 
Zwiſte ift der Mlinifterpräfident Graf Taaffe gewefen. Er 
hat nach dem Recept Divide et impera! die Begehrlicykeit 
der Nationalitäten in der Monarchie entfefjelt, er hat einer 
jeden den Wahn eingeflößt, als ſei fie zur Bildung einer 
befonderen Nation berechtigt und befähigt. Das Dividieren 
ift vorzüglich gelungen, aber den Imperator zu fpielen, wird 
dem augenblicklich herrfchenden Kaifer fchon recht fauer ge- 
macht, feinem Nachfolger vielleicht noch ärger. Die unfelige 
politit Taaffes führt den Namen Derföhnungspolitif, als 
ob der Hohn, der in dem Worte Monarchie für Öfterreich 
heute liegt, noch einer Steigerung bedurft hätte. Diefe viel: 
gerühmte Derföhnungspolitif erinnert an das Derbrüderungs:» 
feit, an dem der Inſpektor Bräfig mit dem Kreuzdorn feiner 
brüderlichen Kiebe einen fräftigen Ausdrud verlieh. Sie hat 
einen wechfelfeitigen Dölferhaß ins Kraut fchießen lafjen, der 
die jest erhoffte Derfnüpfung der NReichsteile auf der Grund: 
lage realer, wirtfchaftlicher Intereffengemeinfchaft recht fern 
rüdt. Wie lofe find dazu in der That an diefen Staat Länder 
angejchlojjen wie Balizien und Dalmatien! Galizien mit feinem 
abfoluten Selbftverwaltungsrecdht ift der Moloch, deffen Rachen 
die Millionen verfchlingt, welche die übrigen Länder der 
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ftrategifhen Wichtigkeit Galiziens und der Ehrlichkeit der 
polnifchen Szlachta, welche dort echt „national” hauft, opfert. 
Karl Emil Franzos fpriht mit Recht von „Halbaften”, 
wenn er auf Galizien zu reden fommt. 

Gegner unferer Auffafjung werden die Gelegenheit be 
nußen, um einzuwenden: da fieht man, wie Kationen we: 
fentlih doc; aus Blutsverwandtfchaft hervorgehen! Hein: 
Öfterreich beweift nur, daß thörichte innere Politif und andere 
unglüdliche Umftände, vor allem auch eine ungeographifch 
am grünen Tifch gemachte Zuſammenſchweißung von Ländern 
die Derfchmelzung verfchiedenartigen Dolfes hemmt, zumal 
wenn die Gemeinfamkeit der wirtfchaftlicyen Intereſſen bei 
peripherifchen Gliedern eine fo geringe ift wie beim adriati- 
ſchen Kitoral und dem galizifch-bufowinifchen Außenrande der 
Karpaten. Rußland war ethnifchh noch buntfchediger als 
Öfterreich, aber hier forgte ein einheitlicher, konſequenter 
Wille für die nationale Entwidelung. So lange in Oſterreich— 
Ungarn als in einer deutfchen Nation regiert wurde, fo lange 
die nichtdeutfchen Dölfer fih dem durch eine viel ältere 
Kultur und nationale Großthaten in der Dergangenheit um 
Öfterreich hochverdienten Deutſchtume unterordönen mußten, 
war Oſterreich⸗Ungarn eine gefchloffene Nation, wenn auch 
von verichiedenen Nationalitäten gebildet. So wie das Deutfche 
als Uommandoſprache in dem aus mandyen ethnifch ver: 
fchiedenen Kontingenten gebildeten Beere ein feftes Band der 
militärifchen Sufammengehörigfeit war, fo wäre audy das 
Deutſche als Derordnungsfprahe im innerpolitiichen Leben 
ein wichtiges Mittel geblieben, den verfchtedenen Nationalitäten 
eine gemeinfame Grundlage zu geben. Taaffe hat diefe Vor— 
herrſchaft des Deutfchtums in der Sprache und Regierung 
gebrochen, er hat damit zwar den Deutjchen in Oſterreich 
einen tötlichen Streich verfegt, aber fchlimmer ift die Wirfung 
diefer niedrig rechnenden Politif für die Geſamtmonarchie 
gewefen — er hat ihr die leitende dee genommen, dem 
Willen, eine einheitliche Nation zu werden, die Pfahlwurzel 
abgegraben. Heute ift ftatt des Bündels der Stäbe, die, feft- 
sufammengehalten durch das deutiche Band, eine zwar felt: 
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fame, aber immerhin fefte Stüge der Regierung abgaben, 
dem Miniftertum ein einzelner Stab, vielleicht auch zwei, in 
die Hand gegeben, der kläglich brechen muß, falls fie fich 
ernftlich darauf ftügen will. Es fehlt dem Öfterreich von 
heute der zwingende Wille, aus dem Gewirr der Nationali- 
täten fich zur Nation abzuflären. Bismards Wort von der 
Ohnmacht der Regierungsweisheit gegenüber einer nationalen 
Idee des Dolfes hat in der Politif Taaffe eine bittere Be- 
ftätigung gefunden. Der Altreichsfanzler fagte einmal: „Nicht 
von umfichtigen Bewegungen werden die Dölfer geleitet, fie 
werden von großen Gefühlen beftimmt“. 

Ein Haffifches Beifpiel von ſolchem Werden einer Nation 
ift China. Bis zum Jahre 200 v. Ehr., alfo noch in dem 
Heitalter, in weldyem Kom und Karthago in den punifchen 
Kriegen um die Hegemonie am Mlittelmeere rangen, wohnte 
im Süden des heutigen chinefifchen Reiches noch Fein wirf: 
licher Chinefe. Heute muß man doch unbedingt von einer 
großen chinefifchen Nation reden, welche die politifchen Grenzen 
des Reiches ausfüllt.e. Auch in ihr find die verfchiedeniten 
Beftandteile zu einem Ganzen verfchmolzen. Verſchiedene 
Dölfer find im langen Entwidlungsgange durch den Willen 
eines Teils der Bevölkerung, eine Nation innerhalb natür- 
liher Grenzen zu werden, zu nationaler Einheit gelangt, 
wie Rußland durch die Großruffen und die Dereinigten 
Staaten durch die Meuengländer. 

Auf den urfprünglicy mit dem Worte natus verbundenen 
Sinn fommt es alfo heute nicht mehr an, wenn wir von 
Hation und national reden. Gerade die großen Nationen 
find in ihrem Werden ein Beweis dafür, dag das Wort 
heute ganz umgeprägt ift. Heute ift es emancipiert von dem 
genealogifchen Sinne und gebracht ins Geographifche, Reale, 
wenn man will, ins Bismardifcdye. Der große Reichsfanzler 
hat ſich nicht gefcheut, auch die letzten Solgerungen aus feiner 
Auffafjung vom Wefen einer Wation zu ziehen. „Ein 
Deutfcher, der fein Daterland abftreift wie einen alten Rod, 
ift für mid; fein Deutfcher mehr, ich habe fein landsmann- 
fhaftliches Intereſſe mehr für ihn,‘ hat er einmal im Reichs: 

Dat iR national? 3 


—— —— — — — 


—⸗ 
— — — —— — — — — —— — — — — — —— — — — —— — — 





Peer: 54 


tage unumwunden erflärt. Das Flingt hart, wenn man be- 
denft, mit welcher Liebe fo viele Auslandsdeutfche an der 
Heimat hängen, wie oft fie diefe Anhänglichfeit an die heimat- 
liche Scholle bewiefen haben. Wenn die aus unferer Mitte 
nach Mordamerifa Gezogenen und dort in dem gewaltigften 
Sreiftaat der Welt zu hohem Wohlftand  Gelangten ihre 
milde Hand aufthun, um den von arger UÜberſchwemmung 
heimgefuchten Bewohnern der oberrheinifchen Niederung einen 
Teil ihres Dermögensverluftes zu erjeßen, oder wenn fie 
edelfinnig von ihrem Reichtum fpenden zur Unterftügung von 
Hinterbliebenen der Kämpfer, weldye uns das Keich erftritten, 
wenn fie feine Koften fcheuen, um den Befagungen unferer 
Kriegsfchiffe den Befuch eines überfeeifchen Hafens zu einer 
unvergeglichen Erinnerung zu machen, wenn fie alſo teil- 
nehmen an Freud und Leid des Daterlandes, fo Flingt uns 
das Wort Bismard’s hart, unnatürlicy. Der Menſch Bismard 
hat gewiß nicht fo gedacht, audy er hat manche lieben Be- 
ziehungen mit Auslandsdeutfchen gehabt und hätte deren 
Grüße zum I. April gewiß nur ungern vermißt, aber er 
mußte fo fprechen, als Kanzler des Reiches, als verantwort- 
licher Leiter unferer auswärtigen Politif, die mit den gege- 
benen $aftoren rechnen mußte; ein recht kleiner Faktor war 
aber unter Bismard unfere Kriegsflotte. Damit alfo waren 
fchon der Regierung enge Grenzen hinfichtlich ihrer UÜberfee- 
politif gezogen. Zudem fah Bismard fein Lebenswerf in 
der nationalen Sammlung der Deutfchen innerhalb der heu- 
tigen Grenzen des Reiches. Diefe Aufgabe hat er glänzend 
gelöft, darüber hinaus aber ift er bemwußterweife nicht ge- 
gangen. 

Das Programm der Sammlung aller deutfchen Elemente 
im Auslande ift nicht bismardifch, es ift viel moderner. In 
der Seit, in welcher auch für die Regierung Wilhelms II. 
noch Bismards Ideeen geltend waren, hatte man auch noch 
fein Derftändnis für den nationalen Wert der Auslands» 
deutfchen, man überwies ihmen noch die „Keichsnörgler“. 
Erft als der Kaifer zu der Überzeugung gelangt war, daß 
Deutfhlands Zufunft auf dem Waffer liege, entjann man 
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fih audy in der auswärtigen Politif auf den Wert, den bie 
Deutfchen in allen Richtungen der Windroje für die Hräf- 
tigung der Idee einer großangelegten Weltpolitit haben mußten. 
Man befann fich plößlih auf ihre Eriftenz. Der $lotten- 
verein, der Alldeutfche Derband, der Allgemeine deutiche 
Schulverein verdanfen ihre Entftehung der Einficht, daß auch 
der ausgewanderte Deutfche nicht für fein Daterland verloren 
fein dürfe, ebenfo wenig wie das der Engländer ift, der über 
See gezogen ift. Don einem regen Wechfelverfehr der hei- 
mifchen und überfeeifchen Deutfchen hoffte man eine Hebung 
des Deutfchtums auf geiftigem und materiellem Gebiete. 
Trennende Schranken, wie das Reffript von der Heydt von 
1859, welches die vielen Laufende deutfcher Koloniften in 
Südbrafilien einfach von der Heimat ausfchloß, fielen vor dem 
Hauche nationaler Begeifterung. Man befann fich auf die 
Pflicht der Heimat, den ausgewanderten Deutfchen in ihrem 
Beftreben, deutfch zu bleiben, entgegenzufommen; man fuchte 
nicht nur durch Subvention der großen Dampferlinien der 
heimifchen Induſtrie neue Abſatzgebiete zu erfchliegen, fondern 
man bot auch durch wefentliche Erhöhung des Etats zur 
Unterftügung deutfcher Auslandsfchulen den Deutfchen Ge- 
legenheit, auch außerhalb der Reichsgrenspfähle ihren Nach⸗ 
fommen die deutſche Nationalität im fremden Lande zu 
fihern. Die Gewährung des Rechtes, das Keifezeugnis zum 
Einjährigfreimilligen-Dienft zu verleihen, an die deutfche Schule 
zu Konftantinopel ift fehr bezeichnend für den Wechſel, der 
fi in den mafgebenden Kreifen bezüglich; der Anſchauung 
über die Auslandsdeutfchen vollzogen hat. Diefes verftändige 
Syſtem hat befonders auf fommerziellem Gebiete erfreuliche 
Folgen gehabt. Diele Beziehungen werden heute nad allen 
Weltrichtungen zwifchen Deutfchen angefnüpft, die früher in 
England ausliefen, und die deutfche Handelsflagge in allen 
Häfen der Welt, der rege Büteraustaufc auf den Weltmärkten 
find zuverläffige Anzeichen dafür, daß die Idee von der Zu— 
fammengehörigfeit aller Deutfchen ſich Bahn bricht. Aller: 
dings wird diefer Gedanke uns niemals zu einer begehrlichen 
Politik führen dürfen, Wir haben in Südbrafilien viele 
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taufend Landsleute, die in Sprache und Sitte uns gleich ge 
blieben find, die fich heute noch, alfo zum Teil in der dritten 
Generation, als Deutfche fühlen, aber es wäre eine Utopie, 
davon zu reden, fie auch offiziell in den Reichsverbaud einzu: 
beziehen. Erft wenn fie in der Bevölkerung Südbrafiliens 
numerifch und intelleftuell derartig führend würden, daß man in 
ihnen die Derförperung eines nationalen Willens fehen dürfte, 
wäre der Zeitpunkt gefommen, dem Gebdanfen näher zu 
treten, in enge politifche Beziehungen zu einer ſolchen deutfchen 
Nation in Südamerika zu treten. 

Aber man wird von gewiffer Seite einwerfen: Wir 
haben doch Kolonieen, Reichsichußgebiete, erworben. Wenn 
wir nicht über die von Bismard gefchaffene Reichsgrenze 
nach Öfterreich oder Brafilien gehen dürfen, fo durften wir 
auch nicht nad Afrifa oder in die Südfee gehen. — Ein 
foldyer Einwand dürfte nur einen bedauerlichen Mangel an 
politifchem Denfvermögen verraten. Die Erwerbung unferer 
Schußgebiete bedeutete feinen Eingriff in die Rechte von 
Kulturnationen, denn die Neger oder Samoaner wird doch 
fein Menſch als Nationen bezeichnen wollen. Ein ganz un: 
berechtigter Eingriff in fremdnationale Rechte wäre es, wenn 
wir etwa daran dächten, die Niederlande politiich dem 
Reiche einzuverleiben. Mit diefem Gedanken wird ja in 
manchen politifchen Lagern gelegentlidy kokettiert. Gewiß, 
die Niederländer find reinblütigere Deutfche als die Deutfchen 
felbft, ihr Holländifch ift eine niederdeutfche Mundart, fo gut 
wie das Platt der Gegend von Mlünfter oder Düffeldorf. 
Uber feit dem Kriege gegen die fpanifche Swingherrfchaft, 
in welchem wir fie thörichterweife im Stich ließen, fteht ein 
niederländifcher Staat und mit ihm eine niederländifche Na— 
tion fertig da. Ein Auffhwung ergreift das Dolf, ähnlich 
dem der Hellenen nach ihrem Obſiegen über den perftfchen 
Koloß, nady Marathon und Salamis. Aus den friedlichen 
Bauern und Beringsfifchern geht eine fühne Seefahrernation 
hervor, und Namen wie de Kuyter erinnern an die nieder: 
ländifche Hegemonie auf dem Weltmeer. In Indien und 
Brafilien, Afrifa und Auftralien — überall wird die fieg- 
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gefrönte Flagge aufgerichtet. In überſeeiſchem Handel und 
Kolonialbefig erwirbt fi) das Pleine Land eine wahre Groß: 
madhtftellung. Die heimiſche Mundart wird zur Kitteratur- 
fpradye, die Kunft der Malerei erlebt eine ungeahnte Blüte, 
Kamen wie Rubens, Ruysdael, van Dyd und Rembrandt 
find unauslöſchlich geworden — kurz, es giebt eine nieder- 
ländifche Nation, die heute auf feinen Fall gewillt fein würde, 
ihre eigene, in manchem Kampfe gefchaffene Derfaffung und 
Selbftändigfeit durch Eintritt in den deutfchen Reichsverband 
preiszugeben. Das Reich aber wird fich hüten, Strömungen 
unter uns Raum zu gewähren, welche die nationale Selbjit: 
ftändigfeit von Nachbarſtaaten gefährden. 

Wäre zudem die alte Theorie von der nationalen Zu— 
fammengehörigfeit der Blutsverwandten richtig, fo müßte 
notwendig Siebenbürgen zum Königreich Rumänien gefchlagen 
werden, dern es ift in der Mehrzahl von Rumänen bewohnt. 
Aber wie felbftverftändlich haben wir es gefchehen fehen, 
daß die Moldau und Walachei als linfsfeitiges Uferland 
der unteren Donau ſich ftaatlich einten, während Siebenbürgen 
beim Parpatifchen Donaureih Ungarn verblieb. Die Ru— 
mänen in Ungarn haben eben andere ntereffen, hervor: 
gerufen durdh ihren Wohnfis, als die Blutsverwandten in Ru: 
mänien. Alſo hier zeigt es fich einmal ganz Frag, daß das 
gemeinfame Blut nicht immer der Kitt der Nationen ift. 
Mit diefer Blutsperwandtfchaft operierte in perfider Weiſe 
befonders Napoleon IT. Mit einer Heuchelei ohnegleichen 
redete er vom „LLationalitätsprincip”, nach dem die politifche 
Karte von Europa neu feftgelegt werden follte, nach dem die 
Staaten der Dölfer neu zugefchnitten werden müßten. Der 
gefrönte Intrigant 309 mit diefer Plangvollen Sanfare nach 
talien, doch nur um Öfterreich zu demütigen und fich mit 
der Abtretung von Savoyen nebft Nizza ein gutes Trinfgeld 
von Jtalien zu holen und das franzöfifche Preftige mit neuer 
Gloire zu vergolden, nadydem der Lorbeer auf mejicanifchen 
Boden nicht recht hatte wachſen wollen. Bei Bismard fand 
er allerdings für folche Hationalitätsprincipien wenig Begen- 
liebe. Der Reichsfanzler erhielt nady dem Siege über Öfter: 
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reich ein Schreiben Benebettis, dem ein Entwurf zu einem 
geheimen Dertrage” beilag, welcher für Frankreich das ganze 
Iinfe Xheinufer, £uremburg und Limburg forderte. Wie 
Bismard diefe Forderung aufnahm, berichtet er in der Keichs- 
tagsrede vom 2. Mai 1871: „Es ift befannt, daß ich noch 
am 6. Auguft 1866 in dem Fall gewefen bin, den franzö- 
fifchen Botfchafter bei mir eintreten zu fehen, um mir mit 
furzen Worten das Ultimatum zu ftellen, Mainz; an Frank— 
reich abzutreten oder die fofortige Kriegserflärung zu ge: 
wärtigen. Ich bin natürlich nicht einen Augenblid zweifel- 
haft gewefen über die Antwort. Ich antwortete ihm: Gut, 
dann ift Krieg! Er reifte mit diefer Antwort nach Paris; 
in Paris befann man ſich ein paar Tage fpäter anders, und 
man gab mir zu verftehen, diefe Inftruftion fei dem Kaiſer 
Napoleon während einer Krankheit entriffen worden”. 

Napoleon hatte befonders in feiner Vie de Jules Cesar 
die Zugehörigkeit des linken Kheinufers zu Sranfreich be 
tont, angeblich, weil die franzöfifchen Gallier einftmals bis 
an den Rhein heranreichten. Aber felbft die franzöftfche 
Wiſſenſchaft hatte ihm durch den Mund des Anthropologen 
Quatrefages geantwortet: Toute repartition politique, fondee 
sur l’ethnologie, est absurde. Wenn auch diefe Wahrheit 
ungehört verhallte, jo brachte fie Bismard dem Ränkeſchmied 
auf dem Throne Frankreichs in ihren fatalen Folgen fo zum 
Bemwußtfein, daß aus der italienischen Fanfare die Chamade 
von Sedan wurde. 

Nicht die Nationalität, nicht Bluts- oder Sprachver⸗ 
wandtfchaft machen die Nationen, fondern der Raum, Aller: 
dings Fönnen auf diefem Raume auch Querföpfe wohnen, 
wie überall unter vernünftigen Leuten. Aber fie haben alle 
ein Necht, zur Nation gezählt zu werden, nur ein Elemen 
wird bewußtermaßen ausgefchloffen und fchließt fich felbit 
aus: die Sigeuner. Sie haben Feine Fühlung mit deutfchen 
Intereffen, alfo handeln wir folgerichtig, wenn wir diefe No— 
maden abfchieben. In Ungarn tft ihre Stellung fchon eine 
ganz andere, dort verwachſen fie mit den Magyaren geradejo 
wie Slapvonen und Rumänen zur Magyarennation, fie find 
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dort die Träger nationaler Melodieen, und bilden ähnlich 
wie in Spanien — man denke an Sevilla und Granada — 
bereits einen integrierenden Beſtandteil der Nation. In 
Deutſchland nicht. Weil ſie ſich im deutſchen Reiche mit 
Abſicht dem Anſchluß an den Staat widerſetzen, weil ſie die 
Seßhaftmachung in Sigeunerdörfern vereiteln, fo haben fie 
fein Anrecht auf den Schuß des Reiches. Solche Elemente, 
die fi) der Angliederung an unfre Nation mit Bewußtfein 
widerjegen, müfjen unfhädlicdy gemacht werden, feien es nun 
Sigeuner, Dänen, Proteftler oder Polen. Wenn fo der 
Raum die Hation werden läßt aus genealogifch verfchiedenen 
Elementen, jo kann umgefehrt eine durch Derwandtichaft 
verfnüpfte Nation nie eine wahre Nation werden, wenn fie 
durch hohe Gebirge oder Meere gefchieden ift oder lethargifch 
bleibt. Kiegt diefe Lethargie im Charakter, liegt es in der 
Natur des Dolfes, daß es nicht zu Thaten fchreitet, fo wird 
es nie zur Nation fich entwideln. Der ernfte, zu Thaten 
und Opfern bereite Wille, eine Nation zu bilden, ift das 
Geheimnis ihres Entftehens Diefer Wille führt auch zum 
Hiel, wenn nicht die geographifchen Grenzen in Widerfpruch 
ftehen. England und Nordamerika werden niemals ein Staat 
werden. iebäugeleien mit den Deutichöfterreichern behufs 
Angliederung an das Reich find Utopieen. Don Öfterreich 
Ungarn gilt noch heute das Wort Bismards: Wenn es 
fein Oſterreich gäbe, fo müßte es erfunden werden. Als 
Bundesgenoffe ift es uns von Wert, aber wir werden uns 
nie verleiten lafjen, deutſchſprachliche Gebiete deffelben zu 
anneftieren, ebenfo wenig wie die Dftfeeprorinzen Rußlands. 
Was wir uns in Lemberg und Warſchau verbeten haben, 
nämlich eine unberufene Einmifchung in unfere innere nationale 
politit, das würden fich gegebenen Falles die Ruſſen von 
uns in Dorpat erbitten. 

In einem glänzenden Dortrage, den der berühmte Fran— 
zoſe Erneft Renan in der Parifer Sorbonne am II. März 
1882 über das Thema hielt: Qu’ est ce qu’ une nation ? 
weiſt er alle bisherigen Derfuche, den Begriff Nation zu er: 
flären, mit durchfchlagenden Gründen zurüd und überrafcht 
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zum Schluß mit der ganz neuen Deutung: „Eine Nation ift 
eine große Gemeinſchaft, die fich gründet auf das Bewußtfein 
opferwillig für die Gefamtheit vollbradhter Thaten und auf 
das Einverftändnis, auch fünftig in diefer aufopfernden Be 
meinfamfeit weiterzuleben. Die Eriftenz einer Nation ift ein 
Tag für Tag fortgefeßtes Plebiscit.“ Das fennzeichnet zwar 
richtig die Nation als etwas in fteter Entwidlung Begriffenes 
und legt das Schwergewicht mit Recht auf das thatkräftige 
Wollen. Thaten find uns geradezu Berehtigungsnachweis 
dafür, daß eine Dolksfhar eine Nation ausmadt; eine 
herdenhafte Menjchenmafje von Millionen und aber Millionen 
Köpfen, dabei jo gleichartig, als ftelle fie eine familie dar, 
wäre uns doch Feine Nation, wenn fie thatenlos dahin vege- 
tierte.“ Unflar bleibt nur bei Renan, worauf eigentlich; diefer 
Wille der Zufammengehörigfeit beruht, aus dem die großen 
Chaten fließen, unflar ift es ferner, warum der Wille nicht 
immer zum Siele führt. Die Griechen waren auch eine 
Kation und haben doch feinen nationalen Staat gebildet. 
Alle Kationen haben das Streben, einen foldhen zu gründen, 
aber es gelingt nicht jeder. Das Wünfchen und Wollen im 
bloßen Sinne fubjeftiven Beliebens führt gewiß nicht zu 
dauerndem nationalen Zufammenfchluß, es gehört dazu die 
geographifch richtige Abſteckung des Raumes, innerhalb defien 
fi} der Entwicdlungsprozeß vollziehen kann. Rußland gelanz 
diefes Werden, diefes „Bilden der Nation durch Peter und 
Katharina, uns durch Bismard, Öfterreich vielleicht unter 
einem glüdlicheren Stern, Italien durch Cavour. Aber einft: 
weilen fehlt der Bismard Öfterreichs. Was uns Jena ge 
weſen, hätte Königgräg für Öfterreich werden müffen: die 
Stunde nationaler Wiedergeburt unter Opfern und Schmerzen 
um der Reichsidee willen. Statt deffen tritt Taaffe als Zauber: 
lehrling auf, und heute harrt das vom wilden Nationalitäten: 
fampfe zerriffene Land des Meifters vergebens, der die zur 
Unzeit gerufenen Geifter bändige durch ein bannendes Wort, 
dem alle gehorchen müffen. Können wir uns im Binblid 
auf ſolche Serfahrenheit freuen, daß wir durch Bismards 
Politit und die ÜOpferwilligkeit unferer Stämme zu einer 
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großen Nation geworden find, fo legt uns diefes erhebende 
Bewußtſein aber auch die ernfte, heilige Pflicht auf, dafür zu 
forgen, daß wir auf gefundem Wege an unferer nationalen 
Entwidlung weiterarbeiten. Wir müffen von der großen "Idee 
getragen werden, nur eine deutfchnationale Politif nad) innen 
und außen zu treiben, alles zu vermeiden, was unfrer natio⸗ 
nalen Entwidlung fchädlich fein dürfte. 

Das Prädifat national nimmt jede Partei in unferem 
politifchen Leben für fich in Anſpruch, felbft die rote Inter⸗ 
nationale hat in langfamem Mauferungsprozeß fchon hier 
und dort nationale Anwandlungen verraten. Kationalliberal, 
nationalfozial find direkte Parteibezeichnungen geworden, 
Dabei betreiben aber alle diefe nationalen Dereinigungen in 
Wirklichkeit in erfter Linie eine Fraktionspolitik. Der Erb: 
fehler unferes Dolfes, der Hang zu häuslichen Zwiftigfeiten, 
ift im Laufe der Geſchichte mehr als einmal verderblich ge 
wefen für unfere nationale Selbftändigkeit. Aber wir haben 
ihn felbft da noch nicht verleugnen können, wo die Ehre 
der Nation engagiert war, wo es galt, an das nationale 
Wollen Opfer zu bringen. Iſt der politifche Partifularismus 
auch glüdlicherweife im Abfterben begriffen, fo hat die parla- 
mentariſche Engherzigfeit doch oft Früchte gegeitigt, die an 
öfterreichifche Derhältniffe gemahnen und für den wirklich 
nationalgefinnten, nicht durch Sraßtionsintereffen geblendeten 
Deutfhen fchmerzlih fein mußten. An die Dermweigerung 
des Glückwunſches zum adıtzsigften Geburtstage des Reichs» 
fanzlers, des Mannes, der uns die nationale Einheit ge 
ſchaffen, feitens des Heichstages, diefer „Dertretung” der ge 
einten Nation, wollen wir weniger erinnern als an die häß- 
lichen Kommentare, mit denen unfer Chinafeldzug begleitet 
wurde. Und troß aller Lüge und troß allen Spottes — 
diefer Zug ift eine nationale deutſche That gewefen. Bier 
hat unfere Nation ihre Ehre gewahrt und auch hier ebenfo- 
wenig einen fußbreit von ihrer Pofition geopfert, wie fie es 
dürfte in Lothringen, Schleswig oder Pofen! 

Wir follten uns für unfere nationale Entwidelung Eng- 
land, das viel verfchrieene Albion, zum Dorbilde nehmen. 
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Auh England iftävon Parteilämpfen zerrifien worden, 
wie alle europäifchen Staaten. Auch England hat heute 
noch feine leidenfchaftlichen Fehden im Parlament, wenn es 
fih um $ragen innerpolitifchen Lebens handelt, aber fobald 
England als Hation in frage fommt dem Auslande gegen: 
über, da ballen fidy die Whigs und Tories zufammen wie 
ein Igel und zeigen aller Welt die Stacheln. Oder ift der 
Krieg gegen die Buren fein Beweis für diefe Wahrheit? 
Die englifhe Nation glaubt ihre nationale Ehre engagiert 
durch den Kampf und bringt nun troß aller Enttäufchungen, 
troß aller Unfälle Opfer um Opfer, um den Kampf fteg- 
reich zu beenden. Don einem Swiefpalt der Parteien ift 
da wenig zu fpüren. Kord Xofeberry ift gewiß ein heftiger 
und gefährlicher Gegner von Salisbury und Ehamberlain, 
aber bei feiner leßten Programmrede hat er das als felbft- 
verftändlich hingeftellt, daß man Feine Opfer fcheuen dürfe, 
um den Krieg ftegreich zu beenden, den feine Gegner in der 
Politif angefangen haben. Don einem foldyen National: 
bewußtfein fönnen und müffen wir lernen. Die heutige 
Generation ift vielleicht noch zu befangen gewefen, aber die 
fommende muß alle Pleinlicyen Fragen innerer Differenz 
unterzuordnen wiffen den großen nationalen Gefichtspuntten, 
Dann, nur dann werden wir eine große Vation und jeder 
einzelne deutfchnational fein. Wir hoffen, daß fich auch hierin 
Bismard als Prophet bewähre. In feiner Rede vom 14. März 
1885 fagte er im Reichstag: 

„Manche von Ihnen werden vielleicht unter den Der: 
öffentlichungen der preußifchen Archive das Buch des Herrn 
von Pofchinger über den Bundestag gelefen haben. Yun, 
die Epoche, die diefes Buch befchreibt, liegt jeßt ungefähr 
ein Dierteljahrhundert hinter uns. Das ift ja nicht fo fehr 
lange, aber nichtsdeftoweniger, wenn wir in dem Buche von 
den Streitigkeiten lefen, die einige dreißig Souveräne, Regie 
rungen über den Käftrich in Mlainz, über das verfchanzte 
Lager, über Kiquidationswefen hatten, fo madt uns das 
alles einen Pleinlichen Eindrud, und wir bliden mit einem 
gewiffen Behagen aus der Derbefferung der deutfchen Zus 
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ftände zurüd im diefe Seit des Pleinlichen Partitularismus, 
der mit feinen unbedeutenden Hämpfen die Hraft der 
ganzen großen deutfchen Vation in ſich neutraliſierte und 
konſumierte. 

Nun, meine herren, das zeigt alſo, daß wir in dieſem 
Vierteljahrhundert doch erhebliche politiſche Fortſchritte ge⸗ 
macht haben; keiner ſehnt ſich zurück nach der Zeit; wir 
blicken zurück von einer erfreulichen Höhe, die wir erſtiegen 
haben, auf ein mwüftes Land und verftehen faum, wie 
wir in unferer politifchen Kindheit uns fo über Kappalien 
ftreiten konnten, die wir vergefjen haben. Yun, meine 
Herren, follte es denn nicht moͤglich fein, daß, wenn nach 
einem weiteren Dierteljahrhundert, fo wie diefer Bundestag 
einen Poſchinger gefunden hat, ein Neichstags-Pofchinger 
einmal auf unfere jegigen Sraftionsftreitigfeiten zurückblickte, 
man dann auch den Eindrud hätte, daß der Fraktions⸗ 
partifularismus von damals ein glücklich überwundener 
Standpunft wäre, dag man in den 25 Jahren erhebliche 
Sortfchritte zum Befjern gemacht hätte, daß der nationale 
Gedanke mehr als bisher und einheitlicher als bisher zum 
Durchbruch gefommen wäre? Mleine Herren, ich gebe 
darauf die Hoffnung nicht auf, daß die Pofchingerlefer von 
1912 mit demfelben Gefühl der Befriedigung auf die heutige 
Seit, wenn fie einmal zufammengeftellt wird, zurüdbliden 
und fagen werden: Yun, wir find doch befiere Keute, als 
die damals lebten — ich nehme mid) nicht aus. Ich nehme 
an, daß der Sraftionszopf und der Parteizopf dann etwas 
aus der Mode gekommen fein wird. Was mic) dazu er- 
mutigt, das find die Feichen an unferer heranwachfenden 
Generation. In unferer Jugend ift ein ganz anderer natio- 
naler Schwung und eine großartigere Auffaffung des politi- 
fchen Lebens als in allen meinen Altersgenoffen, die durch 
die Jahre 1847 und 1848 mit dein Fraftions» und Partei- 
ftempel notwendig hindurcdhgegangen find und den nicht von 
ihrer Haut abwafchen fönnen. Kaffen Sie uns mal erft alle 
fterben, dann follen Sie fehen, wie Deutfchland in Flor 
fommen wird! Ich habe zu der deutfchen Nation und 
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namentlich) zur Jugend, zu der jet ftudierenden Jugend, zu 
der Jugend, die unter den Eindrüden der großen zeit 
ftudiert hat, die unfer Kaifer an der Spite feines Heeres 
inaugurierte, das Dertrauen: fie wird mit Pofchingerfchen 
Augen auf die heutige Politif, auf den Partifularismus ber 
zehn oder zwölf Fraktionen, die hier mit einander kämpfen, 
zurücbliden. Das ift die Hoffnung, in der ich ruhig fterben 
werde.” 

Möge unfere nationale Zukunft eine Erfüllung diefes 
Wunfches des großen Kanzlers fein! 
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Dorwort. 


Das deutjche Volk hat gejprochen. Es hat, jo ſchwer 
das Eingeftändnis auch fallen mag, dem Liberalismus 
ein gründliche Abfage erteilt. Einft jo groß, ſtolz und 
einflußreich im deutſchen Parlament, hat diejer nicht Die 
Kraft in fich bejeflen, den andrängenden Scharen der 
Reaktionären und Radikalen erfolgreichen Widerjtand ent» 
gegenzujegen. 

Sollte dies wirklich nur auf eine fünftlich gejchaffene 
Verwirrung der Geijter im Lande zurüdzuführen jein? 
Sollte in Wahrheit nur der Mangel an Einficht Schuld 
fein, welcher die große Maſſe der Wähler verhindert, zu 
erfennen, was dem Lande not tut? 

Oder follte nicht vielleicht der Liberalismus große 
Fehler und Unterlafjungsfünden begangen haben, durch 
welche er das deutjche Volk ſich entfremdet hat? Sollte 
es nicht höchite Zeit fein, daß er ernſte Einkehr bei Tich 
hält und erwägt, ob die ethilhen Grundnormen 
des echten Liberalismus ſich noch überall im Ein- 
flang befinden mit dem Verhalten der liberalen 
Männner und Parteien? 

Die legteren Fragen find es zweifellos, welche für 
den unbefangenen Beobachter ſich in den Bordergrund 
drängen. Ihnen gilt die Unterfuchung im erjten Teil 
meiner Schrift, welche zugleich eine Anregung, einen Weg— 
weifer abgeben joll für die einzujchlagende Richtung. 
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Ich habe keinen Unterſchied gemacht zwiſchen den 
Fraktionen, in welche der deutſche Liberalismus ſich im 
Laufe der Jahrzehnte geſpalten hat. Im Vergleich zu 
den einigenden Grundprinzipien, welche dem Geſamt— 
liberalismus eigen ſind, ſcheint mir das Trennende ſo 
unwichtig und belanglos, daß deſſen Ueberwindung über 
kurz oder lang eintreten muß. Die Notwendigkeit eines 
gemeinſamen Kampfes gegen die im Konſervatismus und 
Ultramontanismus verkörperte Reaktion muß und wird 
dazu führen, die liberalen Parteien zuſammenzuſchweißen. 
Die verführeriſchen, aber falſchen Theorien der Sozial— 
demofratie können und werden im offenen Kampfe der 
Geifter jiegreich überwunden werden, find zum Zeil ſchon 
überwunden worden; und für das Wohl des Vaterlandes 
ift e8 am legten Ende gleichgiltig, ob der äußerfte Flügel 
der Linken fich radikal oder jozialdemofratisch nennt. Daß 
er eines Tages von den ihm noch anhaftenden Irrtümern fich 
endgiltig freimachen wird, fann nur eine tage der Zeit 
fein und wird durch den Umstand verbürgt, daß innerhalb 
diefer Partei immer wieder echte Wahrheitjucher an Die 
Oberfläche gelangen. Hat doc die Sozialdemokratie ihre 
Erfolge in der Hauptjache dem Umſtande zu verdanten, 
daß jie in fo mannigfacher Hinjicht mit liberalem Kalbe 
gepflügt, die von Haus aus liberalen Grundfäße in den 
Vordergrund ihrer Wirklichfeit3-Bejtrebungen gerüdt hat! 
Und das fann dem Liberalismus jchlieglich nur Recht fein. 

Wenn in England eine eigentliche Arbeiterpartei nicht 
hat auffommen Eönnen, jo liegt dies daran, daß die beiden 
Hauptparteien jich rechtzeitig der Arbeiterinterefjen ange» 
nommen haben. 

Der deutjche Liberalismus aber hat damit allzulange 
gezögert, während der Erfolg des Ultramontanismus zum 
Teil darauf zurüdzuführen ift, daß er die Wichtigkeit dieſes 
Umjtandes bei Zeiten erfannt und die entiprechenden 
Konjequenzen gezogen hat. 
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Ein Kampf der Geijter mit den Reaftionären ijt aus— 
fichtslos, jo lange fie die Macht haben und ausüben, Die 
große Menge des Volkes in Unwifjenheit zu erhalten und 
zum Teil auf Grund Diejes Umſtandes jich ihre Gefolg- 
ſchaft zu fichern. 

Aber die Richtung, in welcher der Kampf geführt 
werden muß, iſt damit gegeben. — 

Der zweite Teil meiner Schrift bildet eine durch 
praftijche Beijpiele erläuterte philofophijche Erörterung, 
welche jih mit dem vom Liberalismus proflamierten 
„Selbitinterejje'' (Egoismus) befaßt. Sie verjucht den 
Nachweis zu liefern, daß eine innige Wechjelmwirfung 
zwijchen Eigennug und Gemeinwohl bejteht, daß das höchſt 
entwidelte Individualprinzip mit dem Sozialprinzip zus 
jammenfällt, und daß demgemäß kraſſe Selbitjucht und 
Unfittlichfeit (im weitejten Sinne verftanden) auch vom 
materiellen Standpunkte aus in der Hauptjache auf Ber- 
fennung des wahren perjönlichen Borteil® beruht. Die 
ideelle Seite, welche die innere Befriedigung umfaßt, Die 
uns das Wohltun, die gemeinnügige Wirffamfeit und das 
Erfreuen anderer bereitet, habe ich abjichtlich außer Be— 
tracht gelajjen, um nicht von vornherein diejenigen ein- 
flußreichen Kreife zu verjcheuchen, welche, auf Nietzſche 
ſchwörend (vielfah ohne ihn zu fennen), in mißvers 
jtandenem Herrenmenjchentum fich gefallen und in Der 
Verkündigung von Tugend und Nächitenliebe nur ein 
unterwertige® PBhrajengeflingel erbliden. 

Bon der meiner Schrift mehrfach zu Grunde liegenden 
Zitteratur habe ich, abgejehen von den im Texte angeführten 
Autoren, das Werk von Damajchke „Aufgaben der Gemeindes 
politik“ und den Artikel „Individualismus‘ von Dießel 
in Conrad's Hdw. d. Stw. zu erwähnen. 


Ende Juni 1903. 
Der Verfaſſer. 


I. 
Die Reviſton des Fiberalismus. 


1. Die ethiſchen Grundnormen der politifhen Parteien 
in Deutfdland. 

Das Dauernde, das Uriomatijche einer politiichen 
Partei muß die Weltanschauung, die ethiſche Norm jein, 
welche ihr zu Grunde liegt. Anders ift e8 mit jenen ins 
Einzelne gehenden theoretifchen Vorausfegungen, welche die 
Zwifchenglieder bilden zwijchen Weltanfhauung und Pros 
gramm. Die Praxis des Lebens erweilt fie oftmals als 
irrig, und das Maß ihrer Wandlungsfähigfeit wird zus 
meijt bejtimmend fein für die Xebensfähigfeit der Partei. 

Zu dieſen „BZwijchengliedern‘ gehören die Ver— 
elendungstheorie, das eherne Xohngefeg, die Bekämpfung 
der jtaatlichen Monopole, die Berhorreszierung aller jtaat- 
lichen Eingriffe auf öfonomijchem Gebiete u. dgl. m. 

Nichts aber fällt der Eitelkeit der Menjchen jchwerer, 
als vorgefaßte Meinungen preiszugeben, programmatijche 
Behauptungen als irrig vor der Deffentlichfeit anzuerkennen. 
Darauf beruht die zähe Lebenskraft des jo fulturfeindlichen 
Parteidogmas; darum jchreiten wir jo langjam voran. 

Die Weltanjchauungen und wichtigſten theoretijchen 
Vorausfegungen, auf denen unjere großen politijchen 
Barteien fußen, lafjen ſich furz wie folgt charafterifieren. 


er AD 


Konfervatismus und Centrum ftellen Die gegebene 
Gejellihaftsordnung, die vorhandene Macht- und Bejig- 
verteilung als eine von Gott gewollte Einrichtung Hin. 
Das Chriftentum ftellen fie in den Wordergrund ihrer 
Beitrebungen, insbejondere wie e8 von der orthodoxen chrijt- 
lichen (evangelijchen oder fatholijchen) Kirche gelehrt und ver: 
treten wird. Diejes kirchliche Chriftentum foll alles Tun 
und Handeln, alle Wifjenjchaft durchdringen. Das Centrum 
jtrebt zudem die Oberherrjchaft der Fatholijchen Kirche an, 
deren oberitem Vertreter — als Stellvertreter Gottes — 
alle weltliche Gewalt untertan jein joll. 

Die Vorteile des Standes und Beſitzes vererben ſich 
auf die Nachfommen, und die Menge des Volkes hat jich 
der Autorität der von Gott fichtbarlich Begünftigten, ins— 
bejondere auch der von ihm eingejegten weltlichen und 
geijtlichen Obrigkeit, unbedingt zu fügen. Dafür liegt 
diejen die Berpflichtung ob, ſich der Schwachen hilfreich 
anzunehmen und ihnen namentlich die Tröftungen der 
hriftlichen Religion zuzuführen. Denn das Glüd des 
Menjchen fließt nicht aus irdifchem Daſeinsgenuß, jondern 
aus den Erhebungen des Gemüts, welche in der religiöjen 
Andacht, in der Hoffnung auf ein befjeres Jenſeits zu 
jtärfitem Ausdrud gelangen. Die Gedanfenwelt, in welcher 
wir leben, die VBorjtellung, welche unfer Inneres über das 
Weltganze erfüllt, ift e8 in der Haupjache, welche unjer 
Glück oder Unglüd bewirkt. (Marc Aurel, auf den Stoifern 
fußend.) Darum Kampf gegen den „Mammonismus“, die 
materialiftiiche Weltanjchauung und den Sinnengenuf, 
Mahnung zur Zufriedenheit und religiöjen Einkehr. Hier: 
aus fließt naturgemäß Begünftigung der ländlichen Bes 
Ichäftigung, Kampf gegen große Städte, Imduftrie, 
Börje und Verfehr, gegen die aufflärende Wifjenjchaft, 
welche die altgeheiligten biblijchen Traditionen erjchüttert 
und gegen diejenige Kunſt, welche in der Darjtellung des 
finnlid Schönen der finnlichen Veranlagung im Menjchen 
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Rechnung trägt. Der Konjervatismus räumt der weltlichen, 
dad Centrum der geiftlichen Obrigfeit das höhere Recht 
ein. Das Centrum fucht durch jozialpolitiiche Maßnahmen 
einen größeren Ausgleich zwijchen Schwachen und Starfen 
schon in diefer Welt herbeizuführen, während der Konſer— 
vatismus dies mehr der „göttlichen Vorſehung“ überläßt. 

Die Sozialdemofratie erblidt das von ihr angeſtrebte 
„größte Glück der größten Zahl" in der Wahrnehmung 
der irdijchen Dafeinsgenüffe, nicht nur materieller, ſondern 
vornehmlich auch geiltiger Natur. Die Erhebungen des 
Gemüts jchließt fie von den Barteizielen aus und erklärt 
fie für Privatſache. Die Sozialiften behaupten, daß die 
Verfündigung der inneren Zufriedenheit, die aus der 
Religion fliegenden Tröftungen feitens der beati possidentes 
vorgejhügt und mißbraucht würden, um fi die Macht 
und den Bejig zu erhalten, um die große Mafje des 
Bolfes an dem Streben nach Berbefjerung ihres Loſes zu 
verhindern, um fie für ihre egoiftiichen Zwecke weiterhin 
ausbeuten zu fünnen. Die Sozialdemokratie will Die 
ftaatlichen Grenzen bejeitigt wifjen und alle Menjchen zu 
einem großen Bruderbunde vereinigen. Sie ijt demgemäß 
fosmopolitijch, international und will an Stelle des Staates 
die „Sejellichaft‘‘ jegen. Eine nähere Erflärung hinficht- 
lich der Organifation diefer „Geſellſchaft“ wird nicht gegeben. 
Jedenfalls ijt die Herrichaft des Menfchen über den 
Menjchen zu befämpfen. Im Eifenacher Programm von 
1869 wollte der Marrismus die Güterverteilung noch auf 
Grund der Norm geregelt wijjen: „Jedem nach feiner 
individuellen Leiftung.” Seit dem Gothaer Programm 
von 1875 dagegen verkündet die Sozialdemofratie das 
„gleiche Recht auf Dajeinsgenuß für jedes Individuum.‘ 
Denn nur hierdurch wird die abjolute Gerechtigkeit ger 
währleiftet; niemand fann und darf verantwortlich gemacht 
werben für jeine bevorzugte oder minderwertige Veran» 
lagung und die Gunst oder Ungunſt der Umftände, welche 
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jein Leben begleiten. Jeder Hat jeine Gaben in den 
Dienft der Allgemeinheit zu ftellen, nach jeinem beiten 
Können zur Vermehrung des Glüds aller beizutragen und 
für fi) nur die ihm prozentual zuftehende Quote, aller- 
dings von allen verfügbaren Dajeinsgenüffen und Kulturs 
errungenjchaften, je nach jeinen Neigungen, zu beanfpruchen. 

Auf Grund diefer Weltanjchauung will der Sozialis» 
mus Die gejamten Produftionsmittel in gemeinjames 
Eigentum übergeführt wiffen. Er befämpft demgemäß die 
Grundlagen unjerer Gejellichaftsordnung, insbejondere die 
fapitaliftiiche Wirtjchaftsweile, das Privateigentum in feiner 
heutigen Gejtalt, jowie alle durch Geburt, Rang oder 
Befig gegebenen Borrechte, die Strenge der Ehe: und 
samiliengemeinjchaft, die Monarchie und die Herrichaft 
der Kirche. 

Der Liberalismus fußt in ethijcher Hinficht urſprüng— 
[ih auf dem von Hobbes und Spinoza aufgejtellten Ge» 
rechtigfeit3dogma: „Gerecht it, daß die zur Herrichaft 
tauglicheren Individuen zur Herrichaft gelangen.” Ein 
jeder joll das Recht haben, fich gemäß feiner Eigenart in 
der Gejellichaft zur Geltung zu bringen. Das bewirkt 
höchjte Anftrengung des Einzelnen und damit höchite Kultur. 
Dem entipricht in wirtjchaftlicher Hinficht der von den 
Phyſiokraten aufgeitellte Leitſatz des „laissez faire, laissez 
passer*, die Einengung der Staatsgewalt in wirtichafts 
lihen Dingen. Politiſch verlangt der Liberalismus Die 
Teilung der Gewalt zwifchen Fürjt und Boll. Er befämpft 
aljo einerjeitS den Abjolutismus des Fürjten, andererjeits 
die Omnipotenz der Majorität, wünjcht vielmehr, daß in 
der Unparteilichkeit des Fürſten ein die Minderheit unter 
Umständen jchügendes Gegengewicht vorhanden jei. Der 
Liberalismus fteht auf dem Boden der bejtehenden Gejell- 
Ichaftsordnung. Er betrachtet fie indes nicht als eine 
„gottgewollte* Einrichtung, jondern — auf der Theorie 
des Kampfes ums Dafein fußend — als das Ergebnis 
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einer natürlichen, Jahrtauſende währenden Entwicklung, 
deren gewaltſame Durchbrechung ein Unding, weil den 
Naturgeſetzen widerſprechend, ſei. 

Mit der Sozialdemokratie hat er folgende Hauptzüge 
gemeinſam: 

Er perhorresciert die Weltflucht als fortſchrittfeindlich 
und räumt demgemäß der Kirche keinerlei Herrſchaftsrecht 
ein. Er bekämpft im Prinzip jede verallgemeinernde Be— 
urteilung der Menſchen nach Rang, Stand und Raſſe, 
will vielmehr jedes Individuum nach ſeinem wahren 
Werte beurteilt und anerkannt wiſſen. Er will Künite 
und Wiſſenſchaften, jowie alle Kulturerrungenjchaften nach 
Möglichkeit popularifieren. Das Beamtentum betrachtet 
er gemäß jeiner freiheitlichen Auffafjung vom Rechte des 
Individuums nicht als die zum Herrſchen eingeſetzte 
DObrigfeit, jondern mit Friedrich dem Großen als Dienerin 
der Gejantheit. 

Als Hauptjächliche Unterjchiede zwijchen Liberalismus 
und Sozialismus find vor allem hervorzuheben: Die ver- 
ichiedenartige Beurteilung über die Berechtigung des Be— 
jtehenden, hiſtoriſch Gewordenen, bejonders hinfichtlich der 
kapitaliſtiſchen Wirtjchaftsweije, des Privateigentums und 
Erbrechts; die beiderjeitigen Nuffafjungen vom Gerechtigfeits- 
dogma (dort: „gleiches Recht auf Dafeinsgenuß für jedes 
Individuum“ und hier: „Anrecht auf Herrichaft und Dajeins- 
genuß entjprechend der Tauglichkeit"); die Stellung zur 
Monarchie und endlich die entgegengejegte Meinung über 
die Einflußnahme des Staates oder der Gefelljchaft in Bezug 
auf die ökonomiſche Gejtaltung der Dinge. 


2. Vſychologiſches. 
Als die deutjchen Stämme noch zerjplittert waren, 
als die kurzfichtige Sonderinterejjen- Politik der Herrfchenden _ 
und ihrer Kojtgänger der Einigung Deutjchlands noch im 


Wege jtand, da war es der Liberalismus, welcher die 
große Sehnjucht des deutjchen Volkes verkörperte, welcher 
troß aller Berfolgungen begeijtert für fie eintrat und litt. 
Und als das große Werk, dankt dem Heldenmute Des 
deutjchen Volfes, dank der Diplomatenkunſt eines Bismard 
und dank dem FFeldherrngenie eines Moltfe gelungen war, 
da war es wiederum der Liberalismus, der an erjter 
Stelle die Grundlagen des Deutjchen Reiches in freiheit» 
liher Gejeggebung jchaffen half. Damals befand Der 
Liberalismus fich in Einklang mit der deutſchen Bolfsjeele, 
damal® war er der Träger der Gemütswallungen und 
Wünſche, welche das deutjche Volk erfüllten. 

E3 war das etwa zu derjelben Zeit, als die Lehren 
Darwins die gefamte gebildete Welt in ihren Tiefen auf 
rüttelten, als die materialijtiiche Richtung in der Natur— 
wijjenjchaft ihre höchſten Triumphe feierte und man viels 
fah die Löjung der legten, weltbewegenden Rätjel für 
gelungen erachtete. 

Damals, als der Liberalismus feine ftolzeften Träume 
verwirklicht jah, als er auf der Höhe feines Schaffens 
und jeines Einflufjes fich befand, beging er zugleich jeinen 
eriten großen pſychologiſchen Fehler. Als Kämpfer für 
Wahrheit und Freiheit, als begeifterter Verfechter der 
freien Forſchung und Wiſſenſchaft, fühlte er in jeinen 
Hauptvertretern fich verpflichtet, für die neue Lehre ein= 
zutreten, welche berufen jchien, mit den überlebten Dogmen, 
mit Aberglauben und Mudertum endgiltig aufzuräumen. 
Und um fo freudiger wurde die neue Lehre willfommen 
geheißen, al8 fie auch die Theorie vom Kampfe ums 
Dajein verkündete, durch welchen der Tauglichere zur 
Herrichaft gelangt; jenes jelbe Prinzip, das in wirtjchaft- 
licher Hinficht die Phyfiofraten im laissez faire, laissez 
passer, das ſchon Adam Smith in dem Verlangen nach 
freier Konkurrenz aufgejtellt hatte. 

„Aufklärung“ war das Lojungswort geworden, mit 
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welchem man das tief im Herzen des Volkes wurzelnde 
Sehnen nach Anlehnung an überirdiiche Mächte, nad} 
Zwiejprache mit der Gottheit zu befriedigen oder auszu— 
löfchen gedachte; mit welchem man eine in Sahrtaujenden 
mächtig emporgediehene, mit Millionen Wurzelfäjerchen 
im Boden des Volkes eng verwachjene Organifation, Die 
Kirche, zu ftürzen unternahm. Man gab Bernunft und 
Wiffenichaft, wo das Gemüt lechzte, und man überjah, 
daß das Gemüt weit, weit mächtiger im Volke ift, als 
der Verſtand. Und als fich jchlieglich immer deutlicher 
berausftellte, daß auch die neue Lehre eine Antwort auf 
die legten und höchſten Fragen nicht zu geben vermochte, 
was übereifrige Kraftjtoffler mit Emphafe behauptet hatten, 
da Hatte die Reaktion leichtes Spiel, da verfündete fie 
den Banferott der Wiſſenſchaft, da erhob die Orthodorie 
ihr Haupt mächtiger denn je, da fehrte die Menge reuig 
in die Arme der Kirche zurüd, wo fie das fand, defien fie 
vor allem anderen bedarf, jolange ed unmöglich ift, fie 
mit Vollbildung zu fättigen: Befriedigung und Erhebung 
des Gemüts. 

Die politiichen Parteien aber, die als befjere Pſycho— 
logen mit diefem Gemütsbedürfnis fich identifiziert hatten, 
zogen als übermächtige Sieger in die Parlamente ein, 
und dem Liberalismus, der als Verfechter des Atheismus 
mit mehr oder weniger Recht Hingejtellt wurde, erging es 
wie dem verjtorbenen trefflichen Sultusminifter Goßler, 
als er fich zu jehr für Herrn Profeſſor Koch und ſein 
Zuberfulin ins Zeug gelegt hatte — er ging feines Ein- 
fluſſes verluftig und mußte mit einer Stellung 2. Ranges 
fich begnügen. 

Der Liberalismus hat die Hauptwurzeln feiner Kraft 
in den großen Städten, an jenen Pläßen, wo im ver- 
ſchärften, rüdjichtöloferen Kampfe ums Dafein in der Tat 
der Verjtand dominiert und das Gemüt weit weniger zu 
feinem Rechte gelangt. Es fehlt hier die bejchauliche- 
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Ruhe, welche den Menjchen zum Befinnen auf ich ſelbſt 
fommen läßt, es fehlt innerhalb der Häufermeere jene 
ftändige Einwirkung der umgebenden Natur, welche das 
Verlangen nad) einer Zwieſprache mit der Gottheit jtärfer 
im Menjchen anzufachen pflegt. Das Gemütsbedürfnis 
wird mehr und mehr ausgejchaltet, unterdrüdt, und damit 
verjchwindet auch das Verftändnis bei den Großſtädtern 
für deſſen Vorhandenjein in der Mehrheit des in Eleineren 
Städten und auf dem Lande lebenden Bolfes. Die liberalen 
Führer, welche faft ausschließlich in den Metropolen 
wohnen, haben auf dieſe Weife die Fühlung mit der 
Bolksjeele zumeijt verloren, und hierdurch erklärt es fich, 
daß fie fich Fäljchlichermweife nicht darauf bejchränft haben, 
für freie Forſchung und Wifjenihaft ganz allgemein eins 
zutreten, jondern daß fie den großen parteipfychologiichen 
Fehler begingen, mit einer bejtimmten naturwifjenjchaft- 
lichen Lehre ſich zu identifizieren, daß fie zu Berfechtern 
einer Richtung vielfach fich gemacht Haben, welche Die 
Gegner mit Vorliebe und Erfolg als religionsfeindlich 
hinzuftellen pflegen. 

Die hriftliche Lehre ift die Trägerin des poetijchiten, 
tragiſchſten Stoffes, welchen vielleicht die Weltgeſchichte 
fennt. Sie giebt zugleich dem tiefinnerjten, wenn auch 
vielfach verjchloffen gehaltenen Sehnen eines jeden Ein- 
zelnen nach Liebe, Frieden und Anlehnung beredteiten 
und ergreifenditen Ausdruck. Hierauf baftert ihre Macht 
über die Gemüter, welche die Jahrtaujende überdauert 
bat und SJahrtaufende überdauern wird. Seine wiſſen— 
Ichaftlihe Entdedung, fein politijche8 Programm wird 
jemals imjtande fein, jich dieſer Macht fiegreich entgegen= 
zuftellen, und die Kirche wird ihr Haupt umfo höher empor: 
heben, je mehr man ihre Lehre bekämpft, ohne daß zuvor 
der Boden für diejen Kampf durch eine gründliche Volks— 
bildung vorbereitet ift. Ueberläßt man die Kirche bis 
dahin völlig ich jelbit, jo wird das Falſche, Unhaltbare 
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jhon im Laufe der Zeit zu Tage treten. Auch fie wird 
im Streite der wifjenfchaftlichen Theologen fich maujfern, 
„weiterentwideln“, wie die Sozialdemokratie fich gemaujert 
hat, jobald man fie frei fich entfalten ließ. Das Bolt 
macht heutzutage noch feinen Unterſchied zwijchen 
Religion und Kirche. Wer dieſe bekämpft, iſt 
ihm ein Feind jener und verlegt ihm damit jein Aller- 
heiligites, das er dem Streite des Tages unter feinen 
Umftänden preiszugeben wünſcht. Darum möge der 
Liberalismus und jeine Vetreter jich darauf bejchränfen, 
vielleicht Jogar ihre Hauptaufgabe darin erbliden, erhöhte 
Bildung ind Volk hineinzutragen und die unmittelbar 
bildungsfeindlichen Beitrebungen der Kirche, insbejondere 
ihren Gewiflens-Terrorismus, zu bekämpfen, aber ſie 
mögen jich fernhalten von jonitigen Angriffen auf Die 
Kirche und ihre Vertreter, auf das Dogma, Das 
Ceremonienwejen und alles, was hiermit zujammen= 
hängt. Erreicht wird durch Anfeindung und Verjpottung 
al dieſer Dinge nichts weiter, als eine empfindliche 
Schädigung der liberalen Sade. Im Sampfe der 
politifchen Barteien aber müßte weit jchärfer und präziſer, 
als es bisher gejchieht, der Unterjchied hervorgehoben 
werden zwijchen dem bildungsfeindlichen, machtlüfjternen, 
die Gewiſſen terrorificrenden, die Weltherrichaft anjtreben- 
den Ultramontanismus und jenem wahrhaft religiöjen 
Ehrijtentum, das allein im Glauben, in der „Verehrung 
des Unerforſchlichen“ und in werftätiger Nächitenliebe 
Befriedigung jucht und findet. 

Der deutſche Liberalismus hat es nicht verjtanden, 
an die Stelle jenes alten Ideals von der deutjchen Einigfeit, 
das eine jo gewaltig werbende Kraft bejaß, ein neues 
von gleicher oder annähernder Schlagfraft zu jegen; er 
hat fich vielmehr durch feine Befämpfung der Kirche und 
ihres Beiwerks die Gemüter weiter Schichten der Be— 
völferung entfremdet. Darum mußte er unterliegen gegen 
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jene Parteien, welche zum Träger ſolcher Ideale ſich auf- 
warfen: die radifale Partei von links, welche die wirt- 
ſchaftliche Befreiung und Befjeritellung der unteren Volks— 
flafjen auf ihre Fahne fchrieb und mit märtyrerhaftem 
Heldenmute verfocht, welche in der Berfündigung des 
nebelhaften „Zufunftsjtaates” dem Hoffen und Sehnen 
der Menge Genüge tat, und die reaftionäre Partei von 
recht3, welche als Hüter des religiöjen Palladiums und 
zugleich als Schüger von Landwirtichaft und Handwerk 
mit großem Geſchick jich zu geberden verjtand. 


3. Vom „Rampfe ums Dafein“. 


Das grundlegende Prinzip der jozialdemofratijchen 
Lehre „Gleiches Recht auf Dafeinsgenuß für jedes Indi— 
viduum“ bat zweifellog etwas Beſtechendes und jcheint 
im erjten Augenblick der Forderung der abjoluten 
Gerechtigkeit am nächjten zu fommen. Verfolgen wir je- 
doc dieſen Grundjag in feinen weiteren Konſequenzen, 
jo werden wir finden, daß er fich nicht aufrecht erhalten 
und politiich durchführen läßt, weil er völlig utopiich und 
zugleich kulturfeindlich ift. 

Unfere ganze Kultur, unfer Gemeinjchaftsleben, unjer 
Beifall und Mißfallen, unjere Muszeichnungen und 
Strafen bafieren auf der Idee der Verantwortlichfeit des 
Menjchen für feine Handlungen. Seine Taten, Leiſtungen 
und Erfolge find bejtimmend für die Wertung, welche ihm 
die Gejellichaft angebeihen läßt, und der höhere oder ge- 
ringere „Dafeinsgenuß“ im weitejten Sinne des Wortes 
ijt oder jollte doch jein der Lohn, der Anjporn für jegliche 
Betätigung. Daß diefer Lohn heute vielfach Unwürdigen 
zu teil wird und Würdige ihn oftmals nicht erhalten, iſt 
richtig, und darum müfjen wir fortgejegt eine Befjerung 
der bejtehenden Zuſtände anftreben. Weit mehr aber 


würde unjer Gerechtigfeitempfinden verlegt, wenn der 
Tüchtige mit dem Untüchtigen, der Erfolgreiche mit dem 
Erfolglojen, der Gute mit dem Schlechten gleichmäßig ent- 
lohnt werden, jämtlichen Kategorien und Abitufungen von 
Menjchen das gleiche Recht auf Dajeinsgenuß verftattet 
fein jollte. 

Die Geijtesfranken haben wir ihrer VBerantwortlichkeit 
entfleidet und laſſen fie ihre Miſſetaten nicht entgelten, 
aber wir find außer ftande, ihnen das „gleiche Recht auf 
Dafeinsgenuß” zuzubilligen, weil e3 einfach die Diffe- 
tenzierung ihres Glüdsempfindeng, ihrer Bewußtſeinsſtärke, 
ihrer Genußfähigfeit nicht zuläßt. Mehr oder minder 
liegt dieſe Differenzierung auch unter den geiftig Gefunden 
vor, und fchon aus diefem Grunde ift jene Forderung in 
der Wirklichkeit undurchführbar. Aber fie iſt auch fultur- 
feindlich, weil fie dem Streben des Tüchtigen den Haupt» 
anjporn nehmen und damit den Fortjchritt in unerhörter 
Weije hemmen würde. 

Das „größtmögliche Glüd der größtmöglichen Zahl 
wird weit weniger durch unmittelbare Zuführung von 
Dajeinsgenüffen gefördert, al8 durch Einrichtungen, welche 
es dem wirklich Tüchtigen ermöglichen, alle jeine Kräfte 
zu entfalten und zum Wohle der Gejamtheit zu betätigen. 
Denn der wirklich Tüchtige jchafft, ob er will oder nicht, 
immer für die Gejamtheit, indem er die Güter dieſer Welt 
— materieller oder geijtiger Natur — vermehrt. Radikale 
Selbſtſucht des Tüchtigen ift zwar Kurzfichtigfeit und 
Schmälerung des eigenen Glüds, fie fann aber garnicht 
fo weit getrieben werden, daß der größere Teil feiner 
Leiftungen nicht doch der Gejamtheit zugute fommt, und 
fie erlischt jchließlich auch mit der kurzen Dauer feines 
Lebens, während die Wirkungen jeines Schaffens, mittelbar 
oder unmittelbar, fichtbar oder unfichtbar, in alle Emwigfeit 
ſich erjtreden. 

Darum ift das Beite, was wir erftreben fönnen, 
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die größtmögliche Förderung des Tüchtigen und 
die Herrjchaft des Tauglicheren, denn beides dient 
dem Kulturfortichritt und entſpricht unjerm ethijchen 
Empfinden. Aus diefem Grunde aber dürfen wir, jelbjt 
wenn es in unjerer Macht läge, jenen Anjporn nicht 
preisgeben, welcher darin liegt, daß der Tüchtige über 
den minder Tüchtigen fich erhebt und feinen natürlichen 
Anspruch auf Herrjchaft und höheren Dafjeinsgenuß geltend 
macht. 

Um dem hierdurch begünſtigten Kampfe ums Daſein 
die Schärfe zu nehmen, iſt es notwendig, daß aller 
Welt zum Bewußtſein gebracht werde, daß es 
dem Selbſtintereſſe widerſpricht, wenn dieſer 
Kampf, wie in der Tierwelt, zum Vernichtungs— 
kampſe ausartet; daß vielmehr eine Solidarität 
der Intereſſen unter den Menſchen beſteht, welche 
bewirkt, daß es dem Einzelnen um ſo beſſer geht, 
je beſſer es der Geſamtheit geht; daß darum der 
Einzelne das größte Selbſtintereſſe daran hat, 
das Wohl der Geſamtheit nach Möglichkeit zu 
fördern und mit dem ſeinigen zu verbinden. 

Adam Smith hat zuerſt mit Erfolg die Anſchauung 
bekämpft, daß die Verarmung des Nachbarlandes dem 
Vorteil des eigenen Landes diene. Er brachte den handel— 
treibenden Völkern die Solidarität ihrer Intereſſen zur 
Erkenntnis und lehrte mit Cuvier, daß Handel und 
Wohlfahrt des eigenen Landes um ſo beſſer gedeihe, je 
kaufkräftiger der Nachbarſtaat ſei. Und Buckle weiſt nach, 
daß erſt ſeit dieſer Wandlung der Begriffe die Handels— 
welt ein Hauptvertreter der Friedensidee geworden ſei, 
während in früheren Zeiten gerade der Handelsgeiſt es 
war, der zumeiſt die Kriege unter den Völkern entfachte. 

Sollte, was für Länder und Völker zutrifft, nicht 
ebenſo ſehr Geltung für Individuen beſitzen? Sollte ſich 
nicht nachweiſen laſſen, daß auch die Einzelmenſchen ſich 
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weit beſſer jtehen, wenn jie den Kampf ums Daſein nicht 
als einen Bernichtungsfampf, jondern als einen friedlichen 
BWettitreit führen, daß überhaupt der uneingejchränfte 
„Kampf ums Dafein” nur jo lange der Fortentwidlung 
diente und notwendig war, als e8 nicht in unjerer Macht 
lag, die Gütererzeugung durch Unterjochung wichtiger 
Naturfräfte beliebig zu vermehren; daß aber jeit Eintritt 
dieje8 Umjtandes der Fortjchritt der Kultur parallel geht 
der Milderung dieſes Kampfes, der Zunahme an Erkenntnis 
von der Solidarität der menjchlichen Interefjen, welche 
bis zur Nächjtenliebe fich jchließlich verdichtet? In einem 
Anhang zu der vorliegenden Schrift iſt ein Verſuch zu 
diefem Nachweife gemacht worden. Wielleicht giebt er 
berufenen Bädagogen den Anlaß, diejer Trage ein ein» 
gehenderes Studium zu widmen, um deſſen Ergebnis, wie 
in Frankreich Wehnliches bereit8 mit Erfolg gejchieht, als 
wirfjame Ergänzung zu den bereit vorhandenen Moral: 
ledren zu verwerten. — 

Iene Einrichtungen nun, welche den Tüchtigen zur 
Entfaltung jeiner Kräfte, den Tauglicheren zur Herrichaft 
führen follten, glaubte der Liberalismus zu jchaffen, indem 
er das „laissez faire, laissez passer“, das „freie Spiel 
der Kräfte”, die freie Konkurrenz zur Grundlage des wirts 
ichaftlichen Lebens machte. 

Die in früheren Zeiten herrſchenden Monopole und 
Privilegien der Handelsfompagnien, der Zünfte und des 
Adels galt e8 zu durchbrechen, nicht nur, um freie Bahn 
für ungehinderte Produktion, für Betätigung zahllojer 
brachliegender Kräfte zu jchaffen, jondern auch um der 
großen Mafje der Konjumenten ihren Bedarf im freien 
Wettbewerb um fo viel wohlfeiler zu liefern. 

Wurde nun in der Tat das erträumte Ziel erreicht? 
Haben fig alle Hoffnungen mit der Durchführung jener 
Ideen verwirkliht? Iſt wirtjchaftliche Gerechtigkeit ein- 
getreten ? 


in BE —— 


Wil man ehrlich fein, jo muß man dieje Fragen 
für die Mehrheit der Fälle mit einem Nein beantworten. 

Zweifellos ift manches erreicht und vieles beſſer 
geworden. Die Energie des Einzelnen wurde durch die 
freie Konkurrenz gewaltig angejtachelt. Das hat eine 
ungeahnte Vermehrung der Produktion, eine außerordent- 
lihe Steigerung des Gejamtreichtumd und damıt eine 
erhebliche Befjerung der Lebenshaltung für alle Schichten 
der Bevölkerung zumege gebradt. Es bleibt jedoch eine 
offene Frage, welchen Anteil die freie Konkurrenz und 
welchen der Fortjchritt der Technik hieran gehabt hat. 
Denn zweifellos haben beide in diefer Beziehung zufammens 
gewirkt. 

Auch in politischer Hinficht Hat der Liberalismus 
erhebliche Erfolge aufzuweiſen. Die Preis, Gewerbe: und 
Berfammlungsfreiheit, die erjt teilweife durchgeführte 
Koalitionds und Bereinsfreiheit, die Freizügigkeit und das 
allgemeine Wahlrecht jind Errungenfchaften des Libe— 
ralismus, welche, wenn auch heute uns bereits in Fleiſch 
und Blut übergegangen, doch unvergängliche Blätter in 
dem Ruhmeskranze der neueren deutjchen Gejchichte bilden. 

Aber die erhoffte „wirtjchaftliche Gerechtigkeit” iſt 
nicht eingetreten. Die Ungleichheit der Güterverteilung 
ift noch größer geworden, ohne daß fie au) nur in der 
Mehrzahl der Fälle einen Maßſtab für die wirtjchaft- 
lichen KLeiltungen und Qugenden bietet; ohne daß ein 
jeder einen Rang in der Gejellichaft bekleidet, welcher 
feinem Fleiß, feiner Begabung und jeiner Sparjamteit 
entjpricht. Der durch Geburt und ererbten Beſitz Bevor- 
zugte, feineswegs aber immer der Tauglichere, gelangt 
zumeift auch heute noch zur Herrichaft. 

Der Liberalismus wird einwerfen, daß feine Forde— 
rungen auch nur teilweife erjt bewilligt und zur Durch— 
führung gelangt ſeien. Das ijt richtig.‘ Er bekämpft die 
Privilegien des Feudal-Adeld. Aber er belämpft nicht 
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die Privilegien des ererbten Beſitzes und des Privateigen- 
tums, insbejondere desjenigen an jtädtijchem Grund und 
Boden. 

Die heutige Kultur wäre undenkbar, ihre Höhe un— 
möglich ohne die glänzenden Leijtungen des Großfapitals. 

Ein mächtiger, vielleicht der mächtigjte Anfporn zu 
wirtjchaftlihen Leiſtungen würde ausgejchaltet, wenn es 
dem Vater genommen würde, das Ergebnis eines arbeits. 
reichen Lebens dereinjt feinen Kindern als Erbe zu hinter- 
laſſen, ihre Zukunft nach Möglichkeit jicher zu Stellen. 

Einen Hauptreiz unjere® Lebens bildet das Be» 
wußtjein, bildet die Möglichkeit, auf eigener Scholle zu 
haufen, ein Stüdchen Erde unjer eigen zu nennen, Das 
wir nach unſerm Wunſch und Willen gejtalten, bearbeiten 
und jchmüden, von dem wir nicht vertrieben werden fönnen. 

Das alles find wichtige Beftandteile unjerer Kultur, 
die ihre volle Berechtigung haben und die fein Weit- 
blickender mifjen möchte. 

Dennoch aber ift nicht zu verfennen, daß die ethifchen 
Grundnormen des Liberalismus: das Recht der Perjönlich- 
feit auf Durchjegung feiner Eigenart, Entlohnung eines 
jeden nach jeinem Verdienſt und die Herrichaft de Taug— 
licheren durch die eben genannten Privilegien zu einem 
großen Zeil illuſoriſch gemacht, ja vielfach geradezu in 
ihr Gegenteil verkehrt werden. 

E83 ijt keineswegs immer die natürlihe Aus— 
rüftung, welche in unjerer bejtehenden Gejellichaftsordnung 
die Enticheidung herbeiführt. Die Fünftliche Ausrüftung, 
welche entweder in unjere Wiege gelegt oder durch eine 
mangelhafte Gejeggebung gejchaffen wurde, gibt in jehr 
vielen Fällen tatjächlich den Ausjchlag. 

Wie aber diefen Zwiejpalt löfen? Auf welche Weile 
die aufgejtellten Ideale ihrer Verwirklichung näher bringen, 
ohne doch jene unentbehrlichen Faktoren preiszugeben, 
welche in Geftalt des mobilen Kapitals, des Erbrechts 
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und des Privatbeſitzes an Grund und Boden ſo überaus 
wichtige und eng verwachjene Beſtandteile unjerer Kultur 
und der Gejamtwohlfahrt bilden? Der radikale Sozialismus, 
der in jeinen ethifchen Forderungen, wie wir gejehen 
haben, noch erheblich weiter geht, macht es fich leicht, 
indem er die völlige Befeitigung jener hemmenden Faktoren 
verlangt. Er behauptet fonjequent zu fein, indem er auf 
die wichtigjten Imponderabilien unſeres Gemeinjchafts- 
lebens feinerlei Rüdjicht nimmt. 

Der Liberalismus dagegen verfällt in das andere 
Extrem, indem er diefe Imponderabilien um feinen Preis 
anzutajten oder einzufchränfen wagt und lieber jeine 
ethifchen Grundnormen dafür preisgiebt. 

Das aber ift e8, was ihm zum WVerderben gereicht, 
was ihn, wenn er nicht bald den Ausweg aus diejem 
Wirrfal der Inkonſequenz findet, dem völligen Untergang 
entgegenführen muß. 

Wo da? vom Liberalismus proflamierte Recht der 
PVerjönlichkeit auf freie Entwidelung und Betätigung durch 
beftehende Einrichtungen und Geſetze ernitlih in Frage 
geftellt wird, da erwächſt ihm die Pflicht der Revijion; 
da ſcheint ein Eingreifen der Gejamtheit zu Gunjten des 
auf jolh Fünftlihe Weife zum Schwäderen Ge— 
wordenen unabweisbar. Man braucht nicht jo weit zu 
gehen, wie Hobbes und Gaffendi, welche dem Staate die 
Aufgabe zumweijen, den überhaupt Schwächeren vor der 
Knechtung des Stärkeren zu ſchützen. Das wäre in der 
Tat oftmals ein Eingriff in das „freie Spiel der Kräfte“, 
der aus mannigfachen Gründen nicht wünjchenswert jein 
fann. Die natürlihen Borzüge jollen herrſchen 
im Intereſſe des Ganzen, unbejchadet der Nächitenliebe, 
welche Erbarmen übt. Aber zwijchen den „Lünjtlich“ 
Geſchwächten (d. h. den durch die bejtehenden Ber: 
hältniſſe unter Drud Gehaltenen) und den „fünit» 
lich“ Gejtärften (d. h. den durch gewiſſe unver» 
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diente Zufälligfeiten Begünftigten) einen größt- 
möglihen Ausgleich herbeizuführen, mit anderen 
Worten den natürlichen Borzügen nad) Möglich» 
feit zum Siege zu verhelfen, ſcheint mir die un- 
erläßliche Aufgabe des Liberalismus zu bilden, 
wenn er nicht feine ethiſchen Grundprinzipien 
völlig verleugnen mill. 

Man braudt dem Großfapitalismus nicht in den 
Arm zu fallen, aber man fann einen gewifjen Ausgleich 
Ichaffen durch ein vernünftiges progrejjives Steuerſyſtem, 
und man fann das Kleinkapital jtärfen durch Förderung 
des Genofjenjchaftswejens und größtmögliche Zuführung 
der verfügbaren technijchen Errungenjchaften. Man braucht 
das Erbrecht und den Privatbejig an Grund und Boden 
nicht aufzuheben, aber man fann auch bier durch eine 
vernünftige Steuerpolitifl, welche den unverdienten Ver— 
mögenszumwach8 bejonders jcharf trifft, einen weit größeren 
Ausgleich zu Gunften der Aermeren und mit natürlichen 
Borzügen Ausgerüfteten herbeiführen. 

Alſo behördliche bezw. gejegliche Korrektur überall da, 
wo „das natürliche Recht der Perjönlichkeit“ gefährdet 
oder überhaupt in Trage gejtellt iſt, wo das hijtorijch 
gewordene Recht, wo die „beitehende Geſellſchaftsordnung“ 
al? Benachteiligung der von der Natur Bevorzugten 
empfunden wird. Die Möglichkeit des Emporjteigens 
aus den unteren zu den oberen Schichten in der 
denfbar umfajjenditen Weije zu erweitern, dem 
wahren Talent Geltung zu verjchaffen, der wirk— 
lichen Züchtigfeit den ihr zufommenden Rang 
anzumweijen und die eutgegenjtehenden Hindernijje 
in dem angedeuteten Sinne zu befämpfen — das 
iſt wahrer, echter Liberalismus, das ijt das „neue 
Ideal“, dejjen praftiiche Durhführung in weitejtem 
Umfange die Borausjegung zur Wiedergeburt 
des Liberalismus bildet. 
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Uber feine Aufgabe iſt hiermit jelbjtverjtändlich nicht 
erichöpft. Jene als unerläßlich gefennzeichnete Schonung 
fulturfördernder Imponderabilien, welche ein radifales 
Durchgreifen im Sinne der jozialiftiichen Forderungen 
verbietet und damit die Möglichkeit ausjchließt, jene 
„künſtlichen“ Ungleichheiten zu Guniten der natürlichen 
völlig zu bejeitigen, erlegt die Verpflichtung auf, die— 
jenigen majjenhaften Unebenheiten und Ungerechtigfeiten 
nad) Möglichkeit zu mildern, welche danf diefer Schonung 
noch im Beitande der Gejelljchaft verbleiben. 

Das aber erfordert eine joziale Betätigung 
größten Styls, und mit Recht wird dem Liberalismus 
der Vorwurf gemacht, daß er auf diefem Gebiete viel zu 
zaghaft vorgeht, ja hinter allen übrigen Parteien an Tat— 
fraft und Entjchlofjenheit zurüditeht. Es ijt die doftrinäre 
Befangenheit, die mißverjtandene Theorie vom „freien 
Spiel der Kräfte“ bezw. die mangelnde Einfiht, daß Die 
beitehende Gejellihaft3ordnung in Wirklichkeit 
ein ſolch freies Spiel garnicht zuläßt, welche den 
Ziberalismug in feiner Tozialpolitijchen Aktions-Unluſt jo 
lange hat verharren lafjen. 

Er ift hierdurch in den Ruf gelangt, lediglich eine 
Partei der befigenden Klaſſen zu bilden, den Interefjen 
der Bourgeoifie vor allen anderen dienitbar zu jein. 

E3 genügt nicht, volfsfreundliche Programme aufzu— 
ftellen und Schlagworte, wie „Wahrheit, Freiheit und 
Recht“ zu formulieren, um mit den Mafjen in Fühlung 
zu bleiben. Es gilt auch, in den Dienjt des als unwider— 
ruflih wahr Erfannten fich zu ftellen; die natürlichen 
Borbedingungen zu jchaffen, um der Freiheit des Indi— 
viduums eine Gafje zu bahnen; werftätig zu arbeiten, um 
das Recht des Tüchtigen auf Emporfommen, das Recht 
bes Kulturmenſchen auf Teilnahme an den kulturellen 
Errungenschaften nad) Möglichkeit zu fördern. 

Bor den großen politifchen Aufgaben, welche der 
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Liberalismus ſich geſtellt und zum Teil auch mit glänzendem 
Erfolge durchgeführt hat, hat er, in falſchem Doktrinarismus 
befangen, die ſoziale Kleinarbeit vernachläffigt. 

Das mit dem Katholizismus jich fälſchlicherweiſe 
identifizierende Zentrum befigt in der vorzüglich) aus» 
gebildeten Krankenpflege der fatholifchen Orden, in den 
vorbildlich organifierten Fatholifchen Vereinen mit ihren 
gejelligen und humanen Beftrebungen ein wirkfameres 
Agitationsmittel, als die größten Verfammlungen, Die 
beiten Reden und die ſchönſten Flugblätter zu liefern 
imjtande find. 

Das Liberale Bereinswejen auf breiterer 
Grundlage in gemeinnüßiger Richtung auszu— 
geitalten, den ausfchlaggebenden Einfluß, welchen 
der Liberalismus in den meilten größeren Kom— 
munen bejißt, im Sinne einer praftijchen kommu— 
nalen Wohlfahrtspolitif geltend zu machen, Das 
allein wird dem Liberalismus die breiteren Volksſchichten 
wieder zuführen, das allein vermag ein wirkfjames Gegen- 
gewicht zu bilden gegenüber der größeren piychologijchen 
Kunft, mit welcher die gegnerifchen Parteien den Mafjen- 
Inſtinkten zu fchmeicheln und Rechnung zu tragen willen. 

Jeder liberale Verein muß fich als gemeinnüßiger 
Verein betätigen, jeder liberale Stadtverordnete muß 
kommunale Wohlfahrtspolitit treiben — das jei das 
ftändige Schlagwort der Zukunft, und feine Verwirklichung 
allein wird den Sieg wieder an die Fahnen des Libera— 
lismus heften. 

Aljo nicht allein fordern, jondern ſchaffen 
muß die Parole werden. Nicht nur mit Programmen 
prunfen, jondern ſelbſt Hand anlegen, praftijch tätig fein, 
jelbjt eingreifen, das iſt es, was not tut. 

Um dies zu erreichen, ift in erjter Linie eine jtraffere 
Drganifation, ein engerer Zufammenjchluß aller 
im Reiche vorhandenen liberalen Bereine ers 
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forderlich. Zu einem großen tatfräftigen Bunde 
müßten fie jih zujfammenjchließen, von deſſen 
Leitung neben der agitatoriichen Tätigkeit auch die An— 
regungen zu praftiicher Wirkſamkeit in Vereinen und 
Kommunen unter Mitarbeiterfchaft aller Glieder zu er- 
folgen hätten. 

Lernen wir endlich einmal von unjeren Gegnern; 
Organifieren wir uns, Disziplinieren wir uns und leiiten 
wir praftifche Arbeit; aber nicht nur, wenn der Wahl» 
ruf durch) das Land erjchallt, jondern jahraus, jahrein, 
unausgejeßt und immer zielbewußt, jtet8 die ethiſche Grund» 
norm des Liberalismus vor Augen. Ein einheitliches 
liberale8 Arbeitsprogramm tft von der Zentral» 
leitung aufzujtellen, defjen Grundzüge in Nachjtehendem 
furz jfizziert und begründet werden mögen. 


4. Praktifcheliberale Wohlfahrtspolitik. 


a. Volf3bildung. 

Wenn Selbithilfe die grundlegende Forderung des 
Liberalismus bildet, jo erwächſt im Hinblid auf das vors 
jtehend Gejagte den liberalen Bolitifern die Pflicht, einem 
jeden nad) Möglichkeit Gelegenheit zu geben, fich das un— 
erläßliche Rüſtzeug zu dieſer Selbithilfe zu verjchaffen. 
Tut er das nicht, jo handelt er ungefähr fo, als wenn er 
einem bewaffneten Feinde einen nadten Mann entgegen» 
jtelen würde mit der Weiſung: Hilf Dir jelbjt. Das 
aber ijt nicht mehr Liberalismus, das iſt bitterer Hohn. 

Unfer Rüftzeug im Kampfe ums Daſein bejteht 
neben förperlicher Gejundheit vor allem andern in Wifjen 
und Bildung. 

Die Möglichkeit zur Erwerbung von Wifjen und 
Bildung in Stadt und Land auf alle nur denkbare Weiſe 
zu erweitern und zu fördern, jollte daher die vornehmite 
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Aufgabe aller liberalen Politiker, aller liberalen Vereine 
bilden. 

Der zu früh verſtorbene Rickert hat die Bedeutung 
dieſes Umſtandes klar erkannt und Hervorragendes auf 
dieſem Gebiete geleiſtet. Leider hat er nicht im ent— 
fernteſten diejenige Gefolgſchaft unter ſeinen Parteigenoſſen 
im Reiche gefunden, welche der Bedeutung des Gegen— 
ſtandes für den echten Liberalismus entſpricht. 

Sache der liberalen Vereine und ihrer Führer müßte 
es ſein, an allen Orten und Oertchen auf die Errichtung 
von Bücher- und Leſehallen hinzuwirken und das Volk 
durch entſprechende Propaganda zu ihrer Benutzung zu 
veranlaſſen; Volksvorträge, Volksunterhaltungsabende zu 
veranſtalten, die Verbreitung der jetzt maſſenhaft er— 
ſcheinenden guten billigen Schriften und Kunſterzeugniſſe 
(10—25 Pfg.) durch entſprechende Agitation und direkte 
Zuführung an Gewerkſchaften, Innungsverbände, Groß— 
betriebe ꝛc. zu fördern. Das alles kann bei geeigneter 
Arbeitsteilung ſeitens der in Kommiſſionen zu organi— 
ſierenden Vereinsmitglieder unſchwer geleiſtet werden. 

Wo die erforderlichen Mittel nicht ſeitens der Kom— 
mune oder durch die Vereine ſelbſt bereitgeſtellt werden 
können, iſt an die Opferwilligkeit der bemittelten Ein— 
wohner zu appellieren. Auch iſt in größeren Städten mit 
Erfolg der Weg beſchritten worden, die Volksunterhaltungs— 
abende vor einem zahlungsfähigen Publikum zu wieder: 
holen und die durch die höheren Eintrittspreiſe erzielten 
Ueberjchüffe für die gedachten Zwecke zu verwenden. 

Im Uebrigen aber follten die liberalen Parteien ihre 
agitatorische Tätigkeit auf Herbeiführung einer größeren 
materiellen Hilfsbereitjchaft in den ihnen naheftehenden 
bejigenden Kreijen erjtreden. Insbeſondere jollten fie für 
Stiftungen zu Bildungszweden propagieren und vor allem 
auch jenen unjeligen mißverjtandenen Niebjcheanismus bes 
fämpfen, der durch jeine gemeingefährlichen Irrlehren der 
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Betätigung fozialen Sinnes gerade bei uns in Deutjchland 
jo ungeheuren Abbruch getan hat und jeden Geldprogen 
als einen „Herrenmenjchen” fich fühlen läßt. 

Das Bolf der Dichter und Denker, der Idealiſten, 
hören wir jo gern uns nennen, bliden mit Verachtung 
auf den „Krämergeiſt“ des Engländers und auf die 
„Dollarjagd‘ des Amerifaner® und fünnen, was philan— 
thropische Beitrebungen, jozialen Gemeinfinn, insbeſondere 
Opferwilligfeit zur Förderung der Bildungszmwede anbelangt, 
nicht entfernt an die großen Vorbilder der genannten 
beiden Nationen heranreichen. In den legten Jahren des 
19. Jahrhunderts haben 24 amerikanische Millionäre allein 
für Unterrichtszwecke 350 Millionen geſpendet und hinter- 
laſſen. „Deutjchland, Deutjchland über alles“ ift ein 
herrliches Lied, durchaus geeignet, das patriotijche Selbſt— 
gefühl zu heben und ein deutfches Herz höher jchlagen zu 
machen, aber die wahre Vaterlandgliebe läßt fich nicht am 
Selbjtlob genügen, jondern ſucht auch durch entjprechende 
Leitungen fich dieſes Selbjtlobes würdig zu zeigen. Wie 
e8 für den Einzelnen weit dienlicher ift, von den Fehlern 
und Vorzügen feines Nebenmenjchen zu lernen, ftatt ihn 
zu jchmähen und damit den fajt immer vergeblichen Ber: 
fuch zu machen, fein eigenes Preftige in den Yugen der 
Mitwelt zu erhöhen, jo iſt e8 auch vom vaterländtjch- 
nationalen Standpunfte aus weit zwedmäßiger und in 
Wahrheit patriotifcher, Selbjterfenntnig zu üben, ſich die 
vorhandenen Mängel zum Bewußtjein zu bringen, Die 
Vorzüge des Auslandes willig anzuerfennen und ihnen 
nachzueifern. 

So jelbitverjtändlich und einleuchtend dieſe Marime 
auch fein mag, jo gehört doch ein gewifjer Mut dazu, fie 
bei uns in Deutjchland auszujprechen und zu verfechten. 
Denn eines der beliebteften und wirkſamſten demagogifchen 
Mittel gewiffer Parteien, den liberalen Gegner anzus 
ſchwärzen, befteht darin, ihn der Vaterlandsfeindichaft zu 
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bejchuldigen, jofern er nicht rüdhaltlo8 in das nationale 
Selbjtlob einjtimmt und gegebenenfalles jogar das Aus— 
land als Vorbild hinzuftellen wagt. Es zeugt von einer 
bedenflichen Verwirrung der Geilter, daß derartige Ver— 
unglimpfungen ſolch günjtigen Nährboden bei zahlreichen 
deutjchen „Patrioten“ finden. Dem Liberalismus aber 
gereicht e8 zum Ruhme, daß er fich durch diefe Störung 
nicht abhalten läßt, das Rühmliche und Vorbildliche des 
Auslandes — ſelbſt auf Kojten des deutjchen Selbjtgefühls 
— auch wirklich als vorbildlich und nachahmenswert hin— 
zuſtellen. 

Wenn den Liberalismus nach dieſer Richtung ein 
Vorwurf trifft, ſo kann es nur der ſein, daß er nicht mit 
dem nötigen Nachdruck, mit der wünſchenswerten Agitations⸗ 
fraft in dem angedeuteten Sinne arbeitet. 

In feiner mächtigen Prefje, in Schriften, Vorträgen 
und Verfammlungen jollten diefe Dinge weit mehr zur 
Erörterung gelangen, als es bis heutigen Tages gejchieht. 
Der Durchſchnittsdeutſche weiß gegenwärtig von den Sitten 
der Chineſen und Japaner mehr, als von dem Kulturs 
und Gejellichaftsleben, von den humanitären und bildung- 
fördernden Einrichtungen und Bejtrebungen der Kultur— 
nationen, 

Ein jehr wichtiger Punkt in Bezug auf Schaffung 
einer möglichft gleichmäßigen „Ausrüſtung“ ift die Ein- 
führung der Unentgeltlichkeit der Lehrmittel in die Schule, 
bezw. Förderung befähigter Schüler durch weitere Aus- 
bildung auf Gemeindetoften. Dieſe Einrichtung beſteht 
bereitö in einer Reihe von Kulturländern, jowie auc) in. 
einer kleinen Anzahl deutjcher Gemeinden. Ihre Herbei- 
führung bildet, wie jo vieles, was dem Fortſchritt dient, 
vorwiegend eine Finanzfrage. 

In Wirklichkeit kann es für ein Land feine bejjere Kapitals- 
anlage geben, als feinen Söhnen und Töchtern, insbejondere 
den befähigteren unter ihnen, die uneingejchränkte Mög— 


fichfeit zur Erwerbung von Kenntniſſen zu geben. Welche 
Unfunme von Intelligenz, welches Kapital an geijtiger 
Arbeitskraft dem Baterlande und feinem Nationalwohl: 
ftande dadurch verloren geht, daß dem wirklich Tüchtigen 
die erforderlichen Mittel zur Ausbildung fehlen, 
entzieht jich jeglicher Schägung. Schulden joll ein Land 
nur für produktive Ausgaben machen; aber gerade darum 
wäre e8 berechtigt, für den gedachten Zwed Schulden auf: 
zunehmen, jofern Mittel hierfür auf andere Weiſe nicht 
aufzubringen find, wenn auch die PBroduftivität diejer An- 
lage nur mittelbar in die Erjcheinung treten fann. Freilich 
wäre die Stonjequenz dieſer Einrichtung eine jtrengere Aus: 
leje des Schülermaterial8 und der Intelligenzen überhaupt. 
Aber gerade hier vermag der Liberalismus, dank jeinem 
vorherrichenden Einflufje in zahlreichen großen Gemeinden, 
zu zeigen, daß er ed mit feiner Forderung auf Herrichaft 
des Tauglicheren Ernjt meint und nicht nur den Inter 
ejien der Bejigenden dient, welchen begreiflicherweije das 
Borwärtsfommen ihrer eigenen Kinder, Enkel, Neffen und 
Vettern — ob befähigt oder nicht — in erfter Linie am 
Herzen liegt. Das Unglüd aller Nationen aber jtimmt 
darin überein, daß die einflußreichen Männer durchweg 
mit einer jo zahlreichen Verwandtichaft behaftet find! — 

Ein gemeinfamer Unterbau für das gejamte Schul: 
wejen in Gejtalt einheitlicher, alle Stände umfajjender 
Volksſchulen würde die jelbitverjtändliche Vorausſetzung 
für eine Reform in dem gedachten Sinne bilden. Cbenjo 
ift der Ueberfüllung der Schulflafjen entgegenzutreten und 
eine erhebliche Aufbeflerung der Lehrergehälter herbei: 
zuführen. 

Die Errichtung von obligatoriſchen Fortbildung®-, 
Gewerbe-, Handfertigfeit3-, Haushaltungs- und Landwirt- 
Ichaftsjchulen tft — unter Vermeidung von Abend» und 
Sonntagsunterricht — nicht nur anzujtreben, jondern auf 
fommunalem Wege mit aller Energie in Angriff zu nehmen. 
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Welche Wichtigkeit für alle Gewerbe einem aus— 
gedehnten theoretiſchen Wiſſen innewohnt, wird im allge— 
meinen noch lange nicht genügend gewürdigt. Das trifft 
gleichmäßig für Großinduſtrie und Handelsſtand, für Klein— 
gewerbe und Landwirtſchaft zu. Unſere techniſchen Hoch— 
ſchulen und chemiſchen Laboratorien haben unſerer Groß— 
induſtrie den Weg zu ihrer gegenwärtigen Höhe gewieſen. 
Sprachkenntniſſe, Handelsgeographie, Statiſtik, Wirtſchafts— 
geſchichte und Sozialwiſſenſchaft bilden zu der praktiſchen 
Erfahrung des Kaufmanns eine Ergänzung, welche allein ihn 
zu den höchſten Leiſtungen befähigt. Was dem Kleingewerbe 
wie der Landwirtſchaft fehlt, ſind in der Hauptſache die Durch— 
dringung mit kaufmänniſchem Wiſſen und die Kenntniſſe hin— 
ſichtlich der Ausnutzungsfähigkeit unſerer techniſchen bezw. 
chemiſchen Errungenſchaften. Was die Wiſſenſchaft in der 
Landwirtſchaft zu leiſten vermag, wie ſie der „Notlage“ 
dieſes Gewerbes den Garaus zu machen berufen iſt, lehrt 
uns das jüngſt erſchienene Buch des Gutsherrn vonQuednau, 
Profeſſor Dr. Backhaus, „Das Verſuchsgut Quednau, ein 
Beiſpiel der angewandten modernen Betriebslehre.“ Wenn 
Profeſſor Backhaus es verſtanden hat, trotz der größten 
Schwierigkeiten, unbekannt mit Land und Leuten, über— 
laſtet mit vielen anderen Arbeiten, ohne Subvention von 
Staat oder landwirtſchaftlichen Korporationen, auf einem 
Gute in rauhem Klima mit ungünſtigen Bodenverhält— 
niſſen und in ſchlechtem Zuſtande, welches früher ſechs 
Jahre hindurch jährlich 4000 Mark Verluſt brachte, in 
drei Jahren den doppelten Rohertrag zu erzielen und 
bereits in dieſer Zeit eine allerdings zunächſt nur mäßige 
Verzinſung des angelegten Kapitals zu erreichen, ſo iſt 
dies nach ſeiner eigenen Angabe nur auf die Anwendung 
wiſſenſchaftlicher Grundſätze zurückzuführen. Er zieht denn 
auch den Schluß, „daß das landwirtſchaftliche Gewerbe 
und damit die geſamte Volkswirtſchaft durch die richtige 
Benutzung der modernen Wiſſenſchaft in heute garnicht 
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abſehbarer Weiſe gefördert werden kann.“ Es dürfte da— 
her einleuchtend ſein, daß auf dieſem Gebiete garnicht 
genug geleiſtet werden kann und die Aufwendung ent— 
ſprechender Mittel hierfür eine glänzende Verzinſung er— 
geben würde. 

Daneben ſollten populäre Unterrichtskurſe in Geſetzes— 
kunde und Geſundheitslehre veranſtaltet werden. In 
periodiſchen Veröffentlichungen müßten die neueſten wiſſen— 
ſchaftlichen Ergebniſſe populariſiett werden; auch eine 
ſucceſſive Populärdarſtellung der wichtigſten Wiſſenſchaften 
überhaupt wäre ein Ziel, aufs Innigſte zu wünſchen. Das 
alles und noch mehr könnte auf dem Gebiete des Bildungs— 
weſens von einem mit entſprechenden Geldmitteln aus— 
geſtatteten Liberalen „Bunde“ allmählich geleiſtet bezw. 
erfolgreich angeſtrebt werden. 


b. Finanzfragen. 

Die Erreichung dieſer Ziele wird, wie ſchon angedeutet, 
in erſter Linie von Beſchaffung der erforderlichen Mittel 
abhängig ſeiin. 

Zu einem großen Teil werden die genannten Forde— 
rungen ja heute ſchon vom Liberalismus geſtellt, aber er trifft 
feinerlei Anſtalten, ſie durch ernſtliche Löſung der Finanzfrage 
ihrer Verwirklichung näher zu bringen. Die Linksliberalen 
werden einwerfen, daß ſie in der Minderheit ſeien und ihre 
Forderungen auf Herbeiführung von Erſparniſſen in Heer, 
Marine, Kolonieen und manchen anderen Dingen kein 
Gehör finden. Dieſer Einwand erſchöpft die Frage aber 
nur zum kleineren Teil, wobei ununterſucht bleiben mag, 
ob jene Ausgaben ſich nicht indirekt doch bezahlt machen. 
Denn der Liberalismus befitt, wie immer wieder betont 
werden muß, in zahlreichen Kommunen das entjcheidende 
Uebergewicht, und die Mehrheit der Bildungsfragen, wie 
der joztalen Fragen überhaupt, fann auf fommunalem 
Wege ihrer Löjung entgegengeführt werden. Ferner aber 
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iſt jener Einwand nicht einmal durchſchlagend, weil gerade 
dieſer Teil der Liberalen aus doktrinären mancheſterlichen 
Bedenken der Erſchließung großer ftaatlicher Einnahmen 
aus eigenen Betrieben zumeist entgegengetreten ift. 

Daß der Widerftand gegen die Berftaatlichung der 
Eijenbahnen ein großer politijcher Fehler war, wird aller: 
dings bereitS heute von den ehemaligen Opponenten viel- 
fach eingejtanden. 

Immerhin giebt es noch eine Anzahl Anhänger des 
„unentwegten“ Liberalismus, welche auch heute noch jedem 
jtaatlichen oder fommunalen Betrieb prinzipiell feindlich 
gegenüberjtehen, da jie einen ſolchen für eine gröbliche 
Verlegung der Lehre von der freien Konkurrenz erachten. 
Sie befämpfen jelbjt noch vereinzelt die Weberführung 
jolcher Erwerbszweige in öffentlichen Betrieb, welche einen 
monopolartigen Charakter tragen und darum garnicht 
dazu angetan find, das an Sich wünjchenswerte „freie 
Spiel der Kräfte” zu entfejjeln. Hierzu gehören vor allem 
Waflerverjorgung, öffentliche Verkehrsmittel, Schlachthöfe, 
Anſchlag- und Abfuhrmwejen, Gas: und Elektrizitätswerfe. 

Eine der Haupteinnahmequellen aber jollte für Die 
fommunalen Kajjen die Bodenbejteuerung bilden, ſoweit 
die für die Entwidelung der Städte in gewiflem Grade 
unerläßliche bodenerjchliegende Spekulation nicht hier- 
durch ausgefchaltet wird. Es verftößt nicht etwa gegen 
die liberalen Prinzipien, jondern e8 entjpricht der ethijchen 
Grundnorm don der anzujtrebenden Herrjchaft des Tüch- 
tigeren, wenn ein ohne jede Arbeit, ohne jedes perjönliche 
Verdienſt erzielter Zufalldgewinn einem entjprechend hohen 
Abzuge zu Guniten der Allgemeinheit unterliegt. Man 
braucht nicht die extremen Forderungen eines George 
oder Flürjcheim gutzuheißen und fann als wahrhaft 
liberaler Mann, der nicht ausjchlieglich die Interefjen der 
Befigenden verficht, Doc einer jtarfen Beſteuerung des 
unverdienten Wertzumachje8 an Grund und Boden (immer 
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unter gewiffer Schonung der erjchliegenden Spekulation) 
das Wort reden. Ebenſo verlegt die Grundjteuer nad 
dem gemeinen Werte, insbejondere auch auf den unbe 
bauten Boden, in feiner Weife die liberalen Pojtulate. 

Der Boden nimmt in unferer Volkswirtſchaft eine 
jo eigenartige Stellung ein, daß er auch als Handels 
und Steuer-Objeft eine gejonderte Auffafjung verdient. 
Wenn billiger Boden jegensreich für die Gejamtheit iſt 
und hohe Umjaßjteuern, wie die Bodenreformer behaupten, 
den Bodenpreis in Wirklichkeit niedrig halten, jo jind 
auch Hohe Umſatzſteuern gutzuheigen, injoweit jie die 
ſtädtiſche Entwidelung nicht ungünftig beeinflujjen. 

Sofern der Liberalismus zunächſt nur die im Sinne 
wirtſchaftlicher Gerechtigkeit münfchenswerten und 
gutzuheißenden Einnahmequellen überall da erjchließt, wo 
er die Macht hat, fünnen zahlreiche Kulturaufgaben gelöit 
werden, die zwar auf dem liberalen Brogramm jtehen, 
aber vergeblich der Erfüllung harren. 

Zu dieſen Einnahmequellen gehört auch die bereits 
eingangs erwähnte, ftufenweis aufiteigende Erbjchaftsfteuer. 
Die völlige Schonung der direkten Nachfonmen, wie 
ſolche in Preußen bejteht, jcheint mir in feiner Weije be 
gründet zu fein. Denn ich fann mir nicht denfen, daß 
das Streben und die Arbeitsfreudigfeit auch nur eines 
einzigen Menjchen dur den Gedanken beeinträchtigt 
werden fönnte, daß jeine Kinder dereinjt von feiner Hinter: 
lafjenjchaft einen gewiſſen Prozentjag dem Staate zu 
entrichten haben werden. Im Gegenjage zu Preußen 
beiteht denn auch die Erbjchaftsiteuer bei Verwandten 
1. Grades in vielen deutſcheu Bundesjtaaten und in den 
meiften europäischen Kulturländern, jelbjt in dem Liberalen 
England und dem republifanischen Frankreich). 

E3 entjpricht unverfennbar nur dem Grundjage wirt: 
ichaftlicher Gerechtigfeit, wenn das arbeitsloje Einkommen 
jtärfer getroffen wird, al8 das aus direfter Arbeit fließende, 
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inöbejondere wenn hiermit eine Schonung der Minders 
bemittelten Hand in Hand geht. 

Eine Finanze und Steuerpolitif im Sinne wirtjchaft- 
licher Gerechtigfeit ſeitens des Liberalismus ijt für die 
Zurüdgewinnung ſeines Einflufjes unerläßlich. 

Eine ſolche Politik treiben heißt nicht das „freie 
Spiel der Kräfte“ unterbinden, ſondern eine Korrektur, 
eine Milderung vorhandener Privilegien herbeiführen, einen 
Ausgleich zwiſchen dem allzu verjchiedenartigen „Rüſtzeug“ 
anjtreben und gerade hierdurch dem wirklich „freien Spiel 
der Kräfte” wieder einigermaßen die Wege ebnen. 


c. Bolfsgejundheit. 

Neben Bildung und Willen ijt ein gejunder Körper 
dasjenige Nüftzeug, deſſen Fehlen den „Kampf ums 
Daſein“, welcher dem Fortſchritt zu dienen berufen ift, 
von vornherein zu einem ungleichen und darum höchſt uns 
gerechten gejtalten würde. Der liberalen Weltanjchauung 
zufolge it es nun aber die natürliche Ungleichheit, 
welche die Entjcheidung in dieſem Kampfe herbeiführen 
jol. Darum erwächſt dem Liberalismus die Pflicht, alle 
diejenigen Urjachen nad) Möglichkeit zu bejeitigen, welche 
die Gejundheit des Individuums ohne dejjen Verjchulden 
gefährden, die natürliche Ungleichheit damit aufheben und 
eine fünjtlihe an deren Stelle jegen. Was zu Beginn 
des Abjchnittes „Bildungsfragen“ über die Selbithilfe ge— 
jagt wurde, gilt auch in demjelben Rahmen von der förper- 
lichen Bejchaffenheit. 

Häßlichkeit und körperliche Geburtsmängel bilden, 
gleich der Dummheit und Energielofigfeit, ein natürliches 
Mißgeihid, dejien Folgen der Inhaber tragen muß. 
Hier mag vielleicht die Charitas oder prophylaktiich die 
medizinische Wiſſenſchaft eingreifen — der Liberalismus 
jchreitet darüber hinweg und Hält ſich an die von der 
Natur gegebenen Umſtände. Seine Aufgabe beiteht darin, 
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der natürlichen Bejchaffenheit des Menſchen die größtmög- 
liche Freiheit zur Entwidelung und Vervollkommnung zu 
geben und demgemäß ihm die Möglichkeit zur Nußbar- 
machung aller hygieniſchen Fortjchritte und Errungenschaften 
zu bieten. 

Gerade auf diefem Gebiete haben viele Kommunal» 
verwaltungen bereit8 jehr Danfenswertes geleiltet. Es 
ſei nur an die Sanalifation der meiften Städte, an 
jtädtifche Kranfenhäufer, ſtädtiſche Turnhallen u. dgl. m. 
erinnert. Aber noch weit mehr, als bereit3 gejchaffen ift, 
bleibt in den meiſten Fällen zu tun übrig. 

Kommunale Wohnungsinfpeftionen bejtehen in den 
wenigjten Gemeinden und auch in diejen zumeijt in unzus 
länglichem Umfange. 

Wie notwendig fie find, Hat fich jehr bald überall 
da gezeigt, wo fie eingeführt wurden, denn der Umfang 
der vorhandenen Mißſtände Hat fich geradezu als erjchredend 
berausgeftellt. Mit Recht weiſt Damaſchke darauf Hin, 
daß, ebenjo wie das Feilhalten gefundheitsjchädlicher 
Nahrungsmittel behördlicherfeit3 verboten ift, auch das 
Seilhalten gefundheitsjchädlicher Wohnungen unterjagt und 
verhindert werden müßte. Lebteres iſt im Allgemeininter- 
eſſe jogar noch weit dringlicher als das Erjtere, weil 
ungejunde, überfüllte Wohnungen die Herde epidemifcher 
Krankheiten und der Unfittlichfeit bilden und damit neben 
dem Wohle des Einzelnen das der Gejamtheit ernitlich ge— 
fährden. In engem Zufammenhange mit diejer jo über- 
aus wichtigen Frage jteht die Bodenpolitif der Gemeinde, 
welche jchon bei dem Abjchnitte „Zinanzfragen“ kurz ge- 
jtreift wurde. Hier freuzt die wirtjchaftliche Frage ſich 
mit der hygieniſchen, und ſelbſt wenn der Liberalismns 
vom wirtjchaftlichen Standpunfte aus der uneingejchränften 
Bodenjpefulation das Wort reden jollte (was mit feinen 
Grundprinzipien jedoch nicht in Einklang zu bringen ilt), 
jo müßte er aus den dargelegten hygienischen Rüdfichten 
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eine Bodenpolitif der Gemeinden begünjtigen, welche ihr 
den größtmöglichen Einfluß auf das fommunale Wohnungs» 
wejen einräumt. Dieſe Politik aber hat neben einem 
rationellen Steuerjyjtem in dem Erwerb und Feithalten 
eines möglichſt umfangreichen ſtädtiſchen Grundbefiges 
unter gleichzeitiger weitgehender Förderung gemeinnütziger 
Baugenoſſenſchaften zu beſtehen. Die Parzellierung dieſes 
Grundbeſitzes in großem Maßſtabe zwecks Errichtung und 
Verpachtung von Privatgärten, die teilweiſe Hergabe des— 
jelbeu zu Parks, öffentlichen Spiel» und Turnplätzen, die Ans 
wendung des ErbbaurechtS bei Abgabe von Baupläßen 
wird eine derartige Bodenpolitif, welche wirtjchaftlich wie 
hygienisch gleich bedeutjam ijt, in wirkſamſter Weije 
unterjtüßen. 

Als weitere hygieniſche Maßnahmen, welche jeiteng 
fiberaler Vereine und Kommunalpolitifer anzuftreben jind 
und deren Durchführung dem Liberalismus zahlreiche neue 
Anhänger gewinnen würde, fommen in Betracht: 


Koſtenloſe Desinfektion der Wohnungen bei an= 
jtedenden Krankheiten. 

Billige Beichaffung von guter Milch für Säug- 
linge von gemeindewegen. 

Einrichtung öffentlicher Volks- und Schulbäbder. 

Veranitaltung hygieniſcher Vorträge gegen mini— 
male Eintrittspreije. 

Intenfive Beteiligung an der Bekämpfung des 
übermäßigen Altoholgenuffes. 

Belämpfung der Gejchlechtsfranfheiten unter 
weitgehenditer Aufklärung der beteiligten Kreiſe. 

Anjtellung von Schulärzten. 
Umfafjende Straßenhygiene. 


Das hier aufgeftellte Programm ift zum Zeil bereits 
in vielen Gemeinden durchgeführt. Es kann fFeinerlei 
Anjpruch auf Bollitändigfeit machen. Es joll, wie bereit3 
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ausgeführt wurde, nur einen Wegweifer bieten, nach welcher 
Richtung der Liberalismus in Stadt und Land in 
hygienifchen Dingen fich erfolgreich betätigen fann. 
Denn, wie immer wieder betont werden muß, auf Die 
Tat allein fommt e8 an, wenn wir die Züden in unferen 
Reihen wieder füllen wollen — der Worte find genug 
gewechjelt worden. Die Hauptfache bleibt, daß dag Handeln 
den Worten folgt und daß dieſes Handeln in Einklang 
bleibt mit dem wichtigften Grundprinzip einer wahrhaft 
liberalen Weltanjchauung: „Bahn frei für den Tüchtigen.* 


5. Allgemeines. 


Die Verbreitung von Bildung (in weiteltem Sinne 
genommen) und Gefundheit habe ich deshalb in den Vorder: 
grund gejtellt, weil fie mir der Schlüfjel zur Löſung der 
jozialen Frage zu fein jcheint, weil fie das beitehende 
Uebel der jozialen Ungeredtigfeiten an der Wurzel ans 
greift. Bildung und Geſundheit find das Rüſtzeug, ohne 
welche der Kampf ums Dajein von vornherein ein 
ungleicher, illiberaler fein würde. Die Möglichkeit ihrer 
Erlangung für einen jeden Einzelnen it darum, 
jomweit die Unvollfommenheit der irdijchen Weltordnung 
es zuläßt, in erfter Linie feitens des Liberalismus anzu— 
itreben. 

Se weiter Bildung und Wijjen unter den 
Menjhen ausgedehnt, je gleichmäßiger jie ver: 
teilt find, umfomehr wird die Produktion ji 
vervielfältigen und der Bolfsreichtum wacjen, 
um jo größer werden die Annehmlichfeiten jein, 
welche dem Einzelnen jich eröffnen, um jo höher 
wird die allgemeine Moral und damit das Glüd 
der Menjchheit fich erheben. 
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Denn das Maß der Produktion, die Zunahme unjeres 
Reichtums hängt von dem Umfange ab, in welchem es 
uns gelingt, die Naturfräfte in unfern Dienft zu jtellen, 
die Ergebniffe der Phyfif und Chemie zur Anwendung 
zu bringen, mit einem Worte die Wifjenjchaften auszus 
bilden und ihre Nefultate praftifch zu verwerten. Je 
mehr Menfchen aber an der Fortbildung unjeres Willens 
teilnehmen, je mehr durch Zuführung von Wiſſen in die 
Lage gebracht werden, fi) der vorhandenen Errungen- 
ichaften zu bedienen, um fo befruchtender wird dies auf 
Produktion und Bolfsreichtum wirken. 

Bon den Annehmlichkeiten und Genüfjen, welche das 
Leben uns bietet, üben die nachhaltigfte, tiefgehendite 
Wirkung diejenigen aus, welche auf geiftigem Gebiet liegen, 
welche vermöge unſerer Bildung uns zugänglich find. 

Und was jchlieglich den dritten Punkt anbelangt, daß 
die Höhe der allgemeinen Moral parallel derjenigen der 
Bildung und Wifjenjchaft gehe, jo wolle man den Beweis 
hierfür in dem befannten Werfe von Henry Thomas 
Budle „Die Gejchichte der Eivilifation in England“ auf- 
juchen. Budle führt u. a. den Nachweis, daß die beiden 
ärgiten Uebel, welche die Menſchheit heimgejucht haben, 
Krieg und religiöfe Verfolgung, nur durch die Zunahme 
des Wiſſens und der Erfenntnis eine allmähliche Ber: 
minderung erfahren haben; daß die ſpaniſchen Inquifitoren 
edle, aber unwifjende Menfchen waren; daß die Erfindung 
des Schießpulvers und der Dampfmafchine, ſowie das Buch 
von Adam Smith „Wealth of Nations“, in welchem zuerft 
die Interefjen-Solidarität der handeltreibenden Völker gelehrt 
wurde, weit mehr für den Frieden getan haben, als alle 
Lehren von Moraliften und Theologen jeit Anbeginn der 
Welt. Budle führt aus, daß die angeborene Sittlich- 
feit der Menjchheit, joweit wir jehen, feine Fortjchritte 
macht, und bezeichnet mit Recht als die großen Hebel der 
Kultur in jedem zivilijierten Lande den Umfang, die 
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Ausdehnung und die Freiheit von Wiſſenſchaft und Bildung. 
Da es jedoch einſtweilen unmöglich iſt, das zu er— 
ſtrebende Ziel der größtmöglichen Verbreitung von Wiſſen 
und Geſundheit auch nur annähernd in dem wünſchens— 
werten Umfange in abjehbarer Zeit zu erreichen, jo wäre 
e3 pharifäisch, fich auf dieje beiden Punkte zu bejchränfen. 
Gar mancherlei Einrichtungen können jeitens Tiberaler 
Kommunen und Vereine gejchaffen werden, welche einen 
gemeinnüßigen Charakter tragen, ſeitens der Bevölferung 
danfbar begrüßt werden und hierdurch gleichzeitig dem 
Liberalismus neue Anhänger zuführen würden. Denn 
wenn auch das Gute in erjter Linie um des Guten willen 
geichaffen werden ſoll, jo jcheint mir doch nichts Anftöpiges 
darin zu liegen, wenn eine ehrliche, nach dem Volkswohl 
wahrhaft ftrebende Partei ‚mit der Schaffung des Guten 
gleichzeitig propagandijtiiche Zwecke verbindet. 

Den Bücher und Lejehallen fünnten fich Bürger: 
und Frauenheime (Klubs) für Minderbemittelte nach Art 
der engliſchen Settlements angliedern. 

Die im In» und Auslande beitehenden gemeinnüßigen 
Einridtungen größeren Styls jind jeitens des liberalen 
Bundes zu ftudieren und zur allgemeinen Kenntnis zu 
bringen. 

Auch mühten nad dem Mufter der Deutjchen Gejell- 
jchaft für ethiſche Kultur bei allen Liberalen Bereinen 
bezw. Kommunen öffentliche Ausfunftsitellen über be- 
jtehende Wohlfahrtseinrichtungen und Stiftungen errichtet 
werden. 

Im Anjchluß hieran ift die Gründung von Gemeinde- 
AUrbeits-Nemtern für Arbeits-Nachweis und Ausfunfts- 
erteilung in allen bürgerlichen Rechtsfragen vorzunehmen. 

Die fommunalen Betriebe müßten nach jeder Richtung 
hin zu Mufterbetrieben ausgeftaltet werden. (Mannheim 
bat hierin bereits Vorbildliches geleijtet.) 

Die mehr und mehr überhandnehmende Borgwirts 
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Ihaft im gejchäftlichen Leben jollte nach Möglichkeit be— 
fümpft und die z. B. in Frankreich auf diefem Gebiete 
beitehenden Einrichtungen zum VBorbilde genommen werden. 

Daneben ijt die weitere Ausgeftaltung und Schaffung 
von Kredit-Organifationen für Heine Kaufleute, Hand» 
werfer und Landwirte nach Schulge-Deligichem Vorbilde 
zu betreiben. 

Es fann nicht meine Aufgabe fein, bier ein lüden- 
loje8 Programm für alle liberalen Stadtväter und Vereine 
aufzustellen. Das muß, wie jchon erwähnt, feitens der 
Leitung des zu jchaffenden „Bundes“ gejchehen. Auch ift 
bier eine gewifje Selbitbeichränfung zunächit wünſchens— 
wert und nur ein ganz allmähliches, möglichſt einheitliches 
Vorgehen angebradt. Denn das Trägheitsgejeg regiert 
die Mafjen, und wer zuviel mit einem Male in Angriff 
nimmt, läuft Gefahr, feine Kräfte zu zerfplittern und auf 
balbem Wege ftehen zu bleiben. 

Das aber ift ficher: Mit Programmen, Reden, Flug— 
blättern und Forderungen allein wird der deutiche Libe— 
ralismus jich niemal® wieder aus feiner Verſumpfung her⸗ 
ausarbeiten. 

Es bedarf einer gründlichen Abkehr von dem bisherigen 
Syitem, dem Einzelnen die Geitaltung jeines Lojes aus 
jchließlich jelbjt zu überlafjen in der gänzlich falfchen An- 
nahme, daß die „natürliche Entwidelung‘ hierbei am 
beiten zu ihrem Rechte fomme. 

Bielbewuhte Arbeit im Sinne einer Korrektur und 
Milderung der zahlreichen, Fünftlich hemmenden Schranfen, 
wo eine völlige Bejeitigung nicht angängig ericheint — 
das iſt die Aufgabe, zu welcher der zu jchaffende große 
liberale Bund alle jeine Glieder heranzuziehen hat. 

Das auch eröffnet die Ausficht auf eine allmähliche 
Annäherung zwijchen der ihres Radifalismus und ihrer 
faljchen Theorien ſich immer mehr entfleidenden Sozial» 
demofratie und den liberalen Parteien. 


Vielleicht werden es dereinſt noch unjere Enfel erleben, 
daß der Zufammenjchluß der gejamten Linfen (bis hinein 
zu den Nationalliberalen) zu der großen liberalsfozialen 
Partei erfolgt, welche optimijtifchen Geijtern heute als ein 
ebenfolches Ideal vorſchwebt, wie dereinſt unjeren Groß» 
vätern das große einige Deutſche Reich. 

Gar arg zerfahren tft der deutſche Parlamentarismus 
in ber Gegenwart, und bie chronische Beſchlußunfähigkeit 
des Deutjchen Reichstags wirft ein betrübendes Licht auf 
die herrichenden Zuftände Ein friiher Zug der Be- 
geifterung ift notwendig, um es wieder eine Luſt werden 
zu laſſen, an den gefeßgeberifchen Aufgaben des Deutichen 
Reiches mitzuarbeiten. Unjere beiten Männer müfjen es 
jich wieder zur Ehre jchäßen, dem deutjchen Reichstage 
anzugehören. 

Das allein vermag den Parlamentarismus vor dem 
Marasmus zu bewahren, in welchen immer tiefer zu ver— 
finfen er im Begriff ſteht; das allein vermag ihn der 
Interejjenwirtfchaft zu entreißen, zu deren Fürſprecher die 
al8 Vertreter des ganzen Volkes Erwählten jo vielfach ſich 
hergeben. 

Erreicht aber fann dies Ziel nur werden durch der— 
einjtige Verwirklichung de8 Traumes von der großen 
liberal-fozialen Partei. In ihren Schattierungen, ja in 
ihren Endzielen jelbjt mögen ihre einzelnen Glieder diffe- 
tieren, wenn fie nur in der Arbeit zur Bejeitigung offen— 
fichtlicher Härten und Ungeredtigfeiten, zur Herbeiführung 
wahrhaft Humaner Einrichtungen und Zuſtände fich zu— 
jammenfinden: zu einer Arbeit, welche ernitlich angeregt 
und in die Wege geleitet zu haben, das unvergängliche und 
unbejftrittene Verdienſt der Sozialdemokratie bleiben wird. 

Viel Partei-PBartifularismus iſt noch zu bejeitigen, 
viel perjönliche Eitelfeit in den Hintergrund zu jtellen, 
mancherlei Opfer der Selbjtverleugnung zu bringen, bevor 
diefer Traum verwirklicht wird. 


Wie Norddeutjcher Bund und Deutjcher Zollverein 
mit ihren praftifchen Aufgaben die Einleitung und Bor» 
ausjegung bildeten für die Errichtung des Deutjchen 
Reiches, jo möge der zu gründende Bund der liberalen 
Vereine in tatkräftiger Arbeit die Schaffung der großen 
Iiberalsjozialen Partei, welche die innere Einigung Deutjch- 
lands verförpern würde, vorbereiten. 

Dann wird aud ein Bismard fich finden, der das 
ſtolze Werk feiner Vollendung entgegenführt. 


I. 
Selbflinterefe und Gemeinwoßl. 


„sn jedem von ung giebt es zwei herrſchende 
und führende Triebe: die eingeborene Begierde 
nah dem Angenehmen und die erworbene Ges 
finnung, die nach dem Beſſeren ſtrebt.“ (Sofrates) 


Beide Triebe fallen zujammen, wenn der Menjch auf 
der Höhe jener Erkenntnis angelangt ift, welche ihm zeigt, 
daß die Erlangung des mittelbar Bejjeren ihm zu größerem 
Borteil, zu höherem und nachhaltigerem Glüdgempfinden 
gereicht, als die jeweilige Stillung jeiner Begierden nad) 
dem unmittelbar Angenehmen. Denn dann wird er 
das „Angenehme“ in jenem „Beſſeren“ erbliden, dann 
iſt er zum „Weitblider‘ emporgediehen. 

Zu dieſer Erfenntnis des größeren mittelbaren Vor— 
teil8 gegenüber der häufigen Minderwertigfeit des unmittel- 
bar Angenehmen die Menjchen emporzuführen und jie 
diejer Erfenntnis gemäß handeln zu lafjen, jcheint mir das 
Endziel aller Erziehung zu bilden. 


Die chriftliche Lehre iſt injofern nicht pädagogijch ver— 
fahren, als fie gewifje mächtige Injtinkte des Menjchen 
völlig außer Acht ließ und reine Demut, jchranfenloje 
Nächitenliebe lehrte. 
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Einen klaffenden Widerſpruch zwiſchen Lehren und 
Taten hat ſie damit unbewußt in unſer geſamtes Leben 
hineingetragen. 

Wer Unerfüllbares verlangt, wird nur allzu oft das 
Gegenteil erreichen. 

Nicht die Inſtinkte zu unterdrücken, ſondern 
ſie in die rechten Bahnen zu lenken, muß darum 
Aufgabe der höchſten Morallehren bilden. 

Nicht den Egoismus eindämmen, ſondern an 
ihn appellieren, heißt den Fortſchritt fördern. 

Nicht gradlinig find die Wege, welche zum böchſten 
Gipfel führen. Nur wenige der Allzufühnen, welche ihn 
jenfrecht anfteigend zu erreichen jtreben, werden vor dem 
Sturze bewahrt bleiben. Das Gejet der Evolution, der 
langjam fortjchreitenden Entwidelung jollte der Pädagoge 
am wenigjten unberüdjichtigt laſſen. Denn in feinem 
Punkte iſt e8 wirfjamer, nirgends vollzieht der Fortſchritt 
ji) Tangjamer, auf feinem Gebiete find wir weniger vor: 
angejchritten, al8 auf demjenigen der Moral. 


Die Anschauung, daß der Kampf ums Dajein Die 
Grundlage des FortjchrittS bilde, verliert für das Menjchen- 
gefchlecht in dem Maße an Berechtigung, in welchem die 
Fähigkeit wächlt, die Herftellung unſerer Bedürfnisgegens 
jtände beliebig zu vermehren; in welchem der Taujchver- 
fehr unter den Individuen und den Völkern an materiellen 
und geijtigen Gütern zunimmt; in welchem die wirtjchaft- 
fihe und gejellichaftlihe Organiſation fortjchreitet; in 
welchem Bildung und Wiſſen Verbreitung finden. 

„Das Gejet vom Kampfe ums Dajein wäre auf 
den Menschen nur anwendbar, wenn man ihn rein 
als Naturproduft, als Bejtie betrachten dürfte, wenn 
die Naturelemente noch nicht von der fittlichen Kultur 
gebändigt wären.“ (Schmoller, Grundfragen.) 
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„se mehr Raum für den Fortichritt eines jeden 
Einzelnen gelafjen iſt, umjo befjer ijt die Dauer und 
der Fortſchritt des Ganzen gejichert.*“ (Buckle, Ges 
jchichte der Eivilifation in England.) 


Schädigung anderer, ja jelbjt Bereicherung auf Koften 
anderer, ijt nicht immer gleichbedeutend mit Verlegung der 
Allgemeininterefjen, für deren Wahrung die Gebote der 
Ethik richtunggebend find. 

Wenn ich mehr oder Beſſeres leijte, als mein Nädhiter, 
und ihn hierdurch von feinem Plate verdränge, wenn ich 
den Bedürfnijjen meiner Mitmenjchen bejjer zu genügen 
weiß, als mein Nächiter, und ihn lediglich hierdurch in jeiner 
Exiſtenz jchädige, jo verlege ich nicht die Gebote der Ethif, 
jondern ich befolge fie. Denn die Interefjen der Gejamt: 
heit gehen immer denjenigen des Einzelnen voran. 


Nicht aber nur in der Steigerung des ideellen 
Glücksgefühls bejteht die größere Wahrung des Eigen» 
interefjes bei Förderung des Gemeinwohld. Auch der 
größere materielle Vorteil läßt in der Mehrzahl der Fälle 
ſich erweijen. 

Mitten in das wirtjchaftliche Leben greife man hinein, 
und man wird die Wahrheit dieſes Satzes bejtätigt finden. 

Am beſten gedeiht die Induſtrie in denjenigen Ländern, 
dort erzielen die Induftriellen die größten materiellen Er- 
folge, wo die höchiten Löhne gezahlt werden, wo die wirf- 
ſamſten Schußgejege, die weitgehendite Freiheit für Arbeiter 
und Angejtellte bejtehen. 

Solange in England die uneingejchränfte Frauen— 
und Slinder-Arbeit erlaubt, die Freiheit der Arbeiterjchaft 
durch Koalitiongverbote eingedämmt war, vermochte der 
Wohlitand des Landes fich nicht zu entfalten. Sein 
Emporblühen datiert erji jeit der Zeit, da die Gejeggebung 


eine durchgreifende Wenderung zu Gunjten ber großen 
Mafie des Volkes erfuhr. 

Unjere gejamte Großinduftrie ift in neuefter Zeit 
darauf bedacht, Wohlfahrtseinrichtungen für die Arbeiters 
ſchaft in größtem Umfange zu treffen. Nicht immer Er- 
wägungen ethijcher Natur jind es, welche diejes Verhalten 
bewirfen, jondern zumeilt der Wunjch, fich einen guten 
Arbeiteritamm zu fichern, die tüchtigen Leute an das Werk 
zu feſſeln. Aber gerade dies iſt das Charakteriſtiſche, daß 
Ethif und Eigennug hier in augenfälliger Weiſe zuſammen— 
fallen und einander fördern. 

„Dieje Geſetze (die Arbeiterſchutzgeſetze in Deutjch- 
fand) haben bei dem Arbeiter das Bertrauen in die 
Zukunft geſtärkt und ihn dadurch entjchieden fähiger 
gemacht. Wenn die deutjche Induftrie einen beträcht- 
lichen Aufſchwung zeigt, jo ift fie durch diefe an die 
Arbeiter abgegebenen Beträge nicht gehemmt, fondern 
im Gegenteil gefördert worden,” 


(Sir Charles Oppenheimer, derzeit englijcher General» 
Konful in Frankfurt a. M.) 

Diele Handwerfsmeifter erſchweren ihren Lehrlingen 
den Beſuch von Fortbildungsjchulen, weil fie einen 
empfindlichen Ausfall an Arbeitskraft und »Zeit befürchten 
und ihr unbejchränftes VBerfügungsrecht über ihre Lehr— 
linge bedroht jehen. Daß diejer Standpunkt furzfichtig ift 
und Handwerk und Indujtrie jelbjt zu ſchwerſtem Schaden 
gereichen muß, liegt auf der Hand. Der Gewerbeinjpeftor 
für Thorn berichtet für das Jahr 1900 von den vorzüg- 
fichen Ergebnifjen, die Arbeitgeber wie Lehrlinge der 
Zwangsfortbildungsjchule zu verdanfen haben. 

Die Kaliinduftriellen haben zu einem Syndikat ſich 
vereinigt, das erhebliche Koften aufwendet, um die Land⸗ 
wirte von der vorzüglichen Wirkung der Kalidüngung auf 
die Fruchtbarkeit des Bodens durch Wort und Schrift zu 
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überzeugen. Das Motiv ihrer Handlungsweiſe iſt berech— 
tigter Eigennug, die Wirkung iſt gleichzeitige Förderung 
der Landwirtichaft und des Gemeinwohls. 

Die Landesverjicherungsanjtalten geben zu billigem 
Zinsfuße Geld an Gejellichaften, welche die Verbeſſerung 
des Wohnungsweſens ſich zur Aufgabe machen. Die 
ethijche Seite jpringt hier zuerjt in Auge, aber auch als 
reine Erwerbsgejellichaften betrachtet, können jene Anjtalten 
in Wahrung ihres Eigennußes nichts Vernünftigeres tun. 
Denn durch Verbejjerung der Wohnungen tritt eine Ab- 
nahme der Krankheiten und frübzeitiger Invalidität ein, 
wodurd die Lajten der Verficherungsanjtalten eine erheb- 
fihe Minderung erfahren. 


Greifen wir weiter hinaus in das Aulturleben und 
die Wirtjchaftsgejchichte der Nationen. 

Eine hohe Kultur wird jenen Völfern zugefchrieben, 
welche dereinjt in China, Indien, Perfien, Egypten und 
Mittel-Amerifa ihre Wohnjtätten errichtet hatten. Ber 
günftigt durch eine tropijche Vegetation, vermochten jie 
jchnell jenen Wohlſtand zu erreichen, der die unerläßliche 
Borbedingung bildet zu jeder höheren Givilifation. Doc 
zum ®Berderben gereichte den DBölfern der übermäßige 
Reichtum, welchen die Natur freigebig jpendete. Die Bes 
gehrlichkeit wedte er in den Starken und Mächtigen. In 
blöder Kurzfichtigfeit folgten fie nur ihrem triebhaften 
Willen zur Macht, legten Bejchlag auf unermepliche Länder: 
ftreden, unterjochten die große Mafje des Volkes, häuften 
ungeheure Reichtümer für fi) und die Ihrigen auf, zehrten 
vom Marke der Menge, welche jchlieglih in Stumpfheit 
und Dumpfheit, in Barbarismus und Wberglauben, in 
Armut und Elend verjanf. 

Was aber erreichten jene wenigen Mächtigen und 
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Starfen? Sie beraubten jich jelbit der erhabenen Genüffe 
einer hohen Kultur. 

Zum Stillftand braten ſie die Civilijation, da fie 
dem Volke die Möglichkeit nahmen, an ihrem Fortjchritte 
mitzuwirken. Denn je größer der reis, der mitarbeitet 
an dem Aufjtieg zur höheren Kultur, umſo herrlicher wird 
dieje fich entfalten, umfo reicher wird die Fülle der Güter 
und Lebensannehmlichkeiten fließen, welche wir mit unferm 
Reichtum ung zu verjchaffen vermögen. Erjtarren aber 
muß jegliche Kultur, zur Unfultur muß jchließlich fie fich 
verfehren, wenn in Barbarei und Aberglauben, in Not 
und Elend die große Mehrheit des Volkes erhalten wird, 
wenn dieje Quelle verjiecht, aus welcher die frijchen Lebens— 
wafjer an die Oberfläche. jprudeln, die allein mit neuer 
Keim und Triebfähigfeit das Leben einer Nation erfüllen. 

Aber nicht nur Erftarrung der Kultur, jondern auch 
Krankheit und Krieg ift die unweigerliche Folge jener 
Niederhaltung der großen Mehrheit des Volkes. Krankheit 
aber macht nicht Halt vor den Häufern der Reichen und 
den Thronen der Großen, jondern rafft auch diefe unbarm- 
herzig hinweg. Srieg aber dringt umſo leichter ins Land 
und bejeitigt die Herrjchaft der Großen, beraubt fie ihres 
mühſam gehüteten Neichtums, je jchwächer dem Nachbarn 
die Menge des Bolfes erjcheint. Und umfo widerſtands— 
Iojer wird dieſe ſtets fich erweifen, je ärmer und elender 
fie ſich befindet. 

Töricht und furzfihtig iſt es darum, durch 
planmäßige Niederhaltung der Menge ſeine 
Herrſchaft zu errichten; weiſe und klug dagegen, 
ſeine Macht zu befeſtigen, indem man die 
Schwachen :ftarf macht und, auf ſie ſich ſtützend, 
ſie mit allen verfügbaren Mitteln zur Höhe 
emporzuführen verſucht. 

Zeigt ſich dieſe Wahrheit doch auch an dem Ver— 
halten der koloniſatoriſchen Mächte der Gegenwart. Den 
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größten Erfolg und Nuten werden jtet3 diejenigen Länder 
in Kolonien erzielen, welche deren eigenes Wohl erjtreben, 
welche die vorhandenen Schäge zu heben, die natürlichen 
Neichtümer nugbar zu machen juchen, welche aber auch 
der Eigenart der Bevölkerung größtmögliche Rüdficht ent- 
gegenbringen und ihr die Humanjte Behandlung angedeihen 
lafjen. 

England hat in wohlverjtandenem Eigeninterefje ein 
ähnliches Verhalten zumeijt in jeinen Stolonien befolgt. 
Weitgehendite Selbjtverwaltung hat es ihnen eingeräumt, 
hat vermöge jeiner Kapitalfraft die Schäte des Landes 
nußbar gemacht, die eingeborene Bevölkerung mit neuen 
Bedürfniffen erfüllt und ihre Lebenshaltung in ungeahnter 
Weife gehoben. Darum halten auch die Kolonien zum 
Mutterlande in treuer Anhänglichkett und leiften ihm 
freudig Beiftand in Krieg und Gefahr. Sie wiſſen feine 
Schugherrfchaft zu ſchätzen, welche jo trefflich es verjtanden 
hat, durch Förderung des Landeswohls zugleich den größten 
Eigennuß der Schügenden zu fichern. 

Spanien aber, einjt die größte Kolonialmacht der Welt, 
hat durch jeine Furzfichtige Ausbeutepolitil, dur) den 
Raubbau an Land und Volk feiner Kolonien durch jeine 
bildungsfeindliche Prieſterherrſchaft ſich jelbit aufs tiefite 
geihädigt. Es war eine törichte Machtpolitif, die es ger 
trieben bat und die feiner Herrlichkeit ein frühzeitiges 
Ende bereiten mußte, weil wahrer, dauernder Eigennuß 
niemals auf Koſten de Gemeinwohls erzielbar it. 


Unerbhörte, nie gejehene Reichtümer find heute in den 
Händen einer fleinen Minderheit amerifanifcher Bürger 
vereinigt. Aber nur vereinzelt dur) Ausſaugung der 
übrigen Bevölferung find diefe Reichtümer entitanden, in 
der Hauptjache verdanken jie ihren Urjprung der Er» 
jchliegung der ungeheuren Schäge des Landes, der tat» 


kräftigen Arbeit, dem gewaltigen Unternehmungsgeift, der 
Nusgbarmahung der Naturkräfte, der Hebung des Ver— 
fehr8 und Schaffung einer bewunderungswürdigen Ors 
ganijation. 

Solange jene plutofratijchen Machthaber es verjtehen, 
einen weijen Gebrauch von ihren fabelhaften Reichtümern 
zu machen, jolange ſie diejelben nicht zur Ausbeutung und 
Knechtung der übrigen Bevölferung mißbrauchen, jondern 
jte teilnehmen laſſen an den wohltätigen Errungenjchaften 
jener großartigen, auf fapitaliftiihem Wege erzielten 
Hebung der Landesſchätze, jolange werden fie jelber ihres 
Reichtums und berechtigten Eigennubes froh werden. 

Man beachte den gewaltigen Unterjchied zwijchen den 
Kulturzuftänden, welche diejen Reichtiimern und denjenigen 
der aſiatiſchen Großen als Folie dienen. Denn nicht 
Unterdrüdung, jondern größte Freiheit der individuellen 
Betätigung herrſcht in Amerifa für jedermann. Ein jeder 
ijt berufen, mitzuarbeiten an der Wohlfahrt des Landes, 
und jedem ijt die Möglichkeit geboten, auch für fich jene 
Reichtümer zu erwerben. In der großen Mehrzahl der 
Fälle find drüben die Starken jo groß geworden, weil jie 
es veritanden haben, die Schwachen mit fich emporzuziehen, 
weil fie mit ihrer genialen Unternehmungsluft ihnen Bes 
tätigungsmöglichfeit gegeben, weil fie einen großen Teil 
ihrer Reichtümer zur Förderung des allgemeinen Bildungs» 
wejens aufgewendet haben und weil vor allem auch drüben 
der Sieg des Tüchtigen nicht entfernt in dem Maße an 
Eramina und Familienbeziehungen gebunden it, wie in 
dem alten Europa. Solange die Starken auf diejem 
Wege der Fortentwidlung dienen, jolange fie Bildung und 
Gejundheit im Bolfe mit Hilfe ihrer Neichtümer fördern 
und dem wahren Talent die Gaſſe bahnen, folange wird 
ihnen ihre Macht zum Segen gereichen. Denn im der 
Förderung der Allgemeininterejjen allein hat wahrer Eigen» 
nuß jeine dauernde und fejtejte Stüße. 


ei 


Darum tt e8 nicht richtig, was philofophijche Theo» 
retifer vielfach behaupten, daß das Individualprinzip dem 
Sozialprinzip entgegengejett jei, daß beide grundver- 
jchiedene Ariome bilden. In der Betätigung des Sozial 
prinzips, in der Fürſorge für das Gemeinwohl feiert der 
Individualismus jeine höchſten Triumphe. Und der ift 
der größte Individualift, deſſen Taten auf der Erfenntnis 
fußen, daß jein eigener Vorteil auf die Dauer um jo größer 
ift, je mehr mit dem Vorteil der Gejamtheit er fich dedt. 


Sm Handelsverfehr bildet der wirtjchaftliche Egoismus 
die ausgejprochene Grundlage alles Tuns. Wie aud 
bier Selbitinterefje und Gemeinwohl zufammenfallen, wie 
Schädigung des leßteren zu materiellem Selbjtruin führt, 
läßt an zahlreichen Fällen der Praxis leicht fich erweifen. 

Wer in Zeiten des wirtjchaftlichen Aufſchwunges 
gegen die Gebote der faufmännischen WVorficht, der weiſen 
Mäßigung verjtößt, wer über jeine Kapitalfraft hinaus 
Berbindlichkeiten eingeht, wer Spekulationen unternimmt, 
die dad Maß jeiner Mittel überjteigen, der jchädigt Die 
Allgemeinheit, indem er die wirtjchaftliche Krijis und damit 
das Elend über Millionen jeiner Volksgenoſſen herauf: 
führen hilft, der wird faſt immer zugleich jelber dem 
finanziellen Zufammenbruch verfallen. 

Wer aber frei bleibt von jenem „Induftrietaumel‘ 
und nur im Rahmen feiner Kräfte Nuben zieht von dem 
jeweils berechtigten und notwendigen wirtjchaftlichen Opti- 
mismus, der fördert zugleich mit den Allgemeininterejjen 
fein eigenes Wohl. 

Die jüngfte Vergangenheit belegt durch zahlloje Fälle 
die Wahrheit dieſes Satzes. 

Biel geſchmäht und verläftert wird der faufmänntjche 
Beruf. Und nicht zu leugnen ijt, daß gerade in ihm Die 


— 6 — 


Verſuchung am größten iſt, durch Uebervorteilung anderer 
Nutzen zu ziehen. 

Aber längſt hat man in einſichtsvollen kaufmänniſchen 
Kreiſen erkannt, daß Rechtlichkeit auf die Dauer die ein— 
träglichſte Geſchäftspolitik bilde. 

„Wohl mag es einem Abenteurer gelingen, ſich 
auf eine vermeintliche Höhe zu ſchwingen, aber ſich 
auf ſolcher Höhe zu halten, iſt mit ganz geringen 
Ausnahmen unmöglich; denn über kurz oder lang 
führen die unſittlichen Maximen zum Verderben.“ 
(E. W. Bußmann, „Ethik und Handel“.) 


Ueberaus feinfühlig iſt die öffentliche Meinung, und 
auch den Kaufmann wird ſie ſchnell nach ſeinem wahren 
Werte erkennen. 

Wohl iſt das Streben des Kaufmannes in ſeinem 
Beruf auf den Eigennutz, auf das Verdienen in erſter 
Linie gerichtet. Durch Vorlage ſeiner Waren aber, durch 
das Beſtreben, ſie abzuſetzen, weckt er neue Bedürfniſſe, 
ſteigert damit die Lebenshaltung und mit ihr die Zivili— 
ſation. Die Erzeugniſſe ſeines Landes trägt er in fremde 
Länder und führt damit jene Annäherung der Völker 
herbei, welche die Grundlage des Friedens und der 
Geſittung bildet. Je weitverzweigter der Welthandel, um 
ſo größer das Friedensbedürfnis und um ſo begründeter 
die Hoffnung, der furchtbaren Geißel des Krieges endgültig 
ledig zu werden; umſo höher auch der Wohlſtand des 
eigenen Landes und damit umſo ausgiebiger die Vor— 
bedingungen zu ſteigender Kultur. 

So wirkt der Kaufmann, indem er ſeinen Nutzen auf 
einſichtsvolle Weiſe ſucht, als Pionier des Fortſchritts. So 
bietet er das augenfälligſte Beiſpiel dar, wie berechtigter 
Eigennug Hand ‚in Hand geht mit der Förderung des 
Gemeinwohld. „Denn an fein Schiff fnüpfet das Gute 


fih an.“ 
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Schädigung des Nachbarn, jei es im Einzels, jei es 
im VölfersVerfehr, fürdert die eigenen Interefjen nur je 
lange, als im barbarijchen Kriegszujtande die Menichen 
fi) befinden und jeder im andern nur den Gegner er 
blidt. Es iſt jedoch unzweifelhaft, daß der Kultur 
fortjchritt fi in der Richtung bewegt und be 
wegen muß, an Stelle des Dafeinsfampfes unter 
den Menjchen die Solidarität der Interejien zu 
jegen. Sagt doch jchon David Hume in jeinem berühmten 
Ejjay: „Se reicher unjere Nachbarn find, dejto bejjer für 
uns, denn deſto fauffräftigere Kunden werden jie für uns 
fein.“ Und Turgot, der große Minifter Louis XVI., 
chreibt: „Die Wahrheit ift, daß, indem man amderen 
jchaden will, man jich jelbjt jchadet.“ 

Zöricht wäre es, die Nachtjeiten des wirtjchaftlichen 
Lebens unjerer Tage leugnen zu wollen. In der Haupt 
jache find fie vorhanden, weil dem Einzelnen jo vielfach 
die Erkenntnis dejjen abgeht, was ihm zu feinem wahren, 
dauernden Beſten gereicht, weil die „Weitblider* auch 
unter den Kaufleuten nod) immer in der Minderheit ſich 
befinden. ! 


Was für den Kaufmann wie den Politiker gilt, trifft 
im jelben Maße für alle Berufe zu. 

Oftmals freilich jtellen Herkunft und Begünjtigung 
dem Verdienjte hindernd ji in den Weg. Pflichttreue 
und Tüchtigfeit werden nicht jelten unterdrüdt durch Neid, 
Mißgunſt und Berleumdung. 

Weit häufiger aber finden Können und Charafter in 
Wahrheit ihren Lohn, und die Unfähigkeit und Unfittlichfeit 
fällt der Mißachtung oder dem Verderben anheim. 

Unheilvoll ift die Lehre, die jo vielfach das Gegenteil 
verfündet und die zumeift von jenen verbreitet wird, welde 
ein Interefje daran haben, die Tatjachen zu entitellen und 
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ihrer Inferiorität einen Deckmantel zu ſchaffen. Sie 
poſaunen Einzelfälle aus, in denen auch der Hallunke zur 
ſcheinbaren Höhe emporſtieg. Aber ſie ſchweigen, wenn er 
wieder herabſtürzt von jener Höhe, ſie unterſuchen nicht 
die innere Beſchaffenheit ſeines vermeintlichen Glücks, und 
ſie ſchweigen erſt recht in all den zahlloſen Fällen, da dem 
Verdienſte ſeine Krone ward. 


Die Eitelkeit in den Dienſt der guten Sache zu ſtellen, 
entſpricht zwar nicht dem ethiſchen Ideal, bildet aber zu 
deſſen Erreichung eine Vorſtufe, die zu perhorreszieren im 
Hinblick auf das Geſetz der allmählich fortſchreitenden Ent— 
wickelung höchſt unklug wäre. 

Denn Eitelfeit iſt einer der mächtigſten Inſtinkte im 
Menjchen, von dem nur die wenigjten frei find. Leicht 
läßt er zum Ehrgeiz fich veredeln und vermag, in Die 
richtigen Bahnen durch Erziehung und Beiſpiel geleitet, 
die menjchenfreundlichiten Taten zu bewirfen. 

„Wir können uns der Wahrnehmung nicht ver« 
ichließen, daß es für die Volkswohlfahrt zuträglicher 
it, wenn die angeregte Eitelkeit gemeinnügige Werfe 
ichaffen hilft, al® wenn die fromme Demut nichts 
tut.“ (Bluntjchli, Politif als Wiſſenſchaft.) 

Und jeien wir doch ehrlich. Bewußt oder unbewußt 
lafjen wir in 90 von 100 Fällen durch die Rüdjicht auf 
die Öffentliche Meinung uns leiten. Der begreifliche und 
berechtigte Wunjch, zu gefallen, ift e8, der zumeijt unjer 
Handeln bejtimmt. 


Viele unter den Reichen und Mächtigen wähnen ihre 
Vorzugsitellung bedroht, wenn Wiſſen und Aufklärung 
unter den Mafjen verbreitet wird. Darum find fie Feinde 
von Volksſchule und freier Wiljenjchaft. Darum haben 
fie das Heiligite, was ein Menjch bejigen jollte, Die 
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Religion, zur Gehirnſchraube herabgewürdigt und ver— 
zerrt. Darum ſuchen ſie in Unwiſſenheit die große Menge 
zu erhalten. 

Niemals iſt größere Sünde gegen das eigene Wohl, 
gegen das Wohl des Vaterlandes begangen worden. 

Größeres Wiſſen erzeugt höhere Leiſtungen. Höhere 
Leiſtung wirkt Vermehrung der Güter. Vermehrung der Güter 
fördert den Wohlſtand des Einzelnen, wie der Geſamheit. 
Der Wohlſtand aber giebt uns erſt die Muße und die 
Kraft, geiſtige Kulturgüter zu ſchaffen. 

Erkenntnis macht lenkſam, einſichtig und verträglich. 
Wiſſende werden begreifen, daß Vorzugsſtellungen und 
Ungleichheiten immer beſtehen werden, weil ungleich die 
Anlagen und Eigenſchaften der Menſchen ſind. Wiſſende 
werden in Wohlwollen die echte Befriedigung ſuchen und 
finden. 

„Falſche Politiker, eingeſchränkt auf ihre kleinen 

Ideen, haben gemeint, es ſei leichter, ein unwiſſendes 

Volk. als ein aufgeklärtes zu regieren; während die 

Erfahrung beweilt: je dummer ein Volk, dejto eigen» 

jinniger und widerjpenjtiger iſt es, und es hat 

viel größere Schwierigkeiten, die Hartnädigfeit eines 
jolcden zu überwinden, als von gerechten Dingen 
ein Volk zu überzeugen, welches hinlänglich gebildet 
it, um Vernunft anzunehmen.‘ 

(Friedrich der Große). 


„Erkenntnis und Tugend find dasjelbe; Erfenntnis 
und Gittlichkeit jind identische Begriffe. Die Er- 
fenntnis ift nicht ein Weg zur Tugend, jie ijt die 
Tugend jelbft. Wer das Gute erfennt, muß aud) 
das Gute vollbringen.‘ (Sofrates.) 


„Bon jeher haben die Demagsgen die Mafjen 
durch den Vorwurf aufgereizt, daß die Volfsfreiheit 
den Fürften verhaßt und nur durch die Volks 
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herrſchaft zu ſichern ſei. Die monarchiſchen Re— 
gierungen haben ein dringendes Intereſſe, dieſe 
Reizmittel den Demagogen zu entwinden, und das 
können ſie nur, indem ſie ſelber die Volksrechte 
ausbilden und die Volksfreiheit ſchützen.“ 
(Bluntſchli: Politik als Wiſſenſchaft.) 


Darum, Ihr Reichen und Mächtigen, gebet dem Volke 
Wiſſen und Freiheit, nicht nur, weil Ihr damit dein 
Gemeinwohl dient, jondern auch, weil Ihr dadurch Eure 
Stellung befeftigt, Eure Arbeit erleichtert und befriedigender 
gejtaltet, weil Ihr mit einem Worte Euren Eigennuß 
fördert. 

Wer aus vermeintlihem Eigennug dem Volke die 
Quelle des Willens verftopft, wer ihm den Zugang zum 
Zempel der Erfenntnis verjperrt, der fteht auf dem fittlichen 
Niveau desjenigen Arztes, der die Krankheit des Patienten 
fünjtlich in die Länge zieht, um reicheren Gewinn für fich 
einzuheimjen. Er gleicht aber auch an Kurzfichtigfeit dem 
Herricher, der mit lauter Schwächlingen fich umgiebt, aus 
Sucht, jeiner Macht verluftig zu gehen. 


Ihr Priejter aber, die Ihr fürchtet, Eures Amtes 
und Eurer Borzugsitellung entjet zu werden, wenn Wiſſen 
dem Volke gejpendet wird, hegt unbegründete Furcht. 

Das Bedürfnis nach Erhebung des Gemüts, nad) 
dem Preijen edler Männer und großer Taten, nach „Vers 
ehrung des Unerforfchlichen“ in der Natur, nach der 
Verkündigung des Wahren, Schönen und Guten wohnt 
auch dem Wiffenden inne. Weit mehr dem Wifjenden, 
als dem Toren. 

Lenfet darum Eure Weisheit und Eure Reden auf 
diefe Dinge, und Ihr werdet unter einem freien und 
wiffenden Volke Amt und Würden behalten. Größeres 
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Anſehen und höhere Ehren werdet Ihr empfangen, als 
heute, da die Aufgeklärten und Freidenker die Schale des 
Spottes und Zornes über Euch vor allem Volke ergießen. 

So winket auch Euch der größte Nutzen, wenn Ihr 
Erkenntnis und Wiſſen, die wahren Grundlagen aller 
Kultur und allen Gemeinwohls, fördert und im Volke 
verbreitet. 

Den echten Glauben, der zum Ausdruck gelangt in 
der „ruhigen Verehrung des Unerforſchlichen“, der Troſt 
ſpendet, da er an dem Martyrium vorbildlicher Menſchen 
uns aufrichtet, der das Gemüt läutert und labt, da wir 
in das Wirken der Natur uns verſenken, der das hohe 
Evangelium von der Liebe uns verkündet — dieſen echten 
Glauben vermag kein Wiſſen aus unſerm Herzen zu 
reißen: er iſt der natürliche Verbündete jeder tieferen 
Erkenntnis. 





Auf das Diesſeits laſſet den Blick uns lenken, und 
um der irdiſchen Freuden willen laſſet uns nachſtreben den 
Idealen der Erkenntnis, des Edlen und Schönen — aus 
wahrem, wirklichem Eigennutz. 

Denn nur das Streben ward dem Menſchen vergönnt, 
nicht dag Erreichen. 

Die Verheißung jeiner Belohnung im Jenjeits iſt 
ein Wechjel auf die Zukunft, dem die Annahmeerflärung 
des Bezogenen fehlt. Kein VBorfichtiger wird ihn darum 
disfontieren. 

Den Freuden des Diesſeits allein iſt abjolute Gewißheit 
zu eigen. 

Nur ift e8 jchwer, mit weitem Blid die wahren, nach— 
baltigen Freuden zu erfunden. 

Erfahrung am eigenen Leibe vermag hier nicht zu 
helfen, denn dieje iſt meijtens zu teuer erfauft. Und viel 
zu kurz ijt das Leben des Menjchen, als daß er nur an 
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ſich jelbit erfahre, was ihm gut, freudvoll und wahrhaft 
nüglich jei. 

Darum gebt ihm die rechte Erziehung; darum erzieht 
zum Weitblider den Menſchen. 

Lehret ihn und weijet ihm nach, daß feine wahren 
Interefjen, daß die nachhaltigen Freuden am bejten durch 
die gleichzeitige Förderung des Gemeinwohls, durch Das 
Erfreuen anderer gewahrt und ihm jelbft bereitet werden. 

Nur wenigen it es jchon heute gegeben, im Herzen 
die Nächitenliebe zu hegen. Denn von Sympathien und 
Antipathien ift die Menge erfüllt, und Liebe läßt fich nicht 
lehren. 

Stufenweife nur vermag dad Menjchengejchlecht 
emporzuflimmen zur Höhe. Töricht aber wäre es, das 
Bolt am Fuße des Turmes ftehen zu lafjen, weil nicht 
mit einem Sate ed alle Stufen zu überfpringen vermag. 

Darum begnügt Euch fürs Erfte, den Menſchen zum 
Wohlwollen zu erziehen; prediget Wohlwollen aus Eigen- 
nug. Denn nur über diefen Vorhof findet in Jahr» 
taufenden die Menge den Weg zu dem Allerheiligiten: 
der felbjtlojen, fchranfenlojen Nächitenliebe. 


— 


a ER 


J. $. Preuss, Berlin S.W., Kommandantenstr. 14. 


— EEE: 


— 


Gthische Kultur 


Wochenschrift für sozial-ethische Reformen. 
Begründet von Georg von Gizycki. 


Unter Mitwirkung von Dr. Fr. W. Foerster und Dr. M. Kronenberg 
herausgegeben von Dr. R. Penzig. 


Verlag: Verlag für ethische Kultur, Richard Bieber, Berlin S.W,, 
Kommandantenstr. 14. 


Preis pro Quartal Mk. 2.—. Probenummern gratis und franko. 


Die im elften Jahrgange erscheinende Wochenschrift „Ethische Kultur* 
ist mit stetig wachsendem Erfolge üht, gegenüber der zum Theil unvermeid- 
lichen Zersplitterung moderner fortschrittlicher Kulturentwickelung nachdrücklich deren 
Einheit zu betonen und festzuhalten, und somit eine gemeinschaftliche Basis zu 
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A Bulwark Against Russia. 
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Beconciliation of France and Germany. 


Divide Alsace-Lorraine Along the Language 
Boundary, and prevent “ The World’s Final 
Great War.” 
| map bazsı 
By ROBERT STEIN. 


The venerable patriarch Esau, some 3,000 or more 
years ago, managed to set himself up in the full view of all 
times and latitudes as the Model Spendthrift. People of 
all colors and tongues have ever since been making merry 
over the levity and shortsightedness of the man who sold his 
Birthright for a Mess of Pottage. 

Mess is the French pronunciation of the word Metz. 
In 1898 Jules Lemaitre, one of the leaders of French 
opinion, informed the Germans that if they would restore 
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Metz and French-speaking Lorraine to France, they could 
have a good-sized French colony in exchange, and a French 
alliance besides, which would enable them to get many more 
colonies. The suggestion seems to have been received with 
applause in France. What was Germany’s reply? Itis of 
course impossible to know the opinions of people who keep 
silence ; the few who spoke, so far as can be learned, simply 
repeated the old arrogant phrase: “An Alsace-Lorraine 
question does not exist and therefore cannot be solved.” 

That is Esau out and out. Germany’s birthright is to 
be a colonial power, for two reasons: (1) her birth rate is 
high; (2) her people, in addressing one another as “ Wohlge- 
boren ” (well-born), voice some degree of ethnic truth, since 
their high qualities are recognized the world over. For cen- 
turies Germany has been sending forth a stream of emigrants, 
always into foreign countries. Every one ofthem represents 
a loss of at least $1,000 to the mother country. Every one 
of them becomes a competitor against his former country- 
men, helping to strengthen the rival nations. The more 
Germany spends on education, the more she develops the 
natural gifts of her people, the greater is her loss when they 
abandon her and use the training acquired in her schools to 
increase the fighting power of her rivals. 

No wonder the German government and the German 
press make every effort to check emigration. This fact is 
largely responsible for the systematic disparagement of the 
United States in which some German papers indulge. Every 
flood, drought, cyelone, lynching, riot, occurring in the 
United States, is set forth with loving embellishment and 
made to appear as the normal state of American life, with 
the manifest intention of leading the reader to the inference: 
“Rather than jump into the fire, I will stay in the frying- 
pan.” 

This poliey is suieidal. It does not swell the figures of 
Germany’s census; it simply keeps a certain number of 
German children from being born. For if people do not 
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emigrate, they increase the competition at home, and 
increased competition means a lessened birth rate. If 
enlightened patriotism, as distincetly defined in the modern 
German creed, means loyalty not to a certain section of the 
earth’s crust, but to a certain race—because of kinsbip, 
self-interest, and the bigh qualities of that race—then Ger- 
man patriots ought to favor the expansion of their race even 
into foreign lands, and even though it means a loss to those 
who stay at home. The choice is simply between a greater 
evil, race restriction, and a less evil, race denationalization. 
Denationalized Germans, after all, are better than non- 
existent Germans. But, above all, Germany ought to rec- 
ognize that her supreme need is to place herself in such a 
position that emigration will not be an evil at all but an 
unmixed good, both to those who go and to those who stay , 
in other words, that the acquisition of colonies is her 
essential duty, to which everything else must be subordinated. 

This is indeed the ery of the Alldeutsche Verband and 
ihe Deutsche Kolonialgesellschaft. Somehow they do not 
state where colonies are to be found. Unless Germany ex- 
pects by means of her science to anchor the moon to the 
earth and to send her colonists to people the vast solitudes 
of that satellite, there are on the globe only two regions left 
that are available as colonies of settlement: (1) Mesopo- 
tamia; (2) the northwestern dependencies of China, to wit, 
Mongolia, Dzungaria and East Turkestan. 

Now who will dispute the acquisition of these by Ger- 
many? Not England. She growls at Germany’s move- 
ments in the Euphrates valley, for the very good reason that 
the agitation for the increase of the German navy is based— 
for electoral purposes most likely—on the supposed neces- 
sity of rivaling England. England does not want Mesopo- 
tamia, but she naturally does not like the prospect of seeing 
a rival posted on one of the highways to India. Were the 
rival turned into a friend, she would welcome his proximity. 
France’s natural share in the Turkish estate is Constanti- 
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nople and Asia Minor. Her objection to the Germanization 
of Mesopotamia will arise simply from the present necessity 
of maintaining the unnatural alliance into which she has 
been forced by Germany’s refusal to come to any com- 
promise. For the attitade of Russia has been proclaimed 
in no uncertain tone. She has declared that a German oc- 
cupation of Mesopotamia can under no ceircumstances be 
| permitted, not because it would be a danger to Russia, for 
no one dreams of that, but because she already considers 
Mesopotamia and all Turkey as hers. In China the situa- 
tion is exactly the same, 

In other words, Russia claims the only countries where 
Germany has any chance of establishing colonies of her 
own; and Russia is the only country which claims them. 

Hence Germany's life necessity is to oppose Russia and 
to make friends with Russia’s rivals. Were she the trusted 
friend of France and England, both these powers would 
have every reason to help her to the possession of her birth- 
right in Mesopotamia and China. And France is placable. 
She is as tired of her dependence on Russia as Germany 
herself. Assurance has been received that the division of 
Alsace-Lorraine along the language boundary will satisfy 
public opinion in France sufüciently to permit an immediate 
alliance, leaving the adjustment of all outstanding differ- 
ences, in the words of Jaures, to the “ democratie future.” 
England could not stand aloof, and would be compelled 
by every interest to join the alliance. For England, too, 
is placable. A few friendly words from France sufliced 
to dispel all the bad blood created by the Boer war. She 
will be only too glad to have reliable allies both in the Nearer 
and in the Farther East. Most fortunately, as an incident of 
the present educational campaign, the dominant note in the 
English press is admiration of German science, German 
education. In the Nineteenth Century, June, 1901, Prof. 
Ernest V. Starling says: “ The work proceeding from those 
universities has raised Germany to the first place in the in- 
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tellectual world. In all departments of knowledge, litera- 
ture, history and science, men turn for information to the 
German masters, so that it has almost become a truism 
that, if a student cannot read German, he migbt as 
well not read at all, so large a part does the German 
work play in the burning questions, literary and scien- 
tific, of the present day.” Can it be imagined that England 
will oppose the colonial expansion of a nation for whom she 
expresses such admiration, provided she can be convinced 
that that nation harbors no evil designs against her? Will 
she spurn the alliance with what Green aflectionately calls 
the Older England, to whom the Younger England now 
looks up as to her teacher? As for Germany, Mommsen’s 
dying appeal for close union with England expresses the 
sentiments of all the sober aud enlightened classes. From 
his grave, Cecil Rhodes, by his five scholarships, pleads per- 
petually for the continuance of the “ historical alliance.” 
The fact that the Evuglishmen and Germans, as such, have 
never faced each other on the battlefield, but have 
fougbt side by side in most of their wars, is certainly strik- 
ing proof that nature—be it geography or ethnology—in- 
tended them to be allies. 

In brief, a compromise on the Alsace-Lorraine question 
will practically ensure the “ Kulturbund,” the triple alli- 
ance of England, France and Germany, the union of civiliza- 
tion against barbarism, a TRUST of peace and liberty, 
enjoying a monopoly of power, the most effiecient court of ar- 
bitration that could be conceived. It would be Pan-Arya 
realized. Germany could then take possession of most of 
the remaining colonizable lands, and her continuance as a 
great power throughout the ages would be perfectly assured. 

Thus there never was a greater mystery in the world 
than the attitude of those people in Germany who deeclare 
that colonies must be acquired at all hazards and in the 
same breath demand a close co-operation with Russia against 
England and France. When France, in the person of one 
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of her leaders (a decided chauvin), offers to assist Germany 
in securing her birtbright, provided she will give to France 
the little satisfaction of restoring one-sixth of the spoil of 
1870—.a strip of country 950 square miles (2,460 square kilo- 
meters) in extent, which belongs to France by language, his- 
tory, geography, sentiment, by every title save that of brute 
force—and Germany still refuses, what are we to think ? 
‘“Quos deus vult perdere, dementat.” 

The bearing which this matter has on the fate of China 
brings it home to the American people. In the Cosmopolt- 
tan for December, Mr. John Brisben Walker sounded a 
sharp note of warning against Russia’s designs. “ Let Rus- 
sia annex four hundred millions of Chinese subjects and with 
this low-priced labor build armaments; then India and Per- 
sia are certain to fall. America feels confident in her 
strength, and added to England and France, we imagine that 
we might conquer the world. But where would those three 
nations stand if Russia had at command two-thirds of the 
world’s population ? Does she need money to conduct her 
campaigus ? By weight of numbers she would move down 
and capture it.” In the Russo-Japanese controversy the 
sympathies of America are almost wholly on the side of 
Japan, and distinct hints are thrown out by some of our fore- 
most journals that we may soon be compelled to show our 
sympathy in something more than words. It is pleasant to 
find that ihere are a few men who look farther ahead than a 
decade; it is disheartening to think that they are so few. 
The immense majority of mankind act on the principle that 
tie future will take care of itself. Our people in particular 
are so firmly rooted in the doetrine of non-interference 
abroad that an armed protest by our Government against 
Russian encroachments seems almost inconceivable. 

Hence those who see the necessity of a check to Russia 
cannot but hope that it may be administered by some one 
else. Finlandand Manchuria prove what mere promises are 
worth ; they will be kept only so long as their violation is 
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deemed risky. More substantial guarantees are needed. 
No check could be imagined that would be so effectual as 
the declaration of a German protectorate over Mongolia, 
Dzungaria and East Turkestan, and the recognition of such 
protectorate by England, France, Italyand the United States. 
Certainly the Republie which gave such a jubilant welcome 
to Prince Henry, which sends several thousand students to 
Germany every year, will not hesitate a moment when called 
upon to decide which is more desirable: the expansion of 
the nation of scholars or the expansion of the nation of anal- 
phabets. Russia now has her ice-free port; slıe has all 
the land she needs, nearly three times as much as the United 
States, most of it in the temperate zone; let her at last be 
content and leave a few morsels for Germany, who has only 
a million square miles (2,590,000 square kilometers), mostly 
unfit for white settlement. Russian civilization may be good 
enough for Russians, but free nations have no interest in 
seeing it spread, least of all in seeing Russian influence 
dominate over free nations ; on the contrary, if any nations 
are entitled to spread their rule, it is those whose rule car- 
ries with it liberty and enlightenment. The educational 
system dominated by the “Holy” Synod, a system which 
leaves the bulk of the nation in illiteraey, can hardly be 
deemed more salutary even for Mongolians than the educa- 
tional system of the World’s Schoolmistress. 

Why does not Germany declare that protectorate at 
once? Why does she stand idle while Russia hastens to 
absorb all those countries which are Germany's birthright ? 
Simply because France stands behind Russia. Without 
firing a gun, without saying a word, France, simply by her 
tacit support of Russia, can frustrate all German plans of 
aggrandizement, can condemn Germany to slow degradation 
through sheer failure to acquire more land. And France 
is bound to do this so long as Germany makes no concession 
to her on the Alsace-Lorraine question. She cannot be 
‚blamed. Fancy her consenting to an alliance with Germany 
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without having received some satisfaction! The world would 
ridieule her. Nothing is more admired than the theory of 
“ Return good for evil” ; none are more despised than those 
who practice it. No greater scorn can be expressed than by 
the phrase: “ He doesn’t know when he is kicked.” In each 
nation there may be one per cent. of individuals to whom 
virtue is its own reward; the other ninety-nine per cent. 
demand more substantial returns. What would Germany 
do under the same eircumstances ? 

Thus the alternative is perfectly clear-cut: Surrender 
Metz, and your futare is assured; keep Metz, and you are 
doomed. 

Were France and Germany reconciled, they would 
instantly turn against Russia. Not another inch could 
thereafter be added to the domain of despotism. In Russia 
itself, despotism would be forced to relax its rule. The 
attention of the people, no longer diverted to schemes of 
aggrandizement, would of necessity be concentrated on their 
lamentable internal conditions. Autocracy could no longer 
resist the cry for reform. Soon we should have a Russian 
parliament. The money now wasted on plans of aggression 
would be spent for the education of the people. Finland 
would promptly feel the iron grasp relaxing; Poland might 
hope once more; the Armenian nation might regain its 
stolen property; the Jews might feel that the end of their 
perpetual terror is at hand. A heavy incubus would be 
lifted from Scandinavia. The infamous policy which 
maintains the Turkish empire in a state of anarchy and 
chronic atroeity, that a pretext may be found by and by for 
its annexation, would promptly come to an end; Italy in 
Albania, Macedonia and Tripoli ; France in Adrianople and 
Asia Minor ; Germany in Mesopotamia and Syria; England 
in Arabia, would speedily effect the same transformation as 
Austria-Hungary in Bosnia. Israel would at once become 
an independent nation with Zion for its capital. Thus for 
the Russian people themselves, as well as for the whole world; 
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nothing could be. more fortunate than the cessation of Rus- 
sian predominance through the reconciliation of France and 
Germany. That seems to be the only way to prevent the 
‘“ World’s Final Great War,” which the editor of the Cosmo- 
politan predicts as the inevitable consequence of Russian 
aggression. Instead of spending their time in academie dis- 
cussions on the beauties of international good fellowship and 
in vague talk about disarmament, all friends of peace should 
concentrate their efforts on the one practical measure which 
is the key to peace: a compromise between France and Ger- 
many on the Alsace-Lorraine question. 

For America, the spectre of a vast despotie power, 
controlling the untold wealth and the untold industrial re- 
sources of China, would cease to loom across the Pacific. 
France and Germany, of course, would promptly erase from 
their working vocabulary the venerable fiction of the inde- 
pendence and integrity of the Chinese empire, a fiction 
which simply keeps the pear ripening for Russia to pluck. 
With Germany in the north, England in Thibet and on the 
Yangtsekiang, France in the south, Japan in Korea, and 
maybe a slice cut out somewhere for Italy, a natural balance 
of power would be established. In order to maintain her 
position, Germany would be compelled to remain the faith- 
ful ally of England and France, just as France, in order 
to maintaiu herself at Constantinople, would have to remain 
the faithful ally of Eugland and Germany. Soon the Kultur- 
bund would be felt to be as indissoluble as the Universal Pos- 
tal Union. Perpetual free trade would no doubt bestipulated 
throughout the extent of the present Chinese empire, a con- 
dition on which Germany has even more reason to insist than 
England. Siberia would promptly feel the liberalizing in- 
fluence of her southern neighbors. In order not to lose her 
Asiatie possessions by revolution, Russia would be compelled 
to give them a government as liberal as that of Canada. 

In possession of Mesopotamia and the Chinese depen- 
dencies, Germany would have all the colonial lands she 
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would need for centuries, and could create enough New Ger- 
manies to maintain her rank as a great power for all times 
to come. With her main ambition satisfied, the irritability 
due to her cramped condition would vanish. The essentially 
peaceful nature of her people would soon become so mani- 
fest that all dread of “ German aggression ” would vanish 
both from England and France. 

When Russia has been weaned from her dream of univer- 
sal dominion, has learned to be content with her nine million 
square miles (including Manchuria), has adopted a repre- 
sentative government and made adequate provision for edu- 
cation, every motive of policy and equity will urge her ad- 
mission to the Kulturbund. Then the “ United States of 
Europe” will be complete. From that, to the “ Federation 
of the World,” it will be but a step. 

And the key to all lies in Alsace-Lorraine, 

America is equally friendly toward the three great eivi- 
ized nations of Europe, and all three are equally anxious to 
be on good terms with her. Thus the American press, as an 
impartial and disinterested mediator, can render most effec- 
tive service by urging them to drop the pretensions that 
prevent their co-operation. It may entreat the Germans 
not to retain French-speaking territory, to keep quiet about 
the Boers and not to publish any more plans for theinvasion 
of England ; it may plead with the French to abandon their 
claims to German-speaking territory. Britons are naturally 
loath to give upthe comfortable delusion that commerce and 
eolonization are Britain’s exclusive privilege. If Americans 
were to remind their cousins that the Anglo-Saxons already 
own more land than all the other great powers together, that 
a nation whose blood flows in the veins of one-fourth of the 
Ameriean people, a nation of fifty-seven millions, whom 
Britons themselves recognize as their superiors in education, 
certainly has a right to the few meager, arid remnants of colo- 
:nizable lands—in mere area hardly one-fonrth of the Anglo- 
Saxon patrimony—Britons might make up their minds a little 


11 


more quickly to welcome the inhabitants of the Older Eng- 
land as brother colonizers and the best imaginable bulwark 
for India; and the few who felt tempted to continue the 
talk about “ German arrogance” and “German intruders 
and interlopers” might conclude that silence is golden. 

There is no time to be lost. Every day's delay adds 
to Russia’s power. Already she is moving on Mongolia. 
Her next move will be on Armenia. Then Mesopotamia 
will be as good as lost, and Germany will have to 
face the future without colonies. The result is merely a 
matter of arithmetic. Before the middle of the 20th century 
she will have dropped to the rank of a second rate power. 
Some people in Germany seem to think that the end is al- 
ready in sight; that Germany’s present prosperity is simply 
her swan’s song; that she is already a Russian dependency. 
The Hamburger Nachrichten said in plain words: “ Let us 
make an end of this Bugdad railway. All that region is 
claimed by Russia, and, by meddling with it, we can only 
arouse the suspieions of our powerful neighbor.” What sus- 
picions ? The suspicion that Germany thinks herself inde- 
pendent ? 

Picture now the time when expectation shall have be- 
come reality ; when Germany shall know that her chance of 
acquiring colonies is forever gone; that the brillianey of the 
Bismarck period, due to the genius of one man, is to consti- 
tute but a brief flash in her history, to be followed by an 
endless night of humility ; that her sons, if they wish to ex- 
pand, must continue forever to desert the land of their birth. 
By the time this has become a certainty, the Mess of Pottage 
will be only half digested. Will not Esau then curse the 
day when he swallowed it? How unspeakably stupid will 
then the phrase appear which to some Germans at present 
sounds so grand: “An Alsace-Lorraine question does not 
exist and therefore cannot be solved!” Truly, pride comes 
before a fall. 
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In a harrowing letter, Galileo describes his attempt to 
convince a certain prelate that his theory was compatible 
with religious doetrine. To all his arguments, the prelate 
had only one reply : “ Terra autem in »ternum stat.” The 
ear of national bigotry seems to be as dull and cold and in- 
accessible to reason as its religious counterpart. Free- 
thinking (?) Germany, in some matters, seems to eling to 
dogmas and texts with truly ultramontane immutability. 

However, no serious attempt bas until lately been made 
to ascertain the real sentiment of the German people on this 
matter. "There is abundant reason to think that the appar- 
ent determination to repel all compromise is simply due to 
the trite eircumstance that in Germany, as everywhere else, 
the swashbucklers (who, of course, do not care a snap for 
their country’s future) speak promptly and loud, while the 
reasonable people take time to deliberate. An inquiry con- 
ducted during the past year brought out the fact that a con- 
siderable number of people in Germany are ready to assent 
to the division of Alsace-Lorraine along the language bound- 
ary,and that a vastly greater number are merely delaying 
their publie assent because they wish first to ascertain 
whether the movement shows any promise of success. 
The program of the Deutsch-französische Liga (Franco-Ger- 
man League, but with membership confined to German eiti- 
zens), to promote the reconciliation by means of some com- 
promise, with express mention of the division along the 
langnage boundary, elicited favorable comments from several 
German newspapers, and many others reprinted it without 
comment. Asa direct result of this movement, the Peace 
Congress at Rouen voted to place the reconeiliation of France 
and Germany on the program of the next Congress to be 
held in America next summer. The League, the fruit of the 
efforts of one high-minded and courageous man, Dr. Heinrich 
Molenaar (Holzkirchnerstrasse 5, Munich), already numbers 
over 50 members, including many distinguished men. It is 
safe to say that nearly all these signers of Germany’s Dec- 
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laration of Independence will live to see the day when 
their names will be as highly honored by the German people 
as are those of thesigners of a similar document in America. 

One who has meditated on the subject for fifteen years 
may be pardoned if he expresses the convietion that, who- 
ever desires for his efforts the largest possible return in les- 
sened human misery and anxiety, cannot invest time, labor 
or money to better purpose than in supporting Dr. Molenaar’s 
work—the key to peace. When the Franco-German 
League shall have sufücient funds to send a leeturer to every 
German village and to place the language-map of Alsace- 
Lorraine in the hands of every German voter, the outcome 
will not long remain in doubt. 


1330 F St., Washington, D. C. 
January 16, 1904. 


SO WEIT DIE FRANZÖSISCHE ZUNGE KLINGT.” 


"WAS IST DES FRANZOSEN YVATERLAND?! 

















ALSACE-LORRAINE. 
ANNEXED TO GERMANY IN 1871, 


THE DARKER SHADE ON THE WEST INDICATES FRENCH-SPEAKING, THE LIGHTER 
SHADE ON THE EAST, GERMAN-SPEAKING TERRITORY. 


AFTER PETERmMANN'S MITTEILUNGEN, 1875, PiAte 17. 








Dic 
allirde 
zedt 
by Got 
) 
gle 


Die innerpolitische 
Sturmflut 


Niederfchriften gegen den Strom 
aus den Novembertagen 1908 


Prof. Dr. Mar Schneidewin 


NY 


1909 
Verlag von Karl Siegismund in Berlin 
Hofbuchhändler Sr. Maj. des Königs von Sachſen 


Vorwort. 





De folgenden Aufſätze hätten ſtückweiſe und vor ihrer Voll— 
endung aus der Feder in die Preſſe geſchrieben ſein ſollen, 
um noch in der erſten Hälfte des November erſcheinen zu können, 
wo die öffentliche Meinung ganz und gar, wenn auch in ent— 
gegengeſetztem Sinne, auf ihren Inhalt geſtimmt war. Allein ein 
ſtill, nicht gerade in den flüchtigen Angelegenheiten des Tages 
lebender und arbeitender Provinzler iſt nicht auf ſolche publi— 
ziſtiſche Routine geaicht, und hat es auch mit den Verbindungen des 
Drud- und Verlegergewerbes jchwerer als der Großjtädter. Die 
eriten Tage hatte ich auch vor lauter Erftarrung über das Erlebte 
gar nicht ans Schreiben gedacht. Dann ift wieder einige Zeit 
verloren im Schwanken, ob die Beröffentlihung noch opportun 
jein würde. Ein Aufreißen der gejchlagenen Wunden ijt ganz gewiß 
nicht erwünjcht. Aber dies Gefühl wird aud fo allgemein 
jein, daß die öffentliche Kritif wohl andeuten wird, was fie in der 
umftehenden Brojchüre etwa für rihtig anerfennen will, da- 
gegen darauf verzichten wird, entgegengejegte Rejultate, die ja fo 
wie jo vorher fo viel Gläubigfeit fanden, durch eine eingehende Be— 
weisführung al3 eine neue Brandfadel in da3 öffentliche Leben 
zu werfen. Viele Hoffe ich in vielen Stüden zu überzeugen; wer 
ih nicht überzeugen läßt, der möge auf das Maß meiner Einficht 
ihelten, aber nicht in einer feiner Meinung nad fchlimmen Sache 
noch einmal zu ihrer Verfchlimmerung herummühlen. 

Für inopportun im Sinne der Abgejtandenheit und des Man- 
gel3 au Anterejje kann ich die Brojchüre nicht halten. Denn der 
Novemberbrand wollte ja fein Strohfeuer jein, was er geweſen wäre, 
wenn man ſich einen Monat jpäter nicht mehr um ihn befümmern 
wollte. — Möchte die Rückkehr zu dem — durch den 17,/11. 1908 
noch verbejjerten — vornovemberlichen Verhältnis zwiſchen Kaiſer 
und Volk recht bald und recht entfchieden eintreten! 


Hameln, den 18. Dezember 1908. 
Mar Schneidewin. 
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. Der Unſturm genen das perfönlicde Regiment, 


(Geſchrieben 6.—8. November 1908.) 


. Sn der erjten Novemberwoche 1908 haben alle deutjchen Pa- 
rioten, wenn man den Behauptungen der Preſſe Glauben jchenfen 
yarf, tiefen Seelenjchmerz gelitten. Ich habe von diefem Geelen- 
chmerz eigentlich wenig bemerft, außer fofern er ungefähr fo 
us dem Munde der Menfchen heraushallte, wie er von den 
jeitungen in jie hineingefchrieen war; aber alle perjönliche Beob- 
ıhtung muß ja notgedrungen einen jehr engen und zufälligen 
Imfreis haben. Ich jelbit habe in diefer Woche gleichfalls tiefen 
tummer erlebt, aber jeltfjamerweije von der anderen Seite herum; 
yarüber, daß die Preſſe ſoviel Unheil fonjtruierte, das ich, um mit 
yegel zu Sprechen, „Narr auf eigene Fauſt“ gar nicht als ein an ſich 
vorhandenes Unheil erkennen konnte. 

Ich muß mir freilich befennen, daß ich gegen den ungeheuren 
!ärn der Preſſe in meinen Meinungen fehr allein zu ftehen 
heine. Aber diefe Lage fann dem Menjchen vorfommen. Jeden— 
alls bin ich doch niht ohne Gründe für meine Meinungen 
o allein. Und mit guten Gründen muß man feine Sioliertheit einjt- 
eilen ertragen können. 

Die kaiſerliche Ausſprache iſt es, die jo tragische Dellamationen 
ervorrief. Sie hat nun jchon jo endlos vielen Staub aufgewirbelt, 
aß man vor ihm das einfache Licht nicht mehr fehen kann und ein 
anzes Bud) jchreiben müßte, um alle diefe Behauptungen und 
sedanfengänge, die jich an fie gefmüpft haben, zu prüfen. Aber 
as Merkwürdige ift, daß der ganze Lärm viel mehr voluntariftifch 
13 intelleftualiftifch erjcheint, daß ülerall die einzelnen Urteile 
nd Tatjachen, die in jener faiferlichen Unterhaltung ausgejprocdhen 
ind, faft gar nicht hervortreten, fondern überall nur, was man will, 
as angebliche perjönliche Regiment jtürzen. Vom alten Kaiſer 
Bilhelm her beiteht für die preußijchen, ſeit 1851 verfaſſungs— 
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mäßigen Könige, und finnentjprechend für ihre Stellung zum deut- 
ſchen Reiche, die Devife, daß die fonftitutionelle Schablone nidt 
herrfchen, fondern das Königtum auch eine perjönliche Macht bleiben 
joll. Es ift ja gar feine Frage, daß Wilhelm II. fich dieje Devije 
mit befonderer Energie zu eigen macht, aber man wußte das und 
trug e3 bei der Berjönlichkeit eines Herrichers, um den uns, wie man 
unzählige Male ausgejproden hat, die Völker beneiden. Jetzt 
foll auf einmal geradezu ein Unglüd infolge des perſönlichen 
Negiments gejchehen jein. 

Sc behaupte nun, daß in dem, was jeit dem 28. Dftober d. J. 
neu in Erjcheinung getreten ijt, gar fein Grund Liegt, weshalb man 
nun plötzlich das bisher um der Lichtjeite der Sache willen Ge 
tragene gar fo tragiſch anfieht. Ich behaupte, die einzelnen Urteile 
und Tatjachen der faiferlichen Kundgebung find wahr und drüden 
die Wahrheit eines, was Deutfchland betrifft, in ſich guten und 
vernünftigen Sachbejtandes aus. Fürs erjte möge dann die Prä— 
ſumtion in der Schwebe bleiben, daß das deutjche Reich ſtark und 
weiſe genug ijt, um aud) das offene Bekenntnis zu ſolchen Wahr- 
heiten tragen zu können. 

„Ihr Engländer ſeid verdreht, wie die Märzhaſen“ (. . . daß 
ihr das Miftrauen gegen Deutſchland nicht überwinden fönnt). 
Das ift zunächit ja mit hochgemuter Freimütigfeit gefprochen, wie 
fie die bejten Deutjchen, die fein Leifetreten und Scharmwenzeln 
vor den Fremden leiden mögen, lieben und gern hören. Das Miß— 
trauen eines mit Genauigkeit nicht zu bejtimmenden großen Teiles 
der öffentlichen Meinung Englands gegen Deutjchland ijt eine jeit 
dem Auffchwung des deutjchen Flottenbaues offenkundige Tatſache. 
Daß dies Miftrauen gleichwohl unbegründet ift, das iſt wieder 
richtig. Denn jo gewiß auch eine Feine Fraktion in Deutjchland die 
Zeit nicht abwarten kann, wo die Germania der Britannia eme 
recht gründliche blutige Abfuhr zuteil werden laſſen möchte, jo tt 
dieſes doch ganz gewiß nicht die Geſinnung der bei weitem größeren 
Mehrheit der Deutjchen, vor allem auch nicht der deutjchen Reichs— 
regierung. Ein erjter Krieg zwifchen England und Deutjchland 
ijt bei der erwachten Rivalität im Welthandel und der Seeherrichaft 
für die Zukunft immerhin möglich. Auch hat die Vergrößerung 
der deutjchen Kriegsflotte neben anderen natürlich auch den Zmed, 
jolcher Eventualität gewachjen zu fein. Das liegt ja offen in ber 
Vernunft der Dinge und ift fein Geheimnis. Aber ebenjo gewiß ilt, 
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daß das deutiche Volk in feiner großen Mehrheit mit dem Klaifer und 
jeiner Regierung in tieffter Seele den Wunſch hegt, daß es dazu 
niemals zu fommen brauche, und ferner gewiß, daß e3 feinerjeit3 
alles dazu tun wird, was ed mit Ehren tun kann, um es dahin 
nicht fommen zu lajjen. Denn abgejehen von dem Gedanfen an bie 
Entjeglichteit des Krieges von gänzlich neuer Art, der jich dann 
ergeben würde, ift im deutjchen Volke auch das Gefühl für Die 
völkiſche und geiftige Verwandichaft mit den Engländern und die 
Erinnerung an die friedlichen Beziehungen und gejchichtlichen Ge— 
meinjchaften, die mit England immer bejtanden haben, viel zu 
lebendig. 

„Mein Sinn ift auf Frieden gerichtet.” Ein Kaiſerwort, „an 
dem man nicht deuten joll,” und das durch eine zwanzigjährige 
Regierung abjolut bejtätigt ift. Dasjelbe gilt von dem Worte: 
„Einvernehmen mit England gehört zu meinen innigjten Wünſchen“ 
und dem weiteren Worte: „Ich bin nicht falſch.“ 

„Ihr weilt meine Hand zurüd.” Das hat jich leider jelbjt nad) 
der Veröffentlichung des Daily Telegraph wieder — wer weiß, ob 
bei den wirflichen englifhen Menjchen, jedenfall aber in einem 
großen Teil der engliihen Preſſe — beftätigt. Der Nedende be— 
fundet damit den Mut, die fchmerzliche Zerftörung einer ihm 
werten Hoffnung fich doc) einzugeftehen. Daß er aber die zurück— 
gewieſene Hand doc noch einmal darbietet, da3 nimmt man ihm 
eben übel, weil man darin den Ddeutjchen Nationalfehler erblidt, 
nicht ſtolz genug zu fein und zu jehr anderen nachzulaufen anjtatt 
fie an ſich heranfommen zu lajjen. Das iſt Doch zu heidnijch- 
naturaliftiich gedacht. Der Stolz ijt ja in dem jtrafenden Tone 
gewahrt, aber die chriſtliche Empfindungsmweife, zu der fich ja der 
Kaiſer befennt, jchreibt jogar Gott und dem Heilande das immter 
neue Klopfen an die oft verfchloffen gebliebenen Herzenstüren zu 
und findet darin das Vorbild für den Menfchen. 

Am meijten dürften die Bekenntniſſe über die faijerliche Hal— 
tung in der Zeit des Burenfrieges verjtimmt haben. Zu verjtehen 
werden dieſe zunächit fein aus dem Thema, das jich der Faiferliche 
Unterredner geftellt hat, aus der Bergangenheit zu beweiſen, daß 
er „nichts Böſes gegen England im Scilde führe.” Aber warum 
jollte fid) der Kaifer nicht diejes Unterhaltungsthema einmal ein- 
Hußreihen hochgeftellten Engländern gegenüber erwählen ? 

Dod nun zur Unterjuhung der Reihe nad), ob in dem ein- 
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zelnen wirklich fo viel Verfängliches oder gar das deutjche An- 
jehen Schädigendes gelegen hat. 

Der Kaifer hatte ja, was er nicht erwähnt, drei Jahre früher 
bei dem ?Freibeutereinfall des Jamejon das befannte Beglüd- 
wünfchungstelegramm zur glüdlichen Abwehr an den Präjidenten 
Krüger gejandt. Aber jetzt war e3 ja ein nach den völferrechtlichen 
Formen, vorausgegangenen Verhandlungen mit Ultimatum, ge 
führter Krieg. Zu dem fonnte man fich ohne Inkonſequenz und 
Zidzadpolitif ganz anders jtellen. 

Das Recht der Selbftverteidigung war auf Seiten der Buren. 
Aber ftaatSmännifcherweife hat man immer begriffen, daß große 
Reiche ſchwache Nachbarn in fich aufzufaugen beftrebt find. Friedrid 
dem Großen macht feiner der jet jo lauten Tadler mehr einen 
Vorwurf aus feinem Fridericianismus, Bismard feiner aus jeiner 
Annerionspolitif. Providentielle Kryftallifationen zur Macht und 
geichichtliche Konftellationen geben doch aud) eine gewiſſe Art gerade- 
zu de3 Nechtes, dejjen Konflikt mit dem eigentlichen Nechte des 
Bejtehenden dann für diejes tragijch wird, aber doch in den aus 
dem Konflikt hervorgegangenen Folgen für ein übergeordnetes 
Ganzes bei aller jchmerzlichen Achtung für den Unterlegenen etwas 
Berjöhnendes in fich hat. 
>» Der Kaijer gibt zu, daß die Öffentliche Meinung Deutjchlands 
und die Haltung der Reich3regierung im Burenfriege auseinander 
gingen, wie er auch vorher ſchon zugegeben hatte, daß im niederen 
Volke und im Mittelftande in Deutjchland eine für England un- 
freundliche Stimmung herrſche. Dies letztere war doch aber wahr— 
haftig fein Verrat eines Geheimniſſes: das wußte man doc) jemieit 
des Kanals, wie man es bei uns weiß. Etwas unvorjichtig war 
Dabei freilich der Ausdrud, weil es nach ihm jcheinen Fönnte, 
als ob die Mehrheit des deutjchen Volkes England jerndlich gejinnt 
jei. Vom „eigentlichen Volk“ gilt e3 viel weniger al3 vom Mittel- 
jtand, von diefem aber aud) nur von dem Bruchteil, welcher Mittel- 
jtandspolitif immer im Munde führt und in feinem nationalen 
Gefühle bis an den Chauvinismus herangeht. Jedenfalls geht dieſe 
Unfreundlichfeit gegen England aber nicht fo weit, daß dadurdı 
die oben ausgefprochene Wahrheit umgejtürzt würde, daß den eigent 
lichen Krieg mit England die große Mehrheit des deutjchen Volke: 
wo irgend möglich vermieden wiſſen will. 

Die Sympathie mit den Buren machte dem Herzen des deut 
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ihen Volkes Ehre, aber fie unterlag in Wahrheit doc folgenden 
Einwänden: 

Erſtens war von einer elementaren Sympathie des ganzen 
Volkes doch eigentlich nicht die Rede, ſondern nur von der Sympathie 
desjenigen Teiles des deutſchen Volkes, welcher mit der Sympathie 
für eine gerechte Sache in Wahrheit noch nach einer anderen Seite 
hin Empfindungen verband; das rein menſchliche Mitgefühl mußte 
ſich auf die Kämpfer beider Parteien erſtrecken. 

Zweitens: die Buren hätten es doch eigentlich nicht nötig 
gehabt, ſolche Leonidaſſe zu ſpielen. Über das engliſche Ultimatum 
hätte man ſich ganz wohl einigen und dadurch eine nicht eben ſchwer 
modifizierte Selbſtändigkeit erhalten können. In der Verbindung 
mit einem Großſtaat aber mußten den Buren ſogar kulturelle Vor— 
teile ihrer nationalen Exiſtenz erwachſen, da dieſe letztere bei An— 
derung der Staatshoheit doch in ihrer Sonderart zu erhalten der 
Freiheit des modernen Geiſtes, den England repräſentierte, ſowohl 
möglich wie erwünſcht iſt: ſo daß alſo beiſpielshalber die etwaige 
Zukunft der Griechen unter dem Perſerreich gar nicht mit der 
der Buren unter dem britiſchen Weltreich zu vergleichen war. 

Drittens: gegen den britiſchen Eroberungsegoismus machten 
am leidenſchaftlichſten in Deutſchland diejenigen Front, welche 
in der Rückſichtsloſigkeit des nationalen Egoismus, wie ihn „das 
brutale Albion“ pflegt, eigentlich immer ein Vorbild für das gar 
zu frtedfertige, gegen fremdes Recht gar zu rejpeftvolle, gar zu 
humane deutſche Reich erblidten. Man konnte es mit Verdruß 
empfinden, daß aljo das ethische Prinzip ihnen gar nicht, was es 
doch feinem rationellen, allgemeinen Charafter nach jein muß, 
das Höchite war, jondern bei dem unangenehmen Rivalen als 
haſſenswert, auf die eigene Nation übertragen gedacht, als das 
dort leider nicht genugjam empfundene Rechte erjchien. 

Für die deutjche Neichsregierung waren dieje gefühlsmäßigen 
Momente der Beurteilung wohl weniger maßgebend als das Ge— 
wicht der Großmacht, mit der auf gutem Fuße zu jtehen ein Stüd 
deutjcher und fpeziell Bismardicher Tradition war, und die eine 
etwaige Sympathie mit dem Heinen Bauernvolfe bei veränderten 
Zeiten leicht mit einer ſehr unerwünschten Alliance mit anderen 
grogmächtlichen Feinden Deutjchlands rächen fonnte. 

Freilich gab e3 im Verlauf des Burenfrieges einmal eine kurze 
Beit, wo England in jchwerer Not und faſt am Nande des Ab- 
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grundes erjchien. In diefer Zeit, jo erzählt der Kaijer, Hat er 
England vor einem gemeinfamen Angriffe durch Frankreich, Ruß— 
land und Deutichland gerettet. 

Sit es recht, erjtens, daß er e3 getan hat, zweitens, daß er es 
jest erzählt? 

Zuerft, jo jcheint es, fonnte alle Zufunftsgefahr von engliſcher 
Seite her damals durch kluge und rafche Ausnugung einer Notlage 
Englands vielleicht ein für alle Mal dem deutjchen Reiche vom 
Halje gejichafft werden. 

Ob ſolche Ausnugung fremder Not fittlich ſchön oder unſchön 
ift, das gilt in der hohen Politik nicht. Hätte der Kaifer allein aus 
Gefühlsnobleife und aus NRüdjicht auf die nahe VBerwandtichait 
mit dem engliichen Stönigshaufe, die ſicherlich für ihn mit ins 
Gewicht gefallen ift, die damalige Gelegenheit nicht beim Schopf 
ergriffen, jo fonnte er in rein politifcher Hinficht einen groben 
Fehler, wenigjtens der Unterlajjung, gemacht haben. 

Aber auch fühl opportuniftiich, alfo real-politiſch beurteilt, 
ftand die Sache doch anderd. Der Sieg aud der Drei 
eventuell verbündeten Mächte über die engliiche Sriegsflotte 
wär feinesmwegs ſicher gewejen. Durch den Burenfrieg mar 
diefe faft gar nicht gebunden, den Truppentransport be 
forgten zum Teil gejcharterte Kauffahrteifchiffe, der ganze 
Burenfrieg wäre einjtweilen um der großen Koalition willen 
fallen gelaffen. Deutjchlands Striegsflotte war vor zehn Fahren 
noch längft nicht dasjelbe, was fie immerhin heute jchon it. Daß 
Rußlands Flotte nach Qualität ihrer Bemannung an jeemännijcher 
Tüchtigfeit nicht jehr in Betracht fam, wußte Kaifer Wilhelm wohl 
ihon damals, wie e3 nach dem japanischen Kriege alle Welt weiß; 
Frankreichs Kriegsflotte wäre immerhin der hHauptjächlichite Faktor 
zur Demütigung Englands gewejen. Im Siegesfalle hätte Franf- 
reich bejonders das Haupt Hoch getragen. Da konnte es jehr mög- 
licherwetje einmal wieder feinen jtarren „Blick auf das Vogeſenloch“ 
hervorfehren, vielleicht Deutjchland zu einem neuen großen Kriege 
nötigen, der diejem, weil die Rechnung 1870/71 endgültig be- 
glichen erjcheinen darf, für immer unerwünjcht ift. Deshalb war 
e3 ein rühmenswerter Weitblid der deutjchen Neichsregierung, in 
den erjten Vorbeſprechungen de3 etwaigen Dreibundes gegen Eng- 
land zu allernächft die Forderung einer gegenjeitigen Gemähr- 
leiftung des europäijchen Beſitzſtandes aufzujtellen. Daß mit dem 
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Nichteingehen Frankreichs auf diefen Punkt fogleich die ganze Vor- 
bedingung der Tripleallianz wegfiel, wird allerdings der deutjchen 
Regierung jchon aus honetter Abneigung gegen die Ausnugung 
der Not des ftammverwandten und Jahrhunderte befreundeten Eng— 
lands jehr recht geweſen jein. Dieſe Bolitif wird aud) dadurch noch 
gerechtfertigt, daß damals die gewijfe Spannung mit England, die 
auf den Ausbau der deutjchen Flotte und den Eroberungszug des 
deutichen Welthandels folgte, bei weitem noch nicht den Grad, wie 
leider fünf bis acht Jahre jpäter, erreicht hatte. 

Doch erjcheint mir immer mehr an diefer Stelle ein Hauptherd 
des plötzlich jo unfagbar aufgeloderten Entrüftungsbrandes zu 
liegen. Man jagt ſich alfo: Wir waren einmal in der Lage, im 
Bunde mit Rußland, dem feit über 100 Jahre befreundeten, erft feit 
1878 entfremdeten, und gar mit Frankreich, dem Duell unferer 
ftet3 notwendigen Sriegsbereitichaft, alle Zufunftsgefahr, die 
dem deutjchen Reiche durch Englands Eiferjucht droht, abzuwenden, 
und Diejen, in abjehbarer Zeit gar nicht wiederzugewinnenden 
Moment haben wir durd) die Schuld der rein perjönlichen Gefühls- 
politik des Kaifers aus der Hand gegeben. Und jtatt dejjen, was wir 
hätten haben fünnen, jehen wir nun Franfreich und Rußland eher 
auf der Seite Englands. 


Gegen diejes in Wahrheit faft allein wiegende, aber allerdings 
auch jehr ſchwer wiegende Gewichtsſtück in der Wagjchale der An— 
Hage müfjen wir aber doch die folgenden in die Wagjchale ber 
Berteidigung werfen: 

Der Kaifer trug gegen die Verjuchung de3 Augenblicks ein 
für allemal das große politifche Ideal in der Geele, daß ſich 
die Verftimmung zwiſchen England und Deutjchland überwinden 
laſſen müßte, und daß dann aber eine dauernde und feſte Kon— 
jtellation des herzlichen Einvernehmens im friedlichen Wettfantpf 
zwijchen den beiden germaniſchen Großmädten und wirt- 
ihaftlihen Vormächten Europas als zukünftiger Hort der euro- 
päifchen und planetarifchen internationalen Lage herausipringen 
würde. 

Dies iſt ſicherlich auch das eigentliche Ideal des deutſchen 
Volkes, nur daß dieſes die Hoffnungfreudigkeit zu ſeiner Verwirk— 
lichung, die damals den Kaiſer beſeelte, leider immer weniger zu 
teilen vermag. 


Der Kaifer glaubte aber, durch ein jo ungeheures Berdienit, daß 
er fich in der damaligen Lage durch Zurücdweifung einer äußerjt 
blendenden Berjuchung, die aber feine ganze politiiche Seele von 
innen nad) außen umgemwendet haben würde, um England erwarb, 
dieſes eben dafür gewinnen zu fünnen, daß von Englands Seite die 
Hemmungen wegfielen, die der Verwirklichung des deals Der 
Bundesfreundfchaft der beiden germaniſchen Großmächte im Wege 
ſtanden. 

Wenn der Kaiſer nicht normal-pſychologiſch ganz richtig kal— 
kulierte, ſo gibt es keine Seelenkunde mehr. England hat dem 
deutſchen Kaiſer die Rettung in ſchwerſter Lage zu verdanken: auf 
einen ſolchen Dienſt gehört nach den normalen Geſetzen der menſch— 
lichen Seele Dankbarkeit, tiefe, dauernde, vergeltende Dankbarkeit. 

Der Kaiſer konnte alſo erhoffen, die allererwünſchteſte welt— 
politiſche Lage für Deutſchland und den dauernden Weltfrieden 
herbeizuführen: während auf der Seite der Verſuchung der Weg 
zu ganz nahem großem Kriege, an dem nicht weniger als vier 
Großmächte beteiligt waren, hinführte. 

Der Kaiſer konnte nicht glauben, daß das Naturgeſetz der Dank— 
barkeit, zumal im Bunde mit dem lockenden Bilde des erwünſchteſten 
Zuſtandes für die Zukunft, verſagen würde. „Es iſt nicht geraten, 
etwas wider das Gewiſſen zu tun,“ das mußte er ſich zu gleicher 
Zeit aus der überpolitiſchen, überopportuniſtiſchen edleren Region 
des rein menſchlichen Gefühles der Seele ſagen. Er konnte ſich als 
plötzliches Mitglied des Zweibundes nicht geheuer fühlen. Denn 
obgleich ja die Freundſchaft mit Frankreich einen ähnlichen Wert 
für die geſamte Weltlage haben würde, ſo hatte dieſe ja in dem 
Frankfurter Frieden ein für allemal einen nicht umzubiegenden 
Haken, — von welchem Punkte aus ja auch die opportuniſtiſche 
neben der idealiſtiſchen Uberwindung der Verſuchung eingeſetzt hat. 

„Dank vom Hauſe Oſterreich“ iſt jetzt antiquiert und über 
trumpft. Wäre dem Kaiſer ſeine auf pſychologiſche Gründe geſetzte 
Berechnung und ſeine hochidealiſtiſche Politif gelungen, jo würde 
die Stimmung des deutſchen Volfes die entgegengejeßgte geweſen jein, 
wie fie leider geworden ift. Darauf gehört zunächſt der Troſt des 
Demojthenes, deſſen patriotifcher Politik bei Chäronea auch der 
Erfolg verfagt war: „Was das Werf wahrhaft gutgefinnter Männer 
war, das ift von allen getan, das Schidjal aber haben jie gehabt, 
welches der Dämon beiden Geiten hat zuteil werden laſſen.“ 
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Der Dämon, der hier leider des Kaiſers hochjinnige Politik 
über den Haufen gejtürzt hat, ijt der, welcher nun einmal England 
in Bejit genommen hat: die Germanophobie. Der Gedanfe an den 
Stand des deutjchen Handels und der deutjchen Seemacht hat jich, 
was niemand vorausjehen fonnte, ſogar als mächtiger bemwiejen denn 
der Gedanke der deutſchen Gefinnung, die von autoritativftem Munde 
bezeugt war, einer Gejinnung, die das Gute für das eigene Vaterland, 
aber nichts übles für irgend ein anderes Land will, außer jofern 
ja immer friedlicher Wettbewerb unjchuldig die jchädigen fann, 
welche ohne ihn das Feld allein bejigen würden: was aber einerjeits 
nach der Anlage der Welt unvermeidlich ijt und andererfeit3 durch 
die heilfame Anfpannung der Sträfte, die e3 bewirkt, auöge- 
glichen wird. 

England foll jehen, daß nicht an ihm in Erfüllung geht das 
alte quem deus perdere vult ... Penn bona mente hat es ſich 
nicht die Dankbarkeit von dem Dämon aus dem Sinn reißen lafjen. 
Mildernde Umjtände opportuniftifcher Art müjjen ihm aber zu- 
gebilligt werden, jofern es ja fo jehr glücklich in den legten 
Jahren aus feiner glänzenden Iſolierung entrüdt ift. (Worin für 
uns die Beruhigung liegt, daß was Faſchoda nicht vermocht hat, 
das Telegramm im Archiv von Windjor noch viel weniger zu 
vermögen braucht.) 

Das deutſche Volk hat über dem etwa erlittenen Schaden oder 
entgangenen Gewinn vergeſſen, das ideale Gut eines edleren Ge— 
wijjensinhaltes und die Genugtuung über eine ebenjo innerlich 
wohlbegründete, nur des äußeren Erfolges verlujtig gegangene, wie 
hochherzige Politik feines Oberhauptes. — 

Aber die Sachen jollen ja geweſen fein dürfen, wie fie gewejen 
jind, jagt man, man darf nur nicht darüber fprechen. Nun, ge— 
ſprochen hat der Kaiſer nur über feinen pojitiven Großmut von 
Damals, das angebliche Zwijchenjtadiun, die franzöjiiche Zurüd- 
weiſung einer Verbürgung des europäischen Beſitzſtandes, haben 
erjt die Zeitungen der erjten Novemberwoche eingejchoben. Für 
möglich gilt es nun aber, daß Frankreich und Rußland fich für 
den Verrat ihres gegen England jehr unliebenswürdigen Geheim- 
niſſes von 1899 zu gelegener Zeit zu rächen angewandelt fühlen 
könnten. Hier liegt in der Tat eine gewiſſe Verfänglichkeit. Aber 
zu verpflichtender Geheimhaltung, zumal für fpätere Zeiten, wo 
das Jahr 1899 jchon der Gejchichte angehört, waren ohne Zweifel 
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die ja über allererite Vorjtadien gar nicht hinausgediehenen Ber- 
handlungen gar nicht gefommen. Ferner aber regelt ji) ja das Ver— 
halten der Regierungen und Völker untereinander immer mehr nad) 
Intereſſen als nad Gefühlen. Welche Annäherungen und Ent- 
fernungen fommen immer im Ffaleidojfopiichen Spiel der Völker— 
beziehungen vor! Werden die alle nachgetragen, in gutem wie in 
böjen Sinne? Hat nicht zum Beifpiel der Kaifer Franz Joſef den 
Fürften Bismard feit 1879 vielfach aufs höchſte ausgezeichnet, 
troßdem er der Jahrhunderte langen Stellung des Haujes Habs— 
burg in Deutjchland ein Ende bereitet hat, ja troß der Stoß-in- 
Herz-Depeiche von 1866 ? 

Der Kaijer hat erzählt, daß er jeiner Großmutter einen Feld- 
zugsplan gegen die Buren ausgearbeitet habe, von jeinem General- 
jtabe habe begutachten laſſen, ihr zugejandt und vielleicht deſſen 
Einwirkung auf die Strategit des Lord Roberts bemerft babe. 
Auch das wieder hat jehr verlegt. Die Beteiligung des Gemütes, 
des Mitgefühls für die alte Königin in ihrer Bedrängnis, iſt dabei 
jedenfalls jehr groß gemwejen. Aber der Kaiſer war ein Mann, 
und der muß feine weichen Gefühle beherrichen fünnen, und fannte 
er nicht die Pflichten der Neutralität?... Man kann das alles doc 
milder beurteilen. Die Neutralität des Katjers war eine für Eng- 
land „wohlwollende“ geworden, und jolche ftellt bisweilen jogar 
Beobadhtungsforps an den Grenzen auf, was doch mehr jagen will 
als ein belehrender Brief. Der Kaiſer fühlte ſich al3 militärijcher 
Fachmann, der er unter anderem ift, durch die Kiriegslage jehr an- 
geregt zur Bildung einer eigenen Meinung über diejelbe. Sein 
Generalftab hat gleichfall3 an allen friegerifchen Ereignifjen ein 
theoretisches Intereſſe um der Eventualitäten des deutjchen Reiches 
willen, arbeitete aljo nicht „im Dienst einer fremden Macht“, wenn 
er die fatjerlichen Gedanfen einer Prüfung unterzog. Und jollte 
wirklich der Kaiſer die geſamte englifche Generalität für fo inferieur 
im Vergleich zu feiner alleinigen Perſon gehalten haben, daß er 
ihm wirklich eine, wahrhaftig doch gar nicht fo geheimnisvoll 
ſchwierige, Sache geglaubt hätte zeigen zu fünnen, wie jemand, der 
jich einer unerlaubten Hilfe für einen anderen ſchuldig macht? Dffen- 
bar hat hier nur der Fachmann dem Drange feiner Xiebhaberei rein 
jubjeftiv Folge geleijtet, und nicht ein Staatsoberhaupt offiziell eine 
friegführende Bartei neutralitätswidrig aus der Patſche gezogen. 
Man jollte doc) eine Anmwandlung, die wejentlich mehr den Charafter 
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einer Entladung ftrategiichen Intereſſes an jich trug, doch nicht 
gar jo tragisch nehmen, ein Wunſch, der namentlih auch an 
unjere Nachbarn in Holland zu richten ift. Man kann ſich jo jehr in 
den Impuls, der zur Abfaffung diejes Kriegsplanes geführt Hat, 
hineinfühlen: Ein Teidiger Krieg, der doch nur Einen Ausgang 
haben konnte (jofern für England die endgültige Demütigung 
durch das Feine Burenvolf abjolut nicht zu ertragen war), zog jich 
zu quälender Beſchwerung alles menschlichen und geſund-politiſchen 
Gefühles in die Länge. Da erwacht es in einem jachverftändigen 
und warmherzigen Zufchauer mit unüberwindlicher Gewalt zu dem 
Serühle: „Gott, jeht ihr denn nicht den naheliegenden Weg, der 
zum Biele führen muß?” Die Andeutung diejes Weges mag 
tormell ein Neutralitätsbruch erjcheinen, in Wahrheit war jie eine 
ganz gleichmäßige Wohltat für beide Parteien. 

Der Kaijer hat im Jahre 1902 den Empfang der Buren- 
deputationen abgelehnt. Aber da er ihnen um des Intereſſes des 
deutichen Reiches willen feine wirkliche Hilfe angedeihen Tajjen 
wollte noch fonnte, hat er damit in Wahrheit nur großmütig 
gehandelt und ihnen die Graufamfeit längeren leeren Hingehalten- 
werdens erjpart. Auch hatten die VBerhimmelungen der Burenab- 
gefandten in franzöjiichen und einigen mwejtdeutichen Städten bei 
allem guten menſchlichen Gefühl, das in ihnen jtaf, doch wirf- 
lid etwas Rummelhaftes angenommen, durd) das ein gejundes und 
realpolitijches Gefühl etwas peinlich berührt zu werden anfing. — 

Die Schlußhinweifung des Klaifers darauf, daß eine große und 
itarfe deutjche Kriegsflotte vielleicht dermaleinjt in der Frage der 
Herrichaft über den Stillen Ozean ein Wort mitzufprechen berufen 
jein fönnte, weshalb England nicht immer allen deutjchen Flotten- 
bau als gegen ſich gemünzt anzujehen brauchte, hatte gar nichts 
Aktuelles an ſich und war wirklich harmlos theoretifche Zukunfts— 
muſik aus weiter Ferne. — 

Die Beröffentlihung des ganzen Geſprächs iſt nicht vom 
Kaiſer ausgegangen. Der betreffende engliiche Gejpräcdspartner 
hatte es wohl ſchon längſt auf der Pfanne; unter dejjen Freunden 
ſoll fein Inhalt weithin befannt geweſen jein. Die Beröffentlichung 
in einer aud) anderweitig erregten Zeit ift deshalb aljo rein zufällig 
anzuſehen. Verfolgte jie einen realen Zwed, jo fann es nur der an 
jich Löbliche, dazu behüfflich zu fein, die leidige deutjch-englijche 
Spannung aus der Welt zu jchaffen, geweſen jein. 
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Der Kaifer, um feine Einwilligung zur Veröffentlichung ge- 
fragt, unterbreitete die Frage Höchjt loyal der Entjcheidung eines 
Neichsfanzleramt3. Das weitere bedauerliche Schidjal diejer Ent- 
Icheidung ift durch die Erklärung des Fürjten Bülow befannt. Der 
Neichsfanzler würde die Veröffentlihung verhindert haben. Cs 
muß aber immerhin dahingejtellt bleiben, ob überhaupt oder erſt 
nachdem er einige Tage der wirklich ganz ungeahnten Wirkungen der 
Veröffentlichung erlebt Hatte. 

Die Schuld des Neichsfanzler3 und der Majchinerie feines 
Amtes ift eine durchaus jefundäre Frage, jeitdem der Anjturm gegen 
die höchſte Spige des Neiches eine viel beflagenswertere, nie da- 
gewejene Lage geichaffen hat. Nachdem er das angerichtete Unheil 
gefehen hatte, hat der Reichskanzler jedenfalls in allem jehr Forreft 
gehandelt. Jeder Inhaber eines höheren Amtes in Preußen und 
Deutjchland weiß, daß er unvermeidlicheriveife eine jehr große Anzahl 
von Unterfchriften im Bertrauen auf die Gewiſſenhaftigkeit unter- 
geordneter Stellen Teiftet. Daß faiferliche Kundgebungen privater 
Art ganz bejonders peinlich von der oberſten Inſtanz im Eaijerlichen 
Dienjte daraufhin geprüft werden müßten, ob fie auch nicht3 dem 
Reiche Schädliches enthalten fünnten, ijt näher überlegt eigentlid; 
eine Inſinuation, die jedem loyalen Gemüte jchwer eingeht, da ja 
an dem feurigen Willen des Kaiſers für das Wohl und die Ehre 
de3 Reiches fein Zweifel jein fann und feine Treffficherheit bisher 
doch wirklich nicht fo tief in der Abſchätzung jtand. 

Die Wirkung der Suggeftion der Preſſe ijt in diefem Falle 
furchtbar gewejen. Man muß jich wahrhaftig der außerodentlichen 
Berdienite und bewundernswerten täglichen Reiftungen diejer ſechſten 
Großmacht erinnern, um ihr dieje von ihr ohne Not heraufgeführten 
Ihwarzen Tage zu verzeihen. Es war ald ob jedermann fiicchtete, 
entweder zu einſichtslos oder zu fervil zu erfcheinen, wenn er ſich nicht 
ganz den Preßbehauptungen auslieferte. Denn weder in der nad) 
allen Seiten erwogenen Sache felbjt noch in ihrem Bekanntwerden 
lag irgendein entfernter Grund, der jolche Auflehnung und ſolche 
Denunziationen gegen die gefeglich höchſte Autorität rechtfertigte. 

Man hat in der erjten Novemberwoche überall gefchrieben, das; 
da3 deutſche Neich durch — horribile dietu — fein Oberhaupt in die 
traurigjte und „blamabelfte” Lage jeit jeinem Beſtehen verjegt 
jei. Ich habe mit dem beiten Willen nicht verjtanden, wieſo denn? 
Endlidy finde ich zu meiner Freude auch in einem Artifel der 
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Kölniihen Zeitung „Kaiſer und Volk” dieje jelbe Frage auf- 
geworfen. Ich Habe meinen Zweifel daran ehrlich und furchtlos 
zur Prüfung geftellt. Der niedrigjte Menfch findet, wenn er an— 
geflagt wird, ſogar gejegmäßig, oft jogar wider Überzeugung feine 
Verteidigung. Ich jehe nicht ein, warum ich nicht aus befter Über- 
zeugung hier einen jchwer Angegriffenen, dem man Ehrfurcht zu 
zollen verpflichtet iſt, verteidigen ſoll. 

Man hat in der erften Novemberwocdhe die Stimmung der 
Nationaltrauer zur Schau tragen zu müffen geglaubt. E3 ijt mir 
nicht gelungen, mic) in diefe Stimmung mit Berftändnis hinein- 
finden zu können, dagegen habe ich allerdings jelber im Zufammen- 
bang damit eine dreifache Trauer tief empfunden. Erjtens, daß ein 
löbliher Braud) verfajfungsmäßiger Monarchieen, ein Brauch, der 
mit der modernen dee ſolcher Monarchieen ungertrennlic, verknüpft 
it, die Berfon des Monarchen jelbjt nicht zum ausdrüdlichen Gegen- 
ftande der Kritik zu machen, eine Woche lang jo flagrant in der ab- 
fälligſten Kritik verlegt ift: das ift prinzipiell nicht gut. Etwas Re— 
volutionsähnliches anzufpinnen liegt bei uns alles in allem fein 
entfernter Grund vor. Zweitens habe ich betrauert, daß eine jolche 
Bergewaltigung der Gefühle ftattfand; derartig, daß man, ohne Har 
zu jehen warum eigentlich, in die Gefahr fam, jeine Gefinnungsgüte 
ver Verachtung auszujegen, wenn man jich nicht plößlich geradezu 
al3 antimonarchiſch gerierte. Hat man denn übrigens auch ganz ver— 
gejien, dab die Bismardiche diplomatijche Ehrlichkeit dem alten 
Zalleygrandichen Jdeal des Staatsmanns, der feine Nede gebraucht, 
um jeine Gedanfen zu verbergen, den Laufpaß gegeben hat? 

Drittens, was nun auch geichehen jein mag, obgleich nad) 
meiner Überzeugung gar nichts Schredliches gejchehen ift, fo ift 
eine traurige Flachheit des Maßſtabes hervorgetreten, an dem das 
Wohl und Wehe der Nation geichägt wird. Keine Spur von dem 
Gedanken, dat die Völfer und die Menjchen doch in einem gemein 
Jamen Organismus der Vernunft oder unter der Sonne der all- 
umfajjenden Idee des Guten ftehen und daß fie höchſten und all- 
gemein gültigen Normen dienen möchten. Vielmehr überall die 
jünglingsmäßige Borausjeßung „hie Germania, hie Britannia, hie 
Gallia, hie Ruffia‘ ufw., und nun kommt e3 nur darauf an, wie 
man in der gegenjeitigen Meinung diejer Völkerkorps abfchneidet, 
und zwar in einer Meinung, die nicht mit Ernſt wirfliche Ideale 
vor Augen Hält, jondern in naturaliftiicher fremder Meinung den 
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höchjten Gerichtshof fieht. Die Klage um den Stand des Reiches 
nahm einen Ton an, als ob es ſich um göttliche Trauer handelte, 
die allerdings ftet3 in dem Stand der irdischen Dinge gerechte 
Nahrung findet. Dabei aber war das legte, twa8 herausfam, höch- 
jteng eine „Blame“ — die in der Tat gar nicht vorhanden ijt, — 
alſo ein bejchämendes Gefühl, das in der Verlegung der Eitelfeit 
feinen Sit hat, nicht in der Verlegung des Gewiſſens. Hätten wir 
uns in diefem Falle wirklich „blamiert‘, jo wäre das ein Vorfall, 
der leicht nachweislich den beiten Menſchen und Völkern bet der 
menschlichen Unvollfommenheit immer einmal, jchärfer oder gelinder, 
pajjiert, der dann durch größere Umficht, durch Klugwerden aus 
Schaden wieder gut zu machen ijt, und bei dem durd) die echte Trauer 
um das Sein die widerwärtige um das Sceinen überwun— 
den wird. 

Es iſt ein offenes Geheimnis, daß ſich im Lauf der Zeit unjer 
Herrſcher nad) dem Urteil feines Volkes öfters einmal in Worten 
und Handlungen temperamentvoll „‚vergaloppiert hat“. Man trug 
dies eben in der Gefinnung, daß ein jeder die Fehler jeiner Tugenden 
bejist. Man wünjchte dabei, daß ſich dies abjchleifen möchte, und 
hätte aud) wohl auf den Gedanken fommen fönnen, ob nicht irgend» 
welhe Bürgichaften gegen folche unliebjamen Überrafchungen zu 
finden fein möchten. Aber daß man nun eben jeßt, eben auf Grund 
der Veröffentlichung des Daily Telegraph auf diefen Gedanken 
zurüdfommt und der Hißegrad, mit dem man darauf zurüdfommt, 
icheint mir nad) allem Obigen doch wirklich eine bare Unbegreif- 
lichkeit. 

Ich wurde zu diefer Niederfchrift in Sachen des Lärms des 
Tages aufgefcheucht aus der friedlichen Lektüre eines herrlichen 
neuen Buches „Die Antife und Wir‘ des Betersburger PBrofejjors 
Th. Zielinsfi. Eine wie für unfern Fall gefchriebene Stelle daraus 
(S. 112) möge diejen Aufſatz bejchließen: „. . . die Sache beginnt 
damit, daß irgendeine Berfon, Inſtitution oder dee ihre 
Bopularität einbüßen, zuweilen mit Recht, zumeilen auch nicht; 
jofort melden ſich Freiwillige, die, um ihren eigenen Einfluß zu 
erhöhen, gegen das Opfer gejellichaftlicher Mißgunſt Anklage über 
Anklage häufen. Der Erfolg einer folhen Verleumdung ift gejichert; 
jeder Unfinn findet Glauben, der Verleumder wird der allgemeine 
Liebling, und wehe dem unbedacdhten Eiferer für die Wahrheit, der 
ſich einfallen Tieße, ihn widerlegen zu wollen... Der Ort, von 
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dem diefes Übel ausgeht, ijt dort, wo fich die unberufenen Leiter der 
öffentlichen Meinung breit machen. . . .“ 

(Nachſchrift vom 24. November.) Die Bewegung hat fich 
inzwilchen als jo allgemein herausgeftellt und bis in folche Kreije 
hineingreifend, daß jie leider doch nicht unter die von Zielinski 
vortrefflich umjchriebenen Machenjchaften fällt, jo ſehr das an- 
fangs aud) den Anjchein hatte, nur daß ich „VBerleumdungen“ 
feinem Beteiligten jchuld gegeben, ſondern die Sehrjeite eines 
brennenden Patriotismus, der ji) in meinen Augen nur feinerjeits 
bergaloppierte, niemals verfannt habe.) 


1. Rein Anwalt für den Railer? 


(Sefchrieben 12.—15. November 1908.) 


Der Verlauf der Neichstagsverhandlungen vom 10. November 
ujv. hat mich mit meinem in den legten Tagen vorher nieder- 
geihriebenen Verjuche, die Worte und Handlungen des Kaijers zu 
verteidigen, ih muß es gejtehen, in die Lage eines wahrhaft Er— 
drüdten gebracht. 

Aber was man acht Tage lang lejen mußte, war faum erträg- 
lich. 3. B. in einer großen norddeutjchen, gut nationalen Zeitung, 
Abendausgabe vom 9. November: „Man war (in der erjten 
nationalliberalen Fraftionsfigung) einig in dem tiefen patriotifchen 
Schmerze, in der Befchämung und Entrüjtung über die Dinge, die 
geihehen find, die Deutjchlands Anjehen und Stellung in der Welt 
erichüttern und zum Gejpött der Völker maden . . .“, und mehr 
oder weniger in dieſer Tonart in der Prejje, auch in ihren münd— 
ihen Widerhall, immerfort! 

Und das alles ſollte der deutjche Kaijer, alſo der Träger eines 
Begriffes, der den Deutſchen der Inbegriff höchiter irdijcher Ehr— 
vürdigfeit ift und ein Menjchenalter nach feiner Neuerftehung noch 
mmer mit der frischen Freude an jeinem neuen Wirklichgewordenſein 
mpfunden wurde, verbrochen haben! Derjelbe, der noch acht Tage 
yrher unter Nichtbeachtung feiner menjchlichen Schwächen, als 
in jelbjtverjtändlicher und erprobter Stolz und ein Gegenjtand des 
Reides der Völfer an der Spihe feiner Nation jtand! 
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Derartig war doch der erjte Eindrud nad) dem Lejen bisher 
unbefannter Worte und Handlungen des Herrjchers nicht geweſen. 
Eine unmittelbare und entjchiedene Verurteilung diefer Worte und 
Handlungen hatte ſich kaum geregt, alſo eine Verlegung der An- 
jprüche des Gewijjens, des Gefühles für das Nechte und Löbliche 
hatte fich nicht empfindbar gemacht. Man zweifelte zunächſt an der 
Authentizität der neuen Mitteilungen und erflärte, falls dieje 
nicht bejtritten werden follte, zunächſt den Eindrud abwarten zu 
wollen. 

Bon Auslande her wurde für diejen fchnell der Ton angegeben, 
meijt allerdings ein Ton heftigen Abſprechens. Als ob nun diejer 
Ton abfolut der richtige und verdiente wäre, wurde er 
nun auch in der deutjchen Prejje angejchlagen, von diejer mit der 
Nutzanwendung auf die deutjchen Intereſſen, die aufs höchſte ge- 
ichädigt fein follten. Da ich perjönlich nichts jehr Ausgeprägtes 
für die Faiferliche Kundgebung, diejelbe nicht einmal als jo jehr 
bejonders interejfant und nen und überrajchend empfunden hatte 
und die eigentliche Subjtantiierung der Anklage vor der Bajjer- 
mannjchen Nede im Neichstage viel oder fait alles zu mwünjchen 
übrig ließ, fühlte ich mich zunächit ganz aus der Faſſung gebradt 
und empfand in der allgemeinen Trauer über die Sache die um- 
gefehrte Trauer über die Aufnahme und Behandlung der Sadıe. 

Meine Vermutung, daß hier einmal ein erorbitanter Fall der 
Maſſenſuggeſtion durdy das gedrudte Wort vorläge, ijt doch er- 
ichüttert, jeitdem aus den Fraftionsjigungen verlautet, daß zahl- 
reihe Zujchriften der Wähler an ihre Abgeordneten die allgemeine 
Trauer im Volke bejtätigten und feitdem auf die Anflagereden aus 
allen Fraktionen faum ein Widerfpruch aus dem Volfe jich Fund- 
gegeben hat. Doc, können auch jene Brieffchreiber und weiterhin 
das ganze Volk an der Preßſuggeſtion gelitten haben. Aber jogar 
der Bundesrat joll einmütig in der Mihbilligung der VBeröffent- 
lihung des Daily Telegraph und ihres Inhaltes fein! Es ift ja 
eine unglaubliche und noch vor drei Wochen nie im Traum für mög- 
fi) gehaltene Lage. Und doch! Auf alle Fälle braucht die All— 
gemeinheit einer Meinung nicht immer ihre Nichtigfeit zu ver- 
bürgen und eine unbefangene fachliche Unterſuchung überflüffig zu 
machen. Dieſe hatte ich in meinen erjten Aufſatze zu führen 
nic) bemüht. 

Ich jpinne hier zunächſt einen dort gegen Schluß hingeworfenen 
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Gedanken etivas weiter. Eine ganz andere Reaktionsweife auf das 
Vorgefallene wäre doc) auch möglich gewefen. Dem niedrigjten 
Menſchen, der ji) vor Gericht zu verantworten hat, geniert ſich 
der Anwalt, an den die Sache herangetreten ift, nicht, vor Gericht 
beizuftehen und tut das ohne Schaden für feine eigene Ehre, wenn 
er alles, was in dem Falle eine günftigere Seite zu haben jcheinen 
fönnte, herausſucht und hervorhebt. Die Zeitungslefer der Sen- 
jationsprozejje jind dann auch nicht entrüftet darüber, wenn ihnen 
in den Verteidigungsreden jogar manches zugemutet wird, mas 
nur Durch die dee, daß doch auch Verteidigung jein muß, erträglid) 
wird (wie denn umgefehrt auch vieles in den Anklagereden nur 
durch die dort übergeordnete dee hingenommen werden fann). 
Unbegreiflih, ja wahrhaft unbegreiflih! Dem deutſchen Kaiſer, 
dem Gegenpol der eben umjchriebenen Menjchenfategorie, ift kaum 
ein entjchiedener und durchgreifender öffentlicher Verteidiger er- 
ftanden! Geine Sache wird doch auch mindejtens wie alles in der 
Welt ihre Kehrfeite haben. Man unterwirft ſich von vornherein dem 
Urteil der ausländischen Prejje, al3 ob diejes unantaftbar wäre, 
und operiert von da an weiter. Es ijt mir völlig unfaßbar, daß 
man in der erjten jchweren Bedrängnis feinen Kaifer im jtid) 
fäßt, dem man jo oft die Verjicherung der Treue und Ergebenheit 
dargebracht hat! Hätte man nicht ftatt dejjen lieber vor allem 
zuerjt, wie auch immer mit guter Bernunft möglicd — denn Ad— 
vofatenfniffe wären hier unwürdig — von allen Seiten zufpringen 
und mit deutjchen Schilden die Hiebverjuche des Auslandes deden 
jollen, um erjt dann die Flamme, die dem aufgejtiegenen unge- 
heuren Qualm irgendwo ja auch entjprechen muß, in ehrlicher 
Zwieſprache zwiſchen Volk und Herricher zu löſchen? Sch für 
meine Perjon fann gar nicht anders als diefen Weg verjuchen, - 
wenn ich auch vorausfühle, daß der Verteidigung unferes Kaiſers 
von vielen Seiten das Recht, das jeder Anwalt in der Verteidigung 
jeines Klienten genießt, verkümmert werden fönnte, weil man ſich gar 
zu ſehr in feinen Inveltiven gebunden hat. Zum Glück ift freilich 
das Zeugnis, daß mein Naturell zu Ehrlichfeit und Gerechtigfeit 
nach jeder Richtung hin veranlagt it, meinen übrigen Schriften 
öfter von fachlicher Kritik zuteil geworden. Als ein anderes viel 
größeres Glück empfand id) es, daß in den Neichstagsreden doc) 
auch vielfach al3 der Sinn und Zmwed des entfejjelten Sturmes der 
Wunsch und Wille hervorgetreten ift, daß das alles nur ein Über— 
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gang fein joll zu zukünftiger Einheit zwiſchen Kaifer und Volk, 
nachdem ſich der Eine von dem mächtigen Willen der 63 Millionen 
habe überzeugen müffen. Auch an und für ſich fann ja der Aus- 
bruch des Freimutes eines Volkes vor einem Throne, vorausgeſetzt, 
daß der gebührende Ton bejjer gewahrt ift, als er es diesmal leider 
geweien ift, ein hocherfreuliches Zeichen von nationaler Tugend, 
Kraft und Tüchtigfeit fein — vorausgeſetzt ferner nur, daß die Ver— 
anlaffung danad) ift, im Verhältnis fteht zu der Wirkung. Doc 
eben hiervon bin ich abfolut nicht überzeugt worden. 

Alles, was aus der Stellung des Kaijers zum Burenfriege 
al3 Urjache der gegenwärtigen Bewegung hervorgetreten ijt, Hat 
ihon Fürft Bülow in feiner Rede vom 10. November, troß ihrer 
fonft ziemlich rejignierenden Verteidigung feine Souveräns, auf 
fein richtiges Maß zurüdgeführt, welches für fich nicht im mindeften 
ausreicht, darum in folche Erregung auszubrechen. Auch halte ich 
meine diesbezüglichen Gegenargumentationen aus I aufrecht. Als 
Anhang mill ich auch noch zwei Aufjäge von mir aus dem Jahre 
1902 zur Frage der Berechtigung der öffentlichen Meinung Deutjch- 
lands, wie fie ji im Burenfriege ausprägte, hinzufügen. 

Auch die Hinweifungen auf den Stillen Ozean müfjen als Die 
harmloſeſten und unbejtimmteften Zufunftämöglichkeiten anerfannt 
werden, fall3 fie jich nicht jpäter einmal al3 von merkwürdigen 
Weitblid eingegeben enthüllen werden. Dagegen fcheinen mir drei 
große Vorwürfe gegen den Kaiſer fejtgehalten zu werden, aus denen 
noch immerfort die „Zornesflammen hoc) emporlodern‘ — denn 
wahrhaftig ift das die Sprache, welche — man fühlt ſich wie im 
Traume — feit zehn Tagen im deutichen Volke gegen den eben noch 
geliebten und hochgeachteten Kaiſer geführt wird! Er foll uns eben 
durch unvorjichtiges Reden fat nicht wieder gut zu machenden 
Schaden zugefügt haben. Dies ift der gemeinfame Grund der drei 
Vorwürfe. Ich bleibe unüberzeugt, daß das richtig ift, oder wenig- 
jtens, daß e3 entfernt in dem Maße richtig ift, wie e3 behauptet wird. 

Der erite der drei Vorwürfe ift, daß der Kaiſer gejagt hat: 
„Die in breiten Schichten der mittleren und unteren Klaſ— 
fen meines eigenen Bolfe3 vormwaltende Gefinnung iſt 
England nicht freundlich. Ich bin fozufagen in meinem eigenen 
Lande in der Minderheit. Freilich ift es eine Minderheit der beften 
Elemente.“ 

Woher entjpringt nun die Entrüftung über diefe Worte? 
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Offenbar weil man argumentiert: Alfo hat der Kaiſer jelbit, die 
offizielle Inftanz, zugegeben, daß die Mehrheit des deutfchen Volkes 
England feindlich gejinnt jei. Alfo weiß nun England ganz bejtimmt, 
woran es ijt. Aljo baut es immer neue Schiffe gegen uns oder er- 
Härt uns aus Vorbeugung vielleicht fogar den Krieg, ehe unſere 
Flotte imftande ift, es mit ihm aufzunehmen. So redet man ſich 
hinein ohne Prüfung dieſes Geredes. 

Der Kaijer hat gejagt: ... „nicht freundlich”. Das ift noch 
etwas ganz anderes al3 die Nüance „feindſelig“. Die Unfreundlich- 
feit einer Mehrheit der Nation ift noch längjt nicht imjtande eine 
Kriegsdrohung zu bedeuten, zumal bei dem Ungeheuren, das heut- 
zutage bei den Maſſen der Heere, der Technik der Waffen, den be— 
jtehenden Bündnifjfen das Wort „Krieg“ in jich enthält. Der Kaifer 
und jeine Regierung teilt dieje Unfreundlichkeit gegen England 
auch nicht. Den Krieg fann verfaffungsmäßig nur das Staats— 
oberhaupt erklären, aljo it England, fo lange nicht etwas ganz 
Neues Hinzufommen follte, vor einer deutjchen Kriegserklärung 
jiher. Aljo bedarf e3 aud) der fortgejegten Rüftung gegen Deutjch- 
land nicht. 

Das furchtbare Ddium, einen Vorbeugungsfrieg herbeizu- 
führen, eine Kriegsform, die auch Bismard einmal für unfinnig 
und unverantiwortlich erklärt hat, wollen wir England aber nicht 
zutrauen. Denn auch bei ihm ift ja — wie der Kaifer hinzufügte — 
die Minderheit der beiten Elemente nicht Deutſchland feindlich 
gefinnt, zu denen normaler Weife die Regierung und der Monarch 
an eriter Stelle gehören müfjen. 

Doh nun ganz rüdhaltlos. Eine Möglichkeit, daß und 
England einen Vorbeugungsfrieg — nicht ind Land, aber in Die 
Gewäſſer und an die Küften hineintragen könnte, bejteht immer, 
mit oder ohne die faijerlihen Worte. Denn dieje gemifje 
Unfreundlichfeit einer deutjchen Mehrheit oder mwenigjtens ftarfen 
Strömung der öffentlichen Meinung gegen England ijt eine jo offen 
auf der Hand liegende Tatfache, daß der Kaijerabjolut nichts 
Neues mitihr gejagt hat. Eine größere Beglaubigung aber 
als jieeiner offenfundigen Tatfählihfeitinnewohnt, 
fann auch das offiziellite Wort eines Monarchen einem 
Sachverhalt nidht hinzufügen. 

Nun hat aber der Neichätag nicht nur, was felbftverftändlich, 
aus dem Munde des Neichsfanzlers, fondern aus allen feinen 
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Parteien ausgejprochen, daß eine Unfreundlichkeit des deutſchen 
Volkes oder einer Mehrheit des deutichen Bolfes gegen England 
nicht beftehe, daß in Deutjchland Regierung und Voll mit England 
in Frieden zu leben wünjche. 

Sch fagte aber dennoch (und jo auch ſchon in I, ©. 4), daß 
diefe Unfreundlichkeit offenkundig vorhanden jei. Diefe Behauptung 
hat ſich alſo mit den entgegengejegten Erflärungen im Reichs— 
tage auseinanderzujegen. 

Die Auseinanderjegung über diefen Punkt bedarf vor allem 
andern rüdhaltlofer Wahrhaftigkeit. Nicht nur, weil dieje zum 
Schluß zu erfreulichem und beruhigendem Ergebnis führen wird, 
fondern auch, weil die Wahrhaftigkeit eine unbedingte Tugend iſt 
und weil es dem vernünftigen deutjchen Stolze unerträglid) iſt, die 
Verhältniſſe des Neiches und der Gejinnung feiner Bürger in Un- 
wahrheit hüllen zu müjjen. Wir leben doc) jegt nicht in einer Zeit 
wie von 1807—1813, wo das Rechte nur getan, aber nicht gejagt 
werden durfte. Das großmächtige deutiche Reid, kann mit offenen 
Karten jpielen — die außerdem jonnenflar zu durchſchauen jein 
würden, wenn jie etwa verdeckt gehalten werden jollten —, das 
damalige kleine, zertretene Preußen fonnte e3 nicht. 

Aus dem Reichstage iſt es ganz richtig herausgejchollen: 
Die Gefinnung Deutjchlands gegen England ift nicht unfreundlich, 
und dod) ift es ebenjo wahr: Sie ift entjchieden unfreundlicdh. Die 
Löſung des Widerjpruchs, der natürlich nur jcheinbar fein kann, 
it die: Dem England, das feinem beiten Wejen treu bliebe, dem 
England, wie es uns aus feinen beiten Männern und Momenten 
jeiner geiftigen und polititchen Gefchichte idealiich vor Augen jteht, 
und das vor allen Dingen auch den deutjchen Auffchwung Der 
legten Jahrzehnte unfcheel und hochherzig anfähe, find wir von 
ganzem Herzen freundichaftlich und ergeben, fogar das England, das 
ein großes Weltreich gegründet hat, bei welchen viele feiner Ge— 
Ihwijter der Menjchheitsfamilie gar jehr zu kurz gefommen find, 
haben wir immer anerfannt, weil es das durch feine Kraft vermodht 
hat und die andern durch ihre Schwäche verfäumt haben, fich einen 
bejleren Anteil an den von fremder überlegener Macht zu be- 
herrjchenden Teilen der Erde zu fichern. Dagegen das England, 
welches jeit 1863 mit Mißvergnügen den politifchen, den kom— 
merziellen und endlich den maritimen Aufſchwung Deutjchlands, 
um den uns zu bemühen wir ein unveräußerliches Naturredht 
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befaßen, begleitet und das immer wieder durch feine Haltung gegen 
die deutjchen Erfolge befundet hat, verjchuldet es jelbit, wenn 
Deutjchland jo lange immer wieder von Verſtimmung gegen das 
ſtammverwandte und jonft jo gern bewunderte Land befallen wird, 
bis es einmal hochherzig zu feinem bejferen Selbit zurüdfehrt und 
den Willen zu einer — mit Gerechtigkeit und menjchlichem Wohl- 
wollen gegen andere verbundenen — nationalen Größe auch dem 
deutjchen Volke als jein gutes Recht zuerfennt.*) Gerade dieſes 
ober, die Einwirkung auf den Sieg der befleren Seite der engliichen 
Katur, ift es, was Kaifer Wilhelm auch in jeiner Unterhaltung mit 
dem engliſchen Lord X. anjtrebte. Aus den Höhen der oberften Schicht 
der engliihen Nation fonnte ſehr wohl unter der Einwirkung der 
faijerlihen Worte zunächft von einem oder wenigen Mitgliedern 
der engliihen Ariſtokratie diefer wahrhaft jittlihe Aufſchwung 
der Gefinnung auf die englifche Lordjchaft überhaupt, von dieſer 
aber allmählich auf breitere Schichten des englifchen Volkes über- 
gehen. In diefem Gefühle hat offenbar der Kaiſer gejprochen, und 
jo hat es unzweifelhaft der VBeröffentlicher der faiferlichen Geſpräche 
aud) gemeint, und die unliebfame Wirfung derjelben fonnte durchaus 
nicht vorausgejehen werden. Der Wille fonnte doc) jeiner normalen 
Stellung, der Unterwerfung unter die Vernunft und dag Gute, 
zurüdgegeben werden, ftatt fich in feiner unfeligen eigenjinnigen 
Voreingenommenheit, die den Kaiſer in jeinem heißen Verlangen 
nah dem Guten eine ſolche vorwurf3polle Beredjamfeit ein- 
gegeben hat, zu verfteifen. — Einen „Interviewer“ hatte der Kaiſer 
keineswegs neben ſich — der Ausdruck rückt das ganze Vorgefallene 
in ein durchaus falfches Licht —, fondern einen hochgeitellten, edlen 
Mann, dem er jich in dem abjolut menjchlichen Bedürfnijje der 
Aussprache vertrauensvoll wie in gejellichaftlicher Gleichheit — 
denn die Seele der Gefellichaft in ihren verjchtedenen Gruppen ift 
die jedesmalige Gleichheit — nahefühlte. Und Politik trieb der Kaiſer 
in diejer echt menschlichen Ausjchüttung ja nicht, will man aber 
jeine Bemühung, fremde Gefinnung zum Bernünftigen und Edlen 
zu Ienfen, Politik nennen, jo war e8 genau diejelbe, die fein 
Reichskanzler auch vertrat, nämlid) die Rolitif der Ver— 


*), Man kann auch kurz fagen: Die deutſche Berftimmung gegen England, 
fomweit fie befteht, ift feine Berftimmung gegen England, jondern eine Verftimmung 
gegen bie Berftimmung Englands, ſoweit diefe befteht. 
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ftändigung mit dem befjer zu unterrichtenden England. 
Die „bewegende Rede’ zu gebrauchen ift Menjchenredht, das feinem 
verfürgt werden darf, widrigenfall3 alle Meifterwerfe der Beredſam— 
feit und der dramatiichen Kunſt in Nichts zerfallen würden und 
der menschliche Austaufch und geijtige Verkehr zu einem charafter- 
loſen Gehenlajjen und zum Verzicht auf das, was das Leben lebens— 
wert macht, das Bemühen, daß e3 immer befjer werde, herab- 
finfen würde. — 

Ich faffe die Verteidigung gegen den erjten Anklagepunkt 
zujammen. 

Diejer lautete: Der Kaiſer hat Fäljchlich behauptet, daß eine 
Mehrheit des deutichen Volkes gegen England unfreundlich gejinnt 
jei. Er Hat dadurch in England den Glauben beftärkt, daß Dieje 
Unfreundlichfeit wirklich beftehe. Er hat dadurd die umgefehrte 
Unfreundlichfeit gegen uns erhöht und den englifhen Rüftungen 
von langer Hand her gegen Deutjchland neuen Borjchub geleiftet. 

Die Verteidigung Hat folgende Momente: Das Faijerliche 
Urteil war nicht falſch, jondern richtig. 

Der Widerfprud, daß auch das entgegengejegte Urteil als 
richtig Hingeftellt werden fann, findet die Löjung: Deutſchland 
Ichließt auch England, und zwar mit befonderer Hochſchätzung diejer 
großen und verwandten Nation, in fein allgemeines, gut menjch- 
liches und echt deutjches Gefühl für die Selbjtändigfeit und Wohl- 
fahrt der Völker ein, fürden Fall, daß dieſes auf Gegenjeitig- 
feit beruht. Weil diejes aber jeit 1863 oftmals in Gejinnungs- 
und Handlungsbetätigungen des englifchen Volkes nicht der Fall 
geweſen ift, jo temperiert Deutjchland einftweilen fein Gefühl für 
England bei einer gewijjen inneren Unzufriedenheit mit ihm zu 
böflicher Kühle, bis dieſes bereit ift, gleiches mit gleichem zu ver— 
gelten. 

Daß diefer Zeitpunkt möglichit bald eintreten möge, ift inniger 
Wunſch des deutichen Volkes. 

Der Kaifer hat diefem innigen Wunfche feiner Nation 
Ausdrud gegeben. 

Er hat e3 nicht getan im politifcher, fondern in menfchlich- 
gejellichaftlicher Situation. 

Er hat e8 dennod) aud) getan in vollftändigem Einklang mit 
feiner Regierung. 
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Er hat geſprochen in einer Umgebung der Art, denen Die 
Großen der Erde im gefellichaftlichen Austaujch Gleichheit gewähren. 

Er hat den edelſten Willen gehabt. Er hat Vertrauen gehegt, 
richtig verftanden zu werden, und biefes Vertrauen Hegen dürfen. 

Der Veröffentliher hat in dem beiten Glauben gehandelt, 
daß er das jehr erwünſchte bejjere Einvernehmen zwijchen England 
und Deutjchland fördern werde. 

Er hat nicht vorausſehen können, daß Mißtrauen und Ver— 
ftofung des Willens in feiner Nation oder wenigjten ihrer Prejie 
fi) leider ald mächtiger erweijen würde denn Vernunft und Wohl- 
meinung. 

Endlich ift das deutjche Volf gottlob nicht in der Fümmerlichen 
Lage, daß es feine Gefinnungen und Abjichten verhüllt zu jehen 
wünſchen müßte: es fann fich offen nach dem, was in ihm lebt und 
betrieben wird, dem Urteil der Bölfer ftellen. 

In dem Obigen könnte noch als unausgeführt und unbelegt 
erijheinen: die Tatjache der bedingten und aller Billigfeit ent» 
iprehenden Bereitmwilligfeit zu beftem Einvernehmen einerjeit3 und 
der gewiſſen Unfreundlichfeit andrerjeit3 in der deutjchen Gejinnung 
gegen England, und die Tatjache der vielfachen Offenbarungen eng— 
licher Mißſtimmungen gegen das aufjtrebende Deutjchland. 

Aber jeden, der um fich ſieht und hört und der die Zeitgefchichte 
aufmerffam verfolgt, liegen für alle drei Tatjachen fo viel Beweiſe 
vor, daß ich glaube, davon abjehen zu können, jie ausdrüdlid) 
aneinander zu reihen. 


Die zweite noch aufrecht erhaltene Anklage lautet dahin, daß 
der Kaiſer fich überhaupt noch um England bemüht habe oder, wie 
der Au3drud lautet, England „nachgelaufen jei‘. 

Diefe Anklage enthält den böjen Vorwurf eine Mangels 
an ſittlichem Felngefühl und an nationalem Stolz. 

Vorwürfe diefer Art wirken fehr qualvoll. Aber die gejell- 
Ihaftliche Erziehung in den erflufiveren Ständen, 3. B. im Korps— 
ſtudententum, zielt jehr geflifjentlich gerade gegen diefen Bunft Hin, 
jie ſchärft vor allem das Gefühl, daß nur ja der Selbſtachtung nicht3 
vergeben werde. Es iſt fehr ſchwer glaublich, daß nun gar die höchite 
Berfönlichkeit, der wir doch die Ehre des Reiches allezeit jicher 
anvertraut glaubten, der Feinheit feines Ehrgefühls eine Blöße 
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gegeben haben jollte. Sie hätte fich felber jicherlich Hinterher nicht 
wohl dabei gefühlt und die Frage der Veröffentlichung jolcher 
hinterher bereuten ſchwachen Momente gar nicht erjt der amt- 
lichen Inſtanz anvertraut, jondern jie jofort jelbjt verboten. In 
Sachen des Ehrgefühls gibt e3 feinen peinlicheren Richter als Die 
Perſon jelber, um deren Ehre e3 ji) Handelt, am mwenigjten ein 
ganzes Bolf, in dem jehr große Schichten ja nicht entfernt zu dem 
Grade der Feinheit in dieſer Art des Empfindens erzogen jind 
und erzogen fein fönnen, wie fie auf den Höhen der oberften Bölfer 
lebendig find. 

Die Löſung des hier vorliegenden Rätſels und damit die Ent- 
fräftung der Anklage Scheint mir in Folgendem zu liegen. Es ijt jicher 
zunächſt ausgeſchloſſen, daß der Kaiſer in einer Weile England 
nadjgelaufen jei, daß ihm darin eine Abjtumpfung des Gefühls 
für nationale Würde zum Bemwußtjein gefommen wäre; bei der 
in ihm vorauszufeßenden Schärfe diejes Gefühles aber auch aus— 
geſchloſſen, daß dieſe Abjtumpfung objektiv dennod vorhanden 
geweſen wäre. 

Vielmehr gibt es Fälle, wo ein großes, heiß zu erjtrebendes 
Gutes edle Gemüter jo ganz und gar beherricht, daß fie fich Dabei 
des Gedanfens an ihre eigene Ehre, deren Hüter zu ſein ſie ji 
ja jo wie fo ein für allemal bewußt find, gar nicht bewußt 
werden. Für ein großes Gutes alles zu tun, was fie irgend fönnen 
— mit Verlegung ihrer Ehre und Würde fönnen ſolche Gemüter 
ja ein für allemal nichts tun — diejer Gedanke, diefes Verlangen 
reißt jie dann ganz und gar hin und läßt nichts anderem Raum. 
Um ein großes Gutes — ich fage noch nicht einmal großes Gut 
— denn der fittlihe Wert muß diefem Gute inneiwohnen — 
aber fich zu bemühen, das kann auf alle Fälle nicht gegen die Ehre 
gehen, denn die unbedingte Liebe zu wahrhaft Gutem ijt der Edel- 
jtein in deren Krone. 

Das hohe Gute, um das es jich bei diefem Geſpräche des 
Kaijers handelte, war, wo irgend möglich, die Vermeidung einer 
zufünftigen, für eine fernere Zukunft doch einmal als möglich vor- 
ichwebenden, friegeriichen Auseinanderjegung mit England. Um 
für dieſes Gute einzutreten, dachte er offenbar nicht weiter daran, 
ob er auch jonft jchon dafür geiprochen hätte mit dem Rejultat, daß 
das leider doc immer noch neu nötig wäre, jondern hielt das Ohr 
eine oder mehrerer weiterer Mitglieder der engliichen Ariftofratie 
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für geeignet, nody einmal einen großen Herzenswunſch zu er— 
ſchließen. 

Wenn das engliſche Volk nun ſo geſonnen war, daß das 
Loſungswort für das Verhältnis beider Nationen friedlicher 
Bettfampf ſein müßte, jo war ja alles erreicht. Ein ſittlicher Um— 
ſchwung war das Mittel, das hohe Ziel zu erreichen. Ein fittlicher 
Umſchwung hängt aber, außer an bitteren Erfahrungen, die 
oft erjt wirken, wenn jchon leider viel verfäumt ijt, vor allem 
am Wort, an der Vernunft und dem Gefühl, von dem es ein- 
gegeben wird, und der Kraft, mit der es heraustritt. Die! zum 
pſychologiſch-ethiſchen Verſtändnis des Faijerlichen Verhaltens, 
das auch Bülow mit Recht als leider in den Anflagen ganz un- 
berüdjichtigt und vermißt bezeichnet hat. Wo träte hier in der 
pſychologiſchen Analyje etwas Tadelnswertes hervor ? 

Wir müfjen an diefem Ort noch ein wenig mit aller Wahr- 
baftigfeit verweilen. 

Dem ganzen deutjchen Volke Liegt es jehnlichit am Herzen, 
da das Verhältnis zu England gebejjert werde. Daran, daß es 
nicht bejier ift, hat aber das deutſche Volf feine Schuld. Es ift 
größer und mächtiger geworden. Das zu werden, hatte es ein 
abjolutes Necht. Daß es aber größer und mächtiger geworden 
ift, das iſt aud) in Wahrheit der einzige Grund, weshalb England 
nicht mehr mit Wohlgefallen auf das bloße Volk der Denfer blidt, 
das im reinen Idealland ja jo hoch wie nur möglich daftehen mochte. 

Nun gibt es in Deutjchland ein Häuflein ſehr energijcher und 
ftolzer Patrioten, die Englands Verſtimmung auf gütlicdem und 
jpontanem Wege, durch Annahme von Vernunft und Zubilligung 
fremder völkiſcher Entwidlungsfreiheit, für unaufhebbar halten. 
Irgendwelche guten Worte England noch zu geben, bringen jie 
aus nationalem Stolze nicht fertig; an diefem Punkt Tiegt vielleicht 
Der eigentliche Herd des im der erjten Novemberwoche aufge- 
gangenen Feuers. Sie jehen eine dermaleinftige Friegerijche Er— 
zwingung des Rechtes und der Freiheit, daß wir fein wollen, wozu 
wir uns, ohne Verlegung fremden Nechtes, befähigt und beſtimmt 
fühlen, al3 unumgänglich an. Sie ſehen über das furdhtbare Zwi— 
ichenjtadium des Krieges hinweg und antizipieren fchon im Geilte 
die erhebende Zeit, wo e3 der deutjchen Kriegsflotte gelungen fein 
fönnte, da3 Übergewicht der englifchen auf dem Meere zu brechen, 
und ſchauen im Geijte jchon mit Hochgefühl auf die ganze damit 
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verbundene Erhebung des beutihen Namens. Hinter den „ufer— 
ofen” Flottenplänen, die fie durchjegen möchten, jtedt die ſe Ge— 
finnung al3 die treibende Macht. 

Die Gefinnung der überwältigenden Mehrheit Der deutihen Nation 
und mit ihr ihres Kaifers, ift Diefes Doch nicht. Diefe Mehrheit, an 
der aud) die Geftaltung der Gejhide der Nation hängt, 
fieht vor allem vor jenem erwünfchten jpäteren Zujtande das 
grauenvolle Bild des furchtbaren Krieges, der dann entjejjelt werden 
würde, und fagt: durch dDiejen Zwilchenzuftand wollen wir, wenn 
e3 irgend vermeidlidh ift, nicht hindurch. Wenn uns der Krieg ein 
mal aufgeziwungen werden würde, nun dann würde die deutjche 
Nation ſich für nichtswürdig halten, wenn jie nicht alles an ihre 
Ehre fegte, und fie würde mit der äußerſten Energie alles auf- 
bieten, um den Krieg ehrenvoll durchzuführen. Aber fie fann und 
will fich nicht überzeugen, daß e3 einmal jo jein müßte. Sie kann 
das Vertrauen nicht aufgeben, daß Vernunft und Recht und Güte 
— bonitas, nicht gerade immer benignitas — nicht doch die oberſte 
Macht in der Menjchenwelt fein müßte und fein könnte. Sie fieht 
vor Augen, wie Taufende in ihren Wunden nun aud) nod) er- 
trinfen müßten, wenn die falten, graufamen Wogen de3 Meeres 
jih über jchmerzgequälte Menfchen zujammenjchlagen würden, 
fie fieht das nicht nur, fie fühlt fich hinein, al3 ob jeder das felber 
wäre — und will das nicht, Daß e3 dahin käme. Die Menjchen mit 
fremder Sprache würden ja ganz dasjelbe leiden, wie die de3 eigenen 
Volkes, weil fie e3 ja nicht al3 gerade die Staat3angehörigen, 
fondern al3 Menjchenwejen von der Organijation und Fähigkeit 
zu äußerjtem Leid und Grauen erleben würden. Und das jtößt fie 
ab. Dies Maffenelend foll nicht fein, von Menfchen den Menfchen 
zugefügt; jchlimm genug, daß es bisweilen, in viel geringerem 
Mafe, von der Unvernunft und Gefühllofigfeit der Elemente über 
Menſchen verhängt wird. Jene Mehrheit will nicht, daß daß Die 
großartigiten Werfe, durch jahrelange Arbeit taufender fleißiger 
Hände und durch das höchſte technifche Vermögen, das die Welt 
gejehen Hat, hergeftellt, in wenigen Augenbliden untergehen. Sie 
will nicht, daß die neuejte Möglichkeit, aus dem Reiche der Luft 
die furchtbarften Zerftörungsftoffe auf die Werfe der Menfchen 
herunterzumerfen, die jchönfte Erfindung ſogleich mit hölliſchem 
Gift befudele. Sie will nicht . . . doch was alles in diefem ſchreck— 
lichften der Kriege zmwifchen zwei verwandten und alle Zeit be— 
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freundet gemwefenen Nationen enthalten fein würde, kann jich ja 
jede Phantaſie ausmalen. 

Die elementarjten Gefühle haben die größte Macht über die 
Menihen. Aus ſolchen Gefühlen, — nit irgendwelchen diploma— 
tiſchen Fineſſen — heraus, aus dem Schauder vor dem Dunfel der 
Zufunft, wenn duch Menſchenſchuld in ihr das Gräßlichite Er- 
eignis werden follte, ftammen alle guten Reden, die wir bei etwa 
gegebener Gelegenheit mit Perjonen der anderen Nation, die es 
angeht, führen, und die bei dem gefliffentlich zur Verftändigung 
herbeigeführten Zujfammenfünften ausgewählter Gruppen beider 
Völfer geführt find. Aus folhen Gefühlen der Vernunft und 
Menſchlichkeit, wie fie in der großen Mehrheit feines Volkes lebendig 
iind, hat ohne Zmeifel auch der Kaifer gefprochen. Und nun follte 
dad Menjchlichite der höchſten Stellung auf Erden verboten fein? 
„zun zu fönnen, was man will,” gilt bei den Alten immer als die 
Umjchreibung der Herrſchaft, bis es Sofrates und Plato dahin 
verbejferten, daß mit der größten äußeren und inneren Freiheit 
das Gute tun zu fönnen, wahre Herrjcherart fei. Jetzt foll der 
herrſcher der unfreiefte Mann werden? In völliger Überein- 
fimmung mit feiner Regierung und der großen Mehrheit feines 
Volkes befand er fich ja in diefem Reden zum Guten ganz gewiß 
auch; da war von Privatpolitif feine Rede. 

Das Poſitive, was Hinter der Warnung vor diejem emigen 
feindlichen Mißtrauen lag, war ficher der Gedanke, daß friedlicher 
Wettftreit das Richtige fei. Die abgegriffenfte Trivialität, die 
diefer Gedanke allmählich gewonnen hat, fchadet nichts feiner ab- 
joluten Richtigkeit und feiner durchichlagenden Bedeutung. In 
diefem Zeichen muß die Zukunft ftehen. Wenn mir ſeit 50 Jahren 
jo ungeheuer vorwärts gefommen find in Handel, Technik, Seemacht 
und Wohlfahrt, jo ift Ioyalerweife von feiner Seite etwas dagegen 
zu wollen. Der Gegenzug bei den anderen fann nur fein, daß fie 
fi ihrerfeit3 um fo mehr anftrengen gegen Überflügelung, worin 
gerade ein feiner und wertvoller Antrieb liegt, Die 
Kraftbetätigungen zu erhöhen. Übrigens hat England, wie 
feine Handelsbilanz zeigt, von unferer jo ſehr gejtiegenen, ganz bejon- 
der3 auch ihm zugewandten, Kaufkraft ja auch den größten Vorteil 
gehabt. Gegen diefe Gefinnung der großen Mehrheit de3 deutſchen 
Bolfes, feines Kaiſers und feiner Regierung kann auch die gejchichts- 
philofophifche Weisheit des Häufleins der Hhperfchneidigen nicht 
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auffommen. „Rom und Karthago . . .“ fagt dieſes Häuflein; „das 
ift jo Naturgejeg.“ 

Wir find nicht mehr Nom und Karthago. Die Vernunft iſt 
zu fehr gegen die natürlichen Inſtinkte gewachſen, die Güte gegen 
die Sleichgültigfeit wider Menjchenelend. Verband uns die Herr- 
ichaft der Inſtinkte mit der Tierwelt, jo hat der Menjch jest jeine 
Geiftigfeit zum Ziele gemacht, dem fich jein Wejen mehr und mehr 
annähern joll. — 


Die dritte Anklage, von der bejonders viel hängen bleibt, ift 
die des Vertrauensbruches gegen Frankreich und Rußland, welcher 
unfere zukünftige Bündnisunfähigkfeit zur Folge haben joll. 

Nun denke man fi) aber ganz in die Sache hinein, um zu 
entjcheiden, ob diejer Vorwurf, der ja jehr peinlich fein würde, wirf- 
lih in diefem Falle jo jubjtantiiert it. Franfreih und Ruß— 
land ftehen auch 1901 oder 1902 ſchon längit in einem Zweibunde, 
der, wenn er einmal aktuell würde, jeine Spige nur gegen Deutſch— 
land fehren fann. England ijt noch nie auf der Seite der Feinde 
Preußens und Deutſchlands gemwejen; der König von Preußen und 
deutſche Kaiſer hegt jchon damals, den durch leichte erfahrene 
Trübungen und die Gejpenfterfchatten künftiger Möglichkeiten um 
jo dringender gemadten Wunjch, daß das immer jo bleiben möge. 
Set treten in jo bejonderer Lage Mittelsperjfonen der beiden 
Mächte des Zmweibundes, aljo wohl die Botjchafter, ſchwerlich aus— 
drückliche Miffionen ad hoc, als Verſucher an den deutjchen Kaiſer 
heran. Ihr Vorſchlag enthielt viel Berlodendes, aber ſowohl tiefer 
blidende und vorjichtiger wägende Opportunitätsgedanfen, wie 
namentlich die Treue gegen einen Jahrhunderte fang durch Natur 
und Gejchichte bejejjenen Freund, den man troß leichter Schwan- 
fungen der Freundjchaft nicht verlieren will, auf dejjen Erhaltung 
und geläuterte Wiedergeminnung man den bejonderjten Wert in 
den legten Zeitphafen legt, — das realpolitiiche aljo wie das jitt- 
lich-gemütliche Montent jprechen doch entjchieden gegen die Ein- 
flüfterungen der Verſuchung. Franfreih und Rußland jind be— 
jtimmt in einer eventuellen Frontitellung gegen Deutjchland; 
England ift noch die umstrittene Macht, von der man nicht weiß, 
wie jie in einem zufünftigen Konflikt ſich etwa mit den beiden erjteren 


29 


ftellen wird. Da war doch die Antwort die richtige: „Deutſchland 
werde nicht nur feine Hand nicht dazu leihen, auf England einen 
Drud auszuüben und deſſen Sturz herbeizuführen, jondern ſich 
abjeitS einer Politit halten, die Verwidlungen mit England mit 
ji) bringen könne.‘ 

Diefe Antwort ift aljo nad) Paris und Petersburg ergangen. 
Nun hat aber der Kaiſer ſechs Jahre fpäter feinem engliſchen Ge— 
jprächspartner erzählt, die Nachwelt werde dereinjt den Wort- 
laut diefer Antwortsdepefche leſen, jie ruhe im Schloßarchiv zu 
Windſor. 

Darin muß alſo der „Vertrauensbruch“ liegen. Frankreich 
und Rußland haben allerdings ein ſtarkes Motiv, ihr In-Ver— 
ſuchungführen Deutſchlands ſo lange in ihren Archiven geheimzu— 
halten, bis der Anfang des zwanzigſten Jahrhunderts einmal gar 
ſehr zur Geſchichte geworden ſein wird. Von England her, meinte 
Kaiſer Wilhelm, werde die Sache wohl ſchon eher einmal aus ihrer 
Heimlichkeit in ihrem Wortlaut hervortreten; in ihrem allgemeinen 
Weſen hat er ſie jetzt ſelber verraten. 

Nun übertrage man die Sache von ihrer ſittlichen Seite her — 
und eine ſittliche oder meinetwegen „Anſtands“Seite hat ſie doch 
zunächſt vor allem — einmal auf das Privatleben. Jemand 
ſteht mit einem dritten beſſer als mit zwei andern. Der dritte ver— 
traut den beiden andern mit Unrecht mehr als dem erſten jemand. 
Dieſer erhält einen geheimen Beweis davon, daß die beiden andern 
es mit dem dritten in entſcheidender Lage nicht gut gemeint haben. 
Ich glaube, er darf dem dritten doch einmal den Staar ſtechen, wo 
er ſeine zuverläſſigen Freunde zu finden habe, zumal, wenn er 
ſieht, daß der dritte immer zwiſchen ihm und den beiden andern 
ſchwankt. Vertrauen in einer nicht ganz guten und reinen Sache 
verlangen, legt nicht ſo ſtarke Verpflichtungen auf, wie in einer 
ganz guten Sache. Der Beichtvater würde in ſolchem Falle ſein 
Geheimnis pflichtmäßig wahren, aber darauf dringen, daß der es 
ihm etwa anvertraut hat, von der Sache laſſe oder ſich ſelbſt der 
Gerechtigkeit ſtelle. Wer einen andern zu einer Übeltat zu ver— 
leiten ſucht, erfährt keinen unſittlichen Gegenzug von deſſen Seite, 
wenn dieſer in innerem Konflikt ſich doch entſchließt, die Sache dem 
Staatsanwalt anzuzeigen, obgleich das Unterlaſſen davon auch ſeine 
Entſchuldigungen haben kann. Daß zwiſchen der bindenden Kraft 
einſeitig Vertrauen verlangender Pourparlers und beiderſeitig ver— 
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tragamäßig bejchloffener Geheimhaltung nod ein Unterjchied ift, 
habe ich ſchon in I gejagt. 

Nun fommt noch die angeblich gefährlide Wirkung des 
Durchftecheng de3 Neffen mit dem Onkel in diefem Falle auf die 
Mächte des Zweibundes in Frage. 

Franfreih und Rußland haben jo wie jo Intereſſengegenſätze 
gegen Deutjchland oder glauben jie zu haben; Gefühlsgegenjäte 
fommen hinzu, für Frankreich durd) die Erinnerung an das jchred- 
liche Jahr, für Rußland durch den Banflawismus. Beide Gegenjäge 
aufammengenommen find nod) weit entfernt, für ſich einen Friege- 
riſchen Gegenjaß hervorrufen zu müſſen oder bei dem, was jeßt 
ein Krieg zu bejagen hat, aud) nur zu fönnen, allerdings vor allem 
dank Deutſchlands furchterwedender unübertrefflicher Rüftung, die 
wir namentlich) auch der jcharfen Obhut des Kaiſers verdanfen. 
Dennocd wiegen die obigen Gegenfäge fo jchwer, daß gegen fie der 
etwaige Ärger und die Verſtimmung über eine gewiſſe Entlarvung 
eine ganz zu vernacjläfjigende Größe bleibt, zumal dieſe jeltjamer- 
weiſe ihren Zmed verfehlt hat und zumal die Diplomaten aller 
Länder in bem Bemwußtfein, in welcher Atmojphäre jie atmen, nie- 
mandem etwas vorzumerfen haben, — was auch Fürft Bülow mit 
etwas anderen Worten gejagt hat. 


Was wir in der erjten Novemberwoche d. J. in der Preſſe und 
in der zweiten noch dazu auch im Reichstage erlebt haben, das hätte 
noch vor drei Wochen jedermann in Deutichland auch nicht im 
Traume für möglich gehalten. Die Preffe hat natürlid mit dem 
Vorbehalt, ein andermal der monarchiſchen Snftitution 
die Ehre zu geben, vor der Perſon des oberjten Monarchen 
Deutſchlands plöglid; gar fein Blatt vor den Mund genommen; 
der Reichstag hat e3 ihr vielfach nachgetan, vor allem aber mit 
dem fonftitutionellen Grundſatz, das Staatsoberhaupt nicht in die 
Debatte zu ziehen, unbejehens gebrochen. Und das alles im beiten 
Glauben, wegen jchwerer Berfehlungen de3 Monarchen dazu ein 
Recht zu haben. 

Ob wirklich jo ſchwere Verfehlungen vorliegen, das habe id) 
in Obigem mit Gründen bezweifelt, die bisher in den Erörterungen 
des Falles größtenteils gar nicht zu Worte gefommen find. Ob das 
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etwa daher fommt, daß man Fluger- und gerechterweiſe gar 
nicht auch auf dieſe Gründe oder Sachmomente verfallen Tann, 
möge man mit ruhiger Wahrheitsliebe nachprüfen. 

Sedenfalls hätte man den Teufel diesmal durch Beelzebub aus— 
getrieben. Denn dieſes andere Geficht, welches das monarchiſche 
Gefühl, die vernünftige Ehrfurdht und Liebe zu der Perſon, die die 
Sichtbarkeit des Reiches bedeutete, vor und nad) dem 1. November 
1908 zeigt, ijt gar nicht zu befchreiben. Ein Unglüd jollte gejchehen 
jein: ich fürchte, das ift das viel größere Unglüd, — wenn fich nicht, 
wie doch zu hoffen, die beiten Inſtinkte der beiden plöglich gegneriſch 
gewordenen Seiten noch auf einer jolchen Linie zufammenfinden, 
daß es heißen fann: durch Nacht find wir zu Licht gefommen, welches 
zum bevorftehenden 50. Geburtstag des Kaiſers dann um fo heller 
itrahlen fann. Einjeitiges Popule peccavi jcheint mir nicht möglich, 
e3 müßte denn der fein Durchgebildete und von einem erniten Ethiker 
erzogene Geijt des jüngjten Hohenzollernherrfchers fonft gründlich 
gefehlt Haben, ohne e3 irgend zu merken: ſchwer glaublich! 
Tehnijch möchte er immerhin gefehlt Haben, aber nicht elementar, 
gegen gejunde Vernunft und Staatsjittlichkeit: die — elementare — 
Bewegung gebärdete fi) aber jo, al3 ob elementar gefehlt wäre, 
wie ja auch gegen ander3artige Berfehlung die große Allgemeinheit 
gar nicht jo in Harnifch zu bringen ift. Die zu erhoffende Amnejtie 
muß alfo auf Gegenfeitigfeit beruhen, d. 5. auch Prejje und Reichs- 
tag müjjen zugeben, daß jie fich in Grad und Form „‚vergaloppiert“ 
und das Kind mit dem Bade ausgejchüttet haben. 

Man darf auch nicht jagen: Der Eimer wäre zum Über- 
laufen voll geweſen. Wenigjtens draußen in der Provinz hat 
man davon vor dem 1. November abjolut nicht3 gemerkt, abjolut 
nicht in dem Gefühl gelebt, daß dem fo fei. Lebt man etwa in der 
Reichshauptftadt und vielleicht auch in den Provinzialhauptitädten 
jo fehr hinter dem Rüden der Loyalität vom antihöfifchen Klatich ? 
Dann find wir in der Provinz doch treuherzigere Menfchen, die 
ernsten Tagewerf erniter nachgehen. Höfiſches Leben gehört mit 
zu den äußeren Erfcheinungsformen der Monarchie. E3 mag fein, 
daß fich dahinter viel Hohlheit und Liebedienerei verjtedt, und glüd- 
ih fühlt ſich — das fann ich aus eigener tiefjter Seele jagen — 
der einfache Menfch, der ganz außerhalb diefes glatten Parketts fteht. 
Über wir glaubten doch bisher mit Recht vorauszujegen, 
daß Hinter diefer unvermeidlihen glänzenden Scale 
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doch auch genug Kernfeitigfeitundernite Arbeit für des 
Reiches und Volkes Wohl und Ehre wohne. 

Das Faß war alſo feineswegs zum Überlaufen voll. Ein ſolches 
Behältnis im Gedächtnis des deutjchen Volkes und namentlich 
politifcher und realspolitifcher Männer gab es allerdings, in wel— 
chem undorjichtige, übereilte oder zu weitgehende und ‚„‚eigenmächtige‘‘ 
befannt gewordene Hußerungen oder Handlungen des Kaifers auf- 
bewahrt wurden, aber voll war diefes doch längſt nicht, da durch das 
fommunizierende Behältnis für die verdienftliden Worte und 
Taten des Herrfchers doch wahrhaftig ein ftatifches Gleichgewicht 
hergeftellt oder vielmehr die ankflägeriihe Säule weit unter dem 
Nande gehalten wurde, und das befannte Wort aus „Götz von 
Berlichingen” von dem zum Lichte gehörenden Schatten ein taft- 
volle3 Gefamturteil aufrecht erhielt. Das Gefäß war wahrhaftig 
nicht zum Überlaufen voll, oder wenn e8 das etwa für irgendwen 
geweſen wäre, jo mag das für „diplomatiſche“ Gemüter gemejen jein, 
für das deutjche Volk war e3 das ganz gewiß nicht. Man hätte es 
doch vor dem 1. November wiſſen und fühlen müjjen. Was aber 
nad; dem hinzugelaufen ift, das wird wie eine Sintflut behandelt 
und ift doch nur ein Erguß aus edlem Herzen und beweglichem Geiite. 

„Das Ausland‘ foll über die Gejprächigfeit der allerhöchſten 
Stelle in Deutſchland höhnen und Wite reißen, man weiß darüber 
auch wohl einzelne Scherziworte als jatirische Antworten auf auf- 
gegebene Nätjel anzuführen. Nun, wenn man jet in der eigenen 
Heimat die Schilde jo wenig vor den deutjchen Kaiſer gehalten hat, 
jo ſoll man ſich wohl darüber wundern, wenn jeßt diejenigen, Die 
feine Nüdjicht zu nehmen brauchen, mit Pfeilen jchießen. Mit 
jein jollenden Wigen auf fremde Koften geht die niedere Menichen- 
natur immer gern haufieren. Ind die vielen Urteile aufridhtiger 
Bemunderung des Auslandes für den deutjchen Kaifer, „den Kaijer‘ 
par excellence in unjerem $eitalter, will man jo ganz über neuejte 
Witzeleien vergejjen? Zu Napoleons III. Zeiten brachte der deutſche 
„Kladderadatſch“ allfonnabendlih Satiren auf „JHN“, und da 
wurde nicht diefe oder jene Untugend, fondern in der Perjon als 
einem jchlimmen Komödianten ein Syſtem voll innerer Hohlheit 
und Berlogenheit angegriffen. Ob mit vollem Recht, foll hier dahin- 
geitellt bleiben, der ‚‚Sladderadatjch” meinte es wenigſtens un- 
entwegt jo: gejchadet hat das dem zweiten Kaiſerreiche ganz und 
gar nichts, ehe es kriegeriſch mit dem unterfchäßten Preußen an- 
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zubinden wagte. Ebenjowenig hat dem deutjchen Reiche die Satire 
franzöſiſcher Wigblätter auf den damals in Frankreich bejtgehaßten 
Mann, unjeren Altreichsfanzler, gejchadet. 

Daß überhaupt in dem Urteile „des Auslandes”, das heißt 
größtenteil3 dem Gerede der Zeitungslefer, jo jehr der höchſte Maß— 
jtab für den Wert oder Unmert der deutjchen Zujtände empfunden 
wird, könnte mit Gram über die Berflachung des deutjchen Geijtes 
erfüllen. Nicht auf das Scheinen, jfondern auf das Sein fommt e3 
an, dies Gefühl hat er doch eigentlich mit dem griechiichen Geifte ge- 
mein. Jetzt aber joll alles daran liegen, was da geredet wird. Welche 
tiefen Brufttöne für das angebliche Unglüd, das gejchehen fein ſoll, 
das „faſt unheilbar” gejchehen fein foll, hatte die Preſſe! Für wirf- 
liches Unglüd könnte fie feine tieferen haben! Das aljo ift es, 
was auf den untersten Seelengrund gelangt! E3 gibt eine Ein- 
rihtung in unferem öffentlichen Xeben, die einmal im Jahre die Auf- 
merfjamfeit auf das, was allein ein Trauriges erjten Ranges ijt, 
ausdrüdlich fonzentriert, obgleich fie immer lebendig fein ſoll, 
id) meine den Bußtag. Zu folhem Tage etwa wären die tiefjten 
Töne der Seele wohl am Plate und würden aus nod) ganz anderen 
Geelentiefen ftammen, aber da fennt man fie faum von den Seiten 
her, die jegt am ftärfften geflagt haben. Bei dem, was hier vor— 
gefallen war, mußte man Töne folder Art mit beflommener 
Verwunderung hören. Und jo wenig wie die Töne der Trauer 
jtanden aud) die der einjeligfeit in irgendeinem PVerhältnifje zu 
ihrer Urſache, — was nun hoffentlich allmählich recht viele Deutjche 
empfinden werden, 

Daß auch aus diefen jchwarzen Tagen Gutes hervorgehen 
fann, bleibt dennoch zu hoffen. Zwar ift ein Beifpiel gegeben, welches 
man nod) vor ein paar Wochen für gänzlich unmöglid) hielt. Das 
Moment der Autorität und Ordnung, das auch die VBorgefchrittenften 
wegen der Abgründe der menjchlihen Natur für unentbehrlich 
im Staatöleben halten müffen, ijt in unerhörtem Maße außer Kurs 
gejeßt gemejen, und das muß in ganz bedenflicher Weije nachwirken. 
Die gute Meinung ilt aber den Sturmlaufenden zuzubilligen. Sie 
haben ein jehr großes, wenn auch doch nur äußerliches, nationales 
Gut gefährdet geglaubt, und jenjeit der Sturmtage fajjen jie doch 
ficherlich die alte Einheit zwijchen Kaijer und Volk ins Auge. Die 
erlebte Freimütigfeit an fich und fo zu jagen formell ift etwas Löb- 
fiches, jo jehr fie auch in dem befonderen Fall über die Schnur 
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hieb; alle etwa im Auslande gehegten Hoffnungen auf Zwietracht 
der deutjchen Nation find in der legten Zeit durch mehrfache Lebens— 
äußerungen der Nation zufchanden gemacht, und in diefem Lichte 
fann immerhin auch die Einmütigfeit gegen vermeintliche jchwere 
Megierungsfehler erfcheinen. Daß bei irgend drohender Gefahr von 
außen auch die Differenz zwiſchen Bafis und Spike, aud) wenn jie 
nicht jehr bald gründlich überwunden werden jollte, einjtweilen 
zurücgeftellt und vergejjen werden würde, it ſicher. — 

Die Beleuchtung eines Angelpunftes der ganzen Streitfrage 
möge den Beſchluß unferer Verteidigung ausmachen. Kaijerliche 
Privatpolitik joll verboten fein. Wenn man darüber nachdenkt, muß 
man fagen, das ift richtig. Aber die infriminierten Außerungen 
und Handlungen de3 Kaiſers find auch gar feine Ertra-PBolitif des 
Kaiſers gewejen und haben feine jolche jein jollen. Da dem lebens- 
länglihen und erblichen Monarchen, dem Hort der Stabilität und 
Sicherheit aller Zuftände, als andererfeits fehlfamem Menjchen feine 
perfönliche Verantwortung aufgebürdet werden darf und aud) von 
feiner Verfaſſung aufgebürdet wird, jo ijt faiferliche Bolitif nur, 
was von feinem Kanzler gegengezeichnet wird, der wieder durch den 
Stab jeiner Beamten möglichjt mitberaten wird und für den Yall 
der Unmöglichkeit, gegebener Wirren Herr zu werden, nicht von 
Lebenslänglichkeit feines Amtes an fich trägt; kaiſerliche Politik 
ift fogar auch die Kanzlerpolitif, fomweit fie fich in einfacheren 
Dingen gar nicht einmal ausdrüdlich mit der Krone in Verbindung 
gefekt hat, 3. B. jtellenweife im Briefwechjel mit Gejandten und 
Botjchaftern. Dieje offizielle Politif ganz allein iſt Faijerliche 
Politik, nad außen und nach innen hin. 

Nun ift Politik nad) Bismark und nad) der Natur der Dinge 
ehr häufig die Kunft der Kompromiffe; ganz rein ift im ihr 
häufig der eigentlihe Wille dejjen, der die Politif macht, nicht 
durchzuſetzen. In diefem jehr häufigen Falle werden dejjen per- 
fönliche Gedanken vielfach nad) beiden Seiten des Kreiſes, der den 
Kompromiß abgegrenzt hat, überfluten, der nad) außen hin in den 
Kreis des Kompromiſſes gezwängte Gedanfe und Wille bleibt 
aber dennoch in diefem feftgelegt. Man eremplifiziere auf das 
Verhalten des Reichsbürgers zu den Wahlen. Seine Stimme zählt 
feft und ficher nur für den Kandidaten, dem fie zu geben er fidh 
entjchlojjen hat, und in dejien Votum bei den Abſtimmungen in den 
Bertretungsförpern ift feine Stimme immer mit abgegeben. Als 
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Menſch wird er aber oft über dejjen Anficht nach mancher Seite 
binausfchweifen und darf dem in Privatunterhaltungen, wenn 
er will, auch Ausdrud geben. In derfelben Lage befindet fich der 
Monarch. Seine Politik Liegt feit, feine Meinungen dürfen nicht 
auch noch als Ausdrud feiner Politik aufgefaßt werden. Wer das 
tut, begeht jeinerjeits den Fehler einer Begriffspermwechjelung. 
Der Kern au der Meinungen des Monarchen muß der offiziellen 
Politif entjprechen, aber das perſönlich Emig-Lebendige läßt jich 
nit in eine fejte Formel einfangen. Die perjönlihen M%- 
nungen müfjen al3 folde aufgefaßt werden, und nicht, 1. Al 
fie doch auch Meinungen des Monarchen find, zu einem Stück 
jeiner Politif geftempelt werden. Die Bedingung, nit aud) 
Menjc fein zu dürfen, wird feinem Menſchen auferlegt. Weil die 
Verwechjelung leicht ift, follten vor allem die Empfänger per- 
önliher Meinungsäußerungen des Monarchen ihrerfeit3 mit 
der Mitteilung derfelben ſehr vorfichtig fein: der Monarch jelbit 
müßte in feinem perfönlichen Leben verfümmern, wenn er nicht aud) 
menſchlich aus feiner Seele jprechen dürfte. Das Einfiedlerideal 
it ein anderes, al3 welches mit feiner Gejamtidee verträglich wäre. 

Daß der Kaifer mit der Offenbarung und Betätigung feiner 
etwaigen perfönlichen Überjchüffe über feine offizielle Politit nach 
ſolchen Erfahrungen der legten Wochen fehr viel vorfichtiger 
und zurücdhaltender werden wird, jcheint mir pfychologifch geradezu 
al3 gar nicht anders möglich, ſei e3, daß er ſich al3 auf einem 
unrichtigen Weg geraten überführt halten follte, fei e3, daß er auf 
erlaubten: und rechtem nun einmal ein Verſtändnis derer, die be- 
rücjichtigt werden müjjen, nach dem, was ihm entgegengetreten ift, 
nicht erhoffen fann. Seine Politik al3 Moment im Ned- 
nungsanſatz feines Volkes und des Auslandes wird aber 
immer nur in der, von ihm ja gutgeheißenen, Bolitif 
feines Kanzlers zu finden fein. 
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II. Dach der Rriſis. 


(Bußtag, den 18. November 1908.) 


Das ift wirklich ein Stein vom Herzen! Das waren drüdende 
und beflommene Tage in ber erften Novemberhäffte! Das Prinzip 
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der Autorität jchien auf einmal in unglaublichiter Weije erjchüttert. 
Anklagen marſchierten auf einmal tambour battant den Weg, auf 
deffen Seite ſonſt Treue und Ergebenheit Spalier bildeten. Und 
Unklagen, deren Träger nad) dem Riefengewicht ihrer Zahl und 
Urt jede Möglichkeit der Verteidigung zu entwaffnen fchienen. 

Es iſt gottlob nun wieder anders. Das Ziel ijt erreicht. Ein 
Kaiferwort verbürgt für die Zufunft „die Stetigfeit der Politik 
de3 Reichs unter Wahrung der verfajjungsmäßigen Verantwort— 
lickkeiten“. Man wird aufatmen, tief und froh aufatmen.*) 

„Jenes Kaiſerwort hat das Neich3oberhaupt geiprochen „un 
beirrt durch die von ihm als ungerecht empfundenen Übertreibungen 
ber öffentlichen Kritik“ — Troß eines ſchmerzlich empfundenen 
Gefühls von mindeftens in gewifjen Beziehungen erlebtem Unrecht, 
um eine höheren Gute3 willen der Seite nachzugeben, in deren 
Willensverfechtungen ſich auch Unrecht eingemifcht hat, Das ift der 
Sieg, den als den ſchönſten ein geflügeltes Wort Herders geprägt 
hat. Der Kaifer hat dem deutſchen Volf Genugtuung geleijtet und 
ihm die erwünjchten Berjpeftiven geöffnet. Jetzt wird e3 wieder 
heiter und ruhig werden im Reich, und die Stimmung frei und un— 
befangen, um nun aud), two die Einigkeit hergejtellt ijt, dem Kaijer 
Genugtuung zu geben in den Dingen, in denen er eine ihm wider- 
fahrene Ungereditigfeit empfindet. 

Die Stimmung ift jchon jet freier und unbefangener, der 
Wunſch der Nation hat ein Entgegentommen erfahren. Nad) der 
Tragödie darf nun auch einmal das Satyrdrama einfegen, nicht 
mehr, wie bei den Griechen, zur Entlaftung der Gemüter, jondern 
zur Luft der entlafteten. Deshalb will ich Hier zuerft ein paar 
fröhliche Gefhichten erzählen, aus denen fi) die Nuganmwendung 
ergeben wird. 

Zebte da einmal in einer preußifchen Stadt in unjerm Men- 
ichenalter ein Landratspaar und ein Negierungsaffefforpaar in 


*) Nachbemerfung vom 29. November 1908. Eine fo volle und freubige 
Zuverfiht auf die dauernde Erfüllung der Defiberien, die in ber erften November: 
hälfte jo laut erfhollen waren, wie fie im Dbigen unter dem erften beglüdenden 
Eindrud bes Ereignifjes vom 17. November 1908 niebergefchrieben war, wird zwar 
von vielen Deutichen, aber bei weiten noch nicht von allen geteilt, ja von mandem 
nad ihrer Berechtigung fcharf angezweifelt-: Aber ein Markftein bleibt der 17. No— 
vember 1908 für die Regierung des dritten Kaifer® des neuen deutſchen Reichs auf 
alle Fälle, und die obigen Nieberfchriften follen ja die Stimmung der Tage, an 
benen fie gefchrieben wurden, bewahren. 


37 


munterem und bvergnügtem Berfehr miteinander nad des Tages 
Laft und Hige. Die Gefellichaft des Stäbchen? ftedte bald die Köpfe 
zufammen, daß dieje beiden diftinguierten Herrjchaften e3 mit der 
Würde des Auftretens nicht genau genug nähmen. Sagt da einmal 
eine Dame zu einer andern in einem Damenfaffee: „Denken Sie 
fi, jeßt follen die beiden Ehepaare jogar im Wirtshauſe — ge— 
fnobelt haben!” Die Dame ermwidert pflichtfchuldigft mit dem Kopf- 
ſchütteln tiefjter Migbilligung. Zu Haufe aber fragt jie ihren Mann: 
„Sag mal, was ijt eigentlich ‚Inobeln‘? Die andere Dame hatte 
von ihrem burjchilojeren Mann gewußt, daß das der ftudentifche 
Ausdrudf für das Auswürfeln der Zeche aus dem Würfelbedher ift. 

Fuhr da ein andermal — zufällig wieder ein Landrat hinaus 
in eine Bauernverfammlung auf3 Dorf, wo es ſich um den Bau 
eines Vizinalweges handelte. Der Landrat legte den größten Wert 
darauf, daß diefer zuftande fäme, die Bauern wollten durchaus 
nicht3 davon wiſſen. Da ließ der Landrat in feiner Rede das Wort 
fallen: ‚Leute, ich muß euch wirklich perichwadieren, den Weg zu 
bauen.” Doch kaum das grauje Wort erflang, da tönte es mit 
lauten und lärmenden Stimmen aus den biedern Bäuerlein zurüd: 
„Dann wollen wir der Weg lieber gleich bauen. Perſchwa— 
dieren laffen wir uns nicht!” — 

Es mar die Sache, wie in den franzöfiichen Volksverſamm— 
lungen während der Debatten der Konftituante, ob der König das 
Veto in der neuen Verfaſſung erhalten follte oder nicht. Das Veto 
— franzöfifch le veto, alfo au) der Beto — wurde dem gewöhn— 
lien Manne bald ein unjagbares Ungetüm von Gott weiß welchem 
ſchrecklichen Ausjehen. 

Das, was eigentlich in den vom Daily Telegraph mitgeteilten 
Gejprähen und Handlungen jchuldbar fein jollte, wegen Mangels 
an Klugheit oder jogar an Rechtichaffenheit, da3 war den Leuten 
mehr oder weniger Knobeln, Perſchwadieren und Veto. Sie ſprachen 
e3 einander nad) und glaubten daran. Nicht al3 ob die Sadıen fo 
unverjtändlich geweſen wären, jie lagen ja einfach) dem Verſtändnis 
de3 normalen NReich3bürgers. Aber das war dod) unglaublich: Der 
erite Mann im Reich follte mancherlei gejagt und getan haben, was 
jelbft nach dem Urteil des gewöhnlichen Mannes feine Klugheit oder 
Brapheit oder beides bloßgejtellt hätte, ohne daß der erite Mann 
die Selbiterfenntnis gehabt hätte, das zu bemerfen. Das 
war doch bei dem Verhältnis des beiderfeitigen Bildungsgrades 
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eine pure Unmöglichkeit. Die Worte und Handlungen mußten dod 
noch irgendwelche andere Seiten haben, durch Die fie in ein gan 
neues Licht geftellt und für jeden, der gerecht urteilen mollte, ihres 
Odiums entkleidet oder wenigſtens ganz entjcheidend in ihrer An- 
ftößigfeit gemildert wurden. Sonſt fonnte der Kaifer gar nicht zu 
feinem Glüd das befreiende Sofratifche Gefühl, auch Unrecht erlebt 
zu haben, in ſich tragen, ſonſt wäre ja für ihn gar nicht aus pein- 
fiher Beſchämung herauszufommen. 

Sn der Tat können alle Momente der Mitteilungen des Daily 
Telegraph auch jo aufgefaßt werden, daß in ihnen wirklich ein zu- 
reichender Grund zu fo ungeheurem Lärm im Auslande und In— 
lande nicht im entfernteften zu finden ift. Alle Dinge haben dod 
mehrere Seiten. Dies Ding, die Mitteilung des Daily Telegraph, 
hat aljo leider auch die Seite gehabt, die für fich allein Heraus- 
gegriffen und firiert Mißbilligung und Unmillen erregt hat. 
Dasjelbe Ding, nad) allen feinen Beziehungen und Entjtehungs- 
gründen angefchaut, kann keineswegs diefelbe Wirfung tun. Ich 
habe für mich, in der Verwunderung über die Gefühle, die plöglid 
von einer Sache ausgelöft wurden, die ich ſelbſt ganz harmlos gelejen 
hatte, den Inhalt des Daily Telegraph-Geſprächs Stüd für Stüd 
jo objektiv und ſozuſagen richterlich geprüft, als ob ich ein Dokument 
der Gejchichte fern vergangener Zeiten sine ira et studio vor mir 
hätte. Das Ergebnis der Prüfung war faſt überall fehr entlajtend 
für den Urheber der Äußerungen und Handlungen. Dergleichen 
Richtigftellungen fommen ja hundert Male in der Gejchichte umd 
überhaupt den Wilfenjchaften gegen jehr allgemein eingemwurzelte 
oder vorgefaßte Meinungen vor. Die obigen Aufſätze, Nr. I 
und II diejes Schriftchens, find die Niederfchrift diefer Prüfung 
Ich gedenfe mit der Veröffentlichung diefer meiner Nachprüfung 
nun, nachdem das Kampffeld völlig Far liegt und über ihm die 
Genien des Gieges in einer populären Sache und des Friedens id 
küſſen, feinen Schaden zu tun, ſondern hoffe zur ———— über⸗ 
ſehener Punkte vielleicht beitragen zu können. 

Die Mutmaßung drängt ſich auf, daß in dieſem aunglüclichen 
Falle der letzten Wochen, deſſen gleichen nach dem Willen der Be— 
teiligten beider Seiten im deutſchen Reich nicht wieder vorkommen 
ſoll, die äußere Veranlaſſung zu der furchtbaren Erregung wirt: 
lic) wenig Hand und Fuß hatte, daß ein dauernder innerer Grund 
zu ihr latent gewejen fein muß. Der Freimut ijt in den legten 
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Wochen mit elementarer Gewalt hervorgebrocdhen und hat Grade 
und Formen angenommen, die in der reinen Luft des Sieges und 
Friedens verjhmwinden werden. Etwas von rüdjihtslojem Freimut 
bleibt aber in diefem Verduftungsprozeß noch übrig, und in dieſem 
joll das Folgende gejprochen fein, zu dem die zu erhoffenden nor— 
malen Zeiten feinen Anlaß mehr geben werden, was ja auch in 
einem monarchiſchen Staate,*) wie er nicht nur äußerlich bejteht, 
jondern in der tiefften Empfindungsmweije des deutjchen Volfes [ebt, 
„ein Ziel aufs innigjte zu wünſchen“ iſt. 

Aus der Ferne der Provinz war alfo der ungeheure Lärm wirf- 
lid) gar nicht, oder entfernt nicht voll zu verjtehen. Die der höchſten 
Stelle im Reich nahitehen, müſſen wohl andere Gefühle gehabt, 
andere Erfahrungen gemacht haben. ch befige eine dofumentarijche 
Hußerung des Grafen von Caprivi aus der Zeit feines Stillebens 
in Montreur, das feinem Stilleben in Skyren porausging, eine 
Äußerung, die nach meinem Willen fonjt erft fpät einmal, nach dem 
Hingange der gegenmwärtigen Generation, veröffentlicht werden 
jollte, des Wortlautes: „Das Verhältnis zu Sr. Majeität dem 
Kaijer war für mich in meiner Reichsfanzlerzeit immer das Schwie- 
rigſte.“ (Graf v. Caprivi jchenkte mir infolge meiner ruhige Sach— 
lichkeit anftrebenden PBeröffentlihungen in dem Streit um feine 
viel angegriffene Perſon und Bolitif Vertrauen.) Nun ift das 
Katurell unjeres Kaiſers durch feinen trefflichen Lehrer, dem er ein 
fo rührendes und pietätvolles Andenken bewahrt, durch die Über- 
fieferung feines Haufes und „ro yervaior zoirov“, Die eigene edle Ver— 
anlagung zudritt, in die feinften und jtrengiten Normen des vb- 
jeftiv-Sittlichen und Vernünftigen erzogen und hineingebildet, denen 
er die Naturjeite feines Weſens unterwerfen zu müfjen in Erkenntnis 
und Willen aufgenommen hat. Nur in Einem Punkte jcheint, wie 
man auch aus dem Kaijerjchriftchen des Dr. Hinhpeter den Eindrud 
hatte, ein Überfehen vorgefommen zu fein. Des Kaifers Autorität 
al3 de3 Staat3oberhauptes und fofern er diefes ift, iſt verfaſſungs— 
mäßig die oberjte in Staat und Reich. Seine perſönliche Autorität 
fann aber nur jo weit reichen, wie fie fich durch innere Gründe gegen 
andere Intelligenzen und perjfönliche Kräfte durchzufegen ver- 
mag. Unfere Zeit bringt in ihren — nicht etwa nur der Geburt und 


*) Streng genommen paßt der Ausdrud nur auf Preußen, aber jedermann 
verfteht, wie der Ausdruck troß der hier vermwidelten ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
doch im großen und ganzen auf das deutfche Reich angewandt werben kann. 
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Rangftellung nad) — oberjten Taufenden eine Hülle und Fülle 
der Talente hervor, dank der Erbjchaft, welche die Natur aus Der 
Urbeit der vergangenen Gejchlechter in der Form von Gehirnprädis- 
pofitionen zu vergeben hat. Es ift nun wenig wahrſcheinlich, dag 
an diejelbe Stelle, an welche durch janftionierte menschliche In— 
ftitution die oberjte Autorität gelangt, zugleich auch die Natur ihre 
alleroberften Gaben, Gaben, durch welche alle andern überwogen 
werben follten, hingeipendet haben follte. Friedrich der Große, der 
größte Herrfcher feiner Zeit, war zugleich vielleicht ihr größter 
Kopf; mwenigftens umfpannte und verkörperte er in feinem Geijte 
alle Hauptjeiten des Geiftes feiner Zeit tief und vollftändig, wie Das 
auch feine großartige literarische Nachlaſſenſchaft beweilt: dennoch 
wurde auch er, der Berfenner de3 jungen Goethe und des Morgen- 
rote3 der deutichen Dichtung, der König feines Untertanen Im— 
manuel Kant, von deſſen Bedeutung, ja vielleicht Erijtenz er nie 
eine Ahnung gehabt hat, in der Neige feines Lebens von der fort» 
Ichreitenden Zeit weit überholt. Die Verwechſelung aljo der in- 
ftitutionsmäßigen und der höchitperjönlichen Autorität, das nicht 
immer durchgeführt jcharfe Auseinanderhalten beider, daS war 
der Schatten, den die hohe Perjon, von der wir reden, jet von 
ihrem Bilde zu verjcheuchen ſich entſchloſſen Hat. 

Kunft und Wiljenfchaft Liegen mir näher al3 die Feinheiten 
der Diplomatie und Staatskunft. Auf diefe legtere mag ſinnent— 
ſprechende Anwendung finden, was ich von dem Verhältnis des 
Kaiſers zu Kunſt und Wiſſenſchaft zu jagen habe. Der Kaiſer widmet 
befanntlich beiden in erjtaunlicher Anregungsfähigfeit und Viel— 
feitigfeit da3 lebendigſte Intereſſe. 

Die Regſamkeit und Feurigfeit diefes Intereſſes blüht auf in 
zahlreichen Faiferlichen Urteilen, Anordnungen und Direftiven auf 
diejen idealen Gebieten. Nun ijt die Tatjache, was perjönlicher 
Geſchmack, perſönliche Anſicht und perjönliche Richtung des erften 
Dienerd de3 Staates ift, in fich jelbjt immer fehr interejjant: die 
Nichtigkeit oder Heilfamfeit von dem allen hängt aber immer an 
jeinen inneren Gründen, die mit der. Brivatauffafjung des erjten 
Mannes im Staate nicht zufammenzufallen brauchen. In der 
Wiſſenſchaft ift abjolut feine Autorität zuläffig al3 die des Ver— 
ftandes Hinfichtlich dejjen, was ift, und der Vernunft hinjichtlic 
dejien, was fein foll. Für die Kunſt ift folche objektive höchite 
Autorität viel Schwerer angebbar, weil da das UInfagbare des Genies 
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die wichtigſten Entjcheidungen in ſich trägt, und meil vielerlei 
Schönes nebeneinander beftehen fann, während in der Wiſſenſchaft 
die Wahrheit den Irrtum ausschließt, die vollere die unvollftändigere 
überholt. Kunftdiftatur fann es aber nicht geben; was wirklich 
gefällt, hat jein relatives Necht, doch wird ein redlicher Austauſch 
der Vertreter ihrer Meinungen die Erkenntnis und Übereinjtimmung 
darüber, welches Wohlgefallen dem, der es empfindet, das bejte 
Zeugnis gibt, fördern fünnen. Wenn der jozial Hochgeitellte das 
Schwergewicht jeiner fonftigen Würde nicht mit in die Wagjchale 
de3 Urteil3 über „wahr“ und „ſchön“ wirft und merfen läßt, daß 
er das nicht tut, jo wird er taftvoll der Wiſſenſchaft und der Kunit 
die Ehre ihrer unveräußerlichen Sonderart zuteil werden lafjen. 
In wiſſenſchaftlichen Dingen habe ich öfter mit einem Anflug 
von Mißbehagen zu bemerfen geglaubt, daß gewiſſe große Seiten 
des Denfens, Konzipierens, Forjchens, Arbeitens dem Kaiſer, 
der durch enzyflopädiiches Talent und Univerjalität des Berufes 
doch bejonder3 auf Kenntnis davon Anrecht hat, noch vorenthalten 
jein müjjen. Ein Seitenjtüd 3. B. des Verhältniſſes Friedrichs des 
Großen zu Kant ift das Wilhelms I. zu €. v. Hartmann. Niemals 
hat fih an höchſter Stelle das geringite Zeichen fundgegeben der 
Beachtung diejes großen Zeitgenofjen, ja der Ahnung von ihm, der 
— mie ih auf alle wifjenfchaftliche Ehre behaupten würde, wenn 
jich diefe überhaupt für Urteile von ſolcher Allgemeinheit einjegen 
liege — dem großen Kant vollfommen ebenbürtig ift und der zur 
Beit des Großvaters unſers Kaiſers auch noch Offizier im preußischen 
Garde-Feldartillerie-Regiment geweſen ift. Doc dies iſt fremde 
Schuld, da von diefem Mann ein durch Sachunkenntnis gänzlich 
getrübtes Bild bisher noch bei dem größten Teil der privilegierteren 
Wiſſenſchaft im Umlauf zu fein pflegt. — Freier Austaufch des 
Herrjcher3 mit den Berufenften in Wiſſenſchaft, Kunft und Politik, 
aljo ein folcher, in dem dieje jich frei fühlen dürfen, das iſt das 
Ideal, dem jest die öffentliche Meinung Nachdruck gegeben hat, 
indem jie ja das Übermenjchentum in die Fritifche Bangnis vor 
jeiner Gottähnlichleit hHineindrommetet hat. 

Ein zweiter Grund für die Gereiztheit der öffentlichen Mei— 
nung, zu der jie plöglich anſchwoll, fcheint mir weniger ftichhaltig. 
Der Grund, fi) in der nationalen Fiber verlegt zu fühlen, lag 
vielfach darin, daß von deutjcher Seite, namentlidy auch unter 
Faiferlicher Snitiative, manches nad) außen hin unternommen wurde, 
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was nicht jiegreich durchgeführt werden konnte, falls nicht die Re— 
gierung gewillt war, aud) die ultima ratio dahinter zu jegen. Daher 
Dies angebliche „Blamage’’-Gefühl. Aber den Krieg waren all dieje 
ettva auf den toten Punkt geratenen Anläufe nicht wert, am wenigjten 
den Krieg, wie er im Menfchenalter nad) 1870 in nie erlebten 
Maßen und Intenſitäten fich gejtalten würde, und es ijt vielmehr 
der faiferlichen Regierung der tieffte Danf der Nation zu wiſſen, 
daß fie ftet3 der nationalen ÜÜberempfindlichkeit gegenüber feſt 
und jicher ftandgehalten hat. Daß aber auch jene Anläufe 
deshalb ganz hätten unterbleiben jollen, fann man doch nicht 
jagen. Denn daß man wenigſtens verjuche, manches, wa® man 
für recht und mwünjchenswert erfannt hat, mag es auch nicht in 
der jtreng genommen eignen Pflichtenjphäre liegen, durch gütliche 
Mittel, durch Sympathie, durd) moralifche Unterjtügung, durch 
Geltendmahung vernünftiger Gejichtspunfte zu fördern, das ijt 
doch abſolut menschlich, aljo auch nicht unpolitifch, wenn man Die 
Politik nicht auf eifige Kühle hinabdrüden will. Mißlingt e3 dann, 
jo war e3 ja doch nur als ein Verjuch unternommen, der doch auch 
genug günftige Ausfichten bot, und man hüllt ſich in fein gutes 
Bewußtjein ein, da man ja nicht allmädtig if. Auf Gewalt 
fann derjenige leicht verzichten, von dem jedermann weiß, daß er, 
wenn er nur wollte, die Macht genug und Üübergenug hätte, jeinen 
Willen durch ſolche Mittel durchzufegen, von denen er um weit 
überwiegender edeljter Gründe willen Gebrauch zu machen ver- 
Ihmäht. Der Löwe kann großmütig und ruhig jtolz fein, auch wenn 
die andern Tiere einmal etwa3 mutwillig um ihn jpielen. Der 
Löwe bleibt er doch. Von der gigantifchen Geftalt, die auf den Ed- 
pfeilern von Düppel, Meg, Sedan, Paris ruht, jehen die Völker aus 
der Ferne, daß e3 der deutjche Löwe ift. 


IV. Schlußwort. 


(29. November 1908.) 


Etwaige leichte Unftimmmigfeiten zwifchen den Nummern I, I 
und III habe ich nicht hinterher glätten wollen. Die Tage vor und 
nad der Aussprache des Kanzlers mit dem Kaifer (17. November), 
und vorher die Tage der Verhandlung der Sache nur in der Preſſe 
und im Geſpräch, hinterher aber auch im Reichstage waren bei 
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aller Gleichmäßigkeit doch auch jo verjchieden, daß ihr unmillfürlicher 
Einfluß auch auf die Niederfchriften des Reichsbürgers, der auf 
diejen Blättern fjpricht und aus ganz ungefäljchter Stimmung 
der Tage heraus jprechen möchte, nicht ausgelöjcht werden möge. 

Das für mic Entjcheidende war, daß man bisher ohne jede 
Ahnung davon gelebt hatte, daß fich das Jahr 1908 auf 1848 reimen 
jolfte und nun diejer Reim, in Worten wenigjtens, mit Einem Male 
brennend auf die Nerven fiel, und daß in dem, was die eriten Tage 
ganz allein als die Urſache davon behandelt wurde, ſich mir ganz 
und gar nicht das Gefühl, daß das eine ausreichende Urjache jei, ein- 
itellen wollte. Die Bewegung in ſich felber war viel trauriger al3 
das, wodurch jie veranlaßt war; und für die wenigen, die fo 
fühlten, war es um jo drüdender, als ſie fich in diefem Gefühle 
jo allein und verlafien empfanden. — 

Nur Einmal war in dem neuen deutjchen Reiche eine ähnlich 
traurige Zeit für das monardiiche Gefühl, das jonjt in Diejen 
40 Fahren als ebenjo jelbitverjtändlic wie tatjächlich feititand, 
erfebt worden, aber jo, daf ſich damals nicht entfernt eine folche 
jornige — „dies irae“ war die Überjchrift des Leitartifel3 eines 
großen nationalen, aber bisher immer fönigstreuen Blattes, vor 
dem Bericht über den erjten Tag der Neichstagsverhandlungen, 
alfo ein Wort, das ſonſt auf das „Jüngſte Gericht“ bezogen wird 
— öffentliche Bewegung erhob, daß andrerjeit3 aber noch mehr als 
diesmal eine Gefühlsuntreue gegen den Kaiſer ſich bi3 in ſolche 
Kreiſe Hinzog, welde die Königstreue am ausdrüdlichiten auf 
ihre Fahne jchreiben. Ich fpreche von den lebten Lebensmonaten 
de3 unglüdlihen Kaijers Friedrich. Mit tiefem Schmerze war zu 
erleben — wiederum nur von der Minderzahl, die eine Aus— 
nahme davon machte —, daß überall, wo Deutſche miteinander 
iprachen, eine herbe Verftimmung gegen die faijerliche Familie fich 
Luft machte, von der jogar das tiefe Mitgefühl, das fie damals 
doc) wahrhaftig verdiente, überjchattet wurde. Und warum? Einzig 
und allein, weil der Staifer, wohl umter dem Einflufjfe feiner 
Gemahlin, zum leitenden Arzte einen Ausländer erwählt hatte. 
Die Wahl des Arztes ift doch wohl, wenn irgend etwas, eine Sache, 
die bei hoch und niedrig der perjönlichen Freiheit, dem bejten 
Dafürhalten, dem Bertrauen überlajfen werden muß. Irrt Die 
Wahl, fo hat das ja der Kranke an feinem eigenen Leibe gu 
büßen — obgleich in manchen Fällen jeder Arzt nicht würde 
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helfen können —, und an feinem Leibe büßen, das will doch 
niemand: jo daß bei diefer Wahl immer „beites Wiſſen unb 
Gewiſſen“ vorauszufegen ift, alfo ein innerer Zuftand, gegen den 
jede Kritik zu verftummen hat. Iſt man ferner aber nicht ſonſt zu- 
frieden, wenn unfere deutfchen Prinzefjinnen, die ſich ins Ausland 
vermählen, möglichft ihr deutjches Weſen neben den Pflichten, 
die ihnen ihre neue Stellung auferlegt, beibehalten und gefliſſent— 
ih zu bewahren juhen? Warum jollte damals eine geborene 
englifhe Prinzeffin, die das gleiche tat, mit anderem Maßjtabe 
gemejfen werben? 

Was die reine Sachlichkeit des Urteils der verjtorbenen Kaiſerin 
Friedrich betraf, jo habe ich vor einigen Jahren den folgenden Fall 
erlebt. Ein Verwandter, nur wenige Jahre älter al3 der Kaiſer 
Friedrich geworden ift, Hagte nur ein paar Wochen über hartnädige 
Heiferfeit. Die Ärzte erfannten fogleich bei ihrer laryngoſkopiſchen 
Unterfuchung, daß ganz genau dasjelbe Leiden vorlag, dejjen 
Dpfer der Kaiſer Friedrich geworden ift. Der Kranke entichloß ſich 
auf den Rat der Ärzte fogleich — alfo noch vor dem Stadium, in 
dem ber Kronprinz damals nad) Ems ging — zu einer Operation, 
der Entfernung der bösartigen Gejchwuljt mit dem Mefjer. Die 
Operation wurde von dem beiten Chirurgen, unter Beijtand Der 
beften „inneren Ärzte‘ der deutfchen Univerjitätsftadt, in der Der 
Kranke wohnte, vollzogen. Sie gelang glüdlih. Aber prompt 
nad drei Tagen war der Kranke dennoch an den mittelbaren 
Folgen, die nad allen ſchweren Operationen jo leicht eintreten, 
tot. Wer fonnte e8 eigentlich der Kaiferin Friedrich) verdenfen, Daß 
fie dem Arzt, der immer nicht alle Hoffnung auf Heilung ohne 
fo gewaltfamen Eingriff aufgab, vor denen den Vorzug gab, die 
die etwa mögliche Heilung nur erhofften von einer Behandlung, Die 
mindejten3 die augenblidliche Lebensgefahr noch viel afuter 
heraufbeichwor ? ü 

Der innerjte Grund der beidesmaligen Durchbrechungen des 
Treugefühlse war ganz berjelbe: die vermeintliche Liebedienerei 
der höchjten Perfon gegen England. In beiden Fällen aber fonnte 
man fehr wohl — wie ich hoffe plaufibel gemacht zu haben — da3 
Verhalten, da8 man tadelte, al3 durchaus begreiflich und mit natio- 
naler Korrektheit vereinbar finden: .aber man Hat das Teider 
beide Male verfäumt. Nationale Gefinnung fchreiben fich Die meiften 
Parteien al3 felbjtverftändlih zu, warum follte dieſe Selbftver- 
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ftändlichfeit nicht auch für die gelten, die in dem Rechte und der 
Prliht, Oberhaupt der Nation zu fein, doch täglich den Sinn ihrer 
erhabenen Sonderftellung empfinden mitffen?. 

Der innerjte Grund wieder davon, daß Deutichland und 
England jeit einigen Jahrzehnten gewiſſe Schwierigfeiten haben, 
in gegenjeitiger Zufriedenheit miteinander auskommen, Liegt 
darin, daß der chriftliche Glaube nicht mehr feine Macht über bie 
Völker hat (wie er fie allerdings über das äußere Treiben auf der 
Erde niemals ausreichend gewonnen hat) und daß ein neuer 
Vernunftglaube, der eine gleiche Wirkung haben fünnte wie da3 
erniigenommene Chrijtentum, ſich nicht an feine Stelle zu jeßen 
vermocht hat. Im Ehriftentum find alle Völker und Menjchen 
gleichen göttlichen Urfprunges und Zieles, ihre Mannigfaltigfeit 
fann doch offenbar ihr friedliches Nebeneinanderwirfen in einem 
Weltplane nicht aufheben, weil dieſer al3 von der abjoluten Weisheit 
und Güte veranjtaltet geglaubt wird. Da ijt denn freilich eine furcht- 
bare Inſtanz gegen diefen Glauben, daß in der untermenfchlichen 
Natur der VBernichtungsfampf der Wefen untereinander al3 Welt- 
gejeß vor Augen fteht. Aber die Menfchheit ift jest in ihren 
Ihon nicht wenig zahlreichen beften Vertretern fo weit in Vernunft 
und Güte vorgejchritten, daß fie, ſoweit fie fann, für ihren Bereich 
dieſes Weltgejet nicht anzuerkennen gefonnen iſt. Die Maſſen aber 
haben die dee der auf Urjprung, Zweck und Ziel und vernünftige 
Öliederung der Mannigfaltigfeit gegründeten Familieneinheit der 
Völker verloren und fehen rein naturaliftijch die Völker ald im 
Kampf aller gegen alle befindlich jich gegenüber. Der allgemeine 
Korpegeift widereinander iſt entfejjelt. Bei den Deutjchen nıehr in 
der Färbung, das fchnmeidigite, bei den Engländern mehr in der 
Färbung, das reichjte Korps fein und bleiben zu wollen. Der 
nationalijtiiche Untergrund iſt der legte der Seelen geworden. Das 
ift er aber nicht: im Verhältnis zu dem wahren, legten Untergrund 
it er ein flacher zu nennen. Der lette Untergrund der Gejinnungen 
muß ein rein rationaler, nicht ein nationaler fein, die ratio, 
nicht Die natura, die .bonitas und nicht die — bei dem rein natür= 
lihen Fühlen nun einmal nicht vermeidlicdhe — vanitas. Dabei jteht 
ih das nationale Fühler in Wahrheit auch auf das allervor— 
züglichfte. Denn die Vernunft, al3 ihrem Wejen nad) die unum— 
gängliche oberjte Richterin, räumt der Natur und ihrer Mannig- 
faltigfeit und Bejonderung, alfo auch dem Nationalen, der durd) 
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die Schöpfung objektiv gegebenen Eigenart der Nationen und dem 
ihr fubjeftiv entjprechenden Fühlen, den allergrößten Spielraum 
ein, erfennt in ihm eine fruchtbarfte und fegensreichite Grundlage 
menſchlicher Entfaltung an. Aber die Ausschreitungen und Mängel 
de3 rein Natürlichen fann nur die Vernunft, und nicht die Natur 
jelbft, erfennen, zum bejjeren wenden und ausfüllen. Umgefehrt 
fann die Natur niemals über die Vernunft zu Gerichte jigen, weil 
über feinen Begriff und fein Wejen nichts hinaus Tann. 

Und nun die Anwendung. 3 fteht feſt und e3 ijt jest 
wieder neu feftgeftellt, daß die Vernumft jelber, und jo auch Die 
nach ihrem Gewicht noch mehr al3 nad) ihrer Zahl bedeutung3- 
ſchwerſte Gemeinde der Beften auf beiden Seiten, die gewiſſe — 
leider andrerjeit3 auch feitftehende — Verſtimmung zwifhen den 
beiden vielleicht erjten Völkern der Erde jo bald wie möglich über- 
wunden zu fehen verlangt. Die Bedingung dazu ift nur, daß beide 
Völker, was fie in der Schule des Chriftentums gelernt haben 
müßten, zur Beitimmung in ihrem Fühlen und Handeln wieder 
tiefer al3 bis in ihre nationale Schicht herunterzufteigen Die 
Fähigkeit finden. Alles it, wie man das jet nennt, „Welt— 
anſchauungsfrage“. Daher (wie aus der alljeitigen Wichtigkeit Der 
Sache) denn jet auch in diefer mit Recht eine fo tiefe und nach— 
haltige Bewegung, deren Früchte jchon erfennbar zu werden be— 
beginnen. 

Unjer Kaiſer, der mit foldhen Streitmitteln, über die er ge— 
gebietet und die er ſelbſt unabläfjig gejchärft und erhöht hat, nad) 
aller menjchlichen Vorausſicht ein Kriegsheld fein fünnte, aber 
wegen des Übergewichtes der "Vernunft und Güte in ihm über die 
„Natur“ ein Friedensfürft fern will, hat Diefelben Gedanken einmal 
bon einer anderen Seite ausgedrüdt. Er hat einmal gefagt: ber 
tieffte Grund alles Krieges fei immer die Sündhaftigfeit der Men— 
ſchen, d. h. alfo, daß fie dem guten Prinzip nicht über das nicht 
gleichwertige, der Vernunft nicht Über die Natur den Sieg zu ver- 
Ihaffen vermögen. Ganz in dieſem Sinne hatte er auch jebt 
wieder ji bemüht, wo er von dem Naturalismus verfannt ift, aber 
den Danf der Vernunft verdient. Möchte doch in ımjerer fo heiß 
ringenden und juchenden Zeit hinter den wogenden Dunftmafjen des 
unendlichen Vielen und Einzelnen grandiofefter Mühen und Stre- 
bungen bald wieder die Sonne einfachfter Grundwahrheit auf- 
gehen! 


47 


V. Die öffentliche Meinung Peuffchlands und 
der Burenkrieg. 
(Zeitartifel des BVerfaflerd im „Tag” vom 13. März 1902.) 


Theodor Mommfen fchrieb in der Mitte der fünfziger Jahre in 
jeiner Römischen Gejchichte, Band III, Seite 206: „Kraft des Ge- 
ſetzes, Daß da3 zum Staat entwidelte Volk die politiſch unmündigen, 
da3 zivilifierte die geijtig unmündigen Nachbarn in fich auflöft — 
fraft diejes Geſetzes, das jo allgemeingültig und jo jehr Naturgefeh 
ift wie das Geſetz der Schwere, war die italifche Nation die einzige 
des Altertums, welche die höhere politifche Entwidlung und die 
höhere Ziviliſation, wenn auch Tegtere nur in unvollkommener und 
äußerlicher Weije, miteinander zu verbinden vermocht Hat, befugt, 
die zum Untergange reifen griechifchen Staaten des Dftens ſich 
untertan zu machen und die Völferjchaften niedriger Kulturgrade 
im Wejten, Libyer, Iberer, Kelten, Germanen, duch ihre An- 
jtedler zu verdrängen — eben wie England mit gleichem Rechte 
in Alien eine ebenbürtige, aber politiſch impotente Bivilifation fich 
unterworfen, in Amerifa und Auftralien ausgedehnte barbarijche 
Landfchaften mit dem Stempel feiner Nationalität bezeichnet und 
geabelt Hat und noch fortwährend bezeichnet und adelt.“ 

Man fommt ſich vor wie im Traum, wenn man bieje3 durch 
jeine zeitliche Entfernung von dem wirklichen Yall und jeine reine 
Bilfenichaftlichfeit um jo unbefangenere Zeugnis für Englands 
geihichtliches Recht im Burenkrieg mit der gegenwärtigen und feit 
zwei Jahren in gleicher Kraft beftehenden Stimmung Deutjch- 
lands vergleicht. Hat jich denn nun das „Naturgeſetz“ oder aud) 
feine Anerfennung als eines folchen bei den Menjchen geändert ? 
Die Verurteilung Englands wegen feines ungerechten Krieges findet 
jih nicht ausfchlieglich oder auch nur am ftärkiten bei denen, 
welche die Heiligkeit de3 pojitiven Nechtes zum oberften Geficht3- 
punkt für die Politik machen, etwa bei den Welfen. Dieſe läßt die 
allgemeine öffentliche Meinung dennoch auf einem Sfolierfchemel 
jtehert, weil jie fich jagt, daß auch zu vertraggmäßigem Rechte be- 
ftehende Inhalte des öffentlichen Bejiges nicht für die Ewigkeit zu 
jein brauchen, wenn fie nämlich mit anderen, auch aus natürlichem 
Untergrunde, etwa dem vernünftigen Willen der Gejamtnation, 
ftammenden Rechtsbegriffen in Fritifchen Zeiten in einen, allerdings 
gewiß tragifch zu nennenden Konflikt ftoßen. Die abfolute Un- 
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umftößlichfeit des pofitiven Rechtes wäre der Tod aller gefchicht- 
lichen Entwicklung, die Bindung aller zufünftigen Geſchlechter durch 
das Maf der Einjicht und der Annehmlichkeiten der vergangenen. 
Die heißeſte Feindichaft findet England als Befämpfer der Buren- 
unabhängigfeit vielmehr tatjächlic), wie jede Beobachtung lehrt, in 
dem Maße, wie das Ideal der nationalen Selbitherrlichfeit und 
Herrlichkeit bei den Deutjchen der Leitende Gedanfe der Partei- 
gejinnung ift, alfo die abfolut heißeſte bei den ſtrengſten Nativ- 
naliften, den Alldeutfchen. Es ift Doch aber feltfam genug: Wenn 
diefe fi) einmal auf den doch aud; al3 allgemein gültig und 
vorbildlid; gemeinten Kern ihrer Denkweiſe bejinnen, jo würde, 
wenn es nad) ihnen ginge, von Deutjchland vft dasfelbe, wenn aud) 
unter Vermeidung der Ausschreitungen, gejchehen fein, um deſſen 
willen fie England von Anfang diejes Krieges an jo heftig an- 
Hagen. Sie hätten uns im Beſitze der leitenden Stellung wohl 
auch jchon auf Grund feines anderen Rechtstitel3 als des nationalen 
Machtbeliebens in Friegerijche Verwidlungen gejtürzt, twelche die 
Negierung in allfeitigerer Beurteilung der Lagen und Intereſſen 
umjichtig vermieden hat bis auf den einzigen Fall nad) der Er— 
mordung unferes Geſandten in China, in welchem Falle fie die 
Wahrung der deutjchen Ehre mit unübertrefflicher Unverzüglichkeit 
in die Hand genommen hat. Gerade die alldeutiche Feindichaft 
gegen England ijt alſo leider mit einem Moment der inneren 
Unwahrhaftigfeit behaftet; denn feine Partei jteht jo ſehr auf dem 
Boden der Anerfennung jenes Mommſenſchen „Naturgeſetzes“. 
Kun kommt freilich jehr vieles zur Milderung dieſes Fehlers 
hinzu. Die Mommſenſchen Worte find durch die Brille der damals 
bei uns allgemein im Schwange jtehenden Bewunderung aller 
englijchen Dinge gejchrieben; durch die Begeifterung für die feſt— 
gewurzelte Korrektheit des engliſchen Verfaſſungslebens hindurch er- 
Ihienen, zumal am Borabend vor dem preußifchen Verfaſſungs— 
fonflift, alle Berhältniffe der impofanten Weltmacht im glänzendſten 
Lichte. Seitdem hat jchon der Krimfrieg, vor deſſen Eintritt ver- 
mutlich ſich Mommſen fo, wie wir oben jahen, ausgelafjen Hat, die 
Schäden, ja die Kläglichfeit der engliichen Verwaltung aufgededt. 
Die Niederwerfung des oftindiichen Aufjtandes zeigte neben den 
Bügen von Heroismus und Energie doc auch folche von ab- 
jtoßender, faltblütiger Graufamleit. Im amerifanifchen Sezefjions- 
friege verftimmte mannigfach die egoiftiiche Teilnahme für Die 
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SHavenhalter. Aber ganz unmittelbar ging Deutjchland an den 
Leib die Stellungnahme Englands für die Bepormundung Preu- 
ßens durch das Londoner Protokoll; noch viel mehr fein neidifches 
und främergeijtiges Verhalten in unfjerem gerechten National» 
friege, ſowie auch die meift deutjchfeindliche Haltung der eng— 
lichen Preſſe in den legten Jahrzehnten. Und alles in allem ift es 
mit dem fittlichen Geiste des englifchen Volkskörpers in den lebten 
Dezenien jtarf bergab gegangen. Und was unjer beutjcher Herold 
und Hort des Vollsidealismus, Friedrih Schiller, jagt, daß 
„niemand die Geele rein zurüdgezogen hat aus dem Dienjt der 
falihen Mächte, denen man den Edelſtein, das allgejchägte Gold 
abgewinnen muß‘, das hat ſich furchtbar bemahrheitet in den Folgen 
eines hHundertjährigen Mammondienjtes des Handel3- und Kolonial- 
bolfes, welches ji) au in dem Wahn arg getäufcht hat, daß es 
jeiner Unabhängigfeitsfuft der einzelnen Individuen ungeftraft 
erlaubt jein mürde, faſt allein in Europa ſich der allgemeinen 
Dienftpflicht zu erwehren. Und die Herrjchaft der höher über die 
niedriger zivilifierten Völker läßt fich doch mit wirklich vollem Recht 
nur dann begründen, wenn fie auch zu Nuß und Frommen ber 
Beherrjchten geübt wird. Aber die nicht enden wollenden Hungers— 
nöte und Seuchenheimfuchungen vieler Millionen Menfchen in 
Indien bemweijen, daß England feine kulturellen Herrfchaftspflichten 
nicht befriedigend erfüllt und von ihnen gar zu jehr zum Handels— 
gewinn und zur Füllung der Tafchen der nachgeborenen Söhne 
jeiner Wriftofratie ablenft. Durch dies alles, wozu man noch den 
berüchtigten Opiumkrieg und fo unritterliche Siege, wie e3 ber 
des SHinterlader3 über Bogen und Speer bei Omdurman mar, 
rechnen fann, ift die gegenwärtige Stimmung des deutichen Volkes 
gegen England nur zu begreiflic. 

Und doch rollen, wie mir fcheinen will, auch Tropfen faljchen 
Blutes in ihr. Das Mitgefühl mit den Leiden des Krieges pflegt 
jonjt gerade von den PBarteigängern ber fanatiſchſten Feindichaft 
gegen England nicht jo ftarf empfunden zu werden wie auf anderer 
Seite, welche dem Krieg überhaupt mehr ſchauderndes Erbarmen oder 
in den Augen diejer ihrer Gegner mehr „Sentimentalität” entgegen- 
bringt; übrigens würde da3 reine Mitgefühl ala ſolches doch 
auch in gemijjem Sinne reichlich jo jehr den in fernem fremden 
Lande für elenden Kohn ihre Haut zu Markte tragenden Söldnern 
wie den durch den Gedanken an Haus und Hof und die Freiheit 
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gehobenen Buren gebühren. Das Chrenurteil, für eine gerechte 
Sade zu kämpfen, fann von politiſch denfenden Menjchen doc) 
nicht einjeitig den PVerteidigern elementarer Volksgüter gejpendet, 
jondern muß von ſolchen aud einer auf ihre Madtabrundung und 
zivilifatorische Mifjion bedachten Nation im Sinne der Mommijen- 
ihen Gejchichtsphilofophie zugebilligt werden. Die Gerechtigkeit 
liegt eben wieder nicht auf einer Seite, jondern der Konflikt iſt 
tragiſch. Nach ihrem eigenen Maßſtabe muß man den Buren 
zugeftehen, daf ſie für ihre höchſten Volksgüter fämpfen; aber von 
einer höheren Warte des geihichtlihen Urteild muß man dod 
jagen, daß die Buren unter englijcher Oberhoheit in ein höheres 
Leben eingeführt werden würden, jie, deren Kultur außer treuem 
und feften Familienjinn, altpäterifcher Ausnugung der Scholle 
und ftodjteifer Religiofität von einer verjährten Axt bis jet wirklich 
noch nichts von höherem, geijtigem, übernommenem, gejchweige 
denn felbftgefchaffenem Befistum an ſich trägt, weder in Literatur 
noch Kunst noch feiner gejchliffener Gefittung, nit einmal in 
Handel und Wandel. So jtellt ſich heraus, daß für Völfer von 
verwöhnten Kulturanſprüchen die fo hochgehende Sympathie mit 
den Buren nicht ganz und gar durch deren elementare Kernigkeit 
und gutes Recht bedingt fein fann, fondern in dem Gefühl für 
die Gegenfeite einen verborgenen Schlüffel haben muß. Sollte es 
nicht der fein, daß die europäifchen Völker jeit 1866 allmählich in 
ein Stadium eingetreten find, welches jehr an die Eiferjucht der 
ftubentifchen Verbindungen untereinander erinnert, in der fie jede 
da3 jchneidigite, reichjte und ‚vornehmjte Korps fein wollen? Die 
Anglia, die ſich durch Hochmut und moralifche Unarten mihliebig 
gemacht hat, reizt die Ruſſia, Francogallia und nicht zum wenig- 
jten die Germania zu fcharfem Verlangen, die fo lange hoffärtig ihr 
Primat zur Schau tragende einmal niederzududen. 

Die antienglifhe Stimmung in Deutjchland ift jehr begreiflich, 
aber jehr weit, zu mweit geht jie dod. Es iſt, als ob man bei 
uns ganz vergeijen hätte, Daß in der Tat das Land der magna charta, 
Shafejpeares, Newtons und Stephenjong mit uns dieſelben „intel— 
leftuellen Wurzeln‘ bejitt und daß das Zuſammenhalten beider 
Völker eine lange und vernünftige Tradition für jich Hat; leider 
macht man freilich von dieſer au in England oft einen Gebraud 
in bloßen Worten und macht dem Volke der Denfer heuchlerifche 
Komplimente, um e3, wenn e3 nur noch ginge, abzuhalten, zu— 
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gleich ein Volk der Taten zu fein. Aber Ein Punkt jcheint mir 
por allen: in der öffentlichen Meinung Deutichlands bedenklich. Nie- 
mand gibt den Buren .an der Endlofigfeit des unfeligen Krieges 
Schuld, alles bewundert noch einmütig die Freiheitstämpfer, die 
durch nichts zu entmutigen find und lieber den buchftäblichen 
Untergang als die Fremdherrichaft wollen. Nun aber bejteht doch 
der ungeheure Unterfchied, den man jich nicht Har macht: die Buren 
fönnen jeden Augenblid mit den höchiten Ehren unter An— 
erfennung der Oberherrichaft des Üübermächtigen Großftaates und 
zufünftiger Gleichheit beider Stämme Frieden jchliegen; England 
aber fann längjt gar nicht mehr ohne den tötlichjten Verluſt an Ehre 
und Anſehen von diefem Sriege, den e3 freilich bei einer Ahnung 
ſeines Verlaufes jet nie begonnen haben würde, abftehen, ohne 
jein beabjichtigtes Ziel erreicht zu haben. Nach philojophiichen Be— 
griffen von Ehre würde es fich freilich in hohem Grade durch die 
Selbftüberwindung adeln, dem Volke, das einmal unabhängig fein 
will, feine Unabhängigfeit zuzugejtehen; aber nad den unter den 
Völkern herrſchenden Ehrbegriffen würde es mit diefem Entjchluffe 
jeine nationale Ehre zur Abdankfung bringen. Die3 vor Augen, 
jollte man doch das Verlangen, de3 graufamen Spieles ein Ende 
jein zu laſſen, an die umgekehrte Adreſſe richten, al3 wie man 
e3 jegt tut. Der rein humanen Sache der jebt im Gange befind- 
lihen großen Hilfs- und Liebesbetätigung der deutjchen Frauen 
gegen die unglüdlichen Burenfamilien ift natürlich ganz unabhängig 
davon der größte Erfolg zu wünjchen. 


VI. Die Gerechtigkeit im Burenkriege. 


(Artikel des Verfaſſers aus dem „Tag” vom 27. März; 1902.) 


In feinem Artikel „Die Gerechtigkeit im Burenfriege‘” im 
„Tag“ vom 20. März jagt mein fpezieller Landsmann Brof. 
Dr. W. Schäfer: „Das muß id) Schneidewin zum Vorwurf 
machen, daß er die eigentliche, elementare Urfache der deutjchen 
PBarteinahme für die Buren, das göttliche Mitleid, nur mit wenigen 
Worten als ‚Sentimentalität‘ abtut.“ Ich hatte aber gejchrieben 
(im Leitartifel vom 13. März): „Das Mitgefühl mit den Leiden 
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des Krieges pflegt ſonſt gerade von den Parteigängern der fanatiſch— 
ſten Feindfchaft gegen England nicht fo ftarf empfunden zu werden 
wie auf anderer Seite, welche dem Krieg überhaupt mehr ſchaudern— 
des Erbarmen oder in den Augen diejer ihrer Gegner mehr 
‚Sentimentalität‘ entgegenbringt.” Ich habe alſo nicht meinerjeits 
das Mitleid als Sentimentalität abgetan, fondern jo argumentiert! 
Das Mitleid ift unmöglich gerade bei den leidenſchaftlichſten Buren- 
freunden die wahre Grundlage diejer ihrer Empfindung, weil fie 
ja gern das Mitleid mit den Greueln des Krieges al3 — ſchwächliche, 
zu überwindende — „Sentimentalität” abzujtempeln pflegen. Id 
jelbjt habe, erblicherweiſe mit ungewöhnlich jtarfem Mitleid für 
fremde Leiden ausgeftattet, zumal im Anfange des Burenkrieges 
mein Mitleid noch mehr den damals Friegsungeübten europäijchen 
Söldnern, die den beften Scharfichügen der Welt als jichere Opfer 
entgegengeführt wurden, al3 den in ihrem Lande angegriffenen 
Schützenhelden ganz unmillfürlich zugewandt. . Und das war mir ein 
unverfänglihes Merktmal — wenn es eines folden jonjt noch 
bedurft hätte —, daß die Quelle der leidenschaftlichen Burenfreund- 
ſchaft, deren Siegesjubel mit der Zahl der englifchen Berlufte jtieg, 
nicht das Mitleid jein fonnte. Denn für diefes wäre dieje Pro— 
portionalität jo unfinnig gemwejen, wie jie für eine rein politijche 
Parteiergreifung folgerichtig war. 

Die wahre Hauptquelle der deutſchen Stimmung gegen den 
Burenfrieg ijt vielmehr politiſche Leidenfchaft. Nicht fo ſehr für 
die Buren, wie gegen England. Das reine Mitleid für das Heine 
Volk, dejjen Angehörige ihrer größten Zahl nad) jegt in fo furdt- 
barer Lage jind, jchlägt doc in dem Punkte vielmehr in das 
Gefühl der Bewunderung um, daß e3 um der Freiheit willen e3 
jelbjt nicht ander3 haben will. An Leiden, die andere jich felbit 
auferlegen, erjtirbt da3 Mitleid. Nun frägt e3 fich aber, ob bie 
Unbeugſamkeit des burifchen Widerftandes abfolute Billigung ver- 
dient. In dem elementaren Gefühl der Völker ift fie ihm gewiß: 
die Buren treten an die Seite der glänzenditen Beijpiele des 
DOpfermutes für Vaterland und Freiheit, welche die Weltgeſchichte 
fennt, und mit diefen fühlt jedes edle Volk, wie viel mehr da3 
deutjche, dem dadurch die an fich unvergängliche Erinnerung an 
jeine gleiche Lage und Haltung vor neunzig Jahren frifch ermwedt 
wird. Und doch hat die Sache einen Haken. Die Buren führen 
mit ihrem Kampf für Haus und Hof, Weib und Kind, bei dem 
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Haus und Hof und Weib und Kind zugrunde gehen, einem 
nicht voll zu verantiwortenden Anachronismus auf, wenn fie fidh 
wie die Griechen gegen die Perfer, wie die abendländifchen Völker 
im Mittelalter gegen Hunnen oder Mongolen wehren. Der Unter- 
ihied, ob fie — wenn es denn nach dem Lauf der Dinge einmal 
fein muß — unter angeljächjifcher Oberhoheit oder in niederdeutjch- 
afrifandrijcher Selbjtändigfeit leben, wiegt wirklich nicht das ganze 
Leben und Beitehen eines Volkes auf. Die Buren würden es ja nad) 
einer Übergangszeit der Anpaffung an die neuen Eriftenzbedin- 
gungen jelber inne werden, daß ſie es unter englifcher Oberhoheit 
nicht jchlechter, fondern beſſer haben würden als früfer. 

Die Engländer haben ein Motiv von äußerjter Stärke, ein 
Volk, das fie jo äußerſt fhäten gelernt haben und auch für die 
Zufunft fürchten müſſen, durch loyaljte Zuerfennung praftifcher 
Gleichberechtigung und durch alle Humanität friedlicher Regierung 
ji) aud) zu verföhnen. Man wird vielleicht zu folcher optimiftifchen 
Auffaffung angejicht3 des brutalen englischen Herrſchaftsegoismus mit 
dem Kopf jchütteln. Aber England muß aus diefem furdhtbaren 
Kriege viel gelernt, e8 muß in den gähnenden Abgrund jeines 
bieherigen Syſtems geblidt haben und jich auf den bejjeren Kern 
feiner denn doch hochbevorzugten Mitgift befinnen. Und unter 
den fontrollierenden Augen von Europa und Amerika wird e3 
jein Schamgefühl nicht aushalten, anders al3 mit einem Mufter 
von Politik der Berjöhnung und Kulturwohltat in dem befriedeten 
Lande zu mwalten. Ga, wenn die Buren auf den endgültigen 
Sieg hin kämpfen könnten, dann würde diefer Hafen an ihrem 
Widerſtande ſchwinden; aber e3 ijt faum denfbar, daß das England, 
welches von Trafalgar bi3 Waterloo den Eroberer zu befämpfen 
nicht müde geworden ijt, das unſäglich demütigende, ja vernichtende 
Schickſal, diefem Heinen Volke zu unterliegen, über fich er- 
gehen laſſen wird. 

Der ftärfere Arm des Hochgehenden Flujfes der deutjchen 
Burenjympathie fließt aber, wie gejagt, doch aus dem England» 
Haffe, der feit 1863 in Deutjchland in dauerndem Wachſen ge- 
weien ift. Den großen Anteil berechtigter Mißjtimmung gegen 
England habe ich in dem Leitartikel vom 13. März bereitwillig ein- 
geräumt, und es ift an England, mit dem ihm — feinem beſſeren 
Selbſt im tiefiten Wejen am nächſten ftehenden Wolf der Erbe 
wieder eine bejjere Stellung zu juchen. Aber ic) müßte blind 
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jein, wenn ich mit meiner Behauptung nicht recht hätte, daß in dent 
England-Hafjfe der deutfhen Nationaliften nicht auch „Tropfen 
ſchlechten Blutes rollten“. Ich meine damit diefen verforpsburjch- 
lichten Geift der Völker, der wirflich ganz und gar auf der — 
jugendliden Stufe des Wettlaufes um das höchſte Renommee 
jteht, nicht an höchſter menjchlicher Vortrefflichkeit, fondern an den 
Eigenschaften, welche der unfritifchen Eitelfeit ind Auge ftechen. 


Buchdruderei F. E. Haag in Melle i 9. 
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BDorbemerkung. 


Die nadjfolgenden Auffäge jind im Januar und Februar d. J. 
als Yeitartifel des „Vorwärts“ erfchhienen, auf eine Anregung der 
Redaktion, die, über den Rahmen der Tagesdebatte hinaus, die 
biftorifch-prinzipielle Stellung der deutichen Arbeiterklafle zur Flotten- 
vorlage der Regierung dargelegt zu jehen wünſchte. Da der Verlag 
des „Vorwärts“ der freundlichen und hoffentlich nicht ganz irrthiim- 
lichen Anjicht ift, daß die Heine Arbeit auch in einer Sonderausgabe 
einigen Nugen jtiften könnte, jo gebe ich fie noch einmal heraus, 
mit den entiprechenden formellen Nenderungen, aber im Wejentlichen 
unverändert. So verlodend es wäre, das Thema nody viel eins 
gehender zu erörtern, wodurd die hiſtoriſch-politiſche Hinfälligkeit 
der Flottenvorlage noch viel handgreiflicher hervortreten würde, To 
zieht das Weſen einer politiſchen Flugichrift doch beſtimmte Grenzen, 
die mur auf Koften ihrer praftiichen Wirkung überjchritten werden 
fönnten. 

Eher fünnte es ſich fragen, ob nicht die Entwickelung, die der 
Kampf um die Flotte jeit der Abfaſſung meiner Artikel genommen 
bat, einige berichtigende oder ertweiternde Ausführungen nöthig 
madte Wenn aud noch feine bürgerliche Partei, jo haben doc) 
einzelne, nicht einflußlofe Organe bürgerlicher Parteien janfte Liebes— 
blide auf eine Reichserbichaftsiteuer geworfen, allein wie ſehr es 
fidy dabei nur um ganz unverbindliche Redensarten handelt, haben 
die Verhandlungen gezeigt, die in der Budgetlommillion iiber die 
Dedungsfrage gepflogen worden find. Ich babe diefe Frage mur 
ganz nebenjädlid berührt, aus dem guten Grunde, weil gerade 
diejenigen bürgerlichen Parteien, die gern umfallen möcten, aber 
noch nicht umgufallen wagen, mit äußerſter Hartnädigfeit auf ihr 
berumreiten. Im Intereſſe der Arbeiterklaſſe liegt das einſeitige 
Verbeißen in diefe Frage durdaus nicht. Mit jo großem Rechte fie 
fi) gegen eine neue erdrüdende Belajtung ihrer Schultern jträubt, 
fo darf fie deshalb die enticheidenden Gefichtspuntte keinen Augen 
blick überjehen. Entweder iſt die geplante Flotte eine unbedingte 
Nothwendigkeit nationaler Erijtenz, und damı wäre die gänzliche Ab— 
mwälgung ihrer Stojten auf das Proletariat immer noch ein geringeres 
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Uebel, als die Ablehnung der Flottenvorlage durch den Reichstag. 
Oder aber die Flottenvorlage iſt eine tödtliche Gefährdung der 
nationalen Grütenz, und dann muß fie bis aufs Meſſer befämpft 
werden, jelbjt wenn die bejigenden Klaſſen in einer unerhörten und 
vorläufig unglaublichen Anwandlung von Edelmuth ihre Kosten bis 
auf den Tegten Pfennig aus eigener Tafche zablen wollen. 

In dem enticheidenden Punkte aber haben die Verhandlungen 
der Reichstagsfommilfion über den Zweck der Flottenvorlage meine 
Ausführungen durchaus nur bejtätigt, fo dab ich ihnen nichts ab— 
zuftreichen und nichts zuamjegen babe. Die Behauptung, daß die 
große Induſtrie zu ihrer Entwidelung einer entiprehend großen 
Kriegsflotte bedürfe, ift glüdliber Weile an ihrem eigenen Riders 
finne geitorben; hat auch der Staatsfefretär des Auswärtigen Gecils 
geheimnihreiche Micne aufgelegt, als er der Budgetlommilfion des 
Reichstags feine Offenbarungen machte, To iſt es doch ein öffentliches 
Geheimniß, dab fih die Spige der offiziellen FFlottenpolitif gegen 
England richtet. Selbitverftändlich in „rein defenfiver“ Mbficht, wie 
ja auch die Annexion Elſaß-Lothringens, die den europäiichen Kontinent 
in ein twaftenftarrendes Striegslager verwandelt hat, in „rein 
defenſiver“ Abficht erfolgte, wobei zu bemerken iſt, daß dieje Redens— 
art damals, wenn auch feinen triftigeren Sinn, jo doch einen zehnmal 
jo blendenden Schein von Sinn hatte, wie heute. 

Die Flottenvorlage der deutichen Regierung iſt ein enticheidender 
Schritt vorwärts auf der verhängnißvollen Bahn in den Weltfradh, 
dem vorzubeugen das oberite Intereile wie der modernen Zivilifation 
jo des modernen Proletariats iſt. Gewinnen die gewaltthätigen 
und reattionären Klaſſen aber dennoch einftweilen ihr Spiel, fo wird 
der Sieg der Arbeiterklafle nur um jo gründlicher vorbereitet, vor— 
ausgelegt, dat fie am Tage des ungehenren Zuſammenbruchs jagen 
darf, daß ihre Hände rein geblieben find von dem Frevel, dem 
vorwärts rollenden Rade der Geſchichte in die Speichen zu fallen. 

Berlin, im April 1900, F.M. 


I. Einleitung. 


Die Stellung der Arbeiterflaife zur Flottenvorlage ijt zunächſt 
durh den finanziellen und den fonjtitutionellen Geſichtspunkt 
gegeben. | 

Es unterliegt feinem ernjthaften Zweifel, daß die fünf oder 
ichs Milliarden, die der Bau der neuen Flotte erheifcht, ganz oder 
mindeftens zum weitaus größten Theile von den arbeitenden 
Klaffen aufgebracht werden follen. Die Regierung it ja auch 
ganz ehrlich, indem jie die finanzielle Dedung ihrer Vorlage in 
neuen Anleihen und den laufenden Reichseinnahmen ſucht. Denn da 
die laufenden NReichseinnahmen vornehmlich aus der Beſteuerung 
nothwendiger Yebensbedürfniffe fliegen und die Zinſen der neuen 
Anleihen natürlich aud aus diefer Quelle gezahlt werden müſſen, 
jo iſt das Einmaleins nicht einfacher und unbeitreitbarer, als daß 
die Regierung abermals darauf hinausgeht, die arbeitenden Klaſſen 
für die Zeche der bejigenden Klaſſen aufkommen zu laſſen. „Arbeiter— 
freundliche“ Flottenfchtwärmer ſprechen nun zwar von einer Reichs: 
erbichafts= oder Reichseinkommenſteuer, allein das ift zunächſt einmal 
ein politifches Kindermärden, woran feine der bürgerlichen Parteien 
ernithaft denkt, jelbjt wenn dies oder jenes Heine Fraftiönchen, wohl 
wiffend, daß es fich den Luxus jtraflos geitatten darf, mit dem 
Gedanken an ſolche Steuern kofettiren ſollte. Dann wollen aber 
auch dieſe wohlwollenden Gemüther in eriter Reihe an den „laufenden 
Reichseinmahmen” fejthalten und ihre chimäriſchen Steuern erit zur 
Ergänzung beranziehen, fo dat; auch jie den Arbeitern den vielleicht 
iehr ebrenvollen, aber gewiß jehr auspovernden Bortritt beim Zahlen 
einräumen. 

Nicht minder jchroff, als diefer finanzielle, ijt der fonjtitutionelle 
Angriff abzuweifen, den die Flottenvorlage unternimmt. Die Me— 
tHode, die dabei von der Regierung befolgt wird, iſt nicht neu: fie 
beſteht einfach darin, der Volfsvertretung den Schein der Freiheit 
zu laſſen, aber jie thatlächlich jo feitzulegen, dat fie bei dem erjten 
Berfuche, von ihrer Freiheit wirklichen Gebrauch zu maden, über 
ihre eigenen Beine purzelt. Die Erfolge diejer Methode wurzeln 
in der Halbheit der bürgerlichen Oppofitionsparteien, die nicht Die 
Sourage.ihaben, das flare Nein zu ſprechen, das fie allein zum 
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Siege führen kann und ficher zum Siege führen muß, fondern die 
ſchon froh find, wenn die Regierung ihnen erläßt, ein klares Ja zu 
ſagen, und ſich damit begnügt, ein verfallungsrechtliches Dunkel zu 
ihäffen, worin gut munkeln ift, nämlich für die Regierung. Keime 
biirgerlide Partei, der die Nechte des Reichstags mehr gelten, als 
einen Bappenitiel, follte zur Flottenvorlage etwas Anderes zu jagen 
haben, als ein furzes Nein. Jede bürgerliche Partei muß aus der preu= 
ßiſchen und deutichen Verfaflungsgeidichte twifien, daß die. Annahme, 
die dieſe Vorlage zu erweden jucht, als fünne der Neichdtag den 
„Geſammtplan“ genehmigen und dann bei der Ausführung diejes 
Planes noch wirkſam mitreden, ein trügeriicher Schein iſt; dieſen 
Geſetzeutwurf zujtimmen, heit einfach der Negierung weiße Karte 
in allen Flottenfragen ertheilen. 

In der That fängt die Aera des Marinismus genau jo an, wie 
vor vierzig Jahren die Aera des Militarismus anfing. Als die 
preußtiche Regierung im Sabre 1860 die Neorganifation des Heeres 
begebrte, fonnte das preußiſche Abgeordnetenhaus diefen Plänen 
einen ungerbredplichen Riegel vorichieben, indem es die Mittel 
verweigerte, oder aber, wenn Die bürgerliche Mehrheit des Haufes 
die Neorganijation aus irgend welchen Gründen für nothwendig 
bielt, die Mittel nur ımter Bedingungen gewährte, die den bürger— 
lichen Klaſſen einen Antheil an der Regierung ficherten. Im das 
Cine oder das Andere zu thun, war michts nöthig, als einige 
politiihe Einficht und ein ganz Hein wenig Courage, der das Herz 
bei einigem Stirmrungeln des damaligen Königs — der beiläufig, 
jo lange die Milttärfrage ichwebte, einen liberalen Schimmer annahm 
— nicht glei in die Holen fiel. Statt defien aber ließ fich die 
liberale Mehrheit nach eben der Methode einfeifen, die jegt wieder 
bei der Flottenvorlage angewandt werden joll; die Regierung ſagte 
ihr: Wir wollen ja gar nicht, dad ihr eure Mannesicclen dem Moloch 
des Militarismus für ewig verichreibt, aber denkt doch an das 
„größere Preußen“, an das Anfchen des preußiichen Namens, an 
die bedrohliche Weltlage und bewilligt die Kojten der Reorganilation 
mur auf ein furzes Jährchen, dann Tonne ihr fie in Ewigfett vers 
weigern, denn beilig ſei euer fonftitutionelles Recht! Auf dieſe 
märcheuhafte Thorbeit lieh ſich das preußiiche Abgeordnetenhaus 
wirklich ei; es bewilligte die Moften der Reorganifation auf ein 
und dann noch auf ein furzes Jährchen, aber als es nunmehr Diele 
Nojten veriveigerte, ſagte ihm die Regierung faltblütig: Ihr ſeid 
wohl nicht recht bei Troite! Es iſt wirklich etwas hart, daß nach— 
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konſtitutionellen Frage für ſie gegenüber der Flottenvorlage nicht 
genügt. Dieſe defenſive Stellung müßte der konſequente Liberalismus 
— hätten wir anders einen in Deutſchland! — auch einnehmen. 
Die Sozialdemokratie muß mehr thun, ſowohl weil ſie mehr ver— 
langt, als auch weil für fie mehr auf dem Spiele ſteht. Demgemäß 
hat die Rejolution, die von den Berliner Arbeitern gegen die 
Flottenvorlage gefaßt worden iſt, bei ihrer nothgedrungen kurzen 
Faſſung die Zonjtitutionelen und finanziellen Seiten der Sache 
gar nicht oder nur nebenjählich berührt und das Schwergewicht ihres 
Brotejtes in die Verurtheilung derjenigen Tendenzen gelegt, die 
unter dem Schlagwort der Weltpolitif zufammengefaßt werden. 

Bon diefem Schlagwort gilt in eriter Reihe: Hier ift der Feind! 
Nicht als ob die Sozialdemokratie ſich vor einem Schlagwort fürchtete, 
wohl aber weil der liberale Philijter fih durch Schlagworte ins 
Bodshorn jagen läßt. Beweis die Wahlen von 1878 und 1887, 
two fich die Spiekbürger durd die hohlſten Schlagworte derartig 
bypnotifiren ließen, dab fie, ihre eigenen Intereſſen mit Füßen 
tretend, ins Garıı der Reaktion rannten. Danı aber it das Schlag— 
wort der Weltpolitit nur die Maske für fehr mächtige Interejien, 
die rückſichtslos entichloflen find, die Flottenvorlage durdzujegen, 
und — was nicht überichen werden darf — dabei jelbjt wieder 
unter einem für ihre hiſtoriſche Rückſtändigkeit unerbittlihen Zwange 
jtehen. Gerade dies hat die proletariihe Oppofition jeit jeher vor 
ber bürgerlichen voraus gehabt, daß fie fich nie mit ber unfruchtbaren 
Defenfive, nie damit begnügt hat, auf den papiernen Schein ihres 
Rechts zu pochen, ſondern daß fie ſich ſtets in die Politik ihrer Gegner 
hineinzudenfen vermocht und die gegebene Situation nad) allen 
Richtungen zu durddringen gewußt hat, wodurd allein jie ihren 
Gegnern immer überlegen geblieben ift. Wenn die liberale Oppofition 
fi) begnügt zu fagen: Die Weltpolitit, die ſich in den uferlofen 
Flottenplänen verlürpert, tit eine windige PBrojeltenmaderei, jo tit 
das ganz richtig, aber auch ganz von der Oberflädje geichöpft. Erft 
indem die proletariihe Oppofition prüft, woher dieſe windige 
Projeltenmaderei fommt, indem jie ſich über die ernjthaften Urſachen 
Har wird, die in noch Jo lächerlichen Wirkungen hervorireten, gewinnt 
fie den feſten Boden, woranf fie der falihen und gegemmwärtig 
mäctigen Weltpolitif die richtige und auf die Dauer fiegreiche 
Weltpolitit enigegenzufegen vermag. 

Diefer Ihrer altbewährten Methode ift die Sozialdemokratie in 
dent politifchen Kampfe der [legten Monate tren geblieben, und ihre 
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Organe haben das Schlagwort der Weltpolitit in allen möglichen 
Richtungen gründlich zerpflücdt. Gleichwohl mag es nützlich fein, 
noch einmal die wejentlichiten Geſichtspunkte zuſammenzufaſſen, um 
die e3 ſich bei der jogenannten Weltpolitit handelt. Es würde jedoch 
ermüdend fein und zur Wiederholung oft ſchon gejagter Dinge 
zwingen, wenn wir alle die Redensarten der Flottenſchwärmer der 
Reihe nach unterfuchen wollten; wir ziehen es vor, einen kürzeren 
Weg einzufchlagen, indem wir die hiftoriiche Entwickelung der fapita= 
liſtiſchen Weltpolitif in ihren großen Zügen verfolgen und nad 
einander die Weltpolitit des fapitalijtiichen Abjolutismus, die Welt- 
politit des bürgerlichen Handelsfapitals, die Weltpolitif der großen 
Induſtrie und die Weltpolitik des Frachenden Kapitalismus beleuchten. 
Auf diefem Wege brauchen wir die Redensarten de3 gegenwärtigen 
Rafferpatriotismus nur da mit einen Wort zu berühren, wo fie 
von den hiſtoriſchen Thatjachen todtgeichlagen werden, und neben 
allen Annehmlichkeiten diefer jummarifhhen Methode Haben wir 
noch den Xortheil, Haren Einblid in die Urſachen zu gewinnen, 
aus denen fich ſowohl die reaftionäre Weltpolitif des deutichen 
Reichs wie die revolutionäre Weltpolitik des deutſchen Proletariats 
erffärt. 


H. Die Weltpolitif des Fapitaliftiihen Abſolutismus. 


Die moderne Reltpolitif begann mit dem 16. Nabrhundert, 
nahdem die Spanier im Jahre 1492 die neue Welt und die Portus 
giefen im Jahre 1498 den Seeweg nah Oſtindien entdedt hatten. 
Spanien und Portugal waren damals Staaten, die ſich eben zu 
nationaler Einheit in der Form des Abfolutismus zufammene 
aeichloffen Hatten, das heißt derjenigen Staatsform, deren die 
lapitaliftiiche Produftionsweije in ihren erjten Entwidelungsitadien 
zu ihrer kräftigen Entfaltung bedurfte. Selbjtveritändlich aber war 
dieſer Abſolutismus noch immer reich mit feudalen Elementen durch— 
jegt; es gab noch feine bürgerliche Klaſſe, auf die geitiigt der 
abſolute Monard die alten Feudalmächte des Adels und der Kirche 
niederwwerfen konnte; lieben fie ihm nur den nothdürftigen Spiels 
taum, um den gebieterifchen Forderungen feiner biftoriichen Stellung 
gerecht zu Werden, jo fügte er fich gern ihrem nod immer jehr 
mächtigen und trogigen Willen. 


— a — # 





=. .30- 


Mit dem Seewege nad Ditindien -erichloflen ſich den Portu— 
giejen, mit der Entdeckung Amerifas den Spanien märchenhafte 
Reichthümer, deren jie jich, ſoweit fie nicht dem einfachen Seeraub 
vorzogen, im der Form eines ftreng monopolifirten Handels bemäch- 
tigten. Kein Fremder durfte jich in einer portugiejiihen oder jpaniichen 
Kolonie, kein Schiff mit fremder Flagge in einem portugiliichen oder 
ſpaniſchen Gewäſſer jeben laſſen. Der Bapit als Stellvertreter 
Gottes theilte die Welt zwiichen diefen beiden Mächten, und fie waren 
entichloifen, feinen Eindringling darin zu dulden. Es ijt nun auch 
gar nicht zu leugnen, dab jie mit diefer Weltpolitif koloſſale Erfolge 
erzielt haben, und in erjter Reihe Spanien, das größere und voll» 
reichere der beiden Yander. Eben nod von inneren Striegen zerrifien, 
war es erit 1490, zwei Jabre vor der Entdedung Amerifas, notbhdürftig 
zu einem Königreiche vereinigt worden; binnen weniger Jahrzehnte 
“wurde es durch jeine Weltpolitik ein Weltreich, worin die Sonne nicht 
unterging. Der jpaniihe König Karl war auch denticher Kaiſer; er 
befah die Niederlande und einen großen Theil Italiens, Mailand, 
Neapel, Sizilien, Sardinien; er jchlug die Macht der Türken, damals 
die furdtbarfte der Welt, auf allen Seiten zurüd und demüthigte 
die franzöfiiche Monarcie, indem er ihr wertbvolle Provinzen entriß 
und den franzöfiihen König gefangen im Triumph nah Madrid 
führte. Und nun gar außerbalb Europas! In Amerika enivarben die 
Spanier einen Yänderumfang, der jechzig Vreitengrade bededte und 
beide Tropen einſchloß. Außer Mexiko, Centralamerika, Venezuela, 
Neugranada, Peru und Chile eroberten fie Kuba, St. Domingo, 
Namaita und andre Anfeln. In Afrita gewannen fie Genta, Oran, 
Tunis und bedrohten die ganze Küfte der VBerberei. In Ajien hatten 
jie Niederlaffungen zu beiden Seiten des Dekhans, fie gewannen 
einen Theil von Malakka und jegten fih auf den Gewürginfeln 
feſt. Endlich verbanden fie ihre entfernteiten Befigungen durch die 
Groberung der Philippinen und jicherten fich jo eine Verbindung 
zwiichen allen Theilen ihres ungeheuren Reichs, das die ganze Erde 
umgirtete. 

Für die Weltpolitif dieſes Weltreichs waren natürlih Waffen, 
Waffen und abermals Waffen nötbig. Der Sohn Karls V., jener 
Philipp IL, den unſere Leſer aus Schillers Don Carlos kennen 
werden, war der erite Monard, der auf den erleuchteten Gedanfen 
verfiel, zualeich ein Heer und eine Flotte eriten Ranges zu unters 
halten. Die Yiebe des freien Mannes war ihm ein unbelaunter 
Begriff; er wollte durch Roß und Reiſige die ſteile Höh' fichern, 
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Sprach man zur Zeit des letzten ſpaniſch-amerikaniſchen Krieges 
mit einem liberalen Philiſter, ſo konnte man die ſalbungsvollſten 
Belehrungen darüber zu hören befommen, daß der ſpaniſchen Nation 
ihr verdienter Yohn geworden jei,, weil fie fih mie von der Herr: 
ſchaft von Junfern und Pfaffen befreit babe. Nun iſt es für feine 
Ration ein Genuß, unter der Herrihaft von Junkern und Pfaffen 
zu ſtehen, es jei demm etwa für die Nation der deutichen Philiiter, 
und went ein ebedem jo fraftvolles und kiihnes Volk, wie die Spanier 
jih von dieſer Herrichaft nicht befreit bat, jo wird es wohl weniger 
an jeinem guten Willen, al an einem zwingenden Grunde gelegen 
haben. Diejer Grund aber ijt fein anderer, als die Weltpolitik 
des fapitaliftiihen Abjolutismus. Sie brad in einem Augenblid 
über das Land herein, wo die Feudalmächte des Adels und der 
Kirche zwar innerlich ſchon zum Untergange reif, aber äußerlich nodı 
mächtig genug waren, die Früchte diefer Weltpolitif an ſich zu 
reißen und nunmehr die Anfänge bürgerlicher Bildung und Kultur 
auszurotten, Aderbau und Induſtrie zu zeritören, die aufleimende 
Kraft der Städte zu breden, und eine Pöbelmaſſe von Bettlern 
und Schmarogern, von Prahlhänſen und Raufbolden zu züchten, 
genug, einen Zuſtand der Unkultur berzujtellen, den der engliiche 
Hiſtoriler Buckle mit den Worten kennzeichnet: „Für den König zu 
fechten und im den Kirchen zu beten, war chrenvoll, alles Andere 
gemein und jchmugig “ 

Mit derielben Soldatesta, die fich von fremden Nationen jo oft 
die jchönften Prügel geholt hat, warf bereits Karl V. die Macht der 
fpaniichen Kommunen in der Schlacht bei Zillalar nieder, und die 
Inquifition ergänzte diefen Sieg durch die Verwüſtung der jpanifchen 
Städte. Roc verhängnißvoller erwies fich unter Philipp II. und deſſen 
Nachfolgern die Musrottung der Mauren, der fundigjten Aderbauer 
und der gewerbfleiiigiten Handwerker im Lande, in deren Händen 
fih die Baumwollen- und Zuderkultur, die Papier: und Seiden- 
industrie befand. Den ideologiihen Vorwand lieferten die Pfaffen; 
die wirkliche Triebfeder aber war das Beſtreben der Weltdeipoten 
und ihrer junferlichen Höflinge, Alles auszurotten, was die Nation 
arbeitiam, unabbängig und deshalb rebelliich gegen ein Regiment von 
Faullenzern macen fonnte. Als die Mauren vertrieben waren, 
entarteten Fabrilen und Künſte, oder gingen gänzlich verloren, und 
ungebenre Streden fulturfäbigen Yandes blieben unbebaut. Einige 
der reichiten Genenden von Valenica und Granada verfielen jo, 
daß es an Mitteln fehlte, auch nur die diinne, noch übrig gebliebene 
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Bevölferung zu ernähren. Ganze Bezirte wurden plöglid; wüjt und 
find bis auf den heutigen Tag nie wieder bevölfert worden. Die 
Büfteneien boten eine Zuflucht für Diebe und Schmuggler, die 
Nadjfolger der gemwerbfleigigen Einwohner, die früher dort gelebt 
hatten; von der Vertreibung der Mauren fchreiben ſich die organi— 
iirten Näuberbanden ber, die jeit jener Zeit die Geißel Spaniens 
wurden und von feiner Regierung mehr völlig ausgerottet werden 
fonnten. 

Achnliche Nefultate wie in Spanien zeitigte die Weltpolitik des 
fapitaliftiichen Abſolutismus in Portugal. Die beiden Länder 
waren ihre typiſchen Stätten, weil fie fih in ihnen rein ausleben 
fonnte; der heutige Zuftand Spaniens und Portugals ift ihr historisches 
denkmal. Jedoch bejchräntte ſich ihre barbarifche Wirkſamkeit nicht 
auf die ihriſche Halbinjel, fondern fie trat im 16. Jahrhundert über- 
al auf, wo ihr die Möglichkeit der Entfaltung gegeben war; mur 
daß fie in andern Ländern ſich langſamer entwidelte, und, che fie 
ihr Todtenreich errichten konnte, von der Weltpolitik des bürgerlichen 
dandelskapitals abgelöjt wurde, der zweiten biftorischen Phaſe der 
modernen Weltpolitif. 


un. Die Weltpolitif des bürgerlichen —“⸗ 


Siebzehntes Jahrhundert. 

Das 17. und das 18. Jahrhundert gehörten der Weltpolitik des 
bürgerlichen Handelskapitals: das 17. ſah ihre klaſſiſchen Vertreter 
in den Niederlanden und in England, das 18. in England und in 
Frankreich. 

Das „beidlebige“ Volk, wie die Niederländer bei Goethe heißen, 
hatte ſich in dem Verfalle des heiligen römiſchen Reichs deutſcher 
Nation friſch und kraftvoll erhalten, dank ſeiner günſtigen Lage 
zwiſchen Land und Waſſer, dank dem Gedeihen ſeiner Städte, die 
ſich Schon im 13. Jahrhundert ihre Freiheitsbriefe erlämpft hatten 
und fie troßig zu behaupten wußten. Der kapitaliftiiche Abjolutismus 
lam erst mit der jpanifchen Herrſchaft über fie und wurde mur er— 
tragen, weil Karl V. die Niederlande in jeder Weile begünftigte. 
Als dann aber Philipp II. die Anfänge bürgerlicher Kultur, wie in 
Spanien, jo aud in Holland vernichten wollte, war dieje Kultur 
genugjam erftarkt, um ſich trotz des ungeheuerlichen Mißverhältniſſes 
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der Kräfte nicht nur ſiegreich zu behaupten, jondern auch in unauf— 
baltiamem Siegeszuge das Erbe der jpaniihen Weltpolitif an— 
zutreten. 

Im Anfange des gewaltigen Ningen® machten fich noch jehr 
jtark feudalsmationale Gegenfäge geltend; Graf Egmont war alles 
Andre eher, als ein Freiheitsheld im bürgerliden Sinne des Worts. 
Aber am Ende fiegte der holländische Haufmann über den jpanijchen 
Junker und Pfaffen, weil feine wirfiamjte, ja ſeine entjcheidende 
Waffe jener einbeimiiche Gewerbefleig war, der in Spanien ebenſo 
brutal zerjtört, wie in Holland ſorgſam behütet wurde. Während 
der Kampf auf Leben und Tod in jeinen höchſten Wogen ging, 
durfte Philipp II. nicht wagen, dem holländiſchen Schiffen die 
jpanifchen Häfen zu fperren; da er die fpanifche Produktion aus 
gerottet hatte, mußte er jeden Anker, jedes Tau, jeden Nagel von 
jeinen ZTodfeinden kaufen, verjteht fich zu Preifen, die auf die 
Dauer alle feine Gold: und Silberminen erjchöpften. Bei den 
Holländern aber entwidelte dieje profitable Praxis dem Geijt der 
bürgerlichen Handelspolitit; „der Handel muß frei fein, überall, 
bis in die Hölle; werm Mynheer Satan gute Rimeſſen zablt, jol 
er pünktlich bedient werden,“ twurde zum Kernwort ihrer Kaufleute, 
jener frommen Calvinijten, deren religiöjen Glaubenseifer ber 
ideologische Hiftorifer andächtig bewundert. 

Das biürgerlide Handelstapital war über die junferliche und 
pfäffiiche Thorbeit hinaus, die ſich einbildete, die Arbeit der eignen 
Nation könne vernichtet werden, wenn ihre berridenden Klafien 
nur über die Schäge fremder Welttheile geböten. Indem die 
bolländiichen Nauflente die ſpaniſchen und portugiefiihen Kolonien 
an fich riſſen, hörten ſie nicht auf, die holländische Induſtrie zu 
fördern, die Wollfabriten von Yenden, die Linnenbleihen von Haarlem, 
die mannigfachen Gewerbe, deren der Schiffsbau bedurfte, oder die 
nicht minder mannigfachen Gewerbe, die für die Verarbeitung der 
überjeeifchen Robitoffe notbiwendig waren: Tabaks- und Droguens 
fabriten, Yucerfiedereien, Diomantjchleifereien. Die fleißigen und 
intelligenten Mrbeiter, die der Fapitalijtiide Abjolutismus aus 
andern Ländern vertrieb, fanden in Holland eine gaftlidhe Stätte. 
Jeder Wintel des Landes jummte wie ein fleißiger Bienenkorb; 
die Bodenkultur, die unzähligen Kanäle, die immer gejchäftigen 
Mühlen, die endlojen Flotten von Barken, die großen und reichen 
Städte, die von unzähligen Maſten ſtarrenden Häfen machten aus 
Holland ein Land, das im 17. Jahrhundert feinesgleihen wicht 
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hatte. Und mit dem bürgerlichen Gewerbefleig bob fi mächtig 
die bürgerliche Wiflenichaft; es jei nur an Spinoza erinnert oder 
an Hugo Grotius, der jhon den Sag ausiprad), dab die Arbeit 
der Rechtsgrund alles Eigenthums jei. 

Allein das bürgerlide Handelskapital findet feine hiſtoriſche 
Schranke darin, daß es die Arbeit der Nation zwar nicht mehr 
mißacdhtet, aber in ihr doch noch nicht die alleinige Quelle des 
Völkerreichthums zu erbliden vermag. Die bolländiichen Kaufleute 
waren eben Kaufleute: der Handelsprofit blieb der Moloch, dem 
ich ſchließlich Alles beugen mußte. Indem fie für ich freien 
Handel bis zur Hölle verlangten, kehrten jie gegen die übrigen 
Völfer Europas einen engberzigen, krämexiſchen Monopolgeijt 
hervor; alle andren Nationen „aantajten“, war aud einer ihrer 
ſternſprüche. Dadurdy wurden fie gezwungen, eime ungeheure 
Yand- und Seemacht zu unterhalten, die volljtändig die Kräfte des 
Heinen Volls aufzehrte. Die Steuerlaft wuchs jo unerſchwinglich 
an, dat fie die arbeitenden Klaſſen der Nation erdrüdte; in jedem 
Gericht Fiſche, das in dem filchreihen Lande auf dem Tijch des 
dandwerfers fam, jtedten dreißig verichiedene Steuern. Und wie 
das Handelsfapital durch feinen antagoniftifchen Charakter gezwungen 
wurde, den NeichtHum des Landes zu vernichten, den zu fürdern 
und zu ſchonen ſein Intereſſe war, ſo zerſtörte es ſogar die Produkte 
der Kolonien um ſeines Profits willen: um die Preiſe der Kolonial— 
waaren zu jteigern, wurden ganze Schiffsladungen von Muskat— 
nüſſen in die Süderſee geworfen und große Pflanzungen von 
Gewürzbäumen auf dan Molukfen verbrannt; dieje verruchte Praxis, 
die jpäter dem Sozialismus in Fourier einen feiner genialjten 
Denter erwedt hat, war den hbolländiichen Kaufleuten jchon eine liebe 
Gewohnheit. Unter ihrem entarteten Regiment ſank Holland, nod) 
ebe auf feinem Boden die Weltpolitit des bürgerlicden Handels 
lapitals ihre biftoriiche Expanſionskraft ganz entfaltet Hatte. 

Wie die fpanifch-portugiefiiche Rolonialpolitif durch Sunfer und 
Pfaffen, jo wurde die holländische durch Kaufleute geleitet. Der 
öftindifchen Kompagnie fiel jeit 1601 die Ausbeutung der aſiatiſchen, 
der weftindifchen feit 1621 die Ausbeutung der amerikaniſchen Hüften 
zu. Jedoch nur die ojtindiiche Kompagnie vermochte die Welt- 
politit des bürgerlichen Handelsfapitals typisch ausgeftalten; ihre 
Aufgabe war, die Märkte kulturell hochſtehender Völkerſchaften zu 
erobern und zu monopolijiren; jie brachte nicht nur die indijchen 
Produkte nad) Holland, jondern aud die holländiihen Produkte 











Bevöfterungen auf ungeheuren Sänberfireden Saufen, fam das 
Heine und ſchnell einem hart beſchränkten Kanfmannsregiment ber- 
fallene Bolt der Niederlande nicht einmal immer gegen die jpanijchen 
und portugieſiſchen Niederlaffungen auf, die in feudaler Weije auf 
der Bmangsarbeit verjllauter Cingeborner organifirt waren, 
geichtweige denn, daß es durch die freie Arbeit von Anfiedlern aus 
dem Mutterlande zu folonifiren verstand. Die weitindiiche Kompagnie 
lebte wejentlih von Seeraub und Schmuggel, ‘der primitivflen 
Form der handelsfapitaliftiihen Weltpolitif. Darin leijtete fie 
zwar Erfledlihe8; innerhalb zwölf Jahren jandte fie achthundert 
Kaperſchiffe in die amerikaniſchen Meere, aber als ihr 1635 durch 
einen Glüdszufall Brafilien zufiel, lieh fie jich bald wieder durch 
die Rortugiefen hinausjagen, und in Nordamerika verkünnmmerten 
ihre Riederlaffungen an den Mündungen des Hudion und des 
Delaware. Neu⸗-Amſterdam gedieh erit, als es umgetauft wurde in 
Neu⸗York. 

Erſt im England gelangte die Weltpolitit des bürgerlichen 
Handelsfapitald auf ihre volle Höhe. Seit der Mitie des 17, Jahr⸗ 
hundert3 begann England die Niederlande zu überflügeln, und bon 
der Schnelligkeit diefer Entwickelung giebt es nur ein ungefähres 
Bild, wenn ſich der holländiſche Handel 1650 zum engliichen ver- 
hielt wie 5:1, 1750 aber wie 6:7. Holland gebot noch Lange 
iiber das größere Geldkapital, und auch die günitigere geographiſche 

. Lage, die reichere Kiiftengliederung Englands erklärt nidt jo fehr 
viel. Ungleich entſcheidender war, daß, al3 England jeine Weltpolitik 
beganı, die nationale Arbeit, Aderbau, Handwerk, Manufaktur, Schon 
viel zu tiefe Wurzeln gejchlagen Hatte, um jenes hypertrophiſche 
Aufichiegen des Großhandels zuzulafien, das in Holland einen jo 
glänzenden Aufſchwung und einen jo ſchnellen Verfall herbeigeführt 
batte; ein zahlreicheres Volk jtand auf fejterem, feuchtbarerem, ge: 
räumigerem Boden, in deſſen Schoße mädtige Eifen- und Moblen- 
lager einer Zukunft entgegenreiften, vor deren Reichthümer alle Schäße 
fremder Welttheile verbleichen jollten. Die holländiſche Weltpolitik 
begann damit, daß wagbaljige Kaufleute das Noch eines fremden 
Deipoten zerbradıen, um dann die eigene Nation auszuwüchern, 
die engliiche aber damit, day fräftige Landfaljen und Hands 
werlfer das Joch eines heimiſchen Deſpoten zerbraden und die troß 
alledem unerjtörbaren Grundmanern der bürgerlichen Freihei 
errichteten. 
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Karl I. von England war auf die Laune, des fapitalijtiichen 
Deipotismus verfallen, zugleich eine Flotte und ein Heer erjten 
Ranges zu unterhalten. Da der in gejegmäßigen Formen verfuchte 
Riderftand der Bevölkerung durch feine verbrecheriihen Handlungen 
vereitelt wurde, jo jchlugen die Engländer in gerechter Nothwehr 
dem Dejpoten den unbelehrbaren Kopf ab umd ficherten fich für 
alle Zukunft dagegen, daß je wieder ein engliiher König gegen 
den Willen des Parlaments eine Flotte oder ein Heer rüjten 


tünne. Eine fouveräne Vollsvertretung, fo ſchlecht fie jonft ſein 


mag, und im England ift fie oft jchlecht genug gewefen, lann nie 
darauf verfallen, da3 Rolf mit Molochs Doppelgeißel zu Land 
und zu Wafler zu ziichtigen. Die Engländer begnügten ſich fortan, 
wie es der infularen Natur ihres Landes entſprach, mit einer Flotte 
eriten Ranges, die ein mächtiges Werkzeug ihrer Weltpolitif geworden 
iit, aber nicht minder dem Schutze ihrer bürgerlichen Freiheit gedient 
bat, was noch dem Heere feiner fontinentalen Militärmadt hat 
nachgeſagt werden können. Nicht aber ihrer Flotte, ſondern ihrer 
bürgerlich freien Verfaflung verdantten die Engländer, daß fie den 
Schlußſtein in die Weltpolitif des Fapitalijtiiden Handelsfapitals 
rügen, daß fie nicht blos Handels-, jondern auch Aderbaufolonien 
gründen konnten, daß ihre Kolonien nicht nur von zehrender Aus— 
beutung, fondern auch von jchaffender Arbeit lebten. Mit der Be- 
fiedelung des nördlichen Amerikas vollbradhten jie die für die 
menſchliche Gefittung folgen» und fegensreichite That, die von der 
Veltpolitit des bürgerlichen Handelsfapitald überhaupt vollbradit 
worden tit. 

Giebt es eine Thatſache, die durch eine Fapitaliftiihe Kolonial— 
politit von vier Jahrhunderten unwiderleglich bewieſen wird und 
die, che es eine deutſche Kolonialpolitik gab, auch von allen bürger- 
lihen Hijtorifern übereinftinnmend anerlannt wurde, jo ijt es Die, 
dab ein Staat mit bürgerlich unfreier Verfaflung feine Aderbaus 
folonien gründen kann. Die Urſachen davon hat Treitichfe, der 
offizielle Hiftorifer des preußiſch-deutſchen Reichs, ebenfo einleuchtend 
wie kurz auseinander gejegt, indem er ausführte, arijtofratijche 
Regierungen könnten keine Aderbaufolonien gründen, einerjeits, weil 
alle Lebensformen jolder Kolonien auf die politiihe und joziale 
Freiheit drängten, andererjeitS weil der Geift des Mutterlandes 
ſich ſtets im den Kolonien zur Einfeitigfeit jteigere; wer werde 
denn die Heimath verlafien, um mit der Art die Wildniß zul roden, 
wenn er draußen den Drud, dem er entfliehen wolle, nur noch 
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veritärkt wiederfinde? Hier ift der „Prophet des Reichs“ allerdings 
ein Bropbet geweien; wer mödte wohl dem Dentichland der Putt- 
famer, Köller, Rede, Rheinbaben den Rüden fehren, um als Acker— 
bauer unter die Fuchtel der Leijt, Wehlan, Peters, Arenberg zu 
geratben? Alſo die Thatiadhe, dab bürgerlich unfreie Staaten 
niemals Aderbaulolonien gründen fünnen, iſt von der bürgerlichen 
Gelehrſamkeit jtet3 anerlannt und namentlich mit dem englijchen 
Beifpiele nad der pofitiven, mit den frangöfiichen nach der 
negativen Seite beleuchtet worden. Ehe wir jedoch die franzöfiiche 
tolonialpolitif betrachten, jei eine kurze Auseinanderjegung mit 
den gegemmwärtigen Fanfarenbläjern der deutſchen Weltpolitit 
gejtattet. 

Da fie einjehen, daß mit den paar Sande» oder Sumpfwüſten., 
die das deutſche Kolonialreich jo glorreich repräfentiren, nicht viel 
Staat zu machen ift, jo reden fie ein Langes und Breites von der 
lebervölferung des Deutichen Neichs, wodurd die Gründung von 
Aderbaufolonien nothivendig werde. Wir fehen nun ganz ab von dem 
malthuſiſchen Geſpenſt der Uebervölferung, das, von der Willenichaft 
längst vericheucht, dennoch oder gerade deshalb an deutihen Hochſchulen 
herumipuft. Wir jehen auch davon ab, day auf der Erde fein Raum 
mebr ijt für Aderbaufolonien, wo deutiche Bauern arbeiten könnten; 
vielleicht jegen fich die Herren Wagner, Sombart und Wenditern, — 
ein neuer Kolumbus und neue Gebritder Pinzons — auf drei Kara: 
velen und entdeden neue Erdtheile; was wäre dem verzehrenden 
Thatendrange diefer Wajlerpatrioten nicht Alles zuzutrauen! Aber 
nach Erledigung dieſer Vorfrage bliebe immer nod die betrübende, 
aber enticheidende Thatſache übrig, dab jener, um mit Marx zu 
iprechen, „mit parlamentariichen formen verbrämter, mit feudalem 
Beiſatz vermiſchter, von der Bourgeoifie beeinflußter, bureaufratiic 
gezimmerter, polizeilib gebüteter Milittärabjolutismus“, den das 
prenßtichedeutiche Reich darftellt, Überhaupt feine Aderbaukolomien 
gründen kann. 

Wo die Arbeiter mit dem Gerede über joldhe Kolonien bebelligt 
werden, follten fie antworten: „Schön, gehen wir glei ans Werl 
und Schaffen wir die Vorbedingung, die ihr jelbjt in euren gelebrten 
Werken hundertmal als ganz unerläßlich hingejtellt habt. Helft uns 
— aber nicht blos mit Redensarten! — den zweiten Theil des 
Erfurter Programms ausführen, oder wenn euch das zu viel ift, die 
deutiche Krone in die engliiche Krone und den deutjchen Reichätag 
ins engliiche Parlament verwandeln. Damı lohnt fich ja erjt eine 
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fadlihe Unterhaltung über Aderbautolonien, gleichviel was dabei 
berausfommen wird.“ Geben die Schwärmer für Aderbaufolonien 
auf diejen ganz jelbjtverftändlichen Vorſchlag nicht ein, jo können die 
Arbeiter ihnen ruhig den Rüden kehren als demagogiichen Schwäßern, 
die das Broletariat aus ſchnöden Gründen und für ſchnöde Zwecke 
zu prellen beabjichtigen. 


IV. Die Weltpolitif des bürgerlichen Handelsfapitals. 
Achtzehntes Jahrhundert. 

Anders, alsı in Holland und England, gejtaltete jih die Welt: 
politit des bürgerlichen Handelsfapitals in Frankreich. In dieſem, 
an natürlichen Hilfsquellen jo reichen Yande hatte das Königthum 
mit Hilfe einer verhältnigmäßig ſtark entwidelten Bourgeoijie die 
feudalen Stände niedergeworfen, und der ſchwere Kampf, den cs 
mit dem fpanifchen Weltdejpoten führen müßte, hatte es gezwungen, 
feine wirthſchaftliche Politik nach dem Sage Colberts einzurichten, 
daß im Staate nichts Köjtlicheres jei, als die Arbeit der Menſchen. 

Jedoch dies Blatt wandte fi, als die Hegemonie über den 
europäifhen SKontinent um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
von Spanien auf Frankreich übergegangen war. Im Vollgefühle 
jeiner neuen Machtitellung wurde der junge König Yudwig XIV. vont‘ 
Weltmachtskitzel erfaßt; unfähig, wie dergleichen Leute find, die 
biftorijch treibenden Kräfte des nationalen Yebens zu erfennen, ver- 
ſöhnte er fi mit den feudalen Ständen, die nun gern zu Hofe 
gingen, um den Preis, dat ihnen die arbeitenden Klaſſen des Volks 
zur beliebigen Ausbeutung überlaflen wurden. Die Schmarotzer 
des Hofadels zerjtörten fir die unfinnigjten Verſchwendungszwecke 
den erarbeiteten Wohlſtand der Nation, unterſtützt von den Schma— 
rogern des Hofpfaffenthums, auf dejien Betrieb Ludwig XIV. die 
gewerbfleißigiten Bewohner des Landes, die Hugenotten, vertrich, 
ganz wie Philipp IT. die Mauren vertrieben hatte. Der Deipot jelbjt 
gaufelte derweil auf dem Welttheater als Weltpolitifer. Obgleich er 
die jtärfite Landmacht beſaß, wollte er natürlich auch die jtärfite 
Flotte haben. Yiebedieneriiche Dichter und Gelehrte  priejen 
dieien heroiſchen Entſchluß iiber den Schellendaus. So langathmig 
ihre Litaneien, jo furz war die Geſchichte diejer Flotte. m Jahr 
1663 beſaß Ludwig einige wenige Kriegsfahrzeuge, im Jahr 1673 
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aber ſchon 60 Linienſchiffe und 40 Fregatten, im Jahr 1683 hatten 
fich dieſe Ziffern verdoppelt und im Jahr 1603 wurde die ganze 
Herrlichkeit von dem vereinigten Engländern und Holländern in der 
Seeihladt von Ya Hogue zerjtört. Es war der erite, nie mehr 
berwundene Stoß, den Ludwig XIV. Weltmadhtspolitif erbielt; es 
ging nun unzweifelhaft mit ihm bergab, und als er im Jahre 
1715 jtarb, hinterließ er, wie Philipp II., einen entehrten Namen 
und ein bettelarmes Yand. 

Leider wird die Befriedigung, die man heute nod über dies 
Walten einer raſchen Nemefis empfinden mag, gar jehr getrübt durch 
die Erinnerung an die furcdtbaren Leiden, womit die arbeitenden 
Klaſſen Frankreichs die Abenteuer des „KRönigs- Sonne” büben 
mußten. Aus den unzähligen Zeugniſſen, die darüber vorliegen, ſeien 
nur zwei angezogen, nicht die kraſſeſten, aber die glaubwiürdigiten. 
Der berühmte Sittenichilderer Ya Bruyere, der Lehrer eines 
bourboniichen Prinzen, ſchreibt: „Man jicht gewiſſe wilde Thiere, 
männliche und weibliche, auf dem Feldern zeritreut, ſchwarz oder 
braun, nadt und ganz verbrannt von der Sonne. Sie find auf die 
Erde niedergebeugt und graben und wiühlen jie um mit unermüd— 
licher Hartnädigfeit. Sie haben etwas wie eine artikulirte Stimme, 
und wenn fie jich erheben, jo zeigen fie ein menſchliches Geficht. 
Und in der That, es jind Menichen. Des Nachts ziehen He jich in 
Höhlen zurück und leben dort von ſchwarzem Brod, Wafler und 
Wurzeln“. Und einer von Ludwigs eignen Marichällen, der be— 
rühmte Feſtungsbaumeiſter Vauban, richtete am Worabend feines 
Todes einen erichütternden, natürlih mit dem ſchnödeſten Undank 
belohnten Warnungsruf an den König. Es heißt in feiner Denk 
schrift: „Das Eleine Volk ijt in ſolchem Elend, daß es oft feinen Topf 
blos zur Hälfte und oft garnicht jalzt, weil das Salz zu theuer 
it... Seit mehreren Jahren habe ich mich bemüht, nachzuforfchen, 
und habe dabei jehr wohl bemerkt, daß in der gegenwärtigen Bett 
fajt der zehnte Theil des Volks auf den Vettel angewieſen ift und 
wirklich bettelt. Bon den neun übrigen Theilen find fünf nicht in 
der Yage, jenen Almoſen zu geben, weil fie jelbjt faft in die gleich 
unglüdliche Stellung gerathen find. Won den andern vier Theilen 
jind drei in fehr Schlechter Yage, mit Schulden und Prozeſſen be— 
lajtet. Zum legten Zehntel rechne ich den Adel und die Beijt- 
lichteit, die Militär: und Givilbeamten, die Kaufleute und die 
Bürger, die von ihren Renten oder ſonſt in guten Verhältniſſen 
leben. Dies jind nicht Hunderttaufend Bürger, und ich glaube nicht 
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zu lügen, daß es nicht zehntaufend große oder Heine familien 


giebt, von denen man jagen kann, daß fie fich in guten Verhält— 
nifien befinden... Das nicdre Volk ijt im der legten Zeit an 
Zahl geringer geworden durch die Kriege, die Krankheiten und das 
Elend; daher iſt eine große Anzahl Menſchen Hungers gejtorben 
und viele andre find Bettler geworden.” So der denkbar berufenjte 
Urtheiler im Jahre 1706, umd da greinen unjere patriotiichen 
Hiftoriter, daß nach diefem Hinmorden ganzer Gejchlechter, gerade 
hundert Jahre nach der Seeſchlacht bei La Hogue, Nönig und 
Königin nebſt ein paar taufend Innkern und Pfaffen auf der 
Guillotine bluten mußten, notabene, nadıdem die edle Sippe ihre 
mördertiche Miktwirthichaft durch handgreiflichen Yandesverrath auf: 
recht zu erhalten gejucht hatte. 

Die franzöfiihe Kolonialpolitif fam natürlich nie auf einen 
grünen Zweig. Die ebenjo beicränften wie bocdmäfigen Junler— 
iprößlinge, die in dem fetten Sineluren der Kolonialverwaltung ihre 
gewohnte Tagedieberei fortfegten, wurden in Aſien von den engliſchen 
und holländischen Kaufleuten übers Ohr, in Amerifa von den 
engliihen Kolonijten auf die Naje gehauen Die hungernde Maſſe 
der Vevölferung konnte nicht austwandern, und went fie es ja 
fonnte, jo Dachte jie nicht daran, das jchimpfliche Junkerregiment 
in Frankreich mit dem noch Ichimpflicheren Nunferregiment in den 
franzöfiihen Kolonien zu vertaufchen. Die neuen ungeheuren 
Opfer, die dem Lande auferlegt wurden, um mit Kriegsheeren und 
Kriegsichiften die amerikanischen Nolonien zu ſchützen, führten mur 
zu neuen jchmacdvollen Niederlagen; „dem Adersmann gebört die 
Welt, nit dem Kanonier“, jagt der engliiche Hiftorifer Carlyle 
darüber. In den engliichefranzöftigen Kriegen um das nord— 
amerikaniſche Fejtland griff übrigens auch der preußifche Staat in 
die Weltpolitif des bürgerlichen Handelstapitals ein, zum erſten 
Male, wenn wir, twie billig, von einem fomiichen Spielzeug des 
jogenannten Großen Kurfürſten abſehen. Es muß nun unſere 
Waſſerpatrioten aufrichtig betrüben, daß der alte Fritz bei der erſten 
Probe weltpolitiſcher Genialität ganz auf die falſche Seite gerieth; 
freilih Werden jie den Unglüdlichen damit entjchuldigen, daß er 
noch feine Gelegenheit hatte, ein Kolleg bei den heutigen Flotten— 
profefioren zu belegen. 

ALS nämlich vorm Ausbruch des fiebenjährigen Krieges die fran— 
zöfiihe Regierung um die preußiſche Waffenbilfe gegen England 
warb und als Preis die wejtindiiche Inſel Tobago bot, ein hert: 





liches Sleinod, etwa wie Namerım oder Togo, antivortete der alte 
Fritz. wie er jelbit in jeinen Memoiren erzählt: „Na, ihr meint 
wohl die Inſel Barataria, two ich den Sando Panſa jpielen ſoll?“ 
Er ſchloß vielmehr mit England ab, und Ybgleidh er nicht den arm— 
jeligiten Kahn beſaß, bat die Art, wie er die franzöjiihen Junker 
bei dem thiringiichen Dorfe Roßbach auf die Hoſen flopfte, einen 
wejentlichen und vielleicht den weſentlichſten Antheil daran, dab 
Frankreich von dem nordamerifaniichen Kontinente gefegt wurde. 
Beim Abjchluß des Friedens war, wie Herr Koſer, der gegenwärtige 
Direftor der preußiſchen Staatsardive, in jeiner Biographie des 
Königs Friedrich jchreibt, „Frantreihs Kriegsmarine vollitändig 
vernichtet, ſein überfeeiiches Gebiet zum allergrößten Theil ver» 
loren, ſeine Ntriegführung zu Yande jo untüchtig, dab Choileul im 
Geiſt den Feind ſchon auf franzöfiichenm Boden ſah.“ Wenn Frank— 
reich gleichwohl nicht feinen geſammten Stolonialbefiß verlor, ſondern 
Bruchjtüde davon zurüd erhielt, jo war das ıheils dem Uniſtande 
geichuldet, day England, wie Koſer jagt, „den enticheidenden Werth 
auf die Begründung jeiner Alleinherricaft in Nordamerika legte“, 
theils aber auch der Unfähigkeit des engliihen Miniſteriums Bute; 
die franzöfiihen Miniſter aejtanden jelbit, dab fie aus Pitts harter 
Hand den Frieden nimmermehr zu verbältnigmäßig jo glimpflichen 
Bedingungen erhalten hätten. 

j Mit der engliihen „Alleinberrichaft in Nordamerifa“ hatte es 
nun aber auch jeinen eigenen Hafen. Die Aderbaus oder Arbeits 
folonien, jo ſehr ſie in jeder Beziehung über den Handel3- oder 
Ausbeutungstolonien jtchen mögen, leiden dod auch an einem 
jonderbaren Dilemma. Entweder gedeihen fie nicht, und dann tft 
überhaupt Hopfen und Malz an ihnen verloren, oder fie gedeihen, 
und dam it ihr erites Beginnen, dem Mutterlande Konkurrenz zu 
machen. Heute willen das die Engländer fchr gut; deshalb Lafien 
fie ihren Aderbaufolonien die volltommenjte Selbitverwaltung und 
geitatten ihnen jelbit den Zollfrieg gegen das Mutterland. Mber che 
das Kind das Feuer fchenen lernte, mußte es ſich erft verbrennen. 
Kaum hatten die nordamerikaniſchen Kolonien der engliichen Re— 
gierung geholfen das franzöfiiche Junkerpack ins Meer zu werfen, 
als fie falfulirten, daß gar feine Oberberrichaft noch viel befier fei, 
als eine noch jo milde Oberherrſchaft; fie machten ihren Unab— 
hängigkeitskrieg und gründeten die Vereinigten Staaten. 

Diefer Krieg gab dann das Signal zur großen frangzöfiichen 
Revolution, Die franzöfiiche Bourgeoiſie warf endlich das Deipoten» 
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und Junkerjoch ab, aber num hatte fie es ſofort zu thun mit der 
Handelseiferſucht der engliihen Bourgeoiſie, die feinen Angenblid 
zögerte, in dem und jchon befannten Geiſte Mynheer Satan pünktlich 
zu bedienen, wenn er gute Nimefien zahlte oder mit andern Worten, 
den feudnlen Stontinent mit Gold zu überſchwemmen, wenn er gegen 
das revolutionäre Frankreich mobil madte, wozu er natürlich Schon 
von ſich jelbit aus alle Neigung hatte. Um fich vor der erdrückenden 
Uebermacht zu retten, jchmiedete ſich die franzöſiſche Bourgeoiſie ein 
iharfes Schwert in der militäriichen Diktatur Napoleons. Es fam 
die Beit, wo zwo gewaltige Nationen rangen um der Welt alleinigen 
Befig, vo der Franfe jeinen ehrnen Degen in die Wage der Gerechtig- 
keit warf und der Brite feine iriegsflotten um den Erdball ftredte. 
Man wird verjtehen, dab wir als gute Patrioten gleich nach der 
heute modiichen Mit unſren Dichter verbejlern; Schiller fpricht 
namlich nicht von Kriegs-, jondern von Handelsflotten; es ging 
dem armen Kerl, wie dem alten Frig, er konnte auch noch nicht 
die Vorlejungen unferer Flottenprofejloren hören, und jo lebte er 
in dem unfeligen Wahne, daß die engliihe Macht in der Handels-, 
nicht aber in der Kriegsflotte berube. 

Und nun begegnet uns gleich noch ein dritter dummer Teufel 
in der Berfon des erjten Napoleon. Der Kriegsminijter v. Goßler 
belehrte vor einiger Zeit den Reichstag, Napoleon jei am Mangel 
einer großen Flotte umgefonmen. Hätte er im Krieg mit Spanien 
die Küfte blocdiren fünnen, jo hätten die Engländer nicht ungehindert 
Material und Mannichaften nad Spanien geworfen, und ebenjo 
hätte Napoleon im Befige einer Flotte den Kampf gegen Rußland 
auf einer ganz anderen Operationsbafis beginnen können. Ja wohl, 
hätte! Als ob ihm bei Abukir niemals eine fogar überlegene Flotte 
von der engliihen „Flotte vernichtet, al3 ob ihm damit midıt 
eine drei Welttbeile umipannende Kombination, wie der preußiiche 
Hiftorifer v. Sybel jagt, in ein mwagbalfiges und mihlungenes 
Abenteuer verivandelt worden wäre. Als ob ihm bei Trafalgar 
nicht abermals eine große Flotte zerichmettert worden wäre, worüber 
der preußenfreumdliche Hiſtoriker Häuffer jagt: „Es gab auf ein 
Menſchenalter hinaus feine franzöjiihe Seemacht mehr; die flotte, 
die England follte erobern helfen, jhwamm in Trümmern um die 
andaluſiſche Küſte, und die britiiche Herrſchaft auf den Meeren hatte 
un der alten Welt feinen Rivalen mehr.“ Dies ift der bijtoriiche 
Sachverhalt. wie er ehedem, als es noch keine deutiche Flotten- und 
Kolonialpolitit gab, ſogar von preußiſchen Profeſſoren und in 





— 24 — 


preußiſchen Schulen gelehrt wurde. Napoleon hat nicht das Floiten— 
bauen bvergejien, jondern im Flottenbau mehr als ein dides Haar 
gefunden, Deshalb gab er es auf und juchte England durch Die 
Abiperrung des Kontinents gegen engliihe Waaren auszuhungern, 
was fogar preußiſche Kriegsminiſter wiſſen könnten, da das, die 
Kontinentaljperre verhängende, Defret Napoleons aus Berlin datirt 
ift. Nachdem Napoleon die zerihmetternde Kraft der franzöſiſchen 
Revolution gegen den fontinentalen Feudalismus gelehrt und 
namentlich uns Deutjchen die gar nicht genug zu ſchätzende Wohlthat 
erwieſen Hatte, bei Jena das preußiiche Junkerthum kurz und Klein 
zu ichlagen, iſt er nidyt daran geicheitert, da er eine große Flotte 
zu bauen vergaß, jondern umgekehrt daran, daß er ein Weltreich 
gründen wollte, wie Philipp II. und Ludwig XIV. So bat der 
geniale Erbe der franzöfiihen Revolution ein nicht minder trauriges 
Ende gefunden, als dieje verächtlichen Thoren von Deipoten. 

Ans den Kriegen um der Welt alleinigen Befig ging die eng- 
lifche Nation fiegreich hervor, als Beherricherin der Meere, aus feinem 
anderen Grunde, als weil fie die Weltpolitif des bürgerlichen 
Handelsfapitals in allen ihren biftoriichen Möglichleiten am konſe— 
quenteften und rationelliter auszubilden verftanden hatte. Allein 
diejelben hiſtoriſchen Umſtände, die ihr dieſen Erfolg ermöglicht 
hatten, trieben auch über das nunmehr erreichte Ziel hinaus, und in 
England jelbjt erwuchs aus der Weltpolitif des bürgerlichen Handels— 
fapitals die Weltpolitit der großen Induſtrie, die höchſte und reinite 
Form der fapitaliftiichen Weltpolitik. 
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V. Die Weltpolitik der großen Induſtrie. 

Hatte die engliſche Nation die Weltpolitik des bürgerlichen 
Handelskapitals auf den Gipfel zu führen verjtanden, weil ſie die 
nationale Arbeitsfraft am beiten zu ichägen und fchonen wußte, jo 
entfaltete ſich aus ihrer geichäßten und geihonten Arbeitälraft Die 
große Induſtrie. Diejen Hiftoriihen Prozeß im Einzelnen darzu— 
ftellen, ift bier um jo überflüffiger, als er den Haflenbewußten Arbeitern 
längft aus den Schriften von Mare und Engels belamt ift. Es 
genügt den eigenthümlichen Unterſchied zwiſchen der Weltpolitil 
des birgertichen Handelslapital® und der Weltpolitif der großen 
Induſtrie hervorzuheben. 
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In noch ſchwankender, aber doch bezeichnender Weije it diejer 
Unterfchied von einem englijchen Schriftfteller gelennzeichnet worden, 
den Marx im „Kapital“ eitirt, und zwar wie folgt: „Kapital flieht 
Tumult und Streit und ijt ängitlicher Natur. Das ijt jehr wahr, 
aber dody nicht. die ganze Wahrheit. Das Kapital hat einen Horror 
vor Profit, oder ſehr kleinen Profit, wie die Natur vor der Leere. 
Mit entiprehendem Profit wird Kapital kühn. Zehn Prozent ſicher, 
und man kann es überall anwenden; zwanzig Prozent, es wird lebhaft; 
fünfzig Prozent, poſitiv waghalſig; für hundert Prozent ſtampft es 
alle menſchlichen Gejeße unter feinen Fuß; dreihundert Prozent und 
es eriftirt fein Verbrechen, das es nicht risfirt, ſelbſt auf Gefahr 
des Galgens. Wenn Tumult und Streit Profit bringen, wird es fie 
beide enfouragiren. Beweis: Schmuggel und Sklavenhandel.“ In 
diefen Zeilen ijt der Unterſchied zwiſchen Handels- und Induſtrie— 
fapital nicht hinlänglich klar ausgedrüdt; das großinduftrielle Kapital 
iſt auch micht blöde, um eines Profits willen, der noch lange feine 
hundert Prozent zu betragen braudt, alle menſchlichen Geſetze mit 
Füßen zu treten, wofür allein jchon die Geſchichte der Frauen- und 
Kinderarbeit im 19. Jahrhundert die überwältigendſten Beweiſe 
liefert. Aber richtig iſt allerdings: das großindujtrielle Kapital flicht 
Tumult und Streit, während das bürgerliche Handelsfapital Tumult 
und Streit enfouragirt. Ganz mit Recht haben bürgerliche Hijtorifer 
da3 17. und 18. Jahrhundert als das Zeitalter der Handelskriege be= 
zeichnet; das Handelskapital iſt Friegeriih und bedarf großer 
militäriſcher Machtmittel; wären unjere Flottenſchwärmer nur jo 
ehrlich, offen zu gejteben, daß jie Deutichland nad) Art der fran- 
zöftihen Ludwige ruiniren wollten, fo fünnten wir ihnen das Lob 
hiſtoriſch-logiſcher Konſequenz nicht verfagen. 

Dagegen ijt leicht einzusehen, weshalb das induftrielle Kapital 
ängftlicher Natur ift, weshalb es Tumult und Streit flieht. Es ift 
endlich hinter die einfache Wahrheit gelommen, dat die Arbeit die 
einzige und unerſchöpfliche Quelle dauernden Reichthums ift, die 
Arbeit, die dur QTumult und Streit mur verwüſtet wird; es pro— 
duzirt unter jo günjtigen Bedingungen, daß ihm unendlich viel 
mehr daran liegt, in andern Nationen Käufer feiner Waaren zu finden, 
als ihnen den Schädel einzufchlagen, in andern Erdtheilen die Ein» 
geborenen konſumfähig zu macden, jtatt jie mit Gewalt oder Lift 
um ihre Naturprodukte zu prellen. Führt es ja noch Kriege, fo nicht 
um Eroberungen zu macen, fondern um die Schranken des freien 
Handels niederzubrechen. Freihandel und Frieden jchreibt es auf 
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jeine Fahne. Gleich fein erjter Theoretifer, Adam Smith, ſpricht 
ebenjo geringichägig über Kolonien, wie er die Arbeit als die Duelle 
des Völferreihthums feiert. Ganz in demſelben Sinne jagte der 
engliihe Minifter Disraeli, der bekannte imperialiftiiche Sozialtit, 
alfo nicht einmal ein jchwärmeriicher Freihändler: „Die Kolonien 
find Mühljteine um unjeren Hals.“ Die drei Kriege, die England 
1840, 1850 und 1860 jiegreich gegen China führte, hatten nur den 
Zwed, das chineſiſche Reich dem Handel aller Nationen zu öffnen; 
einzig im erjten wurde noch ein SHafenplaß erivorben, die beiden 
andern, in denen Frankreich der Bundesgenofle Englands war, be> 
gnügten fich mit der Sicherung freien Handels in gewiſſen Plägen. 
Wie aus diefem Handinhandgeben der alten Nebenbubler ſchon von 
jelbjt einleuchtet, brach die Weltpolitit der großen Induſtrie ſich 
iiberal Bahn, wo ſich die große Induſtrie entwidelte; die legte 
Ktolonialgründung alten Stils war das Tejtament, das die fran- 
zöftichen Yudiwige im Augenblid, wo fie für immer verjagt wurden, 
noch der frangöfiihen Nation aufbaljten, jenes Algier, das dem 
franzöfiihen Staate ſeit 1830 fünf Milliarden gefofiet hat, andrer 
ſchweren Schäden nicht erjt zu gedenken. 

Die Weltpolitit der großen Induſtrie hat zum eritenmal ent» 
büllt, welche ungeahnten Kräfte im Schoße der gejellicyaftlichen 
Arbeit ſchlummern: Unterjochung der Naturkräfte, Maſchinerie, Ans 
wendung der Chemie auf Anduftrie und Aderbau, Dampficifffahrt, 
Eiſenbahnen, elektriſche Telegraphen, Urbarmahung ganzer Welt- 
tbeile, Schiffbarmachung der Flüffe, ganze aus dem Boden hervor= 
geitampfte Bevölferungen — man leſe nur die beredte Schilderung 
des Kommuniſtiſchen Manifejtes! Freilich nannte jich die Theorie 
diefer Weltpolitii — Mancheſterthum. Nein jo verrufen das 
Schlagwort bei den deutichen Arbeitern fein mag, jo wenig iſt es 
die Art der deutichen Arbeiter, ſich durch Schlagworte ins Bockshorn 
jagen zu laſſen. Als ihnen vor zwanzig Jahren ihre Abneigung 
gegen das Manchejtertbum zum Narrenjeil gedreht werden follte, 
jaate der Züricher „Sozialdemokrat“ den Bismärckiſchen Schlaus 
meicrn kurz und treffend: its euch joldy Greuel, uns Schulter an 
Schulter mit dem Manchejtertbum zu erbliden, nun zum Teufel, jo 
treibt nicht eine Neaftionspolitif, die no um ganze Menichenalter 
hinter das Manchejtertbum zurüdgebt. Das Straftwort ijt heute 
wieder jehr am Plage gegenüber den patriotiiden Weltpolitifern. 

Es iſt umbillig, das Mancheſterthum nad den Ddeutichen 
Manchejterleuten zu beurtbheilen. Sie waren immer, auch in ihrer 
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verbältnigmäßig frifcheften Zeit, verwajchene Kopien nicht einmal 
des engliſchen Originals, jondern der auch ſchon verwaſchenen 
ftanzöſiſchen Kopie. Wer das Mancheſterthum in det ihm eigen— 
tbimlichen hiftoriichen Bedeutung kennen lernen will, der leſe fein 
bedeutendjtes Geſchichtswerk, Buckles Geſchichte der Zivilifation in 
England. So viel ſich vom Standpunft des Hiftoriichen Materialismus 
faft gegen jede Seite diefer hiftoriichen Darjtellung einwenden läßt, 
io glänzend fticht fie ab von der landlänfigen bürgerlichen Geſchichts— 
ihreibung, die, wie Buckle jelbit jagt, „über den unbedeutenden 
Beihichten von Königen, Höfen, Diplomaten, Schladten und Be- 
lagerungen” die für die menfjchliche Kultur entjcheidenden That— 
ſachen der Gejchichte vergißt. Es iſt ſehr Leicht, in dem monumentalen 
Bau verivitternde Steine auszuipüren, es ift noch viel leichter, den 
vraftiichen Mancheiterleuten, ettva einem Cobden, diefen oder jenen 
Siderſpruch, dieſen oder jenem Rückfall in überlebte Anſchauungen 
nohzuweifen — troß alledem bleibt es dabei, daß, Wer das 
NanceitertHum überwinden will, ſich zumächjt einmal mit dem 
durchdringen muß, was es bijtoriich geleijtet hat. 

Gerade ihre Größe iſt der Weltpolitit der großen Induſtrie 
zum Verhängniß geworden. Indem jie koloſſalere und majienbaftere 
Kroduftivfräfte ſchuf, als alle vergangenen Menjchengeichlecdhter zu— 
jammengenommen, rüttelte fie ungeberdig an den Schranken der 
bürgerlihen Gejellichaft, rief fie die Epidemie der lleberproduftion 
hervor, - worin dieſe Gejellichaft verkommt, weil fie zu viel Zivili— 
jation, zu viel Lebensmittel, zu viel Induſtrie, zu viel Handel 
befigt, führte fie den antagenijtiihen Charakter der Fapitaliftiichen 
Frodultionsweije auf jeinen einfachſten und klarſten Ausdrud 
jurüd, auf den Klaſſenkampf zwiſchen Bourgeoifie und Proletariat, 
der nur enden kan, jei es mit dem Siege des Proletariats oder 
mit der Rückbildung der Zivilifation in die VBarbarei. Sobald die 
europäiſche Bourgeoifie diefe Yage der Dinge erkannte, zögerte fie 
iiinen Augenblid, ihre Wahl zu treffen, Sie gab die Parole aus: 
Ridwärts, rückwärts, Don Rodrigo! Sie löfchte auf ihrer Fahne 
den Freihandel und den Frieden, fie ſchrieb darauf das Monopol 
und den. Krieg. Die Weltpolitit der großen Induſtrie ſchlug um 
in die Weltpolitik des krachenden Kapitalismus. 

Es hieße den deutichen Arbeitern ichmeicheln, wenn man es 
bejonders an ihnen rühmen wollte, daß fie auf diefen faulen Zauber 
niemals hineingefallen jind, daß fie immer die Vogelfteller aus— 
gelaht Haben, die ihnen einreden wollen, um des Proletariats 














willen habe die europätiche Bourgeoifie mit dem: Mancheſterthum 
gebrochen. Sie wuhten ganz genau, dat die Sache umgefchrt Tag. 
Die Weltpolitif der großen Imduftrie, eben weil fie die legten 
Konjequenzen der fapitaliftiihen Produktionsweiſe zog und eine 
Fülle von Produltivfräften auslöjte, die nur in einer höheren Form 
der gejellidaftliden Organijation ſich entfalten fönnen, bot den 
günftigften Boden für den Emanzipationstampf des Proletariats. 
Dielen Voden zu zertrümmern, war und. it der ftärkite Anſtoß 
zur Weltpolitit des krachenden Kapitalismus. Neichstag uud Flotte 
wie Bruder und Schweſter neben einander zu jtellen, mag be— 
licbiges Feuilletongerede fein; nad) ihren biftoriichen Tauficheinen 
find $lottenvorlage, Getreidezölle, Sozialiftengeieg echte Geſchwiſter. 

Nichts thörichter auch, als England für die Weltpolitif des 
fradhenden Kapitalismus verantwortli zu maden. England bat 
feinen voll bemeſſenen Antheil an allen Greueln der fapitaliftifchen 
Produftionsweife, aber es hat nicht freiwillig und nicht zuerſt Das 
Eignal zum Rüdzug von der Zivilifation zur Varbarei gegeben. 
Englands Wrbeiterfchußgejeggebung bejhämt noch immer jedes 
andere Land mit Fapitalijtiiher Produftionsweije; die für den 
Emangipationsfampf des Proletariat3 unentbehrlichen Waffen, wie 
Freizügigleit, Noalitionsrecht, Probe und Vereinsfreibeit, die alle 
in Deutichland noch jeden Tag von fredhen Händen angetaftet 
werden, jind in England vor jedem Attentat ſicher geitellt. Auch 
an der Freihandels- und Friedenspolitif der großen Anduftrie hat 
England am längjten fejtgehalten, trog alledem, auch troß des 
Boerenfriegs. Es find nod) nidyt dreißig Jahre ber, als Treitſchke 
höhnte: „Wo einjt England lag, da Hafft heute eine ungeheure 
Lüde im Völkerleben . . . Vielleicht verfammelt ſich einſt noch ein 
mitleidiger europäiſcher Kongreß, der das Inſelreich wie Belgien 
und die Schweiz für neutral erklärt und der Meerkönigin ermög⸗ 
licht, das nutzloſe Spielzeug ihrer Kriegsflotte an den Meijtbietenden 
zu verfaufen.“ Und Heute verlangen die mordspatriotiichen Nach— 
beter Treitichles, daß die deutjche Arbeiterflaffe weißgeblutet werden 
ſoll, um eine Niefenflotte gegen die ewige Bedrohung Deutjchlands 
durch Die englische Riefenflotte zu bauen! 

Jedoch der ganze Umfang diefes Widerfinns läht ſich erft er- 
fennen, wenn wir die Weltpolitif des krachenden Kapitalismus auf 
ihren Urſprung und ihr Wejen näher geprüft haben werden, 
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VI, Die Weltpofitif des Fradenden Kapitalismus. 


Wir ſahen: als die Weltpolitik der großen Induſtrie die letzten 
Konſequenzen der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe zog und ſie zum 
rettenden Sprung in die ſozialiſtiſche Produktionsweiſe drängte, 
erfand fich der Frachende Stapitalismus feine eigene Weltpolitif. Der 
aber diefen Wechielbalg aus der Taufe hob, war nicht der bürgerlich 
freiejte Staat Europas, ſondern der Hort der europäiſchen Realtion, 
war nicht England, jondern Rußland. 

Wie fo viele, noch jo geheiligten Ueberlieferungen der Politik, 
iſt auch das Tejtament Peters des Großen durch die großindujtrielle 
Entwidelung zerriffen worden. Ob num erfunden oder nicht, jo war 
die berüchtigte Urkunde in jedem Fall die richtige Kodififation der 
ruſſiſchen Rolitif, wie ſie jeit Peter und ſelbſt fchon feit Iwan 
dem Schrecklichen getrieben worden iſt, der Bolitif nämlich, Europa 
einem aſiatiſchen Deipotismus zu unterwerfen, der die Waffen der 
europäiichen Ziviliſation feinen Groberungszweden dienjtbar zu 
machen wußte. So große Erfolge damit erreicht wurden, jo jehr 
verfagte dieſe Bolitif, als die große Induſtrie jich im weitlichen 
Europa durchgefegt Hatte. Mit diejer revolutionivenden Waffe war 
weiter fein Spaß zu treiben; an ihr zerichellten alle deſpotiſchen 
Raubgelüjte, und im eigenen Lande drohte fie Kräfte zu entfejjeln, 
die zu allererft dem Zarismus ſelbſt an Kopf und Kragen gingen. 

Somit mußte er fich auf die Eroberungs= und Proteftionspolitif 
beichränfen, die den vorindujtriellen Stadien der fapitaliftiichen 
Produftionsweife eigenthümlihd war. WAbgeichredt von Europa 
erinnerte er fich feines afiatiichen Uriprungs und richtete jein Auge 
von Konstantinopel auf Indien. Indem er erobernd der engliichen 
Weltmacht an ihrer figlichiten Stelle auf den Leib rüdte und den 
Weltkrieg um die koloflale Beute immer drobender beſchwor, fperrte 
er zugleich die ruffiihen Grenzen, um die revolutionär gährenden 
Kräfte im eigenen Lande zu bejchtwichtigen. Er rechnete ganz richtig 
mit der Slurzfichtigfeit der Bourgeoifie, Die über der augenblidlichen 
Befriedigung ihres Profithungers gern die dauernden Intereſſen der 
fapitaliftiihen Produktion vergißt; die ruſſiſche Induftrie, die iiber 
den inneren Markt berausgewadien, aber noch nicht zur Konkurrenz 
fähigfeit auf den Weltmarkte herangewachlen iſt, war gang eins 
veritanden mit der Eroberung neuer Märkte und ihrer ftrengen Ab— 
ihlieguug gegen die konkurrirende Induſtrie fremder Nationen. 


a 


Inſofern bat die Weltpolitit des frachenden Kapitalismus in Rußland 
einen gewiſſen Sinn und Zufammenbang. 

Scywieriger ſchon iſt diejer Sinn und Zuſammenhang bei ihrem 
zweiten Bathen- zu entdeden, bei Frankreich, doch iſt er bier 
immterbin auch noch zu finden. In Frankreich hat ſich, aus den- 
jelben bijtoriihen Gründen, die eine jtarfe Bauern» und Hand: 
werferflafie erhalten haben, die große Induftrie nie jo kräftig ent- 
widelt, wie in England. Nad dem Siege der franzöfiichen Bour: 
geoifie im Jahre 1830 fam nicht ihre großindujtrielle, jondern ihre 
großfinanzielle Schicht and Ruder, um im achtzehnjähriger Miß— 
wirtbichaft das Land zu ruiniren und nicht zulegt auch die groß— 
indujtrielle Enttwidelung zu hemmen. Als die franzöfiihe Nation 
dann 1948 das wmerträglich gewordene Joh abichüttelte, gelang 
der Bourgeoiſie die Uebertölpelung des Proletariats nicht mehr jo 
glatt, wie im Jahre 1830; fie erfticdte deshalb die berechtigten An- 
ſprüche der Arbeiterflajle in den WBlutjtrömen der Junitage und 
ebnete dadurd dem VBonapartismus feinen jchmugigen Weg. Er 
bielt jih am Ruder, indem er bald die Bourgeoijie, bald das 
Proletariat bald liebkojte, bald nedte, oder ſelbſt auch ihre gemein: 
famen Intereſſen gegen die chauviniſtiſchen und protektioniſtiſchen 
lleberlieferungen der realtionären Klaſſen wahrte. Dies geichab 
namentlich in dem engliichfrangzöfiihen Handelsvertrage von 1860, 
den Napoleon IIL, nad dem Erſtarken der franzöſiſchen Induſtrie 
in den fünfziger Jahren, mit dem engliichen Freihändler Cobden 
abſchloß. Die „itaatsmänniiche Einficht“, die der Abenteurer dabei 
bewiejen haben jollte, war natürlicy nicht weit her; wenn er den 
revolutionären Klaſſen durch eine Konzeilion den Mund zu ftopfen 
Juchte, jo mußte er den realtionären Klaſſen durch zehn andere 
Konzeſſionen den Mund jtopfen, worüber er dann endlich bei Sedan 
jtrandete. Der ſchmachvolle Sturz feiner Herrſchaft brachte aber 
die reaktionären Klaſſen empor, die in ihrer Gejammtheit der großen 
Induſtrie überlegen waren, zumal nachdem fie den beldenmüthigen 
Widerſtand der Pariſer Kommune in den Greueln der Maiwoche 
von 1871 niedergeichlagen hatten. 

Yuf der andern Seite Wurden die dhauvintitiichen und 
proteltionijtiichen lleberlieferungen der franzöſiſchen Ludwige wieder 
aufgefriicht Durch die Annerion Elſaß-Lothringens an das Deutice 
Reich, eine jener ausgeluchten, hiſtoriſchen Thorbeiten, bei denen die 

Beſiegten wie die Sieger gleihmäßig in die Tinte fommen. Fran: 
reich verlor damit ein paar jeiner induftrielliten Provinzen und einen 
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beträchtlichen Theil feines innern Markts. Um jo größere Chancen 
hatte nummehr die Koloniale und Schugzollpolitif, zu der die reaf- 
tionären Klaſſen, an der Spitze die hohe Finanz, die VBureaufratie, 
der Militarismus drängten: die hohe Finanz aus uniftillbarer Sehn— 
jucht nach jenen exotiſchen Spekulationen, dei denen fich die Dummen 
am leichtejten das Fell über die Obren ziehen laſſen, die Bureau— 
fratie aus Sehnſucht nach fetten Poſten, der Militartsmus aus 
Sehnſucht nach neuen Lorbeeren, über denen die Niederlagen des 
deutjchefrangöftichen Krieges vergeſſen werden jollten. Die franz: 
zöſiſchen Profeſſoren fehlten allerdings, twenn wir uns recht erinneru, 
in diejem realtionären Stlüngel, vermuthlich weil ihnen die Haupt— 
flaufe der deutichen Flottenprofelloren, wonach die angebliche Ueber: 
bevölferung Deutichlands die Gründung von Kolonien nothwendig 
machen joll, durch die thatſächliche Unterbevölkerung Frankreichs ab- 
geichnitten war. Genug, die franzöfiiche Republif taumelte nach 
Tunis, nad Tonkin, nad) Madagaskar; ſie begann die Belegung 
und Abſperrung überjeeiicher Yandjtriche im Großen zu betreiben, 
was die frangzöfiiche Nation mit ſehr viel Blut und jehr viel Gut 
bezahlen mußte, ohne ſelbſt nur ein bischen Flitter von militärticher 
Glorie zu gewinnen, ja was im tiefjten Grunde die Urſache jener 
nationalen Zerrüttung geworden tjt, die ih im Falle Dreyfus fo 
beihämend offenbart hat. Die franzöfiichen Kolonien entfräften das 
Mutterland noch viel ftärfer, als — bisher — die deutjchen, womit 
der Borzug, dat fie nicht ganz fo ruppig jind, wie Kamerun, Togo 
und jo weiter, etwas theuer erfauft iſt. 

Indem num aber Rußland und Frankreich fih aus allen Kräften 
bemübten, den Weltmarkt um ihre Gebiete zu verengern, wurde auch 
England gezwungen, die Weltpolitik der großen Induſtrie, wenn nicht 
aufzugeben, jo doch einzujchränfen. Ne mehr feinem Handel vom 
Weltmarkt entzogen wurde, um jo fejter mußte es halten, was es 
davon bejaß, um jo mehr mußte es darauf bedacht jein, diejen Veit 
zu erweitern. Das iſt der einfache hiſtoriſche Zufammenhang, den 
nur bedauerliche Unkenntniß oder gebällige Yeidenichaft verkennen 
fanı. Wir werden uns von dem mufinnigen Engländerbaß unferer 
Batrioten nicht in das entgegengejegte Ertrem treiben laflen, etwa 
in jene Schwärmerei für England, die ehedem unter dem deufichen 
Liberalen im Schwange ging; dazu fehlt uns jeder Anlay. Wir 
rühmen der engliichen Bourgeoifie nichts, gar nichts anderes nad 
ald day fie von ihrem aroßindujtriellen Standpımft aus gut zu 
rechnen veriteht, dab ihr demgemäß bei den unerichöpflichen 








































Produftivfräften ihrer Nuduftrie der freie — in Be Ländern 
profitabler ericheint, als ein auf England und feine noch ſo aus⸗ 
gedehnten Kolonien beichränkter Handel. Die Rechnung iſt in ihrer 
Richtigkeit jo einfach, daß jie jeder Schulftabe, der die Geheimmifie 
des Ginmaleins bewältigt hat, nachprüfen kann, und fie it aljo 
gewiß fein bejonderer Nuhmestitel. 

Burden nun aber einmal die Raubtbierinstinkte, die in allem 
Kapitalismus jteden, in dent englifchen Kapitalismus gewaltiam ge: 
wedt, jo darf man nicht die Hände überm Kopf zufammenjchlagen, 
weil fie jidh in den gewaltigen Dimenfionen diejes Kapitalismus aus: 
reden. Nur diejenigen haben ein Recht zur jittlihen Empörung über 
den Strieg der Engländer gegen die Bveren, die den Stapitalismus 
mitjammt all feinen Raubthierintinkten ausrotten wollen; gar feinen 
Grund zum Scelten über den Boerenfrieg haben dagegen bie 
beutihen Alottenpatrioten, die früher über die mohlbedadte 
Friedenspolitif Englands mit abgeihmadt:großmänligen Spöttereien 
herfielen und an ihrem Theile die nunmehrige Angrifispolitit Englands 
mitverjchuldet haben. 

E3 giebt nämlich einen großen Staat in Europa, der durch alle 
feine nationalen Interefien — das Wort in rein bürgerlidem Sinn 
genommen — verpflichtet geweſen wäre, den Widerjtand Englands 
gegen die franzöjiicheruffifche Eroberungs- und Proteftionspolitif zu 
unterjtügen. Diejer Staat iſt das Deutſche Reich. Deutihland hat 

"der Weltpolitif der großen Induſtrie nächſt England den kolojfaliten 
Aufſchwung zu danken, ja relativ genommen nody einen weit fofoj- 
faleren Aufihwung als England. In der Mitte der dreißiger Jahre 
begann die industrielle Entwidelung in Deutfchland mit der Gründung 
des Zollvereins und dem Bau der Eifenbahnen; in der Mitte der 
fiebziger Jahre jtand der deutihe Gefammthandel auf dem Weltmarft 
nur nocd den engliichen nad. Er belief fi 1374 Ausfuhr und 
Einfuhr addiert) in Millionen Markt: Großbritannien 13880, 
Deutjchland 9300, Frankreich 6800, Vereinigte Staaten 49805 zur 
gleichen Zeit hatte Deutichland in Induſtrie und Transport mehr 
Dampfkraft im Betriebe, al3 irgend ein anderer Staat des FFeit- 
lands. Dieſe ungeheuren Erfolge waren erreicht, ohne eine einzige 
Nolonie, fait ohne jedes Kriegsichiff, weſentlich nadı freihändlerifchen 
Grundſätzen. as aljfo hätte näher gelegen, al3 daß Deutichland 
Schulter an Schulter mit England die Weltpolitik der groben Andujtrie 
vertheidigt hätte: Statt deiien jehen wir das Deutſche Reich an der. 
Seite Frankreichs und Rußlands, mit denen es diejelbe Koloni 
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und Scußpolitit treibt, mit denen es gegen den ?Frieden von 
Schimonoſaki intervenirte, mit denen es die Auftheilung Chinas 
beginnt, in jchroffem Gegenfag zu jener engliſchen Bolitif, der 
immer nur an. der Deffnung Chinas für den freien Handel aller 
Nationen gelegen war. 

Es iſt betrübend, aber unvermeidlidy, daß, wer die Weltpolitif 
des krachenden Kapitalismus in ihrer Haffiihen, das will jagen in 
ihrer hiſtoriſch ſinnloſeſteu und für die menſchheitliche Kultur— 
entwidelung gemeingefährlichjten Form kennen lernen will, im Lande 
der Eichen und Linden, beim Volle der Denler und Dichter ein- 
fehren muß. 


VI. Die Weltpofitif des Dentſchen Reiche. 


Die Weltpolitik des frachenden Kapitalismus wurde im Deutichen 
Reihe durch das Sozialiftengejeß eingeläutet. Damit trat klarer 
und umverhüllter, als irgendwo ſonſt, ihre mächtigſte Triebfeder 
hervor, und aud ihr eigentlier Hiftorifcher Stempel. Man konnte 
die gewerbfleigigiten Bewohner des Landes nicht mehr vertreiben, 
wie Bhilipp II. die Mauren und Ludwig XIV. die Hugenotten 
veririeben Hatte, denn weder lieh ji der Ausfall der nationalen 
Arbeit durch erotiihe Schätze erjegen, mod war die Mafchine der 
großen Induſtrie ohne die Fräftigen Arme der Arbeiter im Gange 
zu erhalten. Aber man jtopfte ihnen einen Ainebel in den Mund, 
um fie zu wilfenlojen Werkzeugen zu maden; war der Biene erit 
ihr Stachel genommen, jo fonnten die Drohnen ſich mäjten. 

Die große Induftrie, verkracht durch den Schwindelgeiſt ihrer 
Unternehmer, machte gemeinfame Sadıe mit den realtionären 
Klaſſen. Dafür erhielt jie ihre Induſtriezölle, wie das hiſtoriſch 
und ökonomiſch verlommene Junkerthum durd die Agrarzölle und 
Xiebesgaben fünftlih am Leben erhalten wurde und der militärijche 
Abfolutismus durch Finanzzölle ſich von der bei aller Schwad)- 
mütbigfeit der bürgerlichen Reichstagsparteien doch immer läjtigen 
parlamentariſchen SKtontrolle befreite, Eins griff ins Andere bei 
diefer proteltionijtifchereaftionären Politif, wie es denn überhaupt 
feinen beillojeren Irrthum auf politiichem Gebiete giebt als die 
Annahme, man fünne nad Belieben, zur ergüößlichen Abwechslung 
oder um irgend welcher „praktiſcher“ Nüdfichten willen, heute ein 
paar redftionäre Sprünge maden, und morgen fidy anitellen, als 
jei nichts gefchehen. Dieje Lorftellung iſt nirgends To verbreitet 
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wie in Deutſchland, weil ſie ſich der Feigheit des deutſchen Philiſters 
einſchmeichelt, die jeden ernſten Kampf ſcheut, und wohl mit dem 
lieben Gott auf gutem Fuße ſtehen möchte, aber mit dem Gott: 
feibeiuns auch. Wie verkehrt dieje Politik ift, zeigt ſich jelbit an 
dem Schidjal eines Mannes, der in feiner Art reichlich Die Konſequen; 
und den Muth beſaß, die dem deutſchen Bhilifter fehlen. 

Nämlich wenn Bismard die Proteltionspolitif wollte, jo wollte 
er deshalb nod nicht die Eroberungspoliti, Er war gewiß fein 
ſtaatsmänniſches Genie: ein Genie fommandirt die Anduftrie des 
eigenen Landes wicht rechtsumfehrt, wenn fie eben einen gipfelnden 
Höhepunkt erreicht bat, ein Genie macht auch nicht ſolche — Fugen 
Streiche, wie die Annexion Elſaß-Lothringens. Aber Bismard war 
in feiner Weiſe wirklich ein hartgeſottener Nealpolitifer, und deshalb 
fein Flotten- und Stolonialpatriot, wie die heutigen „Realpolititer”. 
Er wußte ſich zu fagen, dab, wenn er dur die Annerion Elſaß— 
Lothringens das neue Deutihe Neih „in drangvoll fürchterlide 
Enge“ zwiſchen Franfreih und Rußland „teilte“, das deutiche Yand- 
heer viel zu mächtig Iwerden mußte, um noch viel für die ‚Flotte 
übrig zu laſſen. Er beſaß auch geſchichtliche Kenntniſſe genug, um 
zu willen, dab Deutjchland, nachdem es die hiſtoriſche Zeit der 
Ktolonialpolitif in feinem damaligen Berfall Hatte verichlafen 
müſſen, num als großer Induſtrieſtaat nicht mehr auf einem 
Gebiete zu krebſen brauchte, two nichts mehr zu bolen war. Ws 
ihm im ‚Frühjahr 1871 von frangöfiicher Seite nahegelegt wurde, 
fih die Kriegsentſchädigung in franzöfiichen Kolonien zahlen zu 
laſſen, antwortete er verächtlich: „Ich will gar feine Stolonien. 
Die find blos zu Verforgungspoiten qut. Für uns in Deutichland - 
dieſe Ktolonialgeichichte wäre fir uns genau jo, wie der jeidene 
Zobelpelz in polniichen Adelsfamilien, die fein Hemd haben.“ Dem 
Sinne nad war es diejelbe Antivort, die der alte Friß auf diejelbe 
Zumuthung gegeben hatte. 

Allein da Bismard von dem heilen Hemde der Sozialpoliti 
nichts willen wellte, jo mußte auch er Ichon zu dem feidenen Zobel: 
pelze der Ktolonialpolitif greifen. Immerhin geſchah es erit, als er 
bor dem Banfrott feiner inneren Politik ftand und nur noch durch 
wagbaliige Plebiszitichläge nach bonapartiftiihenm Mujfter fein wurm— 
ſtichiges Hausmeierthum von einer Neichötagswahl zur andern bin- 
friften forte. Dieſe Anfänge der deutichen Ktolonialpolitil waren 
zanntg ein äußerſt fojtipieliges ınıd ganz zweckloſes Vergnügen, aber 
Pismart dachte vermutblich, folche Raritäten von „Genies“, wie er 
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eins ſei, könnten von den Völkern ‚gar nicht theuer genug bezahlt 
werden, und wie ſcharf man vom moraliiden Standpunft feine 
frivole Kolonialpolitif beurtheilen mag, fo hat er in diefem Punkte 
doch wenigjtens fein politifches Renommee zu wahren geſucht, und 
noch kurz vor feinem Sturz im Neichätag erklärt, daß er „von Haufe 
aus fein Kolonialmenſch“ fei. 

Als dann Bismards Shitem unter den kräftigen Schlägen der 
‚Sozialdemokratie zufammengebroden war, zeigte ſich eben hierdurch 
die Weltpolitit des krachenden Kapitalismus im ihrer Wurzel ver— 
fault, und ihre bisher gezüchteten Früchte waren bitter genug, um 
auch im Schoße der Regierung den Gedanken zu eriweden, ob 
nicht eine Umkehr auf dieſem Wege geboten ſei. Allerlei Anläufe 
zu jolcher Umkehr machten die Nera Caprivi aus, allein jo ſchwächlich 
diefe Anläufe waren, fo jtiehen fie bereits auf den erbitterten und 
unverſöhnlichen Widerſtand der reaftionären Klaſſen, die von der 
Weltpolitit des frachenden Kapitalismus leben. Dieje Klaſſen 
juchten ganz logiſcherweiſe das Syitem Gaprivi durd einen neuen 
Sozialiftenfchreden zu ftürgen, und als es ihnen gelang, haben fie 
im Großen und Kleinen von der Umſturz- bis zur Zuchthausvorlage, 
die Arbeiterflafle niederzuichlagen gejucht. Diele Verſuche find bisher 
an der Entichlofienbeit und Umſicht des Proletariats geicheitert, aber 
fie werden nicht aufhören, bis die deutichen Arbeiter der Weltpolitik 
des fradyenden Kapitalismus ein gebieteriiches Halt augerufen haben. 

Wie dieſe Politik feit dem Sturz Caprivis und dem Beginn des 
Ziczadkurjes einen neuen Aufſchwung genommen und nunmehr das 
Reid in die Krifis des Flottenrumers gejtürzt hat, braucht bier 
nicht ausführlich dargelegt zu werden. Nur ijt ein Wort der Kritik 
nötbig über die weitverbreitete Anſchauung, als ob ein einzelner 
Wille die Haupttriebfeder der ins Uebermaß geiteigerten Flotten— 
und Kolonialpolitik jei. Das iſt an jich nicht unrichtig, jedoch darf 
man diefen einzelnen Willen nicht im Sinn einer jubjeltiven Laune 
auffallen, die heute fonımt und morgen vielleicht geht. Es iſt Har, 
daß, Wenn der Kapitalismus in feinen Todesängiten auf die 
Eroberungs= und Protektionspolitik jeiner abjolutiftiichen Anfänge 
retirirt, damit auch der Abſolutinmus oben auf fommt, und es ijt 
nicht minder klar, daß dieſer Abjolutismus, wie er das Produkt 
einer geichichtlichen Entwidelung it, jo auch wieder von der ges 
ſchichtlichen Entwidelung beeinflußt wird. Man darf fich nicht Der 
Thatſache verichliegen, daß die deutiche Nolonialpolitif in der Mitte 
der neunziger Jahre ein ander Ding wurde, als jie in der Mitte 
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der achtziger Jahre war: begann Bismard fie mit einigen afr 
Sande und Sumpfwüjten, deren gefammter Handel für die 
Dimenfionen des Weltmarttes eim ganz gleichgiltiger winziger 
Poſten ift, jo war fie zehn Jahre jpäter dor das chineſiſche Problem 
geftellt, vor die Erfchließung des legten großen Abjagmarltes, ber 
auf der Erde für die Erzeugnifie der modernen Induſtrieländer 
noch zu finden ift und der zugleich in feinem Innern alle Be- 
dingungen für eine eigne grohartige industrielle Entwidelung befigt. 
Sudt man jo tie Dinge nach) ihrem biftoriihen Schwergewicht 
zu erfaflen, jo wird man fich auch durch die unfäglich flache und 
inbaltloje Begründung der Zlottenvorlage nicht in trügeriſche Sicher⸗ 
beit einlullen laſſen. Es ijt wahr, dab es micht leicht etivas 
Trivialeres geben mag, als diefe Redensarten, die dann vom den 
Flottenſchwärmern vollends zu einem widerlihen Phrafenbrei ber- 
arbeitet worden find, aber es ift nicht minder wahr, dab Herr 
Zirpig, wenn er mır wollte, die Flottenvorlage ebenio bündig wie 
furz begründen fünnte. Er wirde dann jagen: „Ja, meine Herren, 
wer mit dem N begonnen hat, muß ſich auch bis zum Z durch⸗ 
buchſtabiren, wer mit der Proteftionspoiitil anfängt, muß mit der 
Eroberungspolitif enden. Freilich giebt es cine Politif, die fi 
auf dem neu cröffneten chineſiſchen Markt freien Ellbogentaum 
ihaffen und die heimiſche Induſtrie gleichwohl gegen den ber- 
bängnigvollen Rüdihlag der chineſiſchen Induſtrie ſchützen Tann, 
die ſich treibhausmäßig entwideln wird: das ift die Weltpofitif 
der großen nduftrie, wie fie von den Engländern und den 
Amerifanern betrieben wird, oder doch, jo Tange fie freie Hand 
hatten, betrieben wurde, das ift die Politik, die dem nationalen 
Produftivfräften freie Entfaltung gewährt und ganz befonder& der 
berborragenditen nationalen Brodultivfraft, der Arbeiterflaffe. Aber 
mit diefer Politif haben Sie, meine Herren, ja jeit mehr als 
zwanzig Jahren gebrochen, jo weit Sie überhaupt ſchon mit. ihr 
begonnen hatten, Sie haben jeitdem die umgelchrte Politik ge: 
trieben, die Weltpolitii des fradhenden Stapitalismus, die Politik 
der Yebensmittelzölle, der Schugzölle, der Licbesgaben für Schnaps- 
brenner und Zuderfieder, der fisfalifhen Staatswirthſchaft, der 
Zunftmijere, der Attentate auf Freizügigkeit und Gemwerbefreieit 
und Koalitionsfreibeit, der Ausſchließung der arbeitenden Mailen 
vom gemeinen Recht der Nation. Wollen Sie nun auf alles das 
verzichten? Nein, meine Herren, das wollen Sie niet, denn ſonſt 
müßten die reaftionären ONE, denen diefe Kolitif in dem bodye 
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induftrieflen Deutſchland das Heft in die Hand gegeben Hat, frei- 
willig abdanten, und das thun reaktionäre Klajlen niemals. Alſo 
muß das Deutiche Reich nicht mit den Engländern und Amerifanern 
die Erihliegung, jondern mit den Franzoſen und den Ruflen die 
Auftheilung Chinas verlangen; nicht durch Arbeit und in Frieden, 
jondern durch Eroberung und mit Gewalt müjlen wir vom chineſiſchen 
Markt jo viel an uns reißen, wie wir fünmen, und dazu brauchen 
wir Kriegsſchiffe, jehr viel Kriegsichiffe, noch unendlid viel mehr 
Kriegsſchiffe, als wir augenblicklich fordern. Das heißt gewiß den 
Beltmarft erobern auf Gefahr des Weltkrachs, das ift gewiß eine 
Schraube ohne Ende, an der die modernen Kulturvölfer unauf- 
baltjam verbluten, es fei denn, daß fie ihr Ende findet in einer 
gewaltiamen Zertriimmerung der modernen Kulturwelt, gegen die 
der dreikigjährige Krieg noch als harmloje Idylle ericheinen mag. 
Aber fann man die Weltpolitit der franzöſiſchen Ludwige treiben 
ohne ihr Troftiprüchlein: Nah uns die Siündflut? Nein, nehmen 
wir als praftiiche Staatsmänner unjern Pla an der Sonne, mag 
kraden, was da krachen will; umfonjt trägt ja die Weltpolitif des 
hadenden Kapitalismus nicht ihren jchönen Namen.“ So hat Herr 
Tirpig freilich nicht geiprochen und fo wird er auch nicht ſprechen, aber 
jo fpricht die eijerne Logik der Dinge, die in der. Flottenvorlage ftedt. 

Deshalb darf man fich auch durch die noch jo fchlagende Ab- 
fertigung der öden Redensarten, womit die Flottenvorlage offiziell 
begründet wird, ebenfo wenig in trügeriſche Sicherheit wiegen laſſen, 
wie durd die Dede diefer Redensarten jelbit. Für reaktionäre 
Klafien, die filh mit Nägeln und Zähnen au ihre Macht Hammern, 
bat die gewidtigite Logik, Vernunft und Wiflenfchaft noch nicht das 
Gewicht einer Federflode. Wäre dem anders, jo hätte die deutfche 
Bourgeoifie ebenio oft über das oftelbiiche Junkerthum gefiegt, wie 
fie von ihm beftegt worden ijt. Die deutiche Bourgeoifie hat nie 
begriffen, daß wie im Kriege, jo aud in der Politik, die Defenfive 
unterliegen muß, wenn fie fich nicht zur rechten Zeit in die Offen- 
five zu verwandeln weiß, uud fie begreift es heute, wo fie von der 
hinefiihen Beute bypmotifirt ift, weniger als je. Um fo mehr iſt 
es die bHijtorische Aufgabe der deutſchen Arbeiterklaſſe, der Welt- 
politik des frachenden Kapitalismus ihre eigene Weltpolitif entgegen 
zufegen, deren Sieg um jo gewiſſer ijt, als in dieler Politik alle 
Lebensinterefien des Proletariats vollitändigq zufammenfallen mit 
allen Lebensintereiien der geſammten Nation. 
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VIII. Die Weltpolitif des deutſchen Proletariats. 


Läßt ſich die reakltionäre Weltpolitik des deutſchen Reichs zu— 
ſammenfaſſen in die Worte: Eroberung und Proteltion, Krieg und 
Monopol, fo die revolutionäre Weltpolitik des deutſchen Proletariats 
in die Worte: Freiheit und Frieden. Wenn ein oftelbifcher Junker 
neulid im Reichstag ſchnarrte: die Zeiten Cobdens und Brights find 
vorüber, jo antwortet ihm die Arbeiterllafie: Ganz recht, aber nicht 
in eurem, fondern in unferm Sinne; wir marſchiren nicht hinter 
Cobden und Bright zurüd, jondern über jte hinaus, 

Es find vornehmlich zwei Köder, womit die deutjchen Arbeiter 
verlodt werden jollen, auf die Yeimruthen der Flottenſchwärmer zu 
gehen. Eritens jagt man, die Arbeiter hätten das größte Intereſſe 
an der möglichjt Fräftigen Entwidelung der Induftrie, und zweitens 
jagt man, mit der Annahme der Floitenvorlage würde einigen Zehn— 
taufenden von Arbeitern auf eine Reihe von Jahren lohnende Be— 
ihäftigung gefichert fein. Wir laſſen hier Alles bei Seite, was ſich 
ſonſt gegen dieſe Rechnung einwenden liege und fchon eingewandt 
worden ijt: jo die Frage, ob nicht auch dieſer Bruchtheil der 
Arbeiterflafie bei dem ihm vorgeſchlagenen Geichäft ſehr ſchlecht 
abſchneiden würde, jo auch die Komik der Borjtellung, als fünne die 
Arbeitertlaife jemals ihr großes Gefammtinterejje den vorüber: 
gehenden Vortheilen eines Bruchtheils von ihr hintanjegen, als 
könne jie, um es noch einmal zu wiederholen, ihr Eritgeburtsredt 
einem Linjengericht opfern, ſelbſt wenn dies Kinjengericht nicht auch 
nur eine Phantasmagorie wäre, wie fie es thatſächlich ift. Wir 
nehmen vielmehr die Distuffion gern an, wie fie geboten wird; 
man fann den Flottenſchwärmern getroft neun Zehntel ihres Unfinns 
ſchenken, und mit dem legten Zehntel jchlägt man * noch zehnmal 
in die Flucht. 

Nichts kann die deutſche birbeiterklaffe ſo beritwillin zugeben, 
als daß fie das größte Interejle an der möglichjt kräftigen Ent- 
widelung der deutichen Induſtrie hat. Sie will vorwärts, und vor— 
wärts geht es nur auf dem Wegen der großen Industrie. Wie jolte 
auch nicht eine Mutter die zärtlichſte Vorliebe für ihr Kind haben! 
Es giebt zwar allerhand „arbeiterfreundliche“ Demagogen, die den 
Arbeitern einreden möchten, die „genialen Unternehmer umd die 
königlichen Kaufleute“ feien die eigentlihen Mader, und ohne fie 
ginge der Karren nicht, allein wer auch nur einigermaßen die 
Geſchichte der deutichen Induſtrie kennt, der ijt hinlänglich darüber 
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unterrichtet, daß die „Genialen“ und die „Königlichen“ jahrzehnte— 
lang auf dem Weltmarkte verrufen geweſen ſind, weil ſie die inter— 
nationale Konkurrenz theils durch Hungerlöhne, theils durch Schund— 
waare zu unterlaufen ſuchten. Wenn darin ein Wandel eingetreten 
und die deutſche Induſtrie durch den Werth ihrer Brodufte auf dem 
Weltmarkte fonturrenzfähig geworden tjt, jo hat die Intelligenz und 
TIhatfraft des deutſchen Proletariats daran das größte Verdienit, 
und die Entwidelung diefer Intelligenz und Thatkraft ift in eriter 
Reihe der ſozialdemokratiſchen Agitation geſchuldet. Bürgerliche 
Sozialpolitiker, denen es nicht um demagogiſche Spiegelfechterei, 
ſondern um die hiſtoriſche Wahrheit zu thun war, haben das auch 
oft bereitwillig anerlannt; jo Rudolf Meyer, der nicht milde wurde, 
jeine Mlajiengenofien warnend darauf hinzuweiſen, daß fie Die 
deutiche Induſtrie erichlagen würden, wenn fie die deutiche Sozial» 
demofratie erichlagen fünnten. | 

Gerade aber weil die deutſche Arbeitertlaſſe die deutſche In— 
dujtrie jo kräftig als möglich entwideln will, muß fie der Flotten— 
vorlage in unverjühnlicher Feindſchaft gegemüberjtehen. Sie kann 
jih nun und nimmer mit der Weltpolitif des krachenden Kapitalis- 
mus anfreunden, die ja eben die großinduitrielle Entwickelung an dem 
Pınft aufhalten will, wo fie mit den Intereſſen der veaftionären 
Klaſſen zufammenjtögt, und die demgemäß vor Allem darauf bedacht 
ift, die Emanzipation des Proletariats als den wichtigiten Hebel der 
großinduftriellen Entwidelung auszuſchalten. Wer für die Flotten— 
borlage ſtimmt, der jtimmt auch dafür, die deutſche Arbeiterklaſſe in 
Elend, Roth und Unwiſſenheit zu erhalten, jie wieder herab- 
zudrüden von der Kulturſtufe, die jie durch ihre eigene Kraft 
erreicht hat. Dabei madıt es vielleicht moraliich, aber ganz gewiß 
politiich feinen Unterſchied, ob die einzelnen Flottenfchivärmer jich 
diefer Konſequenz bewußt find oder wicht: ehrliche Konfuſion ift 
politiſch ſogar noch gefährlicher als böſer Wille, weil fie ſchwerer 
zu Eontrolliren iſt und deshalb größeres Unheil anrichten fann. 
Die klaſſenbewußten Arbeiter aber fennen den Zuſammenhang 
zwilchen Mrbeitertrug und Zlottenvorlage: deshalb iſt es der 
demojthenifhen Beredſamkeit ſämmtlicher Flottenſchwärmer und 
einer Demagogie, die mit ſeltener Unbefangenheit auch um das 
ſchlechteſte Mittel nicht verlegen it, noch nicht gelungen, auch nur 
einen Sozialdemokraten auf ihre Seite zu ziehen. Wie jollte denn 
das auch möglich jein, nachdem das Haflenbewuhte Proletariat 
ihon im den ſchweren Jahren des Sozialiftengefeges weder durch 
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politit des krachenden Kapitalismus auch nur das — * 
geſtändniß zu machen? Heute wie damals vertreten die deutſchen 
Arbeiter in ihrem eigenen Intereſſe zugleich die Intereſſen der 
Nation, indem fie jagen: Je entwickelter, je intelligenter, je wohl⸗ 
ftändiger die Arbeiterklafie, um fo blühender die nationale” In⸗ 
duftrie und um fo Fräftiger ihre Stellung auf dem Weltmarft; 
die durchgreifendfte Sozialpolitif ift allemal die extolgeenäfie 
Beltpolitif, 

Damit ift auch ſchon der zweite Möder bejeitigt, womit die 
Arbeiter von den Flottenſchwärmern verlodt werden jollen. Gind 
die herrſchenden Klafien fo zärtlich darum beforgt, für ſechzig⸗ aber 
fiebzigtaufend Arbeiter ein paar Jahrzehnte lang lobnende Vrbeits- 
gelegenbeit zu ichaffen, weshalb wollen jie dann diefe Fülle fojt- 
barer Produftivfraft fo nußlos verſchwenden, wie in dem Bau von 
Banzeriäiffen, von denen die erften ſchon als altes Eifen auf ben 
Trödel wandern werben, ehe die legten auch nur auf den Gtapel 
gelegt find? Da lägen für diefe Staatsmänner doch hundert 
andere Dinge unendlich viel näher. Würde beifpielsweiie in ben 
fogenannten „Mujfteranftalten“ von Staatöbetrieben die Arbeitszeit 
von einer unmenſchlichen auf eine menjchenwürdige Dauer berab- 
gefeßt, aljo eine fozialreformatoriige Aufgabe gelöft, jo wäre für 
eine vermuthlich ebenfo große Zahl von Arbeitern wie beim Bau 
ber Panzerflotte dauernde Arbeit geichaffen. Und für zehnmal, jo 
viele Arbeiter wäre für ihr ganzes Leben reichlich gejorgt, wenn 
auch mur die dringenditen der Hulturaufgaben, die im Deufſchen 
Reich zur Schande de3 deutſchen Namens fo ſchmählich danieder- 
liegen, endlich praftifch angefaßt würden. Bebel hat im Neichötage 
ſchon eine Heine Rechnung darüber aufgemadit, was im dieſer 
Beziehung an Bodenmeliorationen, Verfehrsmitteln, Bau von 
Schulen und Hofpitälern, Unterftügung für Kunft und Wiſſenſchaft ar. 
zu leiften nothiwendig wäre. Damit würde die deutiche Induſtrie 
einen großen Aufichivung gewinnen, aber freilih — die Herrſchaft 
der reaftionären Nlajfen, die das Deutſche Reich regieren, wäre 
dann in der Wurzel bedroht. 

Dean könnte nun noch jagen, und wenn nicht den Worten, fo 
dod) dem Sinn nad) fagen es die Flottenf wärmer: Ja, das iſt Alles 
recht qut und fchön, aber tvenn England, Franfreih und Rußland 
mit Panzerſchiffen um den Weltmarkt ftreiten, jo muß a 
mitthun, wenn es nicht vom Weltmarkt ausgeſchloſſen fein 
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darüber befommen haben, was ſchließlich bei der Weltpolitif des 
trachenden Kapitalismus herauslommt. 

Aber die deutſche Regierung wird niemals die Initiative eines 
hiſtoriſchen Fortſchritts ergreifen, und die bürgerlichen Parteien, die 
etwa noch den Willen dazu hätten, haben längſt nicht mehr die Kraft 
dazu. Das iſt ausſchließlich Sache der Arbeiterllaſſe geworden, die 
ihrer hiſtoriſchen Pflicht auch dann gerecht geworden iſt, wenn fie, 
wie in den ſchweren Tagen des Sozialiftengefeges, in den Augen 
der „praktiſchen“ Leute damit den Don Quirote jpielte. So ver» 
widelt liegen die Dinge heute nun aber doch nicht, und es mag 
noch gezeigt werden, dab die deutiche Arbeiterklaſſe auch die für fie 
praftiich Hügjte Politik treibt, wenn fie die Flottenvorlage mit der 
ganzen Schärfe ihres bijtoriihen Prinzips befämpft. 





IX. Die Arbeiter und die Flottenfrage. 


Ne weniger man jich darüber täujchen darf, daß die Flotten— 
vorlage eine Konſequenz der reaktionären Weltpolitif ift, die vor 
mehr als zwei Jahrzehnten mit dem Erlaß des Sozialiſtengeſetzes 
über das Deutiche Reich hereinbrad), deſto weniger darf man die 
tröftliche Nebrfeite der Medaille überjehen, die Thatſache nämlich, 
dab dieſe Politif mit dieſer Konſequenz in das Stadium tritt, wo 
fie jich jeldit abzuthun beginnt. Das Bunbum und Trara, womit. 
die Flottenvorlage zuerit auftrat, wedte auf dem geduldigen Stalbfell 
einer mehr als zwanzigjährigen Tradition ein gewilles Echo, aber 
jo bald man jich den Schaden bejab, begann man ſich audy in 
bürgerlichspatriotiichen Kreiſen binter den Ohren zu frauen, und 
die gewigten Mader des FFlottenrummels willen redjt gut, wes— 
halb fie zur höchſten Eife mahnen, da „die Begeijterung zu ver: 
rauchen“ beginne. 

Die Flottenvorlage enthüllt in einer, für ihre Urheber ſehr 
unbequemen Weife, daß es ein ganz mwinziger Kreis tit, der bon der 
reattionären Weltpolitif wirklihen Nugen zieht, cin Häuflein, das, 
wenn es durch einen unerforjchlichen Rathſchluß der Vorſehung von 
uns genommen und auf andere Weltförper verfegt würde — unſert— 
wegen in die Gefilde der Seligen — nicht nur feine Lücke in dem 
Kulturleben der deutichen Nation binterlafien, jondern es vielmehr 
von einem drüdenden Alp befreien würde. Weder die agrarifchen 
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noch die induitriellen Arbeiter, weder die Bauern noch die Hands 
werfer, weder der Großgrundbefig nodı der Großhandel noch die 
Großinduſtrie haben ein Intereſſe an der Flottenvorlage.. Von 
den meiſten diefer Klaſſen wagen die Flottenſchwärmer ja aud gm 
nicht ſolch Intereſſe zu behaupten, jondern nur vom Großhandel 
und von der Großinduſtrie. Aber der Großhandel hat erjt kürzlich 
durch den Mund eines feiner angejeheniten Blätter der Welt ver- 
tünden laflen, daß ihm den Teufel an der Flotte gelegen jei; 
wollten die deutichen Steuerzahler fih den Luxus gönnen, jo hätte 
er weiter nichts dagegen, aber er für jein Theil müſſe jich bedanken 
jein Konto mit diejer überflüffigen Musgabe zu belajten. Das iſt 
thatfächliy die allgemeine Huffaflung in den reifen des Groß— 
handels, der übrigens auch ſchon dor zwanzig Jahren, aus leicht 
begreiffihen Gründen, am ſchwerſten zur realtionären Weltpolitik 
zu befehren war. In den Kreilen der Großinduſtrie fieht es nur 
niofern anders aus, als ein Theil von ihr nicht zwar an den 
etwaigen Heldenthaten der neuen Flotte, aber allerdings an ihrem 
Bau interejfirt it, die Firmen Krupp und Stumm allein mit einem 
Rielenprofit von mweit über hundert Millionen Darf. Außer diefem 
Zheil der Großindujtrie jind nur die unproduftivften Schichten der 
Ration an der „Flottenvorlage intereffirt, weſentlich dieſelben 
Elemente, die auch die franzöfiiche Molonialvolitif verſchuldet haben 
und verfchulden: Finanz, Bureaufratie, Militär und dergleihen mehr, 
nicht zu vergejien die Flottenprofeiloren, die ihr „ideales” Vorrecht 
wahren, immer boran zu marjchiren, wenn der nationale starren 
einmal recht gründlich verfahren werden Toll. 

Das war dor zwanzig Nahren ganz anders. Damals hatte die 
reattionäre Weltpolitit wirklih einen ſehr ſtarken Nejonanzboden. 
Der größte Theil des durch den furchtbaren Krach der Siebziger Jahre 
verelendeten Rroletariats war politiſch noch nicht aufgeklärt, die durch 
das jähe Aufichießen der großen Induſtrie bedrohten oder auch ver- 
nichteten Bauern und Handwerker veriprachen fich goldene Berge von 
der ökonomiſchen Reaktion; jobald der foztaldemofratiicheu Partei 
als der rüftigen Vorlämpferin der gemißhandelten und unterdrücdten 
Klaſſen der Anebel des Sozialiitengefeges in den Mund gejtopft 
tworden war, fonnten die Majien jebr leicht iiber den Löffel barbirt 
werden. Dieje ganze Sachlage bat ſich nach und nach durch die 
traurige Unfähigkeit der reaftionären Weltpolitif jehr zu ihren Un— 
gunften verichoben, und die Flottenvorlage ift ein höchſt wirliames 
Werkzeug, die Aufflärungsarbeit unter den Bauern und Hands 
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der Flottenvorlage das eigentliche Rüdgrat giebt. Von den Ultra— 
montanen ift micht mehr zu jagen, als daß ihr Treiben in diejer 
emften Zeit einem verloden fünnte, noch nadyträglich vor den national« 
liberalen Mannesjeelen der fiebziger Jahre den Hut zu ziehen. Die 
fielen als „maßgebende Partei“ zwar ſehr oft, aber dod) gegen ſo— 
zuſagen halbwegs anftändige Trintgelder um, gegen eine wirth- 
ihaftliche Gejeggebung, die in ihrer Art ein hiſtoriſcher Fortjchritt 
war. Die Ultramontanen aber werden nad unzähligen Umfällen 
abgelohnt mit der — lex Heine, einem der elendeiten Machwerte, 
womit die deutiche Reichsgejeßgebung verunziert werden konnte, und 
jelbjt diefer ſchäbige Sündenjold entgeht ihnen vielleicht noch. Einer 
Partei von ſolcher — jagen wir — Anfpruchslofigfeit einen une 
erihütterlihen Widerfiand gegen die Flottenvorlage zugutrauen, 
hdieße jehr Leichtfertige Politik treiben. 

Es ift Mar, was ſich aus alledem fir die deutiche Sozial- 
demolratie ergiebt. Für fie ſtehen jehr große Dinge auf dem 
Spiele, jehr große Verlufte oder jehr große Gewinne. Es liegt 
allein in ihrer Hand, ob fich diefe oder jene Schale der Wage jenten 
jol. Nimmt fie die Dinge auf die leichte Schulter, verläßt fie fich 
alzu jehr auf die offenfichtliche Hinfälligleit der Gründe, womit die 
Flottenvorlage befürwortet wird, auf die thatſächliche Strohfeuer- 
natur der ganzen Flottenſchwärmerei und auf alle ſolche an fich ja 
jebr erfreuliche Zeichen des Neberdrufjes, den die große Mehrheit 
der Nation an der reaftionären Weltpolitit empfindet, jo kann fie 
trogdem die unangenehmiten Ueberraſchungen erleben: Krupp und 
Stumm find jehr mächtige Leute, die Freifinnigen und Ultramontanen 
ſeht unfichere Kantoniften, und der deutfche Philiſter hat fich ſchwerlich 
Ihon zum legten Mal ein & für ein U machen laſſen. Wird aber 
die Flottenvorlage mit oder ohne Reihstagsauflöfung angenommen, 
dann erhält die herrichende Realtion eine unberechenbare Stärkung 
und dann wird fie ſchon aus dem einfadjten Selbjterbaltungstrieb 
alle bisherigen Errungenſchaften der Arbeiterflafje ſchwer gefährden, 

Jedoch die Sozialdemokratie lann dieje Möglichkeit nicht nur 
abwenden, jondern auch der realtionären Weltpolitit einen noch 
ungleich empfindlicheren Stoß, als einſt durch ihren heroiſchen Wider- 
itand gegen das Sozialiftengejeg, ja dem entjcheidenden Stoß vers 
jegen, wenn fie mit voller Kraft und Wucht gegen die Flotten« 
vorlage mobil macht, die Intereflen der gefammten Nation gegen 
dies ungeheuerliche Attentat wachruft, alle widerjtrebenden Elemente 
auslöft und um fich Ichart, genug, eine revolutionäre Erpanfivfraft 
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entfaltet, wie an jenem unvergeßlichen ‚20. Februar, deſſen zehnte 
Wiederkehr jie eben gefeiert hat. Wir wollen damit nicht jagen, daß 
fie bisher zu wenig gegen das Flottengejeg agitirt habe. Aber wenn 
behauptet werden jollte, fie habe darin ſchon genug geleitet, jo 
würden wir allerdings antworten, daß in diefem Punkte garmmidı 
genug gethan werden fann. 

Gegenüber der Auflöfung und Verwirrung in allen bürgerlichen 
Parteien, gegenüber der Weltpolitik, die thatjächlih den Weltfrad 
beſchwört, indem fie angeblich den Weltmarkt erobern will, gegen 
über einer Desorganijation der Geifter, die mit untrüglichen Pro— 
phetenzungen den nahenden Untergang der fapitaliftiichen Geſchichts— 
periode verkündet, gilt es, die alte prinzipielle Fahne der Partei zu 
entfalten, die einjt Ferdinand Laflalle aufpflanzte. Damals begrüßten 
fie einige Hunderte, wie heute einige Millionen, aber der Kampf— 
und Siegesruf ijt derjelbe, heute wie damals: Hier unſer Banner 
und dies unjere Ehre! 
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Dorwort. 


Ich bin ein alter Soldat. In heißen Schlachten habe 
ich meine Pflicht erfüllt. Und jo lange mir die Kraft bleibt, 
werde ich auch fünftig nicht fehlen, wenn es gilt, dem Feinde 
die Stirn zu bieten. 

Durd meine Stellung verhindert, direkten Anteil zu 
nehmen an dem Kampf der Parteien, bemühe ich mich die 
einzelnen Stadien feiner Entwidlung von einem überbliden- 
den Standpunkte aus zu verfolgen. 

Gegenwärtig ijt der Gang der inneren und äußeren 
Politif vor einem entjcheidenden Wendepunkte an— 
gelangt. 

Es ſchien mir daher nötig, die dharakterijtiichen Merf- 
male der Situation in voller Klarheit hervortreten zu laſſen 
und die Hauptitüßpunfte der Umſturzbewegung allen 
erkennbar zu machen. 

Sch verweile die Kritif auf Die von mir beleuchteten 
Thatjahen. Ich erfläre mid) aber hiermit ausdrüdlich 
bereit, da8 Geſagte auch mit meinem Namen zu vertreten 
und nötigenfall3 durch ergänzende Musführungen zu be= 
fräftigen. 


Berlin, Ende Mai 1898. 
Der Derfaffer. 


Wo ift der ‚Feind? 


Zwei Heerlager ſtehen ſich gegenüber. 

Auf beiden Seiten wird erkannt, daß mit den gewal— 
tigen Veränderungen, welche der rapide Gang der wirt— 
ſchaftlichen Entwicklung hervorgerufen, ſich auch ſoziale 
Schäden ausgebildet haben, deren Beſeitigung angeſtrebt 
werden muß. 

Aber in Bezug auf die Mittel und Wege zur Er— 
reichung des Ziels beſteht ein tiefer Gegenſatz. 

Die Einen knüpfen an die gegebenen Verhältniſſe an. 
Sie wollen die normale Entwicklung nicht unterbrechen, 
die realen Errungenſchaften des Fortſchritts feſthalten 
und Raum ſchaffen für zeitgemäße Neubildungen durch 
Ausſcheidung ſtörender Hinderniſſe und abgelebter Formen. 

Alſo: Freiheit für die Organiſation der Arbeiter 
in Stadt und Land. 

Erziehung zur Selbſtverwaltung durch Ausgeſtaltung 
des gewerblichen und landwirtſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaftsweſens. 

Befeſtigung und Erweiterung der Grundlagen des 
Staatslebens durch Wahrung der allgemeinen Intereſſen 
gegenüber den Sonderintereſſen einzelner Klaſſen. 

Im anderen Lager will man die gegebene Entwick— 
lung aufhalten und zurückſchrauben. Das Biel ift ein 
patriarhaliiches Regiment, wo der Jndujtriearbeiter 
an den Betrieb, der Randarbeiter an das Gut des Grund» 
beſitzers gefeſſelt wird. 
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Keine ſelbſtändigen Fachorganiſationen für die Ar— 
beiter, nur gemeinſame Berufsvereinigungen für Ar— 
beitgeber und Lohnarbeiter, in welchen den erſteren 
der maßgebende Einfluß geſichert iſt. 

Beſchränkung der Freizügigkeit zum Zwecke der 
Erhaltung der Latifundienwirtſchaft. 

Beſchränkung der ſtaatsbürgerlichen Rechte, an— 
ſtatt Förderung der Teilnahme aller Bürger an der Ver— 
waltung des Staats, der Provinzen und der Gemeinden. 

Auf die Namen oder Etiketten der einzelnen Partei— 
gruppen, die in den beiden Heerlagern Stellung genommen, 
fommt es hier nicht ar. 

Mit dem FFortichreiten des Klärungsprozeſſes werden 
einzelne Gruppen ganz verſchwinden, und das Barteileben 
wird eine den veränderten Verhältniſſen entiprechende Neu— 
geitaltung erfahren. 

Und die Sozialdemokratie? 

Sie repräjentiert vorwiegend das Snduftrieproletariat, 
dem in der großen Sozialen Bewegung unſerer Zeit die 
Rolle der Avantgarde zufallen mußte. 

Die Sozialdemokratie ift das Produkt beitimmter ſo— 
zialer Zuftände. Sie trägt das Gepräge der Verhältniſſe, 
welche ihren Entwidlungsgang bejtimmt Haben. 

Im Beginn der fjoztalen Bewegung war das Ver— 
tändnis für ihre Bedeutung jehr gering. Man Hielt fie 
für ein Kunjtproduft, für eine vorübergehende Erjcheinung. 

Die feindjelige Haltung der Staatsautoritäten, 
ihre Eleinlichen Chifanen, ihre gehäfligen, unverftändi= 
gen Berfolgungen jtörten die Organijationsarbeit 
und drängten die Bewegung in einen feindliden Gegen= 
jag zum Staat. 

Die vorjichtige Zurüdhaltung der Gebildeten ftärkte die 
Vorurteile der „ſchwieligen Fäuſte“ gegen die „Kopfarbei= 
ter”; jie begünftigte jenen faljhen Radifalismus, der 
die monarchiichen und nationalen Gefühle verleßt, den reak— 
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tionären Umtrieben Vorſchub leiſtet und mit dem Geifte der 
organijchen Sozialreform unvereinbar ift. 

Es iſt aber Far, daß die joziale Bewegung die ihrem 
Weſen fremden und ſchädlichen Elemente in demjelben 
Maße abjtoßen wird, als die Zuftände und Verhältniſſe fich 
ändern, welche der gefunden Entwidlung Hinderlich find. 


* * 
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Die Auflöjung der alten gejelihaftlichen Beziehun- 
gen hat eine Ausdehung erreicht, die mit der Organiſa— 
tionsthätigfeit zur Wiederheritellung der geftörten Har— 
monie jowie mit dem Umfange der neuen Geſetze und Ein— 
richtungen in feinem Verhältnis fteht. 

Was die Sozialgefeßgebung bis jegt geichaffen, mildert 
die Wirfungen, trifft aber nicht die Wurzeln der fozialen 
Mißſtände. 

Trotz dieſer Rückſtändigkeit iſt ſelbſt die Thätigkeit 
auf dem Gebiete des Arbeiterſchutzes und des Verſiche— 
rungsweſens zum Stillſtand gebracht worden. 

Und damit nicht genug: Die leitenden Klaſſen ver— 
langen nad) reaktionären Maßnahmen. 

Politiſche Gruppen, die Darüber Klagen, daß Befiklofe und 
Ungebildete an der Wahlurne erjcheinen, verraten eine gerade- 
zu ftaatsgefährliche Unkenntnis der öfonomifchen Geſetze. 

Die rüdläufige Bewegung ift berechtigt und unaus— 
bleiblih, wenn eine revolutionäre Flut, ſei es durch Kata— 
jtrophen und Überrajchungen, jei es durch Umtriebe einer 
veralteten „Staatsfunjt”, die ihr von dem Stande der 
wirtihaftlihen Entwicklung und der fozialen Erkenntnis 
gezogenen Grenzen überjchreitet. 

Sp konnten nad) den Stürmen des Jahres 1848 nur 
Die Neuerungen dauernd behauptet werden, die, gereift in 
langjährigem Ringen, nad) Lage der Dinge nicht mehr 
rüdgängig gemacht werden konnten. 

Die ungeflärten Bejtrebungen des induftriellen 
ProletariatS mußten dagegen fcheitern. 
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Eigentliche Proletarieraufitände entitanden auch in den 
meilten Fällen erſt im Gefolge einer Hungersnot und nach 
dem Zufammenbruch der beitehenden Gemalten. Dabei war 
ih die Maſſe der Teilnehmer nicht einmal der Tragweite 
ihrer Handlungen bewußt. Der Geſchichtſchreiber begreift 
ſolche Ereigniffe und findet Gründe zu ihrer Entſchuldigung. 

Wenn aber in einer Epoche, die ein allgemeines Be— 
dürfnis nach tiefgreifenden jozialen Reformen gezeitigt Hat, 
Wortführer der nah Bildung und Beſitz maßgebenden 
Klafjen im vollen Frieden den Umsturz im reaftionären 
Sinne planen, fo ilt e8 die Pflicht aller wirklich ſtaats— 
erhaltenden Kräfte, Front zu machen gegen dieje Umjtürzler. 

Wo ift aljo der Feind? 

Ganz zweifellos im Lager der jozialen Reaktion, dort, 
wo die Staatverwaltung dauernd für die Sonderzwede 
einzelner Klajjen migbraucht werden fol, wo man zu Maß— 
nahmen drängt, welde das gejamte Wirtſchaftsleben 
bedrohen, die jozialen Gegenjäße verjhärfen und die 
Ationsfähigfeit des Reiches nah außen lähmen 
müſſen. 


Die Sammlungspolitif auf gefährlichen 
Wegen. 


Seit ungefähr 20 Jahren wird überall im deutjchen 
Neihe zur Sammlung geblajen gegen den Umjtur;z. 

An einigen Punkten war anfänglich der Zujammen: 
ſchluß der in Betracht kommenden Barteigruppen unschwer 
zu erreichen, weil im Grunde feine ernten trennenden Gegen 
fäge vorlagen. Dies war 3. B. im Königreih Sadfen 
der Fall. 

In den ſechziger Jahren Hatte die partikulariftiiche 
Strömung in Sachſen und in anderen Kleinjtaaten manche 
Berührungspunfte mit jenem Teile der Sozialdemokratie, 
welcher die mit dem Krieg von 1866 eingeleitete nationale 
Entwidlung heftig befämpfte. 

Nah den Ereignijjen von 1870 verlor der Parti— 
fularismus viele jeiner jozialen Stüßpunkte. In dem in: 
duftriellen Sachſen verschwand er fait gänzlih, und dort 
war es auch, wo die Einigung der einzelnen Gruppen 
der herrjchenden Klafje am rafcheiten erreicht wurde. 

Anfangs der achtziger Jahre Hofften die Sammlungs= 
politifer in der Reichshauptſtadt cinen enticheidenden 
Schlag führen zu können, und zwar in erfter Linie gegen 
den „Fortſchrittsring“, der als der „Rährboden“ und 
die „Borfrudt” der Sozialdemokratie bezeichnet wurde. 

War diefe Auffaſſung zutreffend ? 

Die Fortſchrittspartei ift ihrer Vergangenheit und 


Be — 


ſozialen Stellung nach die Partei des freien Erwerbs, des 
freien Handels und Verkehrs und die Vertreterin der über— 
lieferten liberalen Anſchauungen in Bezug auf Heerweſen, 
Vereins- und Preßfreiheit. 

Der Sozialismus iſt der Gegenſatz des Individualismus. 
Er ſtrebt einer neuen ſozialen Ordnung zu, in welcher die 
ſchaffenden Kräfte genoſſenſchaftlich zuſammengefaßt ſind. 

Mit dem Inhalte des Sozialismus hatte alſo die 
Fortſchrittspartei keine Gemeinſchaft. Die ſozialen Zuſtände 
waren nicht das Werk der Parteipolitik. Die elementare 
Wucht der ökonomischen Entwidlung Hatte die Feſſeln des 
Feudalismus gejprengt, und der Liberalismus Hatte dabei 
nur Handlangerdienite verrichtet. 

In ihrer Unflarheit über das Wejen und die Trieb- 
fräfte der jozialen Bewegung waren die Sanımlungspo= 
Itifer unfähig, der Sozialdemokratie eine zielbewußte Re— 
formpartei gegenüberzuftellen. Die Früchte des TFeldzuges 
gegen die FFortjchrittspartei konnten daher aud nur den 
Sozialdemokraten zufallen. 

Indeſſen vollzog fi) die Mobilmadhung der „Berliner 
Bewegung” unter günftigen Unftänden. Bor allem war 
es mit dem nervus rerum der Kriegführung gut beitellt. 
Aus den Händen eines patriotiihen Berliner Groß— 
kaufmanns floſſen Summen, wie jie bis dahin jelten 
einer politiihen Partei zur Verfügung geftanden. 

Die Regierung blidte mit Wohlwollen auf das „Er— 
wachen des Volksgeiſtes“. Ja man Hat behauptet, 
— die Beweiſe dafür fonnten nicht erbradyt werden, — 
die Duelle des Golditroms jei der Reptilienfonds 
gemwejen. 

Große Volksfeſte wurden veranftaltet, wo die Be— 
geilterung der antijemitifchen Sprengkolonnen mit Freibier 
entfacht wurde. 

Während ſeiner kurzen Lebezeit verſchlang das Organ 
des antiſemitiſchen Hauptvertreters allein eine halbe Million. 

Auch die Chriſtlich-Sozialen waren in der Berliner 
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Sammel-Bewegung aufgegangen; fie bildeten ihr organi— 
ſptoriſches Element, weil fie eine gewiſſe politiihe Schulung 
mitgebradt Hatten. 

Die geworbenen Anhänger refrutierten ſich zumeiit aus 
den Reihen der Heinen Beamten und Handwerker. Das 
Wachstum der Großinduftrie und des Großhandels Hatte 
viele Kleine Leute geihädigt, deren Unmwifjenheit im 
wirtihaftliden Fragen jie aufnahmefähig machte 
für die Überzeugung, die öfonomischen Wandlungen jeien 
lediglih der Gejchäftspraris der jüdiſchen Raſſe zus 
zujchreiben. 

Die Wahlen de3 Jahres 1884 zeigten den Höhepunkt 
der mit Treibhauswärme erzeugten Agitation. Die 
innere Unflarheit der Bewegung mußte ihren Niedergang 
herbeiführen. 

* * 

Eine innerlich berechtigte, über ihre Ziele klare 
Partei erſtarkt im Kampfe mit Schwierigkeiten. 
Als die Berliner Bewegung ſich die Gegnerſchaft der 
Regierung zuzog, war der Zuſammenbruch ihrer 
Organiſation entſchieden. 

Fürſt Bismarck glaubte in der Bewegung kirchliche 
Sonderbeſtrebungen wahrzunehmen, die ſeine Politik 
kreuzen und ihn in Konflikt bringen könnten mit den politi— 
ſchen Faktoren, die ihn jeit 1866 im Kampfe gegen die der 
nationalen Entwicklung widerjtrebenden Mächte unterjtügt 
hatten. 

Bertraut mit den perjönlichen VBerhältniiien in den 
höchſten Kreifen, mußte Fürſt Bismard mit allen Even: 
inalitäten rechnen, die nad) dem Tode des alten Kaifers 
eintreten konnten. 

Er empfand die geräufchloje Thätigfeit von Höflingen, 
die das kirchliche Gebiet zur Befriedigung ihres Ehrgeizes 
erwählt hatten und geblendet von den Scheinerfolgen der 
„Berliner Bewegung” in die Nähe ihres redegewandten 
geiftlichen Führers gerückt waren. 


Der jtill wirkende Einfluß, den ſolche Leute in gededter 
Stellung ausübten, wurde damals vielleicht überfchägt, weil 
er irrtümlich einer befannten militäriichen Berfönlichkeit 
zugejchrieben wurde. 

Wo jih Spuren des Niedergangs zeigen, da finden 
Zwiltigfeiten einen fruchtbaren Boden, und der Abfall 
wartet nur auf eine günftige Gelegenheit. 

In den Jahren 1887 und 1888 vollzog ſich die Auflöjung 
der alten „Berliner Bewegung”. Wer mit der Negierung 
rechnen mußte, änderte feine Stellung oder zog ſich zurück. 

Die der fonfervativen Drganijation angegliederte 
hrijtlih=joziale Gruppe hatte die Mehrzahl ihrer Mit: 
glieder verloren und war in der böjen Gejellichaft des 
Radau-Antijemitismus von ihren fozialen Zielen 
abgedrängt worden. Man kannte faum noch den von 
Adolf Wagner entworfenen fozialen Teil des Pro— 
gramms, das u. a. recht zeitgemäße Forderungen, wie Die 
Verleidung von Korporationsredhten an die Fachver— 
eine Der Arbeiter und eine den allgemeinen Intereſſen 
entjprechende Erweiterung der Staats- und Gemeinde: 
Betriebe verlangte. 

Wollte diefe Gruppe nicht untergehen, ſondern Lebens: 
fähigkeit erlangen, jo blieb ihr nur ein Weg übrig: Sie 
mußte mit aller Energie für die großen Sozialreformen 
eintreten, die £onjervativen Maſſen mit wahrhaft jtaatser: 
baltenden Grundjägen, d. 5. vor allem mit Veritändnis 
für die jozialen und wirtichaftlichen Fragen erfüllen und 
dann verjuchen, die Eonjervative Partei in eine Volks— 
partei umzumandelı. 

Gelang dies nicht, jo mußte jelbjtändig vorgegangen 
md im Gegenſatze zur verfehrten Sanmelpolitif 
mit aller Entfchiedenheit Stellung genommen wer: 
den gegen Die verblendeten Feinde der Sozial: 
reform, gegen die Freunde der Staatsſtreichsge— 
Lüfte, gegen die eigentliden Nährväter des Um: 
ſturzes. 
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Für die politifhe Strategie beſtehen dieſelben 
Grundſätze wie für die militärische. 

Nachdem dur die Erfahrung zur vollen Klarheit er: 
wieſen iſt, wer dem Umfturze, ſei es duch falſche Maß— 
nahmen, ſei es durch Unkenntnis des Terrains oder 
ein Verkennen der natürlichen Aufgaben der Staatsgewalt, 
die wirkſamſten Waffen, die kräftigſten Nährſtoffe 
liefert, kann es nichts Dringenderes geben, als dem 
Umſturze dieſe Lebenszufuhren abzuſchneiden. 

Wird der Kredit einer Partei durch die Haltung ihrer 
Führer untergraben, ſo verliert ſie ihre Werbekraft und 
Kampffähigkeit, und Niederlagen können nur vermieden 
werden, wenn jede entſcheidende Aktion nach außen unter— 
bleibt, bis im Inneren Wandel geſchaffen iſt. 


* * 


* 

Im Frühjahr 1889 wurde dem Hofprediger Stöder 
von der failerlihen Kabinetsfanzlei anheimgeftellt, zwiſchen 
der öffentlichen politiichen Thätigfeit und feinem Hofamt zu 
wählen. Er entichied ſich für das Ießtere. 

Diefer Umstand verjchaffte den Iebendigen Kräften in 
der chriſtlich⸗ozialen Partei die nötige Bewegungsfreiheit, um 
in eine lebhafte Agitation für die Sozialreform einzutreten. 

Die Eonjervativen Bürgervereine von Berlin ſtanden 
bald der Mehrzahl nah) unter dem beherrichenden Ein— 
fluffe der hrijtlichefozialen Redner und ihres Preßorgans, 
des „Volk“. 

Ein Widerftandsverfuh der Kartellpolitifer fcheiterte, 
nachdem ihre Wortführer in einer öffentlichen Eonjervativen 
Volksverſammlung, die anläßlich des rheinischen Kohlen- 
arbeiterjtreif3 jtattgefunden Hatte, unterlegen wareıt. 

Auch die Bemühungen des Kaufmanns Rappo, des 
damaligen Führers der Konjervativen des 2. Wahlfreijes, 
eine Öegenfundgebung zu jtande zu bringen, „um die bes 
figenden Klaſſen zu beruhigen”, mißglüdte. Es muß Dies 
Ihon deshalb erwähnt werden, weil in demjelben Wahl- 
kreis und jpeziell im leitenden Berein „Rappo“ 5 Jahre 
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fpäter eine bedeutiame Manifeltation gegen die Staats: 
jtreichler und Umjtürzler jtattfand. 

Eine weitere Stärkung der neuen chriſtlich-ſozialen 
Strömung, die nun aud die Eonjervativen Vereinigungen 
der Provinzen ergriff, erfolgte durch die Kaiſerlichen Erlaſſe 
vom 4. Februar 1890. 

An einzelnen Orten überrafchten zwar die von Berlin be: 
rufenen Redner durch ihre fozialen Ausführungen, aber es ge- 
lang ihnen doch, Brejche zu legen in die alten Irrtümer und 
feitgerofteten Vorurteile. Ein frifcher, belebender Zug drang in 
die lange vernadjläfjigt gebliebenen Eonjervativen Organi: 
jationen und führte hier und da auch zu Neubildungen. 

Entgegen den Gepflogenheiten der Antifemiten traten 
die chriftlich-fozialen Redner den Sllufionen der Handwerker 
bezüglich der Wirkungen der Einführung des Befähigungs: 
nachweiſes und ähnlicher Mittelchen entgegen, fie verur: 
teilten die Agitation gegen Konjumvereine und Waren: 
häufer, indem fie Aufklärung über den Gang der mirt- 
ſchaftlichen Entwidlung verbreiteten. 

Den fogenannten Mittelftandspolitifern wurde beijpiels- 
weiſe entgegengehalten, daß die jtädtijhen Bezugsver— 
einigungen 2c. genau demfelben Bedürfnis entjpringen 
wie die Ländlichen Bezugsgenoſſenſchaften. 

Der Gedanke, die chriltlich-foziale Partei auf die 
breitere Örundlage einer „Soztalmonardiiden Ber: 
einigung“ zu jtellen, fand aud in vielen Eonjervativen 
Drganijationen großen Beifall. Die Statuten waren ſchon 
beraten, das chriſtlich-ſoziale Organ rührte die Werbe: 
trommel, und aus verjchiedenen Teilen des Staates Tiefen 
Anmeldungen zum Beitritt ein. 

Stöder war nämlich Damals der Meinung, der Name 
„chriſtlich“ verhindere die Ausdehnung der Partei. Auch 
wollte er einem Sammlungsplane zuvorkommen, der in 
jener Zeit von einigen ſozial gerichteten nationalliberalen 
Abgeordneten in Erwägung gezogen wurde. 

Doch der Widerſpruch einzelner konſervativer Freunde 
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und vielleiht auch die Entlafjung Stöders aus dem Hof— 
dienſte waren Urfache, daß die ganze Aktion wieder ein— 
geitellt wurde. 

* m * 

Die energiſche Agitation, welche ihren geiſtigen Mittel— 
punkt in dem chriſtlich-ſozialen Organ gefunden hatte, nahm 
indeſſen einen guten Fortgang. 

Ihr bedeutendſter Erfolg war zweifellos die auf dem 
Tivoli-Parteitage in Berlin durchgeſetzte Streichung 
des Programmſatzes, welcher die alten, mit ſo großen 
Mißerfolgen angewendeten Gewaltkuren gegen die Sozial— 
demokratie empfahl. 

Als aber 1893, in einem auch von mehreren nam— 
haften Konſervativen (darunter Graf Roon) unterzeichneten 
Aufruf die Aufſtellung ſelbſtändiger chriſtlich-ſo— 
zialer Kandidaturen proklamiert wurde, begannen 
die Führer der konſervativen Parlamentarier unruhig zu 
werden. Die jo häufig an die Adreſſe des hriftlich-fozialen 
Organs gerichteten Zenjuren der „Konſervativen Kor— 
refpondenz” nahmen einen immer jchärferen Ton an. 

AndererjeitS begann die Ngitation des „Bundes der 
Landwirte”, gejtügt auf eine mit reichen Mitteln ausge— 
rüftete Tageszeitung und einen umfajjenden Organijations- 
apparat, die den allgemeinen Interejjen dienlichen Be— 
jtrebumgen einzuengen. 

Die Erkenntnis der Urſachen und des innigen Zu— 
ſammenhanges aller wirtichaftlihen Mißſtände in In— 
duftrie und Landwirtichaft war in der Landbevölkerung 
noch nicht weit genug vorgejchritten. 

Zuverſichtliche Verjprechungen auf raſche, ausgiebige 
Staatshilfe mußten die Bemühungen derjenigen erſchweren, 
welche die ſoziale Befreiung der notleidenden Klaſſen von 
einer langen, ſtetigen und harten Arbeit im Dienſte der 
organiſchen Sozialreform und des Gemeinwohls ab— 
hängig machten. 

Für die agrariſchen Zukunftsſtaatspolitiker 
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giebt es feine organiſche Entwicklung durch die Arbeit. 
Da3 Unbehagen von Tauſenden überjchuldeter Ritterguts— 
befiger it jchiverer zu ertragen, als das vieljährige Elend 
der Zohnproletarier. 

Das Umfturzprojekt des Grafen Kanitz jollte nach 
der Abjiht der Mgrarier unbefümmert um den Stand der 
gefamten Weltwirtichaft ſchleunigſt verwirklicht werden. Das 
war aber auf parlamentariishem Wege nur möglich durch 
Bundesgenofjen von der Art des Herru von Stumm. 


Graf Kanig und Freiherr von Stumm find in der 
That Typen der herrjchenden jozialen Gruppen. Beide 
wollen ein patriarchaliiches Regiment; beide find Gegner 
der Arbeiterorganijationen; beide verlangen Einrichtungen, 
die den Rohnarbeiter in feiner Bewegungsfreiheit hindern 
und ihn dauernd dem geiftigen und materiellen Drud des 
Arbeitgeber unterwerfen ſollen. Wo aber diefer Geift 
herrſcht, giebt er jelbitverfiändlich auch den ſonſt Löblichen 
Inftitutionen fein Gepräge, die der „Arbeiterwohlfahrt” 
dienen ſollen. 

Dem neuen Zweibund der Feudalen der Großinduftrie 
und des Großgrundbefiges konnten die fartellfeindlichen, 
jozialreformerischen Elemente der fonjervativen Partei ernite 
Scwierigfeiten bereiten. 

AS daher nad der Ermordung Carnots, des Präſi— 
denten der franzöfiichen Republik, der Feldzug der Sammel- 
politifer in der freifonjervativen Preſſe und den ihr nahe 
ftehenden Regierungsorganen eröffnet wurde, lieg man 
feinen Zweifel darüber, daß die Entfernung der Chriſtlich— 
Sozialen aus der Zonjervativen Partei Grumdbedingung 
eines erfolgreihen Zufammenmwirfens von Ugrariern und 
indujtriellen Großproduzenten jei. 

Die Erfüllung diefer Bedingung war num keineswegs 
jo leicht, wie angenommen wurde. 

Die Kartellpolitif galt feit ihrer Niederlage bei den 
Wahlen von 1890 bei den Konjervativen als endgiltig ab— 
gethan. 
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Die konſervative Provinzpreſſe ſtand zum größeren 
Teil unter dem Einfluffe des chriſtlich-ſozialen Organs in 
Berlin, das in zündenden Worten zur Rüftung und zum 
MWiderftand aufrief. Und mit diefer Sadhlage mußte aud) 
die fonjervative Barteileitung rechnen. 

Sp jtanden die Dinge im Sommer 1894, kurz vor 
der Königsberger Rede des Kaijers, die zum Kampf 
gegen den Umfturz aufforderte. 

Am 27. Auguft begab fih der Neichsfanzler Graf 
Gaprivi zur Erholung nad Karlsbad, während der 
Minifterpräfident die Tyerienzeit ſchon Hinter ſich hatte und 
die gewohnte Ruͤhrigkeit entfaltete. 

Graf Eulenburg war e8 denn aud, der im Beifein 
des Freiherrn von Qucanus dem Raifer eine Deputation 
ojtpreußifher Mitglieder de8 Bundes der Landwirte 
vorſtellte. Die heftigen Ausfälle einzelner Bundesredner 
gegen die Handelsverträge, für die der Kaifer perfön- 
lich eingetreten war, wurden auf diefe Weife einigermaßen 
ausgeglichen. 

Sn der „Norddeutſchen Allg. Ztg.” erfchienen um 
diefe Zeit täglich Aufläge zu Gunften der Sammlung der 
„ſtaatserhaltenden“ Parteien. 

No zeigte die Fonfervative Preſſe wenig Neigung 
für die Kartellpolitif und Umſturzgeſetze. 

Der „Reichsbote“ verlangte von der Regierung vor 
allem ein klares und pofitives Programm. Erſt folle 
man das Panier entrollen und dann die „Ichmetternden 
Fanfaren“ zur Sammlung ertönen laſſen“ (1. Septbr. 1894). 


Stöder ſchrieb von Hof Reinthal an feine Getreuen 
(Reichsbote v. 8. September), man jolle nit an Ver— 
faffungsänderungen und Ausnahmegefege denken. Er ver: 
Iangte dafür neben dem bejtehenden ReichSparlament eine 
Vertretung der Berufsorganifationen. *) 

=, In | den legten Jahren hat ſich Stöder zu der Anficht befehrt, 
daß das Neichsparlament aus Vertretern der Berufsorgantfationen ge— 


bildet werben joll. 
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Wenige Wochen nad) feiner Rückkehr in das Getriebe 
der Hauptitadt, ſchien Stöder feine Meinung geändert zu 
haben. Denn in einem Auflage der „Deutihen Evan: 
geliihen Kirchenzeitung“, der zum Teil von der 
„Berliner Volkszeitung” übernommen wurde und dadurch 
die Aufmerfjamfeit der Tageszeitungen erregte, war zu lejen: 
Die deutihen Bundesfürften, welche die Reichsverfaſſung 
gegeben, können auch eine Anderung vornehmen. 


* * 
* 
Unterdeſſen waren die Vorberatungen für ein Umſturz— 
geſetz beendet worden. 


Im Miniſterrat wurde Wochen hindurch heiß darum 
gekaͤmpft, ob die mildere oder die ſchärfere Auffaſſung 
des Gejeßes zur Vorlage gelangen ſolle. Für letztere trat 
Graf Eulenburg mit Feuereifer ein, während Freiherr 
v. Berlepjh und Miguel nur ein „Eleines“ Umſturz— 
geſetz zulaffen wollten. 

Die mädtigiten Einflüfje wurden zu Gunjten der 
Anfichten de8 Grafen Eulenburg geltend gemadt. Daß 
die Situation hochernſt war, zeigte die Antwort des Kaiſers 
an die oftpreußifchen Landmwirte. Er jprad die Hoffnung 
aus, daß „erjhütternde Kämpfe” vermieden würden. 

In eingemweihten Kreijen wollte man Anhaltspunfte 
dafür Haben, daß die Umjturzvorlage nur die Einleitung 
zur Berfafjungsänderung fei. 

Da wurde plößlic in dem bereit erwähnten konſer— 
vativen Verein „Rappo“, deſſen ehemaliger Borjigender 
jtets enge Fühlung mit der Regierung gehalten und an 
der offiziöjen Agitation für die Militärvorlage 
lebhaften Anteil genommen Hatte, Alarm geſchlagen. 

Mitte Dftober fand nämlich in dieſem Verein eine 
Berfammlung ſtatt mit der Tagesordnung: Die gegen- 
wärlige politiiche Lage. Der Referent berichtete, daß das 
Gerüht von dem bevorjtehenden Sturze des Grafen 
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Caprivi richtig jei. Es liege Hier die erjte Frucht der 
intenfiven Thätigfeit der Sartellpolitifer vor. Graf Eulen— 
burg habe jih, wenn aud mit Widerjtreben, entjchlofjen, 
die Nachfolgerſchaft des Grafen Caprivi zu übernehmen. 

Die Befürchtungen, denen der Nedner bei diefem An— 
laß Ausdrud gab, waren in dem Entwurfe eines Schreibens 
an den Borjtand der fonjervativen Partei, zu Händen 
de3 Freiherrn von Manteuffel, in folgenden Süßen 
formuliert: 

„Die Pläne der SKartellfreunde haben feſte Geſtalt 
gewonnen. Reprefjivgejege zur Eindämmung jozialdemofrati- 
Iher und „verwandter demagogijher” Beltrebungen 
jollen eingeführt und das NReihstagsmwahlgejeh joll 
abgeändert werden. Dieje legte Eventualität ift unleugbar 
auh an mahgebenden Stellen Gegenjtand ernfler Er- 
mägungen gewejen, und für die Ermöglihung der Durch— 
führung wird mit Hochdruck gearbeitet... . 

Wir müſſen die Überzeugung ausfprechen, daß eine 
Verwirklichung diefer Abfichten die inneren Schwierig= 
feiten in einer Zeit vermehren würde, wo täglich 
auswärtige Berwidlungen unjere ganze Aufmerk— 
ſamkeit beanfpruden können . . .. 

Eine Unterſtützung der gehäſſigen Klaſſenpolitik 
und der gefährlichen Experimente der Kartellfreunde 
würde die Einheit und Macht der konſervativen Partei 
brechen und die Sache des Staates und der Monarchie 
unheilbar ſchädigen.“ 

Die in dieſer Zuſchrift aufgeſtellten Behauptungen ſind 
damals weder von der konſervativen Parteileitung 
noch von Stöcker beſtritten worden. Die Veröffentlichung 
erfolgte im chriſtlich-ſozialen Organ, wo man offenbar 
ganz beſondere Gründe Hatte, immer wieder auf die Ge— 
fahren der Lage Hinzumeijen. 

Sedenfalls madte die Kundgebung des Vereins 
„Rappo“ im Reichskanzleramt einen überrafchenden Eindrud. 

Einige Wochen jpäter war Graf Caprivi nicht mehr 
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Reichskanzler, aber auch Graf Eulenburg mußte ſich 
zurückziehen. 

Da aber Fürſt Hohenlohe und Herr von Miquel 
zu gefährlichen Experimenten nie die Hand bieten würden, 
ſo iſt ſeit 1894 in Berliner Regierungskreiſen die Idee 
einer gewaltſamen Veränderung der Reichsverfaſſung 
nicht mehr erörtert worden. 

Das Projekt, den Reichstag aus Vertretern der 
Landtage zu bilden, entitand im legten Amtsjahre des 
Fürften Bismard. Es fonnte damals in den höchſten 
Kreifen al3 Grund gegen das Verbleiben des Fürſten im 
Amte angeführt werden. 

Unter dem Eindrud einer Niederlage, die gefommen war, 
als die Kartellpolitifer den Sieg ſchon gejichert glaubten, 
entftand ein jo reduzierte® Umfturzgejfeß, daß jelbit feine 
Berteidiger im Grunde wenig Intereſſe dafür zeigten. 

Der im Januar 1895 abgehaltene Parteitag der Berliner 
Konjervativen unterließ es, Stellung in der Frage zu nehmen, 
um unliebjamen Crörterungen mit den Chriſtlich-Sozialen 
aus dem Wege zu gehen. Herr von Manteuffel nannte 
jogar in dieſer Verfammlung das hriftlichefoziale „Wolf“ 
das einzige Volksblatt der Konjervativen, das in Bezug 
auf eine jtärfere Verbreitung in Betracht fomme. 

Mehr als die Hälfte der Berliner Bürgervereine hatte 
überdies in der fritiichen Periode gegen alle Umjturzgejege 
Stellung genommen. 

Sn demjelben Monat fand man in dem leitenden 
Drgander Konjervativen einen fräftigen Borjtoß gegen 
den Scharfmader für das patriardalifche Regiment. 

Es war der legte Widerjtandsverfuh gegen Die 
wachjende Macht des Freiherrn von Stumm. 

Sn einem Leitartikel, der von einem hervorragenden 
Staatömanne infpiriert war, jchrieb die „Kreuzzeitung“: 

„gu den unter der Eimwirfung des Wandels der 
Zeiten inhaltslos gewordenen und darum ſchädlichen 
Vorftellungen gehört es vor allem, daß die Menge, die 
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auf ihrer Hände Arbeit angewiejen iſt, mit dem ‚patri- 
arhaliihen‘ Wohlwollen geleitet werden könne, wie es 
ehedem, d. 5. jo lange am Plate war, als diefe Menge 
ih ihre politiſche Gleichberechtigung noch nicht errungen 
hatte und deshalb auch auf dem jozialen Gebiete nicht den 
Anſpruch erhob, an dem großen Tiſche der Menjchheit mit- 
zuejlen. Seit fie gleih den ‚Männern von Bejig und 
Bildung‘ an die Urne gerufen wird, will fie ſich von dieſen 
nicht mehr vorjchreiben laſſen, wieweit ihre Anſprüche an 
das Leben gehen dürfen und was fie ſich im Intereſſe der 
den oberen Zehntaujend zuftehenden Anteile zu verfagen 
haben... Mit faliden Mitteln läßt ſich ein 
rihtiger Zwed nicht erreichen; im Privatleben gilt 
das al3 triviale Wahrheit; warum muß es in der 
Dffentlihkeit faft ftetS erneut gepredigt werden? 
Warum? Weil die Interejfen überall mächtiger 
jind, als die Einſicht, weil die Selbſtſucht ganze 
Zilaffen verblendet, und — um gerecht zu fein — nicht 
zum wenigſten wohl auch, weil die verwidelte Natur der 
modernen Verhältniſſe es jehr erjchwert, die Dinge fo 
zu jehen, wie fie wirflih ſind . . Deshalb wieder: 
holen wir hier, und werden deſſen nicht müde werden: 
Ein feſtes Negiment im guten Sinne kann nur dasjenige 
fein, da8 der Ausbeutung, wo fie ihr begegnet, un- 
erſchrocken enfgegentrift, dabei aber niemals vergißt, daß 
da3 deutſche Königtum, vor allem das der Hohen- 
zollern, feinen beiten Ruhmestitel von jeher in dem 
Namen: ‚roi des gueux‘ erblidt. Das iſt der Geift, 
der aus der Kaijerlichen Botichaft von 17. November 1881 
pridht, der die Erlaffe von 1890 erfüllt. Diefer Geift ift 
der der neuen Zeit im höchſten und edeljten Sinne des Wortes, 
davon wollen wir nidyt laffen, von diefem Wege nidt 
meiden, wie wenig anmutig im Leben ſelbſt jo manches auch 
erjcheinen möge, was in der Neinheit der ‚Idee‘ entzückt.“ 

Ah wie bald — jollte die „Kreuzzeitung“ von dieſem 
Geilte Tajfen, von diefem Wege weichen! 
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Kaum war die kleine Umſturzvorlage eingeſargt, als unter 
nichtigen Vorwänden der Kampf gegen die „böſen Geiſter“ 
im konſervativen Lager, welche die Kartellpläne ſtörten, 
mit verdoppelter Heftigfeit wieder aufgenommen wurde. 

Sn der „Kreuzzeitung“, in der „KRonjervativen 
Korreipondenz” und in einem badischen Blatte erfchienen 
lange Artifelferien, im denen die Scheidung der Konſerva— 
tiven von den „Sozialiten“ und „Demokraten“ des chriſtlich— 
jozialen Organs verlangt wurde. Was man legteren zu— 
traute, war in dem Sage ausgeſprochen: „Die fonjervative 
Partei muß vor der Shmad bewahrt bleiben, von 
dem Leiter des ,‚Bolfs’ in das Lager des Juden 
Laſſalle geführt zu werden.“ 

Freiherr von Stumm war von diefen Auflägen jo 
entzüdt, daß er mit dem Verfaſſer, der, als er noch Korreftor 
der „Frankfurter Zeitung“ war, jich zu fozialrevolutionär- 
atheiftiichen Grundjäßen bekannte, behufs Übernahme der 
Redaktion der „Poſt“ in Verbindung trat. Da aber der 
Bertreter „des patriarhaliihen Regiments die verlangte 
geiftige Unabhängigkeit in der Leitung de3 Blattes nicht 


gewähren konnte, fcheiterten die Verhandlungen. 
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Unterdeſſen war Stöcker in's Gedränge gekommen 
durch die im Anſchluß an den Hammerſtein-Skandal 
erfolgte Veröffentlichung des ſogenannten Scheiterhaufen— 
briefes. 

Das amtlihe konſervative Parteiblatt benutzte Die 
Gelegenheit, um Stöcker in einer Bemerkung über das 
Aktenſtück abzuſchütteln. Auch der „Reichsbote“ ver— 
urteilte den Brief vom ſittlichen Standpunkte aus. 

Im Winter 1895/96 wurde die Angelegenheit dem 
Elferausshuß unterbreitet. In den Verhandlungen wurde 
aber der Scheiterhaufenbrief weniger eingehend behandelt 
und das Hauptgewicht auf die Haltung des Hriftlich-fozialen 
Organs gelegt. 

Bergebens betrat Stöder den Weg der Zugeltändnijfe. 
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Vergebens ſtellte er nicht nur Veränderungen im „Volk“ in 
Ausſicht, in der letzten Sitzung konnte er auch ſchon mit— 
teilen, daß er Veränderungen durchgeſetzt und dabei die 
Empfehlung eines konſervativen Abgeordneten aus Weſt— 
preußen benüßt habe. 

Der Elferausfhuß war unerbittlich. 

Nachdem er Stöder zur Demiffion gezwungen, erzählte 
Graf Klinkowſtröm in einer Berfammlung in Königsberg 
die einzelnen Epijoden der „friedlich-chiedlihen” Trennung. 

Der Führer der Chriftlih-Sozialen Hatte ſchließlich in 
feiner Abjchiedsrede an die führenden Junker der kon— 
jervativen Partei die denfwürdigen Worte geſprochen: 
„Ihnen das Land und mir die Städte“ Und ein 
Ausihußmitglied geitattete fich dabei den Zuruf: „Aber 
nur die großen Städte“. 

Stöder hat Wort gehalten. 

Für feine erite VBerfammlung nach der Krije wählte 
er eine agrariihe Tagesordnung. 

Mit Rückſicht auf die neu gewormenen geijtlichen Mit: 
arbeiter beteiligte er jih audh an der Gründung eines 
Evangeliihen Arbeitervereins für Berlin, obwohl er 
früher fonfjequenter Gegner einer ſolchen Gründung war. 

Entgegen der früher vertretenen Anficht, Berlin könne 
erit wieder vom Lande aus erobert werden, d. h. wenn 
die Zandbevölferung (3. B. Wahlfreife wie die des 
patriarhaliihen Grafen Limburg: Stirum) für die So— 
ztalreform gewonnen jei, erklärt Stöder jeßt: 

„Berlin muß das Joh der Sozialdemofratie 
breden.” 

Und bezüglich der Organifation der Chriſtlich-Sozialen 
für den Diten, die auf einem bejonderen Parteitag bes 
raten werden ſollte, it es jtille geworden. 

Alſo will e3 die Barole: Ihnen das Land und mir 
die Städte! 

Ob dieſer Opfermut wohl die verdiente Anerkennung 
finden wird? 


Die Mächte des Umfturzes und die jtaats- 
erbaltenden Intereſſen. 


Ffreiherr von Stein, der rettende Staatsmann in den 
Zeiten tiefſter Erniedrigung, hatte ſeine Königstreue dadurch 
betätigt, daß er unbekümmert um Verfolgungen und Un— 
gnade auch an höchſter Stelle ſeinen Überzeugungen Aus— 
druck gab. 

Als der Krieg drohte, verlangte er, daß man ſich durch 
geeignete Reformen „des bereitwilligen und freudigen Opfer— 
muts der Nation verſichere“. 

Der Geiſt, in dem die verlangten Maßnahmen durch— 
geführt werden ſollten, ſpricht aus den nachſtehenden Worten 
des großen Staatsmannes: 

„Um ein Volk zu erheben, muß man dem unter— 
drückten Teile desſelben Freiheit, Selbſtändigkeit 
und Eigentum geben. Denn nur die freie Arbeit 
ernährt ein Volk nachhaltig. Nur der freie Mann 
weiß ſeinen Herd zu verteidigen.“ 

Die Realiſierung dieſer Ideen konnte Freiherr von 
Stein jedoch erſt anbahnen nach einer Kataſtrophe, nach 
einem Zuſammenbruche, wie ihn die Söhne und Enkel der 
Generation aus der Zeit Friedrichs des Großen für 
undenkbar gehalten hatten. 

Aber auch dann war die herrſchende Klaſſe bemüht, 
das von Stein begonnene Reformwerk zu beeinträchtigen 
und zu ſtören. 

Die Sprache der gegen das Finanzedikt vom 27. Ok— 
tober 1810 (betr. die gleichmäßige Beſteuerung der Staats- 
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bürger nach ihrem Vermögen) gerichteten „Denkſchrift 
der Stände des Lebus-Storckow- und Beeskowſchen 
Kreiſes an den König“ erinnerte vielfach an den Ton 
gewiſſer Wortführer der Agrardemagogie. 

Die Unterzeichner der Denlſchrift charakteriſierte Stein 
in einem Briefe wie folgt: 

„Dünkelvolle, egoiftifchhe Halbwifer, Menden, 
die nah Stellen und Vorteilen ftreben, und ein 
Haufen bösartiger oder dummer Screier, welde 
die Dur Notwendigkeit gebotenen Opfer nidht tra— 
gen wollen, jondern jedes Mittel ergreifen, um ſich 
den Lajten zu entziehen und fie auf die Schultern 
ihrer Mitbürger zu wälzen.“ 

* 

Sreiherr von Stumm hat fürzlid in einer Anſprache 
an jeine Wähler der reaktionären Sammelpolitif jeine Hul— 
Digung Dargebradt, indem er betonte, daß er während 
feines parlamentariichen Wirkens bereit3 mehrfach Gelegen- 
heit gehabt hätte, feine Übereinftimmung mit dem Grafen 
Kanik zu befunden. 

Der Beherricher des Saargebiet3 jtellte ſich bei diejem 
Anlaß als Mitglied des Adelsſtandes, des Nähr- und 
MWehrjtandes vor, und meinte, der Ausdrud „vierter 
Stand” fei „Unfinn“. 

Es ijt wahricheinlich, daß Yyreiherr von Stumm, wenn 
er 3. B. als Abkömmling irgend eines Helden der Kreuz— 
züge im vorigen Jahrhundert gelebt Hätte, nicht für Die 
„revolutionären“, der Emanzipation des dritten 
Standes gewidmeten Bejtrebungen des Freiherrn von 
Stein, jondern für die Aufredhterhaltung der vom Adels— 
ftand vertretenen jozialen Ordnung eingetreten wäre, wie 
er heute für ein plutofratijch- il u Regi⸗ 
ment eintritt. 

Deshalb gehört aber Freiherr von Stumm keineswegs 
zum Adelsſtand in ſeiner hiſtoriſchen Bedeutung, ſondern 
nur zum Titular-Adel. 
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Woher kommt die Bezeichnung vierter Stand? Nah 
wiſſenſchaftlich-hiſtoriſcher Auffaffung Herrichte der erite 
Stand, als die Kirche auch die foziale Macht, die Güter 
in Händen Hatte, und jelbit die Fürſten von dieſer fozialen 
Macht abhängig waren. 

Die Herrihaft de8 zweiten Standes umfaßte Die 
Beriode des Feudalismus und der von ihm in den ſo— 
zialen Einrichtungen geſchaffenen Machtverhältniſſe. 

Diefer Adelöftand erzwang beijpielsmweile vom König 
Ludwig XVI. die Zurüdnahme des Dekrets über die Auf: 
hebung der Zünfte, weil er darin eine Verlegung der 
bejtehenden ſozialen Ordnung erblidte. 

Zum dritten Stande zählten damals alle, welde 
die alte foziale Drdnung (die Macht des Feudalismus) be- 
jeitigt willen wollten, auch hochadelige Herren, die ſich von 
dem engherzigen Klaſſengeiſte emanzipiert hatten. 

Allerdings waren das Männer, welche geiltig auf 
der Höhe ihrer Zeit jtanden...... 

Nun iſt für jeden erkennbar feitgejtellt, daß die wirt: 
ihaftliche Entwiclung und die fteigende Konzentrierung der 
Kapitalien bewirkt haben, daß aus dem dritten Stand 
wieder eine herrjchende Klafje, eine neue Art von Feu— 
dalismus hervorgegangen iſt. 

Die Folge ift, daß alle, weldhe in irgend einer Form 
dem Drude diefer Macht unterworfen werden und durch 
fie in eine mehr oder minder jorgenvolle Abhängigkeit ge— 
raten, — alſo auh die ungeheure Mehrzahl der 
Landwirte, — im geidichtliden und wiljenjchaftlichen 
Sinne des Wortes zum vierten Stand zählen. 

Selbit die meilten Mitglieder des Geburtsadels, 
darunter auch diejenigen, Deren Titel bei großen finanziellen 
und induftriellen Unternehmungen eine dekorative Verwen— 
dung finden, gehören zur abhängigen Klaſſe. 

Die beitehende Rechtsgleichheit und das allgemeine 
Wahlrecht heben die Machtunterſchiede nicht auf. 

Es verrät jeitens der „führenden Geiſter“ der herr: 
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ſchenden Klaſſe wenig Einſicht, wenn ſie gegen das allge— 
meine Wahlrecht immer wieder das beliebte Argument an— 
führen, dem vagierenden Tagelöhner dürfe nicht derſelbe 
Einfluß auf die Geſetzgebung gewährt werden, wie dem 
größten Staatsmann. 

Wirkt denn nicht täglich und ſtündlich der Einfluß 
von Beſitz und Stellung auf alle Beziehungen des 
menſchlichen Lebens! 

Wie wäre es denn ſonſt möglich, daß in Frankreich, 
wo ſeit fünfzig Jahren, bei großer Preß- und Redefreiheit, 
jeder Staatsbürger vom 21. Lebensjahre an in allen 
Vertretungskörpern das gleiche Stimmrecht ausübt, die 
Vertreter der nach Bildung und Beſitz maßgebenden Klaſſen 
über eine ſtarke Majorität verfügen? 

Oder, um ein naheliegendes Beiſpiel zu wählen: Der 
politiihe Einfluß des Freiherrn von Stumm iſt jo be— 
Deutend, daß es nur eines Wunjches bedurfte, um von der 
Negierung die Verjeßung eines Landrat3 und eines 
Dberlehrers zu erwirken, denen nichts anderes vorgehalten 
werden fonnte, als dab jie dem Patriarchen von Saar: 
brüden und Neunfirchen unbequem waren. 

Wo iſt der Wähler der Arbeiterklaſſe, der jich einer 
ſolchen politiihen Macht rühmen könnte? 

Allerdings giebt es Leute, die da meinen, jolche und 
ähnlihe Vorgänge ſeien mit den jtaatserhaltenden 
Grundjägen unvereinbar und trügen mehr zur Unter 
grabung der Staatsautorität bei, als Hunderte von 
anardiftiihen Brandreden.... 

Wie raſch können ſich Die Zeiten ändern! Wer weiß, 
ob nicht eines Tages die Freunde von Umſturzgeſetzen 
froh jein werden, daß ihre Projekte gefcheitert find! 


* * 
* 


Die Irrtümer, welche der blinde Haß über das Weſen 
und die Entwidlung der jozialen Bewegung verbreitet Hat, 
find fo feſt Hängen geblieben, daß fie zumeilen auch Heute 
noch von wohlmeinenden Politikern vertreten werdet. 
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So äußerte kürzlich Freiherr von Berlepſch in der 
„Sozialen Praxis“, Laſſalle habe zuerſt den Ausdruck 
„vierter Stand“ als Kriegsruf angewendet. 

Die kleine grundlegende Agitationsſchrift Laſſalles, das 
„Arbeiterprogramm“, beweiſt aber das Gegenteil. 

Und in dem mitten im Kampfe entſtandenen „Arbeiter— 
leſebuch“ heißt es: 

„Ich habe es ſchon Ihren Brüdern in Leipzig geſagt: 
Sie dürfen die Beſitzenden nicht haſſen, weder die 
Bourgeoiſie im allgemeinen noch die Unternehmer im be— 
ſonderen. Unſere Bourgeoiſie hat die beſtehenden Zuſtände 
nicht gemacht; ſie iſt nicht der Produzent dieſer Zuſtände, 
ſondern nur ihr unwillkürliches Produkt. . . .. 

Es iſt ein Ruf der Einwirkung auf die öffent— 
liche Ueberzeugung und das öffentliche Gewiſſen, mit 
dem wir uns erhoben haben. Es wäre das großartigſte 
Kulturfaktum, es wäre ein Triumph des deutſchen 
Namens und der deutſchen Nation, wenn in Deutſch— 
land die Initiative in der ſozialen Frage gerade von den 
Beſitzenden ausginge, wenn ſie aufträte als Produkt der 
Wiſſenſchaft und der Liebe, nicht als eine Gährung des 
Haſſes und der ſanseulottiſchen Wut. . . . . .. Sieht man 
denn nicht, daß man gerade nur durch die Wut 
ohne gleichen, mit der man ſich unſeren Beſtrebun— 
gen entgegenwirft, einen Konflikt und einen Haß 
unter den Klaſſen zu erzeugen droht?“s) 

Durch volfswirtihaftlides Wiſſen zur Klarheit. 
Durch Einheit und Disziplin zur genojjenjchaft: 
lichen Arbeit. 

*) Den Fürften und Staatsmännern hat Lafjalle folgende Berfe ge: 
widmet: 





Gejtalten könnt ihr, — könnt nit unterdrüden, 
Nicht wenden, nicht verzögern das Notwendige, 
Das mit der Lebenskraft zur Selbftentfaltung drängt! 
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Die Zeit vollzieht ſich — doch vollzieht ſie ſich 
Anders mit euch — und anders gegen euch. 
Weh euch, wenn ſie ſich gegen euch vollbringt. 
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Durch die ſoziale Befreiung zur nationalen 
Größe. 

Das war die Parole des Bahnbrechers der modernen 
jozialen Bewegung in Deutjhland. Hätten die gebildeten 
und bejigenden Klaſſen ihr rechtzeitig Verſtändnis ent— 
gegengebradht, jo wäre Freiherr von Stumm in der legten 
Seſſion des Neichtags nicht in der Lage gemwejen, den Ar: 
beitergenojjenjchaften wegen Mangels an Disziplin die 
Exiſtenzberechtigung abzufprechen. 

Die jtaat3erhaltende Politik zeigt im Gegenſatze zur 
Klafjenpolitif Vorausjiht. Sie fuht Inhalt und Be— 
deutung der fozialen Bewegung zu erfaljen, fie greift nicht 
itörend, fondern gejtaltend ein. 

Verheerende Ueberſchwemmungen mit ihren jchmweren 
Berluften und Dpfern find nur dann zu vermeiden, wenn 
man, jo lange e8 noch Zeit ilt, Flußregulierungen oder 
ähnliche poſitive Vorbeugungsarbeiten unternimmt, anftatt 
ih mit Notdämmen zu begnügen, welche die Flut nur 
tauen und ihre zerjtörende Gewalt erhöhen. 

Wie jeit der Ausdehnung der Heeresorganijation 
auf alle wehrhaften Bürger die Völferfriege jeltener 
und weniger blutig geworden jind, jo vermindert die zu— 
nehmende Organijation der Lohnarbeiter die Willfür- 
afte einerjeitS und die wilden Ausbrüche der Unzu— 
friedenheit (Zerftörung von Fabriken 2c.) andererfeits. 

Für die organijatorische Thätigkeit iſt es aber zu jpät, 
wenn die joziale Auflöjung zu weit vorgejchritten ift. Denn 
mit Schutt kann man nicht bauen. 

Wo die geiftige und fittlihe Spannkraft der Menjchen 
auf das äußerſte herabgedrüdt und ihre Widerjtandsfraft 
gebrochen erjcheint, da erliſcht auch die Organifationsfähig- 
feit und der Sinn für Selbitverwaltung. 

Sn Italien und Spanien fönnen Hunger und Ber: 
zweiflung noch unfruchtbare Emeuten hervorrufen, das 
Proletariat iſt aber nicht mehr im ftande, ſchöpferiſch 
einzugreifen. 
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Für Eurzfichtige Unternehmer mag Dies ein idealer 
Zuftand fein. Es fragt ſich nur, wie Lange. 

Die leitenden Klaſſen fönnen mit der blutigen Nieder: 
werfung der Arbeiter ſich einige Jahrzehnte Ruhe erfaufen, 
aber diefe Ruhe bedeutet dann joziale und fittlidhe 
Fäulnis. 

Das franzöſiſche Induſtrieproletariat beſitzt heute 
weder mächtige Gewerkvereine noch nennenswerte Genoſſen— 
ſchaftsorganiſationen. 

Dieſer negativen Errungenſchaft der Arbeitgeber ſteht 
aber die Thatſache gegenüber, daß in Frankreich im Ber: 
hältnis zu anderen Ländern die Erportinduftrie bedeu- 
tend im Rückſtande geblieben ift. 

Einzelne Zweige der Barifer Kunjtinduftrie wurden 
im legten Bürgerfriege völlig vernidhtet und damı 
von Flüchtlingen im Auslande zur Blüte gebradit. 

In den gefunden widerftandsfähigen Schichten 
der franzöjiihen Landbevölferung Hat dagegen das 
Genoſſenſchaftsweſen einen fruchtbaren Boden gefun— 
den und einen geradezu großartigen Aufſchwung ge: 
nommen. In einigen Gegenden it dadurd der Boden: 
ertrag um 12 Prozent gejteigert worden. Neben Dar: 
lehenskaſſen nah Raiffeiſen, Molfereigenofjenichaften, ge— 
noſſenſchaftlich organiſierten Viehmärkten und Pferde— 
züchtereien blühen Produktivgenoſſenſchaften und 
landwirtſchaftliche ISnduftrieen.*) 

Die ländliche Wohlfahrtspflege hat in Bezug auf 
Haushaltungsſchulen und Organiſation des Neben— 
erwerbs Erſtaunliches geleiſtet. 


*) Die Erfahrung zeigt bier, daß die ländliche Produktivgenofſen⸗ 
Ichaft, für die in Deutichland zuerft ein wahrhaft Eonjervativer 
Okonomiſt und praftiiher Landwirt, 3. H. v. Thünen, eintrat, eine 
große Zufunft hat. 

In einem kürzlich erjchienenen bedeutenden Wert (Großgrund: 
eigentum und ſoziale Frage von Dr. Fr. Oppenheimer. Deut: 
ſches Berlagshaus Vita, Berlin) wird die ländliche Produftivgenofien- 
ſchaft als Kern eines allmählih auch die induftrielle Produktion um: 
fafjenden Genoſſenſchaftsweſen dargeftellt. 
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Sept ſchließen fich die Bezirks: und Negional-Berbände 
in einen großen nationalen Bund zujammen. 

Das Minifterium Meline erfannte, daß in den praf: 
tiſchen Beitrebungen des franzöfiihen Bauernbundes, 
die auf der feſten Baſis des jozialen Fortſchritts, der 
organischen Reform und der praftifhen Wohlfahrts- 
pflege jtehen, eine gewaltige Fonfervative (erhaltende) 
Macht Liegt. 

Die Früchte diejer Erkenntnis find nicht ausgeblieben. 
Seit vielen Jahren hat Feine franzöfiihe Regierung einen 
jo laugen Bejtand gehabt wie das Minifterium Meline. 

Und bei den jüngften Kammermwahlen bedurfte es 
nit einmal bejonderer Anjtrengungen, um den Parteien, 
welche ſeither die Regierung unterjtügten, die große 
Mehrheit zu fichern. 


* * 
* 


Sn Deutſchland fteht die Regierung unter dem läh— 
menden Einflujfe des reaftionären Zweibundes, dem die 
Namen Stumm und Kanit den Stempel aufgedrüdt haben. 

Die reaktionären Umftürzler nehmen, geftügt auf ihre 
Vergangenheit, im öffentlihen Leben einen zu breiten 
Raum ein. 

Die Verteidiger der Latifundienwirtihaft und der 
überjchuldeten Rittergüter wollen um feinen Preis den 
vom Standpunkte der ftaatlihen und wirtichaft- 
lichen Gejundheitspflege unabweislidhen operativen 
Einſchnitt zugeben. 

Sie ſuchen ihre Pofition durch einen verzweifelten 
Widerſtand zu retten. 

Die Regierung vermittelt und diplomatifiert, fie 
„erwägt“, während die Bündler, die im Vordertreffen des 
Kartellheers jtehen, ungeftüm zu Thaten drängen. 

Der Bimetallismus und der Antrag Kanitz wer: 
den zwar im Intereſſe der „Sammlung“ als Fragen, die 
nad) der „Kreuzzeitung”“ „Feine unmittelbare praftijche 
Bedeutung“ Haben, nicht in den Vordergrund geitellt. 
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Die Bündler erklären aber gleichzeitig, daß ſie in 
dieſen Punkten nicht mit ſich handeln laſſen. 

Sie revoltieren gegen die konſervative Führung und 
haben ſelbſt dem Freiherrn von Stumm, der ſeltſamer— 
weiſe von einem ſeiner Getreuen als Kandidat des 
Kaiſers empfohlen wurde, einen Bundeskandidaten gegen— 
übergeſtellt. 

In ſtaatserhaltenden Kreiſen könnte eine Fülle von 
Wiſſen und Kraft, von Energie und Einſicht durch eine 
beſtimmte, folgerichtige Stellungnahme der Regierung 
auf Grund eines klaren, poſitiven Programms zu 
fruchtbarer Thätigkeit zuſammengefaßt werden. 

Unter den obwaltenden Umſtänden bleiben aber dieſe 
Kräfte zerſplittert und paralyjiert durch das rück— 
ſichtsloſe Vorgehen des mächtige Gönner einſchließenden 
reaktionären Rings. 

Was die Staats- und Gemeindeverwaltung auf dem 
Gebiete praktiſcher Beſtrebungen für Landwirtſchaft und 
Induſtrie leiſten kann, wenn einſichtige Männer an ihrer 
Spitze ſtehen, dafür fehlt es nicht an vorbildlichen Bei— 
ſpielen. 

Ein in der Preſſe viel beſprochener Jahresbericht des 
„Ausſchuſſes für Wohlfahrtspflege auf dem 
Lande“, der u. a. für die umfaſſende Inangriff— 
nahme der inneren Kolonijation eintritt, ſtellt einzelnen 
Landräten des Weſtens ein glänzendes Zeugnis aus. 

Zu einer durcdhgreifenden Geltendmachung jtaats= 
erhaltender Grundſätze fehlen aber vielfady noch, bejonders 
im Oſten, die geeigneten Verwaltungsorgane: Männer mit 
kräftiger Initiative, geſchärftem Geift und einem für Die 
Beiterforderniffe geübten Blid. 

Dagegen herrſcht Überfluß an Strebern, die auf 
geihügten Seitenwegen, unberührt vom Staub der großen 
Heerftraße, getragen von mädtigen geſellſchaftlichen 
Verbindungen, zu Anjehen und Würden gelangen. 

Hochmütig und blafiert, gleihhgiltig gegen das 
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ideale Streben, bliden diefe Brivilegierten des „fin 
de siecle*“ mit phariſäiſcher Geringſchätzung auf Die: 
jenigen, welche der Ungunft der Witterung und jelbjt 
Stürmen trogend den mühſamen Weg der Pflicht wandeln. 

Die Anjtrengungen des gejellichaftlichen Verkehrs, die 
jogenannten „Standespflichten”, verhindern fie, über die 
Zeichen der Zeit nachzudenken; fie jehen nicht einmal in 
ihrer nächiten Umgebung die ſich ftumm beugende, aber tief 
grollende Unzufriedenheit ihrer von der Sonne der Pro: 
teftion weniger begünjtigten Mitarbeiter. 

Darf man fih da wundern, wenn die Herricher im 
jozialen Reiche an dem Wahne fefthalten, der Staat habe 
lediglih die Aufgabe, ihre Sonderinterejjen zu ver: 
teidigen? 

Das Strebertum macht ſich auch breit in Kreifen, die 
in erjter Linie berufen wären, durch ihr Beifpiel dem 
Volke die Religion zu erhalten. 

In gut evangeliichen Kreifen, die jedem Barteileben 
fern ſtehen, kann man häufig die Meinung äußern hören: 
Der Byzantinismus untergräbt die Achtung vor den 
kirchlichen Autoritäten. 

Zweifellos zählt die evangelifche Kirche zahlreiche pflich t- 
getreue Geiltlihe in Stadt und Land. 

Sn den großen Zentren der jozialen Zerjegung fommt 
e3 aber auch vor, daß unter dem täufchenden Deckmantel 
der Linderung leiblicher und jeeliider Not die raffi- 
niertejte Verfolgung von Privat und Cliquen-Inter— 
eſſen betrieben wird. 

Nah allen Regeln der Beiteuerungsfunjt wird Der 
Wohlthätigfeitsfinn weiter Kreife ausgebeutet, und zwar 
jelbjt für Privatunternehmungen, die nur das Aushänge- 
Ichild einer öffentlichen Injtitution tragen. 

Hier kann man aud die Schlupfwinfel der Hinter- 
treppenpolitif, die Brutjtätten bodenlofer Heuchelei 
entdeden. 

Die jtaatserhaltenden Interefjen und das Anjehen 


der jtaatliden und kirchlichen Autoritäten müffen 
3 


— 34 — 


endlich leiden durch die Begünſtigung des Vertriebs litte— 
rariſcher Erzeugniſſe, wie ſie der Hülle'ſche Chriſtliche 
Zeitſchriftenverlag in großen Maſſen überall im Reiche 
an den Mann zu bringen ſucht. 

Widerlicher, zudringlicher Byzantinismus kann die 
Unkenntnis in der Behandlung ſozialer und wirtſchaftlicher 
Fragen nicht verdecken. 

Billige und ſchlechte litterariſche Ramſchware wird 
weder der Sozialdemokratie Abbruch thun, noch ihren 
Gegnern Gewinn bringen. 

Das hat man auch in einzelnen Miniſterien und 
Reichsämtern eingeſehen und eine ablehnende Haltung 
gezeigt, trotz des bekannten an alle Verwaltungszweige ge— 
richteten Empfehlungsſchreibens. 

Selbſtverſtändlich Hat der Chriſtliche Zeitſchriftenverlag 
auch an der Kampagne für die Umſturzvorlage und für 
die verwandten Beitrebungen teilgenommen. 

Und jest, wo jelbit die Landwirtihaftsfammern 
zur Unterftügung des Unternehmens herangezogen werden, 
findet au die umftürzlerifhe Agrarpolitik in den 
Preßerzeugniſſen des Verlags eine entiprecdhende Ber: 
tretung. 

Das ift die volkswirtſchaftliche Weisheit, Die unter 
„taatserhaltender” Firma verbreitet wird, Die aber nur 
dem Umſturz dient. 


Die Weltlage 
und die deutjchen Reichstagswahlen. 


„In unſerer demokratiſch angehauchten Zeit hat das 
Verſteckenſpiel und tiefe Schweigen keinen Sinn mehr, 
wie es die Diplomatie vor fünfzig Jahren übte. 

Wollen die Megierungen, daß die Dölker mit ihnen 
gehen, fo mülfen fie ihnen aud) Jagen, was fie beab- 
fidytigen und mohin des Weges.“ 

Mit diefen vielfagenden Worten Hat der englijche 
Kolonialminiter kürzlich eine Rede begonnen, welche die 
rujjiiche Regierung des Wortbruchs bejchuldigte und 
Verſtändigungsverſuche mit ihr für wertlos erklärte, weil 
im Falle eines Abkommens niemand da fei, der die richtige 
Erfüllung eingegangener Verpflichtungen garantiere, 

Das heißt Har und deutlich ſprechen. 

Die Sophifterei it Hier auf die klägliche Ausflucht 
reduziert: Chamberlain ift nit England. 

Aber Hat nicht der alte, ruhebedürftige Salisbury 
furz vorher die Lage für fehr Eritifch erklärt und in Aus— 
jicht geftellt, daß man vielleicht ſchon bald an den Opfer— 
mut und die ganze Kraft Englands appellieren müſſe! 

Wenn Einer, fo repräfentiert Chamberlain die Ge— 
ſinnungen des engliſchen Volks. 

Er ijt die Seele der Regierung, der populärfte 
Staatsmann der Seßtzeit. 

As „Radikaler” trat er in die herrichende Eonjervative 
Partei, niht um ihr zu folgen, jondern um fie zu führen 
und für jeinen Standpunkt zu gewinnen. 

Mährend er den engeren Zuſammenſchluß Englands 


mit feinen Kolonien plant, denkt er auch daran, durch 
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weitgehende ſtaatsſozialiſtiſche Reformen dem Seelen 
leben der Nation einen größeren Aufſchwung zu geben. 

England begnügt ſich nicht mehr mit geheimen Um— 
trieben im Lager jeiner Gegner, e8 hat durch den Mund 
Chamberlains offen Stellung genommen. 

Shm gegenüber fteht das aufftrebende Rußland, 
das, ermutigt Durch außergewöhnliche Erfolge, feinen 
Schritt zurückweichen wird. 

Durh den Bund mit Frankreich Hat es ſich die 
reihen Hilfsquellen dieſes Landes eröffnet, die Aktions— 
fraft der parlamentarifhen Republik geftärft und 
ihrer auswärtigen Politik Feſtigkeit gegeben. 

Geftügt auf einen vom Krebsübel der Latifundien- 
wirtijchaft verjchont gebliebenen, durh die Entwidlung 
des Genoſſenſchaftsweſens gekräftigten Bauernftand konnte 
Frankreich alle Standale der Korruption überwinden 
und feinen Befigftand dur Tunis, Madagaskar, Ton— 
fing und zulegt durch wertvolle Erwerbungen in China 
vergrößern. 

Auch in den unteren Volksklaſſen der großen Städte 
herrſcht ein lebendiger patriotiſcher Geift und ein Verjtänd- 
ni3 für die nationalen Aufgaben, daß von den früheren 
Regungen des Chaupinismus wohl unterjchieden wer: 
den muß. 

In DÖfterreih-Ungarn ift die innere Serfegung und 
Verwirrung auf ihrem Gipfelpunft angelangt. 

Die nationalen Gegenſätze haben fih verſchärft; fie 
mußten naturgemäß auch ihre Wirkungen auf die Armee 
ausüben. 

Die Zurüdziehung der öfterreihifhen Schiffe aus 
Kreta ift von der ruſſiſch-franzöſiſchen Preſſe als eine Be- 
günftigung der engliſchen Wühlereien im Drient aufgefaßt 
worden. 

Eine ähnliche Auslegung fand der Empfang des jer- 
bijhen „Generaliſſimus“ am Wiener Hofe, nachdem 
Rußland alle diplomatiſchen Beziehungen zu Serbien 
abgebroden hatte. 
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Die Rede, welche der öſterreichiſch-ungariſche Minifter 
de3 Auswärtigen, Graf Goluchowski, in der legten Ta— 
gung der Delegationen hielt, trat im Ton zwar auß den 
Grenzen der üblichen friedlichen Verfiherungen nicht her— 
aus, doch Fonnte die Bemerkung auffallen: 

„Wir haben in den Balfanländern intenfivere Inter- 
effen zu wahren als Rußland. 

Seit der vorjährigen Reife des öfterreichifchen Kaifers nach 
Petersburg iſt jedenfalls injofern eine Wandlung eingetreten, 
al3 Rußland nad Abſchluß des griechifch-türkifchen Kriegs feine 
traditionelle Drientpolitit wieder aufnahm und ihr 
in der Empfehlung des Prinzen Georg von Griechenland 
zum Gouverneur von Kreta einen präzifen Ausdrud gab. 

Der Vorſchlag fand nicht die Unterftügung des Grafen 
Goluchowski. Und aud Herr v. Bülow bejann ich bei 
diefem Anlaſſe auf gewiffe Traditionen, indem er erflärte, 
Deutfchland fei bei den Drientwirren nicht direkt intereffiert. 

Die Aenderung in der Lage manifeltierte ſich übrigens 
auch in der Verihärfung des Gegenjages zwilchen Bul— 
garien und Serbien. 

Bor Ausbruch des griehifch-türfifchen Krieges ſprach 
man von einem Balfanbund, und die Machthaber von 
Belgrad und Sofia machten ſich freundichaftliche Beſuche. 

Sept ift eine heftige Fehde entbrannt, — zwiſchen den 
Repräfentanten der öfterreihifhhen und denjenigen der 
ruſſiſchen Intereſſenſphäre. 

Die Veröffentlichung der Hauptbeſtimmungen des vor— 
jährigen Petersburger Übereinkommens durch die „Frank— 
furter Zeitung“ iſt, wie das Blatt ſelbſt mitteilt, im 
Intereſſe des Friedens geſchehen. 

Die Urheber der Publikation wollen, wie der offi— 
ziöſe Pariſer „Demps“ verſichert, der engliſchen Kampfluſt 
einen Dämpfer aufſetzen. 

Sie wollen zeigen, daß Oſterreich-Ungarn verpflichtet 
it, für den Frieden in den Balkanländern einzutreten, und 
daß den Kriegdgelüften nicht nur der Zweibund, jondern 
eventuell ein Fünfbund gegemüberjfteht. 
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Stimmt diefe Rechnung ? 

Man muß es bezweifeln. 

Wenn die Entwidlung der jozialen und politifchen 
Ereigniffe an cinem entjcheidenden Punkte angelangt ilt, 
dient alles, was gejchieht, um die Krije und ihre Löſung 
aufzuhalten, zue Beſchleunigung diejer Löfung. 

Das europäiſche Konzert ilt eine Fiktion. Seine 
angeblichen Erfolge find Scheinerfolge. 

Die Monroe-Doktrin gejtattet nicht, daß Europa ſich 
in amerifanifche Angelegenheiten einmifht. Wir mußten 
aber mit verjchränkten Armen zufehen, wie Amerika einer 
europäiſchen Macht den Krieg aufgezwungen hat. 

Das europäiiche Konzert leidet an Altersſchwäche. Die 
neue Geſellſchaft muß ſich erjt noch durchringen. 

Doch vergeſſen wir nicht den Dritten im Dreibunde. 

Welche Anſtrengungen hat Italien gemacht, um mit 
den Rüſtungen für Flotte und Armee auf der Höhe der 
Zeit zu bleiben! 

Und jetzt? Nach der militäriſchen Kataſtrophe in 
Afrika — der wirtſchaftliche Zuſammenbruch, die 
Hungerrevolten! 

Die Geſamtlage trägt das Merkmal einer trüben Gährung 
und Unſicherheit, die Überraſchungen in ſich birgt. 

Im europäiſchen Wetterwinkel kann auch der fried— 
fertigſte Optimiſt die beunruhigendſten Symptome eines 
nahen Sturmes wahrnehmen. 

Denn an Brandftiftern fehlt e8 nicht, wo der joziale 
Bankerott eine Thatiache ift, wo gewifjenloje Schlemmer 
und meineidige Spieler entichlofjen find, alles auf eine 
Karte zu ſetzen. 

Diefe Verhältniffe beſchönigen zu wollen, wäre ein 
Verbreden, ein Verrat am Vaterlande. 

Man muß der Gefahr ruhig ind Auge jehen und dann 
entſchloſſen handeln. 

* 


* 


* 
Der Berfaffer der „Reden an die deutjche Nation“, 
Fichte, Hat unjerem Volke die Miffion zugejchrieben, einen 
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Staat zu bilden, von dem ausgehen werde der Zuſammen— 
ſchluß aller Kulturvölker, das Reich der Gleichheit alles 
deſſen, was Menſchenangeſicht trägt. 

Nun ſtehen wir vor Entſcheidungen, viel gewaltiger 
und bedeutjamer als die Exreigniſſe von 1870. 

Das Kampfgebiet Hat fich beträchtlich erweitert. 

&3 Handelt fich für Deutfchland nicht allein um feine 
Weltſtellung, um die Frage, ob e8 im erjten oder zweiten 
Rang, als führende oder geführte Macht fi) behaupten 
wird, es handelt jih um die nationale Erijtenz. 

Die ſlaviſche Flut drängt unaufhaltiam vorwärts. 
Schon hat fie uns Gebiete entrijjen, welche von der deut— 
Ihen Kultur in fchweren Kämpfen errungen worden waren. 

Der fommende Krieg wird die Pflidhttreue und 
Seelenftärfe auf harte Proben jtellen. 

Das Schnellfeuer, das rauchloſe Pulver, die aufgelöfte 
Gefechtsordnung verlangen eine Disziplin, die feftgewurzelt 
it in einem tiefen Gefühle der Hingebung. 

Es gilt aljo das nationale Bewußtjein zu ftärfen 
und der Begeijterung der breiten Schichten des Volkes für 
König und Vaterland neue Shwungfraft zu geben. 

Und in einer ſolch hochernſten Zeit finden jih Volks— 
vertreter, welche verlangen, man jolle die Dämme gegen 
die ſlaviſche Flut niederreißen, — im Intereſſe der Er— 
haltung der LZatifundienwirtfhaft und der beherrichenden 
Stellung einer Kaſte! 

Inmitten der Gefahren der auswärtigen Lage planen 
verblendete Umjftürzler die Beſchränkung der Volks— 
rechte und die Verwirklihung der Ausgeburten ihrer 
volf3wirtfhaftliden Unwiſſenheit, wollen fie den Pa— 
triotismus und die foziale Erkenntnis auf das Niveau der 
Erzeugniffe des Hüllefchen Zeitjchriftenverlags herabdrüden ! 

Deutſche Wähler! Sorgt dafür, daß dieſe Anjchläge 
zu Schanden gemacht werden. 

Wählt Männer des fozialen Fortſchritts, die für Die 
Freiheit der DOrganifation aller Schichten des arbei— 
tenden Volkes eintreten. 
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Hütet euch vor den feigen Heuchlern, die jegt ihre 
Feindſchaft gegen das allgemeine Wahlreht ableugnen, 
hütet euch auch vor den Helfershelfern und Bundesgenofjen 
der Umjtürzler. 

ragt nicht nach Parteietiletten, wählt Männer mit 
Rückgrat, deren Wirken Zeugnis dafür ablegt, daß fie 
aud in Stürmen und Gefahren feititehen werben. 

Dann, aber auch nur dann fann die mächtige Strö- 
mung entjitehen, welche den Ring der Intriganten durch— 
briht und die Bahn frei macht für die Durchführung 
ftaatserhaltender Reformen. 

Die Solidarität der Intereffen von neunzig Prozent 
der Bevölkerung ift in den thatfächlichen Verhältnifjen be— 
gründet. Aber der Mangel an Erkenntnis, die Macht der 
Unmijjenheit, der Lüge und des falſchen Sceins find die 
ſtärkſten Stügen einer Klafjenherrihaft, die in der Ber: 
jplitterung und Teilung der jchaffenden Kräfte wurzelt. 

Der Zuſammenſchluß, die Sammlung aller, welche den 
Staat und die Monardie ihrem gefhichtliden Beruf 
erhalten wollen, muß deshalb dem Syndifat zur Aus— 
beutung der Staatdgewalt für fträflide Sonder— 
zwede (Gegenjeitige Verſicherungsgeſellſchaft mit 
fehr bejhränfter Haftung) entgegengeftellt werden. 

Denkt daran, deutjche Wähler, daß die Ereignifje auch 
Tage der Prüfung bringen können, die wir nur bejtehen 
werden, wenn die innere Rüftung nicht vernachläſſigt 
worden ift. 

Wenn euere Wahl die innere Gefundung der Ber- 
hältnifje ermöglicht, dann werdet ihr die Wehrfraft und 
die Aktionsfähigkeit der Nation nad) außen verdoppelt 
und verdreifadt Haben. 


Die Niederlage des inneren Feindes trifft auch den 
äußeren Feind. 


Darum: Vorwärts! Und: Drauf! 





‚Wilhelm Gronau’s Bugdruderel, Beriim-Ehöneberg. 
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